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URSPRUNG UND WESEN DER MENSCHENRECHTE!) 
VON 


GERHARD RITTER 


Es kann kaum ein zweites Thema politischer Historie geben, das 
so namittelbar an brennende Lebensprobleme unserer Gegenwart 
rührte, wie die Frage nach dem Ursprung und Wesen der allgemeinen 
Menschenrechte. Wenn die nationalliberale deutsche Historie des 
vorigen Jahrhunderts darüber sprach, etwa über die allgemeinen 
Menschenrechte von 1789 oder 1848, dann geschah es regelmäßig 
mit einem gewissen Kopfschütteln über den Eifer, mit dem unsere 
Vorväter sich die Köpfe erhitzt hätten über einen so abstrakten, 
wirklichkeitsfremden Gegenstand. Heute ist uns in Deutschland 
dieses Kopfschütteln gründlich vergangen, denn wir haben inzwi- 
schen eine Wirklichkeit ohne Menschenrechte kennengelernt und 
fühlen sie von neuem auf uns zukommen; uns graut davor. Wir 
wissen jetzt: daran, daß der Glaube an die Menschenrechte echt ist, 
daran, daß sie Wirklichkeit sind, und nicht bloß Programm, daran 
hängt nichts geringeres als der Fortbestand abendländischer Kultur; 
oder schlichter gesagt: davon hängt es zuletzt ab, ob das Leben auf 
dieser alten europäischen Erde noch lebenswert bleiben wird oder 
nicht. 

Aber was ist der Ursprung und das Wesen dieser Menschenrechte ? 
Nur wer auf diese Frage eine klare Antwort weiß, ist imstande, auch 
die schwere Problematik deutlich zu sehen, von der die Geltung 
allgemeiner Menschenrechte heute bedroht ist, von innen ebenso 
wie von außen her. Die politische Diskussion unserer Tage leidet 
zumeist an einer gefährlichen Verschwommenheit der Begriffe, an 
einer allgemeinen Verwischung von Gegensätzen und Grenzen. 
Um so dringender ist eine Betrachtung, die das historische Geschehen 
vorurteilslos aufzufassen vermag, aber auch grundsätzlich auszu- 
deuten und damit erst fruchtbar zu machen sucht. 

Wer heute von „allgemeinen Menschenrechten“ spricht, denkt 
in erster Linie an jene subjektiven Freiheitsrechte, die das Indivi- 
duum wie ein Schutzzaun umgeben und vor der Vergewaltigung 
durch die staatliche Willkür decken sollen. Leben, Eigentum, Ge- 
wissensüberzeugung, wirtschaftliche Betätigung, öffentliche Äuße- 
tung in Rede und Presse und noch manches andere sollen vor willkür- 
lichen Eingriffen gesichert sein. „Politische Freiheit“, definiert 


!) Erweiterte Form eines in der Basler Historisch-Antiquarischen Gesellschaft 
am 8, 11. 1948 gehaltenen Vortrags. 


Historische Zeitschrift 169. Bd, 16 
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Ei. EEG: 
Montesquieu in seinem berühmten England-Kapitel XI, 6, „ist jene 
Ruhe des Geistes, die aus dem Bewußtsein stammt, daß jeder seine 
Sicherheit hat — weil kein Bürger einen andern zu fürchten braucht“, 
Freiheit als private Sicherheit des ruheliebenden Bürgers — das ist 
(in recht einseitig-bourgeoiser, zugleich typisch französischer For 
mulierung) doch wohl der Kern jener liberalen Freiheitsideen, an 
die man heute gemeinhin beim Reden von den „allgemeinen Men- 
schenrechten‘“ denkt. Diese Art von Freiheit gilt als wesentliche 
Merkmal der westlichen, abendländischen Zivilisation im 

satz zur „totalitären‘“ Staatssklaverei. Aber geschichtliche Betrach- 
tung zeigt, daß sie ein relativ sehr junges Produkt dieser westlichen 
Zivilisation darstellt; daß die sogenannten Menschenrechte ursprüng- 
lich durchaus nicht als Selbstschutz eines politisch ruheseligen Bürger- 
tums, sondern als Ausdruck einer höchstgesteigerten, politischen und 
wirtschaftlichen Aktivität zu verstehen sind; daß sie einer kolonialen 
Ausnahmesituation entstammen, deren geschichtliche Voraussetzun- 
gen sich so in Europa nirgends wiederholten; daß sie daher auf dem 
Boden unseres Kontinents eine Wirkung ausgeübt haben, die man 
nicht anders als zweischneidig nennen kann: teils segensreich, teil 
aber auch gefährlich, ja verheerend; und daß sie von Anfang an eine 
innere Spannung gegensätzlicher Prinzipien in sich enthielten, die 
sie heute gänzlich auseinanderzusprengen, jedenfalls aber praktisch 


unwirksam zu machen droht. An ihrer Überwindung zu arbeiten, 
das System der Menschenrechte auf tiefere und reinere Prinzipien 
zurückzuführen, erscheint deshalb als dringende Aufgabe unserer 
Generation. 


I. 


Die Verkündung allgemeiner Menschenrechte ist so, wie sie 
zuerst in den modernen Staatsverfassungen erscheint, bekanntlich 
abgeleitet aus naturrechtlichen Theorien vom Staatsvertrag. Det 
Mensch ist danach frei geboren. Er hat, indem er mit anderen den 
Gesellschaftsvertrag zur Gründung eines Gemeinwesens schloß und 
sich durch den sogen. Unterwerfungsvertrag in die Abhängigkeit 
von einer staatlichen Obrigkeit begab, seine ursprüngliche Freiheit 
nicht einfach aufgegeben, sondern sich in anderer Form vorbehalten. 
Sie bleibt sein Eigentum, das ihm kein staatlicher Gewalthaber und 
kein positives Gesetz nehmen kann. Das war ein Gemeinplatz aller 
Naturrechtslehrer seit dem Altertum. Immer schon seit den poli- 
tischen Theorien der Spätantike war der Widerstand gegen tyrat- 
nische Gewalt damit begründet worden, daß der Mensch im Ur- 
zustand völlig frei gewesen sei. Aber von einer grundsätzlich staats- 
freien Sphäre, von einem juristisch genau abgegrenzten Bezirk indi- 
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widueller Bewegungsfreiheit, in den keine Staatsgewalt hineinreichen 
df, von einem förmlichen Katalog vorstaatlicher und überstaat- 
jeher, individueller Freiheitsrechte hat man sehr lange, ja bis an die 
Schwelle der neusten Zeit nichts gewußt. 

Dis hellenische Staatsdenken der klassischen Zeit kannte weder 
diegrundsätzliche Selbstbeschränkung der Staatsgewalt noch eine 
uspfüngliche Freiheit und Gleichheit aller Menschen; Freiheit war 
hier nichts anderes als Freiheit für den Staatsdienst, Anspruch des 
Vollbürgers auf Teilnahme an Gericht und Regierung, nicht aber 
Preiheit vom Staat oder gegenüber dem Staat. Perikles hat die Ver- 
fssung der Athener gerühmt, weil sie im Gegensatz zu Sparta auf 
feiem Gehorsam statt auf einschnürendem Zwang aufgebaut sei. 
Tatsächlich hat der freie Geist der Athener sich auch immer wieder 
ufgelehnt gegen den Druck politischer Konventionen, wie das Bei- 
spiel des Sokrates zeigt. Aber einen verbrieften Anspruch des Indi- 
duums auf Geistesfreiheit hat es in Athen so wenig gegeben, daß 
&ePhilosoph den Giftbecher trinken mußte, und über den Kreis 
deaVollbürger hinaus gab es auch keine Gleichheit; gegen die Skla- 
vereihat keiner der griechischen Philosophen protestiert — imGegen- 
tel: sie haben sich um ihre moralische Rechtfertigung mit den ge- 
qältesten Argumenten gemüht. 
















Esst die Spätantike kennt eine Gemeinschaft von Menschen, in 
die kein staatlicher Zwang mehr hineinreicht und in der alle natio- 
ialen, politischen, ständischen Unterschiede zu Boden fallen: das 
Wetreich der wahrhaft Weisen, von denen die Stoa schwärmt: wo 
ds Licht der Weltvernunft in erhabenem Glanze leuchtet und durch 
kinen Sturm irdischer, politischer Leidenschaften ausgelöscht wer- 
«akann. Aber es ist ein Reich nicht von dieser Welt: eine über- 
statliche, unpolitische, unsichtbare Geistesgemeinschaft, in die man 








ag. Det 

22" den | fücte, um sich dem Trubel politischer Kämpfe zu entziehen. Am 
loß und | Ititut der Sklaverei hat auch die stoische Philosophie nicht ernst- 
ngigkeit | Ühgerüttelt. Es bedarf erst vieler geistiger Brücken, um vom Welt- 


eich der Vernunft zum konkreten Staat und seiner politisch-juristi- 
schen Gestaltung den Weg zu finden. Dasselbe gilt von der un- 
üichtbaren Gemeinschaft der Heiligen, der Jünger Christi, die das 
ffühe Christentum predigt: auch sie führt von der Politik hinweg, 
üicht hinein, auch sie bildet zunächst kein neues, staatsgestalten- 
Prinzip. 
‚Immerhin: ohne Stoa und Christentum wäre es nie zur Ausbildung 
&nes rationalen Systems überstaatlicher, sogenannter natürlicher 
Menschenrechte gekommen. Das neuzeitliche Menschenrecht ist 
16* 
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nicht einfach die Frucht der von Stoa und Christentum entwickelten 
spätantiken und mittelalterlichen Sozialethik; aber es ruht doch ganz 
und gar auf den von ihnen geschaffenen geistigen Voraussetzungen: 
auf den Ideen des stoisch-christlichen Naturrechts und auf dem 
neuen Lebensgefühl einer gleichsam doppelpolig gewordenen Ge. 
sellschaft. 

Das christliche Naturrecht der mittelalterlichen Scholastik hat yor 
allem darin seine geschichtliche Bedeutung, daß es eine sittliche Nom, 
die Idee einer ewigen Rechtsordnung über dem Staat aufstellt —die 
Idee der Gerechtigkeit und des Friedens, der alle irdischen Macht- 
haber zu dienen haben. Die Staatenwelt soll zu einem von sittlichen 
Prinzipien geordneten Kosmos, einem Ordo mundi werden — dieses 
für abendländisches Denken so entscheidende Ideal verdanken wir 
den naturrechtlichen Traditionen der abendländischen, römisch- 
katholischen Kirche. Das scholastische Naturrecht, hervorgegangen 
aus einer Vermischung und gegenseitigen Durchdringung stoischer 
und christlicher Ideen, die schon bei den Kirchenvätern der Früh- 
epoche beginnt, gewinnt seine Ordnungsprinzipien aus der Vorstel- 
lung von der ursprünglichen Gleichheit und Freiheit alles dessen, 
was Menschenantlitz trägt und von der Gemeinschaft einer alle natio- 
nalen und ständischen Unterschiede übergreifenden Menschheit 
schlechthin. Alle Menschen sind gleich, sofern sie alle ohne Unter- 
schied Geistwesen, Teilhaber am Weltgeist sind — das ist der Aus- 
gangspunkt stoischer Philosophie; sie sind alle gleich, sofern sie alle 
ohne Unterschied Sünder vor Gott und ihm verantwortlich, aber 
auch Gottes Ebenbilder und seine geliebten Kinder sind (geliebt 
trotz der unheilbaren Trübung des Ebenbilds) — das ist der christ- 
liche Kerngedanke. Zwei sehr verschiedenartige Ausgangspunkte, 
wie man sieht! Ihre Gegensätzlichkeit wird denn auch nicht ohne 
weittragende Folgen bleiben und uns noch später beschäftigen. Aber 
das Gemeinsame: das Außerachtlassen alles dessen, was die Menschen 


unterscheidet, vor allem das Überspringen der nationalen und stät- 
dischen Unterschiede, war doch stark genug, um die philosophische 
Idee ganz unmittelbar in die theologische Arbeit hineinwirken zu 
lassen, einen vollen Einklang von natürlicher Vernunft und christ- 
licher Offenbarung wenigstens vorzutäuschen. Das scholastische 
Naturrecht übernahm die Theorien der Spätantike von den ursprüng- 
lichen, niemals gänzlich aufhebbaren Freiheitsrechten des Indivi- 
duums, sporadisch aber auch (anknüpfend an gewisse Fragmente 
ciceronischer Schriften und einzelne Sätze des römischen Kaiser- 
rechtes) die Lehren von der ursprünglichen Volkssouveränität und 
vom Gesellschafts- und Unterwerfungsvertrag, wie sie spätrömische 
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uristen daraus abgeleitet hatten. Im Hochmittelalter wurden vor- 
züglich die ständischen Gerechtsame der Feudalgesellschaft damit 

ündet, im Spätmittelalter auch wohl revolutionäre Theorien vom 
Widerstandsrecht daraus entwickelt bis zur Lehre vom Tyrannen- 
mord. Die Lehre vom Staatsvertrag war sehr geeignet, die ohnedies 
bestehende Bindung des Herrschers an Gesetz und Herkommen 
rational zu begründen und also noch zu verstärken; sie konnte aber 
auch dazu dienen, ebenso wie im spätrömischen Kaiserrecht die 
strenge Bindung der Untertanen an den Unterwerfungsvertrag zu 
betonen und damit dem fürstlichen Absolutismus die Wege zu ebnen. 
Sie war also zweiseitig und insofern politisch neutral. Keinesfalls 
nötigte sie dazu, den Individuen innerhalb des Staates eine eigene 
Sphäre der Bewegungsfreiheit abzugrenzen — dazu lag in den über- 
aus lockeren Staatswesen der Feudalzeit auch nicht das geringste 
Bedürfnis vor. 

Diesum so weniger, als neben und über dem weltlichen Staat die 
Kirche stand: neben der politischen Gemeinschaft die geistige, die 
grundsätzlich keine Staats- und Völkergrenzen, aber auch keine 
Herrschaft irdischer Gewalten über die Seele kennt. Das Nebenein- 
ander von Staat und Kirche ist das wichtigste Unterscheidungsmerk- 
mal der nachantiken Welt, aus dem sich ihr besonderes Lebensgefühl 
erklärt, Solange in ihr der christliche Glaube noch wirklich lebendig 
ist, kann es keine staatlichen Totalitätsansprüche geben; denn nicht 
die oberste weltliche Macht, sondern der christliche Gott, vor dessen 
Majestät jeder irdische Glanz verblaßt, ist Gegenstand der höchsten 


‚ Liebe und der größten Furcht. Diese Doppelpoligkeit der christ- 


lichen Existenz enthebt den wahrhaft Gläubigen aller Menschen- 
furcht; sie macht ihn in seinem sittlich-religiösen Wesenskern von 
allem staatlichen Gebot unabhängig und schafft damit bereits eine 
staatsfreie Lebenssphäre. Man kann sie daher als unentbehrliche 
Voraussetzung für das Werden der modernen Menschenrechte be- 
trachten, die sich ja alle zuletzt um die Forderung der Gesinnungs-, 
Gewissens-, Religions- oder Gedankenfreiheit gruppieren. Natur- 
techtliche Theorie und der Kampf religiöser Eiferer gegen jede Form 
von Gewissenszwang oder Staatskirchentum mußten zusammen- 
kommen, damit die moderne Lehre von den allgemeinen Menschen- 


sechten möglich wurde. 


Indessen gilt es hier, zwischen allgemeinen geistigen Voraus- 
setzungen und konkretem geschichtlichem Anlaß sehr sorgfältig zu 
unterscheiden. Geschichtlich war der Weg sehr weit, der von der 
Predigt christlicher Kirchen zur Begründung moderner Religions- 
freiheit führte, Wäre das Christentum eine Sekte geblieben, die um 





238 Gerhard Ritter 


ihre Duldung unter großen Blutopfern kämpfen mußte, wie in den 
ersten Jahrhunderten unserer Zeitrechnung, so hätte es alles daran- 
setzen müssen, die Religionsfreineit zu einem Grundgesetz des welt. 
lichen Staates zu machen. Statt dessen wurde es durch Constantin 
zur Staatsreligion erhoben und hatte seitdem den Arm des welt 
lichen Staates zu seiner Verfügung, um damit seine Gegner zu ver 
folgen und auszurotten. Bekanntlich hat die Kirche davon sehr 
kräftigen, ja rücksichtslosen Gebrauch gemacht — mit dem ganzen 
Fanatismus eines Offenbarungsglaubens, der sich im Alleinbesitz der 
absoluten Wahrheit weiß. Wie hätte auf dem Boden der einen, welt- 
beherrschenden Kirche der Gedanke an ein ursprüngliches Men- 
schenrecht auf Glaubens- und Gewissensfreiheit aufkommen und 
sich durchsetzen sollen? Nicht eher als bis die Einheit der allbe- 
herrschenden Kirche von innen her gesprengt und damit ein Zwie- 
spalt aufgerissen war, den keine Staatsgewalt mehr zu meistern ver- 
mochte. In der Reformationszeit kam es soweit noch nicht, trotz der 
reformatorischen Lehre, daß der Glaube sich nicht mit äußeren 
Mitteln erzwingen lasse, und trotz der Preisgabe kirchlicher Herr- 
schaftsansprüche über den Staat. Gewiß: die Ketzerverfolgung 
nahm andere, teilweise mildere Formen an; aber wo irgendeine 
Landesobrigkeit für die neue Kirche gewonnen war, scheuten die 
Theologen sich nicht, ihre Machtmittel in jeder Form zur ‚‚Hut der 
reinen Lehre“ aufzubieten. Und wo die Machthaber der reformato- 
rischen Lehre feindlich waren, da kämpften deren Anhänger (wie die 
Hugenotten in Frankreich) nicht etwa für Duldung, sondern für die 
Alleinherrschaft im Staate. Cuius regio, eius religio — dieser schreck- 
liche Grundsatz wurde zum neuen Ordnungsprinzip. 

So lange, bis einerseits die Empörung vergewaltigter Gewissen, 
anderseits der Widerwille und die Staatsraison säkularisierter Obrig- 
keiten gegen den Zelotismus der Priester und Pastoren die praktische 
Toleranz erzwang. Bis dahin war es aber ein langer und mühsamer 
Weg, auf dem politische und wirtschaftliche Motive neben den gei- 
stig-religiösen eine sehr große Rolle spielten. 


Mit der größten Erbitterung wurde um die Toleranz in der jungen 
holländischen Republik gerungen, die ohne den fanatischen Glaubens- 
eifer ihrer „prezisen‘““ Calvinisten niemals ihren schweren Freiheits- 
kampf hätte führen und durchhalten können, die aber anderseits 
ihre Commercien, die Quelle ihres Reichtums und ihrer Macht, nicht 
emporbringen konnte ohne Duldung leistungsfähiger und kapital- 
kräftiger Elemente aus allen möglichen Glaubensrichtungen. Ideen- 
geschichtlich haben ausschließlich die radikalen, von den Reform- 
tionskirchen verfolgten Sektierer und die liberalen Vorläufer des 
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Rationalismus den Toleranzgedanken gefördert. Jene 
strenggläubigen, englisch-schottischen Puritaner kongregationalisti- 


“ scher Richtung, die in England mit dem offiziellen Staatskirchentum 


in Konflikt gerieten und nach Holland oder Amerika auswanderten, 
waren zwar leidenschaftliche Gegner des Absolutismus in Staat und 
Kirche, vielfach radikale Demokraten; aber religiös tolerant waren 
sie ebensowenig wie der Calvinismus überhaupt. Da sie in England 
nicht die Mehrheit erringen konnten, verließen sie das Land und 
fuhren über das Große Wasser — aber nicht, um drüben ein Reich 
seligiöser Freiheit zu begründen, sondern um nun ihren eigenen 
„Covenant mit Gott“ zu machen und ihre theokratischen Ideale un- 
gestört und restlos zu verwirklichen — mit größter Härte gegen jede 
Oppostion. Ihre Freibriefe, die Stiftungsurkunden der Neu-England- 
staaten, sagen es mit größter Deutlichkeit, daß diese Siedler Freiheit 
für ihre kirchliche Sondergruppe wollen — nichts weiter. Bekannt- 
lich kam es in den neuen Kolonien sehr bald zu Kämpfen zwischen 
Katholiken, Anglikanern, Presbyterianern, Kongregationalisten und 
ndikalen Sektierern, so daß der Glaubenskampf der alten Welt in 
anderer Form sich drüben fortsetzte. Nur bot die unendliche Weite 
der hier zu besiedelnden Räume immer wieder Möglichkeiten des 
Ausweichens, die die Schärfe solcher Kämpfe milderten. Toleranz 
als sittlich-religiöses Prinzip ist aber immer nur von denjenigen 
Theologen gefordert worden, die dem strengen Biblizismus des tra- 
ditionellen Kirchentums widerstrebten: von den liberalen Theologen 
der italienischen Renaissance, die sich im 16. Jahrhundert als Emi- 
granten über ganz Europa verbreiteten und überall als Vorläufer 
der späteren Aufklärung den Samen rationalistischer Ideen ausstreu- 
ten, sowie von jenen Sektierern spiritualistischer Richtung, die als 
Independente, Täufer, Quäker, Leveller oder Seeker im England der 
großen Revolution und der Restauration eine so bedeutende Rolle 
spielten. Hier, wo das „innere Licht‘, die unmittelbare Offenbarung 
Gottes im Menschenherzen, als Quell aller Wahrheit galt, wo kein 
offizielles Kirchendogma anerkannt wurde, hier wollte man natürlich 
auch von staatlicher Regulierung der Glaubensüberzeugung nichts 
wissen. Einer dieser Independenten, der junge Prediger Roger 
Williams, hat solche Lehren auch in Neu-England verkündetl). 
Von einem angeborenen Menschenrecht auf Gewissensfreiheit wußte 
er freilich noch nichts, wohl aber von einer totalen Trennung zwi- 


schen der Religion (einer ganz innerlich und außerweltlich verstan- 


) Vgl. dazuM. Freund, Die Idee der Toleranz im England der großen Revolution, 
1937, S, 241 ft. 





240 Gerhard Ritter 


denen Religion!) und dem Staat als Bereich der reinen, naturhaften 
Weltlichkeit. Diesem streng säkularen Staat kann man weder geist. 
liche Gebote auferlegen noch irgendwelche kirchlichen Aufgaben 
zumuten, und gegen seine Gesetze gibt es auch keinen Widerstand, 
der sich auf Gewissensskrupel berufen dürfte; anderseits hat er, da 
ihn das religiöse Leben nichts angeht, auch keinerlei Recht zur Reli. 
gionsverfolgung. Williams wurde seiner abweichenden Ansichten 
wegen aus Massachusetts verbannt und mußte zu den Indianer 
fliehen. Die Tatsache, daß er dort eine neue Kolonie Rhode Island 
auf dem Grundsatz der Toleranz aller christlichen Bekenntnisse 
gründete, hat ihm den Ruhm eines frühen Vorläufers und Wege- 
bahners der amerikanischen Freiheitsbills von 1776 verschafft — 
ähnlich wie dem Quäker William Penn seine Stiftung Pennsylvanien, 
eine Freistatt verfolgter Sektierer. Aber es ist unmöglich, die 1776 
proklamierten Menschenrechte (wie es Jellinek in einer berühmten 
Untersuchung von 1895 tat) aus irgendwelchen religiösen Toleranz- 
forderungen der Amerikaner abzuleiten. Wer die amerikanischen 
Gründungscharters des 17. Jahrhunderts liest — auch die Freibriefe 
von Rhode Island oder Pennsylvanien — findet darin nirgends eine 
Berufung auf allgemeine Freiheitsrechte des Menschen; statt dessen 
ist fortwährend von königlich englischen Privilegien und von alt- 
überlieferten Freiheiten der Engländer die Rede; außerdem wird 
überall der christliche Charakter der kolonialen Gesellschaft ak 
selbstverständlich vorausgesetzt. Am Ende des 18. Jahrhunderts 
vollends, als Amerika sich von England losriß, spielte die Emanzi- 
pation von der anglikanischen Staatskirche überhaupt keine Rolk 
mehr. Ein Artikel über religiöse Gewissensfreiheit wurde erst nach- 
träglich in die maßgebende Freiheitsbill von Virginia hineingebracht, 
und nicht ohne Widerspruch des Staatskirchentums, das sich selbst 
zu behaupten wußte. Nicht religiöse, sondern höchst materielle 
Beschwerden gaben den Anstoß zur amerikanischen Revolution; 
getragen wurde sie nicht von geistlichem Eifer, sondern von einem 
rein weltlich-politischen, unbändigen Geltungsdrang, einem echten 
Nationalismus des jungen Kolonialvolkes. 


Nur in einem viel weiteren, allgemeineren Sinn hat der Kampf um 
die Religion Bedeutung gehabt für die Herausbildung des modernen 
Liberalismus und Demokratismus. Er schuf gewissermaßen die 
Temperatur, die Weißglut der Leidenschaften, ohne die es unmög- 
lich gewesen wäre, das starre System des fürstlichen Absolutismus 
zum Schmelzen zu bringen. Um Sondergerechtsame adliger Fami- 
lien, Freiheiten geistlicher und weltlicher Korporationen, Gruppen 
und Stände war im christlich-germanischen Staat von jeher viel ge- 
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stritten worden. Der mittelalterliche Feudalstaat, weit entfernt von 
absoluter Souveränität des Herrschertums, war gewissermaßen aus 


naturhaften 
'eder geist. 













Aufgaben lauter Freiheiten der feudalen Stände zusammengesetzt gewesen. “ 
Viderstand, Aber im Spätmittelalter und der Renaissanceepoche hatte sich das “ 
‚hat er, Fürstentum besonders der westeuropäischen Nationalstaaten weit E 
ıt zur Reli. darüber hinausgehoben, hatte alle diese Privilegien zu beschneiden “2 
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undeinzuengen begonnen, mehr und mehr die öffentliche Gewalt in x 
seiner Hand versammelt. Die Religionsspaltung schien zunächst a 








ode Island diesen Prozeß noch zu beschleunigen, indem sie die verschiedenen k 5 
kenntnisse Landesfürsten noch viel mehr als im Spätmittelalter zu Herren ihrer N 
ınd Wege- Landeskirchen machte, ja ihnen die letzte Entscheidung über den 





Glaubensstand, also über das religiöse Gewissen ihrer Untertanen in 
die Hand legte. Eine sehr gefährliche Entwicklung: eine Ausdehnung 
staatlicher Hoheitsrechte, die der alten Doppelpoligkeit des abend- 
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berühmten ländischen Lebens widersprach und die sogleich eine schwere Ver- 

 Toleranz- giftung außenpolitischer Machtkämpfe durch konfessionelle Leiden- 4 
ikanischen schaften herbeiführte! In Spanien war sie nicht aufzuhalten und 
Freibriefe hat schließlich das Land ruiniert, in Frankreich und Deutschland A 















gends eine gelang es den ständischen Gegenkräften,— dort vorübergehend, hier © 
tatt dessen dauernd —, eine Art von Gleichgewicht der Konfessionen durch- = 
d vonalt- # :zusetzen. In Holland und England allein hat der Glaubenskampf zu u 
dem wird politischen Entscheidungen von grundsätzlicher, europäischer Be- # 
Ischaft als deutung geführt. In beiden Ländern gab es eine altständische Tra- 
ırhunderts dition von besonders großer Zähigkeit und besonders großem „ 
e Emanzi- Schwergewicht. In beiden kämpften die Stände seit langem für die 2 
eine Rolle Erhaltung und Ausdehnung ihrer alten Gerechtsame gegen das = 
erst nach- Machtstreben des fürstlichen Absolutismus und seiner modernen “ 








ngebracht, Bürokratie. Aber dieser Kampf wäre in den Niederlanden sicher, in P. 
ich selbst England höchst wahrscheinlich vergeblich gewesen, wäre nicht der ; 
materielle Sturm der religiösen Leidenschaften den Ständevertretern zu Hilfe a 
volution; gekommen: die Opposition der holländischen Calvinisten gegen das % 






on einem 
»m echten 


katholische System der spanischen Könige, der Aufstand radikaler S 
englischer Puritaner und Independenten gegen die anglikanische 
Bischofs- und Staatskirche. So wurde das Endergebnis dieser Kämpfe, 













ampf um der neue parlamentarische Staatstypus Hollands und Englands, von i 
modernen teligiösen Kräften mitbegründet. Sie haben dafür gesorgt, daß in h 
raßen die dem neuen Staat ihre eigene Glaubensrichtung Lebensluft bekam; N 
s unmög- aber allgemeine, unbegrenzte Religionsfreiheit haben sie weder er- ’ 
olutismus strebt noch erreicht. i 
ger Fami- In England haben sie nicht einmal die Abschaffung politischer Pri- “ 
Gruppen vilegien der anglikanischen Staatskirche auf die Dauer durchgesetzt. “ 





r vielge- @ Statt dessen hat der Ständekampf im Laufe des 17. Jahrhunderts dazu 





242 Gerhard Ritter 


geführt, daß eine Reihe von Gerechtsamen englischer Staatsbürger 
feierlich verbrieft und besiegelt wurden (in der Form von Bills of 
rights), die man in ihrer Summe wohl als eine erste verfassungsmäßige 
Garantie individueller Bewegungsfreiheit innerhalb des Staates im 
Sinn des späteren Liberalismus bezeichnen kann. Sie geben sich 
immer als bloße Bestätigung altständischen Herkommens, knüpfen 
auch meist an irgendwelche ältere Staatspraxis, zuletzt an die feudale 
Magna Charta von 1215 an, fügen aber im einzelnen doch manche 
Neue hinzu. Schutz vor willkürlichen Steuerauflagen ohne stän- 
dische Bewilligung, vor ungesetzlicher Verhaftung und Zwangsein- 
quartierung, Schutz des Verhafteten vor willkürlicher Behandl 
Garantien des zivilen Gerichtsstandes gegen die Militärgerichtsbar- 
keit, freies Petitionsrecht aller Untertanen und das Recht der Prote- 
stanten, Waffen zu ihrer Verteidigung zu tragen, Freiheit der Wahlen 
und der Debatten im Parlament, Schutz vor übermäßig grausamen 
und harten Strafen — das sind die wichtigsten dieser Freiheitsrechte, 
Sie bilden, wie man sieht, durchaus kein logisch abgerundetes und 
vollständiges System, sind vielmehr alle aus ganz konkreten Anlässen 
entstanden. Gleichwohl waren die Engländer des 18. Jahrhunderts 
überzeugt, daß ihre freiheitliche Staatsverfassung auch den Forde- 
rungen der natürlichen Vernunft im Sinn des neuen rationalistischen 
Naturrechts entspreche. Locke und Blackstone, die beiden Haupt- 
vertreter rationalistischer Staatstheorie in England, faßten ihre 
Summe in dem Recht auf Leben, Freiheit, Eigentum und Sicherheit 
kurz zusammen; in einer eigenen Schrift hat Locke auch dieReligions- 
freiheit als natürliches Menschenrecht gefordert. Aber einen irgend- 
wie vollständigen Katalog von allgemeinen Menschen- und Bürger- 
rechten hat auch er nicht geliefert. 


Das ist vielmehr zum erstenmal in der Bill of Rights der Staats- 
verfassung Virginias von 1776 geschehen, ähnlich in den anderen 
revolutionären Verfassungen der amerikanischen Einzelstaaten, 
schließlich in der berühmten, stark abgekürzten Formulierung Jefler- 
sons in der Unabhängigkeitserklärung vom 4. Juli 1776. Damit waren 
die „Menschenrechte“ in eine Form gebracht, die sie zu einem wesent- 
lichen Bestandteil des modernen Staatsrechts werden ließ: die fran- 
zösischen „„Menschen- und Bürgerrechte“ von 1789 sind eine Nach- 
ahmung, alle späteren ähnlichen Erklärungen europäischer Ver- 
fassungsgesetze eine Fortbildung dieses amerikanischen Mustes. 


Wie kamen die Revolutionäre von 1776 zu dieser denkwürdigen 
Erklärung? Darüber ist viel gestritten worden. Daß die Frage det 
Religionsfreiheit nicht den entscheidenden Anstoß gab, haben wit 
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schon erörtert. Sicher ist auch, daß die Forderungen im einzelnen 
nichts Neues brachten, d.h. nichts, was nicht schon altenglisches 
Recht und Herkommen war oder von den Kolonisten schon lange 
als ihr Privileg betrachtet und praktiziert wurde: die Rechtsgleich- 
heit aller Stände und Abschaffung aller Sonderprivilegien großer 
Eigentümer und ihrer Sippen; Wahl der Behörden auf Zeit und in 

igem Wechsel; freies Wahlrecht aller „am Gemeinwohl 
dauernd Interessierten“ (d. h. vorzüglich der Besitzenden) ; keine Auf- 
Iegung von Steuern oder Abgaben und kein Erlaß von Gesetzen ohne 
Bewilligung des Parlaments; Schutz vor willkürlicher Verhaftung 
und Verfolgung; Verbot von Grausamkeiten in Strafprozessen und 
Strafverfahren; unparteiische Schöffengerichte im Straf- und Zivil- 
prozeß (also keine Sonder- und Ausnahmegerichte); Verbot stehen- 
der Heere in Friedenszeiten, Unterstellung des Militärs unter die 
Zivilbehörden, Empfehlung bürgerlicher Milizen; Pressefreiheit; 
Einheit der Regierung; Verbot allgemeiner Polizeivollmachten zu 
Haussuchungen und Festnahme Verdächtiger, wie man sie soeben 
im Streit um die englischen Zollauflagen und im Kampf gegen den 
landesüblichen Schmuggel erlebt hatte — schließlich auch, mehr 
anhangsweise, die religiöse Gewissens- und Kulturfreiheit. Diesem 
Katalog von Virginia lassen sich, aus anderen Verfassungen, noch 
weitere, ähnlichen Ursprungs hinzufügen: das Recht freier Aus- 
wanderung, Versammlungsfreiheit, Petitions- und Beschwerderecht, 
volle Diskussionsfreiheit der Abgeordneten, der Grundsatz „nulla 
poena sine lege“‘, Beschränkung der Kriegsgerichte u.a. m. (Massa- 
chusetts und Pennsylvanien). Sie finden sich alle in bunter Reihen- 
folge ohne höhere Ordnung nebeneinander. Wie die englischen 
Freiheitsbills des 17. Jahrhunderts stückweise, unsystematisch und 
jeweils aus konkretem Anlaß im Kampf gegen Übergriffe der Kron- 


. gewalt entstanden waren, so auch die amerikanischen im Kampf 


gegen vermeintliche und wirkliche Übergriffe des englischen Unter- 
hauses. Viele von ihnen waren denn auch schon lange vorher vor 
den Parlamenten verschiedener Einzelstaaten deklariert worden. 
Wenn man sie jetzt zu einem förmlichen Katalog der Freiheitsrechte 
zusammenstellte, so wurde doch noch kein logisches Ganzes daraus. 
Aber neu war ihre Begründung: nicht mehr aus altem Recht und Her- 
kommen, sondern aus den allgemeinsten Sätzen des Naturrechtes, 
das für die ganze Menschheit gelten soll. Es wird erklärt, daß alle 
Menschen von Natur gleich frei und unabhängig sind und daß sie 
gewisse Freiheitsrechte aus dem Urzustand in den Staatsverband mit- 
übernommen haben; daß alle Gewalt beim Volke ruht, als dessen 
Treuhänder und Diener sich die Behörden zu betrachten haben — 
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ES 


Glück und Wohlfahrt des Volkes soll das oberste Ziel aller Staats. 
bildung sein. Sicherung gegen Willkür und Mißbrauch der Gewalt 
ist die höchste Aufgabe der Verfassung, Trennung von Exekutive, 
Legislative und richterlicher Gewalt zu diesem Zweck unentbehrlich 
— das alles wird noch verbrämt mit Ermahnungen an das Volk zı 
gerechtem Sinn, Mäßigung, Enthaltsamkeit, Sparsamkeit und Th. 
gend als moralischen Fundamenten der Freiheit. Es war geschicht. 
lich das erstemal, daß die abstrakte Theorie des Naturrechts gan 
unmittelbar als positives Staatsrecht verkündet wurde, aber doch 
wieder so, daß sie zugleich über dem positiven Recht stehen, d.h, 
dem Gesetzgeber ein für allemal die Hände binden sollte. Halb all 
gemeiner Grundsatz von überstaatlicher Geltung, halb positive 
staatliche Satzung, halb sittliche, halb gesetzliche Norm — dieses 
ungeklärte Verhältnis beider Geltungssphären ist bis heute, wie 
scheint, dem amerikanischen Rechtsdenken eigentümlich: die Folge- 
wirkungen spürt man heute in Deutschland sehr konkret. 

An die Lösung der Frage, wie es kam, daß die Amerikaner diesen 
entscheidenden Schritt über das positive Recht hinaus taten — warum 
sie diesen Griff „in die Sterne‘ zur Begründung ihrer Freiheit wag- 
ten — ist ein wahres Übermaß von gelehrtem Scharfsinn gesetz 
worden. Die einfachste Erklärung scheint mir zugleich die wahr- 
scheinlichste: sie taten es als echte Revolutionäre. Jahrzehntelang 
hatten sie nun, im Streit über diese oder jene Gewaltmaßnahme der 
englischen Regierung, sich auf dieses oder jenes altenglische Firei- 
heitsrecht, auf diese oder jene Bestimmung ihrer kolonialen Char- 
ters berufen. In dem Moment, wo sie sich gänzlich losrissen vom 
Mutterland mit allen seinen Traditionen, genügte das alles nicht 
mehr. Nach englischem Recht war das Londoner Parlament der allein 
legitime Täger der Volksfreiheit, zugleich der alleinige Souverän. 
Jetzt, wo es eine neue, autonome Nation, eine neue Souveräni- 
tät zu begründen galt, war der förmliche Bruch mit dem 
historischen Recht gar nicht zu vermeiden. Ein solcher Rechts- 
bruch ließ sich nicht anders begründen als mit der Anklage 
der Tyrannei gegen den englischen Souverän. Wie man abet 
gegen Tyrannei am besten ankämpft, das hatten schon die eng- 
lischen Revolutionäre der Zeit Cromwells mit ihren „agreements of 
the people“ gelehrt, und davon hallte die Publizistik des ganzen 
Jahrhunderts wieder: da gab es keine bessere Waffe als den Appell 
an das ewige, in den Sternen geschriebene Recht der Natur, an die 
angeborene Freiheit des Menschen. Die neue Staatsphilosophie der 
Rationalisten von Locke und Montesquieu bis zu Blackstone und 
Mably blickt deutlich durch die Sätze der amerikanischen Freiheits- 
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pills durch‘). Diese Freiheitsbills sind ein publizistisches Kampf- 
mittel, ein Stück Revolutionspropaganda, wenn man will, zur Auf- 
geizung einer noch zögernden, einer erst halb zum Abfall entschlosse- 
nen Nation: geprägt von den stürmischen Advokaten und Vor- 
ern der neuen Freiheit, die sich längst an polemische Übertrei- 
bungen gewöhnt haben und die sich um so mehr auf das Naturrecht 
verwiesen sehen, je weniger sie im Grunde die formale Legalität 
der englischen Zwangsmaßnahmen bestreiten können. Ihre Kund- 
ngen und Schriften zeigen seit Beginn des Streits mit England 
eine deutlich ansteigende Entwicklung: weg vom historischen, hin 
zum reinen Naturrecht. Auf dem Höhepunkt dieser Entwicklung 
findet man Thomas Paine mit seiner berühmten Flugschrift Com- 
monsense, der alles geschichtliche Herkommen als „alten Plunder“ 
abtut, die vielbewunderte englische Verfassung als völlig antiquiert, 
ja absurd verlästert und dafür Amerika als das Land der wahren 
Freiheit, der großen Zukunft, ja der unbegrenzten Möglichkeiten 
feiert. Der echte Rationalist bedarf keiner Bestätigung durch altehr- 
würdiges Herkommen; er ist seiner Gegenwart und seiner Zukunft 
völlig gewiß. Die Revolutionäre von 1776 brauchten zugkräftige 
Parolen. Hinreißender konnte keine Predigt sein als die Erklärung 
der Menschen- und Bürgerrechte. Sie strotzt geradezu von Optimis- 
mus und Zuversicht. 


I 


Damit kommen wir von der Entstehungsgeschichte der Menschen- 
rechte zur Deutung ihres Wesens. Sie geben sich als allgemein 
anerkannte, unbestreitbare, überall unter Menschen gültige Rechts- 
sitze. Aber sie sind gleichwohl in der Gestalt, in der sie 1776 zuerst 
erschienen, nur verständlich als Produkt einer ganz besonderen, ein- 
maligen, so nirgends sonst wiederkehrenden geschichtlichen Lage 
— einer kolonialen Randsituation, könnte man, von Europa her 
gesehen, wohl sagen. Was ihren Urhebern vorschwebt, ist die Grün- 
dung eines durchaus rationalen, durch keine historische Autorität 


I) Virginiabill Art. 1 weist deutlich auf die Lockesche Formulierung der Freiheits- 
rechte hin; Art. 5 auf die Gewaltenteilung in der Form Montesquieus, dessen Einfluß 
durch das Buch von H. Knust: Montesquieu und die Verfassungen der Vereinigten 
Staaten von Amerika (1922) wenigstens sehr wahrscheinlich gemacht wird. John 
Adams, der die Bill von Massachusetts verfaßte, hat selbst auf Locke,Sidney, Rousseau 
und de Mabiy als seine Vorbilder hingewiesen. — O. Voßler: Studien zur Erklärung 
der Menschen- und Bürgerrechte, Hist. Zs. 142 (1930) lehnt mit Recht die Jellineksche 
These vom Ursprung der Menschenrechte aus dem Kampf um die Gewissensfreiheit 
ab und betont, ebenso einleuchtend, daß der Schritt vom positiven zum Naturrecht 
für einen englischen Juristen des 18. Jhs. so groß gar nicht war, weil dieser positives 
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IE enliwetere niemanden reg 
und durch keine gesellschaftlichen Vorrechte gebundenen Staat. 
wesens. Nur auf dem jungfräulichen Boden Kolonialamerikas ga} 
es, nach Abschüttelung der englischen Oberherrschaft, eine so völlig 
traditionslose Gesellschaft, daß sich dies ohne revolutionären Um 
sturz durchführen ließ. Aristokratische Vorrechte einzelner Familien 
und Gesellschaften gab es zwar auch hier genug, zumal in den Eigen. 
tümer- und Pflanzerkolonien; aber sie waren schon längst im Schwin- 
den und ließen sich ohne allzugroße Not politisch ignorieren oder 
noch weiter abbauen zugunsten des demokratischen Prinzips. Nicht 
ganz ignorieren ließ sich das Institut der Sklaverei; einen längeren 
Passus darüber, den Jefferson in die Unabhängigkeitserklärun 
bringen wollte, hat der Kongreß vorsichtig herausgestrichen. Da 
war eine peinliche Inkonsequenz, die erst viel später und erst nadı 
schweren Bürgerkriegen, ja auch dann noch nicht ganz, bereinigt 
werden konnte. Aber im großen und ganzen ließ sich wohl sagen, daß 
es damals kein zweites Land auf der weiten Welt gab, dessen Bürgem 
die radikale Demokratie so natürlich war wie den Amerikanem. 
Irgendwie fühlten sich dort wirklich alle „gleich frei und unab- 
hängig‘; denn was bedeuteten hier schon die alten ständischen und 
nationalen Unterschiede der europäischen Heimat gegenüber der 
gemeinsamen, ungeheuren Aufgabe: der Erschließung eines ganzen 
Kontinents, dem Neuaufbau zivilisierten Lebens in der Wildnis! 
Zumal an der Westfront der „Hinterwäldler“, in hartem, zähem, 
täglichem Kleinkampf mit dem Urwald, der Steppe und den Ein 
geborenen blieb nichts von Bedeutung als die persönliche Tüchtigkeit 
des Einzelnen — die soziale und nationale Herkunft wurde mehr 
oder weniger gleichgültig. Auf die private Initiative, den Wagemut, 
die Entschlußfreudigkeit des Einzelnen kam hier alles an — der Stast 
mit seinen Ordnungen, beschränkenden Gesetzen, finanziellen Ar 
sprüchen und seiner Fürsorge kam erst hinterher, und seine Organe 
mochten leicht als lästige Störenfriede erscheinen. Die Unabhängig- 
keitserklärung von 1776 bedeutete die Losreißung der amerikan* 


und Naturrecht immer in Übereinstimmung fand; in Amerika, dem Land der staal 
lichen Neugründungen, standen beide einander noch näher. Sehr künstlich finde ich 
indessen seine Deutung, daß die Amerikaner im 18. Jh. mit ihrer Rechtsauffassung 
gegenüber England rückständig geblieben wären (gewissermaßen als Provinzler), Indem 
sie den „mittelalterlichen‘‘ Gedanken von der Souveränität des Rechtes über den 
Gesetzgeber länger als das Mutterland bewahrt hätten, Mir scheint, die amerikank 
schen Juristen wie J. Adams waren als lawyer durchaus up to date, und die Überor« 
nung des Naturrechts über das positive Recht ist weder mittelalterlich noch uneng 
lisch, sondern allem naturrechtlichen Denken, auch in England, immanent. 

Vgl. auch O. Voßler Die amerikanischen Revolutionsideale in ihrem Verhältnis zu 
den europäischen (1929), S. 26 f.. 
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schen Wirtschaft aus der Bevormundung, aus dem merkantilisti- 
schen Zwangssystem Alt-Englands; die Erklärung der Freiheits- 
sechte war der Willensausdruck unbändiger Aktivisten, ihr Ideal die 
Freiheit des Selfmademan, der auf die eigene Kraft vertraut, sich seine 
Zukunft ohne Staatshilfe selber schafft, seiner Obrikgeit mißtrauisch 
aufdie Finger paßt und in seinen Townmeetings sehr energisch mit- 
anpackt bei der Ordnung des gemeinen Wesens. Also das genaue 
Gegenteil von jenem verkümmerten, furchtsamen Liberalismus euro- 
päischer Bürger des 19. und 20. Jahrhunderts, die um die Erhaltung 
ihres Eigentums zittern und sich nur deshalb hinter Freiheitsgaran- 
tien verschanzen, weil sie ihre Renten in Ruhe genießen wollen. 

Die amerikanische Demokratie ist eine Demokratie der weiten 
Räume, die jedem irgendeine Chance des wirtschaftlichen und sozia- 
len Aufstiegs bietet — oder doch sehr lange Zeit bot; ihre nächste 
Parallele fand sie im 19. Jahrhundert in den weltweiten Räumen des 
liberalen englischen Empire, das gleichfalls große Freiheitschancen 
besaß. Darum gibt es in den angelsächsischen Ländern eine wirklich 
liberale Demokratie, — anders als in der Enge kontinental-europäi- 
scher Länder. Hier, wo man sich so oft in beschränkten Verhält- 
nissen an einander reibt, ist Demokratie, d.h. der Grundsatz der 
Gleichheit aller, immer in Gefahr der Entartung zum Spießbürger- 
tum. Da heißt denn Demokratie nichts weiter, als daß es keiner 
besser als der andere haben darf; sie wird also zum bloßen Deck- 
mantel des Neides und der Feigheit. Nur wo sie als Gleichheit 
der äußeren Chancen verstanden wird, nicht aber als Gleichheit an 
Besitz, sozialem Ansehen und Macht — nur da bedeutet demo- 
kratische Gleichheit keine Gefahr für die Freiheit. Weil aber das 
Mißverständnis so verzweifelt nahe liegt, darf man wohl von einer 
geheimen Spannung zwischen Freiheit und Gleichheit sprechen, die 
von Anfang an in der Erklärung der Menschenrechte verborgen liegt. 


Eben dies läßt sich auch als Folge der rein säkularen, rein ratio- 
nalen Form der Bills von 1776 auffassen. Wir haben es in Wahrheit 
nicht mehr mit einem christlichen Naturrecht zu tun. Die Menschen 
sind darin gleich, heißt es in der virginischen Declaration of Rights, 
daß sie alle denselben Anspruch besitzen „auf den Genuß von Leben 
und Freiheit, mitsamt den Mitteln, Eigentum zu erwerben und zu 
besitzen, Glück und Sicherheit zu erstreben und zu behaupten“. 
Aus dieser Formulierung klingt uns deutlich die Utilitätsphilosophie 
des 18. Jahrhunderts entgegen, mit ihrer Begründung aller Sozial- 
ethik auf das natürliche Glücksstreben der Menschen. Die Gesell- 
schaft fährt nach dieser Lehre am besten, wenn jedes Individuum 
dem wohlverstandenen eigenen Interesse folgt, da eine praestabilierte 
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Harmonie zwischen Eigen- und Gemeininteresse besteht. Es ist di 
wohlbekannte liberale Lehre, auf der die Wirtschaftspolitik des kapi 


talistischen Zeitalters aufgebaut war. Anders die Stoa und anden 
das Christentum. Für die Stoa sind — so hörten wir schon früher _ 
die Menschen darin alle gleich, daß sie alle als Geistwesen Teilhabe 
sind am Weltgeist und somit die gleiche metaphysische Würde be. 
sitzen. Von einem ursprünglichen Eigentumsrecht weiß die $ty 
nichts, im Gegenteil: sie nimmt die ursprüngliche Gütergemein 
schaft im goldenen Zeitalter der Urzeit an. Für die christliche Sozial. 
ethik haben die Menschen nicht nur die gleiche Würde als Gottes 
kinder, sondern zugleich und vor allem dieselbe Verantwortung vor 
dem ewigen Richter. Daraus folgt nicht irgendein gleicher Anspruc 
auf äußere Glücksgüter, wohl aber die Achtung jedes Menschen ak 
Person, d.h. als Träger einer ewigen Bestimmung, eines sittlichen 
Auftrags. Die höchste Bestimmung des Menschen aber lautet nach 
christlichem Verständnis nicht: glücklich zu werden, sondern Gottes 
Willen zu tun, d.h. sich als sittliche Person innerhalb der Gemein 
schaft zu bewähren. Nur dazu muß er frei sein, und jeder Zwangis 
unsittlich, der ihn daran hindert, d.h. ihn in Gefahr bringt, sein 
sittliche Würde zu verlieren, der ihn als Person, als Charakter ver- 
biegt. Freiheit des Gewissens und des Glaubens steht darum fürdk 
christliche Freiheitslehre an erster und nicht an letzter Stelle. Di 
Freiheit zum Erwerb und Genuß von Eigentum ist wichtig, sofem 
sie hilft, ja unentbehrlich ist, die physischen und geistigen Kräfte de 
Menschen zu rüstiger Arbeit und täglicher Pflichterfüllung am Kul 
turwerk der Menschheit zu entbinden; sie wird zur Gefahr, sofen 
sie zu trägem Genuß, zu selbstsüchtiger Ausbeutung der Mitmer 
schen, zur Selbstabsperrung vom Dienst an der Gemeinschaft ver 
leitet. Die Sicherung des Rechts ist ein wichtiges Freiheitsrecht, wel 
rechtlose Gewalttat das Vertrauen und damit jede echte Gemeit- 
schaft unter den Menschen zerstört, die ohne streng geordnets 
Recht nicht gedeihen kann, sondern in anarchischer Zwietracht ver 
sinkt; der Mensch, der ohne gesichertes Recht leben muß, entarte 
entweder zum Heuchler und Feigling oder wird zum anarchische 
Empörer. Politische Freiheit, sofern sie den Staatsbürger zum Mi- 
träger der öffentlichen Gewalt macht — jeden an seiner Stelle und 
in den Grenzen seines praktischen Vermögens — verstärkt das mom 
lische Band der politischen Gemeinschaft, das alle umschließt; se 
macht das Wohl des Vaterlands zur Sache jedes Staatsbürgers um 
steigert damit seine Freudigkeit zum Dienst für die höhere Gemeit 
schaft; sie erschwert durch öffentliche Kontrolle den Mißbraud 
staatlicher Gewalt zu selbstsüchtigen Zwecken und stärkt dadus 
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das allgemeine Vertrauen. Solche Wirkung wird da am sichersten 
eintreten, wo die politische Gemeinschaft übersehbar bleibt, wo die 

litische Betätigung jedes einzelnen Bürgers unmittelbar greifbare 
Früchte trägt, d. h. im engeren Bezirk der Gemeinde und des Kan- 
tons. Sie wird um so unsicherer und fragwürdiger werden, je mehr 
sich die Demokratie zur Massendemokratie großer Flächenstaaten 
entwickelt, wo dann zuletzt der Stimmzettel die einzige Form politi- 
scher Betätigung des Durchschnittsbürgers bleibt. Die Amerikaner 
waren 1776 eben erst im Begriff, sich ein größeres Staatswesen auf- 
zubauen. Ihre gesamte Bevölkerungszahl betrug damals höchstens 
zweieinhalb Millionen. Politische Betätigung kannten sie fast aus- 
schließlich von ihren Townmeetings und Grafschaftsversammlungen 
her, in vorwiegend ländlichen Verhältnissen, deren Umwandlung 
durch die moderne Industriewirtschaft niemand lebhafter fürchtete 
als ihr Freiheitsapostel Jefferson. Er wäre sicherlich entsetzt ge- 
wesen, hätte er das System der modernen Massendemokratie mit 
ihren riesigen Parteimaschinen und ihrer phantastischen Wahlpropa- 
ganda noch erlebt. Sein grenzenloses Vertrauen auf die Vernunft 
des Volkes hatte ein ganz anderes Männergeschlecht vor Augen 
als die moderne Industriegesellschaft mit ihren anonymen Massen. 

Je größer die äußeren Dimensionen des Staates werden, um so 
schwerer lösbar wird das Hauptproblem aller radikalen Demokratie: 
die Gliederung der ungefügen Masse des Staatsvolks zu einem 
organischen Körper und die Bildung einer starken, dauerhaften 
und leistungsfähigen Autorität. Eine ungegliederte Masse ist 
bloßes Kollektiv; das Kollektiv aber ist seinem Wesen nach der Tod- 
feind echter Freiheit. Die Amerikaner haben ihren Nationalstaat 
(ähnlich wie die Schweizer) von der Gemeindefreiheit her und in 
föderativer Struktur erst allmählich, stufenweise aufgebaut. Das hat 
sie den Druck des Kollektivs erst ziemlich spät empfinden lassen; 
die angelsächsische Tradition des Selfgovernment bedingte (wie 
schon Tocqueville um 1835 beobachtet hat) eine gewisse Lockerheit 
Ihrer staatlichen Struktur, die einer Vermassung entgegenwirkte und 
dieser Demokratie ihren liberalen Charakter erhielt — in vielen 
Zügen bis heute, trotz ständigen Wachstums der präsidialen Gewalt 
und der Bundesbürokratie, trotz immer stärkeren Drucks der politi- 
schen Konventionen, trotz zunehmender Uniformität des persön- 
lichen Lebens und trotz allmählich steigenden Gewichts der Arbeiter- 
massen. Um so größer war zunächst die Gefahr der Anarchie als 
Folge der radikalen Freiheitspredigt. Es ist bekannt, wie schwer die 
Gründer des Bundesstaates, die Washington und Hamilton, während 
des Befreiungskrieges mit England darunter gelitten haben. Daß sie 


Historische Zeitschrift 169. Bd. 7 
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schließlich immer wieder überwunden wurde, daß es schließlich 
gelang, eine Präsidialgewalt von wirklicher Autorität als Spitze der 
Exekutive aufzurichten, gehört zu den größten Wundern der ameri- 
kanischen Geschichte. Es war nur dadurch möglich, daß der vom 
Volk gewählte Präsident in Krisenzeiten als der wahre Repräsentant 
des Volkswillens, als der eigentliche Träger seiner Souveränität er. 
schien. Freilich ist nicht zu verkennen, daß diese Präsidialgewalt 
mehr und mehr diktatorische Züge annimmt, je mehr die außen- 
politischen Probleme im amerikanischen Leben an Gewicht gewinnen, 
Damit aber wird die Idee der Volkssouveränität (wenigstens außer- 
halb der Wahlzeiten) immer mehr zur Fiktion. 

Volkssouveränität als Sicherung der Freiheit, der Menschenrechte, 
Aufrichtung einer gleichsam künstlichen, neugebackenen Autorität 
durch Staatsvertrag — auch das war im Sinn der naturrechtlichen 
Theorie nur auf dem geschichtslosen Boden Amerikas zu verwirk- 
lichen‘). In Europa war es nur möglich durch Entthronung bereits 
bestehender, historischer Autoritäten, wie schon der abenteuerliche 
Versuch Cromwells, des radikalen Independenten, gezeigt hatte. 
Das christliche Naturrecht des Mittelalters und des Reformations- 
zeitalters hatten davon noch nichts gewußt. Die scholastische Lehre 
benutzte die spätantike Theorie von der ursprünglichen Volkssou- 
veränität entweder dazu, um ständische Machtansprüche damit zu 
unterbauen oder um die Autorität des Herrschers, dem das Volk seine 
Rechte übertragen haben sollte, erst recht zu erhöhen oder schließlich 
dazu, die Überlegenheit der göttlichen Stiftung des Papsttums über 
die bloß weltliche des Königtums zu beweisen. Nach christlicher 
Auffassung ist wahre und höchste Souveränität nur bei Gott, der 
Herrscher nur Gottes Amtmann'). Das beschränkt seine Vollmacht, 


2) Im Grunde war es auch hier 1776 eine Neuerung. Man hat mit Recht immer 
wieder darauf hingewiesen, daß die Idee des „Staats- und Unterwerfungsvertrages“ 
nirgends in der Welt so nahe der Verwirklichung war, als in den Anfängen der Neu 
englandstaaten. Aber deren Gründung vollzog sich nirgends in der Form wirklicher 
staatlicher Neuschöpfungen durch „Staatsvertrag‘', sondern entweder als Stiftung 
privilegierter „Eigentümer‘- bzw. Kolonialgesellschaften, oder als Bildung von poli- 
tischen Korporationen innerhalb des englischen Königreiches, also immer mit Hilfe 


königlicher Freibriefe, die ausdrücklich erbeten wurden, wenn sie nicht schon von den | 


Siediern mitgebracht waren. Auch der berühmte Plymouth-Vertrag der Genossen 
von der Mayflower 1620 läßt sich nicht anders deuten: Diese „Pilgrimväter‘ bildeten 
einen „Civil body politic“ als getreue Untertanen „of our dread Sovereign Lord 
King James, by the grace of God, of Great Britain, France and Ireland King, Defen- 
der of the Faith etc.“ 


2) Das Amt des römischen Kaisers aus der Übertragung der Volkssouveränität ab- | 


zuleiten, hat schon die patristische Literatur vermieden; hier lag für sie eine zu 
bestimmte Grenze der Gültigkeit naturrechtlicher Lehren. Die mittelalterliche Sozial- 
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erhebt aber auch sein Amt über die Willkür der Menschen. Kein 
Staat ist denkbar ohne echte Autorität; diese, die Befehlsgewalt, die 
Macht des Schwertes auszuüben, ist seine erste Pflicht, die allen ande- 
ten vorangeht. Damit ist der Freiheit eine Schranke gesetzt. Aber 
auch das Prinzip der Gleichheit gilt nicht unbegrenzt. Gleich sind 
die Menschen in ihrer Verantwortung vor Gott — im übrigen sind 
sie höchst ungleich, und auch diese ihre Verschiedenheit ist gott- 
gewollt. Sie weist jedem Einzelnen seinen bestimmten Platz in der 
Gesellschaft an: jedem in seinem Stand und Beruf. Der Mensch ist 
nicht als Wesen für sich geschaffen, sondern für die Gemeinschaft 
mit anderen; und deren Ordnungen wie die Ehe, Familie und die 
verschiedenen Berufsstände sind göttliche Schöpfung, nicht mensch- 
liche Willkür. Daraus folgt das christliche Ideal einer nicht unifor- 
men, sondern organisch gegliederten Gesellschaft, aufgebaut aus 
mannigfachen Gruppen, Ständen und Individuen, von denen jeder 
mit seinen besonderen Gaben der Gemeinschaft dient. 

Auch von hier aus wird deutlich, wie weit sich die amerikanische 
Erklärung der Menschenrechte von der gemein-christlichen Tra- 
dition bereits entfernt hatte. Von einer Obrigkeit von Gottesgnaden 
und von einer ständisch-organischen Gliederung der Gesellschaft 
wußte sie nicht das Geringste mehr. Sie konnte sich dafür zwar auf 
das Vorbild der englischen Puritaner, der Revolutionäre von 1649 
berufen; aber deren politische Theorie war schon eine halb-säkulare 
Spätform christlicher Soziallehren gewesen, höchst seltsam gemischt 
aus religiösem Enthusiasmus und rationalistischem commonsense; 
jener war jetzt verflogen, dieser noch weiter entwickelt. Die Men- 
schenrechte von 1776 ruhten ganz und gar auf den Grundsätzen des 
humanitären Rationalismus, der damaligen Modephilosophie. Um so 
leichter war ihre Übertragung nach dem revolutionären Frankreich, 
die dann Lafayette in Gemeinschaft mit Jefferson, dem amerikani- 
schen Gesandten in Paris, vermittelte. 


Die explosive Wirkung, die sie dort hatten, ist bekannt. Beinahe 
jeder Satz der französischen Nachahmung bedeutet eine Verschärfung 
ihres revolutionären Charakters. Aus der Gleichheit des Freiheits- 
anspruchs wird jetzt sofort eine Gleichheit der Rechte; ein Protest 
gegen die Rechtsungleichheit der bestehenden Stände wird unmittel- 
bar angehängt (Art. I). Die natürlichen Freiheitsrechte des Urstandes 


philosophie ist ausgesprochen monarchisch-patriarchalisch. Ihr ist der König der 
Herrscher von Gottes Gnaden — sofern es sich nicht um polemische Bestreitung herr- 
scherlicher Rechte handelt, wie etwa in den antikaiserlichen Pamphleten des Investi- 
en da können dann auch wohl radikal-naturrechtliche Theorien benutzt 
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in 0 ET 
sind nicht nur unaufhebbar im staatlichen Verband: ihre Bewahnı 
und Sicherung ist sogar dessen eigentlicher Zweck. Die amerikani. 
sche, auf Locke und Blackstone zurückgehende Formulierung der 
Freiheitsrechte wird ausdrücklich ergänzt durch ein Recht auf 
Widerstand (Art. II). Das Prinzip der Volkssouveränität wird im 
Sinne Rousseaus mit einem Protest gegen jeden Autoritätsanspruch 
von Korporationen oder Individuen, also gegen allen „Esprit de 
corps““ verknüpft (Art. III). Aus demselben Geist stammen Art, IV 
und V, die in der amerikanischen Vorlage keine Parallelen finden: 
sie erklären ganz doktrinär und durchaus im Geist der Egalite, daß 
jedem erlaubt sei, alles zu tun, was keinem anderen schadet, sofern 
nur keiner größere Freiheit als irgendein anderer genießt. Nach 
Art. VI ist das Gesetz nicht, wie in Amerika, ein Ergebnis von Be- 
schlüssen der Volksvertreter, sondern ein Ausdruck der volonte gene. 
rale: ein durchaus mythischer, in Amerika unbekannter Begriff, be- 
kanntlich die Zentralidee des Rousseauschen Contrat social, Aus- 
gangspunkt aller Despotie des sog. Volkswillens, da man es prak- 
tisch nur durch gewaltsame Gleichschaltung zu einem völlig einheit- 
lichen „‚Gemeinwillen“ bringen kann. Alle Staatsbürger, nicht bloß, 
wie in Virginia, die offensichtlich und dauernd am Gemeinwohl In- 
teressierten, haben den Anspruch auf Mitwirkung bei der Legislative, 
und das Gesetz muß für alle dasselbe sein, wird also auch inhaltlich 
auf die absolute Egalite festgelegt. Die folgenden Artikel, die es mit 
Verhaftung und Strafverfolgung zu tun haben, weichen ganz auffal- 
lend von demangelsächsischen Vorbild ab. Sie bedrohen den Urheber 
willkürlicher Haftbefehle mit Strafen, bieten aber nichts von den kor- 
kreten Sicherungen gegen polizeiliche und richterliche Willkür un 
gegen brutale Strafen, die den angelsächsischen bills of rights seit det 
Magna Charta und der Habeas corpus-Akte so wichtig waren. Sie vet- 
langen bloß formale Legalität des Verfahrens, überlassen alles weiter 
dem Gesetzgeber und binden diesen inhaltlich sehr wenig: unnötige 
Strenge der Haft wird in allgemeinen Ausdrücken abgelehnt; audı 
das Strafmaß soll das „unbedingt Notwendige“ nicht überschreiten; 
anderseits wird dem Staatsbürger jeder Widerstand gegen legak 
Verhaftung streng untersagt (Art. VII/VIII). Die Religionsfreiheit 
wird insofern eingeschränkt, als ihre Manifestation die durch Gesetze 
festgelegte „Öffentliche Ordnung“ nicht stören darf: das läßt Raum 
für viele Auslegungen und sollte es auch, wie die schwierigen Vet 
handlungen der Nationalversammlung über diesen Punkt zeigen 
Dahinter konnte sich allenfalls ein staatliches Monopol der katho 
lischen Kirche, aber auch ein offizieller Staatskult im Sinne Rousseauf 
und Robespierres verstecken (Art. X). Weniger wichtig ist der Voß 
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behalt gesetzlicher Maßnahmen gegen Mißbrauch der Presse- und 
Redefreiheit und die ausdrückliche Feststellung, daß eine öffentliche 
Gewalt zur Sicherung der Freiheit unentbehrlich sei (Art. XI/XI). 
Und wenn schließlich von Geschworenengerichten, von Wahl und 
äßigem Wechsel der Behörden, von Miliz und Verbot stehen- 
der Heere keine Rede ist, so wird daraus nur deutlich, daß wir uns 
hiernicht auf angelsächsischem Boden, sondern im Lande eines euro- 
ischen Militär- und Beamtenstaates befinden, der eben erst eine 
neue Staatsform sucht?). 

Alles in allem: es sind dieselben Grundgedanken, vielfach fast 
wörtlich dieselben Formeln wie in Amerika — und doch weht aus 
dem Ganzen ein anderer Geist. Der Geist einer Revolution, die alte, 
in Jahrhunderten aufgebaute und verfestigte Autoritäten erst nieder- 
reißen, uralte ständische Unterschiede der Gesellschaft erst ein- 
ebnen muß, um Raum für die Verwirklichung ihrer Freiheitsideale 
zu gewinnen. Gewiß: sie will nicht bloß einreißen, sondern eine 
neue Staatsgewalt aufbauen, die ihre Autorität nicht von Gott oder 
aus der Ehrfurcht vor uraltem Herkommen empfängt, die sich nicht 
auf „gutes altes Recht“, sondern auf ein rein rational verstandenes 
Naturrecht stützt, die das Volk aus einer Summe von Untertanen 
zu einer lebendigen Gemeinschaft, einer politischen Nation umschaf- 
fen soll. Aber sie bedarf dazu lauter neuer, unerprobter, gewisser- 
maßen künstlicher Veranstaltungen, weil hier jede Tradition angel- 
sächsischen (oder auch schweizerischen) Selfgovernments fehlt. 
Eine politische Volksgemeinschaft soll begründet werden in einem 
absolutistisch regierten Großvolk ohne lebendige genossenschaft- 
liche Tradition. Ein ebenso gigantisches wie lebensgefährliches Ex- 
periment! Es hat in seinen weltgeschichtlichen Auswirkungen die 
größte Erschütterung des alten Europa gebracht — eine politische 
Unruhe geschaffen, die erst in unserem Jahrhundert ihre letzten Kon- 
sequenzen zeigt. Die liberalen Menschenrechte der Angelsachsen, 


!) Immerhin wird in Art. XV öffentliche Verantwortung aller Beamten verfügt. 
Die Rechteerklärung vom 24. 6. 1793 mit ihrer Tendenz zur Radikalisierung bringt 
in Art. XXIX—XXXI Beamtenwahl auf Zeit und bedroht die Verfehlungen aller Be- 
anten, auch der höchsten, mit Strafen. Art. XXXII und XXXV verkünden ein förm- 
liches Revolutionsrecht des Volkes, Art. XI verschärft das Widerstandsrecht des Ein- 
zelnen dahin, daß er gegen ungesetzliche Gewalt selbst Gewalt brauchen darf. Art.XXV 

die Unteilbarkeit der Volkssouveränität, Art. XXVII unterstellt auch die Ver- 
dem Belieben des Volkswillens. Nach: Art, III sind die Menschen nicht nur 
dem Gesetz, sondern auch „von Natur gleich‘, nach Art. Il ist die Gleichheit das 
te der Bürgerrechte. Die Art. XVII und XVII bringen neu die Gewerbefreiheit, 
XXI Arbeitslosenunterstützung bzw. Arbeitszuteilung in Notfällen; Art. XXI 
üichtet den Staat zur Fürsorge für den öffentlichen Unterricht — die ersten 

a Ideen dringen in die Menschenrechte ein! 
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auf europäisch-kontinentale Verhältnisse übertragen, haben großen 
Segen gestiftet durch Ausräumen alter Vorurteile und uralten 
Unrechts; aber ihre Verbindung mit den Ideen einer künstlich 
gleichmachenden, völlig geschichtsfremden Demokratie hat so große 
Zerstörungen bewirkt, daß gerade die Freiheit der Persönlichkeit, 
die sie sichern sollten, dadurch aufs Schwerste gefährdet wurde 
Wenn es der Sinn der Menschenrechte war, die staatliche Souveräni- 
tät einzuschränken zugunsten individueller Bewegungsfreiheit, so 
war dieses Problem nicht wirklich zu lösen mit Hilfe einer radikal ver- 
standenen, zu direkter Massenherrschaft führenden Volkssouveräni- 
tät. Dieser Irrtum der Rationalisten wurde jetzt grausam offenbar, 
Man verschob nur die Macht vom Monarchen auf das Volk. Aber 
das Volk, sobald es zur ungegliederten Masse, zum Kollektiv wird, 
ist ein noch größerer Feind individueller Freiheit als der absolute 
Monarch, der immerhin an geschichtliche Rechte und altes Her- 
kommen stärker gebunden bleibt, weil seine eigene Autorität auf 
altem Herkommen ruht. Schofi sehr bald nach der Proklamation 
von 1789 begann ein Kampf auf Leben und Tod zwischen den fran- 
zösischen Liberalen, den Girondisten,und den Demokraten des „all 
gemeinen Volkswillens“, der volonte generale. Diese wußten die 
Notlage Frankreichs für sich auszunützen: die allgemeine Anarchie, 
die Folge der radikalen Zerstörung aller geschichtlichen Autoritäten 
und die Gefahren feindlicher Invasion im Krieg mit den alten Mo- 
narchien Europas. Beides zu meistern, bedurfte es dringend einer 
straff organisierten volonte generale. Nur der Terror konnte sie 
sichern: der Terror eines Demagogen und seines abenteuernden, zı 
jeder Brutalität bereiten, bewaffneten Parteigefolges —, die moderne 
demokratische Form der Tyrannei. Sie war begründet, sobald & 
dem Demagogen gelang, sich als wahren Träger der volonte general, 
als einzigen unbestechlich-reinen „Patrioten“ glaubhaft zu machen. 
Später hat sich diese volonte generale in einem erfolgreichen Genenl, 
in Napoleon konzentriert. So wurde der Grund gelegt für eine neut 
Form der Staatstyrannei: für den demokratischen Caesarismus. Sie 
ist in Frankreich bis heute der beständige Albtraum der Liberalen. 
Nach der großen Zerstörung alter Autoritäten im ersten Weltkrieg 
ist sie in anderen Ländern Wirklichkeit geworden: in der Gestalt 
des modernen Totalstaates, der keine Menschenrechte mehr kenit, 
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Immerhin blieben auch die Menschenrechte, so abstrakt dogma- 
tisch, so zeitlos sie sich geben, vom Wandel der Zeitanschauunge 
nicht unberührt. Schon während der Revolution empfand man 
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Frankreich das Bedürfnis, der Erklärung der Rechte eine solche der 
Pfiichten des Staatsbürgers ergänzend beizufügen. Man konnte sich 
dafür auf die amerikanischen Vorbilder berufen, die ja vielfach unter 
ihre Rechteerklärungen allerhand moralische Mahnungen an das 
Volk eingemischt hatten: zur Mäßigung, Gerechtigkeit und Tugend 
aseinzig gesunder Basis der Freiheit, oder zur Pflichterfüllung gegen- 
über dem Gemeinwohl in williger Steuerleistung und Mitwirkung am 
selfgovernment. In der Direktorialverfassung von 1795 ging man 
in Frankreich noch darüber hinaus: ein eigener Abschnitt über 
„Pfichten des Staatsbürgers“ wurde aufgenommen, der freilich mit 
seinen verschwommenen humanitären Gemeinplätzen im Stil des 
empfindsamen Zeitalters heute beinahe komisch wirkt. „Keiner ist 
ein guter Bürger“, heißt es da, „wenn er nicht ein guter Sohn, guter 
Vater, guter Bruder, guter Freund, guter Gatte ist. Keiner ist ein 
Ehrenmann, wenn er nicht ein aufrichtiger und gewissenhafter Be- 
obachter der Gesetze ist“ (Art. IV—V, die übrigen ähnlich). Schon 
vorher hatte die Verfassung von 1793 auch ein paar schüchterne 
Sätze über die soziale Verpflichtung der Gesellschaft gegenüber den 
Ärmsten gebracht: Pflege des öffentlichen Unterrichts und Fürsorge 
für die Armen und Arbeitslosen war da mitten zwischen den Men- 
schenrechten eingeschärft. Das scheint logisch inkonsequent; aber 
6 ist nicht inkonsequenter als die Erklärung von Virginia 1776, 
die ja auch schon über die Festlegung subjektiver öffentlicher Frei- 
heitstechte des einzelnen Staatsbürgers weit hinausgegangen war 
und allgemeine Prinzipien des Staatsaufbaus mit höchst konkreten 
Einzelbestimmungen vermischt hatte. In alledem kommt nur zum 
Ausdruck, was diese „„Menschenrechte“ eigentlich waren: daß sie 
im Grunde gar kein „Recht“ darstellen, irgendwo in den Sternen 
geschrieben, ein „natürliches“ oder „göttliches‘ Recht, das immer 
und überall dieselbe Geltung hätte. Sie waren und sind vielmehr 
sittliche Gestaltungsprinzipien für den Aufbau der Gesellschaft und 
des Staates, entsprechend einem ganz bestimmten Menschenbild und 
Gemeinschaftsideal, das sich jeweils durchsetzen will und darum 
fach legislatorischer Festlegung drängt. Ihr unvergleichlicher, un- 
schätzbarer Wert liegt darin, daß überhaupt nach solchen sittlichen 
Prinzipien des Gesellschafts- und Staatsaufbaus gefragt, überhaupt 
der ernsthafte Versuch gemacht wird, politische Gemeinschaft als 
Sittliche Gemeinschaft zu gestalten. Aber es ist klar, daß diese Prin- 
zipien als solche noch kein „Recht“ darstellen, sondern erst in der 
konkreten Gestaltung durch den Willen des staatlichen Gesetzgebers 
techtliche Geltung gewinnen. Und ebenso klar ist, daß es zwar 
Sittliche Grundsätze gibt, die immer und überall Geltung beanspru- 
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chen, wo überhaupt der Mensch sich zu höherer sittlicher Würde 
erhebt, daß aber ihre praktische Anwendung sich wandeln muß je 
nach der geschichtlichen Lage eines Volkes, je nach der Art seiner 
Traditionen, je nach den besonderen, sich ewig wandelnden Bedürf. 
nissen seiner Gesellschaft. Es kann Zeiten und Lagen geben, in denen 
die Freiheit zu betonen ein viel dringenderes Bedürfnis gesunder 
Staatsgestaltung ist als die Autorität — aber auch umgekehrt, 

Das 19. Jahrhundert hat denn auch rasch und gründlich mit dem 
Dogma des alten Naturrechts aufgeräumt und den rationalistischen 
durch einen historischen Rechtsbegriffi ersetzt. Die französische 
Charte von 1814 spricht nur noch von „Staatsrechten der Franzosen“, 
die belgische von 1831 „von den Belgiern und ihren Rechten“, Das 
positive Staatsrecht hat das Naturrecht verdrängt. Die französische 
Revolutionsverfassung von 1848 weiß zwar in ihrer Präambel von 
Rechten und Pflichten zu reden, die über den positiven Gesetzen 
stehen sollen, von Prinzipien der Freiheit, Gleichheit und Brüder. 
lichkeit, von Eigentum, Familie und Arbeit als Basis der öffentlichen 
Ordnung; aber sie ordnet die subjektiven öffentlichen Freiheitsrechte 
ohne weiteres unter die durch Verfassung garantierten Bürgerrechte 
ein. Unter den auf dieser neuen Grundlage ruhenden Rechteerkli- 
rungen des bürgerlichen Zeitalters verdient die der deutschen 
Nationalversammlung von 1848 einen hervorragenden Platz. Nicht 
nur deshalb, weil sie alle Vorgänger an äußerem Umfang übertrift, 
sondern vor allem wegen ihrer neuen, streng juristischen Form, ihrer 
systematischen Vollständigkeit und der Fülle der neuaufgenommenen 
Gedanken. 

Jede Erinnerung an die naturrechtliche Freiheitstheorie ist hier 
geschwunden. Vom Menschen schlechthin und seinen natürlichen 
Freiheitsansprüchen ist gar keine Rede mehr. Es geht nicht um al- 
gemeine Menschenrechte, sondern um Grundrechte des deutschen 
Volkes, garantiert durch seine Reichsverfassung, die allen einze- 
staatlichen Verfassungen und Gesetzgebern als Norm und Schranke 
dienen sollen. Diese Grundrechte werden in knapper, juristisch 
genau überlegter, klarer Form dargelegt, unter Verzicht auf jedes 
rhetorische Pathos. Man merkt, daß die bedeutendsten Köpfe der 
Paulskirchenversammlung, darunter Juristen und Historiker von 
Rang, daran mitgearbeitet haben, — lange und gründlich, in vielen 
Ausschußdebatten. Ihre Arbeit vollzog sich — was hier nicht näher 
ausgeführt werden kann — auf der Grundlage einer ganz anderen 
Sozialethik und Staatsanschauung als der des Rationalismus und 
seiner Utilitätsphilosophie, — nämlich der Pflichtenethik Kants, des 
Idealismus und Historismus deutschen Gepräges. Dem entspricht 
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das Ergebnis ihrer Beratung. Das deutsche Volk, dem diese Grund- 
rechte gehören sollten, muß vor allem erst als Einheit juristisch ge- 
schaffen werden. Daher werden alle Hemmungen der freien Nieder- 
lassung, alle unterschiedliche Behandlung von Angehörigen der ver- 
schiedenen Einzelstaaten beseitigt. Auch die Auswanderung wird 
freigegeben. Abschaffung der Standesvorrechte, sehr eingehende 
Bestimmungen zur Abwehr von Willkür der Polizei und Justiz, Ab- 
schaffung brutaler Strafen (auch der Todesstrafe, außer im Kriegs- 
techt), Preßfreiheit, Glaubens-, Gewissens- und Kultfreiheit, Peti- 
tionsrecht, Versammlungsfreiheit, Vereinsfreiheit, Sicherung des 
Eigentums, ein Mindestmaß parlamentarischer Verfassungsrechte in 

Deutschland — das alles entspricht dem traditionellen Bestand 
an Freiheitsrechten. Nur ist alles viel exakter durchgearbeitet als 
herkömmlich, manche Einzelheit neu hinzugefügt, wie die Gleich- 
heit der Wehrpflicht für alle ohne Stellvertretung, Sicherung des 
Berufsgeheimnisses, unkonfessionelle Form des Eides, Einführung 
der Zivilehe, Freiheit der Wissenschaft und ihrer Lehre, Schutz des 
geistigen Eigentums, Abschaffung aller steuerlichen Vorrechte ein- 
zelner Stände und Güter u. a. m. Besondere Sorgfalt ist auf die Siche- 
rung eines unparteiischen, freiheitlichen Gerichtswesens und Ge- 
tichtsverfahrens und der politischen Unabhängigkeit der Richter, 
auf die Trennung von Justiz und Verwaltung und Abschaffung poli- 
zeilicher Strafgerichtsbarkeit verwandt, — in Reaktion auf bittere 
Erfahrungen der Restaurationsepoche. Dem zurückgebliebenen 
Stand der deutschen Agrarverfassung entspricht ein eigener Ab- 
schnitt über die Befreiung des Grundeigentums von feudalen Lasten. 
Völlig neu und eigenartig ist die Festlegung kommunaler Selbst- 
verwaltung und der Schutz nationaler Minderheiten vor gewaltsamer 
Germanisierung. Schließlich ist in dieser Ausführlichkeit neu auch 
der Abschnitt über das Schulwesen: er bringt staatliche Schulauf- 
sicht, doch ohne staatliches Schulmonopol, Fürsorgepflicht des 
Staates für den öffentlichen Unterricht, der auf den niederen Stufen 
ganz unentgeltlich gewährt werden soll, auf den höheren wenigstens 
für die Unbemittelten, Freiheit der Berufswahl und Berufsausbildung 
im ganzen Reich. Das ist aber auch die einzige Form, in der etwas 
zu spüren ist von dem Bewußtsein sozialer Verpflichtungen des 
Staates. Anträge der radikalen Linken, nach dem Muster der fran- 
zösischen Verfassung des gleichen Jahres eine Fürsorgepflicht der 
Gemeinden oder des Staates für mittellose Arbeitslose anzuerkennen 
und den wirtschaftlich Schwachen durch geeignete Steuergesetze 
und Kreditanstalten zu Hilfe zu kommen, wurden von der liberalen 
Mehrheit abgelehnt und zwar mit der charakteristischen Begründung, 
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„daß durch die staatliche Bürgschaft der Arbeit und des Lohnes die 
Kraft der Nation erschlaffen, der wohltätige Sporn der Konkurrenz 
wegfallen, der physischen Trägheit die Geisteserschlaffung folgen 
müsse“), 

So wurde diese große deutsche Erklärung der Freiheitsrechte ein 
getreuer Spiegel der bürgerlichen Freiheitsgesinnung der Jahrhun- 
dertmitte. Auch in ihr spürt man — ähnlich wie in den amerikani- 
schen Freiheitsbills — die rüstige, zukunftsfrohe Aktivität einer auf- 
steigenden Klasse. Es war ihre Stärke, aber auch ihre Grenze, daß 
sie die gesellschaftlichen und politischen Ideale der bürgerlichen 
Mitte so rein und ausschließlich wiederspiegelte, — noch unbeirrt 
durch die sozalen Sorgen und Spannungen des in Deutschland eben 
erst anbrechenden Industriezeitalters. In bewußtem Gegensatz zu den 
Revolutionen des Westens verzichtete man darauf, die historischen 
Autoritäten radikal abzubauen, um die bürgerliche Freiheit zu sichern 
und den neuen deutschen Staat auf einer radikal durchgeführten 
Volkssouveränität zu begründen; auch die völlige Einebnung aller 
sozialen Unterschiede und Herrschaftsverhältnisse unterblieb, ebenso 
die Zentralisierung aller deutschen Staatsgewalt in einer Hand. Das 
alles hätte die Paulskirche nur unternehmen können, wenn sie die 
Möglichkeit und den Willen gehabt hätte, ähnlich wie in Frankreich 
die Massen des Volkes zum Sturm aufzubieten, zum Sturm gegen 
die historischen Autoritäten, gegen die Monarchien. Sie konnte e& 
nicht — weil ihr die Masse des Volkes, vor allem des Landvolkes, 
gar nicht gefolgt wäre — aber sie wollte es in ihrer Mehrheit auch 
gar nicht. So mußte sie mit ihren Verfassungsplänen scheitern, obn- 
mächtig gegenüber einer neu aufsteigenden neuen Welle der Reak- 
tion. Indessen über diesen wohlbekannten Tatsachen hat man allzu 
oft vergessen, daß sie mit ihren „Grundrechten des deutschen Vol- 
kes“ ganz und gar nicht gescheitert ist. Wie oft haben spätere Histo- 


2) Debatten s. Sten.Ber. VII, 5100ff. Dazu vgl. E. Eckhardt: Die Grundrechte 
vom Wiener Kongreß bis zur Gegenwart (= Abh.a.d. Staats- u. Verwaltungsrecht, 
he. v. Brie und Fleischmann Heft 30) 1913, S. 83, der auch die Auswirkung der Frank- 
turter Grundrechte auf die Verfassung der deutschen Einzelstaaten und auf die Landes 
gesetzgebung im einzelnen nachweist. Die beste Analyse der Debatten über die ein- 
zelnen Grundrechte siehe bei H.A. Strauß: Staat, Bürger, Mensch, Die Debatten 
der deutschen Nationalversammlung 1848/9 über die Grundrechte. Berner Diss, 
Aarau 0.J. (1946). Debatten über die Sozialreform s. ebd. S. 7iff. Über den Antell 
der Historiker und Juristen (Dahlmann, Waitz, Beseler, Mittermaier, R. v. Mohl, 
Droysen, Welcker) an den Entwürfen s. ebd. S.29f. u. R. Roske: Die Entwicklung 
der Grundrechte des deutschen Volkes v. J. 1848 usw., Diss. Greifswald 1910, $. 34, 
374. Schon vom Siebzehnerausschuß, der nach Roskes Nachweis die Grundlage für 
alle späteren Entwürfe der Grundrechte schuf, waren gewisse soziale Reformartikel 
gestrichen worden, die der Fünfzigerausschuß vorgeschlagen hatte. 





nes die 
kurrenz 
folgen 


chte ein 
ahrhun- 
erikani- 
ner auf- 
ze, daß 
erlichen 
ınbeirrt 
nd eben 
z zu den 
rischen 
sichern 
führten 
ng aller 
ebenso 
ıd. Das 
sie die 
ınkreich 
1 gegen 
Inte es 
Ivolkes, 
eit auch 
en, ohn- 
r Reak- 
an allzu 
en Vol- 
'e Histo- 


undrechte 
ungsrecht, 
jer Frank- 
lie Landes- 
er die ein- 

Debatten 
rner Diss, 
jen Antell 
R. v. Mohl, 
ıtwicklung 
910, $.34, 
ndlage für 
ormartikel 





Ursprung und Wesen der Menschenrechte 259 


tiker die Unsumme von Arbeit kritisiert, die auf deren Beratung ver- 
wandt worden ist! Man pflegt den Zeitverlust zu beklagen, der da- 
durch in der Gründung der neuen Reichsverfassung entstand; und 
sicherlich kam diese erst zum Abschluß, als der Schock der März- 
tevolution bei den monarchischen Regierungen längst verflogen war. 
Aber ist man so sicher, daß Friedrich Wilhelm IV. zu einem früheren 
Zeitpunkt sich zur Annahme der Kaiserkrone bereitgefunden, die 
österreichische Regierung auf ihren Einspruch verzichtet hätte? 
Wie dem auch sei: Tatsache ist, daß die Erklärung der Grundrechte 
nicht vergeblich, sondern fast das einzige Stück gewesen ist, das die 
Paulskirche selbst überlebt hat. Fast alle diese Grundrechte bis auf 
ganz wenige, keineswegs zentral bedeutsame Einzelheiten!) sind 
entweder wörtlich oder dem Sinn nach in die Verfassung oder in die 
Einzelgesetzgebung der deutschen Staaten nach 1848, gerade auch 
Preußens, übernommen worden. Darüber hinaus wurden sie zur 
klassischen Formulierung der Freiheitswünsche der deutschen libe- 
ralen Parteien, und diese haben mit Eifer und Erfolg dafür gesorgt, 
daß sie nicht bloß Parteiprogramm blieben, sondern nach und nach 
verwirklicht wurden im systematischen Ausbau des deutschen Rechts- 
states, nicht zuletzt in der neuen Reichsgesetzgebung seit 1867 — 
eine Bemühung, deren praktischen Erfolg niemand übersehen darf, 
der den deutschen Staat jener Epoche gerecht beurteilen will. Sicher- 
lich: der Reichsgründer hat es nicht verstanden, das deutsche Bürger- 
tum zu politischer Mitverantwortung zu erziehen; er hat den deut- 
schen bürgerlichen Liberalismus als politischen Machtfaktor vor- 
zeitig ausgeschaltet und viele fruchtbare Möglichkeiten erstickt, mit 
seiner Hilfe den „Obrigkeitsstaat“ zum „Volksstaat“ werden zu 
lassen. Aber wenn seine Reichsverfassung kein Wort mehr über 
„Grundrechte der Deutschen“ entt.ielt, so konnten sich die Liberalen 
damit ohne große Sorge abfinden; denn es war schon um 1867 ein 
Zustand erreicht, der eine neue Erklärung der „Grundrechte“ als 
entbehrlich erscheinen ließ. Ihr wesentlicher Bestand an individuellen 
Freiheitsrechten war bereits gesichert. 


Eben dies war damals in ganz West- und Mitteleuropa der Fall, 
und das ist wohl der eigentliche Grund dafür, daß wir heute auf das 
liberale 19. Jahrhundert mit so viel wehmütiger Sehnsucht zurück- 
blicken — trotz alles dessen, was uns heute von seiner Geisteshaltung 
trennt, und trotz aller Einsicht in die Unzulänglichkeit seiner Lö- 
sungen sozialer Probleme. Auf alle Fälle lebten wir damals unter 


1) Z.B. Abschaffung der Todesstrafe, des Adels, radikale Trennung von Kirche und 
Schule, schrankenlose Preßfreiheit. 
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einem festen Dach gesicherter Rechtsordnungen, und was das be. 
deutet, ermessen wir heute erst ganz — zumal in Deutschland ur 
wo die Stürme um die armseligen Ruinen unseres Hauses brausen 
und der eiskalte Hagel eines übermenschlichen Schicksals auf unsere 
schutzlos gewordenen Häupter prassel. Wo Millionen und aber 
Millionen das primitivste Menschenrecht auf Eigentum, auf den 
Heimatboden, ja auf eine menschenwürdige Behausung, auf jede 
Gemeinsamkeit der Familie verloren haben; wo in mehreren Län- 
dern Europas Unzählige in harte Staatssklaverei geraten oder zu 
Bettlern geworden sind, nicht wegen irgendwelcher Verbrechen, 
sondern weil sie politisch auf der falschen Seite standen oder weil 
sie einer zum Untergang verurteilten Klasse oder einem verhaßt ge- 
wordenen Volk angehörten; wo es für Millionen von Menschen 
längst keine Freizügigkeit mehr gibt, und nur noch in sehr engen 
Grenzen ein Recht auf Auswanderung, auf Sicherheit der Wohnung, 
auf freie Wahl des Gewerbes und Berufes. Wo in manchen Ländern 
die Zahl der politischen Sondergerichte zeitweise größer gewor- 
den ist als die der ordentlichen Justizbehörden. Ganz zu schwei- 
gen von der Aufhebung aller und jeder Freiheitsrechte des Indi- 
viduums im totalen Staat, die wir durchlitten haben und die heute 
fortdauernd in weiten Teilen der Welt im Schwange geht. 


Wie das alles kam? Unmöglich, den unheilvollen Gang der Ent- 
wicklung hier auch nur in den Grundzügen zu erörtern: die Tradi- 
tionen zetrümmernde, geistig uniformierende Wirkung der beiden 
Weltkriege mit ihrer „totalen“ Erfassung alles Lebens durch den 
Staat, mit ihrer moralischen Korruption, ihrer Vergötzung der poli- 
tischen Nation; die Technisierung des Lebens mit ihrer Aushöhlung 
des Persönlichkeitsbegriffes; die Naturalisierung des politischen 
Denkens nach dem Ausblühen des Idealismus, mit ihrer Erschütte- 
rung des Glaubens an die Ewigkeit des Rechts; schließlich, hinter 
allem steckend, die fortschreitende Säkularisierung der abendländi- 
schen Geisteswelt. Politisch war das Wichtigste jene unheimliche 
innere Logik des von Rousseau formulierten, radikal-demokratischen 
Freiheitsideals, von dem wir schon gesprochen haben: der Lehre 
vom nationalen Gesamtwillen, der seiner Natur nach keine Schranke 
ewigen Rechtes mehr kennt und der sich auf jeden Gewaltmenschen 
übertragen läßt. Diese innere Logik der volonte generale, der poli- 
tischen „Volksgemeinschaft‘“, hat die modernen Nationen in eine 
wahre Gluthitze der politischen und geistigen Integration gebracht: 
mit höchster Gewaltsamkeit vernichtet der Wille zu nationaler und 
politischer Einförmigkeit alle Fragmente geistiger, politischer, völ- 
kischer Eigenart und Eigenständigkeit innerhalb eines Volksganzen. 
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15 be- 
a mssische und völkische Minderheit, keine politische Opposition, 
ausen keine geistige Unabhängigkeit. Alles, was nicht in die Norm paßt, 
Insere stößt er aus oder läßt er verbrennen. 
aber Aber das alles läßt sich hier nicht mehr erörtern. Nur andeuten 
f den yill ich zum Schluß noch, in welche tiefe innete, nicht bloß äußere 
jede Problematik die Menschenrechte im 20. Jahrhundert geraten sind. 
Län- Sie geht zurück, wenn ich recht sehe, auf die alte, schon vorhin 
er zu erörterte Spannung zwischen dem Freiheits- und dem Gleichheits- 
chen, prinzip im naturrechtlichen Denken. Das Prinzip der Gleichheit 
weil aller Menschen, sagten wir, ist nur dann nicht lebensgefährlich für die 
t ge- Freiheit der Persönlichkeit, wenn es als gleiche Chance für alle und 
chen als Prinzip der Gerechtigkeit in der Gesetzgebung verstanden wird. 
ngen Wo aber nicht die Sozialethik des Christentums, sondern die Glücks- 
ung, ethik des Rationalismus vorwaltet, liegt es allzu nahe, daß Gleichheit 
dern als materielle Gleichheit der Glücksgüter verstanden wird. Das 
wor- konnte im Zeitalter des bürgerlichen Liberalismus zurücktreten, 
wei- solange es noch kein politisches Schwergewicht geistig und wirt- 
Indi- schaftlich uniformer, sozial begehrlicher Massen gab, denen die Frei- 
jeute heit des Individuums wenig oder gar nichts bedeutete. Aber schon 
im ersten Augenblick ihres Auftretens auf der geschichtlichen Bühne 
Ent- verkündete das kommunistische Manifest ein neues Freiheitsideal: 
radi- nicht die Freiheit des Einzelnen, sondern der Klasseals solcher wurde 
iden jetzt gefordert. Ein Menschenrecht auf Freiheit besaß jetzt nur noch 
den die Proletarierklasse; es bestand vor allem in dem Recht, seineGegner, 
»oli- die bürgerlichen „„Ausbeuter“, zu enteignen und zu vernichten, und ’ 
ung zwar nicht als einzelne, sondern als Klasse, um ihrer Zugehörigkeit ' 
‚hen zur Ausbeuterklasse willen, um dann eine volle materielle Gleichheit 5 
itte- der Glücksgüter herzustellen. Die Suwjetverfassung von 1918 ver- ‘u 
nter kündete die Vernichtung der Besitzenden, dieser „Parasitenschicht“, ir 
ndi- ausdrücklich als Menschenrecht des „werktätigen Volkes“. Eben en 
iche dieser Punkt des Programms wurde als erster zur Wirklichkeit ge- Ei. 
hen macht. I 
‚hre Die bürgerliche Welt ist demgegenüber geisiig wehrlos, solange es 
nke sie auf dem Boden des rationalistischen Naturrechtes und der zuge- Y : 
hen hörigen Utilitätsphilosophie verharrt. Denn wie soll sie dem Prole- u 
oli: tariat ihre andersartigen Ideale von Freiheit einleuchtend machen, a 
ine solange sie selbst darunter im wesentlichen einen Anspruch auf freien Mi 
ht: Erwerb materieller Glücksgüter versteht? Von gleichen Chancen ii 
ınd zum Reichwerden kann sie wohl reden; aber sie weiß selbst ganz ‚si 
genau, daß eine solche Chance für den Proletarier praktisch nicht I 





mehr besteht, heute selbst in Amerika nicht mehr oder doch nur 
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sehr beschränkt, in wirtschaftlichen Notgebieten schon gar nicht, 
In steigendem Maße hat sich deshalb der moderne Liberalismus sozia- 
listisch verfärbt. Immer mehr sind in die Erklärungen des 20. Jahr- 
hunderts über Menschen- und Bürgerrechte neben der herkömm- 
lichen Formulierung negativer Freiheitsrechte (als Sicherung gegen 
diese oder jene Bedrohung durch rechtlose Gewalt) positive Reöchts- 
ansprüche des Staatsbürgers eingedrungen: Ansprüche auf irgend- 
welche Förderung sozialer Wohlfahrt, wie Recht auf Arbeit, auf 
auskömmlichen Lohn und Altersversorgung, auf kostenlosen Unter- 
richt, auf gute Arbeitsbedingungen, auf Mitwirkung bei der Betriebs- 
leitung, auf öffentliche Hygiene, auf Bildung von Koalitionen, auf 
Streik, auf Verstaatlichung gewisser Betriebe u. dgl. mehr. Manche 
Forderungen dieser Art wurden, unter sozialdemokratischem Ein- 
fluß, auch in die „Grundrechte“ der deutschen republikanischen 
Verfassung von 1919 aufgenommen. Aber sie standen da ziemlich 
unorganisch neben einer höchst ausführlichen Darlegung liberaler 
Freiheitsrechte (und -pflichten) alten Stils — man spürt deutlich das 
politische Kompromiß, das Fehlen eines einheitlichen Gesellschafts- 
und Staatsideals. Ähnliches gilt (wie leicht zu zeigen wäre) von den 
meisten Erklärungen der Freiheitsrechte unserer Zeit, auch von der 
Atlantikcharta (1941), dem sehr allgemein gehaltenen Uno-Entwurf 
1948, der die Tiefe des Problems nicht einmal ahnen läßt, und den 
ziemlich doktrinären Rechteerklärungen deutscher Länderver- 
fassungen seit 1945. Selbst die Sowjetrupublik hat nach 1936 eine 
Deklaration von „Grundrechten und Grundpflichten der Bürger“ 
für notwendig gehalten, deren Hauptinhalt positive Ansprüche der 
Arbeiterklasse an soziale Fürsorge bilden, zu einer Art von Arbeiter- 
recht zusammengefaßt, daneben freilich auch Teile des herkömm- 
lichen liberalen Freiheitskatalogs, von denen man nicht recht weiß, 
wie sie praktisch auszulegen sind. Die Norwendigkeit aller dieser 
Erklärungen sei unbestritten: nach dem totalen Zusammenbruch 
des liberalen Systems ist es dringend erforderlich, daß sich die Welt 
auf ein neues Gesellschafts- und Staatsideal besinnt, daß sie von neuem 
anfängt, sittliche Grundsätze für den Neuaufbau ihrer Staaten auf- 
zurichten. Aber man wünschte wohl, diese neuen Freiheitskataloge 
wären mehr als fromme Wünsche. Wollen sie das werden, so kann 
es keinesfalls genügen, liberale und sozialistische Programme irgend- 
wie zusammenzuleimen und das Problem ihrer inneren Gegensätz- 
lichkeit stillschweigend zu übergehen. Alles kommt darauf an, daß 
der soziale und politische Wiederaufbau im Geist einer neuen, tiefer 
begründeten Sozialethik geschieht, die gleichzeitig beidem gerecht 
zu werden vermag: dem Prinzip der sozialen Gerechtigkeit und den 
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Prinzipien jener Freiheit, ohne die kein echtes geistiges Leben, aber 
auch keine schaffensfreudige Initiative im Wirtschaftsleben gedeiht. 


Dazu aber gehört ein Begriff von Gerechtigkeit, der tiefer und 
fruchtbarer ist als das mechanische Gleichheitsprinzip des rationali- 
sischen Naturrechts. In der Weißglut des totalitären Nationalismus 
unserer Zeit schmelzen humanitäre Grundsätze wie Butter an der 
Sonne. Wir haben es erlebt und erleben es alle Tage. Standzuhalten 
vermag da nur ein Glaube aus wirklich feuerfestem Stoff. 





DER SINN DER DUALISTISCHEN 
VERSTÄNDIGUNGSVERSUCHE BISMARCKS 


VOR DEM KRIEGE 1866 


VON 
OTTO BECKER 


Schwerwiegende politische Entscheidungen der Gegenwart werden mit ge- 
schichtlichen Argumenten gerechtfertigt, wobei auf die Eigenart des Deutschen 
Reiches und seine kriegerische Entstehung hingewiesen wird. Um so größer 
ist deshalb die Pflicht der deutschen Geschichisfcrschung, ihre neuesten Ergeb- 
nisse zu diesen Fragen der Weltöffentlichkeit bekannt zu machen. — Die Aus- 
führungen sind wesentlich dem Manuskript eines großen Werkes entnommen, 
dessen Druck sich aber zur Zeit noch nicht absehen läßt; zum Teil sind sie 
bereits, jedoch unter anderer Themenstellung, an entlegener Stelle (im ersten 
Heft der Kieler Blätter von 1942) verwertet worden. Die Darstellung beruht 
weitgehend auf archivalischem Material. 

Abweichend von Sybels grundlegender Darstellung hatten nam- 
hafte Historiker die Ansicht verfochten, daß Bismarck schon seit 
seinem Wirken als Bundestagsgesandter nur ein Ziel gehabt 
habe, den Krieg zwecks Gründung eines kleindeutschen National- 
staates, und daß seine Verständigungsversuche mit Österreich nur 
taktische Notbehelfe gewesen seien. Dem traten auf Grund der nach 
dem Weltkriege veröffentlichten Quellen neue Thesen entgegen: 
Obwohl er sich auf den wahrscheinlichen Krieg rüstete, hätte er 
„doch die treue Verbindung mit Österreich und die gemeinsame 
Leitung Deutschlands in konservativem und autoritärem Sinne vor- 
gezogen, und sie dementsprechend in erster Linie gesucht‘). „Bis 
marcks Alternative lautet nicht: dualistische oder hegemoniale Lö- 
sung der deutschen Frage, sondern sie lautet: Erhöhung Preußens 
mit europäischen oder mit deutschen Mitteln. Wie Deutschland 
aussehen wird, hängt von dem gewählten System einer preußischen 
Politik ab, nicht umgekehrt richtet sich die preußische Politik nach 
dem Traum eines deutschen Nationalstaates.‘“ Bismarcks Politik 
war nach dieser Ansicht nicht teleologisch, sondern pflichtgemäß,. 
Er suchte als treuer Vasall nur, wie es die jeweiligen Umstände gerade 
erlaubten, die Macht seines Königs zu erhöhen, sei es durch Ver- 
ständigung mit Österreich unter Verzicht auf die Reichsgründung, 

1) F. Thimme in seinem Vorwort zu: Bismarck, Die gesammelten Werke. Bd.5, 
Berlin 1928. S. XIII. — vgl. Bd. 4 S. XIV. Trotz seiner Einseitigkeit hat Thimme 
befruchtend auf die Erforschung der dualistischen Politik gewirkt, weit mehr aber 


Stadelmann (s. die folgende Anm,) durch seinen energischen Vorstoß gegen die herr- 
schende Lehre. 
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sei es durch Krieg mit Österreich und Gründung eines kleindeut- 
schen Nationalstaates. „Garantievertrag mit Österreich, das hieß 
Verewigung der Mainlinie').““ Ein Deutungsversuch verstieg sich 
sogar zu folgender Behauptung: „Preußens Macht, nicht Deutsch- 
lands Einheit war der bleibende Leitstern seines Willens, und bei der 
Wahl des möglichen Weges zu Preußens Macht fragte er nicht, ob 
dieser Weg auch zu Deutschlands Einheit führen werde“. „Er diente 
in Bewußtsein seiner Pflichterfüllung, die nicht nach dem Wozu und 
Warum, nicht einmal nach dem Wohin fragte?).‘“‘“ Auch eine ver- 
mittelnde Richtung fehlt nicht. Sie vermag aber nicht befriedigend 
zu erklären, wie Bismarck vor dem Deutschen Kriege gleichzeitig 
die Verständigung mit Österreich auf dualistischer Basis und die 
Einberufung eines nationalen Parlamentes zwecks Bundesreform be- 


treiben konnte?). 


1) R. Stadelmann, Das Jahr 1865 und das Problem von Bismarcks deutscher 
Politik (H.Z., Beih. 29). München 1933. $.72, 74. In Anlehnung an Stadelmann 
urteilt H.E. Feine in Das Werden des deutschen Staates, Stuttgart 1936, S. 201: 
„Wirkliche Gleichberechtigung mit Österreich in Deutschland, Abgrenzung der beider- 
seitigen Bereiche mochten Preußen genügen“. 

2) H. Mombauer, Bismarcks Realpolitik als Ausdruck seiner Weltanschauung 
(Historische Studien, Heft 291.) Berlin 1936. S.62f. 


3) Die Hauptlinien der früheren Geschichtsschreibung seit Sybel zeichnet die fein- 
sinnige Studie von E. Marcks, Zwei Studien an neuen Bismarck-Quellen. H.Z., 
Bd. 144 (1931), S. 472ff. Zur Ergänzung vgl. Ch. W. Clark, Franz Joseph and Bis- 
marck, The diplomacy of Austria before the war of 1866. Cambridge 1934, S. 421, 478, 
Clark selbst zeigt in seiner vortrefflichen Untersuchung zwar viel Verständnis für 
Bismarcks schrittweises Vorgehen, gelangt aber doch zu folgendem Urteil: „Since 
February he had been moving heaven and earth to goad Austria into aggression, to 
make war‘‘ (S. 422, vgl. S. 484). Die Mission Gablenz habe er nur in Rücksicht auf 
den König gebilligt und zum Scheitern zu bringen versucht. Der Ansicht Thimmes 
hat sich E. Schwartze angeschlossen in seinem Arıfsatz: Bismarcks Staatsauffassung 
und politische Methode. Schriften der Bremer Wissenschaftlichen Gesellschaft, III 
(1927), S. 159, vgl. S. 151. Die Verständigungsbereitschaft Bismarcks ist eingehend 
dargestellt von A. Graf zu Stolberg-Wernigerode, Bismarck und die Verständigungs- 
politik 1864—66. Berlin 1929. Besonders umstritten ist, ob Bismarck mit dem Ein- 
gehen auf die Mission Gablenz ernsthaft eine Verständigung mit Österreich über eine 
gemeinsame Beherrschung Deutschlands durch die beiden Großmächte erstrebt hat 
oder ob diesen Verhandlungen nur eine vorübergehende taktische Bedeutung zu- 
kommt, E, Zechlin, Bismarck und die Grundlegung der deutschen Großmacht, Stutt- 
gart 1930, S. 617, vgl. S. 120, lehnt die Ansicht ab, daß Bismarck die Mission Gablenz 
nur zur Beruhigung des Königs unterstützte. Nach H. Onckens Ansicht (Das Deutsche 
Reich und die Vorgeschichte des Weltkrieges, Leipzig 1933, Bd. I, $S. 81) hat Bismarck 
„für gewisse Möglichkeiten‘ (Druck französischer Begehrlichkeiten) „einen dualisti- 
schen Ausgleich Österreich-Preußen auf der ganzen Linie erwogen.‘ E. Marcks (a.a.O., 
$.484f., und Der Aufstieg des Reichs, Deutsche Geschichte von 1807—1871/78, Stutt- 
gart 1936, S. 159, vgl. S. 163, 74) sieht „mehr Aufrichtigkeit eines Verständigungs- 
Willens, mehr Ernst des Zusammengehens, als man oft geglaubt hat, dem großen 
Kämpfer zutrauen zu dürfen‘, meint aber doch, daß Bismarck „die große Ausein- 


Historische Zeitschrift 169, Bd. 1 
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Den Vertretern der These, daß Bismarck zugunsten einer duali- 
stischen Bundesreform fähig gewesen wäre, für immer auf eine klein. 
deutsche Reichsgründung zu verzichten, dienten als Haup 
mente Bismarcks Schönbrunner Verhandlungen nach dem Dänischen 
Kriege und seine Versuche, sich noch unmittelbar vor dem Deu. 
schen Kriege mit Österreich über eine gemeinsame Beherrschu 
Deutschlands zu verständigen. Es handelt sich hier nicht nur um 
eine der kompliziertesten und am meisten umstrittenen Fragen der 
Geschichte Bismarcks, sondern auch um eine der wichtigsten. Dem 
hier geht es um sein inneres Verhältnis zu seiner größten geschicht- 
lichen Tat. Die Klärung der Motive jener preußisch-Österreichischen 
Bündnisverhandlungen führt auch bereits hinein in die Strategie 
seines Kampfes um die neue Bundes- und Reichsverfassung. 


Bismarck hat sich mit und nach dem dänischen Feldzug keine- 
wegs den Krieg gegen Österreich als nächstes Ziel gesteckt. Er hat 


andersetzung ersehnt‘‘ und mit dem Reformantrag vom 9. April 1866 den Krieg 
„gewiß und unwiderruflich gemacht‘ habe. Bismarcks Eingehen auf die Mission 
Gablenz, „das letzte psychologische Rätsel‘, das er uns aufgebe, erklärt er letztlich 
aus Rücksichtnahme auf den König. Nach Feine (a.a.O., S. 202) wäre Bismarck auf 
Grund der Gablenzschen Vorschläge „vielleicht‘‘ für den Frieden zu haben gewesen, 
Sehr eingehend und mit vielen wertvollen neuen Aufschlüssen in Einzelheiten be 
handelt Srbik in dem 1942 erschienenen Bd. IV seines Werkes „Deutsche Einheit" 
die dualistischen Verständigungsversuche, Er sagt, daß er sich Stadelmann im ganzen 
anschließe, ohne seinen Gedankengängen durchweg zu folgen. Die Auswirkungsmög- 
lichkeiten des Schönbrunner Bündnisprojektes Bismarcks sieht er ganz anders als 
Stadelmann: Die Verwirklichung wäre „der große Anfang zur Führung des gesamten 
außerösterreichischen Deutschlands durch Preußen‘ gewesen (S. 178). Preußens An- 
trag vom 9. April 1866, ein Bundesparlament einzuberufen, „hatte kleindeutschen 
Sinn in vollem Maße; es zielte auf die Ausschließung der Primatmacht des Bundes 
durch den Krieg“ (S. 348). Dennoch erkennt Srbik den „objektiven Wahrheitsgehalt“ 
der späteren Erzählungen Bismarcks über seine Bemühungen an, durch die Mission 
A.v. Gablenz zu einem Bündnis gegen Frankreich zu gelangen. (S. 386.) Aber er 
habe auch jetzt zwei Karten ausgespielt: Hätte Österreich angenommen, so wäre 
Bismarck des Lorbeers sicher gewesen und hätte den Löwenanteil davongetragen, 
Mit den ungeklärten Fragen des Zollvereins und des Bundesparlamentes hätte er 
weitere wuchtige Waffen in der Hand gehabt. Denn der Parlamentsantrag vom 
9. April wäre für Österreich unannehmbar gewesen. Ein friedlicher Dualismus hätte 
gefordert, entweder ein gesamtdeutsches Parlament auf konservativer Grund- 
lage oder nur ein norddeutsches Parlament zu schaffen, (S. 387.) Der Dualismus 
wäre Bismarck keine Ideallösung der deutschen Frage, sondern nur ein zeitbedingter 
und zeitbegrenzter Behelf gewesen. Er habe das Seine getan, die Anerbietungen so zu 
verschlechtern, daß sie schwer annehmbar waren. Ähnlich urteilt Erich Eyck in seinem 
Bismarck-Werk (Erlenbach-Zürich, 1943, Bd. II, S. 180—83). Die Annahme des 
Gablenzschen Vorschlages würde das Ende des Reformantrages vom 9. April bedeutet 
haben. Es hätte Bismarck „gewiß keine unüberwindlichen Schwierigkeiten gemacht, 
sich von ihm wieder loszusagen‘‘. — In dem Retormantrag und der Förderung der 
Mission Gablenz sieht er zwei „sich gegenseitig ausschließende Wege“. 
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nach Befreiung der Nordmark in den Schönbrunner Verhandlungen 
(D.—4. August 1864) versucht, die Beziehungen zu Österreich 
noch fester und umfassender zu gestalten. Aber Srbiks glücklicher 
Fund des Schönbrunner Vertragsentwurfs!) vom 24. August läßt 
auch die letzten Ziele und Hintergedanken erkennen: Preußen sollte 

Österreich in einem neuen Krieg gegen Italien und Frankreich hel- 
fen, die Lombardei zurückzugewinnen. Dafür sollte dann Österreich 
seine Zustimmung zur Vereinigung Schleswig-Holsteins und Lauen- 

mit Preußen geben. Damit nicht hierdurch das Machtverhält- 
nis zwischen den beiden Großmächten im Deutschen Bunde eine 
Veränderung erleide, könnten einige nicht zum Territorium des 
Deutschen Bundes gehörige österreichische Gebietsteile in diesen 
mit aufgenommen werden. Dieses Projekt eines friedlichen Dualis- 
mus, das an dem Widerstande der beiden Monarchen scheiterte, ist 
gewiß mit Recht auf Bismarcks Initiative zurückgeführt worden. 
Wäre es zur Verwirklichung des Schönbrunner Vertrages gekommen, 
so wäre er nicht End-, sondern Zwischenstation auf dem Wege zur 
nationalstaatlichen Einigung gewesen. Denn „dem militärischen 
Führer des Ringens am Rhein und westlich des Rheins, dem Staat, 
dessen deutsche Fläche durch die dänischen Lande so verbreitert, 
dessen Zahlen- und Machtgewicht in Deutschland durch sie so er- 
höht wurde, während Österreich doch nur nichtdeutsches, an Be- 
völkerungszahl gleiches Land in den Bund einfügen konnte, — ihm 
konnte die Führerstellung in Deutschland nach dem siegreichen 
Krieg kaum mehr entgehen, mochte sie auch zunächst noch in 
formalem Dualismus mit der alten Präsidialmacht ausgeübt werden?).““ 
Man bedenke den nationalen Enthusiasmus in einem siegreichen 
gesamtdeutschen Kriege gegen Frankreich. Unmöglich konnte man 
nach dem Siege mit der alten deutschen Z,errissenheit zufrieden sein. 
Die Wirkung der nationalstaatlichen Bewegung und die neuen Lor- 
beeren des preußischen Staates hätten ihm eine einzigartige Chance 
gegeben, mit der Idee des nationalen Parlaments hervorzutreten, für 
die sich Bismarck schon 1863 eingesetzt hatte. 

Alle Fragen, auf die er während seiner Gesandtenzeit und in den 
ersten Jahren seines Ministeriums seine staatsmännische Kraft zu 
konzentrieren hatte, der Gegensatz Preußens und Österreichs im 
Bunde, die Bedeutung, die dort das „dritte Deutschland“ gewonnen 
hatte, die Fortbildung des Zollvereines, die angesichts der Welt- 
entwicklung eine dringende Notwendigkeit geworden war, die 


1) H. Ritter von Srbik, Die Schönbrunner Konferenzen vom August 1864. „Histo- 
tische Zeitschrift“, Bd. 153 (1935/36), S. 43tf. 
%) Ebenda,/S. 74. 
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Chancen und Gefahren, die in der schleswig-holsteinischen F 
für Preußen und Deutschland lagen, die Verknüpfung des Macht. 
kampfes zwischen Krone und Parlament (Verfassungskonflikt) mit 
allen außenpolitischen Problemen und die Stellung der national. 
staatlichen Bewegung zu Preußen hatten die nationale Einigung zu 
der Lebensfrage des preußischen Staates gemacht. Bismarck war 
nicht so kurzsichtig, daß er nicht erkannt hätte, welche Gefahren 
auch dem deutschen Volke von der Lähmung seiner Gesamtkraft 
durch die Gegensätze seiner Großmächte und Mittelstaaten drohten, 
Die Überzeugung, daß die richtig verstandenen Interessen des preu- 
Bischen Staates und des deutschen Volkes identisch seien, war der 
Kern, um den seine politischen Gedanken kreisten. „Es gibt Ge- 
fahren, denen Deutschland nur dann gewachsen ist, wenn seine 
Völker in einmütiger Erhebung für ein nationales Gesamtinteresse 
eintreten.“ „Auf die Dauer haben wir jedenfalls nur eine zuver- 
lässige Stütze (wenn wir sie nicht absichtlich verwerfen), das ist die 
nationale Kraft des deutschen Volkes.‘“ Aber was könnte der reali- 
stischen Elastizität seiner Strategie mehr widersprechen, als aus der 
verfassungspolitischen Gestaltung Deutschlands im Jahre 1870 als 
selbstverständlich zu folgern, daß er sie schon vor Augen gehabt 
habe, als er eine nationale Einheit als Lebensnotwendigkeit de 
preußischen Staates und des deutschen Volkes erkannte. Den eigen 
artigen staatlichen Ausbau einer preußischen Hegemonie im außer- 
österreichischen Deutschland vorauszusehen, bevor sie errungen 
war, hat sich der Weitblick des Staatsmanns nicht angemaßt. Die 
Wege zur deutschen Einheit und deshalb auch deren Form blieben 
dem Gesandten und zunächst auch dem Minister eine Frage, die ent 
durch die weitere Entwicklung der großen Politik entschieden 
werden könne. Im Gegensatz zu den Führern des Nationalvereins 
hatte er sein Programm „unter den Händen“, d.h. er hatte kein 
Programm außer dem elastischen Streben, für die Erreichung dessen, 
was er als das Notwendigste erkannt hatte, den gangbarsten Weg zu 
suchen. 

Die Hoffnung, auf dem Wege eines friedlichen Dualismus Preußen 
die Führung Norddeutschlands als Etappe zur weiteren Einigung zu 
erringen, hat Bismarck nach dem Scheitern der Schönbrunner Ver- 
handlungen noch nicht ganz aufgegeben. Er hielt an seiner Ver- 
ständigungspolitik auch fest, als der König ernsthaft den Gedanken 
erwog, für die Annexion der nordelbischen Herzogrümer den Krieg 
zu wagen, und ihn in der Kronratssirzung vom 29. Mai 1865 zut 
Erörterung stellte. So „wahrscheinlich“ es Bismarck auch wat, 
daß der diplomatische Kampf, den die deutschen Staaten seit einem 
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halben Menschenalter versteckt oder offen gegeneinander führten, 
„kaum“ anders als mit den Waffen beendet werden könne, riet er 
doch, die Verständigungsversuche fortzusetzen. Deshalb trat er im 
Kronrat dafür ein, die Bedingungen, unter denen sich Preußen im 
Februar dieses Jahres bereit erklärt hatte, den Prinzen Friedrich von 
Augustenburg als Landesherrn in Schleswig-Holstein anzuerkennen, 
mildern, um sie der Wiener Regierung annehmbar zu machen. 
Aber er vermochte nicht, dies gegen den Willen des Königs und 
Roons durchzusetzen. 

Nach der herrschenden Ansicht!) hat Bismarck Ende Februar 1866, 
als sich die zwischen Preußen und Österreich im Gasteiner Vertrage 
vereinbarte Verwaltungsteilung der Herzogtümer als unhaltbar er- 
wiesen hatte, die große Schwenkung seiner Politik vollzogen, um 
sein ganzes Streben auf die Entzündung des Krieges zu richten. Die 
Kronratssitzung vom 28. II. 1866 brachte allerdings eine Wende der 
preußischen Politik, aber das Protokoll und die Aufzeichnungen 
Moltkes lassen erkennen, daß sich Bismarcks Planen wie der Ent- 
schluß des Königs auch jetzt nicht darauf versteiften, den Krieg um 
jeden Preis herbeizuführen. Der König resumierte das Resultat 
der Beratungen dahin, „daß nach den übereinstimmend ausgespro- 
chenen Ahsichten für den Fall, daß der Versuch einer wün- 
schenswerten Verständigung mit Österreich scheitern 
sollte, alle für diesen Fall nötigen Vorbereitungen getroffen, die 
geeigneten auswärtigen Allianzen gesucht werden müßten, daß jeden- 
falls der österreichischen Regierung kein Zweifel über den vollen 
Emst und die feste Entschlossenheit Preußens, den Krieg eventuell 
nicht zu scheuen, gelassen werden dürfe und daß Preußen, wenn 
esdessen ungeachtet nicht zu einerfriedlichen Verständi- 
gung gelangen könne, getrost den Kampf annehmen müsse.“ 
Von einigen Seiten war der dringende Wunsch und die zuversicht- 
liche Hoffnung zu erkennen gegeben, daß es, wenn Preußen den 
gehörigen Ernst zeige und über seine Entschlossenheit keinen 
Zweifel lasse, möglich sein werde, eine freundliche Verständigung 
mit Österreich herbeizuführen. Auch zu Bismarcks Stellungnahme 
stand das Resum& nicht im Widerspruch. Er hatte zwar sein Fern- 
ziel enthüllt: Preußens Beruf sei es, an die Spitze Deutschlands zu 
treten, was Österreich, obwohl selbst dazu unfähig, Preußen nicht 
gönne, Er bezeichnete den Bruch mit Österreich als „wahrschein- 
lich“, da Preußen die Demütigung eines Rückzuges aus den Herzog- 
tümern um jeden Preis vermeiden müsse. Deshalb solle Preußen 
sich nach Bundesgenossen umsehen. Man müsse darauf gefaßt sein, 


}) Stern, Clark, Marcks, Srbik. 
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daß auch Österreich sich gleichfalls auswärtige Allianzen, vor allem 
diejenige mit Frankreich, zu verschaffen suche und wenn die 
gelinge, in einem für seine Interessen günstigen Moment, den 
Bruch herbeiführen werde. In diesem Zusammenhange bezeichnet 
er den Bruch als „früher oder später unvermeidlich“. Jetzt habe 
noch Preußen den Moment zu wählen. „Es sei klüger, den Kti 

bei einer günstigen Situation selbst herbeizuführen als abzuwarten, 
bis Österreich es unter ihm vorteilhaften Verhältnissen tue,“ De 
gegenwärtige Moment sei für Preußen günstig. Es bestehe die Au. 
sicht, Italien zu verpflichten, Österreich anzugreifen, wenn Preußen 
losschlage. Die Beziehungen zu Kaiser Napoleon seien zur Zeit 
freundlich. Bayern sei nicht unbedingt den Feinden Preußens bei- 
zuzählen. Noch besitze die preußische Armee die bessere Bewaf- 
nung. Aber gerade aus diesen günstigen Aussichten folgerte Bis- 
marck, daß nicht nur die Möglichkeit bestehe, den Krieg unter 


günstigen Umständen herbeizuführen, sondern auch die eines fried- 
lichen Einlenkens Österreichs, sobald es aus dem Vertragsabschluß 
mit Italien die feste Entschlossenheit Preußens erkenne, den Krieg 
eventuell nicht zu scheuen: „Östefreich wird den Ernst des 


Schrittes nicht verkennen, neue V.erhandlungen etwa über 
die deutsche Frage, wie sie durch den Tod König Fried- 
richs VII. von Dänemark unterbrochen wurden, werden 
dann vielleicht besser Eingang finden!“ Es handelte sich also 
bei dem Ergebnis der Kronratssitzung nicht um eine starr auf di 


Provozierung des Krieges gerichtete Politik. Noch hing vieles von 


den geplanten diplomatischen Verhandlungen ab. Bismarck ge- 
dachte Österreich nicht nur auf dem Felde der europäischen Diplo- 
matie mattzusetzen, sondern auch in Deutschland. Das Ziel aller 
auszuspielenden Trümpfe war die baldige Herbeiführung der 


Entscheidung über den Weg zur preußischen Vorherrschaft 
Ob es der Weg friedlicher Verständigung oder des Krieges sein 
werde, stand noch nicht fest"). Die Wende vom 28. Februar lag in 


1) Falls man auf Grund des Protokolls und der Aufzeichnungen Moltkes einen Wider- 
spruch in Bismarcks Äußerungen annehmen will, weil er dort den Bruch als „früher 
oder später unvermeidlich‘, aber auch als nur „wahrscheinlich‘“‘ bezeichnete und 
noch mit der Möglichkeit eines Einlenkens Österreichs rechnete, so muß doch das 
Hauptgewicht darauf gelegt werden, daß das Resum& des Königs die Absicht weitere 
Versuche einer wünschenswerten Verständigung als „übereinstimmend ausgt 
sprochene Ansicht“ bezeichnete und auch Bismarck den Rat, Österreich auf die 
Mensur zu bringen, ausdrücklich von dem Fall abhängig machte, daß Österreich be 
neuen Verhandlungen über die deutsche Frage nicht einlenken werde. Mit diesen 
Ergebnis der Kronratssitzung standen alle weiteren Verhandlungen Bismarcks bis zu 


Kriegsausbruch, auch die Eigenart des Vertrages mit Italien, in genauester Über- 
einstimmung. 
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der Entschlossenheit des Königs und des gesamten Ministeriums, 
die wahrscheinliche Alternative des Krieges nicht zu scheuen. 


Anfangs hat Bismarck versucht, mit Hilfe Bayerns den Beschluß 
eines Termins für das Zusammentreten eines deutschen Parlaments 
zwecks Durchführung einer Bundesreform durchzusetzen. Der 
Leiter der bayerischen Politik, Freiherr v. d. Pfordten, hatte selbst 
die Notwendigkeit einer Bundesreform längst erkannt. Er war einer 
der entschiedensten Gegner der Ausschließung Österreichs aus dem 
Bunde, Um Preußen von der Sprengung des Bundes zurückzu- 
halten, hielt er für erforderlich, dessen berechtigte Ansprüche an-' 
zerkennen, Gleichstellung mit Österreich im Bunde und hege- 
moniale Bewegungsfreiheit im norddeutschen Raum, in den er frei- 
lich Sachsen nicht mit einbegriffen wissen wollte. 


Bismarck wollte Österreich so weit matt setzen, daß es sich zu 


den Opfern gezwungen sehe, die es freiwillig nicht zu leisten ge- 
denke. Sein Gedanke war, den doppelten Flankendruck des preußisch- 


italienischen Vertrages noch wirksamer zu machen, indem er Napo- 
leon für eine wohlwollende Neutralität und v. d. Pfordten für ein 


gemeinsames Vorgehen in der Reformfrage gewinne. Es durfte mit 


Recht erwartet werden, daß Bayerns Haltung die der Mittelstaaten 
entscheidend beeinflussen werde. Verlor Österreich die Aussicht auf 
ein Bündnis mit Frankreich und den Mittelstaaten, dann mußte der 
Kriegspartei in Wien jede Hoffnung schwinden. Wagte Österreich 
vorher nicht, den Krieg an der schleswig-holsteinischen Frage zu 


entfesseln, dann konnte Bismarck der Sieg in der Parlamentsfrage 
kaum noch entgehen. Denn die Parlamentsidee war so in Geist und 
Blut des Volkes eingegangen, daß kein Staat es wagen konnte, ihr 
offen grundsätzlich zu widersprechen, :umal, wenn sie von Preußen 


patronisiert wurde. 


Auch Pfordten war es noch im April zweifelhaft, ob Österreich es 
auf einen Krieg ankommen lassen werde, denn es leide an Geld- 
mangel und auch nach Ansicht der bayerischen Militärs könne es 
nicht gegen Preußen und Italien gleichzeitig kämpfen, ohne sich 
Frankreichs Bündnis gesichert zu haben. Gelang es Preußen, eine 
feindliche Koalition der Mittelstaaten zu verhindern, dann war ein 
gesamtdeutscher Bundesreformplan nicht ohne Aussicht auf Ge- 
lingen. Alles hing von Bayern ab. 


Um v. d. Pfordten für seine Parlamentsidee zu gewinnen, hatte ihn 


Bismarck am 8, März zum Streben nach einer führenden Stellung 
Bayerns in Süddeutschland zu ermutigen versucht. Dabei hat gewiß 
die Hoffnung, Bayern neutral zu halten, falls Österreich den Krieg 
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nn 
herbeiführe, und die Rücksichtnahme auf Kaiser Napoleon mitge- 
wirkt. Aber keineswegs darf man schließen, daß er Bayern für einen 
Antrag auf Ausschließung Österreichs aus Deutschland habe ge- 
winnen wollen. Es konnte für ihn kein Zweifel bestehen, daß ein 
solcher Versuch das geeignetste Mittel sein würde, Bayern sofort 
völlig auf Österreichs Seite zu treiben, daß das Verbleiben dieser 
Großmacht in Deutschland für v.d.Pfordten die selbstverständlichste 
Voraussetzung für irgendein Eingehen auf die Reformpläne sei 
Jener Ermutigungsversuch bewegte sich durchaus im Rahmen eines 
gesamtdeutschen, und zwar drei Staatengruppen umfassenden 
Bundes, wie ja auch König Wilhelm das Parlament als ein gesamt- 
deutsches aufgefaßt hat. Um Bayern dafür zu gewinnen, den Refom- 
antrag mit Preußen gemeinsam einzubringen oder ihn doch wenig. 
stens zu unterstützen, hat Bismarck Pfordten zu überzeugen ver- 
sucht, daß die Reform als Diversion für den Frieden gedacht, nicht 
auf die Sprengung, sondern Stärkung des Bundes gerichtet sei. Auch 
Preußen sei eine Verständigung mit Österreich wünschenswert. Um 
Pfordtens Bedenken zu beschwichtigen, hat er am 8. März sogar für 
diskutierbar gehalten, statt eines gewählten Parlaments eine deutsche 
Notabelnversammlung einzuberufen. An dem Gedanken eine 
Notabelnversammlung hält auch noch ein von Bismarcks Referenten 
für deutsche Angelegenheiten, Geheimrat Hepke, konzipiertes „Pro- 
memoria die Einleitung der Bundesreform betreffend‘ (25. Män) 
fest. Auch dieses Dokument zeigt, welchen Wert man in Berlin 
darauf legte, den Reformplan den Regierungen annehmbar zı 
machen. Erst als Pfordten seine prinzipiellen Bedenken gegen ds 
allgemeine Wahlrecht aufgab, verschwand das Notabelnprojekt. 


Bevor der Antrag auf Einberufung eines Parlamentes gewagt 
werden konnte, mußten die Verhandlungen mit Italien zum Abschluß 
gelangen. 


Am 8. April 1866 wurde ein auf drei Monate befristeter Vertrag 
mit Italien geschlossen, in dem sich Preußen verpflichtete, die 
deutsche Frage durch den Antrag auf Berufung eines deutschen Par- 
laments aufzurollen. Für den Fall, daß es darüber zum Kriege mit 
Österreich kommen werde, verpflichtete sich Italien, dieses mit allen 
Streitkräften anzugreifen. Doch war Preußen nicht zum Kriege vet- 
pflichtet, wenn Italien selbständig das Schwert ergriff. Zur Ent 
täuschung der italienischen Unterhändler hielt sich also Preußen is 
diesem Vertrag die Möglichkeit einer Verständigung mit Österreich 
noch immer aufrecht. 
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Schon am folgenden Tage brachte Preußen am Frankfurter Bundes- 
den Antrag ein, „die Reform des Bundes sofort damit in Angriff 
zu nehmen, daß zur Mitwirkung für die Neugestaltung der Ver- 
fassung durch Bundesbeschluß eine allgemeine deutsche Versamm- 
von gewählten Vertretern berufen werde.“ Die direkte Wahl 
und das allgemeine Stimmrecht seien allein geeignet, „die verschie- 
denen partikularen Verhältnisse einem Maßstab dienstbar zu ma- 
chen,“ und seien für das konservative Prinzip am förderlichsten. 
Begründet wurde der Antrag mit der Überzeugung der ganzen 
Nation und der Regierungen, daß die Bundesreform ein „unabweis- 
bares Bedürfnis“ sei. Auch Österreich habe sich 1863 zu dieser Auf- 
fassung bekannt. Wenn Deutschland in seiner jetzigen Verfassung 
großen europäischen Krisen entgegengehen sollte, so würde es ent- 
weder der Revolution oder der Fremdherrschaft verfallen. Auch die 
Gefahr eines Krieges zwischen den beiden deutschen Großmächten 
fordere die Bundesreform, denn diese Gefahr sei, wie auch von einer 
anderen großen Regierung (Bayern) anerkannt werde, „nur der Aus- 
druck des Mißbehagens über die mangelhafte Gestaltung der Bundes- 
verhältnisse.‘“‘“ Nur mit Hilfe eines deutschen Parlamentes könne eine 
Bundesreform durchgeführt werden. Denn alle bisherigen Verhand- 
lungen über die Reform seien unfruchtbar geblieben, weil es bei 
ihnen „an der ausgleichenden und treibenden Kraft des nationalen 
Geistes fehlte.“ Weit entfernt, eine kleindeutsche Zielsetzung anzu- 
deuten, appellierte Preußen gerade an die Bereitwilligkeit aller seiner 
hohen Mitverbündeten. 

Dieser Antrag ist als der Feuerbrand aufgefaßt worden, den 
Bismarck in das Gebäude des Deutschen Bundes schleuderte, um 
den Krieg für die kleindeutsche Lösung zu entzünden. Dieser Antrag 
habe den Krieg „gewiß und unwiderrufiich“ gemacht. Denn er habe 
den Ausschluß Österreichs aus Deutschland gefordert, da sich die 
Donaumonarchie mit ihren zum Deutschen Bunde gehörigen Län- 
dern nicht an den Wahlen habe beteiligen können, ohne ihren gesamt- 
staatlichen Charakter preiszugeben. 

Wer der Ansicht ist, daß Bismarck am 9. April den Krieg und die 
Berufung eines kleindeutschen Parlamentes erzwingen wollte, der 
muß in seiner Verständigungsaktion vor dem Kriege entweder ein 
taktisches Scheinmanöver sehen oder die Preisgabe der Aktion vom 
9. April. Denn der diesen Verständigungsverhandlungen zugrunde 
liegende Entwurf einer österreichisch-preußischen Konvention, mit 
dem sich der preußische Landtagsabgeordnete Anton Freiherr von 
Gablenz, Bruder des österreichischen Statthalters in Holstein, Ludwig 
von Gablenz, am 20. April von Kiel nach Wien begab und über den 
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er seit dem 30. April auch in Berlin verhandelte, sah nicht nur ein 
Kompromiß in der schleswig-holsteinischen Frage vor, sondern auch 
eine gemeinsame Bundesreformaktion beider Mächte. Die süd. 
deutschen Bundeskontingente sollten an Österreich, die norddeut- 
schen an Preußen angeschlossen werden. Diese Regelung wurde ak 
„Basis“ der Neuordnung der Bundesverhältnisse bezeichnet, Sie 
sollte also einen dualistischen Charakter haben. Auf diese Vor. 
schläge sind der König und Bismarck eingegangen, ebenso auf das 
Kompromiß bezüglich der Herzogtümer. Ein von der Krone Preu- 
Bens zu bestimmender Prinz sollte Herzog von Schleswig-Holstein 
werden und Preußen den Kieler Hafen durch finanzielle Entschädi- 
gung Österreichs erwerben. 


Nach den erfolgversprechenden Verhandlungen, die Gablenz in 
Wien mit dem Außenminister Graf Mensdorff und dem Minister 
ohne Portefeuille Graf Esterhazy geführt hatte, war die wichtigste 
Frage, wer von den beiden Mächten die Initiativ- zu den offiziellen 
Verhandlungen ergreifen sollte. Denn jede der beiden Regierungen 
mußte fürchten, daß ihre Initiative benutzt werde, um sie bei den 
Mittelstaaten zu kompromittieren. Bismarck mußte außerdem damit 
rechnen, daß Österreich eine preußische Initiative in Florenz und 
Paris mißbrauche. Inzwischen hatte Mensdorff dem preußischen 
Gesandten v. Werther mitgeteilt, daß ein Privatmann einen Ver- 
ständigungsvorschlag über Schleswig-Holstein gemacht habe. Es 
lag ihm wohl daran, zu erfahren, ob der Gesandte informiert sei und 
ob Bismarck den Gablenzschen Vorschlag veranlaßt habe. Gablen 
hatte Mensdorff vorgeschlagen, daß Österreich die Initiative zu den 
Verständigungsverhandlungen unternehme. Mensdorff telegraphierte 
aber am 3. Mai an Gablenz, die Initiative müsse von Preußen aus- 
gehen. Gablenz schrieb hierüber Savigny': „Es wäre doch zu traurig, 
wenn die Sache daran scheitern würde, weil niemand die Initiative 
. ergreifen will“, „nachdem ich weiß, wie bestimmt die Sachen hier 
stehen, andererseits nicht vergessen habe, was man mir in Wien zu- 
sagte, und gefunden, daß in Prinzip und Tendenz so eigentlich volle 

reinstimmung zu erzielen ist.“ Er ließ deshalb Bismarck durch 
Savigny sagen, daß Mensdorff durch seine Unterredung mit Werthet 
eigentlich bereits die Initiative ergriffen habe. Bismarck solle nun 
Werther veranlassen, in einer Unterredung mit Mensdorff auf die 
Sache durch die Mitteilung zurückzukommen, daß der gleiche 
Privatmann auch der Berliner Regierung wahrscheinlich das gleicht 


1) Über die Beziehungen des Bundestagsgesandten Savigny zum Gablenzberichte 
siehe unten. 
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Projekt vorgelegt habe und daß es ihn interessiere, wie Mensdorff 
darüber denke. So ließe sich ein Meirungsaustau.sch anknüpfen. 


Bismarck ist über diesen Wunsch noch luinausgegangen. Am | 
4, Mai telegraphierte er dem Gesandten, daß die Gablenzschen Vor- 
schläge, „wenn in einigen Punkten modifiziert und in anderen näher 
siert, eine geeignete Basis zur Verhandlung“ seien. Der Ge- 
sandte solle sich in diesem Sinne Mensdorff gegenüber in Anknüp- 
fung an dessen frühere Mitteilung aussprechen. Dusch seinen Erlaß 
an den Gesandten vom 7. Mai befürwortete er „eine wirklich ernst 
inte Verständigung, welche nur auf dem Wege vertraulicher 
Verhandlungen zu erreichen möglich“ sei. Wenn aber Österreich, 
wie es am 26. April angekündigt hatte, die Entscheidung über 
Schleswig-Holstein an den Bundestag bringen werde, so sei das eine 
Verletzung der preußisch-österreichischen Verträge und des gemein- 
samen Besitzrechtes beider Mächte. „Wenn die Kaiserliche Regie- 
rung dagegen über ihre Rechte an der gemeinsamen Errungenschaft 
eine anderweitige Verfügung treffen will, so wird sie uns sofort zur 
Verhandlung darüber bereit finden.“ „Über die Lösung oder Fort- 
bildung unseres Mitbesitzverhältnisses kann nur mit Österreich von 
uns verhandelt werden.‘ „Erleichtert resp. modifiziert könnten diese 
Verhandlungen werden, wenn es gelänge, gleichzeitig über die von 

uns angebahnte Reform der Bundesverfassung eine Verständigung . 
mit dem Kaiserlichen Kabinett zu erzielen.“ Dieser Erlaß bewegte 
sich ganz im Rahmen der Gablenzschen Vorschläge. Denn eine ver- 
truliche Verständigung Preußens mit Österreich über die Herzog- 
tümer und die Bundesreform bedeutete eine gemeinsame Beherr- 
schung der Mittelstaaten und eine dualistische Neuordnung Deutsch- 
lands. Die Abtretung der preußischen ınd österreichischen Rechte 
in Schleswig-Holstein an einen Dritten wurde keineswegs prinzipiell 
abgelehnt, wohl aber ein Prätendent, „welcher uns keine Bürgschaft 
eines Äquivalents für die Opfer bietet, mit welchen wir den Erwerb 
jener Rechte haben erkaufen müssen.“ Der Gesandte wurde zur 
vertraulichen Vorlesung und Erläuterung des Erlasses ermächtigt 
und hatte so die Vollmacht, sich entschieden für dies Gablenzsche 
Projekt einzusetzen. Werther hat überdies auch in einem Privat- 
brief vom 9. Mai Mensdorff beschworen, „zum Ärger Italiens und 
Frankreichs, welches uns beide gar zu gern aneinander hetzen 
möchte“, auf diesen Boden zu treten. Bismarck selbst hatte zwar 
dem Rivalen nichts Schriftliches in die Hand gegeben, womit dieser 
bei den Mittelstaaten und in Florenz den dökumentarischen Nach- 
weis der preußischen Initiative hätte führen können, aber er hatte 
sich doch überraschend weit vorgewagt, und das war wohl der 
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Grund, weshalb er von einer österreichischen Initiative sprach, als 
er den König informierte. Den Eifer, mit dem Bismarck auf das 
Verständigungsprojekt einging, beleuchtet auch Anton v. Gablenz 
in einem Schreiben an seinen Bruder: Bismarck verhalte sich in 
diesen Verhandlungen im Vergleich zu Mensdorff wie moussierender 
Wein zu stehendem Wasser. 

Am 5. Mai traf Gablenz hoffnungsfreudig wieder in Wien ein, 
fand jetzt aber eine veränderte Situation vor. Sie war durch die 
militärischen Vorgänge herbeigeführt. Auf Grund militärischer Maß- 
nahmen Österreichs hatte Preußen am 29. März mit einem Mobil- 
machungsbefehl geantwortet, der freilich noch keine Vollmobilisie- 
rung bedeutete. Österreichs Angebot vom 18. April, seine Truppen- 
verschiebungen rückgängig zu machen, wenn Preußen verspreche, 
den Friedensstand wiederherzustellen, war am 21. April ange- 
nommen worden. Die Friedenshoffnungen schlugen aber gerade ins 
Gegenteil um, als Österreich auf Italiens weitgehende Rüstungen mit 
der Mobilisierung seiner Südarmee antwortete. Bismarck, der bei 
der Wahrscheinlichkeit des Krieges größtes Gewicht darauf legen 
mußte, Italien vertragstreu zu halten, ließ am 30. April der Wiener 
Regierung mitteilen, daß Preußen seine militärischen Vorbereitungen 
fortführen müsse, wenn nicht Österreich alle seine seit Mitte Mär 
„ eingetretenen Änderungen zurücknehme, was auch für die $üd- 
armee gelten müsse. Kaiser Franz Joseph hielt nun den Krieg für 
unvermeidlich und betrieb deshalb auch die Mobilisierung der Nord- 
armee. Hierauf wurde in Preußen vom 3. bis 10. Mai die ganze 
Armeemobilisiert. Auch die Mobilmachungen der Mittelstaaten ließen 
sich nun nicht mehr vermeiden. Das Mißtrauen des einen steigerte 
das Mißtrauen des anderen. So trieb ein Rad das andere. Die Furcht 
vor der Unvermeidlichkeit des Krieges war stets der gefährlichste 
Förderer des Krieges. So jetzt auch in Wien. Hinzu kamen Nach- 
richten aus Paris, daß Napoleon Italien neutral halten werde, wenn 
Österreich dafür nach dem Kriege Venetien abtrete. Dafür könne 
es Kompensationen in Deutschland gewinnen Auch die Vertreter 
des Friedensgedankens im Wiener Ministerium, Esterhazy und 
Mensdorff, waren jetzt der Meinung, daß die Vermittlungsvorschläge 
zu spät kämen. Sechs Wochen früher, so erklärten sie Gablenz, 
würden sie eine ganz andere Aussicht gehabt haben. Bei dem Wert, 
den Österreich darauf legte, sich die Hilfe der Mittelstaaten für den 
Kriegsfall zu sichern, schien es den in das Gablenz-Projekt Ein- 
geweihten zu gefährlich, mit dem kriegsbereiten Rivalen über die 
Beherrschung der wahrscheinlichen Bundesgenossen amtlich zu vet- 
handeln. 
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Für die dritte Reise Gablenzens nach Wien (Ankunft 22. Mai) 
wurde von Bismarck unter Hinzuziehung Moltkes ein Artikel über 
die dualistische Wehrreform des Bundes bis in die Einzelheiten aufs 
sorgfältigste ausgearbeitet. Die in Wien gewünschte Verpflichtung, 
die Herzogtümer auch später nicht mit Preußen zu vereinigen, wurde 
in Berlin zwar nicht in den endgültigen Entwurf übernommen, da- 
füraber ein der preußischen Krone ferner stehender Prinz, Albrecht 
von Preußen, genannt"). Die Abtretung Hohenzollern-Sigmaringens 
an Österreich wurde abgelehnt, dafür aber das Kontingent dieses 
Herzogtums österreichischem Oberbefehl unterstellt. KönigWilhelm 
hat, zweifellos im Einverständnis mit Bismarck, den Großherzog 
von Sachsen-Weimar in das Gablenzsche Projekt eingeweiht und ihn 
gebeten, sich dafür in Wien einzusetzen. Auch den König von 
Sachsen wünschte er für eine Vermittlung in Wien zu gewinnen. 
Ihn und den König von Bayern suchte er zu überzeugen, daß die 
Haltung der Mittelstaaten über Krieg und Frieden entscheide; stell- 
ten sie sich auf Österreichs Seite, so sei der Krieg unvermeidlich, 
blieben sie neutral, so werde Österreich nicht wagen, Krieg zu 
führen. Noch Ende Mai hat Bismarck der Hofburg, obwohl sie am 
28. Mai Gablenz einen ablehnenden Bescheid gegeben hatte, ein Zu- 
sammengehen auf dem von Napoleon angeregten Kongreß vorge- 
schlagen. Mensdorff sollte in Paris mit der Vollmacht zum Vertrags- 


1) Aus dieser Bestimmung und aus der bei den ersten Verhandlungen mit Gablenz 
vorgenommene Herabsetzung der Entschädigung für den Kieler Hafen von 10 auf 
5 Millionen läßt sich nicht schließen, daß Bismarck sie durchsetzte, um die Annahme 
des Gablenz-Projektes zu erschweren. Hätte ihm an dem Mißlingen der Verständi- 
gungsaktion gelegen, so wäre es völlig unverständlich, daß er sich so weitgehend für 
Gablenz in Wien exponierte. Auch die weiteren preußischen Reformentwürfe ließen 
sich dann nicht erklären, Die Bestimmung, daß die Herzogtümer niemals mit der 
Krone Preußens vereinigt werden dürften, wäre schwerlich beim König durchzusetzen 
gewesen, der seit Mai 1865 zu den Annexionisten gehörte. Hatte doch Bismarck gegen 
ihm auch nicht die Milderung der Februarbedingungen zu erreichen vermocht. Die an 
dem ursprünglichen Gablenzvorschlag vorgenommene Änderung, die Herabsetzung der 
Entschädigung für den Kieler Hafen, war nicht von so großer Bedeutung, daß man 
damals davon das Scheitern der großen Sache zu erwarten hatte, und läßt sich aus 
der Taktik erklären, durch eine Änderung an dem ursprünglichen Projekt den Eindruck 
zu vermeiden, daß dieses bereits eine preußische Redaktion gewesen sei. Die Ver- 
meidung dieses Eindruckes konnte das Gelingen sogar fördern. Wenn Bismarck einem 
beiden Staaten nahestehenden unparteiischen Vermittler zustimmte, wenn auch nicht 
in jeder Einzelheit, so ließ das eine ganz andere psychologische Wirkung erwarten, als 
wenn er selbst für den eigentlichen Urheber der Aktion und Gablenz nur für sein Werk- 
zeug galt. Wenn sogar Historiker aus den gestrichenen 5 Millionen schließen, daß Bis- 
Marck im Grunde ein Gegner des Gablenz-Projektes war, hätten sich wohl auch mittel- 
staatliche Politiker, denen ein österreichischer Gesandter die Gablenzsche Denkschrift 
als Arbeit der Wilhelm-Straße vorlegte, von Bismarck mit dem Hinweis auf jene Ände- 
fung überzeugen lassen, daß er nicht der Verfasser sei. 
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abschluß mit Preußen erscheinen. Bismarck sprach sich für ein persön- 
liches Zusammentreffen mit dem Leiter der österreichischen Außen. 
politik aus. 

Sowohl die These, daß er mit dem Antrag vom 9. April den Krieg 
entzünden wollte, um die kleindeutsche Lösung zu erzwingen, und 
deshalb das Gelingen des ihm im Grunde unerwünschten Gabler. 
projektes durch Änderungen zu erschweren oder durch militärische 
Maßnahmen zu vereiteln suchte, als auch die These, daß er die Ver. 
ständigung auf dualistischer Basis wirklich ernsthaft erstrebte und 
deshalb auf die Berufung des Parlamentes zu verzichten bereit war, 
stellt die Forschung vor ein neues Rätsel. Was für ein Bild gewinnen 
wir im ersten Falle von dem Mann, dessen religiös fundierte Ge 
wissenhaftigkeit und Loyalität gegenüber König Wilhelm jeder neue 
Aktenband bestätigt: Er wirbt in Wien um ein Bündnis und will 
den Krieg. Er führt nicht nur Gablenz, sondern auch seinen eigenen 
König wochenlang an der Nase herum; er läßt ihn deutsche Fürsten 
bitten, den Kaiser Franz Joseph zu beschwören, doch auf die Ver- 
ständigungsaktion einzugehen, nur um das Gewissen des Königs zu 
beruhigen und ihn in den Krieg hineinzureißen. Er arbeitet mit dem 
König aufs sorgfältigste dualistische Verständigungsvorschläge aus, 
- um im geheimen ihrem Gelingen entgegenzuarbeiten. Dies alles, 
um einen Krieg zu entzünden, dessen Ausgang selbst Moltke und 
Roon ungewiß ist, und den er bei der zweideutigen Haltung Napo- 
leons selbst für so gefährlich hält, daß er, der Konfliktsminister, be- 
reits das Bündnis mit der Revolution vorbereitet. Entscheidet man 
sich aber für die These, daß er wirklich die dualistische Verständi- 
gung wollte, dann muß das historische Urteil noch peinlichere Folge- 
rungen ziehen: Dann trieb er wirklich, wie der Kronprinz argwöhnte, 
ein frevelhaftes Spiel mit den heiligsten Dingen, dann verkündete er 
feierlich der Nation das Bündnis seines Staates mit der nationalen 
Idee, propagierte dieses Bündnis in der offiziösen Presse und legte 
Preußen fest auf die Einberufung eines deutschen Parlamentes, um 
die große Idee zu verraten. Er schloß einen Vertrag mit Italien, in 
dem er sich verpflichtet, durch den Parlamentsantrag nationale 
Politik in großem Stil zu treiben, um diesen Verbündeten so zu ent- 
täuschen, daß für später ein neues Bündnis unmöglich werden mußte, 

Einen Ausweg aus diesem Dilemma eröffnet das bisher noch völlig 
unbekannte Dokument, das auf Bismarcks Veranlassung von seinem 
Referenten in den deutschen Angelegenheiten, Geheimrat Hepke, 
entworfen und am Tage vor dem Eintreffen des Freiherrn Anton 
v. Gablenz paraphiert wurde. Dieses geheime Promemoria vom 
27. April stellt geradezu einen Kommentar dar sowohl zu der natio 
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nalen Reformpolitik mit Hilfe eines deutschen Parlaments als auch 
zu der dualistischen Verständigungspolitik. 

Konnte Bismarck von der Aktion Gablenzens schon Kenntnis 
haben, als er Hepke mit der Konzipierung des Promemoria beauf- 

e? Sein Mitarbeiter in der deutschen Frage, der Bundestags- 
te v. Savigny, war der Familie Gablenz seit seiner Dresdener 

Zeit befreundet. Anton v. Gablenz weihte ihn auch in den Plan 
seiner Berliner Reise ein und bat ihn um Einführung bei Bismarck. 
Es ist selbstverständlich, daß Savigny von einer so wichtigen An- 

egenheit Bismarck sofort Kenntnis gab. Gablenz hatte wohl 
schon als Mitglied des preußischen Abgeordnetenhauses die Auf- 
merksamkeit des Staatsmannes auf sich gelenkt, als er dort am 1. Juni 
1865 den Plan einer Verständigung beider Mächte auf der Basis 
eines friedlichen Dualismus entwickelte. Es geschah gewiß nicht 
ohne den Wunsch Bismarcks, daß der Frankfurter Bundestags- 
gssandte sich nicht mit einer schriftlichen Einführung begnügte, 
sondern nach Berlin kam, um Gablenz persönlich bei Bismarck ein- 
zuführen und an den Verhandlungen teilnehmen zu können. Er traf 
am gleichen Tage wie Gablenz in Berlin ein (28. April). Ob Gablenz 
durch seine Verbindung mit Savigny schon seine Wiener Reise mit 
Wissen Bismarcks angetreten hatte, eine Frage, die ja auch den öster- 
teichischen Außenminister beschäftigte, steht dahin. Jedenfalls kann 
Bismarck schon unterrichtet gewesen sein, als Hepke seine Arbeit 
begann. 

Das Promemoria versucht, die preußisch-österreichischen Be- 
ziehungen im Rahmen des Bundes dualistisch zu ordnen und einen 
Weg zu finden, auf dem das, was „die Quadratur des Zirkels“ zu 
sein schien, erreicht werden könne, Anbabnung einer nationalunita- 
tischen Entwicklung, ohne daß Österreich aus dem Bunde ausscheide 
und seinen gesamtstaatlichen Charakter preisgebe. Diese Denkschrift 
wurde „zum Zwecke der Andeutung im Neuner-Auschuß“ ange- 
fertigt. Die Bildung dieses Sonderausschusses zur Beratung des 
preußischen Antrages hatte Bismarck am 21. April am Bundestage 
durchgesetzt; am 26. April waren die Mitglieder gewählt worden. 
Die außenpolitische wie verfassungspolitische Bedeutung des Gegen- 
Standes möge es rechtfertigen, daß hier alles Wichtige der Denk- 
schrift mitgeteilt wird. 

Der Entwurf geht von der Erwägung aus, daß der Anlaß zur 
Intervention der europäischen Mächte vermieden werden könne, 
wenn sich Preußens Reformforderungen auf das Notwendigste be- 
schränken und sich im Rahmen des bestehenden Bundes halten 
würden. „Sie werden auf die Sicherstellung der höchsten Zwecke 
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des Bundes gerichtet sein müssen.“ Ausdrücklich beruft sich da 
Promemoria auf Art. 2 der Deutschen Bundesakte und Art. 1 der 
Wiener Schlußakte, die die „Erhaltung der äußeren und inneren 
Sicherheit Deutschlands und der Unabhängigkeit und Unverletzbar. 
keit der einzelnen deutschen Staaten“ als Zweck des Deutschen 
Bundes formulieren. Die preußischen Reformforderungen werden 
deshalb „auf Umgestaltung einiger organischer Einrichtungen ge- 
richtet sein müssen und dadurch zugleich die Befriedigung des be- 
gründeten nationalen Verlangens nach der Hebung der Machtstellung 
Deutschlands den anderen großen Nationen gegenüber herbeiz- 
führen haben.“ 


Die Forderungen sind: 


1. Konsolidierung der militärischen Kräfte für Feldarmee und 
Festungswesen aus dem Gesichtspunkt der aufeinander angewiesenen 
Staatengruppen. Die Erläuterungen verweisen auf die bereits bei 
früheren Verhandlungen über eine Revision der Bundeskriegsverfas- 
sung von Preußen gestellten und reichlich erörterten Anträge. Be- 
reits 1858 hat Preußen vorgeschlagen, die Bundesarmeekorps schon 
im Frieden so zu organisieren, daß sich für den Kriegsfall das 9, und 
10. Bundeskorps und die Reserve-Infanteriedivision der preußischen, 
das 7. und 9. Korps der österreichischen Armee mit Leichtigkeit an- 
schließen könnten. Der Oberbefehl sollte im Fall eines großen 
Krieges Preußen und Österreich übertragen werden. 


2. Gründung einer Kriegsmarine neben derjenigen Österreichs 
unter Anlehnung an die preußische. 


Auch hier brauche man nur anzuknüpfen an das bereits in früheren 
Verhandlungen reichlich vorbereitete Material. 


3. „Organisation einer gemeinsamen aktiven Vertretung im Aus- 
lande auf politischem oder mindestens auf handelspolitischem Gebiet 
neben Österreich, entweder für jede der beiden Staatengruppen oder 
für beide zusammen.“ 

Die verschiedenen Vorschläge, die bereits wegen einer die Gemein- 
samkeit der deutschen Staaten veranschaulichenden Bundesflagge ge- 
macht seien, würden der Verständigung einen nicht zu langen Weg 
öffnen. 


4. Regulierung des Stimmenverhältnisses in der Bundesversamm- 
lung nach dem Grundsatz der Parität Preußens und Österreichs. Das 
entspreche der realen Machtstellung. Preußen und Österreich sollen 
je 30 Stimmen haben. Sie werden dann vereint immer die absolute 
Majorität haben, doch kann auch jede der Großmächte zur Zeit ihres 
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Präsidialturnusses schon mit der Hälfte der Stimmen der Mittel- und 
Kleinstaaten die Majorität erlangen. 


5, Festsetzung einer definitiven Bestimmung über die Kompetenz 
der Bundesversammlung. Der wichtigste Streitpunkt wird erledigt 
werden können, wenn über das unbedingte Vetorecht der Groß- 
mächte gegen jeden Bundeskrieg, der nicht zur Abwehr eines An- 

ii auf das Bundesgebiet unternommen wird, eine Verständigung 
eintritt. Die Erweiterung der Bundeskompetenz zur Erleichterung 
der Verkehrsverhältnisse (Land-, Wasser- und Eisenbahnstraßen und 
Telegraphie) wird kaum von irgendwelcher Seite Widerspruch er- 
fahren, wenn das freie Vertragsrecht der einzelnen dadurch gefördert, 
nicht gehemmt werden soll. 


6. Einsetzung einer periodisch einzuberufenden Nationalvertre- 
tung für Bundessachen. In dem zum Zwecke der Bundesreform zu 
berufenden Parlament soll auf je 100000 Einwohner 1 Abgeordneter 
kommen. Im ganzen werden 460 Abgeordnete gewählt werden, da- 
von in Österreich 128, in Preußen und Lauenburg 148. Die National- 
vertretung wird eine neue organische Einrichtung auf föderativem 
Boden bilden und wird gerade deshalb, und weil ihr eine einheitliche 
Zentralgewalt nicht zur Seite steht, immer nur zur Erledigung be- 
stimmter Vorlagen in Wirksamkeit zu treten haben. Ihre Aufgabe 
wird innerhalb der Kompetenz der Bundesversammlung ihre Grenze 
haben. Verhandlungen über Krieg und Frieden und die damit zu- 
sammenhängenden Fragen sind ausgeschlossen Innerhalb ihrer 
Kompetenz hat die Nationalversammlung das Recht der Initiative 
für Anträge an den Bundestag, der durch entsprechende Ausschüsse 
mit ihr verhandelt Über das Bedürfnis der Zusammenberufung soll 
ein Bundesbeschluß entscheiden; die Vo:.lagen werden der National- 
versammlung von den Bundestagsausschüssen, die sie vorbereiten, 
vorgelegt und auch von diesen vertreten. „Sofern inder Bundes- 
versammlung für bestimmte Materien die Staatengruppen 
sich sondern, findet in der Nationalversammlung dafür 
itio in partes statt.“ 


Die itio in partes hatte offenbar den Zweck, für die von Preußen 
geführte Staatengruppe eine weitergehende Unifizierung zu ermög- 
lichen als für den gesamten Bund. Das Projekt ließ einen engeren 
Bund im Rahmen eines dualistisch geleiteten Gesamtbundes zu. Die 
itio in partes sollte Österreich die Wahrung seiner staatlichen Einheit 
und das Verbleiben im Bunde ermöglichen; dessen Gesundung 
konnte auch Österreichs europäischer Stellung zugute kommen. Die 


itio in partes sollte überdies die Verständigung über die Kompe- 
Historische Zeitschrift, 169, Bd. 1) 
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tenzen der Bundesversammlung und damit auch der Nationalverte. 
tung erleichtern'). 


Das Wichtigste dieses interessanten Dokumentes ist der Versuch, 
die von Bismarck wiederholt erörterte „Schwierigkeit“ zu über. 
winden, die darin lag, daß erhebliche Teile des Bundesgebietes mit 
Ländern staatlich verbunden waren, die nicht zum Bunde oder zı 
Deutschland gehörten. Er hatte im Januar 1863 in der Bundesver- 
sammlung erklären lassen: „Könnten diese Schwierigkeiten gelöst 
werden, so würden sich die Bedenken heben, welche die Königliche 
Regierung abhalten, für die von ihr erstrebten Reformen (National- 


vertretung) das gesamte Bundesgebiet in Aussicht zu nehmen.“ 


Jetzt sollte die itio in partes diese Schwierigkeiten lösen. Sie hätte 
zu einer sehr verschiedenen Entwicklung der nördlichen und der 
südlichen Staatengruppe führen müssen. Ein Versuch, den öster- 
reichischen Teil des Bundesgebietes an einer ebenso weitgehenden 


Unifizierung teilnehmen zu lassen, wie sie für die norddeutsche 
Staatengruppe möglich war, und doch zugleich Österreichs staat- 


2) Das Promemoria war ganz das geistige Eigentum Bismarcks. Seine nächsten 
Mitarbeiter berichten übereinstimmend, daß keiner seiner ihm unmittelbar unter 
stellten Räte wagen durfte, ihm in den großen Angelegenheiten der auswärtigen Politik 
Vorschläge zu machen. „Er empfand das in seiner rastiosen inneren Arbeit als Störung, 
ja als Widerstand, und es war ihm schon unbequem genug, im Conseil andere Mei- 
nungen anhören zu müssen. Im eigenen Hause durfte das nicht sein.‘ Hier „wollte 
er der Alleinherrscher sein, nur Befehle erteilen, aber keine Meinung hören“. Die 
tragenden Gedanken der Reformentwürfe pflegte er den Konzipienten aufs Genaueste 
vorzuschreiben, so daß deren Arbeit nur redaktioneller Art war, Die Idee der Itioin 
partes entsprach ganz der Eigenart Bismarckscher Staatskunst: Schon in einem 
Schreiben vom 3. April 1858 findet sich der Gedanke, „eine Art Zollparlament einzu- 
richten mit Bestimmungen für itio in partes, wenn die anderen es verlangen.“ Die 
Idee kehrt 1867 zweimal wieder in seinen Plänen, süddeutsche Regierungsvertreter ia 
den norddeutschen Bundesrat, süddeutsche Abgeordnete in den norddeutschen Reichs- 
tag für die Gesetzgebung über bestimmte Materien eintreten zu lassen. Ihr Ausscheiden 
bei Beratung anderer Materien wäre ja auch nichts anderes als itio in partes gewesen, 
Noch im Jahre 1870 ist Bismarck bei Verhandlungen mit den süddeutschen Staaten 
auf den Ausweg des itio in partes zurückgekommen, was zu einem entsprechenden 
Zusatz zu Artikel 28 der Norddeutschen Bundesverfassung führte. 1867 wollte er einen 
Teil Nordschleswigs nur unter der Bedingung abtreten, daß die deutsche Minderheit 
geschützt werde durch Einführung der itio in partes in Sprach-, Schul- und Kirchen- 
fragen. Daß Bismarck auch die gemeinsame Flagge, wenigstens zur See, schon im 
Mai 1866 wollte, ergibt sich aus zwei Dokumenten. Hepke, der in seinen politischen 
Schriften so kompromißlos die schwarz-rot-goldene Bewegung bekämptt hatte, hätte 
sich gewiß nicht ohne Auftrag Bismarcks für die Bestrebungen eingesetzt, eine ge 
meinsame Flagge durch den Deutschen Bund einzuführen. Die Bundesratsausschüsse 
deren Vorsitzenden auch die Vertretung der ausgearbeiteten Gesetzentwürfe vor dem 
Parlament zugefallen wäre, erinnern an die dauernden Bundesratsausschüsse der 
Bismarckschen Bundes- und Reichsverfassung und an die Vertretung der Gesetz- 
entwürfe vor dem Reichstag lediglich durch Bundesratsbevollmächtigte. 
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jiche Einheit aufrecht zu erhalten, hätte dem Suchen nach der Zirkel- 
quadratur geglichen. Der österreichische Bundesreformplan von 
1863 hatte sich für Delegierte aus den einzelstaatlichen Landtagen 
entschieden, weil man glaubte, nur so das föderalistische Prinzip so 
weit aufrecht erhalten zu können, wie es für die Erhaltung des öster- 
gichischen Gesamtstaates erforderlich war. Von der Zulassung einer 
Nitionalrepräsentation aus Volkswahlen erwartete damals Österreich 
eine so weitgehende Unifizierung, daß diejenigen Bestandteile 
Deutschlands, die sich in einem staatlichen Verbande mit anderen 
Nationalitäten befanden, zum Ausscheiden gezwungen würden. Diese 
Sorge konnte jetzt durch Abstimmung nach Staatengruppen be- 
schwichtigt werden, da durch die Loslösung der Elbherzogtümer 
von Dänemark eine ganz neue Lage entstanden war; auch das von 
Holland beantragte Ausscheiden Limburgs aus dem Bunde stand 
bevor; Luxemburg war mit Holland nur durch Personalunion ver- 
bunden. 1863 wäre eine Abstimmung nach Staatengruppen noch 
nicht möglich gewesen. Die Behauptung, daß Reformen, bei denen 
die Beteiligung österreichischer Abgeordneter nicht ausgeschlossen 
var, „kaum irgendwelchen praktischen Inhalt haben konnten“, ist 
eine starke Übertreibung. Weshalb sollte nicht etwa eine einheit- 
liche Ordnung des Maß-, Münz- und Gewichtswesens, der Schutz 
geistigen Eigentums, der Erfindungspatente, eine Angleichung der 
Zivilprozeßordnung, ein Zusammenarbeiten des Post-, Telegraphen- 
und Eisenbahnwesens, gleichartige Bestimmungen über den Schiff- 
fahrtsbetrieb auf den mehreren Staaten gemeinsamen Wasserstraßen 
und ähnliches für das gesamte Bundesgebiet und auch für die ge- 
samte Donaumonarchie möglich sein? Hatten doch auch schon 
Schwarzenberg und Bruck ein einheitliche‘, Verkehrs-, Münz-, Maß- 
und Gewichtswesen und ein einheitliches Handelsrecht für Deutsch- 
land und die gesamte Donaumonarchie erstrebt. Ferner erstreckte 
die unter Österreichs Leitung auf dem Frankfurter Fürstenkongreß 
1863 beschlossene Bundesreformakte die Bundesgesetzgebung auf 
folgende Gegenstände: Heimatrecht, Ansässigmachung und allge- 
meines deutsches Bürgerrecht, gegenseitige Vollstreckung rechts- 
kräftiger Erkenntnisse, Auswanderung, ja sogar Feststellung allge- 
meiner Grundzüge für die Gesetzgebung der Einzelstaaten über 


Presse und Vereine. Eine Erweiterung dieser Liste war damals in Aus- 


Sicht genommen und der Abgeordnetenversammlung Gesetzes- 
initiative zugebilligt worden. Die Bundesreformakte von 1863 ge- 
währte der Abgeordnetenversammlung auch beschließende Mit- 
wirkung am Bundeshaushaltsgesetz und sogar an der Abänderung 
der Bundesverfassung. 
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Es ist denkwürdig, daß Bismarcks Entwurf noch sechs Wochen 
vor Ausbruch des Krieges, der zunächst zur Zersplitterung Deutsch- 
lands führte, durch organische Fortbildung des alten Bundes unter 
Teilnahme einer deutschen Volksvertretung Deutschland von der 
Adria bis zur Nordsee, von Liechtenstein und Luxemburg bis zur 
Ostgrenze auf föderativer Basis vor allem militärisch zusammenzu- 
fassen und gleichzeitig eine weitere unifizierende Entwicklung vor 
allem in Norddeutschland anzubahnen suchte. 

Mit der Gablenzschen Vermittlungsaktion gedachte also Bismarck 
nicht, wie früher angenommen wurde, den Reformantrag vom 
9. April preiszugeben, sondern nur die Taktik seiner Durchsetzung 
zu ändern. Vorher hatte er ja versucht, den Druck des preußisch- 
italienischen Vertrages auf Österreich durch Gewinnung Bayerns 
und Pflege der Beziehungen zu Napoleon so zu erhöhen, daß Öster- 
reich eine Verständigung mit Preußen suchen müsse. Aber v.d, 
Pfordten widersetzte sich der Festsetzung eines Präklusivtermins, zu 
dem das deutsche Parlament einberufen werden sollte, damit es schon 
vor seinem Zusammentreten auf die Partikularisten als „„Hochdruck- 
maschine“ wirke und die Verhandlungen Preußens mit ihnen be- 
günstige, Dazu kamen die Enttäuschungen, die die Entwicklung 
der öffentlichen Meinung Bismarck bereitete, und die Haltung des 
Auslandes. Der preußische Reformantrag war in Petersburg mit 
stärkstem Mißtrauen aufgenommen, so sehr sich der Staatsmann auch 
bemühte, den Zaren und Gortschakow zu überzeugen, daß es sich 
um eine konservative, gerade gegen die Revolution gerichtete Maß- 
nahme handle. Besorgniserregend waren die Nachrichten aus Eng- 
land. Am gefährlichsten aber war die Haltung Napoleons. Seine 
Kongreßidee, über die Goltz am 25. April berichtete, lief letztlich 
darauf hinaus, durch ein Austauschgeschäft auf friedlichem Wege 
Kompensationen am Rhein zu erhalten. Die Gefahr des Kongresses 
für Preußen lag darin, daß es Napoleon bei dem Kompensationshan- 
del am wenigsten zu bieten hatte, wollte es nicht durch Verrat deut- 
schen Landes ‚„‚die nationale Entwicklung des Planes abschneiden.“ 
Auch mußte mit den Gefahren geheimer österreichisch-französi- 
scher Verhandlungen gerechnet werden. 

Als der Versuch, dem Rivalen durch Pressionen Angebote zu ent- 
locken, mißlurigen war, galt es Angebote zu machen, um ihn für 
intimere Verhandlungen und für eine gemeinsame Front gegen die 
französische Begehrlichkeit zu gewinnen. Das gesamte Verständi- 
gungsprojekt durfte Bismarck der Wiener Regierung schon in Rück- 
sicht auf Preußens Beziehungen zu den Mittelstaaten und zur Nation 
nur dann unterbreiten, wenn zuvor die inoffiziellen Verhandlungen 
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zu einem positiven Ergebnis führten. Denn für den 

Fall, daß sich Österreich nicht vorher auf einen friedlichen Dualis- 
mus auf Kosten der Mittelstaaten festlegte, war zu befürchten, daß es 
eine offizielle Mitteilung des Promemoria vom 27. April benutzte, 
unPreußen zu kompromittieren. Einem Zusammengehen der beiden 
Gmßmächte aber hätte sich das übrige Deutschland fügen müssen. 
lediglich aus taktischer Rücksichtnahme auf den König läßt sich 
der dualistische Verständigungsplan keineswegs erklären. Denn 
seinen Monarchen hatte Bismarck bereits „über den Graben ge- 
bracht“, als er ihm die Zustimmung zu dem Parlamentsantrag vom 
9, Aprilabgerungen. Deshalb brauchte er auch jetzt nicht raffinierte 
Täuschungsintrigen gegen ihn zu ersinnen. Daß die Aktion vom 
9, April die Gefahr des Krieges barg, darüber ist sich Wilhelm 1. 
völlig im klaren gewesen, und sein Staatsmann konnte sich darauf 
verlassen, nicht von ihm im entscheidenden Augenblick im Stich ge- 
lassen zu werden. Ihm fehlte nicht der „Königsmut in der Gefahr.“ 
Auch Bismarck rechnete ja mit der Wahrscheinlichkeit des Krieges. 
Aber er wollte auch jetzt noch nicht den Krieg um jeden Preis, son- 
dern die Entscheidung über Krieg und Frieden. Die Sorge, daß die 
deutsche Krankheit weiter verschleppt werde, bis Preußen schließ- 
lich in einer ungünstiger gewordenen Weltlage einen noch gefähr- 
licheren Kampf auf sich nehmen müsse, das war es, was ihn krank 
machte. Als vollkommen ausgeschlossen durfte die Verständigung 
noch nicht gelten. So weit ließ sich das Schicksal nicht in die Karten 
schauen. Bismarck liebte den Hinweis, daß die Politik keine logische 
Wissenschaft sei, daß es in ihr keine mathematischen Berechnungen 
gäbe, daß Mit- und Gegenspieler im letzten Augenblick anders als 
erwartet zögen und daß Kriege, die alle Welt für unvermeidlich hielt, 
doch im letzten Augenblick vermieden würden. Ob sich die deutsche 
Krankheit nur durch blutige Operation heilen ließ, darüber mußte 
die Diagnose entscheiden. Bismarck sprach damals von der „Not- 
wendigkeit des Durchlaufens verschiedener Stadien.“ „Erst wenn 
der Versuch, durch Unterhandlungen mit den Regierungen, welche 
die reale Macht in Händen haben, friedliche Verständigung über an- 
üechmbare Ziele herbeizuführen, durch Weigerung oder Verschlep- 
pung gescheitert ist, können wir zu Maßnahmen schreiten, die, wie 
der Appell an das Volk, zum Bruch führen.“ Dieses Telegramm 
vom 17. Mai erhärtet die so oft in Frage gestellte Glaubwürdigkeit 
seiner späteren Versicherungen, er hätte jede Lösung mit Freuden 
eigriffen, die ohne Krieg zur Stärkung Preußens und zur Einheit 
Deutschlands hinführte. „Viele Wege führten zu meinem Ziel; ich 
mußte der Reihe nach einen nach dem anderen einschlagen, den 
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gefährlichsten zuletzt. Einförmigkeit im Handeln war nicht mein 
Sache. Das war auch der Gedanke unserer Sendung des Herm 
v. Gablenz.‘“ Die größte Gefahr für Preußen sah er in der Lähmung 
der deutschen Gesamtkraft. Da er die kleindeutsche nationalstagt. 
liche Einigung als Lebensfrage des preußischen Staates und des 
deutschen Volkes erkAnnt hatte, scheute er das Wagnis des Krieges 
nicht, aber nur, wenn der Nachweis erbracht wurde, daß es keinen 
anderen Weg zur nationalstaatlichen Entwicklung gab. Seine Ge- 
wissenhaftigkeit und realistische Staatskunst verwarf „ein willkür- 
liches, nur nach subjektiven Gründen bestimmtes Eingreifen in die 
Entwicklung der Geschichte“ und nahm aus ihr heraus die großen 
Entschlüsse. 


Die Endlösung der schleswig-holsteinischen Frage hing ab von 
dem, was in der deutschen erreicht werden konnte. Wie in jener, 
rechnete er in dieser mit einer Klimax von Möglichkeiten. Eine 
sofortige Gründung eines kleindeutschen Reiches nach einem Krieg 
gegen Süddeutschland, mochte er noch so siegreich sein, hielten der 
König und Bismarck und auch namhafte Führer der Nationalbewe- 
gung für eine psychologische Unmöglichkeit. Am schnellsten ver- 
sprach das Blut, das Preußen gemeinsam mit den Süddeutschen gegen 
den „Erbfeind“ vergoß, den Norden mit ihnen zusammenzukitten, 
Dieser Krieg konnte damals aber nur gewagt werden, wenn Frank- 
reich sich gegen Österreich und Preußen wandte, um sie zu hindern, 
einen gemeinsamen Plan gesamtdeutscher Bundesreform auf der 
Basis eines friedlichen Dualismus durchzuführen. Dies war die 
loekendste Sprosse der Stufenleiter, der höchste Gewinn ohne den 
Einsatz der Existenz des preußischen Staates. Da niemand besser 
als Bismarck die Schwierigkeiten erkannte, zum kleindeutschen 
Bundesstaat zu gelangen, suchte er sich ihm schrittweise zu nähern, 
„Es war stets ein Fehler der Deutschen, alles erreichen zu wollen 
oder nichts und sich eigensinnig auf eine bestimmte Methode zu 
steifen. Ich war dagegen stets erfreut, wenn ich der Einheit Deutsch- 
lands, auf welchem Wege immer, auch nur auf drei Schritte näher 
kam.“ Als erste Etappe und notwendige außenpolitische und ver- 
fassungspolitische Voraussetzung für ein weiteres Voranschreiten 
hatte er ja längst die preußische Hegemonie im norddeutschen Raum 
erkannt. Diese Station wollte er zunächst über eine gesamtdeutsche 
Bundesreform zu erreichen versuchen, schon deshalb, weil durch 
diese der Weg zum gemeinsamen Krieg Gesamtdeutschlands gegen 
den gefährlichsten Gegner offen gehalten wurde. Die gesamtdeutsche 
Bundesreform sollte den nationalen Kristallisationsprozeß in Gang 
bringen. Mit dem nationalen Parlament gedachte er trotz aller Öster- 
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eich zu gewährenden Sicherungen eine vorwärtsdrängende Kraft in 
die deutsche Entwicklung zu bringen, die der preußischen Unifizie- 
rungspolitik immer neue Chancen geben werde. Er erwartete von 
dem Parlament, daß es den Kessel dauernd siedend halten werde, 
indem es nach Erweiterung der Bundeskompetenzen strebe, sei es, 
umseine eigenen zu erweitern, oder sei es aus nationalen Beweg- 
Er hoffte, das nationale Parlament als „‚wohltätiges Feuer“ 
zu verwenden, um den „Teig zum Brodeln zu bringen.“ Bei Kon- 
fiikten zwischen der Nationalvertretung und den partikularistischen 
Regierungen einschließlich Österreichs hätte Preußen am längeren 
Hebelarm gesessen, und im Falle eines offenen Bruches wäre dem 
Parlament des allgemeinen direkten Wahlrechts die Aufgabe zuge- 
fallen, die der Staatsmann bei Ausbruch des Krieges im Jahre 1866 
vergeblich zu lösen suchte, die Organisierung der öffentlichen Mei- 
mung zugunsten seiner nationalen Politik. Ließ sich aber ein solcher 
Konflikt vermeiden, dann konnte Preußen mit der Einigung Nord- 
deutschlands unter seiner Führung sowie mit Hilfe des national- 
staatlich gesinnten Teiles der Abgeordneten und mit dem preußischen 
Einfluß im Zollverein immer mehr das Übergewicht über Österreich 
gewinnen, das in der von Wien geführten Staatengruppe bei der 
Eigenart der südwestdeutschen Staaten nicht gleiche Chancen hatte. 
Alle vorwärtstreibenden Impulse, die sich aus der Natur der Dinge, 
ja aus der gesamten westeuropäischen Entwicklung und den welt- 
politischen Verknüpfungen ergaben, hätten für Preußen und weder 
für den Partikularismus noch für den habsburgischen Nationalitäten- 
staat gewirkt. So hatte Bismarcks dynamisches Denken und Sinn 
für organische Entwicklung Grund genug zur Hoffnung, den fried- 
lichen Dualismus als taktischen Umweg zur kleindeutschen Einheit 
auszuwerten und doch auch zugleich ein lockeres, aber dauerndes 
Bundesverhältnis zwischen ihr und den „Deutschen Provinzen“ 
Österreichs zu erhalten. Hat er doch nach dem Zerreißen dieses 
Bandes schon während der Luxemburger Krisis 1867 versucht, es 
wieder zu knüpfen. Aber seine gesamtdeutsche Politik war klein- 
deutsche Politik, und stets ist er aus außenpolitischen, verfassungs- 
politischen und psychologischen Gründen ein konsequenter Gegner 
des großdeutschen Gedankens geblieben!). 


1) Die Begriffe „gesamtdeutsch‘‘ und „großdeutsch’” sollte man stets scharf trennen. 
„Eine gesamtdeutsche Politik gab es lange vor dem Aufkommen des großdeutschen 
Gedankens, der erst als Gegenschlag gegen den kleindeutschen aktuell werden konnte. 
Eine kleindeutsche Politik war mit einem positiven gesamtdeutschen Programm sehr 
wohl vereinbar. Im Jahre 1848 wurde das Ziel des „engeren“ und „weiteren‘‘ Bundes 
ja auch als kleindeutsch bezeichnet. Auch eine gesamtdeutsche Geschichtsbetrachtung 
ist ja nicht an eine großdeutsche Tendenz gebunden. 
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Die ganze Weite der Bismarckschen Konzeption wird erst deu. 
lich, wenn man mit dem dualistischen Projekt seine Idee kombini 
die dualistische Bundesreform gegen Napoleon III. als Trumpf au- 
zuspielen, falls dessen Erwerbs- und Prestigepolitik wagen würd, 
durch eine Intervention diese Machtballung zu verhindern. Was ein 
gemeinsamer siegreicher Krieg Gesamtdeutschlands für die nationak 
Neugestaltung Deutschlands bedeutet hätte, wurde bereits erörtern, 
Österreich würde in einem solchen Kriege geholfen haben, die 
nationale Bewegung zu stärken, wie es bereits durch Teilnahme am 
Kriege gegen Dänemark eine wichtige Voraussetzung für die weiter 
nationale Entwicklung mitgeschaffen hatte. 


Schon aus diesen Gründen wäre es verständlich, daß Österreich 
auf die Vorschläge nicht einging. Auch wenn man in Wien nich 
alles vorauszusehen vermochte, was Bismarck von der Realisi 
seines Projekts erwarten durfte, so war doch dem Kaiser klar, daß 
bei diesem Abkommen Preußen den „Löwenanteil“ erhalten würde 
Aber entscheidend ist das nicht gewesen. Die Lockmittel zogen des- 
halb nicht genug, weil nicht zu dem preußisch-italienischen Vertng 
noch die preußischen Druckmittel hinzukamen, die Bismarck in 
München und Paris vergeblich suchte. War Bayern bereit, die Vor- 
schläge sich anzueignen und als Vermittler vorzubringen, so war 
auch der Kaiser, wie er am 26. Mai erklärte, bereit, darauf einz- 
gehen. Österreich hatte sich den Mittelstaaten schon zu eng ver- 
bunden, als daß es sie noch preisgeben wollte. Die preußisch-öster- 
reichischen Spannungen waren infolge der Mobilisierung schon zu 
groß und deshalb auch der Einfluß der militärischen Berater auf den 
Kaiser. So ist es verständlich, daß Bismarck auch während seiner 
Verständigungsversuche den Kriegsausbruch für wahrscheinlich hielt. 


Aber dieses Kapitel seiner Staatskunst, das wohl auch deshalb so- 
lange mißverstanden worden ist", weil es nicht mit einem sichtbaren 
Erfolge endete, verdient dennoch als charakteristisch für seine Außen- 


n Nach dem Kriege hatte die preußische wie die österreichische Diplomatie ein 
Interesse daran, von den geheimen Verständigungsverhandlungen Genaueres der 
Öffentlichkeit nicht bekannt werden zu lassen. Denn Preußen warb bei den Süd 
deutschen um ihre Angliederung an den Norddeutschen Bund und suchte den König 
Johann von Sachsen zu versöhnen, am Ballhaus-Platz wünschte man die Gründung 
eines Südbundes in Anlehnung an Österreich. Beiden Mächten mußte es also peinlich 
sein, wenn bekannt wurde, wie ernsthaft darüber von ihnen verhandelt worden wat, 
sich über die Beherrschung der Mittelstaaten zu einigen. Ein Hauptanliegen Bismarck 
war ja auch, ein Bündnis mit den nationalstaatlichen Parteien im Norden und Süden 
für seine weiteren deutschen Ziele auszuwerten. Deshalb gebot sein propagandistischts 
Interesse, die Ansicht zu stützen, daß der Kurs seiner Politik immer direkt auf da 
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politik und besonders für die Eigenart seiner Verfassungspolitik ge- 

ipt zu werden, deren weitere Rätsel es lösen hilft. Und soweit 
e auf Erfolg hoffte, war das trotz des Mißerfolges berechtigt, weil 
das Ergebnis, wie wir bereits erörterten, nicht mit Gewißheit voraus- 
mischen war. An dieser Stelle sei noch darauf hingewiesen, daß auch 
Österreichs Außenminister Mensdorff „im Grunde ein Anhänger des 
fiedichen Dualismus war und Norddeutschland ohne Eifersucht 
dem Machtgewicht Preußens in Zukunft anheimfallen sah').‘“ Auch 
erhat daran gedacht, das Problem der Herzogtümer mit Hilfe eines 
deutschen Parlamentes zur Aufrollung des großen deutschen Pro- 
blems zu verwerten. Er hat zu dem Gablenzprojekt eine zunächst 
Erfolg versprechende Stellung genommen. Er hat auch erkannt, daß 
Österreichs militärische Kraft für einen Zweifrontenkrieg nicht aus- 
zeiche, ist aber den militärischen Beratern des Kaisers unterlegen, die 
die folgenschwere Mobilisierung gegen Italien bewirkten, denen die 
übrigen Mobilisierungen folgten. Die Mehrzahl der Mittelstaaten 
hat gefürchtet, daß es wirklich zu einer preußisch-österreichischen 
Verständigung kommen werde, und einige mittelstaatliche Vertreter 
im Neunerausschuß haben, wie wir noch hören werden, die dort mit- 
geteilten preußischen Reformvorschläge als annehmbar fürÖsterreich 
erklärt. Gablenz hat nach den ersten Verhandlungen an seinen Er- 
folg geglaubt. Tatsächlich sind seine Vorschläge lange und ernsthaft 


kleindeutsche Ziel ausgerichtet gewesen sei; der dualistische Umweg konnte leicht als 
preußischer Egoismus und Partikularismus mißdeutet werden. Das Bekanntwerden 
des Gedankens der itio in partes wäre gewiß nicht geeignet gewesen, in den Kreisen, 
de dem Programm des Nationalvereins angehangen, das Vertrauen zu Bismarcks 
Politik zu stärken. Deshalb hat er über die Gablenzsche Mission erst seit den acht- 
ziger Jahren häufiger gesprochen. Die Darstellung, die er schon am 18. Februar 1869 
dem sächsischen Minister Friesen gab, war unverkennbar von der Sorge geleitet, den 
Bemühungen des früheren sächsischen Ministers Beust entgegenzuwirken, jetzt als 
kitender österreichischer Minister durch Hinweise auf die dualistischen Verständi- 
gungsversuche Bismarcks die Beziehungen König Johanns zu Preußen zu vergiften. — 
Es ist wohl verständlich, daß ein Staatsmann lieber über seine gelungenen als über 
seine mißlungenen Projekte vor der Öffentlichkeit spricht. Aber ausschlaggebender 
war das Staatsinteresse: Nichts ist bis zum ersten Weltkriege im Archiv des Auswärtigen 
Amtes so streng sekretiert worden, wie die Dokumente, die sich auf die ursprünglichen 
Verfassungsprojekte in der deutschen Frage und auf die Vorgeschichte und Ent- 
stehung der Norddeutschen Bundesverfassung bezogen. Es sollte vor allem ver- 
hindert werden, daß sie den politischen Parteien als Argumente und Agitationsstoff in 
verfassungspolitischen Fragen dienten. Die Geheimhaltung ging so weit, daß selbst 
amtlichen Stellen der Einblick versagt wurde. Die strikte Anordnung Bismarcks, der 
sanst bezüglich der Freigabe von Archivalien großzügig war, ist auch unter Wilhelm II. 
durchgeführt worden. Hieraus erklären sich manche Irrwege der Geschichtsschreibung, 
die uns leider auch im Auslande geschadet haben. 


2) Srbik IV, S. 327. Daselbst auch die weiteren Mitteilungen über Mensdorff. 
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erwogen worden, und letztlich mit der Begründung abgelehnt, daß 
sie zu spät kämen. Sie wären, so sagte auch der Kaiser zu Gablen 
in der letzten Unterredung (25. Mai), vor sechs oder acht Woche 
sicher angenommen worden. Mit der Ablehnung sah sich der Kaiser 
gezwungen, sich nunmehr in die Hände des Mannes zu begeben, den | 
er den „Spitzbuben“ an der Seine nannte. 

Mag auch eine rückschauende Betrachtung erkennen, daß nich 
Österreichs Präsidialvorsitz in Frankfurt, sondern die Entwic 
des deutschen Nationalbewußtseins und die schöpferische Organ. 
sierung deutscher Kraft in einem kleindeutschen Reich, nicht di 
Schmälerung Preußens, sondern das Bündnis mit Preußens Hege- 
monie die wichtigsten Voraussetzungen für Österreichs weiter 
Selbstbehauptung im europäischen Kräftespiel waren, die Wiener 
Staatskunst hat Anspruch, aus der Vorstellungswelt ihrer Zeit her 
gewürdigt zu werden. Es ist verständlich, daß sie einen Kampf 
wagte, dessen Ausgang selbst einem Moltke ungewiß war. Da 
Geheimnis, durch Verzicht zu gewinnen, ist nur selten einem Staab- 
mann gegeben. 

Das von Bismarck für notwendig gehaltene „Durchlaufen ve- 
schiedener Stadien“ charakterisiert auch die preußischen Refom- 
projekte, die für die Mitteilung an den Neuner-Ausschuß entworfen 
wurden, der, wie erwähnt, für die Beratung des preußischen Park- 
mentsantrages vom 9. April gewählt worden war. Da Preußen ge 
drängt wurde, dem Neuner-Ausschuß seine Pläne mitzuteilen, und 
das Promemoria vom 27. April hierfür erst nach einer geheimen Ver- 
ständigung mit Österreich geeignet sein konnte, erhielt Hepke Auf- 
trag, ein neues Promemoria auszuarbeiten, das er am 5. Mai vol- 
endete. Auch dieser Entwurf stellt den Fundamentalsatz vom 27. April 
voran: „Voraussetzung ist, daß die Reform der Bundesverfassung 
sich innerhalb der bestehenden Bundesverträge und des Bunde- 
gebietes halte, um eine Intervention der europäischen Mächte zu 
vermeiden.“ . Auf diesem Entwurf vom 5. Mai, dessen Abschrift B- 
marck noch am gleichen Tage v. d. Pfordten zur vertraulichen 
Kenntnisnahme übersandte, beruhen Savignys Mitteilungen im 
Neuner-Ausschuß vom 11. Mai. 


In dieser Sitzung erklärte der bayerische Bundestagsgesandte 
v. Schrenk, daß seine Regierung gern bereit sei, in Verhandlungen 
über eine Bundesreform einzugehen, und auch mit der Einberufung 
einer Volksvertretung einverstanden sei, jedoch darauf bestehen 
müsse, daß eine Vereinbarung zwischen den Regierungen vorangebe 
Deshalb müsse Preußen zunächst Mitteilungen über sein Reform 
projekt und das Wahlgesetz machen. Die übrigen Gesandten schlor 
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sen sich ihm an. Nur der Gesandte Hannovers vermied es, die 
itwilligkeit seiner Regierung zur Mitarbeit auszusprechen. Die 
sich vor der öffentlichen Meinung zu kompromittieren, war 

doch so groß, daß diejenigen, die im geheimen eine Nationalvertre- 
wng fürchteten, dies nicht offiziell zu äußern wagten. Savignys 
Rede war offensichtlich bemüht, den Regierungen entgegenzukom- 
zen Eine Vereinbarung werde sich ' icht erzielen lassen. Nur auf 
jell bezeichneten Gebieten der pu..uesgesetzgebung solle die bis- 
her lich erforderliche Einstimmigkeit durch Mehrheits- 
beschlüsse der Bundesversammlung und des Parlaments ersetzt wer- 
den. Als Gegenstände dieser Gesetzgebung seien in Aussicht ge- 
sommen: die in Art. 64 der Wiener Schlußakte unter dem Namen 
innützige Anordnungen“ zusammengefaßten Materien, also 

zB. das Münz-, Maß- und Gewichtswesen, Zivilprozeßordnung, 
Patentgesetzgebung, Wechselrecht usw., welche bisher im Wege 
ich zusammentretender Konferenzen behandelt zu werden 

pllegten oder speziellen Kommissionen überwiesen wurden. Neu 
hinzu sollten kommen: Das Verkehrswesen, Freizügigkeit und all- 
gemeines Heimatsrecht, Regulierung der deutschen Auswanderung 
im nationalen Interesse, Zoll- und Handelsgesetzgebung, Schutz des 
Handels im Auslande, Konsularvertretung, Schutz deutscher See- 
schiffahrt und Seeflagge, Kriegsmarine, Revision der Bundeskriegs- 
. Durch bessere Zusammenfassung der militärischen 
Gesamtkraft des Bundes sollten die Leistungen der einzelnen Staaten 
möglichst erleichtert werden. Eine Zentralgewalt sei nicht in Aus- 
sicht genommen. Das Föderativprinzip solle erhalten bleiben. Für 
die Parlamentswahlen wünsche Preußen das allgemeine Stimmrecht. 
Bezüglich des passiven Wahlrechtes wäre Preußen für Vorschläge 
der Regierungen dankbar. Keineswegs solle das Parlament ein kon- 
stituierendes sein. Die verbündeten Regierungen sollten mit ihm 
durch Ausschüsse des Bundestages verhandeln. Ministerkonferenzen 
könnten vorangehen. Ein förmliches, vollständig ausgearbeitetes 
Reformprojekt gedenke Preußen nicht vorzulegen, denn es sei un- 
möglich, die politischen Verhältnisse Deutschlands durch einen Ver- 
rf schlagartig umzugestalten; am Kölner Dom werde 

noch heute gebaut, und auch der Neubau Deutschlands erfordere 
Inge gemeinsame Arbeit. Auf die Frage, ob Preußen die Forderung 
des Präklusivtermins modifiziert habe, antwortete Savigny, seine 


Regierung halte prinzipiell daran fest. Hätten sich die Regierungen 
aber erst über die Grundzüge geeinigt, dann werde sich leicht über- 
sehen lassen, bis zu welchem Tage sich die Vereinbarung über die 
Pırlamentsvorlage erreichen lasse. Würde, so fuhr er fort, Preußen 
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kein Entgegenkommen seitens der Regierungen finden, dann seis 
allerdings gezwungen, seine Reformpläne zu erweitern, gewiw 
„ideelle‘‘ Zielpunkte ins Auge zu fassen und deren Realisierung 
allein zu verfolgen. Das sollte heißen, daß Preußen dann gezwunge 
sei, das Bündnis mit der nationalen Bewegung zu suchen undi 
entsprechende Zugeständnisse zu machen. 


Savigny hatte auf Grund genauester Instruktionen Bismarcks 
sprochen, zu deren Einholung er am 7. Mai wieder in Berlin gewe 
war. Seine Rede bestätigt also von neuem, daß Bismarck ernsthai 
bemüht war, die Einberufung des Parlaments auf friedlichem Weg 
durchzusetzen. Sogar der Präsidialgesandte Kübeck mußte ane. 
kennen, daß die angedeuteten Materien das Gebiet einer weitreiche, 
den und ersprießlichen Bundesreform umfaßten, zu der die Reg 
rungen gern die Hand bieten würden. 

Es waren die schwebenden Geheimverhandlungen mit dem Kai 
und Mensdorff, die Savigny in eine außerordentlich schwierige lag 
brachten. Preußen konnte zu der Frage der Staatengruppen, va 
der wiederum die Neuordnung der Bundesversammlung abhing 
nicht Stellung nehmen, solange der Kaiser sich nicht entschiede 
hatte. Aber auch in Rücksicht auf die öffentliche Meinung dudt 
Preußen noch nicht mit einem bis in die Einzelheiten ausgearbeitet 
Reformprogramm hervortreten. Denn für den Fall des Scheitem 
der Wiener Verhandlungen mußte es sich das Bündnis mit d& 
nationalen Bewegung offenhalten und über itio in partes schweigen 

Immerhin war Savigny nicht ohne Erfolg. Es gelang ihm, d& 
Gruppe der Mittelstaaten zu spalten. Die Mehrheit war der Ansidt, 
daß man in den weiteren Ausschußverhandlungen auch auf die un 
ständige Grundlage, die Preußen geboten, aus politischen Gründe 
eingehen müsse, denn Savignys Rede deute auf ein Einlenke 
Preußens. Selbst der Vertreter der so preußenfeindlichen Regierung 
Württembergs, Freiherr v. d. Linden, berichtete an seinen 
Varnbüler: „Die Vorschläge sind vom gouvernementalen Stan 
punkt aus nicht gefährlich: kein Bundesstaat, keine Zentralgewl, 
das passive Wahlrecht offene Frage, die Kompetenz begrenzt. — 
Hierin liegt keine Gefahr, die man nicht um des großen Zweds 
willen übernehmen könnte.“ Auch Pfordten hatte schon in demihn 
am 5. Mai übersandten Entwurf die Möglichkeit einer Verständigung 
gesehen und die Mäßigung und Versöhnlichkeit Bismarcks an 
kannt. Er war nach der Erklärung Savignys im Neuner-Ausschi 
der Ansicht, daß man eher in Berlin als in Wien zu friedlichem Bir 
lenken geneigt sei, und er ließ durch den bayerischen Gesandie 
von Bray in Wien dringend mahnen, sich mit Preußen über Bismardt 
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rmprojekt zu verständigen, denn es gehe über das für 
Österreich Erträgliche keineswegs hinaus. Das sei wenigstens nach 
Sarignys Darlegungen im Ausschuß anzunehmen. Die Verständi- 
über Bismarcks Reformprojekt werde auch eine Einigung über 


ie ümer ermöglichen. Auch der Vertreter Weimars Watz- 
Aufseinte, daß Österreich das gesamtdeutsche Parlament mit den 
maßirigny mitgeteilten Kompetenzen annehmen könne, ohne seine 
Geumtstaatlichkeit zu gefährden. 


Bs ist geurteilt worden, daß die von Savigny angedeuteten Re- 
formen das Ausscheiden Österreichs aus dem Bunde zur Voraus- 
sung hatten, obwohl Savigny das nicht ausdrücklich gesagt habe. 
Den Ausschußmitgliedern war es dagegen selbstverständlich, daß 
ds Parlament ein gesamtdeutsches sein solle. Deshalb war diese 
fnge überhaupt nicht Gegenstand der Diskussion. Auch der Ent- 
wu, den Roggenbach nach seiner Unterredung mit Bismarck am 
N.April für die Andeutungen im Neunerausschuß verfaßt hatte, 
beginnt mit der Erklärung: „Die Kompetenz der Zentralgewalt hat 
sch auf alle Gebietsteile zu erstrecken, welche das gegenwärtige 
deutsche Bundesgebiet bilden.“ 


Inder zweiten Sitzung des Neuner-Ausschusses (22. Mai) forderten 
die Gesandten Preußen auf, die Mitteilungen über die Reformvor- 
hgen schriftlich vorzulegen. Nachdem die Gablenzsche Vermitt- 
kungsaktion gescheitert war (28. Mai), erhielt Hepke den Auftrag, nun- 
mehr für die Mitteilungen im Neuner-Ausschuß ein weitergehendes 
Ieformprogramm auszuarbeiten. Sein Konzept wurde am 4. Juni 


Auch dieser Entwurf hält noch fest am alten Bunde, ein- 
schließlich der österreichischen Bundesländer, und beruft 
sihausdrücklich auf die in der Bundesakte festgestellten 
höchsten Zwecke des Bundes. Denn zur Zeit der Entstehung 
dieses Entwurfes rechnete ja Bismarck mit dem Zustandekommen 
ds europäischen Kongreses, den Napoleon angeregt hatte. Für ihn 
wollte er sich die Möglichkeit einer gemeinsamen Front mit Öster- 
ich doch noch offenhalten. Aber dieser Entwurf mußte auch ge- 
&gnet sein, als Verhandlungsgrundlage der Mittel- und Kleinstaaten 
mdienen. Denn wollte Preußen das Terrain nicht wieder verlieren, 
&ses am 11. Mai gewonnen hatte, dann mußte es den Regierungen 
sine Pläne präziser unterbreiten. Dafür hatte es jetzt infolge des 
Sheiterns der Mission Gablenz etwas freiere Hand. Deshalb hatte 

von den Ressorts eingehende Entwürfe über Einzelfragen 
marbeiten lassen, die jetzt Hepke verwerten konnte. Auch ein 
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unter persönlicher Mitwirkung des Königs entstandener Entwurf 
der Bundeskriegsverfassung lag vor. Er hielt in allen Einzelheiten 
das Prinzip des friedlichen Dualismus aufrecht. 

Dieser gleichfalls bisher noch unbekannte Bundesreformentwuf 
vom 4. Juni steht unmittelbar vor der großen Wende der deutschen 
Geschichte und ist der letzte Versuch Bismarcks, durch organische 
Fortbildung des alten Bundes die nationalstaatliche Entwi 
anzubahnen. Er bestimmt, daß auf speziell festzusetzenden Gebieten 
der Bundesgesetzgebung die Beschlußfassung des Parlaments, das 
nach den Hauptbestimmungen des Reichswahlgesetzes von 189 zı 
wählen ist, die Stimmeneinheit der Bundesglieder ersetzen soll. Den 
Regierungen wird das Zugeständnis gemacht, daß die Umgestaltung 
des Stimmenverhältnisses in der Bundesversammlung und die Bil 
einer Vorstandschaft innerhalb derselben eine offene Frage bleiben 
und ohne Mitwirkung des Parlaments vereinbart werden soll. Die 
neue Bundesgewalt übt die bisherigen Rechte und Pflichten des Bundes 
zur Erreichung der durch die Bundesakte festgestellten höchsten 
Zwecke aus, das Recht der völkerrechtlichen Vertretung, der Bünd- 
nisse und Verträge, des Krieges und Friedens. Sie verfügt über die 
bewaffnete Macht des Bundes. Zu den bereits am 11. und 24. Mai 
mitgeteilten Aufgaben der Bundesgesetzgebung kommt jetzt die 
Kolonisation. Dabei ist zunächst an die Erwerbung von Flotten- 
stützpunkten für die Förderung der Teilnahme Deutschlands an den 
überseeischen Beziehungen gedacht. Da Österreich noch zum Bunde 
gehört, geht der Zollverein noch nicht im Bunde auf. Die Wehr- 
hoheit der einzelnen Staaten wird noch weitgehend geschont. In der 
unter preußischem Oberbefehl zu gründenden Kriegsmarine der 
Nord- und Ostsee haben die Küstenstaaten Anteil an der Ernennung 
der Offiziere einschließlich der Abteilungskommandeure. Ein wei 
teres Zugeständnis wird den Hansestädten gemacht; sie werden von 
allen Leistungen für das Heerwesen entbunden und tragen nur zut 
Finanzierung und Rekrutierung der Marine bei. Der noch ganz auf 
Verständigung gerichtete Charakter kommt auch in den Bestim- 
mungen über das Heerwesen zum Ausdruck. Während Bismarck 
später allen Staaten die gleichen Lasten wie Preußen auferlegte, heißt 
es auch jetzt wie in den Mitteilungen Savignys vom 11. Mai, dab 
die bessere Zusammenfassung der deutschen Wehrkraft die Lei- 
stungen der einzelnen Staaten möglichst erleichtern soll. Den Sou- 
veränen sollen ihre Militärhoheitsrechte erhalten bleiben, soweit da 
durch nicht die Wehrkraft der Gesamtheit gefährdet wird. Die 
Organisation ist auch jetzt noch dualistisch. Oberfeldherr der Süd- 
armee ist, sofern das österreichische Kontingent damit 
















gent damit 
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nicht vereinigt ist, der König von Bayern. Durch diese Formu- 
jerung entzieht Bismarck sich der Schwierigkeit, sich für zwei oder 
drei Staatengruppen zu entscheiden. Über diese Grundzüge hätten die 
ieder des Neuner-Ausschusses nicht mehr urteilen können, daß 
siemmreinen Rahmen gaben, aber nicht die Richtung des preußischen 
. Da in den eigentlichen Machtfragen die Regierungen 
beruhigende Zusicherungen erhielten und der Entwurf die wichtigste 
die Heeresreform, so eingehend wie nur möglich behandelte, 
lag für die Ausschußverhandlungen eine geeignete Grundlage vor; 
selbst Preußens Gegner hätten nicht mehr verlangen können. Der 
Inhalt entsprach auch den Weisungen für die auf dem europäischen 
Kongreß zu betreibende Verständigungspolitik. 

Auch in der schleswig-holsteinischen Frage war Bismarck im Falle 
eines Entgegenkommens in der Reformfrage zu einer Verständigung 
auf der Grundlage der Februarbedingungen von 1865 bereit. Denn 
inder Bundesreform sah er ein Äquivalent für den Besitz der Herzog- 
timer, Aber inzwischen hatte man sich in Wien auch für die Ab- 
khaung des Kongreßprogrammes entschieden (30. oder 31. Mai). 

Die Bundesreform scheitern zu lassen, gab es für die Kriegspartei 
in Wien kein geeigneteres Mittel als die Zuspitzung des Streites um 
die nordelbischen Herzogtümer, wie es für dessen Entgiftung und 
Bereinigung kein geeigneteres Mittel hätte geben können als das 
Gelingen der Bundesreform. Am 1. Juni brachte Österreich die 
schleswig-holsteinische Frage an den Bund, und in dem Augenblick, 
indem Hepke den Entwurf vom 4. Juni vollendete, wurde in Berlin 
üs Scheitern des Kongreßplans bekannt. Daraus schloß Bismarck 
das Schwinden der letzten Möglichkeit friedlicher Lösung. Da jetzt 
die Gewißheit bestand, daß Verhandlungen den Weg zur national- 
staatlichen Entwicklung nicht freizumachen vermochten, kann er die 
Herbeiführung der kriegerischen Entscheidung durch Österreich nur 
mit freudigem Herzen begrüßt haben. Denn so groß auch das Risiko 
wat, da sich die außenpolitische Lage seit dem 28. Februar ver- 
schlechtert hatte, für noch gefährlicher hielt er die Verschleppung 
der deutschen Krankheit, ohne deren Heilung auch eine gesunde 
Entfaltung Preußens nicht möglich war. Das gewissenhafte Durch- 
kaufen verschiedener Stadien friedlicher Lösungsversuche gab seiner 
Kühnheit die innere Sicherheit und seinem geschichtlichen und reli- 
glösen Empfinden die Gewißheit, daß der Kampf der Waffen für die 
seinem Staat von der deutschen Entwicklung gestellte Aufgabe der 
Wille Gottes sei. Auf dieses innerste und letzte Bewußtsein hätte 
seine im Metaphysischen wurzelnde Gewissenhaftigkeit ebensowenig 
verzichten können wie der Realismus seiner politischen Klugheit. 
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Jetzt schrieb er mit seinen großen Schriftzügen auf die erste Seit 
des Entwurfs Hepkes: „Bund besteht aus (wie bisher) außer Öster. 
reich mit ganz Preußen“, und er fügte die entscheidende Bestimmung 
hinzu, daß die Umgestaltung des Bundestages mit dem Parlamenty 
vereinbaren sei, während das Konzept sie ja gerade der Verein 
durch die Regierungen allein vorbehielt. Erst jetzt dekretierte er 
„Die Bundesstaaten bilden ein gemeinsames Zollgebiet.‘“ Muß 
Preußen den Lebenskampf wagen, dann sollte auch der Gewinn dem 
Opfer entsprechen, dann mußteWichtigstes sofort erreicht werden, was 
das dualistische Projekt der Entwicklung vorbehielt. Sein Refom- 
plan ging jetzt so weit in unitarischer Richtung, daß eine künftige 
Beteiligung Österreichs ausgeschlossen war. Sie war schon deshalb 
unmöglich, weil ja der Bund eine wirtschaftliche Einheit wurde und 
das Parlament auch sofort an der Organisierung der Bundesgewalt 
teilnehmen sollte. Aber unreife Früchte gedachte er auch jetzt nicht 
abzuschlagen: Das preußische Oberfeldherrntum für Süddeutschland 
war auch jetzt noch nicht möglich und blieb Bayern überlassen. 


Aus dem von Bismarck in unitarischer Richtung geänderten Eat- 
wurf vom 4. Juni entstand am 6. Juni ein Entwurf von 10 Artikeln, 
den er sich mit seiner Paraphe zu eigen machte, nachdem er wiederum 
erhebliche Verbesserungen vorgenommen hatte. Dieses wichtige 
Dokument wurde dem König und sämtlichen Ministerien vorgelegt, 
Der Handelsminister, der Finanzminister und der Landwirtschaft 
minister setzten noch eine Reihe von Änderungen durch. Auch eine 
Auseinandersetzung mit dem König war notwendig, da dieser starke 
Bedenken gegen das Reichstagswahlgesetz vom 12. April 1849 hegte 
und in der Aufstellung des Militärbudgets durch die Nationalvettte- 
tung eine große Gefahr für Preußen sah. Hierin machte der Staats- 
mann aber keine Zugeständnisse. Da infolge der Zuspitzung der 
Krisis eine rechtzeitige Beratung im Neuner-Ausschuß nicht mehr 
zu erwarten war, ließ er die Grundzüge am 10. Juni allen Regierungen 
direkt unterbreiten. 


Der Staatsmann, der jetzt.entschlossen war, den Dualismus durch 
das Schwert zu beseitigen, war aber bereit, nach dem Kriege das alte 
Bundesverhältnis mit Österreich fortzusetzen. Er telegraphierte an 
9. Juni an v. d. Pfordten, dem er schon den neuen Entwurf zuge 
sandt hatte, das preußische Reformprogramm habe zwar jetzt ein 
so unitarischen Charakter, daß es auf Österreich nicht mehr anwend 
bar sei. Aber „für das Verhältnis zu demselben ist Art. 10 genügendet 
Vorbehalt selbst zur Beibehaltung des jetzigen österreichische 
Bundesverhältnisses.‘“ 
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Die Keimzelle der kleindeutschen Reichsverfassung, die Grund- 
ie vom 10. Juni, war also aus einem durchaus ernst gemeinten 
eutschen Reformplan hervorgegangen, das Kriegszielpro- 
aus einem Entwurf zur friedlichen Lösung. Der wichtigste 

Asikel, der über die Heeresverfassung, war zum Teil wörtlich dem 
dulisischen Verständigungsentwurf entnommen, den Anton von 
Gablenz nach seiner Rückkehr nach Wien (22. Mai) dem Kaiser von 
Österreich vorgelegt hatte. Große Teile des gesamtdeutschen Ent- 
wurs vom 4. Juni gingen fast wörtlich über in die kleindeutsche 
Reichsverfassung. 

In den verschiedenen Stadien dieser Entwicklung verband Bis- 
marck allerdings mit allen Aktionen und Verhandlungen weitaus- 
schauende Hintergedanken. Aber das „vollendete Schlauberger- 
tum“, das man ihm gerade für diese Zeit nachgerühmt hat, war doch 
was viel Größeres als nur diplomatische Verschlagenheit. Seine 
kühne Schlußfolgerung aus einer richtigen Diagnose der deutschen 
Krankheit war sittlicher als die Politik, die sich auf Rechte berief, 
die unsittlich geworden waren. Seine Kühnheit wurzelte in größter 
Gewissenhaftigkeit, wie sein heißer Wille zur Tat durch kälteste 
Überlegung gebändigt wurde. Nicht „Königstiger‘ und erst recht 
nicht „zahme Hauskatze.‘ Solche zoologischen Vergleiche reichen 
aicht hin, die Eigenart der Persönlichkeit und das Spezifische ihrer 
Staatskunst zu kennzeichnen, die aus der Natur der Dinge die stra- 
tegischen und taktischen Vorteile entwickelte. Er wollte wirk- 
lich, was er dem König und den Regierungen in seinen Entwür- 
fen unterbreitete, aber er wollte nichts, was ihm nicht Mittel ge- 
wesen wäre, noch mehr zu erreichen. Es war dies mehr als nur 
diplomatische List, es war Verständnis für organisches Wachsen. Er 
wußte, daß das Reich sich nicht auf einmal schaffen ließ; es konnte 
nach seiner Ansicht nur werden mit dem Wachsen der nationalen 
Idee und der sich entfaltenden Kraft der preußischen Hegemonie. 
So wie die jungen Triebe eines Baumes Aufbau sind von Stamm und 

en, so sollten Bundesreform und Bundesgesetze den Bau der 
deutschen Einheit wachsen lassen. Sprießende Kraft hätte der alte 
Bund nur gewinnen können, wenn er im Erdreich des Volkes Wurzel 
geschlagen hätte. Das hatte Bismarck mit der Nationalvertretung 
erreichen wollen. Den Doktrinären mußten die Bahnen des Kon- 

inisters als eine Kette von Widersprüchen erscheinen. Da er 
aber nicht von einer der simplifizierenden Schulmeinungen ausging, 
sondern seinen Erfolg aus der Eigenart der deutschen Dinge und 
den treibenden Kräften der Geschichte zu entwickeln suchte, be- 
deutete für seine strategische Entscheidung die Frage, ob friedlicher 
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Dualismus oder kleindeutsche Lösung, ebenso wie die Staatstecht. 
liche Alternative Staatenbund oder „monarchistischer Bundestag 
nur eine Frage der Mittel und Stadien des Reifenlassens. Was einer 
statischen Betrachtungsweise als unvereinbar erscheint, erkennt der 
Instinkt für das Genetische oft als das Verhältnis von Vorauss 
und Folge. Was Männern wie Roggenbach als „leichtfertiges Un. 
springen in Zielpunkten und Mitteln“ erschien, war nur Fol 

aus den Gemeinsamkeiten und Widersprüchen, die in den deutschen 
Verhältnissen lagen!. 


Die Norddeutsche Bundesverfassung wie die Reichsverfassung 
konnten Lebenskraft nur entfalten, weil sie als psychologisch fein 
berechnete Formen preußischer Herrschaft (auf militärischem Ge- 
biete) und „indirekter“ Hegemonie (auf dem Gebiete der Gesetz. 
gebung, Verwaltung und außenpolitischen Führung) — wie Bi- 
marck gelegentlich sagte — „ein praktischer Abdruck der Verhält- 
nisse und Kräfte zur Zeit ihrer Entstehung waren, mit derjenigen 
Ausdehnung und Richtigstellung, die damals möglich waren.“ Abe 
deshalb waren der Reichsverfassung auch das Unfertige und Probk- 
matische eigentümlich, das sich aus der Fehlentwicklung unserer 
Geschichte seit dem Mittelalter ergab und dessen Gefährlichkeit sich 
mur durch dauernde organische Fortbildung überwinden ließ, Die 


Fortbildung mußte den Aufgaben entsprechen, die von der wirtschaft- 
lichen Entwicklung und der sich aus ihr ergebenden sozialen Um- 
schichtung sowie von der weltpolitischen Entwicklung und der von 
ihr gezeitigten Komplizierung der außenpolitischen Probleme gestellt 
wurden, eine Entwicklung, die es nicht mehr erlaubte, daß das 
Schicksal des Volkes und Staates von den zufälligen Geistes- und 
Charakterqualitäten des Monarchen abhängig war. 


1) Mit dem dualistischen Verständigungsplan bewegte sich Bismarck in der gleichen 
Richtung wie mit seinen Verständigungsversuchen nach dem Deutschen Kriege, Dean 
seit 1867 erstrebte er den „weiteren Bund‘ des Norddeutschen Bundes mit der süd 
deutschen Staatengruppe und dazu eine neue Verbindung mit Österreich. Das weiter 
Parlament sollte zunächst nur über einen Teil der Gegenstände beraten, für die das 
engere Parlement zuständig war. So suchte er 1867 im kleindeutschen Rahmen den 
Gedanken des Abschnittes 6 des Promemoria vom 27. April 1866 weiter zu verwirk 
lichen: Die zwei Staatengruppen sollten „für bestimmte Materien sich sondern“ und 
im kleindeutschen Parlament „dafür itio in partes stattfinden‘. Von der vorwärts 
drängenden Kraft des Parlamentes erwartete er die Erweiterung der Kompetenzen de 
weiteren Bundes und letztlich die völlige Angleichung des Südens an den Nordbun 
auf friedlichem Wege. 
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als die eigentliche und höchste Aufgabe des Regierens erscheint, 
der Sinn für die Selbstbehauptung des eigenen Staates nach außen, 
für seine Erhaltung und Vergrösserung im Spiel der Mächte. Auf 
dem Gebiete der auswärtigen Politik hatte Goethe auch mehr als 
ein Jahr nach seinem Eintritt ins Geheime Conseil keine Erfahrungen Rn 
sımmeln können, einfach deshalb, weil diese Behörde für gewöhn- hi 
lich kaum Gelegenheit bekam, sich mit solchen Dingen zu beschäf- % 
tigen. Die kleinen und kleinsten deutschen Staaten nahmen an der 3 
großen Politik meist nur als Leidende teil; es gehörten schon be- a 
sondere Umstände dazu, etwa auch die leidenschaftiiche politische = 
Neigung eines bestimmten Fürsten, mit kleinem Kahn die ungewisse 
Fahrt auf die hohe See anzutreten. Dazu war der junge Karl August, se 
der noch ganz in dem Genietreiben des selbstgewählten Freundes- E 
kteises aufging, noch nicht bereit. Offizielle diplomatische Be- 2 
zichungen, die über die Anzeige von Regierungswechseln und Fa- “ 
milienereignissen hinausgingen, besaß das damalige Weimar kaum; = 
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6 war auch an den großen Höfen nicht durch Gesandte vertreten. 
Nur eine einzige Exzellenz setzte sich kraft ihres Amtes draußen für 
die weimarischen Interessen ein; das war am Reichstag zu Regens- 
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burg. Aber in den Grafen von Bünau, der die Stimme Sachsen- 
Weimar-Eisenachs führte, teilte sich noch eine Reihe von Erne- 
stinischen Staaten, war doch keiner von ihnen imstande, die Kosten 
für einen solchen Mann allein zu tragen. Sogar am kaiserlichen 
Hofe verfügte Weimar nur über einen Residenten; und der befand 
sich weniger aus diplomatischen Gründen in Wien, als vielmehr 
zur Vertretung bei Prozessen, die im Reichshofrat anhängig wurden, 
Berlin, Paris, London fehlten ganz auf der Liste der Residenten, 
und in St. Petersburg gab & erst einen Weimarischen Hofagenten, 
als die russischen Familienbeziehungen geknüpft waren. 

Nur wenn die Großmächte zum Kampf gegeneinander antraten 
oder auch nur Miene machten, gegeneinander anzutreten, bekamen 
die kleinen Staaten eine Bedeutung, die über das Eigengewicht, das 
jeder von ihnen einzusetzen hatte, hinausging. Wenn sich das Ge- 
wicht der Macht zwischen den Großen wesentlich verschob, fühlten 
sich die Kleinen selbst betroffen, besonders wenn solche Verschie- 
bungen innerhalb Deutschlands eintraten, Zweimal geschah dies, 
während Goethe im Conseil saß, oder drohte doch zu geschehen, 
so daß auch er Gelegenheit bekam, seine Stimme in auswärtigen 
Sachen zu erheben und Stellung zu beziehen. Es waren die Vor- 
wehen des Bayerischen Erbfolgekrieges, der dadurch entstand, daß 
derselbe habsburgische Kaiser Joseph II,. dessen Krönung das große 
Erlebnis der Frankfurter Kindheit Goethes gewesen war, das Aus- 
sterben der unmittelbaren Linie des wittelsbachischen Hauses be- 
nutzte, um mit dem nächsten Erben Bayerns einen Vertrag abzu- 
schließen, der seinem Hause große Teile des Landes sicherte. Von 
seiner Mutter Maria ’Theresia nicht genug gezügelt, ließ er zu An- 
fang des Jahres 1779 seine Truppen in Bayern einrücken. Mit Recht 
fürchtete Friedrich der Große jeden Zuwachs des Staates, der den 
Raub Schlesiens noch nicht vergessen hatte. Er war gewillt, die 
Erwerbung Bayerns zu verhindern, versuchte Frankreich als G#- 
rantiemacht des Westfälischen Friedens gegen die Pläne des Kaiser 
zu gewinnen, Rußland mobil zu machen und setzte auf alle Fälle seine 
Regimenter auf Kriegsfuß. Da Frankreich sich dem preussischen 
Antrag entzog und Rußland neutral bleiben wollte, kam es allein 
auf die beiden deutschen Mächte an. Für die kleinen Staaten wat 
Joseph der gefährlichere, denn seine Pläne bedrohten die Ruhe des 
Reiches, die in seltsamer Umkehrung des Geschehens der drei ver- 
gangenen Kriege nun Friedrich zu wahren sich mühte. Für Wer 
mar aber war Preußen die höhere Macht, die im Kriegsfalle, auf 
den man sich nun einmal einrichten mußte, einen ganz anderen 
Druck ausüben konnte. 
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e Sachsen- Im März 1778 schrieb Goethe aus seinen Gedanken an die eben 

2 Erne- erschienenen „Geschwister“ im Freundesbriefe die Worte: 

sr her Jetzt macht uns der eindringende Krieg ein ander Wesen, da unser Kahn 
zwischen den Orlogschiffen gequetscht werden wird!), 

der befand 

s vielmehr Dissieht nicht aus, als ob er gewillt gewesen wäre, für sich selbst 


ig wurden, 
Residenten, 
Tofagenten, 


oderfür seinen Herzog Lorbeeren zu pflücken; es spricht vielmehr 
die Sorge vor einem Geschehen, bei dem man von Weimar aus im 
besten Falle zusehen, im schlimmen leiden konnte. Und der be- 
nıhigende Nachsatz 


et antraten Gott sei Dank, ich habe schönen Mut und freies Leben 


N eg deutet doch nur auf eine über äußerliche Fährlichkeiten erhabene 
er a e Imerlichkeit, nicht auf die Sicherheit eines guten Ausganges der 
gern | Bieignisse. 

5 .— Fast am gleichen Tage bekam Goethe die Gelegenheit, sich auch 
.schah: dies grundsätzlich auszusprechen. Nicht als Mitglied des Conseils - da 


hätte Herr von Fritsch das erste Wort gehabt -, sondern als Freund 


h 
a  nogs in einet Sache, die dieser mit Recht als-eine höchst 


auswärtigen 


-n die Vor: | private ansehen konnte und die doch die politische Stellung seines 
ah“ daß M landes unmittelbar anging. In Weimar lebte nämlich der frühere 
g das große Erzieher Carl Augusts, ein Graf Görtz, der sich durch Goethe und 


ır. das Aus- seine Freunde beiseitegedrängt fühlen mußte. Auch seine Stellung 

















Hauses be- # ı5 Oberhofmeister der jungen Herzogin hatte er inzwischen auf- 
ertrag abzu- gegeben und verzehrte in Weimar nur noch die ihm gewährte Pen- 
-herte. Von # “2. Gern ließ sich der eben Vierzigjährige gewinnen, im preußi- 
ß er zu An- | chen Auftrage den nächsten Verwandten und Erben des neuen 
. Mit Recht # Kufürsten von Bayern, den Herzog von Pfalz-Zweibrücken zu 
tes, der den &inem Öffentlichen Protest zu veranlassen. Friedrich wollte sich 
gewillt, die 9 ünit die Möglichkeit verschaffen, für die Interessen dieses Nach- 
sich als Ga eiben, also für einen der kleinen deutschen Reichsfürsten einzu- 
‚ des Kaisers Pen; es drehte sich um den Rechtsgrund zum Kriege. Verständ- 
je Fälle seine 1%, daß die Preußen die Mission Görtzens vorläufig streng geheim- 
preussischen halten wollten, ebenso verständlich aber die peinliche Überraschung 


am es allein 9 Gl Augusts, als ihm sein ehemaliger Lehrer, der bis dahin an seinem 





Staaten war Mole gelebt hatte, erst aus Zweibrücken reinen Wein einschenkte, 
lie Ruhe des Meiner Zeit, als Görtz bereits Erfolg gehabt hatte, der Pfälzer tat- 
der drei ver Müälich in Regensburg Protest einlegte und damit den Krieg fast 


te. Für Wer 
'iegsfalle, auf 
anz anderen 


üyermeidlich machte. Seine Antwort ließ Carl August von Goethe 
Dieser durfte seine Bedenken in einem Schreiben, dessen 
Rassung einem erfahrenen Diplomaten Ehre gemacht hätte, im we- 
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sentlichen politisch begründen und Görtz vorrücken, wie sehr gein 
Auftrag geeignet sei, den Herzog von Weimar zu kompromittiere 
und ihn als Parteigänger Preußens erscheinen zu lassen. 
Zu einer Zeit, da sich das Interesse der Mächtigen des Deutschen Reichs 
gegeneinander neigt, kann ich nach Verhältnis und Pflicht nichts anden 
tun, als die Krise in aller Stille abwarten, und da für mich und die Mi. 
nen nichts zu gewinnen, wohl aber zu verlieren steht, im Notfall irgend 
einer Partei nur ungern folgen ...!). 

Es war dies nicht bloß eine Äußerung für den Augenblick, Ih 
diesem ersten Schriftstück zur auswärtigen Politik legte Goch 
gleich die Leitlinie fest, der er folgte, solange er im Amte blieb, den 
Standpunkt der unbedingten Neutralität in den Auseinanderse 
der großen Mächte, gegründet auf die klare Einsicht in die Ohn- 
macht eines Staates, der eben deshalb alles zu verlieren und kaum 
etwas zu gewinnen hatte. Den Beitritt zu einer Partei schloß er nicht 
ganz aus, aber es war ein Notfall, ein Weg, auf den er sich höchst 
ungern und nur unter unabweisbarem Druck begeben wollte, 


Carl August machte sich die Sätze seines Freundes in diesen 
Augenblick noch Wort für Wort zu eigen; er schrieb den Entwuf 
ab,ohne daran zu ändern, so daß er als eigenhändiges Schreiben a 
den Grafen Görtz herausging. Er stimmte auch sachlich mit ihm 
überein, schrieb er doch wenige Monate später, kurz nach dem Au- 
bruch des Krieges, an den ihm nahe befreundeten, erheblich älteren 
badischen Staatsmann Edelsheim, vor dem er kein Blatt vor den 
Mund zu nehmen pflegte: 

Ich wollte, es wäre Friede, da hätte ich aller derer Missionen nicht nötig, 
am Ende vom Liede muß doch unsereiner die Haare mit hergeben. In 
einem leider passiven Zustande werden wir wie gewöhnlich das Gegenteil 
von Gewinn erfahren; kommt Zeit, kommt Rat ...®). 


Es sind die gleichen Gedanken, die ihn Goethe in dem Brief an 
Görtz hatte aussprechen lassen, und doch tönt in ihnen unüberhör- 
bar eine andere Melodie. Dem „passiven Zustand“, der für Goethe 
Leitlinie des Handelns war und blieb, weil er Menschen und Land, 
seinen Herzog und die eigene Person nicht den Gefahren eins 
Krieges aussetzen mochte, fügte Carl August das Wort „leider‘ 
bei. Man spürt, daß das, was der eine wünschte und wollte, dem 


1) Carl August an Görtz, Konzept Goethes, Weimar, 19. März 1778; Tümmler 
Nr. 2, 60, 61. Vgl. dazu besonders Hans Tümmier, Zum Weggange des Grafen Oörtı 
aus Weimar, Ztschr. f. Thür. Gesch,, N, F, 35, 1941, 183—91, 

®) Carl August an Edelsheim, Weimar, 27. August 1778; Sautter, Neue Held 
berger jbb., 1934, 89 Anm, 36, 
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etwas schwer Ertragbares war, eine Gefangenschaft, aus der 
er einmal ausbrechen wird. In Übereinstimmung und Gegensatz 
offenbart sich hier, ganz am Anfange ihrer außenpolitischen Lauf- 
was sie zusammenführte und was sie trennen konnte, zeigt 
sich bereits die Gefahr, vor der Goethe seinen Herzog zu bewahren 
suchte, ohne dessen Natur auf die Dauer Hemmungen auferlegen 
m können. Noch war es nicht so, daß Carl August bewußt nach 
Zielen strebte, die über Weimar hinausgingen; das 
ulische Treiben, aus dem er sich eben erst herauszufinden be- 
und unter Goethes Leitung auch wirklich herausfand, ließ ihn 
noch nicht zu voller Klarheit kommen, weder über die Bindungen, 
in die er hineingeboren war, noch über das eigene Wollen und 
Denken. Nur eine Seite seines vom Großvater ererbten Wesens 
zeigte klar, wie wenig ihm die Möglichkeiten seines Staates genügten: 
sein Hang zum Soldat spielen, den Goethe seufzend ertragen konnte, 
solange Friede herrschte, der aber zu einer politischen Gefahr 
wurde, wenn andere Mächte die Waffen erhoben und nach Hilfs- 
kräften suchten. So ist die Wechselwirkung zwischen jedem neuen 
Ausbruch von Karl Augusts militärischen Neigungen und Goethes 
Stimmung zu erklären. Gerade in den erregenden Märztagen des 
Jahres 1778 findet sich die Tagebucheintragung: 
Jupiter war viel in Militärgedanken und ich ganz fatal gedruckt von allen 
Elementen!). 
In welchem Auf und Ab sich Carl August und Goethe bewegten, 
beweist die Notiz, die dieser etwa eine Woche später niederschrieb: 
Unruhe des Jupiter. Erwachend Kriegsgefühl. A Tempo Brief des Fürsten 
von Dessau. Jupiter nach Ilmenau auf die Auerhahnbalz®). 


Wir sehen, wie die weiterschreitenden Ereignisse die Unruhe des 
Herzogs steigern, und wie seine Bereitschaft, dabei eine militärische 
Rolle zu spielen, wächst. Wir hören aber auch, daß diese Unruhe 
durch einen Brief des Dessauers so weit gestillt wird, daß Carl August 
sogleich zusammen mit Goethe nach Ilmenau reist, um dort zu jagen. 
Das Schreiben, das diesen Umschwung herbeigeführt hat, ist uns 
unbekannt; aber der Fürst Leopold Friedrich Franz war wohl der 
Mann, dem viel jüngeren Weimarer Herzog den Eintritt in die Ge- 

Friedrichs des Großen zu verleiden. Er war einmal selbst 
preußischer Offizier gewesen und hatte diese Fahnen nach der 
Schlacht von Kolin verlassen, denn er wollte sein Land den Folgen 


}) Unter dem 27. März 1778; III 1, 64. 
%) Ant, Apr. 1778; III 1, 64. 
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der erwarteten Niederlage entziehen. Das hatte ihm der König nich 
vergessen; und er drückte das Fürstentum Anhalt-Dessau im weiteren 
Verlaufe des Krieges mit Durchmärschen und Kontributioge 
schwer. Hochherziger als andere deutsche Fürsten setzte Leopold 
Friedrich Franz damals sein Privatvermögen ein, um die Lasten de 
Landes zu erleichtern und dessen Schulden abzutragen. Dann begab 
er sich auf Reisen, bildete sich in England an der neuen National. 
ökonomie, in Italien an Winckelmanns Seite am griechischen Alter 
tum. Das war ein Fürst nach dem Herzen Goethes. Ohne daß sie 
sich persönlich näher getreten wären, nennt er ihn später 
einen würdigen Mann ..., eine schöne, große Natur ...). 


Die Wirkung des Schreibens aus Dessau sollte sich in Ilmenau ver- 
tiefen. Goethes Tagebuch verrät uns, wie hoch die Wogen diesmal 
gingen und welche „Torheiten“ man verübte. Diesmal hatten sie 
auch einen politischen Sinn; sie halfen das Kriegsgefühl des Herzog 
dämpfen. 

Anfang Mai begegneten sie sich in Leipzig: 


Der Fürst kam gegen Mittag. Vorschlag mit ihm zu gehen. Kurzgefaßter 
Entschluß. Bei Tisch zugesagt?), 


meldet das Tagebuch. Der Dessauer erzählte also seinem jungen 
herzoglichen Freunde von seiner Absicht, nach Berlin zu reisen, um 
seinen Bruder zu besuchen, der sich als Chef eines preußischen Regi- 
ments von seiner entfernten Garnison nach der Hauptstadt begeben 
hatte. Kurz entschlossen sagte Carl August zu, und Goethe kann 
nicht widersprochen haben, obwohl sich sein Herzog durch die Reise 
an die 

Quelle des Krieges ... in dem Augenblick, da sie überzusprudeln droht”), 


einer schwereren Kompromittierung aussetzte, als er sie an Görtz 
getadelt hatte. Er konnte sich auch nicht damit beruhigen, daß Carl 
August im Gegensatz zu Leopold Friedrich Franz incognito reiste, 
mußte er doch auch als ein Graf Ahlefeld von jedem Wissenden 
um so leichter erkannt werden, als sein Minister Goethe es nicht für 
nötig hielt, den Namen zu wechseln. . 


Daß Goethe sich der politischen Gefahren einer Reise nach Berlin 
bewußt war, beweisen die Worte, mit denen er der Freundin den 
plötzlichen Beschluß zugleich anzeigte und verhüllte: 


3) an Lavater, W., 4. Oktober 1782; IV 6, 64. 
2) 11. Mai 1778; III 1, 66. 
‚an Frau von Stein Berlin, 17. Mai 1778; IV 3, 224. 
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Morgen gehen wir mit dem Fürsten nach Dessau. Wenn sie sonst selt- 
sames hören, wundern Sie sich allenfalls, aber fürchten Sie nichts für 


uns ...!). 


Frau von Stein muß also die Sorgen Goethes gekannt und geteilt 
haben; deshalb betonte dieser, er sehe den Folgen des vorstehenden 
Beliner Besuches mit Ruhe und Zuversicht entgegen. Der Fürst 
von Dessau wirkte wohl als eine lebendige Gegenkraft gegen allzu 
starke politisch-militärische Eindrücke. Dazu muß der Herzog die 
Zusicherung gegeben haben, er werde Potsdam und Berlin als ein 
gewöhnlicher Reisender besuchen und jede Einladung ablehnen, die 
etwa politisch gedeutet werden könnte. Außerdem befand sich 
Friedrich bereits im Feldlager zu Breslau; es bestand keine Gefahr, 
daß er seinen Großneffen Carl August zu sich befahl. Das Potsdamer 


und Berliner Besichtigungsprogramm, das wir aus Goethes Auf- 
zeichnungen kennen, macht auch einen ganz privaten Eindruck, 
selbst wenn sich dabei, wie dies in Preußen nicht anders möglich 
war, Militärisches — Arsenal, Manöver — in vorwiegend Technisch- 
Künstlerisches mischte. Aber die guten Vorsätze ließen sich nicht 
ganz einhalten. Es war unumgänglich, daß sich Carl August seiner 
Großtante, der Königin, vorstellte; und diese ließ ihm keine Ruhe, 
bis er sich bereit erklärte, wenigstens in der Gesellschaft zu erschei- 
nen. Wir erfahren dies nicht von Goethe, sondern von dem preu- 
Bischen Kammerherrn a. D., dem Grafen Lehndorff, der Carl August 
und den Fürsten von Dessau an der Tafel des Prinzen Heinrich sah 
und Goethes Tischnachbar wurde. Seine Niederschrift ist neben 
Goethes Tagebuch die einzige Quelle für die Berliner Reise und der 
Goetheforschung wohlbekannt. Trotzdem wiederholen wir sie, 
weil sie noch nicht unter politischen Gesichtspunkten gewürdigt 
worden ist: 


Der Herzog von Weimar ... macht den Eindruck eines hübschen jungen 
Mannes, indes hat sein Gesicht einen unfreundlichen Zug. Er hat den 
berühmten Verfasser des Werther und des Götz von Berlichingen mit sich. 
Es ist Herr Goethe, aus dem er einen Geheimrat gemacht hat und der ihn 
beherrscht, nachdem er ihn von seinem alten Lehrer, dem Grafen von 
Görtz, getrennt hat, der soeben in unsern Dienst getreten ist. Dieser Herr 
Goethe ist mein Tischnachbar. Ich tue das Unmögliche, um ihn zum 
Sprechen zu bringen; aber er ist sehr lakonisch, und ich habe den Eindruck, 
daß er sich zu sehr als großer Herr fühlt, um noch als Schriftsteller gelten 
zu wollen. Es ist ganz allgemein der Fehler unserer deutschen Gelehrten, 
daß sie vor Stolz unerträglich werden, wenn man sie zu vertrautem Umgang 
zuläßt. Prinz Heinrich fragt Herrn Goethe, ob sich in den Weimarer 


!) an Frau von Stein, Leipzig, 12. Mai 1778; IV 3, 222, 
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Archiven Briefe des berühmten Bernhard von Weimar befinden, Der 
junge Herzog behauptet, daß es solche gibt, aber der große Gelehrte ar 
kein Wort dazu. Das bringt mir eine schlechte Meinung von ihm bei, 
denn es handelt sich um eine der glorreichsten Epochen für dies herzog- 
liche Haus, also hätte er sie wohl kennen müssen!), 


In diesen Sätzen eines klugen Beobachters spricht der ganze Ab. 
stand, der zwischen dem französich redenden preußischen Hofe 
und Gästen klafft, die sich dem Verkehrston nur gezwungen a- 
passen. Ganz im Stile der französichen Aufklärung, eben dem Stil, 
den Goethe und sein Kreis überwunden hatten, bezeichnet GrafLehn- 
dorff den Schriftsteller kurzweg als „savant‘“, während Goethe ge- 
rade damals alles andere war als ein Gelehrter und es erst in der 
Weiterentwicklung zur klassischen Höhe seines Wirkens wieder 
wurde. In den beiden Tischnachbarn zumal trafen unüberbrück- 
bare Gegensätze aufeinander, nicht bloß die französische Aufkl- 
rung und die Anfänge einer deutschen Klassik, die sich vielleicht 
schon nicht mehr gern an Götz und Werther erinnern ließ; der 
Hochmut des alten Adels stieß mit dem Selbstbehauptungswille 
des bürgerlichen Ministers zusammen, der gerade an dieser Tafel 
nicht bloß als ein savant gewertet werden wollte. Deshalb blieb 
Goethe so schweigsam, daß er geradezu die Gebote der Höflich- 
keit verletzte. Dabei hätte er auf die Frage nach den Papieren 
Bernhards nicht zu versagen brauchen. Vielleicht wußte er in diesem 
Zeitpunkt wirklich noch nicht, daß der schriftliche Nachlaß des be- 
rühmten Ernestiners in Gotha aufbewahrt wurde, von wo er ihn 
sich erst kommen ließ, als er sich mit dem Gedanken trug, selbst 
eine Biographie des Prinzen zu verfassen, und wie ein sorgfältiger 
Historiker alles Erreichbare dafür sammelte”). Doch war ihm Ben- 
hard schon vorher ein Begriff. Als er vor Herders Berufung die 
Kirche betrat, deren Kanzel der Freund dank seiner Fürsorge be- 
steigen sollte,.bemerkte er die Grabstätten der beiden großen Vor- 
fahren seines Herzogs, Johann Friedrich des Großmütigen und 
Bernhards von Weimar, als Zeugen einer größeren Vergangenheit, 
auf die er sich mit Stolz berief®). Im Februar 1777 mußte er in den 
Zimmern des Herzogs auf einen Staatsakt warten und vertrieb sich 
die Zeit mit einer Lebensbeschreibung Bernhards. Dabei war da 


2) In deutscher Übersetzung: Des Reichsgrafen Ernst Ahasverus Heinrich Lehn- 
dorff Tagebücher nach seiner Kammerherrenzeit, bearb. von Karl Eduard Schmidt- 
Lötzen. Gotha 1921 I, 107.8. Die Stelle im frz. Urtext E. Arnold, Goethes Berliner 
Beziehungen, Gotha 1925 S.7. 

2) Vgl. Hans Wahl, Goethes geplante Biographie Bernhards von Weimar. Vierte 
jahresschr. Goethe 4, 1939, 203—208. 

®) An Herder, 10. Juli 1776; IV 3, 86, 
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mals noch gar keine gedruckt; er wird also handschriftliche Auf- 
zeichnungen in der Hand gehabt haben, die aus dem thüringischen 
Archivdienst stammten‘). Danach hätte er wohl eine Antwort auf 
die Frage des Prinzen Heinrich finden können. Sein Nichtwollen 
hat man damit erklärt, daß der Gesprächston an dieser Tafel der 
Fondeure sein Gefühl für die Ehrfurcht verletzt habe, die dem ab- 
wsenden großen König gebührte; denn da wird es gewesen sein, 


wo et 
über den großen Menschen seine eigenen Lumpenhunde (hatte) räsonnieren 
hören?). 


Aber die Worte vorher 


dem alten Fritz bin ich recht nah worden, da ich hab sein Wesen gesehen, 
sein Gold, Silber, Marmor, Affen, Papageien, zerrissene Vorhänge ...?) 


sprechen doch nicht von eitel Verehrung, und die andere Wendung 
von der 
großen alten Walze FR gezeichnet ...*), 


die mit ihren Stiften durch verborgene Räder die Puppen in Bewe- 
gung setze, zeigt doch deutlich, daß er das Seelenlose an dieser im- 
en Staatsmaschine klar erkannte und den König mit einem 
großen Teil der Verantwortung dafür belastete. Der Grund seines 
bewußten Schweigens, dessen er sich nachher noch rühmte: 
hab in den preußischen Staaten kein laut Wort hervorgebracht, das sie 
nicht könnten drucken lassen. Dafür ich gelegentlich als stolz etc. aus- 
geschrieen bin ...°), 
dieser Grund lag woanders. Daß er überhaupt an diesem Tische 
saß, an dem ein gebildeter, seines militärischen Ruhmes sicherer 
Prinz in aller Höflichkeit um seinen Großneffen, den jungen, ein- 
drucksfähigen Herzog von Weimar warb, daß sich Karl August 
unter so vielen preußischen Generalen bewegte, denen auch Goethe 
weder menschliche Tüchtigkeit noch Wucht der Erscheinung ab- 
sprechen konnte), das war es, was den Minister und Freund wurmte; 
drohte es doch alles zu zerstören, um was er sich seit Monaten mühte. 


M) So vermutet Düntzer, Goethes Tagebücher 1776—82. Leipzig 1889 S, 65. Die 
Eintragung 3. Febr. 1777; III 1, 32, 

®) An Merck, W., 5. Aug. 1778; IV 3, 239. Die obige Deutung bei Otto Pniower, 
Goethe in Berlin und Potsdam, Verein f. Gesch, Berlins 1925. 

%) An Merck, W., 5. Aug. 1778; IV 3, 239. 

“ An Frau von Stein, Berlin, 17. Mai 1779; IV 3, 225. 

®) An Merck, W., 5. Aug. 1778; IV 3, 240, 

#) Unter den Generals und Offiziers ist manch tüchtig und stattlicher Mann ... 
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Denn so und nicht anders bereitete ein großer Staat den Anschluß 
des kleinen an seine Politik vor. Die Erinnerung an den größeres 
Ahnen und dessen Kriegsruhm zumal hatte den unmittelbaren 
Zweck, den Ehrgeiz des nachgeborenen Fürsten zu wecken un 
ihn im preußischen Interesse zu nutzen, wie dies Friedrich selby 
wenige Monate später noch einmal versuchte, auch da unter Ar 
rufung Bernhards von Weimar‘). Deswegen saß der Minister Goethe 
schweigsam am Tische, deswegen vielleicht setzte auch der Herzog 
ein unfreundliches Gesicht auf, mußte er sich doch nach dem Vor. 
angegangenen darüber klar sein, daß er im besten Zuge war, sic 
zu kompromittieren. 

Zum Glück blieben diese Befürchtungen gegenstandslos. Es gibt 
kein Zeugnis, aus dem sich schließen ließe, daß die Incognitoreis 
des Herzogs anderwärts bekannt geworden wäre und Verdacht er. 
regt hätte. Auf Carl August muß der Besuch in der Hauptstadt eine 
wirklichen Militärstaates auch ganz im Sinne Goethes, d.h,ab 
schreckend, gewirkt haben, denn dieser konnte zwei Tage nach der 
Hoftafel beim Prinzen Heinrich beruhigt feststellen: 


den Wert, den dieses Abenteuer für mich, für uns alle hat, nenne ich nich 
mit Namen?). 


Es ging also 
alles nach Wunsch?). 


Als Mensch fühlte sich Goethe in Berlin eingeengt, nur äußerlich 
angeregt, als Dramatiker glaubte er durch die Berührung mit Met- 
schen, die ihm bisher fremd geblieben waren, gelernt zu haben, & 
Politiker konnte er aufatmen: Der Herzog nahm nicht die geringste 
politische Verpflichtung mit und fühlte sich durch das Berliner 
Treiben doch wohl eher abgestoßen als angezogen. 
Die Rückfahrt führte die Reisenden durch einen Teil der af 
marschierenden preußischen Armee. 
Wir sind nun mitten im Soldatenwesen und haben gestern wieder ein schön 
Manoever bei Aken gesehen. Es ist sehr hübsch, so viel neue Mensches 
und von einer eigenen Art zu sehen). 


Ungestört von den Verpflichtungen einer Hoftafel lernten sie hier 
einen bezeichnenden Teil des preußischen Militäradels kennen. 


1) Friedrich an Carl August, Breslau, 2. Febr. 1779; Pol. Corr. 42, 303 = Tümmler 
Nr. 6, 64, 
2) An Frau von Stein, Berlin, 19. Mai 1778; IV 3, 225. 
®) An Frau von Stein, Dessau, 24. Mai 1778; IV 3, 225, 
)An Frau von Stein, Dessau, 28. Mai 1778; IV 3, 226.7. 
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Doch werden Goethes Scharfblick wie dem des Herzogs die schweren 
Schattenseiten des preußischen Militärsystems nicht entgangen sein. 
Als Carl August wenige Jahre später sächsische Truppen zu sehen 
bekam, bekannte er jedenfalls, es sei dies 
doch eigentlich die einzige Nationalarmee in Teutschland; alle anderen 
(also vor allem die preußische und die österreichische) sind zusammen- 
geraffte oder gestohlene Fremde'). 


Was er hier an der sächsischen lobend hervorhob, durfte er wohl 
seiner weimarischen zusprechen, die er nach seinen preußischen Er- 
fihrungen wiedersah, denn auch sie bestand nur aus Landeskindern. 

Die Armee auf dem Marsche, so wie ersie bei Aken gesehen hatte, 
kehrt in Goethes Dichtung erst 1784 wieder, in „Meisters theatra- 
lscher Sendung“; aber irren wir nicht, so mag die Atmosphäre, 
dieer nun zwei Wochen geatmet hatte, ihn dazu angeregt haben, 
den Egmont wieder aufzunehmen und die Darstellung des spani- 
schen Druckes aus seinen Erfahrungen mit dem preußischen Wesen 
mbereichern. Die Szene zwischen Alba und seinem Sohne ist jeden- 
falls wenige Monate nachher entstanden?). 

Inzwischen war die Quelle des Krieges wirklich übergesprudelt, 
und die beiden Heere bewegten sich zu den großen Demonstrationen, 
die den Namen des Bayerischen Erbfolgekrieges tragen. Diese Span- 
mung lastete das ganze Jahr 1778 hindurch bis weit ins neue auf allen 
Weimarischen Beziehungen und gab auch sonst harmlosen Aus- 
einandersetzungen einen schärferen Zug, konnte doch alles, was 
man in Weimar tat oder unterließ, zur Ausdehnung des Krieges 
auf das eigene friedliche Land führen. 

So gewinnt es seine besondere Bedeutung, daß der Herzog Goethe 
die Kriegskommission zu Neujahr 1779 anvertraute. Sicher leitete 
ihn der Wunsch, erst einmal Ordnung in Geschäfte zu bringen, die 
imam Herzen lagen; zugleich kann ihm nicht verborgen geblieben 
sein, daß er seine Militärverwaltung einem Menschenfreunde, nicht 
aber einem Freunde der Soldaten übertrug, einem Manne, der kurz 
darauf mit Plänen der Reduzierung des Militärs hervortrat. Wenn 
Goethe gerade in der Sorge vor den politischen Folgerungen in 
einer Kriegszeit die soldatischen Neigungen des Herzogs als 

militärische Makaronis?) 
bezeichnete, so wird er in den verschiedenen Auseinandersetzungen 


) Belvedere, 17. Juni 1781; Briefe an Joh, Heinr. Merck 1838 S. 189. 

%) Tgb. Dez. 1778: Schrieb einige Szenen am Egmont; 5. Dez.: Alba und Sohn 
I 1,72, 

°) Tgb. zum 1. Febr. 1779; III 1, 79. 
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mit seinem Fürsten, von denen das Tagebuch spricht, nicht ver- 
schwiegen haben, daß eine Armee, und wäre sie auch noch so klein, 
für einen Herzog von Weimar dasselbe bedeutete wie für den Stutzer 
sein modischer Anzug, denn das ist der eigentliche Sinn der song 
unverständlichen Worte'). 

Als Goethe die verärgerte Notiz machte, war die ernste Frage be- 
reits an das Land herangetreten. Der preußische Generalmajor Moel- 
lendorff hatte verlangt, man solle ihm gestatten, junge Einwohner 
für sein Regiment zu werben. Die Weimarische Regierung hatte 
zwar sofort Einspruch erhoben; trotzdem erschienen zwei preu- 
ßische Leutenants mit einer Abteilung Husaren im \Weimarischen 
und gaben den Anträgen Nachdruck. Angeblich suchten sie nach 
Deserteuren, die dorthin geflüchtet wären; in Wirklichkeit nahmen 
sie ein paar andere Einwohner mit. Es läßt sich denken, welche Auf- 
regung sich der Bevölkerung bemächtigte, die zusehen mußte, wie 
ihre junge Mannschaft in den verhaßten preußischen Heeresdienst 
gezwungen wurde. Sogleich erhielt der Minister Fritsch den Auf- 
trag, ein Handschreiben des Herzogs an Friedrich aufzusetzen, in 
dem er um Einstellung der Maßnahmen bat”). Wir wissen nicht, ob 
eine Sitzung des Conseils vorangegangen ist. Jedenfalls war sich 
jedes Mitglied des Geheimen Rates, auch Goethe, klar, daß man vor 
der Entscheidung stand, ob man den Preußen nachgab, sich der 
scheinbaren Freiwilligkeit wegen dem Kaiser gegenüber hoffnungslos 
kompromittierte, die junge Mannschaft für fremde Ziele opferte, 
oder ob man Widerstand leistete und sich in seiner Ohnmacht 
schlimmeren Zwangsmaßnahmen aussetzte. Betrübt notierte Goethe: 


Zwischen zwei Übeln ın wehrlosem Zustand. Wir haben noch einige 
Steine zu ziehen, dann sind wir matt. Den Kurier an den König; in 
dessen Erwartung Frist... Wenig auf dem Eis ...?). 


Was er befürchtete, trat schnell ein. Die mächtige Hand griff wirk- 
lich auf das Brett, um Weimar mattzusetzen. Der König lehnte die 
Beschwerde ab. Er berief sich auf die größere Vergangenheit des 
ernestinischen Hauses, auf Joachim Friedrich und Herzog Bernhard, 
um die Rekrutierung als einen Beitrag zu einem Kriege zu fordern, 
den er im Interesse aller Reichsfürsten gegen dieÜbergriffe desKaises 
durchfechte. Nur der Stein, mit dem Friedrich das Matt sofort hätte 
vollziehen können, befand sich nicht mehr auf seinem Felde; Moellen- 
dorf war mit seinem Korps in Richtung auf Böhmen abgerückt, wie 


1) Zu Makaroni: Albert Leitzmann, )b. G.-Ges. 15, 1930, 301.2. 
®) Carl August an Friedrich d. Gr., W., 25. Jan. 1779; Tümmler 5, 621. 
3) Tgb. 24/5. Jan. 1779; 111 1, 78, 
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die Weimarer mit einer Erleichterung feststellten, die nur durch die 
Besorgnis gemindert wurde, daß er jederzeit zurückkehren oder 
durch andere Truppen ersetzt werden könne. 

Unter dem Druck des königlichen Briefes berief Carl August sein 
Conseil zusammen. Der Sitzung präsidierte er selbst; Fritsch, 
Schnauß, Goethe waren als stimmberechtigte Mitglieder anwesend, 
Schmidt führte das Protokoll‘). Der Wissenschaft ist diese Nieder- 
schrift erst durch neueste Veröffentlichungen bekannt gemacht 
worden. Bis dahin hielt man sich einseitig an die undatierte Denk- 
schrift Goethes, die Tümmler als eine für den Herzog bestimmte 
Zusammenfassung der Meinungen erkannt hat, welche in der Sitzung 
laut geworden waren?). Im ganzen folgt Goethe hier den Ausführun- 
gen des Conseilältesten Fritsch, der sich breit über die Gefahren 
ausließ, die Weimar drohten, wenn man nachgab, Werbungen zuließ 
oder gar selbst Rekruten aushob und Preußen zur Verfügung stellte. 
Des weiteren wies Fritsch und ihm folgend Goethe die anderen Ge- 
fahren auf, die mit der Weigerung gegen einen übermächtigen Nach- 
barn notwendig verbunden waren. In diesem Zusammenhang be- 
sprach Goethe, ohne den Namen zu nennen, auch den Vorschlag, 
den Schnauß gleich nach Fritschens Rede gemacht hatte, nämlich 
selbst Rekruten zu stellen, wie dies Anhalt bereits getan habe, um 
diefremden Eingriffe in Weimarsches Gebiet zu vermeiden. In seiner 
Niederschrift gibt Goethe darauf gleich die Antwort, die in der 
Sitzung vom Herzog selbst gekommen war; es sei doch nicht aus- 
gemacht, daß sich die Preußen mit einer Rekrutenlieferung begnüg- 
ten — solange der Krieg dauere, würden sie mindestens alle Jahre 
neue fordern. Was das Protokoll Goethe selbst sagen läßt, diente 
ihm in der Niederschrift dazu, Fritschens Entweder-Oder, das doch 
eigentlich ein Weder-Noch sein sollte, zu unterstreichen. Welchen 
Entschluß man auch fasse, es komme darauf an, die Folgen zu durch- 
denken und sie mit Geduld und Standhaftigkeit zu erwarten. 

In der Forschung hat die Niederschrift Goethes”) schon viel Staub 
aufgewirbelt. Sie enthält nämlich den Vorschlag, einer ganzen Reihe 
von deutschen Höfen, den ernestinischen Nachbarn, vor allem den 
Gothaern, weiter dem Kurfürsten von Hannover und dem Kur- 
erzkanzler, dem Erzbischof von Mainz, die Bedrängnisse zu schil- 





#4 Dat. 9. u. 10. Febr. 1779; Staatsarchiv Weimar H 1556; vgl. Tümmiler $. 65 
1, 
%) In einem Aufsatz „Das politische Gutachten Goethes aus der Zeit des Bayerischen 
krieges‘‘, der zu Ende des Krieges nicht mehr erscheinen konnte, mir aber 
dankenswerterweise zur Einsichtnahme überlassen wurde. 
®) Wortlaut bei Tümmier 7, 65—69, 






























































312 Hans Haussherr 





dern, sie daran zu erinnern, daß auch andere Reichsfürsten einm| 
ähnlichen Forderungen ausgesetzt sein könnten und sie zu einem 
Bündnis aufzufordern. Jeder einzelne Reichsfürst könne mit gam 
anderer Aussicht auf Erfolg einer Großmacht trotzen, wenn er Ver. 
bündete hinter sich wisse. Aus der augenblicklichen Not — 
folgert Goethe in seiner Denkschrift — solle also eine Verbindung 
entstehen, die für die Zukunft Bestand habe. Es bleiben dies auc, 
dann denkwürdige Worte, wenn man die Behauptungen des ersten 
Bearbeiters Ottokar Lorenz ablehnt, der hier den Ursprung de 
Fürstenbundes erblicken wollte, den Friedrich der Große 1785 ins 
Leben rief‘). Dem haben sogleich Bailleu, dann Düntzer heftig 
widersprochen. Sie wiesen nach, wie oberflächlich Lorenz gearbeitet 
hatte; weniger gingen sie auf die Tatsache ein, daß zwischen dem 
gegen Preußen gerichteten Einfall Goethes und dem im preußischen 
Interesse begründeten Bund von 1785 doch ein gewaltiger Unter- 
schied besteht. Sie wiesen nach, daß Lorenz weder in die Weimarer 
noch in die Berliner Akten Einsicht genommen hatte, und betonten, 
daß der Fürstenbundsgedanke selbst gar nicht von Goethe stammen 
könne?). Es gäbe vielmehr einen wirklichen Politiker, den badischen 
Minister Wilhelm von Edelsheim, der sich nach Ausweis der Goethe- 
schen Tagebücher im März 1778, gerade als der Krieg drohend 
heraufzog, als Gast des Herzogs in Weimar aufgehalten und als der 
ältere Staatsmann die Gedanken über einen Bund deutscher Fürsten 
entwickelt habe, die Goethe dann nur zu wiederholen brauchte‘), 
Schon als Ottokar Lorenz schrieb, konnte man wissen, daß Edel- 
heim seit 1783 die Seele der Pläne war, die auf eine Verbindung 
deutscher Kleinfürsten abzielten. Inzwischen ist uns aber der gam 
freundschaftliche Briefwechsel vorgelegt worden, den Edelsheim mit 
Carl August — nicht mit Goethe — seit Anfang 1777 in ziemlich 
dichter Folge führte*). Und in allen diesen Briefen — sie sind während 
des Krieges besonders zahlreich — macht Edelsheim nicht den 
leisesten Versuch, den befreundeten Herzog für eine solche Verbin- 
dung zu werben, verspürt man von ähnlichen Gedanken nicht einen 
Hauch. Um Goethe nicht als einen Politiker erscheinen zu lassen, 
= 


1) Ottokar Lorenz, Goethes politische Lehrjahre, Berlin 1893, 

2) Paul Bailleu, Carl August, Goethe und der Fürstenbund, HZ. 73, 1894, 14-32. 
Heinrich Düntzer, Goethe, Carl August und Ottokar Lorenz, Dresden 1895. 

3) Auf Edelsheim führt noch Tümmier den Fürstenbundsgedanken bei Goethe 
zurück; vgl. seine Einleitung S.5. 

4) Dorothea Sautter, Wilhelm von Edelsheim an Carl August von Weimar. Unver- 
öffentlichte Freundesbriefe, Neue Heidelberger Jbb. 1937, 78—119. Vgl. Sautter, 
Wilhelm von Edelsheim und die badische Fürstenbundspolitik. Phil. Diss. Heidelberg 
1938. 
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der einen neuen Gedanken in die Welt gesetzt hätte, hat man das, 
yıs Edelsheim erst Jahre später vertrat, schon damals von ihm 
wregen lassen und dabei wahrscheinlich das Bild des badischen 
Ministers mit dem seines Bruders zusammengeschoben, der als 
fiedrichs Beauftragter wirklich eine Verbindung kleiner Staaten 
munsten Preußens in die Wege zu leiten suchte. Es ist daher kein 
‚Ausweg: man muß den Weimarern wohl schon die Ehre lassen, 
einen so fruchtbaren Gedanken in der Krise des Bayerischen Erb- 
folgekrieges, so weit wir jetzt sehen, zuesst ausgesprochen zu haben. 
Den Weimarern, nicht Goethel Denn das hat Tümmler unwider- 
legbar gezeigt, daß die Worte in Goethes Denkschrift nichts weiter 
as eine Wiederholung dessen darstellen, was nach Ausweis des 
Protokolls eben im Conseil zur Sprache gekommen war. Leider 
schweigt es sich darüber aus, wer den Gedanken in die Verhandlung 
geworfen hat; er ist nur als Kundgebung des „Geheimen Con- 
siliums‘ von der „Senerissimi‘‘ abgesetzt. Schnauß als der in Außen- 
fiagen unerfahrenste und zaghafteste scheidet wohl aus. Wer aber 
etwas so Neues dem jüngsten, genialischen Mitglied des Kollegiums 
zuschreiben möchte, den macht wieder eine Wendung bedenklich, 
die in der Goetheschen Niederschrift nicht vorkommt, daß man 
nämlich 


während des jetzigen Krieges gleichsam eine Parti mitoyen formierte, 


ein Wort, das die Erfahrungen des Siebenjährigen Krieges voraus- 
setzen scheint, die wohl Fritsch und Schnauß, aber nicht Goethe 
m Gebote standen. 


Immerhin war es der Gedanke, den der Herzog gerne aufgriff, 
weil er allein eine Möglichkeit zu geben schien, die preußischen 
Wünsche unerfüllt zu lassen. Anstatt einer bejahenden Antwort an 
den König ließ er vielmehr von Fritsch Schreiben nach Gotha und 
mch Hannover aufsetzen, die zu einer Verständigung über gemein- 
samen Widerstand aufforderten. Wenn Moellendorf jedoch mit 
seinen Forderungen wiederkäme, wollte der Herzog die Werbungen 
gestatten, sie aber durch eine Abrede mit dem General einschränken, 
damit sie nicht zu lästig fielen‘). Schließlich kamen die Weimarischen 
Lande ungeschoren davon; das verdankten sie aber nicht dem Ein- 
teten der aufgerufenen Staaten — diese wollten vielmehr sich zu 
nichts verpflichten — sondern dem Friedensschluß, der wenige 
Wochen später aller Not ein Ende machte. 


!) In dieser Form Carl August an Ernst von Gotha, W., 23. Febr. 1779; Tümmler 
10, 72 gemäß dem Protokoll vom 10. Febr. 1779. 
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Noch bevor sich die Tore des Janustempels schlossen, keine drei 
Wochen nach jener aufregenden Geheimratssitzung, ging Goethe 
als Leiter der Kriegskommission auf die Reise nach Dornburg, 
Apolda und Ilmenau, die in seiner Biographie eine so bedeutende 
Rolle spielt, weil auf ihr ein großer Teil der Iphigenie entstand. Der 
Anlaß dieser Fahrt war nicht eigentlich die Notlage der Apoldaer 
Strumpfwirker, deren Waren in den Kriegswirren liegen blieben, 
sondern die Aushebung von Rekruten. Die junge Mannschaft, die 
in Goethes Beisein ausgehoben wurde, sollte dem eigenen Fürsten 
dienen. Aber die Preußen brauchten ihre Forderungen nur energi- 
scher zu wiederholen, dann arbeitete Goethe landauf, landab für 
einen fremden Herrn. Diese Vorstellung mag der Ironie, mit der er 
das Geschäft behandelte, einen bitteren Beiklang gegeben haben; 
zeigt doch auch die Zeichnung, die er während der Apoldaer Aus- 
hebungen aufs Papier warf, wie ein Rekrut durch eine Tür mit der 
Inschrift „Tor des Ruhmes“ geführt wird, — der Kranz darüber 
aber umschloß einen Galgen!)! 
















Es lag Goethe fern, aus Erfahrungen mit Forderungen, aus denen 
so leicht bitterer Ernst hätte werden können, zu folgern, daß der 
Herzog seine Wehrkraft verstärken müsse, wie dies jeder andere 
Kriegsminister getan hätte. Dazu war er sich zu klar bewußt, daß 
Weimar bewaffnet ebenso wie unbewaffnet jeder Großmacht, die es 
darauf absah, ausgeliefert war. Er zog daher die umgekehrte Folge- 
rung aus dem Friedenszustand: im Juli 1779 notierte er bereits: 


dunkler Plan der Red(uzierung) des Mil(itärs) ...?). 












Gleich dahinter stehen die Worte: 
Hoffnung, den gew. bald los zu werden ...?). 





Alle Ausleger haben die Abkürzung in „den Gewaltigen“ ergänzt 
und mit vollem Recht auf Friedrich den Großen bezogen. Aber der 
Friede war seit Monaten geschlossen, die preußischen Regimenter 
demobilisiert; das große Aufatmen der kleinen Staaten lag lange 
zurück. Nicht dem kann die Hoffnung Goethes gelten; wer den 
Wortlaut unbefangen liest, kann die Äußerung nur so verstehe, 
daß er den zu erwartenden Tod des Königs als einen Gewinn be 
trachtete. Wir wüßten nicht, daß Friedrich um diese Zeit krank 
gewesen wäre; trotzdem kann ein solches Gerücht, das freilich aus 
keiner anderen Quelle zu belegen ist, nach Weimar gedrungen self, 



















1) Goethes Zeichnung, Apolda, 5. oder 6. März 1779; Schr. G.-Ges. 10, 1895, BL8, 
®%) und ®) Tgb. 10. Juli 1779; III 1, 86. 
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Wie dem auch sei, — so tief hatten die Erfahrungen mit Preußen 
wirkt, daß Goethe jetzt auf das Sterben des Mannes hoffte, dessen 
Siege ihn als Knaben hell begeistert hatten! 

Die politische Ruhe der folgenden Monate nutzten Carl August 
und Goethe zu der Geniereise in die Schweiz. Fels und Eis lockten 
sieebenso wie die wohlhäbigen Städte, deren eine, das mächtige Bern, 
eben das Geld dargeliehen hatte, mit dem die Weimarischen Kammer- 
finanzen wieder flott gemacht worden waren. Der Vergleich mit 
Berlin, das sie das Jahr zuvor gesehen hatten, drängte sich von 
selbst auf. Der Reichsstädter Goethe fühlte sich von der 


bürgerlichen Gleichheit, ... Egalität und Reinlichkeit 


Berns wohltuend berührt; er fühlte, 
daß nichts leere Dekoration oder Durchschnitt des Despotismus ist!). 


Mit der Unterscheidung einer Bürgerlichen Gleichheit, die Selb- 
ständiges hervorbringt und sich den bloß durchschnittlichen Erzeug- 
nissen einer absoluten Monarchie überlegen zeigt, erklingt zum 
esten Male ein Ton, der noch fortschwingen sollte: die Ablehnung 
eines Despotismus, als dessen Träger er für Deutschland die großen 
Staaten, hier Preußen und später auch Österreich anklagte. 

Die einzige politische Unternehmung, die immerhin imstande 
gewesen wäre, die Lande Carl Augusts zu erweitern, war 1780/82 
der Versuch, Ansprüche auf die Herrschaft Jever im Oldenburgischen 
zuetheben. Hier störten keine Absichten Preußens oder Österreichs, 
sondern solche der großen Zarin Katharina. Goethe hat zwar an 
den Arbeiten des Geheimen Rates in dieser Frage teilgenommen — 
wenigstens finden sich in den Akten Randsignen von ihm aus dem 
Jahre 1780 — aber er behandelte sie mit Humor, wie aus einer 
undatierten Notiz für Carl August hervorgeht: 


O du armes Jevern, warum bist du nicht mit Verlust eines Beines und 
Armes oder Auges zu holen! So werden wir nichts kriegen ...?). 


Carl August bekam keine Gelegenheit, sich in dieser Sache anders 
als durch Schreiben an seinen früheren Lehrer Görtz einzusetzen, 
der inzwischen preußischer Gesandter in Rußland geworden war. 
Die Bemühungen verliefen im Sande, wie Goethe dies ahnte; sie 
kamen jedenfalls über Weimarische Denkschriften, Rechtsgutachten 
und Bittbriefe nicht hinaus. 


) An Frau von Stein, Lauterbrunn, 9. Okt. 1779; IV 4, 76. 
% 0,D. (Winter 1780/81); Briefwechsel des Herzogs-Großherzogs Carl August mit 
Qethe, hrsg. Hans Wahl I 22, vgl, Anm, 5 $. 359.60, 
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Die äußere Ungestörtheit von der zweiten Hälfte des Jahres 1 
bis etwa 1783 gab Goethe nicht die innere Ruhe, die zu größe 
Schöpfungen gehört hätte. Es war die Zeit, in der sich die Am 
häuften und sich zu den Geschäften der Kriegskommission noch& 
der Kammer hinzuzugesellen begannen. Die erste Fassung & 
Iphigenie war fertig geworden, Egmont blieb wieder liegen, und 
neue Gedanke — Tasso — wurde doch erst sehr langsam Gesuk 
Das kleine Werk aber, das abgeschlossen und im Sommer 17a 
Ettersburg gespielt wurde, die übermütig hingeworfenen „Vögel 
deuteten unmißverständlich auf die politischen Ereignisse des Vor. 
jahres. Wenn Treuefreund vom Adler sagt: 


Schwarz, die Krone auf dem Haupt, sperrt er seinen Schnabel auseinande 
streckt eine rote Zunge heraus und zeigt ein Paar immer bereitwillig 
Krallen ... Es wird niemandem recht wohl, der ihn ansiehet. — Und 
soll ich von dem zweiköpfigen sagen ? | 


und die Vögel antworten: 


Wir wollten ‚Ihr tätet dem Adler weniger Ehre an; wir können ihn selbe 
wohl nicht leiden, 
so zeichnete Goethe Preußen durch ein bestimmteres Urteil aus, ohm 
doch Österreich davon auszunehmen. 

Der Tod Maria Theresias wenige Monate nach der Aufführung de 
„Vögel“, die ersten Maßnahmen des neuen Herrschers lenkten da 
Blick wieder mehr auf Österreich, das den Weimarern während ds 
Krieges nicht nahe getreten war und das in den Vögeln nur nebe 
Preußen, unter der gleichen Verdammnis freilich, genannt worden 
war. Was doch auch Goethe an der antikirchlichen Politik Josephill, 
die auf den Grundsätzen des strengen Rationalismus beruhte, weil 
genehm war, drückt Carl August lebhafter aus als er, denn diese 
meint in einem freundschaftlichen Brief an Merck: 

verführe der liebe Gott so finanzialisch scharf mit uns, die großen Her, 
... die eigentlich durch die Umstände bloß genießen, übel dabei wg 
kämen ... Wenn ich Untertan wäre, so zitterte ich, wenn meine Her- 
schaft so vor mich sorgte, denn ich würde fürchten, daß ich das Gel 
was ich an der Reinheit meines Glaubens ersparte, widerum zu der Reinheit 
der Flintenriemen und der Montierungen der Armee, welche vor mein 
Glauben und Vaterland streiten soll, beitragen müßte ...?). 
Was der Herzog in konkreter Anschaulichkeit hinwirft, drückt sei 
Freund um dieselbe Zeit allgemeiner und tiefer aus, wobei er det 
Eindruck, den Joseph auf ihn macht, mit der Wirkung, die vo 
Friedrich ausgeht, verbindet: 


1) Carl August an Merck, Belvedere, 17. Juni 1781; Briefe an und von Merck hng 
Wagner, Darmstadt 1838 S. 190, 
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Wenn ich vom alten König höre, ist mirs, als wenn mich der Prediger 
auf einen hohen Berg führte und mich dort einen Trauerblick auf die 
Menschen und ihre Herrlichkeit tun ließe. Dem Kaiser gönn ich allen 
Segen. Gib acht! Gib acht! Sein Kopf steht gut. Irr ich nicht sehr, so 
fehlts am Herzen, das zum großen Menschen, zur Tat wie zum Kunstwerk 
unentbehrlich und durch Vernunft nicht zu ersetzen ist!). 


Tefender war Josephs Stärke und seine Schwäche nicht zu kenn- 
zeichnen. Auch die Bemerkung über Friedrich wird man kaum für 
enLob halten dürfen. Es ist doch ein Trauerblick, der von ihm auf 
dieMenschen und ihre Herrlichkeit fällt, und der hohe Berg erinnert 
mehr an den Versucher als an den Gottgesandten. Unterstreicht 


doch Goethe in dem gleichen Brief die Ansicht Lavaters, 
daß der Mensch Gott und Satan, Himmel und Erde alles in Einem sei. 

Es war die Zeit, in der Goethe an einer Antwort auf Friedrichs 
Schrift über die deutsche Literatur arbeitete, einen Gedanken, den 
erenst, und dann wahrscheinlich sehr gern aufgab, als der verehrte 
Nöser als Verteidiger der neuen Dichtung aufgetreten war. Bekannt 
it, daß Goethe den König, der ihn so schlecht behandelt hatte, in 
seinem Dankbrief an Mösers Tochter beinahe verteidigte: 

Ein Vielgewaltiger, der Menschen zu Tausenden mit einem eisernen 
Szepter führt, muß die Produktion eines ungezogenen Knaben unerträglich 
finden, ...?). 
Nur muß der Leser zwischen den Zeilen lesen; in Goethes Mund 
war das eiserne Szepter kein Gegenstand unbedingter Anerkennung. 
Wie er es meinte, schreibt er offener dem Freunde Merck. Da führt 
es, daß die Menschen geneigt seien, den Täter großer Dinge ohne 
weiteres auch für 
fein hoch und wohlgebildet 


zuhalten, ihm 
Reinheit, Klarheit und Richtigkeit des Verstandes zuzuschreiben, ... ihn 
ohne Vorurteile, unterrichtet und gerecht zu denken. 


Friedrich dagegen 
wie er in seinem verschabten blauen Rock und mit seiner bucklichten 
Gestalt große Taten getan hat, so hat er auch mit einer eigensinnigen, 
voreingenommenen, unreflektierlichen Vorstellungsart die Welthändel 
nach seinem Sinne gezwungen?). 


}) An Lavater, 9. April 1781; IV 5, 109. 
%) An Jenny von Voigts, W., 21. Juni 1781; IV 5, 145. 
%) An Merck, 14. Nov. 1781; IV 5, 221. 
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Eigensinnig, voreingenommen, unreflektierlich, das waren bei aller 
Anerkennung der politischen Größe doch vernichtende Urteile über 
den Menschen Friedrich. Keineswegs eine verärgerte Aufwall 
die mit der Entfernung von ihrem unmittelbaren Anlaß dahinschwand: 
hier sprach sich vielmehr aus, was sein Urteil lange Jahre bestimmte, 

Anfang 1784 lernte er Gleims eben erschienene „Reisegespri- 
che des Königs im Jahre 1779“ kennen, unter andern die bekannte 
Unterredung mit dem Fehrbelliner Oberamtmann Fromme, einem 
Neffen des Herausgebers. Dabei fiel Goethe gleich ein Gespräch ein, 
das Herder vor kurzem im „Teutschen Merkur“ mitgeteilt hatte, 
Der Preußenkönig, so fand Goethe, habe 


eine unglaubliche Ähnlichkeit!) 


mit dem Aschantihäuptling Opokku, der in seinem lächerlichen, 
kulturlosen Größenwahn nach der Niederwerfung eines Gegner 
bestätigt fand, daß es nur einen großen Mann in der Welt geben 
dürfe, und sich von dem dänischen Abgesandten Noy, den er beharr- 
lich mit Herr Junge titulierte, versichern ließ, daß seinesgleichen 
nirgends zu finden sei. 

Wenig später empfing Goethe aus den Händen der ihm gewogenen 
Gothaischen Oberhofmeisterin die „Me&moires pour servir & 1 ’histoire 
de Mr. de Voltaire“, anscheinend noch ein handschriftliches Exem- 


plar. Es war die Schilderung, die Voltaire von seinem Leben am 
preußischen Hofe verfaßt und in der er so viel Bosheiten gesammelt 
hatte, daß selbst er vorzog, sie der Öffentlichkeit nicht zu übergeben. 
Erst nach seinem Tode, in dem Jahr, in dem Goethe sie las, war sie 
nach einem geretteten Stück von Beaumarchais gedruckt worden. 
Goethe fand, es sei 


das Muster aller Schandschriften?), 


aber nicht, weil er die Unwahrheiten und halben Wahrheiten neben 
vielem Richtigen erkannt und abgelehnt hätte. 


Uns andern, die zum Erbteil keine politische Macht erhalten haben, ... ist 
nichts willkommener als was die Gewalt des Geistes ausbreitet und be- 


festigt?). 
Das war der Gesichtspunkt, unter dem er die M&moires las: die Ge- 
walt des Geistes schien hier einen sichtbaren Sieg über die politische 


1) An Frau von Stein, 15. Febr. 1784; IV 6, 242. Vgl. Herder, SW. ed. Suphan 
15, 140. 

2) An Herders, Eisenach, 20. Juni 1784; IV 6, 309. Die Schrift Voltaire, Oeuvres, 
ed. Moland I. Sie erschien im gleichen Jahr 1784 deutsch unter dem Titel „Das Privat- 
leben des Königs von Preußen‘‘ ohne Druckort. 

3) An Frau von Stein, Eisenach, 17. Juni 1784; IV 6, 303. 
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Macht davongetragen zu haben, und er sah es gern, daß der Preußen- 
könig auf der Strecke blieb. Mit Schadenfreude geradezu dachte 
Goethe an das Aufsehen, das das Buch erregen würde, und an die 
wirkungslosen Versuche, die 

der alte Löwe 
mch seinen Berichten mache, das Werk in Paris zu unterdrücken. 
Gem gab er es an Frau von Stein und an Herders weiter: 


Wenn der Welt über Könige und Fürsten die Augen aufgehen könnten 
und sollten, so wären diese Blätter wieder eine köstliche Salbe, 


Jedoch, der Welt können und sollen die Augen nicht aufgehen: 


man wird sie lesen wie eine Satire über die Weiber und ihnen wieder zu 
Füßen fallen!). 

Der Eindruck, den er aus dem Werk Voltaires empfangen hatte, 
wurde vier Wochen darauf durch einen Besuch des Prinzen Heinrich 
vertieft, der seinem königlichen Bruder so kritisch gegenüberstand 
und sich gewöhnlich nicht scheute, dies nach außen kundzugeben. 
Es war in Eisenach, wo sich der Herzog und Goethe zu Verhand- 
lungen mit dem ständischen Ausschuß geraume Zeit aufhielten. Seit 
langem arbeitete der Dichter an Wilhelm Meister. Zur Zeit hatte 
er das 5. Buch der Theatralischen Sendung unter den Händen, und 


der 
fürstliche Held?), 


der dort auftritt, ist nach Goethes eigenem Geständnis der Bruder 
Friedrichs des Großen, der bei den Edelleuten, die er mit seinem 
Besuche beehrte, eine ähnlich freudige Aufregung verursachte, wie 
dies im Roman geschildert wird. Das sind die 


Beiträge zu meinem 5. Teil im Fluge geschossen?). 


Das Heer auf dem Marsche, dem der fürstliche Held voranschreitet, 
mußte Goethe freilich aus älteren Erinnerungen schildern, nach der 
Mobilmachung, die er auf der Berliner Reise gesehen hatte. Jetzt 
teiste der Prinz mit kleinem Gefolge in einem Incognito, das ihn von 
den drückendsten offiziellen Verpflichtungen entband, auf der ganzen 
Reise bis nach Paris aber niemand hinderte, ihn als den zu feiern, der 
erwat. Heinrich verfolgte politische Absichten; er wollte Frankreich 
für die neue preußische Politik gewinnen, und er versuchte, auch auf 
die kleineren deutschen Höfe zu wirken, obwohl er sie im Grunde 


) An Frau von Stein, Gotha, 5. Juni 1784; IV 6, 285. 
%) Vc.8, ed. Maync S. 317. 
®) An Frau von Stein, Eisenach, 9. Juli 1784; IV 6, 325. 
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noch mehr verachtete als sein königlicher Bruder. Es gibt keinen 
Bericht, was er an politischen Dingen mit Carl August und wahr. 
scheinlich auch mit Goethe besprochen hat; es wird nichts anderes 
gewesen sein als das, was er auf der Weiterreise dem badischen 
Minister Edelsheim anvertraute. Dort betonte er, daß er den Kıi 
zwischen Preußen und Österreich für ganz unvermeidlich haltet), 
eine Aussicht, die Goethe gewiß erschreckt hat, wenn er sich vor- 
stellen mußte, daß es diesmal weniger glimpflich ablaufen würde ak 
im „Kartoffelkrieg‘, weil sich sein Herzog bereit machte, eine ent- 
schiedenere politische Stellung zu beziehen und auf Neutralität nicht 
zu hoffen war. Diesem Zusammenhang müssen wir uns nun zı- 
wenden. 

Als Goethe zur Schneeschmelze des Jahres 1784 an die Saale eilte, 
um die Notstandsarbeiten bei der Überflutung zu leiten, schrieb er 
der Freundin: 

Der guten Stadt Jena geht es wie dem Römischen Reich; man sieht nicht 
eher, wie elend die Konstitution ist, als wenn Not an den Mann geht‘), 


Mit solchem Urteil über die Reichsverfassung stand Goethe nicht 
allein; was er als alter Reichsstädter mit einem Unterton des Be- 
dauerns bemerkt, hatte Friedrich einmal dazu geführt, in seinen 
Kriegen mit der Kaiserin-Königin gewaltige Schläge gegen die ab- 


sterbende Welt des Reiches zu richten. Auch Joseph war von der 
gleichen Überzeugung erfüllt. Aber er war der Kaiser, dem Reiche 
in ganz anderer Weise verpflichtet als Preußen, das im Gegensatz 
zu den ehrwürdigen Traditionen emporgekommen war. Bisher hatte 
sich die habsburgische Politik gegenüber dem jüngeren Nebenbuhler 
auf die kleinen Fürsten, besonders auf die geistlichen gestützt und 
diese daran gewöhnt, in ihr den Hort ihrer Selbständigkeit zu ver- 
ehren. Jetzt legte der Kaiser sichtlich keinen Wert mehr auf sie, Er 
verletzte die Formen, wenn er etwa Belehnungen in ungarischer 
Husarenuniform stehend herunterlas, anstatt die Lehnsträger in 
schwerem Ornat auf dem Throne sitzend zu empfangen; und er ver- 
letzte die sachlichen Rechte, wenn er den Reichstag lahmlegte, der 
zum mindesten als Berufungsinstanz in Kammergerichts- und Reichs- 
hofratsprozessen immer noch eine gewichtige Rolle spielte, und 
indem er ganz im Fahrwasser absolutistischer Arrondierungspolitik 
die Grenzen der bischöflichen und erzbischöflichen Diözesen mit 
denen seines Staates in Übereinstimmung zu bringen suchte und 


1) Vgl. die Berichte Edelsheims, 10., 11. und 15. Juli 1784; Pol. Korr. Karl Fried 
richs von Baden, ed, Erdmannsdörffer und Obser, 1 78.79, V1 7.8. 


2) An Frau von Stein, Jena, 1. März 1784; IV 6, 249, 
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damit reichsunmittelbaren Kirchenfürsten ein gut Teil ihrer geist- 
jichen Zuständigkeit entriß. Unter solchen Voraussetzungen war die 
Aussicht, daß Joseph die Versuche, Bayern zu gewinnen, wieder auf- 
am, doppelt bedrohlich. Kein Wunder, daß sich schon im Jahre 
M2 die ersten Anzeichen einer reichsfürstlichen Opposition be- 
meiken lassen. Zuerst waren es der Fürst von Dessau, der Freund 
(el Augusts, dem Goethe manches zu verdanken hatte, und der 
Markgraf von Baden, dessen Hofe der Weimarer durch die Jugend- 
einnerungen der Herzoge eng verbunden war; sie suchten den Her- 


* 20g von Braunschweig, den Onkel Carl Augusts, wenn auch vergeb- 


lich, zu gewinnen. Damals machte der uns bereits bekannte badische 
Minister Edelsheim in dem freundschaflichen Briefwechsel, den er 
seit langen Jahren mit ihm führte, dem Herzog von Weimar die 
essten Mitteilungen über die beabsichtigte Verständigung, die dazu 
bestimmt war, die Reichsverfassung und mit ihr die fürstliche Libertät 
aufrecht zu erhalten. In seinem persönlichen Schreiben!) sprechen 
die Motive, aus denen Edelsheim sich jetzt - und wir betonen: erst 
jetzt - dem Gedanken eines Bundes deutscher Fürsten mit voller 

ng annahm, deutlicher als in der offiziellen Denkschrift 
vom November 1783, mit der er sich bereits an einen größeren Kreis 
geichgestimmter Staaten wandte’). Hier forderte er eine Union 
deutscher Kleinfürsten unter Ausschluß der beiden deutschen Groß- 
mächte, aber unter preußischer Garantie, daneben eine Verständigung 
derKurfüsten wieder ohne Böhmen und Brandenburg. Das Schreiben 
an Carl August sah die „Sklaverei mit starken Schritten auf das 
Vaterland zustürmen‘“‘, verlangte, daß „freier Fürstensinn,‘“ dem 
„Druck ihrer Nebenlieger‘“ Widerstand leiste — das ist der Aus- 
druck, mit dem er die halb reichszugehörige, halb außerhalb stehende 
Suatlichkeit Österreiches und Preußens charakterisiert -, und be- 
tont zur Begründung: „‚die starken Eichen Frankreich und England 
sind Rohre geworden“. 

Auf Carl August wirkte weniger die Rücksicht auf die Westmächte, 
die dem badischen Staatsmann selbstverständlich blieb. Ihn belebte 
der Reichspatriotimus, die Hoffnung auf eine Verstärkung der eige- 
zen kleinfürstlichen Stellung durch eine gesamtdeutsche Verbin- 
dung, die zugleich die eigene Selbständigkeit wahren und ihr durch 
Zusammenschluß Rückhalt geben sollte. 1782 nahm er bloß auf, was 


2) Edelsheim an Carl August, Hanau 24, Okt. 1782; die entscheidende Stelle 
Tümmier 23, 85.86, vollständiger Text Sautter, Neue Heidelberger Jbb. 1934, 107—110 

%) Denkschrift Edelsheims o. D. (Anf. Nov. 1783); ausführliches Regest Tümmler 
4,86, vollständig W. Adolf Schmidt, Gesch. d. preuß.-deutschen Unionsbestrebungen 
Berlin 1851 S, 1718. 
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von Dessau und von Karlsruhe an ihn herangetragen wurde; sei 
Ende 1783 erhob er sich zu einer aktiveren Rolle, zu bewußte 
Reichspolitik. 

Seinem Lehrer Görtz hatte er, wie dieser sich später erinnerte, ein. 
mal geschrieben, er fände seinen Wirkungskreis, den Weimarischen, 
zu eng). Jetzt eröffnete sich ihm ungesucht ein Tätigkeitsfeld, auf 
dem er zu höherer Bedeutung emporsteigen konnte. Für Goethe 
war es ein tragischer Zusammenhang. Der Herzog war eben 26 ge 
worden, und zum Geburtstag des Jahres 1783 hatte ihn Goethe durch 
das rückblickende Gedicht Ilmenau aus seiner Erziehung entlassen, ' 
Die freie, ihrer Selbständigkeit bewußte Persönlichkeit jedoch 
sprengte sogleich die Grenzen, in die der Freund ihn hatte bannen 
wollen; nicht mehr in genialischer Aufwallung, die geneigt war, 
ein Nichts in Bewegung zu setzen, weil Größeres nicht zu Gebote 
stand, sondern in voller Selbstverantwortlichkeit, die ihre eigen 
Aufgabe vor sich sieht und ihr unbeirrbar nachlebt. Daraus sollte 
sich die erste große Krise in den persönlichen Beziehungen zwischen 
dem Herzog und dem Minister ergeben, die erste Zerreißprobe ihrer 
Freundschaft. 


Es gibt kein Zeugnis, aus dem sich mit Sicherheit belegen ließe, 
wie sich Goethe im Laufe des Jahres 1783 und der ersten Hälfte 17% 
zu der neuen Tätigkeit des Herzogs stellte, zu der Zeit, als dieer 
mit vollen Segeln auf das hohe Meer der innerdeutschen Beziehungen 
hinausfuhr, als sich die Korrespondenzen zwischen Weimar, Dessau 
und Karlsruhe häuften, als die fürstlichen Gesinnungsgenossen z- 
sammen mit einem Manne wie Edelsheim ihr besonderes Auge- 
merk auf den Herzog von Pfalz-Zweibrücken lenkten, der als Träger 
der Erbrechte des Wittelsbachischen Hauses angesichts der neuesten 
Tauschpläne Josephs II. wieder eine der wichtigsten, freilich eine 
ziemlich passive Figur im Spiele wurde. Neben den Korrespondenzen 
gingen lebhafte Besuchsreisen einher. Wenn der Dessauer sich ins 
Reich begab, so war Weimar die gegebene Durchgangsstation; dazı 
war Carl August gerade mit den Höfen eng verwandt, auf die die 
Plänemacher angewiesen waren: in Braunschweig regierte sein Onkel, 
der Prinz von Preußen war sein Schwager. Und auf diesen, der in 
Kürze als Friedrich Wilhelm II. den preußischen Thron besteigen 
sollte, hatten sie ihre Hoffnungen gesetzt. Denn das war sowohl Cal 
August wie dem Fürsten von Dessau klar geworden: ohne die Hilfe 
eines großen Staates war in Deutschland nichts Ernstliches ins Werk 
zu setzen. Auf Friedrich den Großen blickten sie mit einer scheuet 


1) Görtz an Carl August, 10. April 1787 „vor einigen Jahren‘; Tümmler 297, 3% 
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t, die mit berechtigtem Mißtrauen gemischt war; von ihm 

die Kleinen, im begrenzt preußischen Interesse ausgenutzt 

mwerden. Dem Thronfolger dagegen, der sich ihnen über Dessau 

hatte, trauten sie das Maß von Reichspatriotismus zu, dessen 

iebedurften. Und Friedrich Wilhelm selbst, seine nähere Umge- 

besonders Bischoffswerder, ja der Minister Hertzberg nahmen 

de Fäden hinter dem Rücken des alten Königs auf, machten zu 
seinen Lebzeiten eine Politik des Thronfolgers. 

Goethe war immerhin in diese Verbindungen eingeweiht. Von 
ihm ließ Carl August diejenigen Briefe und Denkschriften, die er 
mt Weitergabe oder zur Mitteilung entweder an den Fürsten von 
Dessau oder an den Prinzen von Preußen empfing, abschreiben, um 
dieStücke wenigstens in dieser Form seinen Akten einzuverleiben. 
Auch Briefe des Herzogs, die dieser eigenhändig aufs Papier warf, 
kopierte Goethe. Es ist ein stattlicher Stoß von Blättern, die er von 
Anfang 1784 bis ins Jahr 1785 hinein als bloßer Abschreiber füllte, 
eine erstaunliche Fron der Feder, in der wir als Nachlebende den 
großen Dichter bedauern möchten, zumal in seinen vertrauten 
Briefen nur einmal ein Stoßseufzer laut wird!). Nicht als Mitglied des 
Geheimen Conseils hat Goethe hier gearbeitet, vielmehr als engster 
Vertrauter seines Herzogs, der diesen seinen Briefwechsel und die 
Tätigkeit, die mit ihm zusammenhing, gar nicht als Sache des Wei- 
matischen Landes, sondern als seine höchst persönliche betrachtete. 
Dis Geheimnis mußte auf jeden Fall gewahrt werden; damit schied 
jeder Kanzlist aus. Carl August wird auch kaum das Gefühl gehabt 
haben, daß er die Kraft des zu Größerem berufenen Freundes aus- 
mtzte, kam es ihm doch nicht darauf an, auch selbst einmal ein 
dliges Stück eigenhändig abzuschreiben, so wie sich der Dessauer 
seines Sohnes bediente”). Und doch: wie hatten sich die Zeiten seit 


}) An Frau von Stein, 0. D.; IV 7, 284. Von Petersen in seiner Ausgabe der Briefe 
111,159 zweifellos richtig mit Februar 1785 datiert. Im ganzen haben sich von Goethe 
folgende Abschriften erhalten: 

1. Tümmier 29, 89-90 Edelsheim an Carl August, Ende Dez. 1783, 

2. Tümmler 30, 90-95 Edelsheim an Carl August, 30. Dez. 1783. 

3, Tümmler 35, 98 Dalberg an Carl August, 2. Febr. 1784. 

4. Tümmler 57, 117—19 Carl August an Friedrich Wilhelm von Preußen, 24. Okt. 

1784, 

5. Erdmannsdörffer 1 83—88 Denkschrift Edelsheims Nov, 1784 mit vielen, eben- 

falls von Goethe abgeschriebenen Anlagen, 

6. Tümmler 68, 135—7 Carl August an Franz von Dessau, 14. Febr. 1785. 

%) Carl August schrieb den langen Brief Edelsheims an ihn vom 16. April 1784 
welbst ab, damit das Original nach Dessau weitergehen konnte; nach dieser Abschrift 
von Tämmier 39, 100—105 gedruckt. Der Prinz von Dessau als Abschreiber vgl. Franz 
von Dessau an Carl August, 18. Febr. 1785; Tümmler 71, 140. 
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1778 gewandelt! Damals entwarf Goethe das heikle, hochpolitisch 
Schreiben, das der Herzog dann wörtlich ins Reine schrieb, damit 
es als eigenhändiges an Görtz abgehen konnte. Jetzt setzte der Her. 
zog alles allein auf, und der Freund spielte den Kopisten. 


Goethe kann die Fürstenbundskorrespondenz seines H 
nicht mit freudigem Herzen abgeschrieben haben. Seine Haltung 
hatte sich nicht geändert; damals hatte er in der Annahme des preu- 
Bischen Antrages durch Görtz bereits eine schwere Kompromit 
tierung Carl Augusts gesehen. 1783/4 hatte er das Tagebuch längs 
beiseite gelegt, und der vertraute Briefwechsel mit Frau von Stein 
schweigt. Doch dürfen wir annehmen, daß er dem Freunde und 
Herzog oft genug dasselbe gesagt hat, was er ihm schrieb, als Cal 
August sich in Fürstenbundssachen auf die Reise nach Zweibrücken 
begab: 

Ziehen Sie sich, wenn es nicht anders ist, heraus, ohne sich mit denen m 
überwerfen, die Sie hineingeführt und kompromittiert haben!), 


Dabei suchte ihn der Herzog in aller Freundschaft mit in die Ge 
schäfte zu ziehen und forderte ihn in einem langen Briefe auf, « 
solle ihn auf seiner Fahrt durchs Reich begleiten, deren Ziel nad 
den Wünschen des preußischen Thronfolgers darin bestand, den 
unzuverlässigen, stets geldbedürftigen zukünftigen Erben des bay- 
rischen Kurhuts eine Anleihe anzubieten, damit er entgegenge 
setzten Einflüssen entzogen würde. Was Goethe anging, so wolle 
der Herzog 


gar keine Entschuldigung annehmen?). 


Vorerst blieb die Frage noch in der Schwebe, weil Carl August z- 
vor nach Braunschweig fuhr; der Form nach für eine Familienreis, 
in Wirklichkeit, um den Welfen für eine Fürstenbundspolitik im 
Sinne des Prinzen von Preußen zu gewinnen. In seiner Begleitung 
befand sich Goethe, höchst ungern, denn er hatte eben an Frau von 
Stein geschrieben, 


er hat mich schon zu Eisenach zu dieser Reise eingeladen. Ich ließ es» 
hingehen, nun besteht er drauf und ich werde wohl müssen?). 


Über die geschäftlichen Verhandlungen in Braunschweig wissen 
wir gar nichts, da die Weimarer und die Braunschweiger Akten dar- 


1) An Carl August, 28, Okt. 1784; Brfw. ed. Wahl I 46. 
2) Carl August an Goethe, Eisenach, 20. Juli 1784; Tümmier 46, 108—10. 
?) An Frau von Stein, 23. Juli 1784; IV 6, 327. 
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überschweigen'). In der tagebuchartigen Korrespondenz mit Frau 
von Stein berichtet Goethe auch nur Persönliches, spricht über das 
Treiben am Hofe, über die Anerkennung, die sein Herzog bei den 
vornehmen Verwandten findet, über die Langeweile der ausge- 
dchnten Diners und Tiheatervorstellungen. Nur ein einziger von 
disen auffallenderweise französisch geschriebenen Briefen ist frei 
sonder Furcht, daß sie in Braunschweig geöffnet und gelesen wer- 
den; und dieser enthält wenigstens die Andeutung: 


Hier geht alles gut; was das ernste Ziel unserer Reise war, ist ausgezeichnet 
gelungen?). 
Dabei betont Goethe von Weimar aus gegenüber dem zur Kur ab- 
wesenden Geheimrat Fritsch: 
ich habe meine subalterne Rolle mit großer Mäßigung gespielt?). 


Das war sicher mehr als eine Bescheidenheit, die er dem empfind- 
lichen alten Herrn gegenüber, der sonst die wenig umfangreichen 
auswärtigen Geschäfte Weimars führte, für angebracht hielt. Sicher 
sind die politischen Besprechungen in Braunschweig unter den fürst- 
lichen Persönlichkeiten allein abgehalten worden; und ebensowenig 
wieKarl Wilhelm Ferdinand den Freiherrn Hardenberg, den späteren 
preußischen Staatskanzler, herangezogen haben wird, wird sich Carl 


August Goethes als eines „ministeriellen Bekleidungsstückes“‘, wie 
sich Bismarck so schön ausdrückt, bedient haben. Doch wird er 
iin umso weniger ununterrichtet gelassen haben, als er ihn des wei- 
teren nach Zweibrücken mitnehmen wollte. 


Schon auf der Rückreise muß es eine Meinungsverschiedenheit 
gegeben haben; jedenfalls läßt Goethes Brief an Frau von Stein dies 
ahnen: 


der Herzog hat einen unüberwindlichen Trieb nach Dessau, ging und ließ 
mich ... allein über den Harz zurückziehen‘). 


In Dessau traf sich Carl August nämlich mit Friedrich Wilhelm und 
Bischoffswerder und erhielt die letzten Weisungen für Zweibrücken. 
Währenddessen dachte Goethe darüber nach, auf welche Weise er 
sich dem entziehen konnte. Als der Herzog zurückkehrte, wußte 
et der Freundin bald zu melden: 


!) Lt. Feststellung im Weimarer Staatsarchiv und freundlicher Auskunft des 
Braunsch weigischen zu Wolfenbüttel. 

%) An Frau von Stein, Braunschweig, 30. Aug. 1784; IV 6, 350.1. 

®) An Fritsch, Weimar, 29. Sept. 1784; IV 6, 365. 

*) Elbingerode, 6. Sept. 1784; IV 6, 353, 
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Das Schicksal will uns für die Entbehrungen, die wir die ganze Zeit 
erdulden müssen, belohnen. Ich werde dem Herzog nicht auf die Ri 
folgen!). 


Von Weimar begleiteten seine Gedanken den Herzog mit banger 
Sorge. Während Carl August sich auf den weiten Umweg begab, 
in dem der Aufenthalt in Zweibrücken beabsichtigtermaßen nur ak 
eine Höflichkeitsstation innerhalb einer Reihe von Verwandten 
besuchen erscheinen sollte, berichtete er getreulich über die kleinen 
Ereignisse Weimars, über seine Amtsgeschäfte, immer in der Hof. 
nung, daß der Herzog in ihnen und nicht in den weiten politischen 
Beziehungen seine eigentliche Aufgabe erkennen würde. Deut- 
licher wurde er erst, als sich herausstellte, daß der Prinz von Preu- 
Ben seinen Vertrauten Bischoffswerder vor Carl August weg eben- 
falls nach Zweibrücken gesandt hatte. Der preußische Major er- 
reichte nichts, weil Carl Theodor eben französisches Geld genommen 
hatte. Aber Carl August fühlte sich mit Recht übergangen und en- 
schloß sich, gar nicht erst nach Zweibrücken zu gehen, sondem 


süddeutsche Höfe und die Schweiz aufzusuchen. Goethe konnte 
ihm mit vollem Recht schreiben: 


zuerst muß ich sagen, daß mich der Inhalt Ihres Briefes nicht befremdet 
hat?), 


Die Form, in der er den neuesten Entschlüssen des Herzogs zu- 
stimmte, enthielt dann eine deutliche Mahnung: 
es ist mir dann aber doch jetzo lieb, daß Sie die Reise machen, Menschen 
und Verhältnisse selbst sehen und in der Folge entweder sich zurückziehen 
oder aus eigener Erfahrung, Trieb und Überzeugung handeln’). 
Als der Herzog nach langer Abwesenheit zurückkehrte, ohne 
sichtbaren Erfolg, aber durch bedeutende Erfahrungen bereichert, 
hatte sich die Lage wesentlich gewandelt. Die Frage des Austau- 


sches von Bayern gegen die österreichischen Niederlande war in 
ein so kritisches Stadium eingetreten, daß Friedrich selbst entschei- 
dend eingriff. Nachdem sich Rußland auf die Seite Österreichs ge- 
schlagen hatte, stand Preußen zwischen den Großmächten allein da. 
Deshalb suchte der „alte Löwe“ nach einer anderen Stütze für seinen 
Widerstand gegen die Vergrößerungspläne Josephs. Eine Ver- 
bindung mit den deutschen Fürsten vermochte Preußen wenigstens 


im Reiche den nötigen Rückhalt zu geben, wenn sie auch ein groß- 
mächtliches Bündnis nicht ersetzen konnte. Auf einen Fürstenbund 


1) An Frau von Stein, 20, Sept. 1784; IV 6, 361. 
2) und ®) An Carl August, 28. Okt. 1784; Brfw. ed. Wahl, I 43.44. 
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ützt, war es möglich, den Kaiser zum Nachgeben zu zwingen 
undeinem Kriege auszuweichen. Dazu aber mußte er alles auf den 
iev abstellen, damit sich Joseph zum Zurückweichen entschloß. 
$% wat der Bund, den Friedrich unter den deutschen Fürsten zu- 
wndebringen wollte, zwar eine Aushilfe, gemessen an der er- 
winchten, aber unerreichbaren europäischen Verbindung; doch 
sollte er im Gegensatz zu den Plänen aus der Zeit des Bayerischen 
Erbfolgekrieges über die gegenwärtige Krise hinaus in die Zu- 
kunft dauern. 

In diesem Zeitpunkt wußte Friedrich nichts davon, daß hinter 


seinem Rücken bereits ähnliche Pläne angesponnen waren, Pläne, an 
denen der Thronfolger selbst beteiligt war. Carl August fühlte wohl, 
wie heikel seine Lage und die seiner Freunde wurde. Auf der einen 
Seite wollten und durften sie die Verbindung mit Friedrich Wil- 
helm nicht fallen lassen, denn dieser war die Hoffnung der Zukunft; 
af der andern verpflichteten sie die offiziellen Anträge des alten 
Königs zu einer bindenden Erklärung, die den Anschluß an Preu- 
ßen bewirken mußte, wenn anders sie nicht jede Hoffnung aufgeben 
vollten, in der Gegenwart etwas Greifbares zustande zu bringen. 
Goethe wußte genau ‚wie die Situation von Carl August empfunden 


vurde, denn an dessen Schreiben, in dem er dem Fürsten von Dessau 


sine Sorge über ihre Stellung zwischen Thronfolger und König 
aseinandersetzte, leistete Goethe den letzten Abschreiberdienst!). 
Dagegen drückte Carl August keine Angst mehr, als er sich in 
der bevorstehenden preußisch-österreichischen Auseinandersetzung 


ändeutig für Preußen entschied. Ohne Bedenken überließ er Fried- 
ich den ihm auch persönlich nahestehenden Kammerherrn von 
Seckendorff als preußischen Sondergesandten bei dem fränkischen 
Reichskreise und bei anderen Reichsständen, zu denen auch die 


üringischen Herzogtümer gehörten. So hatte das ehemalige Mit- 


glied.des Weimarischen Geniekreises die preußischen Anforderungen 
an die ernestinischen Länder amtlich zu vertreten. Das Schreiben, 
mit dem Carl August seine Zustimmung gab, war Arbeit des Con- 
sei. Der Entwurf Fritsches wurde von den anderen Geheimräten, 
ach von Goethe, nur abgezeichnet?). Dieser wie seine Kollegen 


pielte dabei die Rolle des Beamten, der die Befehle seines Souveräns 
ausführt. Nichts weist darauf hin,daß er den Herzog erinnert hätte, 
wie viel empfindlicher er gewesen war, als Görtz einen preußischen 
Antrag annahm, und wie sehr er sich durch die Sendung Secken- 


1) Carl August an Franz von Dessau, 14. Febr. 1785; Tümmler 68, 135—7. 
%) Carl August an Friedrich d. Gr., 23, Febr. 1785; Tümmier 73, 141 mit Anm, 1, 
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dorffs festlegte; — nichts als das Aufstöhnen am Schluß des Briefe, 
an Herder, in dem er zum Manuskript der Ideen freudig Ja un 
Amen sagt: 


Geben vom Rade Ixions d. 20. Februar 1785"). 


Als die Kanzlei das offizielle Schreiben in Sachen Seckendorf 
ausfertigte, traf dieser gerade in Weimar ein. Wenige Tage danach 
kam auch der Herzog von Gotha, derselbe, der sich 1779 gegen. 
über den Weimarischen Wünschen nach einem engeren Zusammen 
schluß so zurückhaltend benommen hatte, und der nun, auf Preußen 
gestützt, gewaltig mit dem Säbel rasselte und erklärte, er wolle ds 
deutsche Blut, das in seinen Adern flösse, gern für das Vaterland 
vergießen und sich lieber unter den Trümmern der Reichsverfass 
begraben lassen, als sich unter ein schändliches Joch fügen. Die ehr- 
liche Überzeugung, daß die Reichsverfassung auch gegen den Kaiser 
aufrechterhalten werden müsse und daß es die unabweisbare Pflicht 
der Fürsten sei, dafür einzustehen, dieselbe Überzeugung, die aud 
in Carl August lebte und die im Augenblick für Preußen witkt, 
mischte sich bei dem Gothaer mit einer peinlichen Ruhmredigkei, 
die dadurch einen ernsten Charakter gewann, daß er sich anheischig 
machte, in einem bevorstehenden Kriege seine gothaischen Truppen 
in eigener Person einem Reichsheere zuzuführen. Die Konferenz 
zwischen Carl August, dem Herzog von Gotha und Seckendorf, 
der die preußischen Wünsche zu vertreten hatte, gestaltete sich sehr 
lebhaft. Goethe, der an ihr teilnahm, fühlte sich zurückgestoßen 
von einemTreiben, das seinen Herzog in ein Abenteuer hineinzu- 
stoßen drohte, vor dem er ihn bis dahin hatte bewahren wollen. 
Frau von Stein gibt er die folgende Schilderung: 


ich habe oft gesagt und werde es noch oft wiederholen, die Causa finlis 
der Welt- und Menschenhändel ist die dramatische Dichtkunst. Denn das 
Zeug ist sonst absolut zu nichts zu brauchen. Die Conferenz von gestem 
abend ist mir wieder eine der besten Szenen wert?). 


Grundsätzlicher und schärfer als in dieser tragikomischen Schilderung 
gibt Goethe seinen Sorgen in einem Brief an Knebel Ausdruck: 


Die Kriegslust, die wie eine Art von Krätze unsern Prinzen unter det 
Haut sitzt, fatiguirt mich wie ein böser Traum, in dem man fort wi 
und soll und einem die Füße versagen. Sie kommen mir wie Träumende 
vor und mir ist’s, als wenn ich mit ihnen träumte. 


1) An Herder; IV 7, 15. 
2) 3, März 1785; IV 7, 19. 
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Laß ihnen den glücklichen Selbstbetrug. Das kluge Betragen der 
Großen wird hoffentlich den Kleinen die Motion ersparen, die sie sich 
auf anderer Unkosten machen möchten. 
Ich habe auf dies Kapitel weder Barmherzigkeit, Anteil, noch Hoffnung 
und Schonung mehr. Befleißige dich, dies Kreuz auch auf dich zu nehmen 
und mir nachzufolgen'). 


Alldas traf zuerst den Gothaer, der in dem drohenden Konflikt 
zwischen den Großen an der Spitze eigener Truppen Lorbeeren zu 
emten hoffte und sich deshalb ohne weitere Frage hingab; erst in 
zweiter Linie Carl August, der das Mißtrauen gegen den König nie 
ganz los wurde und lieber erst offen hervorgetreten wäre, wenn der 
Nachfolger eine neue, weniger selbstsüchtige preußische Politik 
einleitete. Der Weimarer konnte kaum mit eigenen Truppen para- 
dieren, nachdem er zugelassen hatte, daß Goethe seine Streitkräfte 
sostatk herabsetzte. Auch im anderen Falle wäre er davor zurück- 
geschreckt, sie den Preußen auszuliefern, da er argwöhnte, daß der 
Michtigere die Kontingente der Kleinen im Ernstfalle zur Schonung 
eigener Truppen an besonders verlustreicher Stelle einsetzen würde. 
Sein etwaiges Kontingent hätte er deshalb lieber in einer Obser- 
yationsarmee unter hannöverschem oder hessischem Kommando 

”). Aber das war der Unterschied gegen Goethe: Wenn 
Friedrich die entscheidende Frage stellte, dann war Carl August be- 
seit, dem Rufe zu folgen und für die Verteidigung der Reichsfreiheit 
inder Weise zu kämpfen, wie es Preußen bestimmte. 

Die beiden Fürsten und der Minister, Ernst II., Carl August und 
Goethe, jeder von den dreien vertrat eine besondere Art, mit der eige- 
sen kleinstaatlichen Stellung fertig zu werden. Der Gothaer träumte 
in seiner naiven Selbstüberschätzung von Kampf und Sieg für die 
eigenen Belange und für die des Reiches. Carl August war sich be- 
wußt, daß er als weimar-eisenachischer Territorialherr nicht zu einer 
bedeutenden politischen und militärischen Rolle berufen war. Aus 
den persönlichen Kräften seines Wesens, nicht aus den sachlichen 
Gegebenheiten seiner Herrschaften nahm er sich das Recht und emp- 
fand er die Pflicht, höheren Zielen nachzustreben. Er war deshalb 
einer besonderen Versuchung ausgesetzt, die über den bloßen Bei- 
ttitt zum Fürstenbunde hinausging. Durch den General von Schmet- 
tau, denselben, mit dem Goethe wegen der Anfertigung einer 
Landkarte für die weimarischen Länder in Verbindung stand, ließ 
der Prinz von Preußen vorsichtig bei ihm sondieren, ob er bereit 


) 2. April 1785; IV 7, 37. 
%) Carl August an Franckenberg, 8, Dez. 1785; Tümmier, 145, 211. 
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sei, in preußische Militärdienste zu treten’), also ein Regimen, 
übernehmen, so wie dies zwei Jahre darauf wirklich geschehen; 


Den Großsprechereien des Herzogs von Gotha konnte Goch, 
mit Verachtung begegnen, wenn er sie auch nicht zur Schau 
durfte. Den Versuch seines eigenen Herzogs, die Grenzen sein 
äußeren Stellung zu sprengen, mußte er ernster nehmen. Wenn (x 
August den Dienst für die preußische Politik im Sinne des Th 
folgers als seine private Angelegenheit betrachtete, die sein Ian 
zunächst nicht zu treffen brauchte, wie er die nicht unbeträchtlich 
Kosten der Reisen im Interesse dieses Dienstes aus seinen penör 
lichen Einkünften zu bezahlen glaubte, so erblickte Goethe Hem 
und Land in engerer Verknüpfung. Als Leiter der Kammer wıßı 
er, daß es für einen Fürsten private Ausgaben im Grunde nicht gıl 
als Geheimer Rat sah er, daß schließlich doch das Land die äußer 
Verpflichtungen seines Herrn einlösen mußte. Der Dichter, & 
bereits die ersten Szenen des Tasso niedergeschrieben hatte, tech 
fertigte das kleinstaatliche Dasein über die Fürsorge für das mat 
tielle Wohl der Untertanen hinaus durch die kulturellen Möglid 
keiten, die auch ein Fürst wie der seine und gerade ein solcher z 
verwirklichen imstande war. Das Ringen um ferne Ziele erschie 
ihm als ein Verrat an den eigentlichen Aufgaben; wer ihnen nach 
jagte, gab Land und Leute ihrem Schicksal hin, ließ das zugewi 
sene Werk unvollendet und unvollendbar. 

Die reichspatriotische Begeisterung erkannte Goethe nicht an 
er sah in diesem Augenblick nur die Kriegslust wie eine Krankheit 
Er fühlte sich selbst gebunden an Verhältnisse und Menschen, vor 
denen er mit gefesselten Füßen zu fliehen versuchte. Die Lösung, da 
fühle er deutlich, würde nicht von diesen Herzögen kommen, diem 
fremde Mittel warteten, um ihren Kampf zu beginnen, auf Subs 
dien für seine Soldaten der eine, auf die Soldaten Preußens der a 
dere, - lösen würden den Konflikt allein die hoffentlich verantwo 
tungsbewußteren großen Herrscher. 

Ein paar Monate vorher hatte Goethe unter dem Eindruck 4 
heraufziehenden Krieges von seinen Arbeiten für die weimarisd 
Verwaltung gesagt: 


wir fahren indessen in unseren Ameisenbemühungen fort, als wenn es} 
keine Erdbeben gäbe?). 


Jetzt wurde ihm der Boden wirklich unter den Füßen weggezogt 


1) Schmettau an Carl August, Berlin, 9. April 1785; Tümmler 85, 150.1. 
2) An Carl August, W., 26, Nov. 1784; Brfw. I 47. 
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Daesum alles ging, glaubte er weder „Barmherzigkeit“, also mensch- 
Jiches Verständnis, noch „Schonung“ anwenden zu dürfen. 


Der persönliche Konflikt ließ nicht lange auf sich warten. Am 
10, April kehrte Carl August von einer neuen politischen Reise zu- 
rück, sicher mit dem festen Willen, sich der preußischen Aktion nun- 
mehr anzuschließen, aber ebenso sicher mit einer leisen Unsicher- 
heit, weil er doch ein volles Zutrauen zu dem friderizianischen Preu- 
ßen nicht aufbringen konnte. Vielleicht empfing ihn auch schon 
der Brief Schmettaus mit der Anfrage, ob er in den preußischen Mili- 
tärdienst treten wolle. Goethe war durch einen Anfall schwerer 
Zahnschmerzen nicht milder geworden. Aus dieser Stimmung be- 
tichtet er der Frau von Stein: 

der Herzog war heute lang bei mir, um sich in einer Sache raten zu lassen 
die schon durch Leidenschaft bei ihm ausgemacht ist!). 


In diesen Andeutungen sehen wir Carl August vor uns, der an- 
gesichts einer großen politischen Entscheidung doch eigentlich 
keinen Rat mehr wünscht, der ihn beirren könnte,sondern um Zu- 
stimmung in einer Sache wirbt, in der er den Freund auf dem anderen 
Ufer weiß und doch gerade ihn wenn nicht zu überzeugen, so doch 
m überreden versucht. Wir wissen nicht, ob Goethe den Herzog 
noch einmal an seine Pflichten gegenüber dem Lande erinnert, ihm 
die Gefahren seines Weges gewiesen, ihn beschworen hat, umzu- 
kehren und sich herauszuziehen. Nur das eine.ist sicher: nach dieser 
Unterredung mußte sich Goethe ernsthaft fragen, ob er imstande 
se, dem Fürsten noch weiter zu dienen, nachdem sich zwischen 
Ihren Standorten ein so breiter Abgrund geöffnet hatte. Es war eine 
Entscheidung, die an die Wurzeln seines Wesens ging; sein ganzes 
Dasein in Weimar, bei Carl August, bei Frau von Stein stand in diesen 
Frühjahrswochen des Jahres 1785 auf dem Spiel. 


Sich so plötzlich und völlig von allem, was er liebte, zu trennen - 
und dazu gehörte immer noch und vielleicht gerade noch der Her- 
208 -, konnte und wollte sich Goethe in diesem kritischen Augen- 
blick nicht entschließen. Vom Standpunkt moderner Ministerver- 
autwortlichkeit hätte eine so tiefgreifende Meinungsverschiedenheit 
in einer politischen Frage ersten Ranges zum Rücktritt des Staats- 
mannes führen müssen. Goethes persönliche Verantwortung be- 


) Das Blatt IV 7, 283 trägt kein Datum; Petersen setzt es auf die Zeit zwischen 
dem 10. (Ankunft des Herzogs) und dem 13. April 1785 (seine Ausg. II 1, 172 u. 112, 666) 
—Die Erwähnung des Zahngeschwürs macht diese Einordnung wahrscheinlich. Der 
Brief Schmettaus, Berlin, 9. April 1785 (Tümmler 85, 150.1) kann immerhin schon 
in Weimar eingetroffen sein. 
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ruhte jedoch mehr auf dem freundschaftlichen Vertrauensverhältais 
zu Carl August als auf seiner Diensstellung. Der Minister des ancien 
regime war es gewohnt, Senerissimo devoteste Vorstellungen z 
machen; fanden sie kein Gehör, so wählte er die gloria obsequii, 
waren doch alle Regierungshandlungen Taten des Herrn und nich 
des Dieners. Es hätte außerhalb der selbstverständlichen Grenzen 
des Goetheschen Wesens gelegen, wenn er auch auf diesem Gebiete 
eine Epoche vorweggenommen hätte. Da die persönlichen und 
sachlichen Gegebenheiten nun einmal nicht zu ändern waren, be- 
gab er sich in die stille Resignation. 


Ich bin wohl, aber nicht freudig!), 


meldete er der Freundin. Er blieb sich bewußt, daß die politische 
Übereinstimmung früherer Jahre und mit ihr eines der Bänder, das 
ihn mit Carl August verknüpfte, zerrissen war. Von den Sitzungen 
des Geheimen Conseils. an denen er so regelmäßig teilgenommen 
hatte, muß er sich damals in weitem Maße zurückgezogen haben?), 
Doch versuchte er, mühsam genug, wieder anzuknüpfen: 














ich flicke den Bettlermantel, der mir von den Schultern zu fallen droht‘), 





Wie ernst diese seine Rücktrittsgedanken, die einen völligen 
Bruch mit Weimar hätten nach sich ziehen müssen, zu nehmen sind, 
beweist eine rückblickende Äußerung, die er wenige Monate später 
tat. Ein gleichnamiger Vetter des in preußische Dienste getretenen 
Seckendorff, ebenfalls Kammerherr in Weimar, war nach Wien in 
den Reichshofrat berufen worden. 


Seckendorff ist fort. Mir ist auch lieber, er ist Reichshofrat, als daß ichs 
sein solltet). 












Ohne daß er selbst ernsthaft für die Stelle in Frage gekommen wäre, - 
es war ein Sitz auf der Herrenbank, für die sein frischer Adel nicht 
ausreichte®) -, dachte er bei Seckendorffs Fortgang an die Möglich 
keiten eigenen Scheidens, die ihn im Frühjahr bedroht hatten, - 
jetzt eine überwundene Gefahr! 









Vielleicht hat ihm ein Ereignis das Bleiben erleichtert, das ein- 
trat, als er dabei war, den fallenden Bettlermantel zu flicken: det 











1) An Frau von Stein, 24. April 1785; IV 7, 45. 
2) Jedenfalls hält es Schmidt in seinem Votum vom 24. Mai 1785 für nötig zu 

betonen: „In einer gemeinschaftlichen Deliberation, wozu des Herrn Geheimden Rats 

von Goethe Hochwohlgeboren mit einzuladen ...‘, Weimar, Hausarchiv A XIX 155, 
®) An Knebel, 5. Mai 1785; IV 7, 51. 

4) An Knebel, 11. Sept. 1785; IV 7, 91. 

5) Vgl. Oswald von Gschließer, Der Reichshofrat, Wien 1942 S. 496.9. 
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iche Tod des früheren lieben Gesellschafters, desselben Secken- 
dorf, der gerade eben in Weimar erschienen und inzwischen an 
andere kleine Höfe weitergereist war. Goethes Bedeutungsglaube 
sh sich angerührt: 

Seckendorffis Tod wird dich unerwartet getroffen haben, wie uns alle; es 

ist dieser Fall reich an nachdenklichem Stoff). 


Ersah eine höhere Hand eingreifen, wo der Streit des Tages in sich 
zsammensank, sah, daß ein Gott die Menschendinge zurechtrückte 
und dafür sorgte, daß die Pläne nicht in den Himmel wuchsen. Das 
Wichtigste war, daß Carl August dem Freunde, über dessen wesens- 
notwendige Haltung und wohlerwogene Meinung er sich hinweg- 
setzte, kein hochmütiges Gesicht zeigte, sondern ihm ehet mit etwas 
schuldbewußter Miene gegenübertrat. Als Beweis der Freundschaft 
kann auch ein plumpes Mittel wirken, besonders, wenn es auf die 
Schwäche des anderen berechnet ist. 

Der Herzog, der wie bekannt, ein großer Freund von Gewissensreinigun- 

gen ist, hat mir vor seiner Abreise noch eine Besoldungszulage von 200 Rtl. 

gemacht und 40 Louisdors geschickt auf die Karlsbader Reise?). 


Während Carl August abreiste, um den Kurerzkanzler des Reiches 
für den Fürstenbund gewinnen zu helfen, versuchte das Geheime 
Conseil unter Führung von Fritsch noch einmal, ihn auf seinem 
Wege aufzuhalten. Eben vor der Abreise, so spät, daß Ernstliches 
nicht mehr unternommen werden konnte, hatte der Herzog Herrn 
von Fritsch das preußische Programm, Hertzbergs „Entwurf einer 
verfassungsmäßigen Verbindung der deutschen Reichsfürsten“ 
übergeben; wahrscheinlich in dem Gefühl, daß er jetzt nicht bloß 
eine von ihm allein zu verantwortende Politik trieb, sondern vor 
einer vertragsmäßigen Bindung seines Landes stand. Darauf bat 
Fritsch seinen Fürsten, er möge in dieser wichtigen Sache den Rat 
seines Geheimen Conseils einholen und sich dann entscheiden?). 
An dem Tage, an dem der Herzog abreiste, setzte Fritsch den Hertz- 
bergschen Entwurf und eine Abschrift seiner Eingabe bei seinen 
Kollegen in Umlauf. Mit der Bitte um eine Äußerung, ob sie lieber 
einzeln schriftliche Gutachten erstatten wollten oder ob sie einen ge- 
meinsamen Beschluß auf Grund einer Geheimratssitzung vorzögen. 
Als dritter votierte Goethe, 


es möchte sich allerdings notwendig machen, über diese wichtige Sache 


!) An Frau von Stein, 30. April 1785; IV 7, 50. 
?) An Frau von Stein, 24. Mai 1785; IV 7, 55.6. 
®) Fritsch an Carl August, 22. Mai 1785; Tümmler 94, 159, 
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in einer Session weitläufig zu sprechen und alsdann ein gemeinsames Gut. 
achten an Senerissimus abzugeben'), 


Er unterstrich damit nur, was seine Kollegen Fritsch und Schmidt 
vor ihm und Schnauß nach ihm bekundeten: den Willen, ihrem 
Herzog mit einem übereinstimmenden Beschluß gegenüberzutreten 
und ihn womöglich auf einem Wege, auf dem er sein Land in die 
Gefahrenzone der deutschen Politik führte, anzuhalten. 


Folgen kann dieser Versuch nicht gezeitigt, nicht einmal die ge- 
wünschte Stizung scheint stattgefunden zu haben. CarlAugust kehrte 
erst nach Monaten zurück, Fritsch begab sich zur Wiederherstellung 
seiner schwankenden Gesundheit in einen Kurort, Goethe reiste im 
Sommer nach Karlsbad. Die polıtischen Ereignisse vollzogen sich 
ohne Rücksicht auf Weimar, ja ohne Carl August. 


Der Herzog mußte erleben, daß der Fürstenbund ganz anders zu- 
standekam, als er es erwartet hatte. Anstatt daß Preußen mit den 
größeren und kleineren deutschen Staaten Verträge schloß und diesen 
wiederum die Möglichkeit gab, miteinander abzuschließen und so 
ihre Gleichberechtigung als Vertragspartner zu bewähren, zeichneten 
zunächst nur Preußen, Hannover und Kursachsen einen Deei- 
kurfürstenbund und luden die Kleinen ein, diesem ihrem Bunde bei- 
zutreten. Am 27. August traf der preußische Bevollmächtigte Böhmer 
in Weimar ein, um die Akzessionsakte entgegenzunehmen. Er begab 
sich zuerst zu Goethe, der den immer noch abwesenden Fritsch ver- 
trat, und fand ihn „ganz freundlich“. Bei dem Oberhofmeister mußte 
er dann zu seiner geringen Freude hören, daß für solche diploma- 
tischen Audienzen kleines Zeremoniell vorgeschrieben sei. Zu 
Mittag des folgenden Tages begab sich Böhmer in Gala zu Hofe, 
wo alles nach dem Programm ablief, wie überhaupt der Abschluß 
des Vertrages nach allem, was an Aufregungen vorangegangen wat, 
den Eindruck eines wohleinstudierten Schauspiels macht. Goethe 
erhob keine Einwände mehr, weder persönliche noch politische. Er 
hatte erkannt, daß der fürstliche Freund den Weg gehen mußte, den 
ihm sein Dämon vorschrieb. Daß sich das, was er mit allen Kräften 
hatte verhindern wollen, gerade an seinem Geburtstag vollzog, wird 
ihn bei seinem Bedeutungsglauben tief betroffen haben. Seine Rolle 
war wie die der andern vorgeschrieben. Er empfing Böhmer zu- 
sammen mit den höchsten Hofchargen - Oberhofmarschall, Ober- 
stallmeister und Oberjägermeister — und mit seinen Kollegen vom 


1) Weimar, Hausarchiv A XIX 155. Tümmilers Bericht über dies Aktenstück 
S. 159 Anm, 1 gibt zu Mißverständnissen Anlaß. Der Umlauf ist von Fritsch auf den 
24. Mai, sein Schreiben an den Herzog war auf den 22. datiert. 
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Geheimen Rat im Saal vor dem Zimmer, in dem die Audienz statt- 
finden sollte, und sah mit ihnen zu, wie Böhmer von dem Oberhof- 
matschall zum Herzog geführt wurde. Nachdem Böhmer entlassen 
war, berief der Herzog sein Conseil zu sich. Goethe und seinen 
Kollegen blieb nichts als den Ausführungen zuzustimmen, mit denen 
Gatl August seinen Entschluß, dem Fürstenbund beizutreten, ab- 
schließend begründete. Goethe selbst erhielt den Auftrag, die 
Akzeptationsurkunde im Benehmen mit Böhmer zu formulieren. Er 
arbeitete den Entwurf des Preußen genau durch, hatte aber nur kleine 
stilistische Änderungen vorzuschlagen, in denen sich die Absicht 
erkennen läßt, die Stellung seines Fürsten gegenüber dem großen 
Verbündeten zu wahren. In dieser Form wurde sie von Carl August 
gezeichnet!). 

Kurz darauf sandte Goethe dem gothaischen Minister Francken- 
berg die Abschrift der Akzeptationsurkunde. Seine persönlichen 
Beziehungen zu ihm standen mitten zwischen offizieller Höflichkeit 
und freundschaftlicher Aussprache. Deshalb haben seine Begleit- 
worte ihre besondere Bedeutung: 

Der Traktat selbst wird Ihnen sehr wohl gefallen haben. Es ist gut, daß es 
so weit ist. Es macht diese Verbindung gewiß Effekt und Epoche in dem 
deutschen System. Alles wird Ernst machen, wenn man sieht, daß es 
Ernst ist?). 
Ein sehr gedämpftes Lob an einer Stelle, wo Goethe zu loben amtlich 
verpflichtet war. Franckenberg also wird der Vertrag gefallen; von 
eigener Befriedigung kein Wort. Nur der Ernst der Verbindung 
wird anerkannt als ein Mittel zur Klärung der deutschen Verhältnisse. 

Nach allem, was vorangegangen war, konnte Goethe nicht zu- 
frieden sein. Doch zog er sich weiter auf seine ministerielle Stellung 
zurück. Auch als der Herzog im Januar 1786 wieder nach Berlin 
teiste, scheint Goethe weder geraten noch gewarnt zu haben. Der 
einzige Satz, der das Ereignis wenigstens erwähnt, steht in einem 
Brief an Jakobi: 


Der Herzog ist in Berlin, dort wie natürlich wohl aufgenommen. 
Der abgelebte Löwe mag ihn mit seinem letzten Atem segnen?), 


!) Der Vorgang ist klargestellt durch den Bericht Böhmers vom 29. Aug. 1785. 
Tümmler 109, 174—7, das Protokoll des Geh. Rates vom 28. Aug., ebenda 108, 171—3, 
die Beitrittserklärung zum Hauptvertrage des Fürstenbundes vom 29. Aug., 110, 
117—82, und die Akzeptationsurkunde Böhmers vom 29. Aug., 111, 182.3 mit den 
von Bailleu entdeckten Ausstellungen Goethes, HZ. 73, 1894, 31.32 = Tümmler 
$.182 Anm, 1. 

2) An Franckenberg, 2. Sept. 1785; IV 7, 85. 

®) Januar 1786; IV 7, 173. 
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wo sich zwischen den Zeilen eine gewisse Bitterkeit kundgibt. Frei. 

lich sah er Carl August befriedigt zurückkehren’). Vielleicht hat der 

Herzog Goethe im Gespräch eine ähnlich muntere Schilderung 

gegeben, wie wir sie aus seinem Brief an den badischen Hof kennen: 
Der König ... hat mich mit Ehren überhäuft und den Orden auf eine 
sehr ausgezeichnete Art gegeben und sonsten mir alles bezeigen lassen, 
was meinem Ehrgeiz schmeicheln und meinen Beutel leeren konnte: 
auch ist ihm beides in reichem Maße gelungen?). 


Ob er dem Freunde auch erzählt hat, was er sonst an Enttäuschungen 
erlebte, etwa feststellen mußte, daß Hertzberg nicht einmal bekannt 
war, ob er den Herzog von Weimar hatte auffordern lassen, dem 
Geheimen und Geheimsten Artikel des Vertrages beizutreten? 
Immerhin kam es noch in Berlin zu einer Vereinbarung, die das Ver- 
säumnis gutmachen sollte?). 


Die Unterzeichnung der zusätzlichen Artikel geschah ohne besor- 
deres Zeremoniell durch eine schriftliche Aufforderung seitens des 
Berliner Kabinettsministeriums, worauf das Geheime Consilium zu 
Weimar die von Senerissimus gezeichneten Urkunden einsandte. 


Goethe trat auch dabei nicht mehr hervor. Die äußere Korrekt- 
heit,mit der er das Geschäftliche behandelte, ohne einen Widerspruch 


oder auch nur eine persönliche Meinung zu äußern, deutet wieder 
darauf hin, wie wenig sein innerer Mensch an Dingen beteiligt war, 
die kurz zuvor zu heftigsten Erregungen geführt hatten.. So weit 
hatte er sich bereits von der Politik Carl Augusts gelöst, Monate 
bevor er sich ganz zurückzog und den Weg nach Italien antrat. 


1) Notre Duc est revenu de Berlin tout ä fait content, an Gräfin Brühl, 19, Febr, 
1786; IV 7, 180. 

2) An Carl Friedrich von Baden, 1. März 1786; Tümmier 176, 244. 

®) Vgl. Carl August an Franckenberg, 8. Febr. 1786, Tümmiler 167, 230 f. und an 
Görtz, 20. Febr. 1786, Tümmler 171, 2361, 
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Verfall und Aufstieg der Kulturen. Von BELA BACSKAI. Berlin, 
Junker und Dünnhaupt 1943. 231 S. 7,50 DM. 

Vorauszuschicken wäre, daß das Werk vonB.B. zweierlei zu erfüllen trachtet., 
Eıstens setzt es sich die Aufgabe, eine „Theorie‘‘ des Verfalls und Aufstiegs der 
Kulturen, überhaupt der Kultur zu geben. Und zweitens will es diese Theorie 
an konkreten Vorgängen erläutern. Diese beiden Aufgaben werden nicht jede in 
sich geschlossen vorgeführt, sondern sind miteinander zu einer Einheit verwoben. 
Gehe ich bewertend an diese beiden Teile heran, so wäre von dem theoretischen 
Teil zu sagen, daß er wenig anfechtbar ist und mannigfach Bleibendes enthält. 
Weniger günstig lautet das Urteil über den Erläuterungsteil. Hier wird der Vf. U 
auf mancherlei Einwände stoßen. Stelle ich die Arbeit von B. B. unter die Frage R 
der Wissenschaftlichkeit, so lautet die Antwort: dem theoretischen Teil kommt 
dieses Prädikat zu, der Erläuterungsteil fällt mehr in das Gebiet subjektiver Deu- 
tung, womit der Boden der Wissenschaftlichkeit verlassen wird. Denn jede Er- 
kenntnis kann nur eindeutig sein, und dieses Merkmal fehlt in nicht geringem 
Umfang umfassenden Teilen der Arbeit, die sich mit der Illustrierung des theo- 
retischen Teils abgeben. 


Als alles bestimmende Kräfte im Leben der Kultur sieht B. B. Individualismus 
und Universalismus an. Dementsprechend sind beide für ihn die großen ordnenden 
Prinzipien, denen er seine ganzen Ausführungen unterwirft. Mit dieser Auswahl ii 
liegt schon ein Willkürakt vor, denn zwingend ist diese Auswahl keineswegs. j 
Eine Zeit, in der Individualismus und Universalismus nicht eine solche beherr- m 
schende Stellung einnehmen, würde als kulturell bestimmendes Merkmal etwas | 
anderes wählen. Mir scheint, die Kultur und die Zukunft der Einzelwesen und 
der Gemeinschaft von ihrer einfachsten Form der Familie bis zur Staatsgemein- 
schaft sind weitmehr von dem metaphysischen Besitz ihrer Träger abhängig 
als vom zutreffenden Maß an Individualismus und Universalismus. Erlischt das 
Metaphysische im Menschen, so verdorrt die Kultur, dann geht die Kultur des 
wertvollsten Besitzes verlustig, denn die Quelle, die sie befruchtet, versiegt. Den 
Menschen fehlt dann die Tiefe, alles ist mehr oder minder Oberfläche geworden, 
die man farbenprächtig drapiert, um ihre Leere und seelische Armut zu verdecken. 

Wende ich mich nun Einzelheiten des B.schen Werkes zu, so wäre hervorzu- 
heben, daß der Vf. seine Arbeit in zwei Teile zerfallen läßt. Der erste Teil setzt 
sich die Aufgabe, „‚das Leben der Kultur‘ vorzuführen, der zweite weist „‚die Zu- 
sammenhänge der Kultur“ auf. Der erste Teil beginnt mit der Darlegung der 
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„Kulturkrankheiten“. Diese sind ihm auf der einen Seite die „zügellose Freiheir‘ 
auf der anderen Seite die „übertriebene Gebundenheit“, Zwischen Freiheit uf 
Gebundenheit bewegt sich die Kultur, und ihre Gesundheit hängt von einem, 
trefienden Maß dieser beiden ab. Die Freiheit entspricht dem individualistische 
und die Gebundenheit dem antiindividualistischen Prinzip. Die Besonderheit 
dieser beiden werden hervorgehoben. Was Vf. hier erläuternd zu sagen hat, wigj 
auf mancherlei Opposition stoßen. Der nächste Abschnitt handelt von den „Auß. 
rungen der Kultur“. Da unterscheidet er zwei Möglichkeiten: einmal die Kulı 
als Handlung und dann die Kultur als Charakter von Kunstschöpfungen, Beig 
weisen wieder zwei Ausdrucksformen auf: eine individualistische und eine wi. 
versalistische. „Die Arten und Regeln der Handlungen werden von der poli- 
tischen, wirtschaftlichen und moralischen Ordnung bestimmt, der Charakter de 
Schöpfungen jedoch offenbart sich in Wissenschaft, Kunst und Philosophie“ 
Gegen die hier gegebenen Erläuterungen wird wieder mancherlei Einspruch er. 
hoben werden. Alsdann behandelt B. B. „‚den Wechsel der Kultur“, Er zig 
sich in der Tatsache, daß das eine Mal die freiere, das andere Mal die gebundener 
Ordnung das für die Zeit Gegebene ist, d.h. von der Zeit verlangt wird. Sich 
von vornherein nach der einen oder anderen Seite zu entscheiden, geht nicht an, 
Differenzierungen werden durch die Eigenart der Völker und ihre Geschichte g- 
geben. Man denke an die deutschen Verhältnisse mit ihren großen Bindungen 
und an die englischen mit ihrer stärkeren Ungebundenheit. Der Vf. macht af 
den thythmischen Verlauf des Lebens der Kultur aufmerksam, dem sie gerade w 
wie jedes Leben unterworfen ist. Auch hier werden des Vf.s Ausführungen, »- 
weit sie seine Darlegungen illustrieren, lebhaften Widerspruch hervorrufen. 


Dann befaßt sich der Vf. mit den „Gründen“ für Erkrankung und Untergang 
der Kulturen, und zwar sowohl der, die überwiegend individualistischer als auch 
der, die mehr universalistischer Natur sind. Seine Betrachtungen erstrecken sich 
auf das politische Leben, auf Wirtschaft, Wissenschaft, Kunst und Moral. Ge 
sundes und Krankes werden nebeneinander gestellt. B. B. polemisiert alsdam 
gegen verschiedene Theorien über die Erkrankung von Kulturen, so gegen die 
Vergreisungstheorie, insbesondere die von Oswald Spengler, gegen die Milieu 
theorie, gegen historischen Materialismus und Idealismus. Im Anschluß damn 
werden die kulturbestimmenden Faktoren angeführt. Als wichtigste werden ge- 
nannt die Rasse, die Umwelt, die wirtschaftlichen Umstände, die Zeitideen und 
die großen Persönlichkeiten, alles bezogen auf Individualismus und Universalis- 
mus. Der erste Teil findet seinen Abschluß in der Schilderung der Pulsschläge 
des kulturellen Lebens. 


Der zweite Teil trägt den Titel „Zusammenhänge der Kulturen“ und beginst 
mit dem Problem der Entwicklung der Kultur. Kann eine solche behauptet 
werden oder nicht? B. B. bejaht die Frage, von mir wird sie verneint, Der Wi. 
geht von der Menschwerdung aus. Der Beginn der Menschwerdung, sagt &% 
kennzeichnet die Tatsache, daß der Mensch systematischer als die höheren Tier 
Zeichen, Bezeichnungen und Werkzeuge gebraucht, mittelbare Zeichen und 
Werkzeuge hat, daß er ferner nicht nur unmittelbare Schöpfungen zustande bringt, 
sondern auch mittelbare. Das menschliche Dasein tritt erst dann wirklich aus 
dem der Tiere hervor, wenn der Mensch (am Ende der Paläolithzeit) darauf kommt, 
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Zeichen, mittelbare Werkzeuge und Schöpfungen zustande zu bringen. Die Dar- 
gung der „Kulturwogen“ der Menschheit ist nicht ganz überzeugend. Ob der 
Vf, eine zutreflende Charakteristik der Kultur der Paläolithzeit etwa 50000 bis 

Jahre v. Chr., von der Mesolithzeit und der Neolithzeit gegeben hat, 
wage ich nicht zu entscheiden. Was er von ihnen zu sagen hat, fesselt ohne 


Zweifel unser Interesse. 
Eutwicklung der Kultur ist B. B. Türmung der Objektschichten. Nach ihm 
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‚von den „Äuße MM .. der Entwicklungsgrad einer Kultur an der Höhe der Objektschichten, zu 
‚nmal die Ku desensie sich erhebt, abgelesen werden. Die erste Schicht ist ihm die bloße Welt | 
’pfungen. Beide der Anschauung. Sie wird von den konkreten Dingen gebildet, die als „Objekt 4 
1e und eine ui Mi ;; sinnlichen Erlebens aufgenommen werden“. Die zweite Schicht stellt die ‚4 
a von der poll Wet der Zusammenhänge dar, die zwischen den Objekten der ersten Stufe be- s 
u siehen (Neolithzeit). Zu der dritten und höheren Schicht erheben sich nur die N 
hilosophie“ ichtli Kulturen. Hier werden die ‚‚mittelbaren“ Zusammenhänge, 
a Einspruch e Handlungen und Schöpfungen in ihren Beziehungen zueinander entdeckt. Dann 
a. « Er u geht B. B. dazu über, den Wert von Individualismus und Universalismus für die 
es gebundenen Kultur zu bestimmen. Hier wird das ausgesponnen, was B. B. im ersten Teil 
.ngt wird. Sich gesagt hat. Beide sind für menschliche Kultur notwendig. Das Erfordernis der 
sn ht nicht an einen Zeit beansprucht das eine, eine andere Zeit das andere stärker. Dement- 
u sprechend ist der Wert beider zu verschiedenen Zeiten ganz verschieden. — Im 

Bindungen ME koten Abschnitt befaßt sich der Vf. mit den Verschiedenheiten und Gleichartig- 
Vf. macht auf keiten der Kulturen, mit deren innerer, horizontaler und vertikaler Gliederung . 
a gerade so der Kulturschichten. — B. B. schließt sein Werk mit einer optimistisch gehaltenen 
führungen, »- Betrachtung über die Möglichkeit eines Wiederaufstiegs der europäischen Kultur. 
TVORRE B. B. hat in dem vorliegenden Werk eine sehr beachtenswerte Leistung der 
ind Untergang wisenschaftlichen Welt vorgelegt, die einen starken geistigen Eindruck macht, 
ischer als auch wddemeine kurze Anzeige in keiner Weise gerecht werden kann. Gerade die 
rstrecken sich mannigfachen Widersprüche, die es hervorruft, werden zu weiteren For- 
ıd Moral. Ge- schungen Anregung geben. 
ıisiert alsdann Ravensburg. Waldemar Mitscherlich. 
so gegen die 
n die Milieu 
ıschluß daran Deutsche Beiträge zur geistigenÜberlieferung. Herausgegeben von } 
Are 2 zn BERGSTRÄSSER. Chicago, University Press 1947. IX | 
Pole Diese Sammlung bedeutet als Ganzes mehr als die bloße Summe ihrer einzelnen 

Beiträge: ein Denkmal des deutschen Geisteslebens in Übersee, errichtet von einer 

und baahl Grappe Gelehrter, die, überwiegend durch das Hitlerregime aus ihrer alten Heimat h 
be bee werttieben, am Werke ist, in ihrer neuen diejenigen Kräfte der deutschen Über- : 
nt. Da lieferung herauszustellen, die als edle und unentbehrliche Teile zur geistigen Welt s 
m des Abendlandes gehören — mehr als das: für ihr Fortleben einzutreten. „Denn ; 
ui, Tal die Bildung ist dem Menschen nicht als Geschenk gegeben“ - so sagt einleitend H 
rei Amold Bergsträsser - „vielmehr als Aufgabe gestellt.“ Ein ernstes Wort: soll ‘g 
ade bei die Kontinuität abendländischer Bildung gerettet werden, so bedarf es der Men- 4 
virklich au schen, die nicht nur in unverbindlicher Gelehrsamkeit von ihr wissen, sondern a 







webindlich in ihr leben. Und ein Wort von besonderem Klange im Munde von 
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Männern, die gestern Opfer des deutschen Abfalles von dieser Bildung, heute ah 
Verkünder des deutschen Anteiles an ihr vor uns stehen. Wir lesen die Liste ihrer 
Namen, die wir nun nicht mehr zu den Unseren rechnen dürfen, beschämt —y. 
gleich auch getröstet. Erinnert sie uns doch daran, daß jenseits des Ozeans 
Stimmen nicht fehlen, die die Kunde vom alten Deutschland am Leben erhalten 
wollen, was hier auch über uns kommen mag. Es haben die Beiträge diegr 
Sammlung bereits als Vorträge im Rahmen der literarischen Gesellschaft Chicagos, 
die sich seit 15 Jahren der Pflege der deutschen Sprache und Literatur widmet, 
ihre Wirkung vor Zuhörern getan, bevor sie sich gedruckt an Leser wenden, 
Das Erscheinen eines zweiten Heftes solcher Vorträge wird vorbereitet, Die 
vorliegenden behandeln überwiegend Themen der Literatur- und Kuns. 
geschichte, die dem Interessenkreise dieser Zeitschrift ferner liegen, Hin 
weis erheischt jedoch der Beitrag von Hans Rothfels über „Stein und die Neu 
gründung der Selbstverwaltung.“ Indem Verfasser ein ihm vertrautes Arbeits. 
gebiet betritt, liegt ihm diesmal daran, vor seinen amerikanischen Hörem da 
Überzeitliche in Steins Persönlichkeit hervorzuheben, die ja seit Alters in der angel 
sächsischen Welt besondere Resonanz gefunden hat; in ihm verkörpere sich eine 
der stärksten Überlieferungen des deutschen öffentlichen Lebens. „Nur ein merk- 
würdiges Vorbeisehen kann zu dem lähmenden oder verdammenden Schluß wer 
führen, daß es diese Ansatzpunkte nicht gibt. Sie harren der Wiedererweckung.“- 
Aus der Reihe der anderen Beiträge seien doch wenigstens noch die beiden 
umfangreichsten herausgehoben. Werner Richter behandelt auf 35 Seiten das 
Thema „Schiller und die Nachwelt‘ und breitet eine Fülle von Beobachtungen 
und Gedanken vor dem Leser aus, immer aber auch er auf der Suche nach dem 
„zeitlosen Einschlage“ in dem Werk des Dichters, aus dem sich zukünftige 
Leben neu entfalten könne. Verfasser scheut nicht den Satz: ‚‚Gerade da, wo 
sich ein Bild vergangener Wirklichkeit in Tatbeständen und Wahrheiten loszu- 
machen scheint, kann es für seine Zeit fruchtbar werden ... Was fruchtbar ist, 
allein ist wahr.“ — Von ähnlichem Ernst getragen ist die 58 Seiten starke Ab- 
handlung O. von Simsons über das abendländische Vermächtnis der Liturgie, 
die das Heft beziehungsvoll einleitet. Sie weist immer wieder auf die Verwum- 
lung der Künste im Erdreiche des Heiligen. Ihre Macht über die Gemüter ging 
zurück, je mehr sich seit der Renaissance eine ästhetische Wertung ausbreitete, 
Die Liturgie aber hält als Stimme des Heiligen das hohe Erbe der Vergangenheit 
am Leben und wendet sich mit dieser Stimme auch ehrfurchtgebietend an die 
Zukunft. 
Marburg/L. L. Dehio, 


Johan Huizinga (1872—1945). Von KURT KÖSTER. Mit 
einer Bibliographie. Oberursel i. T., Verlag Europa-Archiv 197. 
180 S. 7.50 DM. 


Die erste Hälfte der vorliegenden Publikation macht eine Würdigung von 
Leben und Werken Huizingas aus. Sie ist verdienstvoll, da nur langsam aus 
ländische Schriften uns zugänglich werden und Nachrichten über die persön- 
lichen Schicksale Huizingas während seiner letzten fünf Jahre bloß gerücht- und 
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ise nach Deutschland gelangt sind. Auch über seinen früheren Werde- 

von der Kindheit bis zum Antritt des Rektorats der Universität Leiden 

wir Neues und Genaueres. In zehn lose aneinandergereihten Kapiteln 

behandelt der Verfasser Huizingas Jugend, die Studienjahre in Groningen, den 

von der Indologie zur Historie, dann die akademische Laufbahn in 

und Leiden, sein Wirken als Hochschullehrer und Vortragender im 

In-und Ausland. Einige Abschnitte sind den größeren kulturgeschichtlichen 

Werken und sonstigen historischen Studien sowie den Beiträgen Huizingas zur 

Theotie der Geschichte gewidmet. Die zwei Schlußkapitel befassen sich mit der 

Entwicklung des Kulturhistorikers zum Kulturkritiker und dem Lebensausgang 

von'der Besetzung Hollands ab. Exakte Angaben über die von deutschen Per- 

sönlichkeiten eingeleiteten Schritte zur Befreiung Huizingas aus dem Geisellager 

wiren erwünscht. Die Anmerkungen sähe man der leichteren Übersichtlichkeit 

wegen lieber unmittelbar an die einzelnen Kapitel angeschlossen als am Schluß 
zusammengefaßt. 

Dieser erste Teil hält sich trotz der Begeisterung Kösters für Huizinga meist 
nüchtern an die biographisch wichtigsten Tatsachen und Lebensdaten. Er ist 
wertvoll durch mancherlei Einzelzüge, namentlich aus den letzten Jahren, und 
den Nachweis zahlreicher wissenschaftlicher und persönlicher Verbindungen 
Huizingas. Psychologische Entwicklungsfragen dagegen werden meist nur ge- 
streift, am interessantesten (S.21) da, wo von schwankenden Seelenstimmungen 
ästhetischer, ekstatischer oder depressiver Art die Rede ist. Huizingas eigenartige, 
jüngst von mir (H.Z. Bd. 169 S. 111) besprochene autobiographische Skizze 
seines „Weges zur Geschichte“ bietet weitere anziehende Aufschlüsse. Indessen, 
auch darüber hinaus bleiben zahlreiche feinere Persönlichkeitsfragen offen. 


Auch die methodologischen, erkenntnistheoretischen und geschichtsphiloso- 
phischen Probleme sowie die Bestimmung von Huizingas Standort im Rahmen 
der Geschichtswissenschaft bedürfen einer Vertiefung, z. T. auch einer brei- 
teren Unterbauung, wie man überhaupt dem Ganzen stärkere innere Durchbil- 
dung und darstellerische Abrundung wünschen möchte. 


Die Schilderung des Kulturkritikers Huizinga ist reichlich knapp geraten. Die 
eist vor kurzem in Deutschland bekannt gewordene Schrift aus dem Nachlaß 
„Geschonden Wereld“, deren ursprünglicher Titel durch die Überschrift „Wenn 
die Waffen schweigen“ in der deutschen Übertragung nicht hätte ersetzt werden 
sollen, konnte der Verfasser nur mit einem ersten Blick streifen, woraus ihm kein 
Vorwurf gemacht werden kann. Eine inzwischen möglich gewordene Prüfung 
ergibt trotz mancher schon bekannter geistvoller Gedankengänge Huizingas und 
einer bedeutenden Einleitung über den Begriff der Kultur einige Ungleichmäßig- 
keiten in Aufbau, Betrachtungsweise und Einzelurteilen; sie sind wohl z. T. durch 
die erschwerten äußeren Umstände und gesundheitliche Beeinträchtigungen 
des Verbannten zu erklären. An Gewicht und erhellender diagnostischer Kraft 
kommt „Geschonden Wereld“ nicht an das vorangehende Buch „‚Im Schatten von 
Morgen“ heran, und der Ausblick will trotz seiner reinen Empfindung nicht 
voll befriedigen. Aber welcher lebende Denker wäre heute in einer chaotischen 
Welt dazu imstande! 
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Dem zweiten Teil des Kösterschen Buches gebührt volle Anerkennung. Dieg 
umsichtig angeordnete, sorgfältig ausgeführte Bibliographie wird auf 
Zeit jedem, der sich mit dem hervorragenden holländischen Historiker befaßt, 
unentbehrlich sein. Sie gliedert sich in die veröffentlichten, dann die unvoll 
endeten oder bisher nicht publizierten Arbeiten, sowie das über ihn vorhanden 
Schrifttum. Höchst schätzbar ist gerade heute das Verzeichnis der Huizingas 
Werken gewidmeten in- und ausländischen Rezensionen, ebenso seiner eigenen 
Besprechungen. Dazu zwei Beilagen: 1. Die in der Maatschappij der Needer. 
landsche Letterkunde zu Leiden 1906—1941 gehaltenen Vorträge Huizingas und 
2. statt einer vollzähligen Ikonographie der Nachweis wenigstens einiger ohne 
größere Schwierigkeiten zugänglicher Bildnisse. — Die Publikation Kösters weckt 
das Verlangen nach einer deutschen Gesamtausgabe der Werke Huizingas und 
einer Edition seines Briefwechsels. Die Fortsetzung dieser ersten Nummer einer 
bibliographischen Reihe wäre zu wünschen. 

Heidelberg. Willy Andreas, 


Dejepisectvi evropsk&ho vychodu [Die Geschichtschreibung des 
europäischen Ostens]. Von JOSEF MACUREK. Prag, Historicky 
klub 1946. 349 S. 160 Kcs. 


Die tschechische Geschichtswissenschaft nahm an den Überlegungen betreffend 
Osteuropa und osteuropäische Geschichte stets regsten und aktivsten Anteil, 
und dies um so mehr, als das tschechische Volk hierbei im wahrsten Sinne des 
Wortes hin- und hergeworfen wurde. Als Slawen rechnete man die Tschechen 
gern und oft zu Osteuropa, als Bewohner von Landstrichen, die innerhalb des 
Interessenbereichs des Weströmischen Reichs gelegen hatten und jahrhunderte- 
lang zum Deutschen Reich gehörten, sind sie unstreitig ein Teil Westeuropas. Sie 
selbst fühlen sich politisch und kulturell durchaus als Westeuropäer, wofür die 
Vorgeschichte der Scheidung der Länder für und wider den Marshallplan Sommer 
1947 beredtes Zeugnis ablegt. Es ist daher zu begrüßen, daß Macurek 196 in 
überlegter, überzeugender und doch nicht aufdringlicher Weise zu diesem Problem 
streng wissenschaftlich Stellung nahm. Er führt das Problem zu keiner Lösung, 
aber der von ihm gezeichnete Weg durchmißt so sicheren Boden und so klar 
durchforschtes Gelände, daß der Leser ihm gern zustimmt und sich mit der Er- 
kenntnis zufrieden gibt, daß eine für alle Zeitalter geltende Definition nicht zu 
erarbeiten ist. 

Die These russischer und deutscher Forscher, die die europäische Kultur in 
einen romanisch-germanischen und einen griechisch-slawischen Bereich aufspaltet, 
ist abzulehnen. Es gibt nur einen allgemeineuropäischen Schauplatz einer allge- 
meineuropäischen Kulturentwicklung, ein gegenseitiges Verschmelzen und Durch- 
dringen, ein Schwanken und Zusammenleben, einen gegenseitigen Ausgleich und 
eine gegenseitige Ergänzung. Desgleichen ist die Vorstellung von grundsätz- 
lichen Verschiedenheiten der römischen und der byzantinischen Zivilisation nicht 
haltbar. Die kulturelle Verspätung Ost- und Südosteuropas hat ihren Grund in 
den Fremdherrschaften der Tataren und Türken. Weder war die romanisch- 
germanische Welt eine homogene Einheit, noch fehlte es in der osteuropäischen 
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Kultur an westlichen Einflüssen. Trotz dem gemeinsamen Bekenntnis gab es 

‘ade zwischen Griechen, Balkanslawen, Rumänen und Russen und Auf- 
khnung aller übrigen gegen die Griechen. 
Nach Untersuchung aller Möglichkeiten, für die Umschreibung Osteuropas 
einen Maßstab zu finden, kommt Macurek zu dem Ergebnis, daß Besonderheiten 
wiecher Art im europäischen Osten und dessen Geschichte eine unzweifelhaft 
weitgrößere Rolle spielten als andere Kräfte und Umstände. Die kulturelle Ent- 
wicklung war oft von dem politischen Gang der Dinge und der politischen Organi- 
tion abhängig. Und so gelangt er zu drei großen politischen Perioden, deren 
mummäßige Ausdehnung uns zugleich eine Vorstellung von Osteuropa vermittelt: 
1, Das byzantinische Reich und seine Einflußsphäre, 2. Das Türkenreich, der 
isch-litauische Staat und ihre Einflußsphären, 3. Das russische Reich und seine 
Einflußsphäre. Unter Berücksichtigung der Einflüsse, die von den drei politischen 
und Kulturzentren Byzanz (Istanbul), Warschau und Moskau westwärts aus- 
siahlten, wäre eine Grenze zu ziehen, die von der unteren Weichsel über die 
obere Oder zum Wiener Becken und von da am östlichen Alpenrand zum Adriati- 
schen Meer verläuft. Macurek vollzieht diese Grenzziehung selbst nicht, aber 
us seinen Ausführungen geht sie klar hervor, und es geht aus ihnen auch klar 
hervor, daß Böhmen und Mähren außerhalb dieser drei Einflußsphären liegen, 
elbst wenn zur Zeit des Großmährischen Reichs die Beziehungen zu Byzanz 
ußerordentlich rege waren. Man wird im allgemeinen Macureks Darlegungen 
uch deswegen gern zustimmen, weil die ihnen. zu entnehmende Grenze so gut 
vie ganz mit der Linie zusammenfällt, auf der ein Kulturgefälle innerhalb Europas 
festgestellt worden ist. 


Mehr als ein Drittel des Buches beschäftigt sich mit dem Problem „Osteuropa 
nd osteuropäische Geschichte“, etwa die Hälfte schildert die Geschichtsschrei- 

g in den drei politischen und Kulturperioden, den Rest füllen Schrifttums- 
chweise und Register. Das Kapitel über die Geschichtschreibung zeugt von 
finer achtunggebietenden Belesenheit und bestimmt seltenen Kenntnis der ost- 
uropäischen Sprachen. Eine Skizzierung dieses Kapitels in kurzen Strichen ist 
geschlossen, die Unzugänglichkeit dieser wertvollen Angaben wegen der ge- 
ngen Verbreitung des Tschechischen ist in diesem Fall ohne Zweifel ein Verlust 
t die allgemeine Geschichtswissenschaft. 


Sigtuna, Schweden. Emil Schieche. 


Der Urmensch als Schöpfer. Die geistige Welt des Eiszeitmen- 
fen. Von GEORG KRAFT. Berlin, Ebering 1942.IX u. 340 S. 
P Abb, u. 1 Falttafel. 


Der Kerngedanke dieser Schrift ist in folgenden Worten zusammenzufassen: 
Werden und die Entwicklung der menschlichen Kultur ist nicht als eine kon- 
mierlich fortschreitende Vermehrung oder Verwertung des jeweils schon er- 
genen Besitzes zu verstehen. Vielmehr tragen die entscheidenden Wende- 
inkte in der Menschheitsentwicklung den Charakter einer plötzlichen, freiwilligen 
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und schöpferischen Entscheidung, die sich aus einem vorangehenden Zustand oder 
als Glied in einer homogenen Kette kausaler Zusammenhänge gar nicht erklären 
läßt. Auch K. versucht nicht, das rätselhafte Geschehen zu erklären, aber er stellt 
es unter schärfster Beobachtung der Tatsachen vor uns hin, damit wir es erkennen, 
Durch diesen geschärften Sinn für die Tatsachen, den man vielleicht als eine 
„neue Sachlichkeit“ in der Forschung bezeichnen könnte, unterscheidet sich das 
Buch vorteilhaft von jener eigenmächtigen, phantasievollen Deutung der Umeit 
und Vorzeit, zu der das unvergleichlich wichtige aber spärliche und schweigsame 
Fundmaterial den Forscher so oft verführt hat. Vf. unterscheidet in der Mensch- 
heitsgeschichte zwei oder vielmehr drei besonders wichtige Wendepunkte, Der 
eine liegt zwischen der Alt- und der Jungsteinzeit mit dem Übergang vom Jäger- 
tum zum Bauerntum, auf dem noch heute unser Leben beruht. Noch wichtiger 
war der frühere Wendepunkt, der Übergang vom Alt- zum Jungpaläolithikum 
mit der Erscheinung des homo sapiens, der physisch dem heutigen Menschen 
gleicht und auf ähnlicher Kulturstufe wie die noch heute lebenden Wildbeuter 
steht. Aber damit ist immer noch nicht der „Urmensch als Schöpfer“ und die 
Schöpfung des Urmenschen erfaßt, dem die Untersuchung des Vf. in der Haupt- 
sache gilt. Das ist der Mensch des Altpaläolithikums, der Neandertaler, der um 
“ so tierähnlicher aussieht, je älter er ist, und von dem wir nur durch urtümliche 
Feuersteingeräte, Spuren von Herdfeuer und Gemeinschaftsjagd Kunde besitzen, 
während die Kunst noch fehlt. K.s ganze Bemühung aber war darauf gerichtet, 
das’ Wesentlich-Menschliche in dieser Urkultur aufzudecken, um uns von der 
„unvorstellbaren Bedeutung“ dieses Urgeschehens zu überzeugen, „da der 
Mensch — aus der Natur heraustritt und selbst Schöpfer, da er Herr und Geschick 
der Natur wird“, 

Wie gesagt, leugnet Vf. keineswegs den Entwicklungsgedanken, ergänzt diesen 
aber durch die Annahme einmaliger und plötzlicher historischer Ereignisse, von 
denen er die Menschwerdung in den Anfängen des Altpaläolithikums als das Wich- 
tigste betrachtet. In breitem Umfang zieht er die Ergebnisse der Anthropologie, 
Ethnologie und Völkerkunde heran; ausführlich gestaltet sich der Vergleich mit 
dem Leben der heutigen Wildbeuter. Eindrucksvoll ist nach seinen früheren 
Untersuchungen („Die Formgebung der paläolithischen Geräte“ in Arch. f. 
Anthropol. N. F, 22, 1932, 231#.), die Deutung des Werkzeuges, des Messen, 
das Vf. nicht aus der Organprojektion erklärt, sondern als etwas völlig Neues, 
als „dienendes Glied in einem planvoll aufbauenden Ganzen“ begreift, Mit ge 
spanntem Interesse verfolgt man den Versuch, den Ursprung der Sprache durch 
Analogieschluß erst aus der Kunst, dann auch aus dem Ritus, der Gemeinschafts- 
arbeit und dem Werkzeug schon in das Altpaläolithikum zu verlegen. Hier und 
da scheint mir der Vf. zu sehr geneigt, spätere geschichtliche Bewußtseinsformen 
in die Urzeit zurückzuverlegen und so das ständig sich erneuernde Wunder der 
Menschheitsentwicklung zu übersehen, damit das einmalige Wunder der erste 
Menschwerdung um so stärker hervortrete. Das scheint mir z. B. der Fall, wem 
er die Gottesvorstellung ohne überzeugenden Beweis schon für den urzeitlichen 
Bewußtseinszustand in Anspruch nimmt. Auch verstehe ich nicht recht, weshab 
Vf. so hartnäckig die eidetische Erklärung der jungpaläolithischen Tierdarstellung 
ablehnt, wo er doch selber diese Kunst als eine plötzlich und fertig uns entgeget 
springende Erscheinung bezeichnet und damit eines der wichtigsten Argument 
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der eidetischen Erklärung unterstreicht. Daß aber in jedem Punkt 
dieser von umfangreichem Wissen und leidenschaftlicher Überzeugung getragenen 
Darstellung schon heute volle Übereinstimmung möglich wäre, erwartet der Vf. 
selber keineswegs, und wohltuend berühren gerade die Bescheidenheit des Vor- 
tags und die Besonnenheit seiner Schlüsse, die ihn trotz des spürbaren Einsatzes 
des ganzen Menschen nicht verlassen. Dabei zeichnet sich das Buch neben seiner 
Gedankenfülle durch scharfe begriffliche Formulierung und reichen sprachlichen 
Ausdruck aus. — Eine Falttafel gibt Tabellen, die einen Überblick über die Eis- 
zeiten und Kulturen, den Werdegang der Kultur und die Epochen der mensch- 
lichen Geschichte vermitteln. Die guten und sorgsam gewählten Abbildungen 
tagen wesentlich zum Verständnis des bedeutsamen Buches bei. 

München. F. Adama var Scheltema. 


Altanatolien. Kunst und Handwerk in Kleinasien von den An- 
bis zum völligen Aufgehen in der griechischen Kultur. Von 
HELMUTH TH. BOSSERT. (Die ältesten Kulturen des Mittel- 
meerkreises, II. Band.) Berlin, E. Wasmuth 1942. 112 S., davon 
128. Karten und 1218 Abb. auf 320 Tafeln. Groß-8°, 


Bei diesem in Anbetracht der Kriegszeit ganz hervorragend ausgestatteten 
Bande handelt es sich um einen Fortsetzungsband der mit dem bekannten, 
bereits in 3. Aufl. erschienenen Buch über „Altkreta“ begonnenen Reihe des- 
selben Verfassers. Dieser, seit etlichen Jahren als Professor an der Universität 
in Istanbul tätig, hat nunmehr sein Hauptaugenmerk auf die Altertümer 
Kleinasiens gerichtet und legt in diesem neuen Werke all das vielseitige Material 
im Bilde vor, das er für seine Vorlesungen in Istanbul allmählich in mühseliger 
Arbeit zusammengetragen hat. Daß dies im fernen Istanbul geschriebene und dort 
auch bildmäßig zusammengestellte Buch mit über 1000 Einzelabbildungen ohne 
Anwesenheit des Autors in Deutschland hier bei uns in einem Berliner Verlag im 
vierten Kriegsjahr überhaupt hat erscheinen können, verdient allein schon des 
Lesers und Betrachters höchte Anerkennungl 


Vf. ist sich natürlich klar darüber, daß das vorliegende Werk zunächst Roh- 
material darbietet und einen ersten Anfang auf einem so gut wie völlig uner- 
forschten Gebiet darstellt. Von vielen Grabungen fehlen noch die Publikationen, 
in noch mehr Fällen fehlen die Grabungen überhaupt; jedenfalls gewinnt man 
den Eindruck, daß Kleinasien sowohl geographisch auf viele Strecken wie zeitlich 
für manche geschichtliche Epoche noch durchaus „Neuland“ ist und daß hier der 
künftigen Spatenforschung noch lohnende Aufgaben winken. Das Buch ist 
äußerlich ähnlich seinem Vorgänger „Altkreta“ eingerichtet; das Hauptgewicht 
liegt auf dem Abbildungsmaterial; der Text ist stichwortmäßig kurz, auf eine all- 
gemein gehaltene Einleitung zu jeder Bildergruppe folgen die nötigen Hinweise 
zu den Abbildungen. Gewiß möchte sich der Fachgelehrte vieles ausführlicher 
im Text erörtert wünschen, denn der Probleme und Fragen sind mehr als Lösungen 
und Antworten, aber es muß zum Lobe des Vf.s betont werden, daß er mit größter 
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Behutsamkeit und ebensolcher Sachkenntnis die Probleme behandelt hat und an 
Warnungen hinsichtlich der Unsicherheit des Gesagten durchaus nicht spart, 

Angesichts der großen Vielgestaltigkeit der Völker und Kulturen, die in yor- 
griechischer Zeit auf anatolischem Boden ihre Zeugnisse hinterlassen haben 
nimmt der Vf. die Einteilung des Stoffes in geographischer Folge vor und En 
im Westen beginnend und handelt dann jedes Volk oder jede Landschaft bis zur 
griechischen, bzw. persischen Zeit ab. Den Anfang machen die spärlichen etrus- 
kischen Funde von der Insel Lemnos, zu denen leider noch immer ähnliche Funde 
vom kleinasiatischen Festland fehlen, wo ja die Vorfahren der italischen Etrusker, 
die Turscha der ägyptischen Seevölker-Darstellungen, gesucht werden. Über die 
Funde von Troja und die der Yortan-Kultur geht es nach Lydien, wo der Histo- 
riker gewiß die knappe Darstellung der lydischen Hertscherhäuser ($, 25) be- 
grüßen wird. Angeschlossen sind die vielfach noch schwer beurteilbaren Funde 
aus Karien, Lykien und Pisidien. 


Der Schwerpunkt des Buches liegt begreiflicherweise auf den Denkmäler. 
Zentralanatoliens, also denen aus dem Kerngebiet des Hethiterreiches. Hier sind 
auch die Textangaben erfreulich reich, vor allem sind die Probleme der Chrono- 
logie in vergleichenden Tabellen mit der Chronologie Ägyptens und Vorderasiens 
übersichtlich dargestellt, und zwar durchweg auf neuesten Forschungsergebnissen 
beruhend (vor allem S. 48/49). Der wichtigste Fundplatz für das 3. Jahrtausend 
v. Chr. ist heute Alaca Höyük, wo die rasch berühmt gewordenen Metallarbeiten 
wie die Hirschfigur mit Silbereinlagen (Abb. 300) neben vielem anderen gefunden 
wurden. Vf. weist darauf hin, daß hier, wenn auch nur vereinzelt, schon die 
Schrift der späteren „‚Hieroglyphenhethiter‘“‘ vorkommt, daß es sich also bei 
diesen sonst noch prähistorischen Funden sicher um hethitische handeln muß. Die 
Einwanderung der indogermanischen Hethiter wird im Laufe des 3. vorchrist- 
lichen Jahrtausends erfolgt sein, und zwar innerhalb Kleinasiens sicher von dessen 
Norden ausgehend, nur bleibt es noch unentschieden, ob sie von Europa aus 
über den Bosporus oder den Kaukasus erfolgt ist. Jedenfalls hatten diese ältesten 
indogermanischen Hethiter nichts mit den ältesten arischen Indern zu tun, diese 
Berührung erfolgte erst im 2. Jahrtausend in Nordsyrien mit den sog. Mitanni, 
deren Herrenschicht indoarischen Ursprungs war. Zeitlich dürften die Funde von 
Alaca Höyük etwa in die Zeit des Reiches von Akkad gehören, von dessen König 
Naramsin (um 2300 v. Chr.) wir wissen, daß er auch einen Zug nach Kleinasien 
unternahm. Etwa um 1900 v. Chr. setzt man jetzt die Blüte der altassyrischen 
Handelskolonien in Kappadokien an, die ebenfalls durch Funde (besonders Ton- 
tafeln und Siegel) vertreten sind. Nach dieser Epoche assyrischer Ausdehung 
im Osten von Kleinasien gewinnt erstmals das Hethiterreich mit seiner beim 
heutigen Bogazköy gelegenen Hauptstadt Chattusas an Umfang und Bedeutung: 
das sog. „Alte Reich“, das neuerdings in die Zeit von rd. 1900 bis 1500 v. Chr. 
gesetzt wird. Auf Grund der gesicherten neuen Ansetzung der Hammurabi- 
Dynastie in Babylon fiel die vorübergehende Eroberung der Stadt Babylon durch 
die Hethiter um 1600 v. Chr. Durch diese Spätlegung des hethitischen Alten 
Reiches entfällt jetzt jene Lücke, die früher zwischen dem Alten und dem Neuen 
Reich klaffte. Dieses schließt jetzt unmittelbar an, wenn auch der Übergang von 
der II. Dynastie von Chattusas zur III, die die erste des Neuen Reiches bildet, 
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im einzelnen noch der Klärung bedarf. Mit Recht weist Vf. darauf hin, daß sich 
die Könige des Neuen Reiches denen des Alten verwandt und verpflichtet fühlten, 
was schon daraus hervorgeht, daß sie vielfach die Eigennamen jener bevorzugen. 
Archäologisch lassen sich schwer Vergleiche zwischen den im ganzen noch spär- 
lichen Funden des Alten und den üppigen des Neuen Reiches ziehen, weil uns 
aus dem Alten weder Großarchitektur, noch Großplastik, noch Reliefkunst er- 
halten sind, sondern nur bescheidene Privathäuser, Kleinplastik und Keramik. 
Deutlich zeigen die Funde aus beiden Reichen, daß der Blick und das Interesse 
der Hethiter zu allen Zeiten nach Osten, genauer Südosten, also nach Syrien und 
weiter auf die altorientalischen Großmächte Babylonien und Ägypten hin gerichtet 
war, Westkleinasien und das angrenzende ägäische Gebiet spielte in beiden 
Hethiterreichen eine durchaus untergeordnete Rolle, wenigstens soweit wir heute 
die Funde überblicken. 
Als Blütezeit des Neuen Reiches bezeichnet Vf. die Regierung Chattusilis’ III., 
der ungefähr 1283 bis 1250 v. Chr. regiert hat und ein Zeitgenosse Ramses’ II. 
wat. Nach des Vf.s Ansicht sind die Kulturträger dieses Reiches die „Hiero- 
glyphenhethiter“, also die Verfertiger der heute noch immer nicht restlos ent- 
zifferten Inschriften in hethitischer Hieroglyphenschrift. Das „Keilschrift- Hethi- 
tische“ sei dagegen zur Zeit des Neuen Reiches bereits eine tote Sprache gewesen 
und nur noch als Kult- und Literatursprache verwendet worden, also ähnlich dem 
Latein im christlichen Mittelalter. Zu diesem Punkt möchte man sich aber doch 
genauere Beweise wünschen, denn, um nur eins zu nennen: der Staatsvertrag 
zwischen dem genannten König Chattusilis und Ramses II. ist uns auch in Keil- 
schrift-Hethitisch überliefert, und man wird doch ein solches Staatsdokument 
wohl kaum in einer toten Sprache abgefaßt haben. Die komplizierte und vielleicht 
auch gar nicht sicher lösbare Frage, ob Keilschrift-Hethiter und Hieroglyphen- 
Hethiter ein und dasselbe Volk darstellen oder ob es sich dabei um zwei ver- 
schiedene Völker handelt, wird in diesem Zusammenhang leider nicht berührt. 
Inden Bildern treten die Bauten der Hauptstadt des Neuen Reiches bei Bogazköy, 
die bis in den Krieg hinein vom Deutschen Archäologischen Institut in Istanbul 
ausgegraben wurden, und besonders die Reliefs des berühmten Felsheiligtums von 
Yazilikaya berechtigterweise in den Vordergrund (Abb. 439—546). Nicht ganz 
wohl ist dem Ref. angesichts der neuen Frühdatierung der seit langem bekannten 
Reliefs (darunter die Eberjagd, Abb.521) von dem schon oben genannten Fundort 
Alaca Höyük (früher meist kurz Üjük genannt) in das 15. Jahrhundert v. Chr. Ihr 
Stil ist doch sehr anders als der der Yazilikayareliefs, und auch das vom Vf. zum 
Vergleich herangezogene Relief von Tell Agana (Abb. 576), das in die gleiche 
frühe Zeit gehören soll, sieht doch auch recht anders aus. Mir scheinen die Üjük- 
Reliefs daher doch immer noch den späthethitischen, also etwa denen von Karke- 
misch (Zeit nach 1000 v. Chr.), stilistisch näher zu stehen, wie man früher immer 
annahm (so auch noch Moortgart). Allerdings würden damit die einzigen Relief- 
beispiele des Neuen Reiches in Wegfall kommen, die von Jagd und Kampf er- 
zählen und nicht Kulthandlungen zum Gegenstand haben. Aber vielleicht hatte 
die hethitische Reliefkunst des Neuen Reiches wirklich keinen anderen Wirkungs- 
beteich als den religiös-kultischen, zu dem dann erst später unter dem Einfluß 
der wilden nordsyrischen Kunst die Erweiterung durch Jagd- und Kampfmotive 
hinzukam. 
23* 
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Sehr anzuerkennen ist übrigens, daß der Vf. hier und ebenso am Ende mehrerer 
anderer Abschnitte zur Erweiterung des aus den kleinasiatischen Denkmälem 
gewonnenen Bildes auch Darstellungen aus andern Ländern, vor allem 
und Assyiren, bringt, die für den dargestellten Abschnitt von Bedeutung sind. 
Besonders reiches Material hierfür findet sich bekanntlich an ägyptischen Tempel. 
wänden der Ramessidenzeit, an denen die Hethiterkriege dargestellt worden sind, 
Dem Ägyptologen fällt allerdings dabei immer wieder auf, daß die Hethiter uf 
ägyptischen Reliefs doch meist recht anders aussehen als die auf annähernd gleich- 
zeitigen hethitischen. Wie dies zu erklären sei, ist m. E. noch nie hinreichend 
untersucht worden. 

Bei der Vorführung des gerade an Reliefkunst sehr reichen Materials aus den 
späthethitischen Kleinfürstentümern im Südosten Kleinasiens, unter denen an 
Qualität die Denkmäler von Cerablus (Karkamis, meist Karkemisch geschrieben) 
am oberen Euphrat hervorragen, und die aus der Zeit nach dem Untergang des 
Neuen Reiches (um 1190 v. Chr.), im wesentlichen aus dem 10., 9, und 8, Jahr- 
hunderts v. Chr. stammen, fällt die durch den Buchtitel gegebene genaue Be- 
schränkung der Denkmäler auf Anatolien insofern nachteilig auf, als hier unbedingt 
die von Moortgat in seinem Buche über die „Bergvölker“ herausgearbeitete nord- 
sytische Kunst hätte herangezogen werden müssen, die vor allem durch die Denk- 
mäler des 'l'ell Halaf repräsentiert wird. Hier möchte ich sogar fragen, ob ein 
Ort wie das am Euphrat gelegene Cerablus geographisch überhaupt noch zı 
Kleinasien und nicht schon zu Syrien zu rechnen ist? Niemand würde sich war- 
dern, wenn er die Denkmäler von Cerablus auch in einem Bande über syrische 
Denkmäler anträfe. Die späthethitischen Staaten, die nahezu alle bereits 732 v.Chr, 
nachweislich an Assyrien Tribut zahlten und danach völlig im Assyrerreich auf- 
gingen, lagen geographisch wie kulturell auf der Grenze zwischen Kleinasien und 
Syrien, und zwar scheint mir auf dem Gebiet der bildenden Kunst hier die nord- 
syrische Komponente maßgeblicher zu sein als die hethitische, während der W 
unter Beiseitelassung des Nordsyrischen etwas zu einseitig in den Denkmikm 
der späten Kleinstaaten allein die gerade Fortsetzung der hethitischen Denkmikt 
des Neuen Reiches sehen möchte. Dies sind verschiedene Ansichten, über de 
sich im einzelnen sicher viel diskutieren ließe. Wichtig ist bei diesen Denkmälm 
die fortschreitend erkennbare Aramäisierung, d. h. Semitisierung, auf die sowohl 
hinsichtlich der Schrift wie der künstlerischen Gestaltung im Text gebührend hin- 
gewiesen wird. 

Den Beschluß des Bandes bilden dann die Denkmäler der indogermanischen 
Phryger, die nach dem Sturz des neuhethitischen Reiches von Thrakien kommend 
die hethitischen Kerngebiete in Zentralanatolien neu besiedelt haben; auch die 
Denkmäler der keltischen Galater werden, soweit sie nicht der hellenistischen 
Kunst angehören, kurz berührt. Zuletzt erscheinen die Denkmäler des Reiches 
von Ukartu in Ostanatolien, das vom 9. bis 6. Jahrhundert v. Chr. bestand, wobei 
den Historiker wieder eine synchronistische Königstabelle zusammen mit den 
zeitlich entsprechenden assyrischen Hertschern erfreuen wird (S. 88/89). 

Ich habe versucht, in der Anzeige dieses trotz seines knappen Textes ungemein 
inbaltreichen und vielseitigen Buches dem Charakter der H. Z. entsprechend mög- 
lichst das für den Historiker Wichtige zu betonen. Auf kunstarchäologischem 
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Gebiet wäre mindestens ebensoviel, wenn nicht mehr, an Interessantem hervor- 

was aber hier zu weit führen würde. Ich schließe mit dem aufrichtigen 
Dank an den Vf., daß er uns mitten in der Kriegszeit mit „Altanatolien“ ein 
Werk beschert hat, das berufen sein wird, in ruhigeren Zeiten der Forschung 
wertwollstes Neumaterial für die Weiterarbeit an den noch vielfach so uner- 
schlossenen alten Kulturen Kleinasiens an die Hand zu geben. 


München. A. Scharff. 


Römische Geschichte. Von ERNST KORNEMANN. 2. Bd.: 
Die Kaiserzeit. Stuttgart, Kröner 1939. 561 S. 


Das Werk, dessen zweiter Band [Bd. I vgl. H.Z. 161, 329 ff. K-t.] hier — 
kider sehr verspätet — angezeigt wird, hat sich längst seinen Platz sowohl beim 
allgemein wie wissenschaftlich interessierten Publikum erobert und braucht sich 
eigentlich seinen Wert nicht noch ausdrücklich bestätigen zu lassen. Der Vf. 
ist einer unserer bekanntesten Althistoriker, und zumal auf dem Gebiet der 
römischen Kaiserzeit ist er Fachmann. Seit seinen wissenschaftlichen Anfängen 
bei Mommsen und Hirschfeld hat er an ihr immer wieder gearbeitet, durch seine 
Darstellung dieser Periode in Gercke-Nordens Einleitung in die Altertumswissen- 
schaft ist er für mehr als eine Generation Studierender der wissenschaftliche 
Führer geworden. Er besaß also für den zweiten Band recht eigentlich die Kom- 
petenz, Und dann war dieser Band über die Kaiserzeit vor allem bestimmt, eine 
lingst spürbare Lücke auszufüllen. Bekanntlich gibt es keine zusammenfassende 
Behandlung der Kaiserzeit bei uns (in der ausländischen Literatur steht es etwas 
besser). Die Fortsetzung der guten Geschichte der römischen Republik J. Vogts 
in der Herderschen Weltgeschichte (Geschichte der führenden Völker) hat gar 
kein Gewicht, und in der Propyläen-Weltgeschichte ist der das Altertum behan- 
deinde Teil von Auflage zu Auflage im Raum mehr und mehr beschränkt worden, 
so. daß die dortige Geschichte der Kaiserzeit schon deshalb nicht ernsthaft mit- 
ihlen kann. Es ist schon so: K.s neue Kaiserzeit ist gegenwärtig die einzige 
Darstellung, die wir in deutscher Sprache haben!) und schon deshalb gebührt dem 
VW. für das Werk Dank und Anerkennung. 

Der Band umfaßt rd. 500 Textseiten (des bekannten Taschenformats). Davon 
sind aber rd. 120 Seiten abzuziehen, auf denen die Übergangszeit von Cäsars 
Konsulat 59 v. Chr. bis zum Jahre 27 v. Chr., der Gründungsstunde des Prinzipats, 
behandelt wird. Der Raum für die eigentliche Kaiserzeit ist also auch bei dieser 
Geschichte nicht sehr groß (zumal vernünftigerweise die Geschichte bei K. in 
den frähbyzantinischen Staat einmündet und bis zum Aufbruch des Islam ver- 
läuft). Natürlich wird man sich fragen, warum die außergewöhnliche Belastung 
mit der Vorgeschichte stattgefunden hat. Die Erklärung gibt die Andeutung des 
V£s im Vorwort, daß ihm die Möglichkeit zu breiterer Entfaltung gefehlt hat. 


?) Das Urteil versteht sich für den Zeitpunkt der Abfassung der Rezension (1944) 
Inzwischen hat sich durch die beiden Werke Kahrstedts („Kulturgeschichte der 
römischen Kaiserzeit‘ 44, „Geschichte des griechisch-römischen Altertums“ 48) die 
Lage geändert, 
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Man merkt jetzt deutlich: das Werk hat sich ursprünglich in drei (statt zwei) Teile 
gegliedert. Es ist sehr zu bedauern, daß daraus nichts geworden ist. Dem V£ 
wie dem Publikum wäre dadurch ein großer Dienst geleistet worden. Jetzt kann 
man mit Händen greifen, daß ein Stoff, der ursprünglich für einen größeren Rah- 
men bestimmt war, hat zusammengedrängt werden müssen!). Es bleibt aber er. 
staunlich, welche Fülle von Tatsachen trotzdem auf diesem kleinen Raum Platz 
gefunden hat. Vf. macht zwar im Vorwort die bescheidene Bemerkung, er habe 
sehr selektiv verfahren müssen, aber in Wirklichkeit ist das gebotene Material 
weit mehr, als man von vorneherein erwartet. Das hat natürlich auch seine Nach- 
teile. Manchmal werden die Dinge nur angeführt anstatt aus dem Gang der Ereig- 
nisse heraus entwickelt. Man hat den Eindruck, daß die Luft zu natürlicher Ent. 
faltung gefehlt hat vor allem, wenn sich das auch äußerlich durch beiläufig, in 
Klammern eingeschlossene Nebensätze, welche gleichwohl etwas Neues sagen, zu 
erkennen gibt. Ich bezweifle, ob der wissenschaftlich nicht Vorbereitete an solchen 
Stellen zu einem vollen Verständnis gelangen wird. 


Freilich liegt hier der Einwand nahe, ob nicht zweckmäßigerweise dies und 
jenes besser weggefallen wäre, aber damit wird man dem Charakter des Buches 
nicht gerecht. Es ist ein Stück von des Vf.s Persönlichkeit, und zwar in einem 
größeren Grade, als dies für literarische Werke wissenschaftlichen Charakters 
zuzutreffen pflegt. Man gewinnt keinen richtigen Zugang zn dem Buch, wen 
man-nicht hinter den Worten die lebendige Erscheinung K.s sieht. K, wır 
ein begeisterter und begeisternder Universitätslehrer, der es vermochte, sich in 
mündlicher Rede ganz mitzuteilen und darin voll zu wirken. So ist auch manche 
Bemerkung in dem Buch eigentlich dazu bestimmt, ihren wirklichen Gehalt im 
Munde des sprechenden Dozenten, etwa durch eine der Situation entspringende 
leichte Ergänzung, zu gewinnen. Damit hängt eine weitere Eigentümlichkeit des 
Werkes zusammen: der stark lehrhafte (man kann beinahe sagen: didaktische) Zug, 
den es trägt. Auf Schritt und Tritt begegnet man Aussagen, die weniger den 
Zweck haben, die Tatsachen begreifen zu lassen, als auf ihre äußere Erfassung ab- 
zielen. Am deutlichsten hierin ist etwa der $. 205f. aufgestellte Dreierschematis- 
mus für die Prinzipatszeit oder wenn $.388 ein „merkwürdiger Kreislauf det 
antiken Geschichtsschreibung“ konstatiert wird (ebenso $. 385 „das dritte nach- 
christliche Jahrhundert das gerade Gegenteil des dritten vorchristlichen“). Ich 
möchte diesem Bestreben auch den merkwürdigen Synchronismus von den angeb- 
lichen Märtyrern der Weltenwende zugute halten (gemeint sind Cäsar, Augustus, 
Tiberius, Arminius, Jesus). 


Über die vom Vf. im einzelnen vertretenen Auffassungen sich zu verbreiten, 
überschreitet den Rahmen dieser Besprechung. Es ist klar, daß ein Kenner der 
Materie wie K., der allenthalben die Ergebnisse auch der neuesten Forschung zu 
Wort kommen läßt, zuverlässige Auskunft gibt, es ist ebenso selbstverständlich, 
daß er das Recht für sich in Anspruch nehmen darf, eigene und gegen die her- 
kömmliche Meinung sich wendende Urteile zu fällen. Es wäre trivial hervorzuheben, 
daß man in manchen Punkten anders denken kann, ich will aber auch nicht ver- 


1) Man wird sich bald von des Verfassers nachgelassenem Werk („Weltgeschichte 
des Mittelmeerraumes‘ 48) dafür entschädigt sehen, 
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schweigen, daß manche Bemerkungen dem allgemeinen Verständnis weiterhelfen 
können. Die Kritik, die K. beispielsweise an Augustus, bei aller Anerkennung 
und Hervorhebung seiner Bedeutung, übt hinsichtlich seiner Außenpolitik, ist 
nur zu berechtigt. In der Forschung hat sich da viel zu sehr die Auffassung 
Eduard Meyers durchgesetzt. Voll und ganz unterschreibe ich auch den Einwand 
gegen die „programmwidrige‘“ augustische Familienpolitik. Ebenso dürfte es 
modernster (etwa auch von Gelzer vertretener) Vorstellung entsprechen, Augustus 
wieder näher an Cäsar heranzurücken. Wichtiger ist die Konzeption des Ganzen. 
Man kann sie vielleicht als „konservativ“ bezeichnen. Ich meine damit, daß 
Gliederung und Rhythmus der Darstellung durchwegs noch an der Persönlichkeit 
der einzelnen Kaiser orientiert sind. Nicht umsonst heißt es ($.3): „Kaiser- 
geschichte ist die Geschichte der großen Staatsführer“. Deswegen fehlen natür- 
lich Ausführungen über die geistigen und sozialen Zustände nicht (sie nehmen 
sogar einen relativ breiten Raum ein), aber die Dominante bilden doch die einzel- 
nen Kaisergestalten, Die Folge ist (darüber wäre an sich mehr zu sagen), daß K.s 
Kaiserzeit einen mehr statischen als dynamisch-genetischen Zug trägt. Es fällt 
beispielsweise auf, wie gewisse Urteilskonstanten, welche als Folie für die ver- 
schiedensten historischen Phänomene dienen, in stetiger Wiederholung auftreten, 
etwa „Römertum“ oder die Norm, die durch Augustus verkörpert wird. Bei 
dieser Beleuchtung rücken dann manchmal geschichtliche Größen zusammen 
(etwa Justinian, Diocletian zu Augustus), die in der Zeiten Flucht gesehen höchst 
verschiedenen „‚Stellenwert‘‘ besitzen, umgekehrt kann es passieren, daß durch 
ein mehr oder weniger homogenes Kontinuum ein scharfer Schnitt gezogen wird 
(Trennung Trajans von Hadrian und Diocletians von Konstantin). Gewiß schie- 
ben sich da mitunter in einer Person mehrere Schichten ineinander, aber unbe- 
streitbare Notwendigkeit, nur der einen (man kann sie vielleicht die personal- 
physiognomische nennen) den Vorzug zu geben, besteht natürlich nicht, wobei 
auch noch zu fragen wäre, wie man letztere methodisch einhellig zu bestimmen 
hat (Trajan beispielsweise ist in dieser Hinsicht keineswegs eindeutig). 

Doch genug solcher Überlegungen. Sie gehen schließlich auch weniger K. an 
als die prinzipielle Problematik der römischen Kaiserzeit. Man wird von dem 
Buch nicht mehr verlangen als was es geben will, und hat deshalb in ihm zu- 
vörderst eine dankenswerte Stoffvermittlung zu sehen. 

Kiel. Alfred Heuß. 


Fundus cum instrumento. Von ARTUR STEINWENTER. 


Sitzber. Akad. Wiss. Wien 221, 1. Wien, Hölder-Pichler-Tempsky 
1942. 110 S. 


Der landwirtschaftliche Betrieb mit seiner Einrichtung ist das Thema dieser 
„agtar- und rechtsgeschichtlichen Studie‘, wie der Untertitel lautet. Also trägt 
sie gewissermaßen einen Januskopf, der sich an zwei Wissenschaften wendet, an 
die Jurisprudenz und an die Kulturgeschichte. Ein Bericht, der einigermaßen der 

dieses ganz hervorragenden Werkes gerecht werden will, muß somit 
notwendig beide Betrachtungsweisen zu Worte kommen lassen. 
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Wer zunächst die juristische Seite beurteilen will, möge etwa Windscheids 
Pandekten in 9. Aufl. von Kipp (Frankfurt a. M. 1906) zur Hand nehmen, Wenn 
der Rechtshistoriker dieser Generation Auskunft darüber geben wollte, welche 
Gegenstände nach römischem Recht zusammen mit einem Landgut übergeben 
werden mußten, wenn ein solches vermacht oder verkauft worden war, so ant- 
wortete er: „die Pertinenzen“, „das Zubehör“, ohne sich viel Rechenschaft dar. 
über zu geben, daß damit nichts Neues gesagt war. Abhandlungen zum geltenden 
Recht haben die Unschärfe dieser Ausdrucksweise wohl aufgewiesen, aber selbst 
in neuen Lehrbüchern des römischen Privatrechts, wie z.B. dem von Siber 
(Berlin 1928), war die eingebürgerte gemeinrechtliche Pertinenz beibehalten 
worden. Steinwenter dagegen geht der Frage viel tiefer nach. Durch eine um- 
fassende Untersuchung aller zur Verfügung stehenden Quellen, der Gesetzesfrag. 
mente, der juristischen Literatur, der Papyri, der sonstigen Urkunden, der nicht- 
juristischen Schriftsteller und der Ausgrabungsergebnisse gibt er zum ersten Male 
eine erschöpfende Antwort auf dıe Frage, welche einzelnen Gegenstände denn 
nun faktisch in solchen Fällen mitübergeben wurden und aus welchen Gedanken- 
gängen heraus das geschah. Was uns so bisher ein farbloser Begriff „Zubehör* 
wat, das ist durch dieses Buch mit Leben erfüllt worden. So, und nur so konnte 
die römısche Rechtsgeschichte auch für dıe Frage des Zubehörs wieder in ihre 
Rolle als Lehrmeisterin des praktischen Juristen der Gegenwart eingesetzt werden; 
denn nicht Deduktionen von dem — nicht einmal antiken, sondern gemeinrecht- 
lichen — Begriff pertinentia vermögen dem Juristen von heute etwas zu bieten, 
wohl aber die getreue Schilderung der Tatsachen und die dahinter stehende Ideen- 


geschichte. 


Es liegt auf der Hand, daß auch die Kulturgeschichte von dieser von Grund 
auf reformierten Betrachtungsweise eines juristischen Problems den größten Vor- 
teil hat: unmerklich wird die Methode des Rechtshistorikers nicht nur juristisch 
moderner, sondern auch historischer. So mögen gerade die Historiker den Fort- 
schritt der Nachbarwissenschaft besonders begrüßen. Von den lehrreichen Fakta, 
die das Buch behandelt, wollen wir als wichtigste die folgenden herausgreifen: 
Unter „fundus“ verstanden die Römer den Einzelhof. Vom ersten Eigentümer 
her erhält er seinen Namen („fundus Lollianus“), den er dann dauernd bei- 
behält. Wenn auch die juristischen Quellen, vor allem die Digesten, wenig davon 
ahnen lassen, so faßten ihn die Römer doch als einen organisierten landwirtschaft- 
lichen Betrieb auf. Und zwar ist es ein privatwirtschaftlicher Gedanke, der sie dazu 
bringt: seine Aufgabe ist, dem Eigentümer einen Ertrag abzuwerfen, deshalb ist 
alles, was diesen Ertrag dauernd ermöglicht oder steigert, in die wirtschaftliche 
Einheit des fundus miteinzubeziehen. Zu ihm gehören als Mittelpunkt die 
aedificia, die Betriebsstätte, ohne die gar kein fundus gegeben wäre. Als Be 
triebsmittel gehören die unfreien Arbeiter, das Arbeitsvich, das Ackergerät und 
die Behältnisse für die Früchte mit zum fundus, wie das die Agrarschriftstelkr 
und die Urkunden klar belegen. Die Bezeichnung „instrumentum“ wird zu 
nächst nur für das Ackergerät, die landwirtschaftlichen Maschinen und die Ge 
fäße zur Aufbewahrung der Früchte gebraucht, allmählich aber auf alle beweg- 
lichen Betriebsmittel mit Ausnahme des Saatguts, des Düngers und des Zucht- 
viehs ausgedehnt. Für die Papyri der Römerzeit weist St. nach, daß sie zunächst 
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von einem anderen Bewirtschaftungssystem ausgehen, also den „‚fundus“ nicht 
kennen, in byzantinischer Zeit aber die römischen Gedanken und Ausdrücke ins 
Griechische übertragen. 

Der Zweck, dem Eigentümer eine möglichst hohe Rente abzuwerfen, würde 
aber gestört, wenn fundus und instrumentum durch Verkauf oder Vermächt- 
nis o.ä. gesonderten Eigentümern zufallen würden, so daß das landwirtschaft- 
liebe Unternehmen von seinen Betriebsmitteln entblößt würde. Aufgabe der 
Gesetzgebung und der Jurisprudenz ist es also, diesem unerwünschten Ergebnis 
entgegenzuwirken. Verständnis dafür läßt sich zunächst in der Gesetzgebung der 

ikanischen und frühkaiserlichen Zeit nicht nachweisen, wobei aber der 
Mangel an Überlieferung zu berücksichtigen ist. Auch die Gesetze der späten 
Kaiserzeit sind hıer nicht einheitlich, aber vor allem ın zwei Fällen setzte sich das 
Verständnis für die Betriebseinheit durch: einmal erfolgte unter dem Druck des 
Arbeitermangels die Bindung der Colonen an die Scholle und damit an den 
fundus. Für dieses wichtigste Betriebsmittel erzwang die Not gebieterisch, daß 
ein fundus nicht ohne sie veräußert werden durfte. Ein zweiter wichtiger Durch- 
bruchspunkt der Idee der Betriebseinheit hat einen fiskalischen Grund. Er trifft 
den Fall, daß durch eine Zwangsvollstreckung von seiten eines Gläubigers dem 
fundus die Betriebsmittel entzogen werden könnten. In der Zeit des klassischen 
römischen Rechts trat ein Bedürfnis nach gesetzgeberischem Eingreifen hier nicht 
hervor; denn damals gab es ja nur eine Verurteilung auf Zahlung einer Geld- 
summe und äußersten Falls eine missio in die bona des Schuldners insgesamt, 
wodurch die Betriebseinheit nicht zerrissen wurde. (Einige nebensächliche Aus- 
nahmefälle führt St. auf.) Als aber in der späten Kaiserzeit die Pfändung einzelner 
Sachen durch einen Gläubiger gestattet wurde, da wehrte sich der Fiskus dagegen, 
daß die Steuereinnahmen aus einem fundus geschmälert würden, weil Gläubiger 
die Betriebsmittel durch Pfändung weggenommen hätten. So verboten Konstantin 
und Theodosius II. die Pfändung von Sachen, die „ad culturam agri pertinent“, 
was Justinian durch Interpolation auf das instrumentum aratorium ausdehnt, 


Dagegen gehen die römischen Juristen von einer ganz anderen Seite an die 
Frage heran: sie behandelten vor allem den Fall, daß ein fundus cum instrumento 
als Einzelvermächtnis in einem Testament einem anderen als dem Erben zu- 
gefallen ist und fragen nun bei der Auslegung des Testaments, welche Gegen- 
stände zum instrumentum zu rechnen sind. Mehrere Klassiker gehen dabei ob- 
kktiv von der Betriebseinheit aus, andere, vielleicht zum Teil interpolierte, 
Stellen der Digesten verlangen Erforschung des subjektiven Willens gerade dieses 
Erblassers bei der Errichtung des Testaments. Weniger häufig taucht dieselbe 
Auslegungsfrage bei Rechtsgeschäften unter Lebenden auf. Die Digesten er- 
weisen sich jedenfalls für die Zeit Justinians nicht als ein zuverlässiger Spiegel der 
gleichzeitigen Rechtsübung, sondern als ein allzu theoretisches Werk, das der 
Voluntaslehre zuviel Spielraum zuweist; aber dieser Vorwurf trifft mindestens 
zum Teil auch schon die Klassiker, vor allem Paulus. 

St, der sich der Interpolationenkritik an den Digesten, die namentlich italie- 
nische Schriftsteller besonders gefördert haben, stärker anschließt als manche 
andere deutsche Romanisten, kommt gerade auf Grund der von ihm so reich be- 
nützten Quellen außerhalb der Digesten bei seinem Thema zu einer Entthronung 
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der Klassiker zugunsten der spätkaiserlichen Gesetzgebung und provinzieller 
Notare der Dominatszeit. Diese Wendung der Bewertung ist ein weiteres sehr 
beachtliches Ergebnis dieser höchst anregenden Studie. 

Erlangen. Erwin Seidl, 


Studies in medieval history, presented toFREDERICK MAURICE 
POWICKE, edited by R. W. Hunt, W. A. Pantin, R. W. Southem, 
Oxford, Clarendon Press 1948. XTV u. 504 S. mit 3 Tafeln. 30 sh, 


Im September 1947 trat Sir Maurice Powicke (er wurde während des Krieges 
geadelt), zuletzt seit 1928 Professor in Oxford, in den Ruhestand. Aus diesem 
Anlaß widmeten ihm seine Schüler und Freunde die vorliegende Festschrift, die 
ein eindrucksvolles Bild von dem hohen Stande der mittelalterlichen Geschicht- 
forschung in England vermittelt, zugleich aber auch zeigt, nach welch verschk- 
denen Richtungen sich die Anregungen dieses intimsten Kenners des 13, Jahr- 
hunderts ausgewirkt haben. Dazu aber bewundert man in diesen Beiträgen, 
mannigfaltig ihr Gegenstand im Einzelnen sein mag, die hervorragende Schuk: 
überall dieselbe gepflegte äußere Form und die sorgfältige bis auf die letzten 
erreichbaren Quellen, die Handschriften und Urkunden, zurückgreifende Keitik, 
Ein wahrhaft repräsentativer Band, der den Schülern ebenso wie ihrem Meister 
zur Ehre gereicht. 


Ich versuche die Beiträge, die chronologisch angeordnet sind, sachlich zu 
gruppieren und erwähne zuerst den Aufsatz, der uns in Deutschland am meisten 
interessiert: A. L. Poole, „Richard the first’s alliances with the German princes 
in 1194“ (S.90—99), wo aus den Pipe Rolls nachgewiesen wird, daß Richard I, 
in der Tat, so lange er lebte, mindestens den von Giselbert von Mons genannten 
deutschen Fürsten, voran dem Erzbischof von Köln, Pensionen gezahlt hat, dem 
Kölner jährlich gegen 60 Pfund. Der Hauptteil der Beiträge gilt der politischen 
Geschichte Englands. C. R. Cheney, „The alleged deposition of King John“ 
(S. 100—116) zeigt, daß die Akten keinen Anhaltspunkt dafür bieten, daß König 
Johann von Innocenz III. abgesetzt worden sei; die chronikalische Überlieferung, 
welche dieses behauptet, kann für nichts mehr als die Wiedergabe eines Gerüchtes 
gelten. J.E.A. Jolliffe, „The chamber and the castle treasures under King John“ 
(S. 117—142) beleuchtet die Dezentralisation der Finanzverwaltung unter Johann, 
eine Neuerung, die sich aus der Kriegführung und den Notwendigkeiten eines 
wandernden Königtums ergab. Ein neu aufgefundenes Aktenstück erlaubt 
R.F. Treharne den Nachweis, daß Ludwigs des Hl. „‚„Mise of Amiens, 23. January 
1264“ (S.223—239) weitgehend ein von Heinrich III. vorgelegtes Klagelibell 
gegen Simon von Monfort zur Grundlage hatte und daß, entgegen den Erwat- 
tungen Simons, das Verfahren sich doch ganz in den Formen des Prozesses voll 
20g; für ein Schiedsgericht in einer politischen Frage fehlte das Vorbild. Det 
Beitrag von N. Denholm-Young, „The tournament in the thirteenth century“ 
(S.240— 268) berührt nicht nur politische, sondern auch rechts- und kultur- 
geschichtliche Fragen; wir erwähnen daraus nur, daß unter Heinrich II. das 
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i t sich hauptsächlich gegen die politische Adelsopposition richtete. 
J. 6 Edwards, „The treason of Thomas Turberville, 1295“ (S. 296—309) 
behandelt etwas breit einen Landesverrats- und ersten Spionageprozeß in Eng- 
N. B. Lewis, „The English forces in Flanders, August-November 1297“ 
6.310318) zeigt, daß der Kern des kleinen Heeres, mit dem Edward I. den 
Krieg in Flandern führen wollte, die vom König besoldete Truppe war. Einen 
Eindruck von der Gewandtheit Edwards I. in der Behandlung des Parla- 
mentes gewinnt man aus dem Aufsatz von H. Rothwell, „Edward I. and the 
straggle for the charters, 1297—1305“ ($.319—322). In die Geschichte Edwards II. 
führt der Aufsatz von B. Wilkinson, „The negotiations preceding the „treaty“ 
ofLeake, August 1318“ (S. 333-353). Schließlich wäre hier noch zu nennen der 
Aufsatz von K. B. Mc Farlane, „At the death-bed of cardinal Beaufort“ 
(8.405428), der ein eindrucksvolles Bild von den skrupellosen Finanzgeschäften 

dieses Reichsverwesers in der Zeit nach Heinrichs V. Tod entwickelt. 


Auch die Verfassungsgeschichte geht in diesem Bande nicht leer aus. In die 
Frühzeit der normannischen Eroberung führt der Beitrag von J. Le Patourel, 
„The reports of the trial on Penenden Heath“ ($. 15—26), wo ein neuer Text 
dieses Prozesses veröffentlicht ist. Einen Überblick über die Beteiligung der 
Londoner Bürgerschaft an den Königswahlen bietet M. McKisack, „London 
and the succession to the crown during the middle ages‘“ (S. 76—89). Nach 
N. D. Hurnard ist die Bedeutung von „Magna carta, clause 34“ (S. 157—179) 
bisher überschätzt worden. V. H. Galbraith, Sir Maurice’s Nachfolger in 
Oxford, behandelt einen späten Fall von gerichtlichem Zweikampf (The death 
of champion, 1287, S. 283—-295), in dem der Kämpfer nicht ein Zeuge, sondern 
einad hoc gemieteter und — in diesem Falle von der Abtei Bury St. Edmund’s — 
bezahlter Berufsfechter war. In den Bereich des spätmittelalterlichen Kirchen- 
techts führt der Beitrag von K. Major, „Fifteenth century presentation deeds 
in the Lincoln diocesan Record Office“ (S. 455—464). Die Siedelungsgeschichte 
betrifft der Aufsatz von T. A. M. Bishop, „The norman settlement of Yorkshire“ 
($.1—14), die Lokalgeschichte von Canterbury in 15. Jh. der von E. F. Jacob, 
„Chichele and Canterbury‘ (S. 336 —404). 


Mehrere Beiträge befassen sich mit Fragen der geistigen Kultur. Unter ihnen 
wird auch in Deutschland am meisten interessieren der Beitrag von R. W. 
Southern, „Lanfranc of Bec and Berengar of Tours‘‘, (S.27”—48),der, allerdings 
ohne sicheren Nachweis, C. Erdmanns These von den Fälschungen Berengars 
ablehnt, das Hauptgewicht aber auf die Schilderung von Lanfranks dialektischer 
Methode legt. R. W. Hunt, „The disputation of Peter of Cornwall against 
Simon the Jew“ ($. 143—156) macht auf ein schr umfangreiches Werk aus dem 
Anfang des 13. Jahrhunderts aufmerksam, das am Ende einer auch in England seit 
dem 11. Jahrhundert viel gepflegten Literaturgattung steht. Von einer „Summa 
Theologiae of Robert Grosseteste“ glaubt D. A. P. Callus ($. 180—208) einige 
Fragmente in einer Oxforder Hs. nachweisen zu können. Unbekannt sind auch 
bisher „The Quaestiones of Simon of Hinton“, eines Oxforder Dominikaners 
aus der Mitte des 13. Jahrhunderts, auf welche B. Smalley (S. 209—222) auf- 
merksam macht, und „Archbishop Pecham’s sermons and collations“, die aber 
nach D. L. Douie ($.269-—282) aus der früheren Zeit seiner minoritischen 
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Lehrtätigkeit stammen. Schon in die durch Wyclifs Angriffe ausgelösten Kontro- 
versen gehören „Two treatises of Uthred of Boldon on the monastic life“, Teile 
eines sehr viel umfangreicheren literarischen Werkes eines Benediktiners m 
Durham, welche W. A. Pantin analysiert (S. 363—385). Aus weltlicher rei 
der ritterlichen Gesellschaft zieht G. Mathew eine Schilderung der „‚Ideals of 
knighthood in late fourteenth-century England“, g 

Endlich enthält der Band noch einige hilfswissenschaftliche Beiträge, zunächg 
eine eingehende Beschreibung von „Heming’s Cartulary“ von N. R. Ker ($,.9 
bis 75); die Hs. enthält in Wirklichkeit zwei Chartulare von Worcester, yon 
denen nur das eine den Mönch Heming zum Verfasser hat, das andere mit Ex. 
bischof Wulfstan in Verbindung steht.. R. A. B. Mynors „Some book-matken 
at Peterhouse“ ($S. 465—468) bespricht einige zufällig erhaltene Buchzeichen und 
Ch. A. J. Armstrong sammelt „Some examples of the distribution and 
of news in England at the time of the wars of the Roses“ ($.429—454), Abge 
schlossen wird der Band, der mit der Wiedergabe einer wohlgelungenen Zeic. 
nung Sir Maurice’s geschmückt ist, durch eine von M. Tyson zusammengestellt 
Bibliographie seiner Schriften bis zum Jahre 1947, in dem er der Wissenschaft 
das große Werk über Heinrich III. beschert hat. Möge es nicht das letzte Geschenk 
eines reichen Forscherlebens sein! 

Bonn a. Rh. W. Holtzmanı, 


Over Stadsontwikkeling tusschen Loire en Rijn gedurende de 
Middeleeuwen. Door F. L. GANSHOF. Antwerpen, Standaarl- 


Boekhandel, 1941. 91 p. (Verhandelingen van de koninklike 
Vlaamsche Akademie voor Wetenschappen, Letteren en schoom 
Kunsten var Belgie.) 

Etude sur le developpement des villes entre Loire et Rhin au 
moyen-äge. Par F. L. GANSHOF. Paris, Presses universitaires de 
France. Bruxelles, Librairie encyclopedique. 1943. 78.p. 


Der unermüdlich tätige Genter Historiker, der uns schon so viele schöne 
Spezialuntersuchungen geschenkt und neuestens (1947) in seinem Buche, ,‚Qu’est+e 
que la feodalite ?“ eine geistvolle und glänzend geschriebene Übersicht über das 
Werden des Lehnswesens gegeben hat, weist sich in den beiden vorliegenden 
Büchern auch als Fachmann auf dem Gebiete des Städtewesens aus. Die 19 
erschienene französische Ausgabe stellt seinen eigenen Worten nach eine zweite, 
verbesserte Auflage der flämischen von 1941 dar. Er selbst betont den vorbe- 
reitenden Charakter seiner Ausführungen. Er will weder neue soziologische 
Kategorien aufstellen noch geopolitische Feststellungen treffen, ihm kommt & 
wesentlich auf den reinen historischen Sachverhalt der städtischen Frühentwick- 
lung in seinem genau umgrenzten Forschungsgebiet an, deren typische Momente 
herauszustellen sein Hauptanliegen ist. Auch rechts- und verfassungsgeschicht- 
liche Fragestellungen stehen nicht im Vordergrunde, und doch sind die beiden 
Bücher auch für den Rechtshistoriker ungemein lehrreich. Und dieser wird mit 
Genugtuung feststellen, daß G. für Westdeutschland sowie die angrenzenden 
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und nordfranzösischen Gebiete die Ergebnisse bestätigt, zu 
denen Hans Planitz in seinen die ganze Frühgeschichte der Stadt auf neue 
Grundlagen stellenden Forschungen gelangt ist (vgl. vor allem dessen „Früh- 
geschichte der deutschen Stadt“, ZRG. 63, 1943, Germ. Abt. $.1 f.). 
Auch Ganshof geht davon aus, daß die römische Munizipalverfassung unter- 
ist, daß also in den Römerstädten zwar Siedlungskonstanz, aber keine 
Reciskontinuität zu beobachten ist. Was sich aus der Römerzeit erhalten hat, 
ist höchstens ein vorstädtischer Kern (noyau pre-urbain); an die römische Civitas, 
das römische castellum konnte später angeknüpft werden. Aber auch fränkische 
Königspfalzen, Grafenburgen und Bischofssitze sind zu Keimzellen städtischer 
Siedlungen geworden. Zunächst findet sich, meist außerhalb der Mauern, eine 
Kaufmannsniederlassung (vicus, Wik, poort, burgus, was aber mit Hafen und 
Burg nichts zu tun hat). In Mainz und Worms, vielleicht auch in Köln, lassen 
sich noch alte Friesensiedlungen nachweisen. Während in einigen wenigen Fällen 
(Mainz, Worms, Reims) die alte Ummauerung Raum genug für die neue Siedlung 
bot, ist diese meist erst später ‘in den Mauerring einbezogen worden; jetzt erst 
wird die Stadt zur Burg. Diese Entwicklung hat sich bis ins 13. Jahrhundert 
hineingezogen. Von großem Werte ist es, daß G. diesen Vorgang von Stadt zu 
Stadt mit reichen Belegen sorgfältig verfolgt und auch Größenangaben macht, 
aus denen das Verhältnis der bebauten Flächen zum Gesamtareal der Stadt sich 
ergibt. So erhalten seine Aufstellungen eine Präzision, die der älteren stadt- 
geschichtlichen Forschung meist fehlt. 

Dankenswert ist es auch, daß G. das Thema des räumlichen Wachstums der 
Städte bis ins 16. Jahrhundert hinein durchführt. Von ganz besonderem Werte 
sind die mit ausführlichen Quellennachweisen versehenen 37, in der französischen 
Ausgabe sogar 38 Stadtpläne nach meist wenig bekannten zeitgenössischen 
Originalen, mit einer guten Legende versehen und in der französischen Ausgabe 
auch mit Deckblättern, auf denen der '/f. die das Wachstum veranschaulichenden 
Einzeichnungen vorgenommen hat. Sie geben ein höchst lebendiges Bild von 
den tatsächlichen Vorgängen und verdienen genauestes Studium. Was Siegfried 
Rietschel so glücklich inauguriert hat, die topographische Lokalforschung unter 
allgemeinen Gesichtspunkten, ist hier mit allen Mitteln der modernen Verviel- 
fältigungstechnik zu einem für die Folgezeit tichtungweisenden Muster ausgebaut 
worden, Wir können dem Vf. für seine klaren Ausführungen und die Sorgfalt, 
die er auf die Ausstattung der beiden Bücher verwandt hat, nur unsern lebhaften 
Dank aussprechen. 


München. Heinrich Mitteis. 


Studi Gregoriani per la storia di Gregorio VII e della riforma 
gtegoriana. Raccolti da G. B. BORINO. Roma, Abbazia di San 
Paolo 1947. 2 Vol. VII, 540 und 530 S. 


Im Jahre 1947 waren 900 Jahre vergangen, seitdem der Mönch Hildebrand im 
Gefolge des auf der Synode zu Sutri abgesetzten Papstes Gregors VI. Rom ver- 
lassen hatte und diesem in die Verbannung nach Deutschland gefolgt war. Dieses 
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Exil in Deutschland ist das erste Ereignis, bei dem der Name des späteren GE; 
gors VII. von den zeitgenössischen Chronisten erwähnt wird; es bedeutet gewisser. 
maßen seinen Eintritt in die Geschichte. Die Wiederkehr dieser Vorgänge ist für 
Monsignore Borino von der Vatikanischen Bibliothek in Rom, der sich in Seinen 
früheren Arbeiten immer wieder mit diesen Anfängen der Reform in Rom ke. 
schäftigt hat, der Anlaß gewesen, die interessierten Gelehrten vieler Länder zı 
einer Festschrift aufzufordern, die der Person Gregors VII. und dem Zeitalter 
der Reform gewidmet sein sollte. Zwei Bände dieses Werkes liegen bereits vor, 
ein dritter befindet sich im Druck; zwei weitere sollen voraussichtlich noch folgen. 
Man wird dem Herausgeber besonderen Dank dafür wissen, daß er m. W, zum 
erstenmal nach dem zweiten Weltkrieg auf dem Gebiet der mittelalterlichen Ge. 
schichte — die sechsbändige Festschrift für Kardinal Mercati aus dem Jahr 194 
erstreckt sich auf ein viel größeres Gebiet — die Wissenschaftler der verschieden- 
sten Länder zu einem gemeinsamen Werk vereinigt und insbesondere auch der 
deutschen Geschichtswissenschaft einen besonderen Platz eingeräumt hat, Der 
Beitrag, den die deutsche Mediävistik schon seit langem für die Erforschung der 
gregorianischen Reform geleistet hat, kommt in der Zahl und dem Gewicht der 
deutschen Aufsätze in diesen beiden Bänden deutlich zum Ausdruck. Von 
den insgesamt 48 Beiträgen sind 17 in deutscher Sprache verfaßt; es ist die 
gleiche Zahl, die auch die italienischen Beiträge erreichen. Gerade die deutschen 
Mitarbeiter, für die in vielen Fällen die Studi Gregoriani die erste Publikations- 
möglichkeit nach dem Krieg boten, sind Borino dafür zu Dank verpflichtet, daß 
er alle zeitbedingten Schwierigkeiten überwunden und das Erscheinen dieser bei- 
den stattlichen Bände ermöglicht hat. 


Es liegt im Wesen jeder Festschrift begründet, daß die einzelnen Beiträge an 
Umfang und Wert sehr verschieden sind. Es kann deshalb nicht unsere Aufgabe 
sein, alle Aufsätze aufzuzählen und kritisch zu würdigen, zumal ein Teil von ihnen 
mehr lokalgeschichtliche Bedeutung hat. Wir müssen uns darauf beschränken, 
über die wichtigeren Aufsätze von allgemeingeschichtlichem Wert zu teferieren. 
Das wird sich in diesem Fall schon deshalb empfehlen, weil die Bände in Deutsch- 
land zunächst nur schwer zugänglich sein werden. Die Reihe der Arbeiten wird 
eröffnet und beschlossen durch zwei Beiträge von Borino selbst. Im ersten 
(„Invitus ultra montes cum domino papa Gregorio abii“) begründet er noch 
einmal ausführlich die von ihm schon früher vertretene These, daß das Vorgehen 
Heinrichs II. gegen Gregor VI. unrechtmäßig gewesen und auch von Hilde- 
brand so empfunden sei. Im Schlußaufsatz des zweiten Bandes druckt er eine 
noch nicht veröffentlichte im Original erhaltene Urkunde von Bürgern der Stadt 
Ferentino für das Kloster Montecassino aus dem Jahre 1061 ab, die die eigen- 
händige Unterschrift des Archidiakons Hildebrand trägt. Ein Faksimile dieser 
Unterschrift ist dem Bande beigegeben. In diese Zeit der vorgregorianischen 
Reform führen auch zwei Beiträge von A. Michel. Gibt der erste im wesent- 
lichen, gestützt auf M.s frühere Arbeiten über Humbert, eine Zu 
von Humberts Ideen, so analysiert er im zweiten (Die Friedensbotschaft Grados 
an Antiocheia im Schisma des Kerullarios (1053—54) und ihr Widerhall) den 
Briefwechsel zwischen dem Patriarchen Dominikus III. von Grado und dem 
Patriarchen Petros von Antiocheia und zeigt, wie die überlegene Antwort des 
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Petros die Intervention Grados zum Scheitern verurteilte. F. Herberhold, Die 
iffe des Cadalus von Parma auf Rom in den Jahren 1062 und 1063, bringt 
eine neue quellenmäßige Darstellung der zweimaligen Versuche des Gegen- 
‚Rom zu erobern. Die vor allem in der italienischen Literatur der letzten 
Jahre immer wieder behandelte Frage nach der Abstammung Gregors VII. glaubt 
G.Marchetti-Longhi, Ricerche sulla famiglia di Gregorio VII., dahingehend 
beantworten zu können, daß er, wenn er auch außerhalb Roms geboren sei, doch 
demrömischen Adel angehört habe und dem Geschlecht der Ildebrandi-Stefaneschi 
mzuzählen sei; doch bleiben seine Ausführungen und die beigegebenen Stamm- 
tafeln, wie der Vf. selbst zugibt, rein hypothetisch. Hildebrands Lehrer, Erz- 
bischof Laurentius von Amalfi ist nach dem klaren Beweis, den W. Holtzmann 
führt, mit dem als dem Autor einer Vita des heiligen Wenzel bekannten Mönch 
Laurentius von Montecassino identisch. 


Verschiedene Arbeiten nehmen vom Register Gregors, insbesondere vom 
Dictatus papae, ihren Ausgangspunkt. F. Bock spricht in seinen „‚Annotationes 
zum Register Gregors VII“, zunächst über das Wesen des Registers — er sieht 
es darin, daß es das Arbeitsmaterial des päpstlichen Kabinetts enthielte — und 
will dann aus dem Register die päpstlichen Grundprinzipien herausschälen, wäh- 
send V. Ussani den Papst als Stilisten würdigt. Die Frage nach dem Charakter 
des Dictatus papae hatte jüngst Borino dahingehend beantwortet, er stelle den 
Index einer auf Veranlassung Gregors angelegten kanonistischen Sammlung dar, 
die als ganze verloren sei. K. Hofmann stimmt dem zu und macht einige Vor- 
schläge für ihre Rekonstruktion. In Einzelfragen der Kämpfe mit dem deutschen 
Königtum führen verschiedene Arbeiten. J. Haller, Pseudoisidors erstes Auf- 
treten im deutschen Investiturstreit, verteidigt gegenüber den Einwänden Michels 
seine Ansicht, daß die sogenannte Collectio der 74 Titel bereits 1076 nach Deutsch- 
land gebracht sei. A. Fliche, Gregoire VII. a Canossa, a-t-il reintegr& Henri IV 
dans sa fonction royale ?, bejaht diese Frage, während W. Berges in seiner instruk- 
tiven Abhandlung über Gregor VII. und das deutsche Designationsrecht ausführt, 
daß Gregor sein Eingreifen in die deutsche Königswahl mit der Rolle, dieViktor II. 
bei der erneuten Wahl Heinrichs IV. im Jahre 1056 spielte, historisch begründen 
wollte und 1077 das Designationsrecht, das im Jahre 1056 im Falle der Vakanz 
des Reiches der Kaiserin Agnes zugestanden war, beiseite schob. In diesem Zu- 
sammenhang wäre auch der Beitrag von A. Brackmann, Gregor VII. und die 
kirchliche Reformbewegung in Deutschland zu nennen, der B.s frühere Arbeiten 
zu diesem Thema zusammenfaßt und vor allem die Rolle der Klöster Hirsau und 
Allerheiligen bei Schaffhausen unterstreicht. Einen vielleicht zu knappen Über- 
blick über Gregors Politik gegenüber dem kirchlichen Osten gibt G. Hofmann. 
Seine Stellung zum Kijewer Großfürsten Izjaslav behandelt die Spezialunter- 
suchung von A. W. Ziegler. Danach hat Gregor diesem gegenüber kein Lehns- 
verhältnis, sondern nur ein Schutzverhältnis begründet. Ebenso betont B. A. 
Pocquet du Haut Jusse, daß auch die Bretagne kein Vasallenstaat der römi- 
schen Kurie geworden sei. Der Rez. selbst hat versucht, auf Grund seiner 
früheren Arbeiten einen Überblick über die päpstliche Verwaltung im Zeitalter 
Gregors zu geben, während D.B. Zema die Maßnahmen Gregors behandelt, die 
eine Reorganisation der Finanzen der römischen Kurie herbeiführen sollten. 
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Es entspricht dem Aufschwung, den die kanonistische Forschung in den letzten 
Jahrzehnten genommen hat, daß Arbeiten zum Kirchenrecht und den Kanone; 
sammlungen des 11. Jahrhunderts verhältnismäßig stark vertreten sind. Auch hier 
können wir nur einige herausgreifen. Gibt C. G. Mor mehr eine schr allgemein 
gehaltene Übersicht über die Wirkung des Dekrets des Burchard von Worms in 
Italien, so willF. Pelster den Nachweis erbringen, daß die im Cod, Vat, lat, 3909 
und im Clm. 4570 überlieferte Fassung des Dekrets in den Anfängen der Reform 
entstanden und von Humbert von Silva Candida verfaßt sei, dem er die Autor. 
schaft der Collectio der 74 Titel abspricht. Auf die wechselvolle Rolle, die das 
römische Recht für die Fortentwicklung des Kirchenrechtes gespielt hat, weis 
P.S.Leicht hin. A. Stickler entwickelt die Lehre von der Zwangsgewalt der 
Kirche, wie sie Anselm von Lucca vornehmlich in den noch ungedruckten Bi- 
chern XII und XIII seiner Kanonessammlung aufgestellt hat. Dabei sei vermerkt, 
daßP. Guidi in Rangerius, dem Verfasser der metrischen Vita des Anselm nich 
einen Italiener, sondern einen Franzosen sieht. St. Kuttner interpretiert den 
Begriff „liber canonicus“ im Dictatus papae als Kanon der kirchlichen Lehr- 
meinung. Die Ansätze der Kirchenreform auf dem Gebiet des Niederkirchen- 
wesens macht H. E, Feine an Hand des reichen uns für das Bistum Luc zur 
Verfügung stehenden Urkundenmaterials deutlich. Erwähnt sei endlich noch die 
Arbeit von Ilarino da Milano, die einen Überblick über die häretischen Be- 
wegungen im Abendland im 11. Jahrhundert bietet. 

Zum Schluß seien schließlich noch zwei Beiträge genannt, die mir vor alkn 
durch ihre Fragestellung von Bedeutung zu sein scheinen. G. Tellenbach weit 
mit Recht darauf hin, welche Rolle das Reformpapsttum für die Einigung de 
Abendlandes durch leitende Ideen geistiger, kirchlicher und politischer Natur ge- 
spielt hat. P.E. Schramm endlich läßt in seinem Aufsatz „Sacerdotium und 

- Regnum im Austausch ihrer Vorrechte“, einem der ausführlichsten Beiträge zı 
diesem Werk, in großen Zügen jene schon in frühchristlicher Zeit einsetzende 
Entwicklung vor uns abrollen, die auf der einen Seite zur Imitatio imperüi 
durch die Kirche, auf der anderen Seite zur Vergeistlichung des Herrschenmies 
führt. Hatte die Imitatio sacerdotii unter Otto II. ihren Höhepunkt ericht, 
so setzt mit dem Reformpapsttum gewissermaßen eine Gegenoffensive ein, die die 
Stellung des Papstes immer mehr der des Kaisers angleichen will. 

So enthalten die beiden Bände neben manchen Zusammenfassungen det bis 
herigen Fassung auf einzelnen Gebieten auf der andern Seite neue Anregungen, 
die sich für die weitere Vertiefung unserer Kenntnis des Reformzeitalters frucht- 
bar auswirken werden. 

Kiel. K. Jordan. 


Die Register Innocenz III, eine paläographisch-diplomatische 
Untersuchung. Miscellanea historiae pontificiae vol. IX  (colle- 
tionis nr.18). Von FRIEDRICH KEMPF. Roma, Pontificia universitd 
Gregoriana 1945. 137 S. u. 2 Tafeln. 

Regestum INNOCENTI III papae super negotio Roman 
imperü, hrsg. von Friedrich Kempf, S. J. Ebenda vol. All 
(collectionis nr. 21). Roma 1947. XXIX u. 447 S. 
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Die Registerbände des vatikanischen Archivs ziehen immer wieder die Auf- 
merksamkeit der Forscher auf sich, die sich mit der Geschichte des Papsttums im 
hohen und späteren Mittelalter beschäftigen, so daß sich allmählich so etwas wie 
eine Sonderdisziplin, genannt „Registerforschung“, entwickelt hat. Sie kam 

isentlich erst richtig in Gang, als W.Peitz S.J. 1911 den Registerband Gre- 
gon VII. als das Originalregister zu erweisen suchte. Sein Hauptargument dabei 
nırein rein paläographisches, der Wechsel von Schreiberhänden am Ende von 
Briefen und Briefgruppen, der in Verbindung mit inhaltlichen und chronologischen 
Kriterien ein allmähliches und mit den Ereignissen gleichlaufendes Entstehen 
des Bandes zu beobachten gestattete. Schon Peitz hat zum Vergleich auch die 

ister Innocenz’ III. herangezogen und darin seine Feststellungen bestätigt ge- 
funden (nur der letzte Band der Innocenzregister mit den Jahrgängen 13—16 ist 
einwandfreie Kopie des 14. Jahrh.). Um den Sachverhalt auch Gelehrten, welche 
die vatikanischen Register nicht einsehen können, vor Augen zu führen, hat Peitz 
1928 eine Faksimileausgabe des Thronstreitregisters veröffentlicht. Auf ihr be- 
ruht, was seitdem zur Sache vorgebracht wurde, vor allem von H. Zatschek 
(Smdien zur ma.lichen Urkundeniehre, Prag 1929), und auch meine Schulausgabe 


des Thtonstreitregisters (1947/48). Inzwischen hat ein Ordensgenosse von Peitz, 
Fr. Kempf, die Register einer genauen Untersuchung unterzogen (1) und hat die 
Ergebnisse von Peitz im wesentlichen bestätigt; die Register sind wirklich die 
geichzeitig geführten Originale (mit der erwähnten - Ausnahme), sie sind mehr 
„Gedenkbücher“ als Amtsbücher, da keineswegs der gesamte Auslauf einge- 
tngen ist; sie haben auch eine gewisse Bedeutung für die Sammlung kanonistischen 
Materials, die Innocenz III. besonders am Herzen lag, aber man darf an die da- 
malige päpstliche Verwaltung, so hochentwickelt sie für ihre Zeit auch war, nicht 
Ansprüche stellen wie an eine moderne. So läßt sich zwar feststellen, daß die 
Registereintragungen sowohl nach Konzepten wie nach bullierten Originalen 
gemacht wurden, aber ob dabei ein Unterschied beobachtet wurde zwischen den 
auf Befehl der Kurie oder auf Wunsch der Empfänger erfolgten Registereintra- 
gungen, das läßt sich nicht sagen. 


Für das Thronstreitregister ergibt sich, daß es von den Schreibern, welche das 
allgemeine Register geschrieben haben, geführt wurde. Das hatte auch schon Peitz 
gesehen, aber während er subsidiär die übrigen Bände herangezogen hatte, schlägt 
Kempf das umgekehrte Verfahren ein: er bestimmt zuerst an den allgemeinen 
Registern den Anteil der einzelnen Schreiber und findet dann ihre Beteiligung am 
Thronstreitregister in zeitlich übereinstimmendem Umfang. Dabei ergibt sich, 
daß das Thronstreitregister etwa zwei Jahre, von Juli 1206 bis August 1208, liegen 
gelassen worden ist. Das war gerade die Zeit, in der Innocenz notgedrungen auf 
die Verhandlungsvorschläge Philipps von Schwaben eingehen mußte; erst nach 
dem Tode des Staufers wurde die Lücke ergänzt, und das nicht vollständig, sei 
€, daß man nicht alle Akten mehr zur Hand hatte, oder daß man absichtlich aus- 
wählte. Damit erklärt sich unsere dürftige Kenntnis von dieser delikaten Ange- 
legenheit. Aber noch etwas ergibt sich aus Kempfs sorgfältigen Beobachtungen: 
Peitz glaubte, im Thronstreitregister 16 verschiedene Schreiber feststellen zu 
können, Kempf nur 10, von denen einer (B) längere Zeit mit leicht abweichendem 
Duktus tätig war. Nimmt man dazu, daß Zatschek die Schreiber anders bestim- 


Historische Zeitschrift, 169, Bd. 24 
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men zu können glaubte und auch ich mich nicht immer mit Peitz, noch wen; 
mit Zatschek einverstanden erklären konnte (Z. und ich allerdings nur auf Grund 
der Faksimileausgabe), so scheint damit der Bankerott vollständig: quot capj 
tot sensus! Der Fall ist methodisch interessant, denn er zeigt erneut, daß auch bei 
scheinbar noch so exakten Verfahrensweisen das subjektive Moment nicht au. 
geschaltet werden kann: das Sehen und Beurteilen eines Schriftbildes hängt genm, 
so vom betrachtenden Individuum ab wie das Verständnis und die Interpretation 
des geschriebenen Wortes, und was hier dem Schriftvergleich passiert ist, be- 
gegnete ganz ähnlich vor einigen Jahren dem Stilvergleich. Aber das ist kein 
Versagen der Methode, sondern nur eine falsche Anwendung, nämlich die Iso- 
lierung eines Untersuchungsmittels und seine Erhebung zum ausschließlichen 
Prinzip. Mit andern Worten: der Fall hat gelehrt, daß man den Schriftvergleich 
(wie im anderen Falle den Stilvergleich) nicht allein und ausschließlich anwenden 
darf, sondern nur subsidiär in Verbindung mit anderen Kriterien. Übrigens wird 
durch die andere Verteilung der Schreiber durch Kempf der originale und gleich- 
zeitige Charakter des allgemeinen und des Thronstreitregisters nicht in Frage 
gestellt; Kempf hat $. 63 einen Fall mitgeteilt, der das ganz außer Zweifel stellt: 
im allgemeinen Register befindet sich am Ende eines Briefes und einer Lage als 
Reklamant das Initium eines Briefes, das nur im Thronstreitregister — sonst 
nirgends bei Innocenz — vorkommt, und dort steht in der Tat der Brief, chrono- 
logisch an der richtigen Stelle und von derselben Hand geschrieben, die das 
Hauptregister in jener Zeit führte. 


Kempf hat seine Registerstudien ergänzt durch eine Ausgabe der Thronstreit- 
register (2). Ich kann zu ihr nicht mehr und nicht weniger sagen, als daß sie aus- 
gezeichnet ist und daß ich nur bedaure, von ihrer Drucklegung erst so spät er- 
fahren zu haben, daß ich ihr die Parallelüberlieferungen für die Briefe 85, %, 116, 
117, 119, 123, 130 aus dem cod. lat. oct. 50 der Berliner Bibliothek nicht mehr 
zur Verfügung stellen konnte. Der Druck ist äußerst sorgfältig und enthält (m 
Gegensatz zu meiner sehr verunstalteten Schulausgabe) nur sehr wenige anhangs- 
weise berichtigte Druckfehler. Der Kommentar ist reich und erschöpfend; auch 
auf die Erledigung mancher Streitfragen, die durch den nachlässigen Druck 
Baluzes verursacht waren (z.B. in ep. 111 S.277 N. 3), ist hingewiesen. Die 
Untersuchung der Schreiberhände ist nur in der Einleitung in einer Tabelle mit 
geteilt, drängt sich dem Benutzer also nicht auf; vielleicht, daß man mit einer 
Untersuchung der Orthographie noch weiter kommt, wofür nun in dieser 
peinlich sorgfältigen Ausgabe das Material bereit liegt. Mit besonderer Dank- 
barkeit empfinden wir es, daß diese einzigartige Quelle für einen der wichtigsten 
Wendepunkte unserer Geschichte mit Erläuterungen in deutscher Sprache er 
schienen ist; wir sind aber so unbescheiden, daran den Wunsch und di 
Hoffnung zu knüpfen, die vatikanischen Gelehrten möchten nach dieser köst 
lichen Probe nun nicht davor zurückschrecken, auch die so dringend nötige Aus 
gabe des Hauptregisters in Angriff zu nehmen, damit auch die anderen europäischer 
Nationen in den Besitz einer sicheren Grundlage ihrer Geschichte in diesem wich 
tigsten Pontifikat seit Gregor VII. kommen. 


Bonn. W, Holtzmann. 
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Het Gentsche stadspatriciaat tot omstreeks 1302. Door F. BLOCK- 
MANS. (Werken der Faculteit van de Wijsbegeerte en Letteren, 

“ksuniversiteit te Gent. 85e Aflevering.) Antwerpen, ’s-Graven- 
hage, De Sikkel 1938. 571 S. 


Dıs Werk von B. ist wohl das wichtigste Werk, das der sozialen und wirt- 
schaftlichen Geschichte einer flämischen Stadt gewidmet worden ist. Es ist das 
wertvolle Gegenstück des Standardwerkes von G. Espinas, „La Vie Urbaine 
4 Dousi au Moyen Age“, und wird bei dem Studium der sozial-wirtschaftlichen 
Struktur unserer mittelalterlichen Städte sehr große Dienste leisten. 

B. geht von der Feststellung aus, daß am Ende des 12. Jahrhunderts Personen 
in Gent erscheinen, die in den Urkunden „‚viri hereditarii, ervachtege lieden, 
hommes heritaules‘‘ genannt werden. Die Bedeutung ist: Leute mit städtischem 
Allodium. Dieses städtische Allodium ist ein in der Stadt gelegener Grundbesitz 
und wird von den Vorvätern der viri hereditarii in der 2. Hälfte des 11. Jahr- 
hunderts von jeder Zinspflicht gegenüber dem Abt der St. Pieterabtei freigekauft, 
was auf Kapitalkräftigkeit hinweist. Die Wichtigkeit, einen Stadtgrund zu be- 
sitzen, zeigt sich bald. Es hängt von den Besitzern ab, ob andere sich unter Zins- 
ahlung auf diesem Boden niederlassen, d. h. Bürger werden und sich vom Joch 
derHörigkeit befreien können. Das daraus erwachsene Ansehen und Einkommen 
führt die ersten Besitzer des Stadtgrundes zum Schöffenamt und gestaltet die 
Klasse der Reichen in eine patrizische Kaste um. Sind die Patrizier reich, dann 
liegt es auf der Hand, daß hier ein bleibender wirtschaftlicher Grund vorhanden 
ist, Eine Übersicht über die wirtschaftliche Geschichte der Stadt Gent beweist 
es völlig. 

Die günstige Lage an dem Zusammenfluß von Leie und Schelde und die Nähe 
von zwei Äbteien haben die frühe wirtschaftliche Bedeutung der Stadt Gent aus- 
gebildet. 

Im Anfang des 11. Jahrhunderts tauchen die Genter in London auf, was auf 
schr alte wirtschaftliche Beziehungen mit England hinweist. Aus den englischen 
Klöstern holen sie den Rohstoff, die Wolle, weil sie seit dem letzten Quartal des 
12 Jahrhunderts flämische Tücher in England einführen. 

Noch vor 1070 werden sie im Koblenzer Zolltarif genannt, ein Zeugnis ihrer 
Beziehungen mit den Rhein- und Moselländern. Die Hinfahrt geschieht mit 
Tüchern, die Rückfahrt mit Wein. Bis nach Dänemark, Lübeck, Hannover und 
Hamburg stoßen die Genter Händler vor. 

Etwas später fängt die Handelsexpansion nach dem Süden an. Im 13. Jahr- 
fundert spielen die Händler aus Gent eine große Rolle auf den Champagner 
Messen. Da treffen sie die italienischen Händler, mit denen sie die flämischen 
Tücher gegen Produkte aus den Mittelmeer- und den Orientländern austauschen. 


Solche Handelstätigkeit kann nur von kapitalkräftigen Leuten unternommen 

erden. Wolle in England zu holen und die bearbeiteten Produkte in ganz West- 
uropa zu verhandeln, sind Operationen, die Kapital erfordern. Diese Kapi- 
listen, diese Männer, die wir auf den weiten Straßen Westeuropas antreffen, 
nd die viri hereditarii, die Genter Patrizier. 
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Um solche Handelsexpansion zu ermöglichen, mußte in Gent von altersher 
eine Tuchindustrie bestehen, welche in Bezug auf Rohstoff von England abhängig 
war. Diese Industrie datiert vom 10. Jahrhundert und kommt in der Mitte des 
12. Jahrhunderts zu einer großen Entwicklung. Die örtliche Tuchindustrie ist 
völlig in Händen der Patrizier und bildet für diese nicht nur eine neue Einkommen- 
quelle, sondern auch eine Quelle sozialer „Übermacht“. Der Patrizier kauft die 
Wolle, die er zur Bearbeitung den armen Leuten liefert, von denen er die bearbeite- 
ten Produkte zurücknimmt. Der Patrizier ist der Alleinherrscher in der Stadt und 
bestimmt, unterstützt von der Kaufmannszunft, die Arbeitsbedingungen nach 
seinem Vorteil. 


Die dritte Quelle dieser bleibenden wirtschaftlichen Basis ist der Geldhandel- 
Durch den Tuchhandel ist bald eine Aufstapelung von beweglichem Gut ent- 
standen, dessen erste Äußerung aller Wahrscheinlichkeit nach die Ablösung des 
Bodenzinses war. Aus dieser Geldhäufung entsteht der Geldhandel und die 
daraus hervorgehenden Wucherpraktiken wie die der Bankiers von Atrecht 
(Beilage 2 gibt eine übersichtliche Liste der Genter Bankiers und ihrer Ope- 
rationen). Es ist den Genter Bankiers gelungen, nicht nur Äbte und Landes- 
herren, sondern auch Grafen von Flandern und Könige von England von sich 
abhängig zu machen. Die Geldanlage in Grund und Boden ist ein sehr frühes 
und oft angetroffenes Verfahren (Beilage 2 gibt uns hierüber Aufklärung), der 
Rentenkauf kommt ebenfalls vielfach vor, zuweilen auf Zinse von 10% (Beilage 2 
bringt eine imponierende Liste von Genter Rentenkäufern im Jahre 1288), 


Wie wir schon die Namen der Patrizier unter den Wollimporteuren und den 
Tuchhändlern fanden, so sind es dieselben, die wir bei den Grundeigentümemn, 
bei den Bankiers und den Rentenkäufern antreffen. Wir können daher ohne 
Bedenken schließen, daß die Genter Wirtschaft die Basis zur Entstehung und 
Blüte des Patriziats der viri hereditarii bildet. 


Die wirtschaftliche Machtstellung hat dem Patriziat einerseits eine politische 
und soziale Bevorrechtung gegeben und anderseits persönliche Lebenseigentüm- 
lichkeiten, die die Kluft zwischen Patriziern und Nichtpatriziern fortdauern lassen. 


Die viri hereditarii haben das Heft der Stadtverwaltung in der Hand, Ihnen 
stehen also juristische Befugnisse zu. Sie genießen genügendes Ansehen und ver- 
fügen über die nötigen Mittel, um sich den Luxus zu erlauben, das Schöffenamt 
zu bekleiden. Durch das System der XXXIX, d. h. drei Korps von dreizehn Mit- 
gliedern, die alle drei Jahre miteinander abwechseln, gelingt es ihnen, das Schöffen- 
amt lebenslänglich zu machen, was wie die Nachfolge von Sohn auf Vater an 
Oligarchie grenzt. (Beilage 3 macht es durch eine Tabelle der Genter Stadtschöffen 
vor dem 11. Juli 1302 anschaulich). 


Den Schöffen stehen in der mittelalterlichen Stadt ausgedehnte Rechte zu, Im 
Kern ihres Amtes sind sie Richter, außerdem verwalten sie das Gemeinwohl, 
führen öffentliche Arbeiten aus und beherrschen eigenmächtig die Stadtfinanzen. 


Alle Patrizier betrachten sich als Stadtadel. Sie wohnen in stolzen Steinhäusem 
und wollen zum Adel im Rechtssinne emporsteigen. Sie leben wie Ritter, haben 
ein Siegel, verheiraten ihre Töchter an Edelleute, gehen ins Kloster, machen aus 
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te Spenden an religiöse und wohltätige Einrichtungen in der Stadt, um- 
geben sich mit vielen Dienern und werden ‚Herr‘ oder ‚„‚Dominus‘“ genannt, 
Der Patrizier ist nicht nur der Herr des Grundes und Bodens, auf dem der All- 
wohnt, sondern auch sein Hauseigentümer, sein Arbeitgeber, sein 

Richter, sein Steuereinnehmer, sein Verwalter und selbst sein Beichtvater. 


Ist die Wirtschaft und an erster Stelle die Handelstätigkeit im Ausland die 
bleibende Basis der Machtentfaltung, so ist es logisch, daß mit einer Änderung 
der wirtschaftlichen Konjunktur das ganze patrizische Gebäude in seinen Grund- 
festen erschüttert wird. Von der Mitte des 13. Jahrhunderts an ist in der wirt- 
schaftlichen Blüte ein Umschlag zu beobachten. Hauptursache ist der aus- 
lindische Wettbewerb. Köln strebt, zum Stapelplatz des Rheintales zu werden. 
Alle den Rhein hinauf- und hinabfahrenden Schiffe sollen über Köln nicht weiter- 
fahren dürfen; umgekehrt kommen die kölnischen Händler nach Flandern und 
greifen die flämischen Kaufleute in ihrer eigenen Festung an. 


Fast dasselbe tritt in den Beziehungen mit den Hansestädten ein. Von der 
Mitte des 13. Jahrhunderts an kommen die Hanseaten nach Flandern und be- 
suchen regelmäßig Brügge. 

Die politischen Schwierigkeiten zwischen England und Frankreich bilden 
ein großes Hemmnis für die Genter Handelsbeziehungen mit der Insel. Die in 
England ins Leben gerufene Tuchindustrie findet bald die Gelegenheit, englische 
Tücher und zu gleicher Zeit Wolle nach Flandern zu exportieren. 


Die Handelsbeziehungen mit Frankreich werden nur im letzten Viertel des 
13. Jahrhunderts schwierig, als der Konflikt Frankreich-Flandern den ganzen 
Genter Handel in Gefahr bringt. 

Kurz, in allen Richtungen wird der Handel mit dem Ausland beschnitten, was 
fürden Genter Patrizier einen Rückgang der leichten Vermögensbildung bedeutet. 
Der Rückgang der Handelstätigkeit setzt den Gewinn aus dem Tuchhandel herab, 
während die Produktionskosten dieselben bleiben. Vom Außenhandel werden 
sie auf die Tuchindustrie zurückgedrängt. Hier müssen sie Rettung suchen. In 
der Zukunft muß der Gewinn mühsam in der Stadt selbst gefunden werden, d.h. 
auf Kosten des Weberproletariats. Deshalb ist es nötig, sich auf die gesetzliche 
Macht der Schöffen zu berufen, die mit ihren Verordnungen eigenmächtig die 
Löhne und Arbeitsbedingungen feststellen. Aufstände brechen aus, aber im 
Besitze der öffentlichen Machtmittel gelingt es dem Patriziat, der Lage Herr zu 
bleiben, indem es nötigenfalls mit Gewalt gegen die Arbeiter auftritt. 


Indem der Umschwung der wirtschaftlichen Konjunktur eine Änderung in 
der finanziellen und wirtschaftlichen Lage der Patrizier verursacht, und so die 
sozialen Gegensätze verschärft, bringt er noch die Bereicherung einer Klasse von 
Nichtpatriziern mit sich. 

Vom Augenblick an, da die Wolle leicht zu erhalten ist, sind es nicht nur die 
kapitalkräftigen Patrizier, sondern auch die kleinen selbständigen Meister, die sich 
mit dem Tuchhandel beschäftigen können. So wird einer neuen Gruppe von 
Stadteinwohnern die Möglichkeit zur Vermögensbildung gegeben. Bleiben die 
Reibungen mit diesen Personen, die nicht ins Patriziat aufgenommen werden, 
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nicht aus, so gibt es außerdem Schwierigkeiten mit den Schöffenfamilien der Genter 
Vorstädte, die durch die Eingliederung in die Stadt Gent plötzlich auf den Rang 
gewöhnlicher Bürger hinabgedrückt werden. 

Als außerdem eine Opposition im Patriziertum selbst zum Ausbruch kommt 
ist die patrizische Sache verloren. In der Tat, all diese Unzufriedenen, obwohl ui 
verschiedenen sozialen Klassen zu rechnen, stehen zusammen im Streit gegen das 
Patriziat, dessen Privilegien als erdrückend und dessen finanzielle Mißwirt. 
schaft und oligarchisches Auftreten in der Körperschaft der XXXIX als un- 
erträglich empfunden werden. Die Opposition sucht und findet den Schutz des 
Grafen von Flandern. Die Patrizier erhalten die Unterstützung des französi- 
schen Königs, der Flanderns Unterwerfung will. 

In diesem Streit verschwindet die letzte Ursache der Bevorrechtung der Patri- 
zier, die hoffnungslos zersplitterte hereditas. Die Beschlagnahme der patri- 
zischen Güter, durch die französische Niederlage auf dem Groeningerfeld end- 
gültig geworden, nimmt dem Patriziat den letzten Scheingrund seiner Existenz, 
Nach dem Verlust des wirtschaftlichen Monopols, der Tuchwirtschaft, verlieren 
die Patrizier nicht nur ihre juristische Basis, die hereditas, sondern auch ihre 
politische Waffe, die Schöffenbank. Eine neue soziale Klasse nimmt die Stadt- 
verwaltung in die Hände; es ist die „Poorterei“, deren Macht nur das Geld ist. 
Diese Klasse wird das Schicksal der Stadt in der nächsten Zeit bestimmen. 

Soweit das meisterhafte Werk von B. Was seine Verdienste womöglich noch 
erhöht, ist die Tatsache, daß es nicht nur die Geschichte einer sozialen Klasse er- 
zählt, sondern außerdem noch eine Riesenmenge wertvoller Einzelheiten vorlegt. 

Wenn B. z.B. die Entstehung des städtischen Allodiums beschreibt, dann 
finden wir da auch eine ausgezeichnete Auseinandersetzung der älteren Geschichte 
der Stadt Gent und selbst einen wertvollen Beitrag zur Geschichte der ersten 
flämischen Grafen. Eine vollständige Übersicht der Genter Wirtschaftsge- 
schichte bis zum Anfang des 14. Jahrhunderts ist ebenfalls in diesem Buch zu 
finden, sowie eine sozialwirtschaftliche Erklärung des flämischen Aufstandes 
von 1302. 


Es dürfte sehr schwer sein, in diesem gewissenhaft und sorgfältig geatbeiteten 
Buch Versehen zu entdecken. Es ist unser aufrichtiger Wunsch, es möchten 
noch weitere Studien des V£.s dieser folgen, weil sie zu einer besseren Kenntnis 
unserer nationalen Vergangenheit beitragen. 


Mecheln. P. de Vroede. 


Thomas von Erfurt und die Sprachlogik des mittelalterlichen Ari- 
stotelismus. Von MARTIN GRABMANN. (Sitzungsberichte der 
Bayerischen Akademie der Wissenschaften. Phil.-hist. Abt. Jg. 198, 
Heft 2.) München, Beck 1943. 103 S. 

Der Vf. hat mit dieser Schrift Untersuchungen wieder aufgenommen und 
weitergeführt, die er 1922 mit der Abhandlung: Die Entwicklung der mittelalter- 
lichen Sprachlogik (Tractatus de modis significandi) bedeutungsvoll eröffnet 
hatte. Er hatte damals den Nachweis erbracht, daß die unter den Werken des 
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Johannes Duns Scotus gedruckte und allgemein als echt betrachtete Schrift 
„Grammatica speculativa‘“ richtig: Tractatus de modis significandi, nicht von 
diesem berühmten Franziskanerlehrer stammt, sondern von dem magister 
artum Thomas von Erfurt, Lehrer an der Stadtschule daselbst. Auch hatte er 
bereits diesesWerk in den Zusammenhang der Literaturgattung der Modi signi 
fiandi hineingestellt. In der vorliegenden Abhandlung sind diese früheren 
Untersuchungen wiederholt und durch reiches neues Material ergänzt. Die wissen- 
schaftliche Persönlichkeit des Thomas von Erfurt tritt nunmehr durch Nachweis 
seiner andern Schriften und der Kommentare zu diesen in helleres Licht, wodurch 
dann zugleich auch die Geschichte der Erfurter und anderer deutscher Stadt- 
schulen, insbesondere vor Gründung der Universitäten, wünschenswerte Auf- 
hellung erfährt. Das handschriftliche Material zur Geschichte der Tractatus de 
modis significandi wird nunmehr mit größter Vollständigkeit vorgelegt, dagegen 
ihre inhaltliche Würdigung der künftigen Forschung als dankbare, aber auch 
mühsame Aufgabe zugewiesen. Bei den modi significandi handelt es sich um 
einen Teil der Grammatik, nämlich die logische Bedeutung der Wörter und Wort- 
klassen, also um ein Gebiet, auf dem Grammatik und Logik sich begegnen. Bei 
der Lehre von den modi significandi ist der Ausgangs- und entscheidende Gesichts- 
punkt der sprachlich-grammatische, während derselbe Gegenstand auch vornehm- 
lich vom logischen Standpunkte aus betrachtet und behandelt werden kann und 
dann einen Teil der Logik bildet. Die Lehre von den modi significandi stellt 
also eine philosophische Betrachtung der sprachlichen Erscheinungen dar, ist also 
sowohl für die Geschichte der Philosophie wie der Sprachwissenschaft von 
Interesse, Es ist das Verdienst Grabmanns, die Aufmerksamkeit wieder auf diesen 
Zweig der mittelalterlichen Wissenschaft gelenkt zu haben. Seit dem grund- 
legenden Werk von Ch. Thurot über diesen Gegenstand ist die vorliegende 
Schrift ohne Zweifel der bedeutendste Beitrag zur literargeschichtlichen Unter- 
suchung dieses Gebietes. Die Bewertung dieser ganzen Literatur und ihrer ein- 
zelnen Erzeugnisse im Zusammenhang der Wissenschaftsgeschichte wird freilich 
erst nach genauerer Untersuchung ihres Inhaltes möglich sein. Immerhin zeigt 
schon die Tatsache, daß der Humanismus sich besonders gegen diesen Zweig der 
mittelalterlichen Wissenschaft und deren Vertreter, die Modistae und Floristae, 
wandte, daß hier große Gegensätze in der Gesamtauffassung von der Sprache 
undihrer wissenschaftlichen Betrachtung vorliegen. Die neuere Sprachphilosophie 
zeigt wieder größeres Interesse für diese mittelalterlichen sprachlogischen Ver- 
suche, $. 21 würde ich das „‚noviter compilati“ mit „novi modi significandi“ 
($. 32, 35) in Verbindung bringen. — S. 41, Z. 16 v. o. propositionem] pro- 
positum? — S, 65, Z. 10 v. u. pretermittentes] prementes ? — $. 73, Z.13 v. u. 
literationis] literatoris? — S. 75, Z. 12 v. o. docet] decet. — S. 79, Z. 11 v. u. 
intendo, — $. 82, Z. 9 v. u. ipsorum.] Unam? — S. 92, Z. 9 v. u. modos] 
modorum ?!) 
Bonn. B. Geyer. 


Ä !) Der bereits 1944 fertiggestellten Besprechung muß ich heute die Mitteilung 
hinzufügen, daß am 9, Januar 1949 dem bis zuletzt unermüdlich tätigen Verfasser 
der Tod die Feder aus der Hand genommen hat. R.I.P. 
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Mainzer Probedrucke in der Type des sogenannten Astronomi- 
schen Kalenders für 1448. Ein Beitrag zur Gutenbergforsch 
von CARL WEHMER. Mit einer Untersuchung: Der Astro. 
nomische Kalender eine Planetentafel für Laienastrologen von 
Vikter Stegemann. München, Leibniz Verlag, bisher R. Olden- 
bourg. 1948. 68 S. 12 Tafeln in Lichtdruck. 24 DM. 


Carl Wehmer, einer der besten Kenner des ältesten Buchdrucks, fand bei seiner 
Mitarbeit am „Gesamtkatolog der Wiegendrucke“ in einem Bündel bedruckter 
Papiere der Universitätsbibliothek zu Krakau wertvolle, einst aus einem alten 
Bucheinband ausgelöste Bruchstücke von Probeabzügen aus der ältesten Mainzer 
Druckertätigkeit, darunter Reste der astrologischen Planetentafel, deren Reindruck 
auf Pergament im Jahre 1%1 Gottfried Zedler in Wiesbaden aus einem Buch- 
deckel des Klosters Schönau ausgelöst und nach Angaben des Blattes über die 
Bewegungen der Himmelskörper im J. 1448 irrig als Astronomischen Kalender 
auf 1448 voröffentlicht, dabei als frühestes uns bekanntes Druckwerk Gutenbergs 
hingestellt hat. Ein zweites wichtiges Blatt des Krakauer Fundes enthält ein Frag- 
ment aus einer zweispaltigen 40zeiligen Bibel, einem bisher unbekannten Druck- 
unternehmen, das nicht durchgeführt worden ist. Alle die aufgefundenen Bruc- 
stücke, es kommen noch drei Donatfragmente hinzu, sind mit der Type der 3% 
zeiligen Bibel gedruckt und stellen nach der scharfsinnigen Untersuchung des 
Verfassers typographisch ungefähr gleichzeitige Glieder aus der Entwicklung 
dieser Type dar, wie sie der Türkenkalender von 1455, das sog. Sibyllenbuch, der 
deutsche Cisioianus, der Aderlaß- und Laxierkalender für 1457, die Türkenbulk 
vom Ende 1456 aufzeigen und in die Zeit um 1458 zu setzen sind. Am Ende dieser 
Reihe steht die nach der Vorlage der etwa 1456 herausgegebenen 42zeiligen Bibel 
gegen 1459 auf 60, spätestens 1461 gedruckte 36zeilige Bibel. Darnach, so folgert 
der Verfasser weiter, muß der fälschlich so genannte Astronomische Kalender 
seine Vorzugsstellung als ältestes uns bekanntes Gutenberg-Druckwerk wieder 
aufgeben, was auch inhaltlich umso glaubhafter zu begründen ist, als das Blatt 
nach den eingehenden Untersuchungen Wehmers und Stegemanns in Wirklichkeit 
kein Kalender auf ein bestimmtes Jahr, sondern eine astronomische Planetentafel 
mit längerer Benützungsdauer ist und somit auch nach dem Jahr 1448, etwa 1458 
gedruckt werden konnte. Schon der scharf sehende Otto Hupp hatte ohne Kennt- 
nis des Krakauer Fundes die frühe Ansetzung aus typographischen Gründen an- 
gezweifelt und in dem Wiesbadener Pergamentblatt einen späteren Werbedruck 
vermutet. Wir müssen, meint Wehmer eindringlich, für die ältesten Mainzer 
Druckwerke zwei verschiedene Urheber annehmen, den Schöpfer der 42zeiligen 
Bibel, in dem wir mit guter Begründung Gutenberg sehen dürfen, und den nach- 
ahmenden Hersteller der Kleindrucke und Vorläufer der 36zeiligen Bibel, dessen 
Namen wir nicht kennen. 


Die Krakauer Druckstücke weisen noch eine zweite Merkwürdigkeit auf, 
Die Papiere sind mit Ausnahme des astrologischen Blattes ursprünglich einzelne 
in die Jahre 1383 auf 84 und 1392 auf 93 fallende Reste eines handschriftlichen 
Schuldbuches gewesen, in das ein Mainzer Gewandschneider seine Verkäufe von 
Tuchen und Kleidungsstücken eingetragen hat. Nach der Entwertung ist das 
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Buch als Abfallpapier in eine Mainzer Druckerwerkstätte gekommen und hier zu 
den beschriebenen Probedrucken als Behelfen zur Zurichtung des Drucksatzes 
verwendet worden. Reste davon haben sich später als neues Abfallpapier in einen 
Bucheinband gerettet und sind nach ihrer Ablösung in der Gestalt der Krakauer 
Bruchstücke wieder zum Vorschein gekommen. Die unter den Druckschriften 

handschriftlichen Züge verzeichnen Reste einzelner Verkäufe grober 
Leinwand, ungefärbten Grautuches, gebleichten und verschieden gefärbten Tu- 
ches, darunter eines unter der Bezeichnung „‚Kornblume“ aus Brüssel, dazu ein- 
zelner Kleidungsstücke, wie "Rock, Hose, Kugel (Kapuze), Mantel, Tapphart. 
Als Abnehmer begegnen uns Stadt-Patrizier, Angehörige des Landadels und 
Bürgersleute, als Ortsbezeichnungen Saulheim bei Mainz mit seinem „Isendorlin“ 
und Kronberg am Taunus. Die vorkommenden Personennamen weisen gleich der 
theinfränkischen Mundart auf Mainz hin. Wehmer hat diese wirtschaftsgeschicht- 
lich wertvolle Quelle sorgfältig abgedruckt und mit gründlichen Erläuterungen 
weiterer Forschung nutzbringend vorgearbeitet. 


So darf die ganze Abhandlung als mustergültige Arbeit bezeichnet werden, 
die mit Umsicht und Weitschau anscheinend tote Papiere zu frischem Leben er- 
weckt und zumal in der Frage nach den Anfängen der Buchdruckerkunst zu neuen 
wertvollen Ergebnissen geführt hat. Daß nun die an und für sich schon immer 
techt widerspruchsvolle Gutenbergforschung wieder neue Wege gehen muß, 
ist vor allem dem mangelhaften Quellenbefund zuzuschreiben, der in seiner Aus- 
wertung, zumal bei neuen Funden, leicht abweichenden Vermutungen und 
Schlüssen ausgesetzt ist. 

München. Karl Schottenloher. 


Zürcher Ehegericht und Genfer Konsistorium. Von WALTHER 
KÖHLER. II: Das Ehe- und Sittengericht in den süddeutschen 
Reichsstädten, dem Herzogtum Württemberg und in Genf. (Quellen 
und Abhandlungen zur Schweizerischen Reformationsgeschichte X.) 
Leipzig, M. Heinsius Nachf. 1942. 689 S. 28 M. 


Zehn Jahre nach dem ersten ist der zweite abschließende Band erschienen. 
Jenen habe ich in der H. Z., Bd. 149, S. 117 #., besprochen. Auch in diesem ist 
der unermüdliche Fleiß in der Aufspürung und Nutzung der letzterreichbaren 
Quellen, die Festigkeit und Abgewogenheit des Urteils und die flüssige Dar- 
stellung bewundernswert. Erst im zweiten Bande wird nun deutlich, daß hinter 
dem unscheinbaren Titel etwas viel Größeres steckt, nämlich eine Geschichte der 
Anfänge des reformierten Konsistoriums oder noch deutlicher eine Untersuchung 
über die Anfänge der reformierten Kirchenverfassung. K. hat bewiesen — man 
darf schon dies Wort brauchen —, daß Zwingli, der Zürcher Reformator, an die 
Spitze der Entwicklung dieser Kirchenverfassung gehört und daß das Genfer 
consistoire, das bisher als eine originale Schöpfung Calvins galt, Endziel, nicht 
Anfang und Vorbild dieses Prozesses ist. Natürlich nicht in dem Sinne, als ob 
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die mannigfaltigen Ehe- und Sittengerichte, die sich die Städte der deutsch, 
Schweiz (wovon der erste Band handelte) und sodann die süddeutschen Reicy, 
städte Ulm, Konstanz, Eßlingen, Memmingen, Lindau, Isny, Biberach, Reutlinge, 
Augsburg, Kempten, Ravensburg, das Herzogtum Württemberg und vor alke 
Straßburg und Genf gegeben haben, bloße Nachahmungen des Zürcher Vo. 
bildes wären! Das sind sie schon deshalb nicht, weil sie überall hart umstritie, 
waren und wechselnde Machtverhältnisse die recht verschiedene Form bestimm 
haben; auch ist eine bewußte Orientierung an dem Zürcher Vorbild nicht üben! 
nachzuweisen. Allein den Anstoß zur Schaffung dieser volkserzicherischen Insi. 
tutionen hat Zwingli gegeben und damit diesem Zweige der reformatorische 
Gesamtbewegung seinen eigentümlichen ethischen, einen Lutheraner gesetzlich 
anmutenden Charakter aufgeprägt. Ja, man darf wohl sagen, daß die geschich. 
liche Auswirkung des reformierten Protestantismus eben hierin ihre Kraftquek 
hat, — und daß die politische und soziale Schwäche des Luthertums in d« 
anfangs keineswegs gemeinten Beschränkung auf eine Reform des Kultus ud 
der Lehre begründet ist. Die Schweizerische Reformation ist eben weniger as 
der Angst eines erschrockenen Gewissens als aus der Empörung über den Verhl 
der Kirche entsprungen, und ihr Ziel ist nicht sowohl eine nach dem U 
erneuerte christliche Kirche als ein wahrhaft christliches Volk. Die Lehr is 
zwar den Nachfolgern Zwinglis keineswegs gleichgültig gewesen, aber die Te 
denz ihrer Reform war doch von Anfang an vielmehr eine Reform des Leben, 
also der sittlichen Zustände; es galt, die Moralität des Volkes nach dem Gebe 
der Heiligen Schrift zu reformieren, eines Volkes, dessen Berufung zum Christer 
tum durch Geschichte und Taufe feststand. 


Daher überall die Einrichtung von Ehe- und Sittengerichten als unerläßlich 
notwendiges Mittel der Reformation. Der Anstoß dazu, den Zwingli seit 155 
in Zürich gegeben hatte, hat — so zeigt es der erste Band von K.s Untersuchug— 
in der deutschen Schweiz besonders zur Ausbildung von zwei verschiedenen 
Gestalten geführt: in Bern und in Basel. Ich meine, daß die Baseler Gesult, die 
K. über die Berner, die ein Werk der Epigonen sei, stellt, die ursprüngliche Inten- 
tion Zwinglis in den Schlußreden von 1523 weniger rein ausdrückt als die Bemer. 
D.h. daß der mit großer Zähigkeit durchgeführte Versuch Oekolampads, neben 
der bürgerlichen Sittenzucht eine kirchliche Banngewalt festzuhalten, einen Rüc- 
schritt darstellt. Und hierin kann mich auch die von K. stark unterstrichen 
Beobachtung nicht irremachen, daß auch Zwinglı selbst, allerdings nur anfangs, 
einen kırchlichen Bann hat aufrechterhalten wollen. Es war das eben eine in 
weiteren Verlaufe überwundene Inkonsequenz. Zwingli selbst hat diese Stellung, 
die bei den Züricher Bürgern auf entschiedenen Widerstand stieß, schr schndl 
aufgegeben. Denn die von Zwingli geforderte Bindung des Bannes an die B- 
willigung der Obrigkeit (Frauenfelder Synode von 1529, 1, 220) bedeutet di 
Ausschaltung des Bannes und seinen Ersatz durch obrigkeitliche Bestrafung des 
Lasters. Zwinglis Stellung zu dem Bannideal seines Freundes Oekolampad ent 
spricht dem völlig (277), es war, wie K. selbst sagt, eine latente Oppositiot. 
Sie beruhte auf der Einsicht in die Wirkungslosigkeit kirchlicher Maßnahmen, 
„nur die Obrigkeit kann schamlose Sünder zügeln“ (I, 296). Vor allem aber zeigt 
Zwinglis Opposition gegen den St. Galler Prediger Zili und seine Haltung au 
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‚der $t. Galler Synode von 1530, daß er von der Wertlosigkeit des Kirchehbannes 


überzeugt war. Ich denke, Bullinger hat den Standpunkt Zwinglis doch wohl 
richtig wiedergegeben (I, 350), m.a. W. daß der Verzicht auf einen besonderen 
Kirchenbann in der Konsequenz der Züricher Reformation lag. Die einzige 
Form, in der er innerhalb der reformierten Kirche fortleben konnte, ist die litur- 

wıe sie die Memminger Ordnung 1529 (II, 159) gestaltet hatte und wie 
gesich in den reformierten Gemeinden bis an die Gegenwart in abgeschwächter 
Form erhalten hat. 

Inden deutschen Reichsstädten, die sich Zwinglis und Zürichs Einfluß öffneten 
(Band II), setzt sich nun der Streit der beiden Tendenzen fort: Soll die Erziehung 
des Volkes zu einem wahrhaft christlichen oder, wie Bucer sagt, zu einer sicht- 
baren Kirche, die im Mittelalter ‚a Sache der Kirche war, nun aber bei deren Ver- 
fill nach einem neuen Träger sucht, lediglich den Händen der Obrigkeit, des 
Rates, der bürgerlichen Gemeinde anvertraut werden oder hat die (reformierte) 
Kirche einen Anspruch auf Mitwirkung — dann natürlich durch die Prädikanten ? 
Die Frage spitzt sich zu der andern zu: Sollte die Kirche auch ein eignes Strafrecht 
im Bann haben ? 

Die Prädikanten haben überall zäh um ein solches Recht der Kirche gekämpft; 

auf immer neuen Wegen suchten sie es durchzusetzen, manchmal geradezu mit 
dem Mittel der Tarnung, aber sie haben es mit einer einzigen Ausnahme nirgends 
erreicht. Vielmehr hat sich jener Typus durchgesetzt, den ich oben den Berner 
nannte; Die Sittenzucht wird zur Aufgabe der Obrigkeit, wenn auch nicht überall 
mit der schroffen Motivierung wie in Württemberg durch Brenz (II, 267). Nir- 
gends war der Kampf zwischen Obrigkeit und Prädikanten so intensiv und so 
langdauernd wie in Straßburg, wo Bucer die Prädikanten führte. Er streifte hier 
geradezu an den Rand eines schweren Konfliktes durch den Versuch der Prädi- 
kanten, ihr Ziel — nämlich die christliche Stadt zu einer sichtbaren Kirche um- 
zugestalten — nachdem sich der Magistrat dem versagt hatte, gegen diesen 
durchzusetzen. Aber kaum zeigte der Magistrat Ernst, so zerbrach die Front der 
Prädikanten (II, 437 ff.). Ich stehe nicht an, zu urteilen, daß diese Entwicklung - 
folgerichtig war und daß sıch der reformatorische Glaube an die Kirche mit Bann 
und Kirchenrecht nicht verträgt. Der Bankrott dieser Bestrebungen ist nicht 
einsolcher der reformatorischen Bewegung und erst recht nicht bloß ein Zeichen 
von Verweltlichung und Schwäche, die natürlich auch dabei sind, sondern die 
Konsequenz des Giundsatzes solo verbo. Gibt es einen „evangelischen Kirchen- 
bann“? (II, 661). Ich gestehe, daß ich das nicht glaube. 


Die einzige Ausnahme, wo — aber nur scheinbar — der Anspruch der Kirche 
auf eigne Strafgewalt zum Siege gelangte, bietet das Genf Calvins. Und doch hat 
K. ganz gewiß recht, wenn er in der Genfer Kirchenzucht den Bankrott einer 
wirklichen Kirchenzucht sieht. Calvin schrieb 1555 (S. 613) an Bullinger: ‘Post 
longa certamina jus excommunicationis nobis confirmatum fuerat“, aber in 
demselben Moment, da er dies Recht erkämpft hatte und sich anschickte, es 
schonungslos zu gebrauchen, zerbrach das geistliche Schwert in seinen Händen, 
und es zeigte sich unwiderlegbar, daß die Kirche ohne die Unterstützung der 
Obrigkeit machtlos war. Was bedeutet das aber anders, wie daß eben Kircben- 
zucht, die mehr sein will, als Seelsorge mit dem Wort, keine Verheißung hat? 
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Aber freilich die Voraussetzung dafür, der Obrigkeit (dem Staat) die alleinige 
Verantwortung für die sittliche Erziehung eines Volkes zuzuerkennen, ist doch 
das Vertrauen zu ihrer Gebundenheit an die im Volke lebendige sittliche Norm. 
Das war damals die des christlichen Glaubens. Die Obrigkeit fühlte sich selbst 
als christlich, als Regierung einer den christlichen Glauben bekennenden Gesell- 
schaft. Sie beanspruchte, und zwar gerade auf Grund der Schrift, die alleinige 
Trägerin des Gesetzes, also der Rechtsordnung zu sein, und bestritt, wieder auf 
Grund der Schrift, der Kirche jede Jurisdiktion als christliche Obrigkeit in einem 
christlichen Volke —, das Wort christlich im Sinne des Seinwollens, der An- 
erkennung eines Berufes verstanden. Auch der Widerstand gegen den Bann- 
anspruch hatte hier in der echten, von Gott gebotenen (nicht falsch gedeuteten! 
$. 661) Freiheit eines Christenmenschen seine Wurzel: er sträubte sich mit Recht 


gegen eine Wiederaufrichtung des Papsttums. 


Nun ist nach K.s Schlußwort der christliche Staat „an der Emanzipation von 
der christlichen Bevormundung gescheitert“ und zerbrochen. Ich weiß nicht, 
an welchen geschichtlichen Vorgang K. dabei denkt. Nehme ich aber meinen 
Standpunkt etwa in der Zeit Wilhelms des Ersten und Bismarcks, so muß ich 
fragen: Wußte sich da die Obrigkeit nicht mehr als christlich? Und sollte sie 
das Recht dazu etwa infolge des Verzichtes auf Bekenntniseinheit, der Toleranz 
des Bruches mit der puritanischen Gesetzlichkeit, der Judenemanzipation usw, 
verloren haben? Bis dahin war jedenfalls die Staatsauffassung, von der Ehe- und 
Sittengericht entsprungen sind, noch durchaus lebendig, und war das Vertrauen 
zur Obrigkeit als Wächterin über eine der christlichen Norm entsprechende Volks- 
sittlichkeit — und damit auch der Staatskirche — begründet. (Ich bemerke noch, 
daß K. auch in den Beiträgen zur sächsischen Kirchengeschichte, H, 47, 192, 
einen Aufsatz über „Luther als Ehestifter‘‘ veröffentlicht hat.) 

Frankfurt a. M. Erich Foerster f, 


Axel Oxenstierna intill Gustav Adolfs död [Axel Oxenstierna bis 
zu Gustav Adolfs Tod]. Av NILS AHNLUND. Stockholm, P. A. 
Norstedt och Söners Förlag 1940. 753 S. 16 schw. Kr. 

Der schwedischen Geschichtswissenschaft und Schwedens breiteren geschichts- 
beflissenen Schichten ist da ein Werk geschenkt worden, das den Aufstieg und 
die ersten Taten eines der begabtesten und berühmtesten Söhne ihres Volkes 
zeigt. Der Verfasser, Professor an der Hochschule Stockholm und führender 
schwedischer Historiker der Gegenwart, hat bei Niederschrift dieses Werkes 
nicht nur seine erschöpfenden Fachkenntnisse zu nutzen verstanden, sondem 
auch dank seiner langjährigen publizistischen Tätigkeit die Erzählung in leicht 
faßliche, schön fließende und plastisch darstellende Form zu kleiden vermocht. 
Für einen Großteil des Stoffes fehlten Vorarbeiten, Vf. hat mehrere Zeitabschnitte 
und Sachgebiete nur unter dem unmittelbaren Eindruck der Quellen bearbeitet, 


Der schwedische Leser, für den ja das Buch in erster Linie bestimmt ist, wird 
großen Wert darin finden, daß Axel Oxenstierna vornehmlich als Kind seines 
Landes, seines Volkes und seiner Zeit geschildert wird. Mit viel Liebe ist alles 
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zusammengetragen, was die Herkunft des Geschlechtes Oxenstierna betrifft, wer 
seine nächsten Vorfahren waren, mit welchen führenden Geschlechtern er ver- 
yandt war, was für ein Familienleben er führte, was von seiner Ehefrau und 
seinen Kindern bekannt ist, wie sein Gesundheitszustand war und wo er in 
Schweden begütert war und gewöhnlich weilte. Oxenstiernas staatsmännische 

begann bereits unter Gustav Adolfs Vater, dem in vieler Beziehung 
sdwierigen Karl IX., er hatte also schon einiges hinter sich, als der 16jährige 
Gustav Adolf den Thron bestieg und gleich von allem Anfang an ihn, den erst 
jährigen, als Kanzler zur Seite hatte. Gemeinsam befreiten sie Schweden von 
dem Druck, den Dänemark, Rußland und Polen zeitweise in ganz bedrohlicher 
Weise ausübten, schafften ihrem Vaterlande Bewegungsfreiheit und gingen aus 
der Verteidigung in den Angriff über: im Westen wurde Gothenburg zu einem 
vielverheißenden Ausfallstor für den Nordseehandel ausgebaut, im Osten wurde 
mit Rußland eine vorteilhafte Grenze vereinbart, und im Südosten, in Livland, 
Kurland und Preußen, hegte man gegenüber Polen großzügige Eroberungspläne. 
Besonderen Gefallen wird der schwedische Leser an dem Kapitel „Anima regni“ 
finden, in dem ausführlich Unterbringung, Organisation und Aufgaben der Seele 
des Königreiches, der Reichskanzlei, beschrieben werden. Hier auch erfährt er 
Einzelheiten über die großen Reformen, die Oxenstierna vorgenommen hat, um 
das Land innenpolitisch zu festigen und außenpolitisch schlagkräftig zu machen. 
König und Kanzler waren zumeist einer Meinung, der König vermochte kaum 
ohne Kanzler zu regieren, der Kanzler überschritt nie den Rahmen seiner Befug- 
nisse und Zuständigkeiten. Der König handelte oft ruckartig, vielleicht auch 
unüberlegt und im Banne augenblicklicher Erregung, der Kanzler war stets Herr 
seiner Sinne, die personifizierte Überlegung und der bedächtige Beurteiler. Diese 
Eigenschaften traten besonders klar in den Monaten hervor, da er als General- 
gouverneur in Preußen mit widrigen Umständen zu ringen hatte, oft in bezug 
auf Nachschub von Schweden ganz im Stich gelassen war und Feind und Seuche 
alles zu vernichten drohten. 


Der deutsche Leser öffnet dies Buch mit anderen Erwartungen, soll es ihm 
doch Vorstellungen über den Mann vermitteln, der eine Zeitlang von Frankfurt 
aus die deutschen Lande beherrschte, der Verbündeter und Gegenspieler von 
Richelieu und Wallenstein war und mit seinem König für das evangelische 
Deutschland den Inbegriff der Rettung, Befreiung und Beschirmung verkörperte. 
Ahnlund beraubt unbedingt den deutschen Leser einer Brille, durch die dieser 
Oxenstierna seither betrachtet hat. Leider. reicht die Darstellung nur bis zu 
Gustav Adolfs Tod, wir können somit Oxenstierna nur knapp ein Jahr als schwe- 
dischen Reichskanzler auf deutschem Boden verfolgen, aber schon diese kurze 
Zeitspanne ermöglicht es Ahnlund zu zeigen, daß Oxenstierna seine Mission in 
Deutschland nicht als eine eines großen Mannes würdige Aufgabe aufgefaßt hat, 
sondern so wie sein König durchdrungen war von der Pflicht, den Glaubens- 
brüdern zu helfen, ohne Rücksicht darauf, ob hierbei persönlicher Ruhm zu 
ernten ist oder nicht. Oxenstierna tritt so in Gegensatz zu Richelieu, an dessen 
machtpolitische Ausrichtung seine realpolitischen Gesichtspunkte kaum heran- 
teichten, sowie zu Wallenstein, mit dem er wohl das Geburtsjahr teilt, aber sonst 
überhaupt nichts gemein hat und dem er nie persönlich begegnen sollte, obwohl 
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mehrere Gelegenheiten hierfür gegeben waren. Diese Charakteristik wird 
erhärtet, wenn man Ahnlunds Schilderung von Oxenstiernas Studienaufenthalt 
in Deutschland in den Jahren 1599 bis 1603 aufmerksam liest. Er studierte qn 
den Universitäten Rostock, Wittenberg und Jena und unternahm Reisen, die 
ihn bis nach Würzburg, der Schweiz und Straßburg führten. Er studierte Th . 
logie, blieb trotz einem Besuch in Heidelberg unerschütterlicher Lutheraner, u. 4 
dieses Luthertum prägte sich während seiner Pilgerfahrten durch Deut chland 
seinem Herzen nicht als Selbstzweck sondern als das Mittel zu einem wahren 
gottesfürchtigen Leben echter christlicher Freiheit ein, eine Einstellung, der er 
dann zeit seines Lebens treu blieb. 


Mit Recht ist von schwedischer Seite darauf hingewiesen worden, daß deutsche 
Bearbeiter der Zeit Gustav Adolfs die schwedischen und nordischen Voraus 
setzungen dieser Epoche nicht ausreichend beachtet und berücksichtigt hätten, 
Und so hat der deutsche Forscher gerade bei Lesung dieses Oxenstierna-Buche 
eine vorzügliche Gelegenheit, den mitteleuropäischen Rahmen früherer einschli- 
giger Werke zu überschreiten und kennenzulernen, wie Oxenstierna entscheidend 
zu Schwedens Aufschwung zur Großmacht beigetragen und was er in seiner 
Heimat als Organisator und Administrator zuwege gebracht hat. Ohne diese 
seine bahnbrechende Arbeit im Lande selbst ist Gustav Adolfs Interventions- 
politik in Deutschland wohl kaum denkbar. Für den deutschen Forscher mag 
auch die Erkenntnis von Wert sein, daß zu Gustav Adolfs Lebzeiten das Baltikum 
dem Kanzler für Schweden wichtiger erschien als dem König. 


Daß bei einem, nicht ausschließlich wissenschaftlich gehaltenen Werk, das bei 
der Schilderung einer Person eigentlich Weltgeschichte treibt, nicht alles allen 
gerecht werden kann, liegt auf der Hand. Was der schwedische Leser auszusetzen 
hätte, gehört nicht hierher. Jedenfalls ist er zu dem Dargestellten wie auch der 
Darstellung zu beglückwünschen. Der deutsche Leser muß, da er in der schwe- 
dischen Geschichtsschreibung nicht hinreichend bewandert ist, einen wenn auch 
noch so komprimierten Anmerkungsapparat vermissen, der es ihm ermöglichte, 
Ahnlunds Erkenntnisse zum Ausgangspunkt weiterer, ihm besonders nahe- 
liegender Forschungen zu machen. Die inneren Zusammenhänge des Dreiecks 
Oxenstierna-Arnim-Wallenstein, dessen Spannungen und Lockerung, die 
Gründe für dessen e..!gültige Zerschlagung durch Wallensteins gewaltsame 
Beseitigung sind kaum erwähnt. Da diese Probleme erst nach Gustav Adolfs 
Tod greifbare Formen annehmen und tragische Zuspitzungen erfahren, fallen 
sie nur in ihren Anfängen in diese Biographie, und man vermag nicht einmal 
zu ahnen, wie sich Ahnlund zu den Fragen des Wallensteinschen Verrats und 
dem Anteil Arnims verhält. Nur das eine geht klar hervor, daß Oxenstierna eine 
entschiedene Abneigung gegen alles Paktieren im Halbdunkel hatte und Gustav 
Adolfs Annäherung an Wallenstein bei Nürnberg sichtlich mißbilligte. 

Zweimal handelte Gustav Adolf in Deutschland ohne Einverständnis“seines 
Kanzlers. Nach der Schlacht bei Breitenfeld riet Oxenstierna zu einem Vorstoß 
gegen Österreich, Gustav Adolf ging nach Frankfurt. Herbst 1632 riet Oxenstierna 
neuerdings zu einem Zug donauabwärts, Gustav Adolf begab sich nach Sachsen 
ins Verderben. Was wäre wohl geschehen, wenn Oxenstiernas Ratschläge befolgt 
worden wären ? 
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Es war ein großer Dienst an der deutschen Geschichtswissenschaft, als die 
in mancher Hinsicht ganz neue Ausblicke erschließende tschechische Wallenstein- 
Arbeit Josef Pekars ins Deutsche übersetzt wurde. Ein ebensolcher Dienst wäre 
eine Übersetzung von Ahnlunds Oxenstierna-Arbeit, nur könnte einiges weg- 
blö%en, was vornehmlich den schwedischen Leser interessiert, allerdings müßte 
vVi'wohl einen kritischen Anmerkungs- und Quellennachtrag beistellen. 


Sigtuna, Schweden. Emil Schieche. 


Courts and Cabinets. By GEORGE PEABODY GOOCH. Lon- 
don, New York, Toronto, Longmans, Green and Co. 1. Aufl. 1944, 
4#* Aufl. 1946. 323 S. Gebunden 12s 6d. 


Goochs Feder hat während des zweiten Weltkrieges nicht geruht. Ein Buch 
ums andere ging in Druck. Aus ihrer Reihe sei hier dieses bereits in vierter Auf- 
lage vorliegende zunächst gewürdigt. Denn es zeigt den hervorragenden, heute 
fünfundsiebzigjährigen Kenner der Großen Politik und der europäischen Diplo- 
matie, dem die wissenschaftliche Welt umfassende Editionen und Darstellungen 
verdankt, von einer völlig neuen, höchst reizvollen Seite. 


Courts and Cabinets ist eines der anziehendsten Bücher, das ich kenne, und in 
seiner Art einzig. Streng wissenschaftlich gearbeitet, vollkommen auf der Höhe 
der Forschung, weiß Gooch seine Erkenntnisse in allgemein verständlicher, doch 
nie flacher Form fesselnd vorzutragen. Goochs Sprache strömt kräftig und 
nüancenreich dahin, gepflegt, aber natürlich und voll Erzählerfreude, die den 
Leser nie aus der Spannung entläßt. 


Das Buch stellt gleichsam eine Quintessenz von berühmten Lebenserinnerun- 
gen verschiedensten Gepräges dar und gibt zugleich Vielen, die an die ursprüng- 
liche Quelle nicht herankommen, fast etwas wie einen Ersatz. Es ist folgender- 
maßen ‚ufgebaut: 26 Einzelaufsätze, davon immer zwei zusammengehörig und 
je einem Memoirenwerk gewidmet, behandeln die Aufzeichnungen der Madame 
de Motteville, der Grande Mademoiselle, Burnets und St. Simons, Wilhelminens 
von Bayteuth, Lord Herveys, Horace Walpoles und Fanny Burneys, Madame 
Campans, der Madame de Remusat und der Königin Hortense, Caulaincourts 
und schließlich der Madame Adam. Man sieht, die Reihe geht vom 17. bis ins 
20. Jahrhundert hinein; denn Madame Adam, die Freundin Gambettas und leiden- 
schaftliche Hüterin des Revanchegedankens, wurde dreiundachtzigjährig noch 
von Clemenceau eingeladen, der Unterzeichnung des Versailler Friedens persön- 
lich beirawohnen. Sie reichen von den Stuartkönigen, von Richelieu und Mazarin, 
den Vorbereitern des Absolutismus, zu dessen Gipfelerscheinung Louis XIV. 
Vom englischen und französischen Rokoko spannt sich dann zeitlich der Bogen 
weiter zur französischen Revolution, zum napoleonischen Empire und von da 
bis in die Bismarckzeit, wobei freilich im mittleren 19. Jahrhundert eine Lücke 
klafft; es ist gar nicht vertreten. Frankteich führt den Reigen, als Heimat St. 
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Simons und Caulaincourts gewiß nicht bloß durch zahlenmäßige Stärke ®, 
sondern auch literarisch; dann folgt England mit vier Personen, zuletzt Deutsch. 
land, das nur einmal durch die geistreich boshafte Lieblingsschwester Friedrichs 
des Großen zu Wort kommt. 


Für Laien könnte man sich kaum eine geschicktere, lehrreichere und lesbaren 
Einführung in die Geschichte dieser drei Jahrhunderte von der menschlichen 
Seite her denken: Personen von unterschiedlichem Rang und Talent, Männer und 
Frauen, handelnd ins Zeitgeschehen verflochten oder betrachtend ihm zugewand, 
berichten über ihre Erlebnisse und die ihrer Umwelt. Ungemein bewegte, farbige, 
abenteuerliche, ja tolle Aspektel Die innere Einheit ist, wie es der Titel ausdrückt, 
durch das gemeinsame Milieu gegeben, eben durch das flimmernde, kabalenreiche 
Treiben der Höfe, durch die Leidenschaften und Gegensätze der Politik in den 
Regierungen und rings um sie herum. Überall eröffnet sich uns die Bühne des 
Weltgeschehens, wo die großen Entscheidungen fallen. Die Betrachtung de 
Verfassers geht stets vom persönlichsten Schicksal der Schreiber und Schreibe 
rinnen, vom Menschlichsten aus, das als Spiegel die politischen Ereignisse zurüc- 
wirft. Immer wieder verschlingen sich die einzelnen Lebensläufe mit dem Auf 
und Ab der allgemeinen Geschichte. Wie im Kaleidoskop ziehen die wechselnden 
Bilder der Com&die humaine vorüber, das menschliche Herz offenbart ein ums 
andere Mal seine edlen und niedrigen Eigenschaften. Immer wieder dreht sich 
alles um Macht, Liebe, Ehrgeiz, Treue und Verrat, um Neid und Verleumdung, 
Gooch selber meint mit Recht, der Untertitel seines Buches könnte auch Studies 
in human nature lauten! 


Historiker durch und durch, mit den einschlägigen Fragen der kritischen 
Methode völlig vertraut, erörtert er zwar Absichten, Motive und Tendenzen, 
Gehalt und Wert dieser Aufzeichnungen; aber es geschieht mehr nebenher, unauf- 
dringlich und so, als sei es selbstverständlich. Das Schwergewicht ruht nicht 
darauf, obwohl der Leser das Unentbehrliche und Wissenswerte erfährt, Im 
übrigen erteilen, was hier eingeschaltet sei, die bibliographischen Anhänge in 
knapp charakterisierenden Worten Auskunft über das für jedes Memboirenwerk 
in Betracht kommende Schrifttum, leider meist ohne Angabe des Erscheinungs- 
jahres, aber auf dem Laufenden der Forschung gehalten. Den 
entsprechend sind die Arbeiten französischer und englischer Gelehrter häufiger 
in diesen Bibliographien vertreten als deutsche. Es finden sich darin einige Bücher- 
titel verzeichnet, die sogar den Spezialforschern bei uns bisweilen unbekannt sein 
dürften. Gooch stillt nicht bloß den Appetit, er reizt ihn, wie er es möchte, auch 
in dieser Hinsicht. 

Es ist ihm geglückt, an Hand dieser kostbaren Quellenzeugnisse von ur 
gleicher charakterlicher und literarischer Güte vor allem Menschenschicksale im 
Rahmen ihrer Epoche zum Sprechen zu bringen, und er erhöht deren Reiz dadurch, 
daß er den Memoirenschreiber jeweils einem Partner, einem Gegenspieler, einet 
männlichen oder weiblichen Kontrastfigur, auch einem bedeutenden Zeiteteignis 
gegenüberstellt. Um nur einige der wichtigsten herauszugreifen: So steht die 
treue, gute Madame de Motteville ihrer Herrin Anna von Österreich zur Seite, 
die stolze, in ihrem Ehrgeiz scheiternde Grande Mademoiselle dem Aufstand der 
Fronde, aber auch Conde und Louis XIV. gegenüber. Den mutigen glaubens 
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rioen Bischof Burnet sieht man im Widerstreit mit den beiden Stuarts und ir 
Bunde mit Wilhelm von Oranien; der wendige, unerfreuliche Lord Hervey ist 
unzertrennlich von seinem Königspaar, dem zweiten George und Caroline. Den 
klugen Horace Walpole kann man vom zweiten und vom dritten Herrscher aus 
dem Hause Hannover nicht wegdenken. Madame de Remusat, Hortense Beaubar- 
nis und Caulaincourt leben im Glanz, aber auch im Schatten Napoleons und 
Diezielklare Komposition des Werkes ist auch sonst fein durchdacht, aber ohne 
jenes Allzuviel von Absichtlichkeit, die verstimmt. Wie ein diskreter Regisseur, 
der nicht wahrgenommen werden will, tritt der Verfasser scheinbar ganz hinter 
die Spieler der Bühne zurück. Er sorgt dafür, daß sie sich durch ihre eigenen 
oder unfreiwilligen Geständnisse darstellen und ihr Inneres enthüllen. 
Sie sollen möglichst in Person sprechen. Daher die zahlreichen wörtlichen Zitate, 
womit die Erzählung ihrer Lebensgeschichte durchwirkt und gewürzt ist, sehr 
oft sogar im ursprünglichen französischen Wortlaut. Manches liest sich wie ein 
Roman, anderes wie ein dramatischer Dialog. Dies gilt namentlich für Caulain- 
wourt im Gespräch mit seinem Kaiser. Nebenbei, Caulaincourt ist ja doch wohl 
derjenige unter all den von Gooch geschilderten Persönlichkeiten, dem man die 
Palme reichen möchte. Ein zuverlässiger, charaktervoller Patriot, ein Diplomat 
von Weitblick, ein wahrhaft staatsmännischer Kopf. Auch ist es kein Zufall, daß 
sein so spät ans Licht getretenes Memoirenwerk gerade in Deutschland und 
zuletzt noch während des Krieges stark gewirkt hat: ein Würdenträger, der dem 
Despoten ins Gesicht hinein die Wahrheit sagt, und — bei Napoleon nicht gerade 
alltäglich — ein Diktator, der es sogar erträgt sie anzuhören, freilich ohne daraus 
zulemen! Dieses Buch hat, wenn ein Modewort gestattet ist,wirklich Atmosphäre. 
Der Laie wird, wie so oft, schwerlich inne werden, wie viel wissenschaftliche 
Voratbeit, wie viel Detailbeherrschung ein scheinbar so mühelos sich gebendes 
Enählertum verbirgt. Der Fachmann aber hat eine Freude eigener Art an dem 
Werke von Gooch, weil vielleicht nur er die Sicherheit des historischen Urteils 
und die überall zugrunde liegende Kennerschaft voll ermessen kann; ohne sie 
hätte das Ganze, hätte die Darstellung grundverschiedener Zeitmilieus auch in 
den Einzelheiten nicht so sorgfältig und treffend durchgebildet werden können. 
Einen besonderen Charme des Buches macht freilich die geistige Persönlichkeit 
dessen aus, der einen glücklichen Einfall so taktvoll verwirklicht hat. Gooch 
gehtmitall diesen Gestalten der Vergangenheit um wie jemand, den die Geschichte 
gelehrt hat, daß dem Menschlichen auch das Allzumenschliche nahe benachbart 
ist, Er scheint sich nicht allzusehr über die vielen Überraschungen zu wundern, 
die das Genus humanum sich gegenseitig, mitunter auch der Nachwelt bereitet. 
Er spricht abgeklärt und doch mit warmem Anteil über historisches Geschehen. 
Er wühlt nicht in seelischen Dingen, aber er kennt die Irrgänge des Herzens. 
Über die Unvollkommenheiten der menschlichen Natur urteilt er nachsichtig, 
äber mit schlichtem Gefühl für das Rechte. Seine geschichtliche Betrachtungs- 
weise ist durchdrungen von einem Bonsens, der keiner Verwandtschaft mit dem 
äßigen entspringt, sondern einem schönen inneren Gleichgewicht, das 
Merkmal höchster Lebensreife ist. 
Heidelberg. Willy Andreas. 


Historische Zeitschrift 169. Bd. 25 
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Friedrich Wilhelm I., König in Preußen. Eine Biographie, BandI. 
Jugend und Aufstieg. Von CARL HINRICHS. Hamburg, Hanse. 
tische Verlagsanstalt 1941. 718 S. 17,50 DM. 


Die Biographie des Soldatenkönigs, auf die wir nach verschiedenen in den 
letzten Jahren veröffentlichten Vorarbeiten des Vf. mit berechtigter Spannun; 
warteten, liegt in ihrem ersten umfangreichen Band vor. Fraglos ist die Gestalt 
Friedrich Wilhelms I. zu einem der wichtigsten Gegenstände der deutschen G.. 
schichtsforschung geworden, je mehr wir durch unser eigenes politisches Schick 
sal aufgerufen wurden, die inneren Kräfte und Gegenkräfte der deutschen Ge. 
schichte mit dem kritischen Blick des Historikers zu beschwören. Auch in bi. 
teren Kreisen hat sich das Urteil überden einst in den Schatten seines großen Sohnes 
gestellten Haustyrannen anders gestaltet (es sei nur an Jochen Kleppers biogn- 
phischen Roman „Der Vater“ erinnert) und dahin gewandelt, in dem harten Zucht 
meister seines Volkes und dem schon von Schmoller hervorgehobenen großen 
Merkantilisten den eigentlichen Baumeister des friderizianischen Preußen zı 
sehen. Wenn die säkulare Leistung des Fürsten immer deutlicher emporwuchs, 
so blieb doch ein gewisses Zwielicht an seinem persönlichen Wesen mit den viekr- 
lei abstoßenden Zügen haften. Und dieses Zwielicht breitete sich auch über die 
geschichtlichen Nachwirkungen seiner Leistung. 

Um so unentbehrlicher wurde eine von Forscherhand ausgeführte eindring- 
liche Charakterstudie einerseits und die sachliche Gegenüberstellung von Person 
und Welt, Aufgabe und Leistung, Genius und Zeitgeist andererseits. Dabei 
waren die Voraussetzungen für einen echt biographischen Gegenstand im Sinne 
Rankes gegeben, das psychologische Interesse hielt dem politischen derart die 
Waage, daß der Bearbeiter sowohl in eine Seelenanalyse des Helden als auch in 
eine preußische Geschichte seiner Regierungszeit abgleiten konnte. 

H. ist sich der anspruchsvollen Doppelaufgabe von der ersten Seite an bewußt, 
wie er überhaupt außerordentlich überlegt gestaltet und die Ergebnisse jahre- 
langen Erarbeitens und Nachdenkens vorträgt. Wir verstehen, daß er der Kron- 
prinzenzeit einen vollen, in sich gerundeten Band widmet, um so mehrals Friedrich 
Wilhelm einen überraschend frühreifen Charakter aufweist und zeitlebens fest- 
hält. So rücken die Jugendjahre psychologisch gesehen in den Mittelpunkt der 
Lebensgeschichte, und das Bemühen des V£.s, nicht nur die einzelnen Erlebnisse 
und Äußerungen des Heranwachsenden, sondern über die jeweilige Umgebung 
hinaus die gesamte zeitgeschichtliche Lage bis ins einzelne abzuleuchten, recht- 
fertigt sich von selbst. Herkunft und Blutserbe, aufs lebhafteste wirksam durch 
ein so ungleiches, auch politisch verschieden gerichtetes Elternpaar, kreuzen sich 
mit den Einflüssen der noch im Testament von 1722 spürbaren Erziehung, die 
ihrerseits zu einem politisch-gesellschaftlichen, ja weltanschaulich-religiösen 
Tummelplatz für die Hofkreise wird. Die große Politik wirft früh ihre Schatten, 
an dem Netz der Intrigen wird unablässig gesponnen, die zähe Kraft der interne« 
Machtverhältnisse umspannt schon den Knaben. Die geistigen Beweger der Zeit, 
Leibniz und Francke, Bayle und Fenelon, in gehörigem Abstand auch Dankel 
mann, der vom Geist des Großen Kurfürsten beseelte Gründer der Universität 
Halle, der Pflanzstätte des preußischen Ethos, betreten neben überragenden Staats: 
männern und Feldherren, um nur den Oranier-König, Marlborough und det 
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Prinzen Eugen zu nennen, die Bühne. Ältere Welten, die Luthers und Kalvins, 
werden charakterisiert, bevor sie in die Seele des Knaben einziehen; aber auch 
das kulturelle Gepräge des ersten Königshofes wird an echten künstlerischen 
Leistungen wie denen Schlüters, nicht nur an den formlosen Träumen des könig- 
lichen Ehrgeizes, gewürdigt. Es ist unmöglich, im Rahmen einer Besprechung 
allzuviel einzelnes aus der Fülle herauszugreifen — so sei nur beispielsweise ein 
so wertvoller Exkurs wie die grundsätzliche Betrachtung über den Franckeschen 
Pietismus erwähnt (für den Vf. eine Sonderstudie ankündigt). Erstaunlich ist die 
Sicherheit, mit der sich Vf. in der kaum übersehbaren Masse des Stoffes bewegt: 
er gewinnt sie durch seine ausgedehnten Aktenstudien, durch die Erschließung 
bisher unbekannter archivalischer Quellen wie des letzten Teils der Tagebücher 
Rebeurs und des Nachlasses Alexander Dohnas ebenso wie durch die vollständige 
Auswertung von diplomatischen Berichten und Verwaltungsakten. Der An- 
merkungsapparat legt darüber Rechenschaft ab; wir entnehmen ihm, daß der 
V£, kraft seines erschöpfenden Umgangs mit den Originalquellen die historische 
Literatur verhältnismäßig spärlich zu Rate gezogen hat und nur selten sich zu 
Richtigstellungen herbeiläßt. 

Den chronologischen Gang der Handlung unterbrechen immer wieder Quer- 
schnitte durch das Hofgetriebe, durch das politische, militärische, wirtschaftliche, 
kulturelle, religiöse Lebens Preußens und Europas — und nur in letzterem Fall 
spürt man gelegentlich, bei der Schilderung macht- und raumpolitischer Fragen 
wie etwa der Friedensverhandlungen der Tories im Spanischen Erbfolgekrieg, 
die weniger gründliche Vertrautheit mit dem Stande der geschichtlichen For- 
schung, was für den eigentlichen, preußischen Gegenstand des Vf.s völlig un- 
bedenklich bleibt. Ein Wunsch sei schon hier angemeldet: ein Personen- und 
Sachverzeichnis dürfte schon dem ersten Band beigegeben werden, um ihn voll 
zu erschließen. Auch vermißt man bei der in den Anmerkungen genannten 
Literatur Ort und Jahr des Erscheinens. 

Über dem Reichtum an Einzelzügen, die — das sei dankbar hervorgehoben— 
die preußische (und deutsche) Geschichte des Zeitraums in vielen Fällen erst 
greifbar machen, über den nebenbei eingestreuten Reflexionen (etwa der katho- 
lisch-gegenreformatorische Charakter des Berliner Hofzeremoniells oder die 
Todesbewußtheit des Barockmenschen Schlüter, oder die geschichtliche Rolle 
des Stuartblutes), über den teilweise seitenlangen Charakteristiken maßgebender 
Persönlichkeiten vergißt man anfangs fast den Helden der Darstellung. Plötz- 
lich, sprunghaft, erscheint er bald da, bald dort in dieser bunten Welt: sofort 
eindrucksvoll durch das Elementare seines Wesens, ergreifend durch die Seelen- 
kämpfe, in denen er sich mit den dämonischen Seiten seiner Natur herumschlägt, 
überraschend durch die Geschmeidigkeit, mit der er auch den tanzenden und 
plaudernden Kavalier spielen kann, packend durch den frühen, grüblerischen 
je selbstquälerischen Ernst seines Denkens, licht durch die sittliche Geradheit 
seines Wesens, die sich oft derb drohend äußert. Und wie feinsinnig schlägt 
der Vf. die Verbindungen von ihm hinüber zur Umwelt, wenn etwa von seiner 
Seelenverwandtschaft zu den in den Neubau Preußens hereinwirkenden hol- 

ländischen Elementen die Rede ist — selbst auf seine Vorliebe für die Hand- 
habung des Pinsels fällt von hier aus ein Seitenblick. Der Spürsinn, mit dem die 
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Tagebücher Rebeurs für das so wenig stete, daher undurchsichtige geistige 
Wachstum des allem systematischen Lernen abholden Prinzen ausgewertet werden, 
ermöglicht Vorstöße bis in das Abgründige seines Wesens, aus dem dann doch 
wieder eine eingeborene Königswürde, ein in lutherischem Berufsethos ver- 
ankertes Herrscherbewußtsein hervorleuchten. Im Militärischen kommt schließ. 
lich das Fundament seines Herrentums klar zum Ausdruck und trennt ihn von 
der human-aufklärerischen Welt der Mutter; die Kadettenkompanie ist dem 
Sechzehnjährigen — weit entfernt von aller Soldatenspielerei — Anlaß zu dem 
Vorschlag, auf diese Weise die jüngeren Adelssöhne überhaupt für den Staat zu 
erfassen. So meldet sich der große Realist, der in zehnjähriger Teilnahme am 
Geh. Staatsrat und Geh. Kriegsrat seine Schule der Detailkenntnisse durchläuft, 
und der auf eigene Faust Extratouren unternimmt, um sein Volk bis in die unter- 
sten Schichten kennen zu lernen. 


Ich breche ab, um nicht zuviel des einzelnen zu bringen. Möchte es zum 
Beweis dafür dienen, daß der Vf. es verstanden hat, dem Reichtum der Umwelt 
einen ebenbürtigen der Innenwelt zur Seite zu stellen und beide in oft dramatischer 
Wechselwirkung vorzuführen. Er hat seiner Doppelaufgabe in gründlicher und 
sachlicher Weise genügt. Es bleibt nur die Frage: ist ihm die Verschmelzung zu 
einer durchgehenden höheren Einheit gelungen ? 


Es handelt sich hier um ein wahrhaft künstlerisches Problem, mit dem ein so 
begnadeter Künstler wie Ranke lebhaft gerungen, und das er in seinen grundsätz- 
lichen Äußerungen zum biographischen Stil kritisch und mitfühlend umschrieben 
hat. Auch hier muß gefordert werden, daß die Titelfigur der Mittelpunkt bleibt, 
auf den sich alle Einzelteile der Darstellung offen oder insgeheim beziehen. Und 
damit wird allerdings, bei aller Anerkennung der historiographischen Leistung 
des Vf.s, eine Grenze sichtbar, der sich seine Schilderung in ihrer gedrängten 
Fülle nicht immer einordnet. Bei ausführlichen Charakteristiken am Rande 
stehender Figuren, beispielsweise Bayles, oder zurückliegender Vorgänge wie 
des Westfälischen Friedens oder des Epochenjahrs 1661 fragt man sich, ob nicht 
flüchtige Andeutung oder stillschweigende Voraussetzung besser angebracht wäre 
als die sachliche Vertiefung (so wertvoll sie an sich sein mag) in einen abgelegene- 
ren Gegenstand. Streckenweise verliert man den Helden so nicht bloß aus dem 
Auge, was ja unvermeidlich ist, sondern sozusagen aus dem Gefühl. 


Doch gilt das Überwuchern des Beiwerks — bei einer übrigens zuchtvoll- 
nüchternen Sprache — nur für die erste Hälfte des Bandes, für die Jahre bis 1705, 
in denen die jugendliche Gestalt naturgemäß der Welt, in der sie sich entwickelt, 
noch nicht die Waage zu halten vermag. Zug um Zug wächst die noch im 
Schatten der Macht stehende Gestalt im 3. und 4. Buch zu ihrer geschichtlichen 
Größe heran. Vielleicht ist dies im ganzen gesehen das eindrucksvollste Ergebnis 
des Forschers. Aus den Händen des schwachen Vaters gleiten wichtige Zweige 
des Staatslebens fast unmerklich hinüber in die des Nachfolgers, denn der Kron- 
prinz, dessen Blick immer unbestechlicher wird, hütet sich, offene Opposition 
gegen den Träger der Krone und das nun einmal in bestimmter Richtung fest- 
gelegte Staatsinteresse zu treiben. Nicht nur sein religiöses Pflicht- und Sohnes- 
gefühl hält ihn in den Schranken des Gehorsams, sein sachlicher Sinn bewahrt 
ihn vor Überstürzung und bringt ihm die wahren Mittel der Macht zu. Alles 





gebnis 
‚weige 
Kron- 
sition 
z fest- 


18.—19. Jahrhundert 381 


nn 


Kommende kündigt sich schon an: der militärische Organisator, der die Schule des 
Dessauers durchläuft und vor dessen kronprinzlichen Grenadieren ein Marlbo- 
zough und ein Eugen schon 1709 staunend als vor der besten Infanterie Europas 
stehen; der geborene Soldat auf der Höhe der Tatenlust in der Schlacht von Mal- 
plaquet, wo sich gleichsam der Genius seines zukünftigen Werkes, seines persön- 
lichen Preußen, zu ihm neigt; der Gutsherr und Verwaltungsmann von Wuster- 
hausen, wo sich sein knapper Stil der Kabinettsorders, lebendigsten Detailkennt- 
nissen entspringend, ausbildet; der soziale Tatmensch, der sich in der von 
Ostpreußen ausgehenden Wirtschaftskatastrophe den Reformvorschlägen des von 
Wartenberg und Wittgenstein unterdrückten Fachbeamtentums zuwendet. Und 
über allem das Herrscherbewußtsein des jugendlichen Kommandeurs, der die auf 
den Sonnenkönig gemünzte Devise des aufsteigenden Aars seiner Regimentsfahne 
und schließlich allen Fahnen der ihm so -persönlich”zugehörenden Armee einver- 
Jeibt, Daneben auch, nicht mit voller Klarheit vomVf. herausgearbeitet, das von 
finanziellen Erwägungen und ethischen Überzeugungen beschwerte Verhältnis zur 
Außenpolitik; bei weitem nicht so ängstlich und auch nicht diplomatisch so unbe- 
holfen, wie es in seinen späteren Jahren entgegentritt, aber wir dürfen doch auch 
für die wetterleuchtende Jugendzeit sagen: ohne den gebieterischen politischen In- 
stinkt, den sein Sohn erst mitbringen wird. Seine mit dem Fortgang des Nordi- 
schen Kriegs russenfreundlichere Haltung hinter dem Rücken Ilgens, ist doch wohl 
durch die persönliche Neigung zu Peters unzeremoniellem und willensstarkem 
Wesen stark mitbedingt, während in sein Verhältnis zu Kaiser und Reich von 
Anfang an moralische Begriffe hereinspielen. 

Die Ruhe des Wartens, die der Kronprinz im „Vorhof der Macht“ ausstrahlt, 
wirkt, ohne daß viele Worte gemacht werden, inmitten der Hofparteiungen, die 
sich auch nach Wartenbergs Sturz fortsetzen, und inmitten der außenpolitischen, 
um Bolingbrokes Sonderfrieden und Peters Machtaufschwung kreisenden In- 
tigen, als eine stumme Gewähr für Preußens Zukunft. Ihm lag die Erhaltung 
des Heeres als der ehernen Grundlage der Selbständigkeit und der Berechtigung 
Preußens zum Aufstieg in den Kreis der Großmächte am Herzen. Psychologische 
Betrachtungen werden vom Vf. über die Lehren, die Friedrich Wilhelm aus seiner 
schweren Jugend ziehen konnte, kaum angestellt; die Sprache der Tatsachen wirkt 
zut Genüge. Und auf sie allein horcht dieser große Realist, sie wird er als König 
vollends zu seiner eigenen machen. 

Marburg/Lahn. Fritz Wagner. 


Prince Henry of Prussia, Brother of Frederick the Great. By 
CHESTER V. EASUM. Madison, The University of Wisconsin 
Press 1942. 403 S. 


Es ist für einen Ausländer niemals ganz einfach, in das Leben und Weben 
einer fremden Nation einzudringen — und gerade heute, wo die Völker enger 
miteinander in Berührung kommen als je zuvor, wird es besonders deutlich, wie 
verschieden diese Völker sind, wie weit ihre Vorstellungswelten und Anschauungen 
über ganz einfach erscheinende Dinge auseinanderlaufen, und wie schwer sie es 
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daher haben, zu einem gegenseitigen Verständnis zu kommen. Es war daher ein 
gewagtes Unternehmen, als ein Amerikaner in diese ihm fremde Welt des auf. 
geklärten Despotismus und des friderizianischen Staates einzudringen versuchte, 
Dieser Versuch ist m. E. voll und ganz geglückt. 


Wie der Titel des Buches besagt, steht Prinz Heinrich in seinem Mittelpunkte, 
Aber es hat seinen tieferen Grund, wenn fast ebensoviel von Friedrich dem Großen 
gesprochen wird, denn Friedrich der Große war nicht nur der ältere Bruder des 
Prinzen, er war zugleich sein Vorgesetzter als Soldat und Feldherr, er war sein 
König und Herr, ja er war sein Schicksal. Er war sein Schicksal, da Friedrich 
gemäß der Staatsräson des absoluten preußischen Staates des 18. Jahrhunderts es 
als eine Notwendigkeit ansah, Prinzen von Geblüt niederzuhalten und von jeder 
Einflußnahme auf den Staat, es sei denn als Truppenführer, auszuschalten, Mit 
Recht stellt Vf. die Sätze des politischen Testaments von 1752, in denen Friedrich 
dieses näher ausführt, an die Spitze seines ersten Kapitels, denn aus ihnen kann 
er das seltsame Verhältnis dieser beiden Männer, das sehr verschiedene Beurtei- 
lungen erfahren hat, erklären und psychologisch verständlich machen, 


Prinz Heinrich hat sein Leben nicht so gestalten können, wie er es sich sicher 
irgendwie einmal erträumt hat. Von Jugend an zu einem Militärdienste ge- 
zwungen, den er zunächst haßte, wurde er während des Siebenjährigen Krieges zu 
dem ersten und doch wohl bedeutendsten Armeeführer neben dem König. Nach 
dem Kriege mußte er es erleben, daß er so gut wie kaltgestellt war und nur noch 
bei einigen wichtigeren Staatsangelegenheiten, die einen besonderen Vertrauens- 
mann des Königs erforderten, zur Mitarbeit herangezogen wurde. Sein Taten- 
drang mußte sich fortan im wesentlichen damit zufrieden geben, Park und Schloß 
in Rheinsberg zu pflegen, fleißig zu korrespondieren und Memoranden zu schreiben, 
Sicher ist es nicht dieses allein gewesen, aber diese unfreiwillige Untätigkeit hat 
wohl entscheidend mitgewirkt, wenn Prinz Heinrich so geworden ist, wie er sich 
uns schließlich darstellt: als ein bedeutender Kopf, der seinem Bruder in vielem 
kongenial ist, zugleich aber doch auch als oftmals überscharfer, innerlich unrub- 
voller und fast krankhaft unzufriedener Kritiker, der seinem großen Bruder in 
späteren Lebensjahren jegliche Bedeutung abgesprochen hat. Vf. tut recht daran, 
wenn er solche Äußerungen des Prinzen vom rein menschlichen Standpunkte aus 
bedauert, andererseits aber sie nicht zum Anlaß nimmt, über ihn abzuurteilen, 
sondern zu verstehen sucht, wie eine auch beim König vorhandene scharf kritische 
und skeptische Ader sich beim Prinzen Heinrich derart entwickeln konnte. 

Ein ganzes Leben !ang verfolgt Vf. das Verhältnis der beiden Brüder zuein- 
ander. Perioden engen Zusammenarbeitens wechseln mit solchen, in denen Vor- 
würfe und scharfe gegenseitige Kritik in den Vordergrund treten. Letztlich haben 
beide Brüder immer wieder zusammengefunden. — Mit großer Liebe hat Vf. sich 
in beide Persönlichkeiten hineingefühlt, und alles in allem ist ein Werk aus einem 
Guß entstanden, dessen Darstellung überzeugend wirkt. Das Buch ist eine Be- 
reicherung nicht nur für unser Wissen über den Prinzen Heinrich, der bisher noch 
keinen Biographen gefunden hatte, sondern es fällt auch manches interessante 
und neue Licht auf Friedrich den Großen. So scheint sich mir eindeutig zu ef- 
geben, daß der in späteren Jahren einsamer und einsamer werdende König seinen 
Bruder, wenn auch auf seine Art, aufrichtig geliebt hat, ja daß er seine Liebe ge- 
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sucht hat, so oft er auch Anlaß fand, ihm als König und Herr entgegenzutreten. 
Eslag im wesentlichen an Heinrich, wenn das Verhältnis keine rechte Herzlichkeit 
annehmen wollte. 
In gründlicher Kleinarbeit hat Vf. die Archive in Berlin, London und Paris 
durchforscht. Besonders aufschlußreich war natürlich die umfangreiche Korre- 
der beiden Brüder und der anderen Mitglieder des preußischen Königs- 
hauses, die sich ehemals im Brandenburg-Preußischen Hausarchiv befand und 
unter russischer Obhut heute wahrscheinlich verloren gegangen ist. Auch sonst 
aber wurden alle nur immer faßbaren gedruckten und ungedruckten Quellen her- 
beigezogen. Zahlreiche Zitate zeugen davon. Daher kann Vf. auch mit manchen 
neuen Ergebnissen aufwarten. Vor allem gilt das für die späteren Jahre. Den 
Außenpolitiker dürften insbesondere die Reisen des Prinzen nach St. Petersburg 
und Paris und sein sehr stark wiegendes Eingreifen für den Frieden von Basel 
interessieren. Bemerkenswert auch, wie früh Heinrich sich schon für eine Säku- 
hrisierung der geistlichen Fürstentümer ausgesprochen hat. Daß ganz vorüber- 
gehend einmal in Amerika der Gedanke aufblitzte, Heinrich zum König der Ver- 
einigten Staaten zu machen, dürfte nur wenigen europäischen Historikern be- 
kannt sein. 
Dem inneren Gehalt des Buches entspricht seine äußere Aufmachung, dessen 
gute Bilderbeigaben besonders erfreuen. Es wäre zu begrüßen, wenn der Wunsch 
des Vf.s sich erfüllen ließe, das Buch auch in deutscher Sprache herauszubringen. 


Nürnberg. Wolfgang Mommsen. 


Die Ahnen Karl Augusts von Sachsen-Weimar. Generation I bis 


XII. Von ERICH BRANDENBURG. (Abhandlungen der Philo- 
logisch-Historischen Klasse der Sächsischen Akademie der Wissen- 
schaften, Bd. XLIV Nr. IV). Leipzig, Hirzel 1943. 172S. 11 DM. 

Erich Brandenburg, der markante Vertreter politischer Geschichtsschreibung 
hat im Lager der nach rein wissenschaftlichen Gesichtspunkten betriebenen Sip- 
penforschung durch Zahl und Gewicht seiner Veröffentlichungen eine führende 
Stellung eingenommen. Seit langem gehörte er zu den Bahnbrechern eines von 
der akademischen Historie meist etwas stiefmütterlich behandelten Forschungs- 
zweiges. Es liegt darin fast eine Ironie unserer oft seltsam anmutenden Wissen- 
schaftsentwicklung daß dieses hochangesehene Mitglied der ältesten deutschen 
Historikergeneration, deren literarische Fruchtbarkeit erstaunlich war, mit einem 
geradezu sportlichen Eifer und ganz aus eigenstem Antrieb der Ahnen- und 
Stammbaumforschung diente. Denn er tat es ohne jeden Beisatz von Dilettantis- 
mus, Mode oder Konjunktur, der sich manche Jüngere im Dienste von Tages- 
götzen auslieferten. 


In meiner Erinnerung haftet das Bild des Verstorbenen, so wie er mir bei einem 
Besuch entgegentrat. Über langen Tischen von ungewöhnlichem Format waren 
unübersehbare genealogische Listen mit allen Verzweigungen und Nebenlinien 
ausgebreitet; sie nahmen einen großen Teil der beiden stattlichen, bücherreichen 
Arbeitsräume ein. Nicht ohne Befriedigung ruhte Brandenburgs Blick auf diesen 
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Heerscharen von Namen, Jahreszahlen, Herrscher- und Ländertiteln. Es sah aus, 
als wolle sich hier ein eigenes Ressort bilden, das die anderen Abteilungen zu ver. 
drängen suchte, und doch lag das Hauptgewicht bei Brandenburg nach wie vor 
auf der Allgemeinen Geschichte Deutschlands und Europas. 

Brandenburg hat der Ahnentafel Karls des Großen, Augusts des Starken, 
Friedrichs des Großen und der Maria Theresia zuletzt auch die Carl Augusts yon 
Weimar folgen lassen. Dessen Aufnahme in diese Reihe berühmter Deutscher 
bedarf keiner Rechtfertigung. Bei allen Gebildeten werden die Ergebnisse der 
Untersuchung Anteil erwecken. Anlage und Grundsätze des Werkes sind die 
gleichen wie die der vorausgegangenen genealogischen Tafeln.. Ihre klare An- 
ordnung, ihre Übersichtlichkeit und Vielseitigkeit hat sich auch diesmal 
bewährt. 

An dieser Stelle auf technische Einzelheiten und methodische, Fragen einz- 
gehen liegt nicht in meiner Zuständigkeit und bleibe Spezialkennern der Ahnen- 
forschung überlassen, die sich bereits anläßlich der früheren Veröffentlichungen 
Brandenburgs mit ihm auseinandergesetzt haben (so Otto von Dungern Bd, 158, 
1938, der H. Z. S. 106ff.). Auch auf die Nachprüfung der Personalien und Zet- 
angaben wird hier verzichtet. Jedermann weiß, daß derartige Verzeichnisse fon- 
laufender Verbesserungen fähig sind und öfters zu Berichtigungen Anlaß geben, 
Bei den chronologisch weiter zurückliegenden Persönlichkeiten der Ahnenreihe 
und des kleineren Adels weisen die Angaben ohnehin mehrfach noch Lücken auf, 
Wie manches weiterhin der Sicherung oder vollen Klärung bedarf, ist aus den 
Erläuterungen des Verfassers, der gelegentlich auch eigene frühere Ansichten 
berichtigt, zu ersehen. 

Ist man sich darüber klar, daß die Ersetzung eines genealogisch erforschten 
Namens oder gar mehrerer Namen durch andere — sei es auch nur in den Neben- 
sippen der Reihe —, das Ahnen- und Rassenbild der Hauptpersönlichkeit ver- 
ändert, dann ermißt man die ganze Verantwortungsschwere derartiger Unter- 
suchungen; um so dankbarer nimmt man hingebende, dornenreiche Arbeit ent- 
gegen, wie Brandenburg und gleichstrebende Gelehrte sie leisten. Rechnet man 
außerdem noch zu den Ungewißheiten, die jede Ahnentafel enthält, die trotz 
urkundlicher Beglaubigung vorhandene Unsicherheit der Vaterschaft hinzu, die 
sich aus Eheirrungen und ähnlichen historisch nicht mehr aufzuhellenden Tat- 
sachen ergibt, dann werden kritisch geschulte Historiker mit größter Behutsam- 
keit an die psychologische Auswertung der Ahnenreihe herangehen und bio- 
logische Fragen nur zögernd aufwerfen. Sind sie überhaupt zu beantworten? — 
Es würde sich daher empfehlen, daß der schätzbare Studienführer des Prinzen 
Isenburg über Sippen- und Familienforschung (C. Winter, Heidelberg 1943) bei 
künftigen Neuauflagen neben den befruchtenden und ausweitenden Möglich- 
keiten dieser Wissenschaft auch die ihr anhaftende Problematik und gewisse Un- 
lösbarkeiten ins Licht rückte. 

Brandenburg hat einleitend die allgemein bedeutsamen Ergebnisse seines Tafel- 
werks, das die Ahnenreihe Carl. Augusts bis zur 13. Generation zurückverfolgt, 
nüchtern und sehr kurz, fast zu knapp zusammengefaßt. Ausführlicher hat er 
sich in der Zeitschrift „Goethe“ (Bd. VI, 1941, S.1#. „Carl Augusts Ahnen“) 
ausgesprochen. Die wichtigsten dieser aufschlußreichen Forschungserträge seien 
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Es sah i tatsachenmäßig aufgereiht; die Deutungsmöglichkeiten können hier 
ngen zu ver. mur gestreift werden. 
ach wie vor Hervorzuheben ist zunächst, daß dank der Verwandtschaft seiner Mutter mit 
| Friedrich d. Gr. Carl Augusts Ahnentafel mit der des Königs zum vierten Teil H 
es Starken, übereinstimmt. ty 
\ugusts yon Der durch Heirat zwischen Verwandten entstehende Ahnenverlust geht i M 
t Deutscher über den Durchschnitt, der sich bei fürstlichen Stammbaumreihen zu ergeben oA 
ebnisse der pfegt, in diesem Fall nicht hinaus. Ihrer sozialen Schichtung nach gehören die f H 7 
es sind die Persönlichkeiten, aus denen sich Carl Augusts Ahnenschaft zusammensetzt, ganz U 
. klare An- überwiegend dem europäischen Hochadel an. Auch deutsche Ministerialenge- EM 
h diesmal schlechter sind darin vertreten, so die Burggrafen von Leising, die Reußen, die A 
ö Herren von Schönburg, die Vögte von Hunolstein, die Herren von Rollingen, in I 
‚gen einzu- die Schenken von Castell, Limpurg und Erbach, die Herren von der Leyen, von i 
der Ahnen- Reitzenstein, die Rheingrafen vom Stein, und eine Reihe von schwäbischen und 1 
ttlichungen bayrischen Familien ist zu nennen. Bi 
tn Bd, 158, j z Er "N 
1 und Zei Von den großen regierenden Häusern der abendländischen Staatengesellschaft En 
s bis zur elften Generation am stärksten die Hohenzollern hervor mit der Ei 
ınisse fort vn ä i ä z "#0 
laß geben, höchsten Zahl von Ahnenfeldern (234). Ihnen folgen in stattlicher Reihe die ‚il 
\hni Oldenburger (147), die Askanier (134), die Habsburger (131), die Wettiner (126). a 
äckeaaf Eist in ziemlich weitem Abstand schließen sich dann die Häuser Mecklenburg (89), x ' 
ta Wittelsbach (86), Pommern (86), Brabant-Hessen (67), Nassau (66) und die N 
Anskian u Jagellonenfamilie mit einer wesentlich kleineren Zahl von Ahnen- : i 
an. A 
rforschten Wenn mit Recht immer wieder das deutsche Empfinden Carl Augusts in histo- 4 “ 
ern Neben: tischen Würdigungen betont worden ist, so kann nach Brandenburg dafür in a 
hkeit ver- Anspruch genommen werden, daß unter mehr als tausend (1024) Vorfahren eine "RR 
er Unter weit erheblichere Zahl als bei seinem Großoheim deutscher Nationalität ist, näm- u ö 
sbeit ent lich 843. Ihnen folgen die Franzosen mit 65 Zugehörigen. Den Litauern sind N M 
hnet man 4 zuzuzählen, die sich aus den Heiraten deutscher Fürsten mit Frauen aus dem vi 
die trotz polnisch-litauischen Königshaus der Jagellonen herleiten, den Slawen, deren "i 
yinzu, die größter Teil den Vorfahren des böhmischen Ketzerkönigs Georg von Podjebrad © 
‚den Tat- entstammt, 34, den Skandinaviern 26. Die Kelten sind mit sieben Personen ver- a H 
Jehutsam- treten, durch die das schottische Blut der Stuarts und das bretonische der Vor- FM 
und bie- fahren Colignys Carl Augusts Stammbaum zugeflossen ist, die Italiener mit drei, 
Drten ?— die Magyaren mit zwei, während Spanien der Ahnentafel nur eine Person bei- 
; Prinzen steuert. 
1943) bei Erst in der sechst“n Generation erscheint eine Ausländerin; es ist Eleonore 
Möglich- d’Esmier von Olbreuse, die aus dem Kleinadel der Grafschaft Poitou stammte und 
'isse Un- durch ihre Heirat mit dem Herzog Georg Wilhelm von Braunschweig-Celle Ur- 
großmutter Friedrichs II. von Preußen geworden ist. Ein Teil des französischen 
es Tafel- Geblütseinschlages der Hohenzollerndynastie ist durch sie bestimmt. Bei Carl 
verfolgt, August kommt freilich dem deutschen Geblütsanteil ein weit höherer Prozentsatz 
r hat er als bei Friedrich zu. Während er bei diesem etwa die Hälfte ausmacht, berechnet 
Ahnen“) ihn Brandenburg bei dem Weimarer — zurück bis in die elfte Generation — 





etwa mit 84 Prozent. So kommt er zu folgendem Ergebnis: Unter den Standes- 
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genossen des Herzogs dürfte es im 18. und 19. Jahrhundert nur sehr wenige geben, 
die sich rühmen könnten, daß mehr deutsches Blut in ihren Adern fließe, 

Diese Feststellung bedarf allerdings zusätzlich einer einschränkenden begrif. 
lichen Klärung, um Brandenburgs Terminologie vor Mißverständnissen 7, 
schützen. 

Gegen seine Folgerung der überwiegenden Deutschblütigkeit ist rein stamm. 
baummäßig kaum etwas einzuwenden, solange man damit nicht mehr auszusagen 
wünscht als das, was die Ahnentafel ergibt. Sie bezeichnet in hergebrachter Weig 
die einen Menschen eben als Deutsche, andere als Franzosen, als Polen oder Ih 
liener: ein genealogisch-dynastischer Befund, der mit dem Blutbild &« 
betreffenden Persönlichkeiten durchaus nicht übereinzustimmen braucht. 


Der Biologe freilich würde jene vereinfachende Einordnung, die genealogisch 
Forschung sich allenfalls gestatten darf, mit einem Fragezeichen versehen; & 
würde sogar die angewendeten Begriffe für allzu verschwommen und unsicher 
erklären müssen. Denn all die Völker, die in der Erbmasse Carl Augusts eine Spur 
hinterlassen, können — biologisch gesehen — nicht als reinrassig gelten, stellen 
sie doch selber das bunte Erzeugnis von verschiedenen Rassenmischungen dir. 
In diesem strengen Sinn dürfte man weder von deutschblütigen noch von Mer- 
schen slawischen Blutes reden. Aber selbst wenn die Völker reinrassig wären, 
könnte man doch aus dem prozentualen Anteil bei einem Einzelnen keinen Ar- 
halt dafür gewinnen, daß gerade ein solcher bestimmter Geblütsanteil sich in Aus- 
sehen oder Wesen einer Persönlichkeit ausschlaggebend durchsetzen müßk, 
Denn es kann bekanntlich eine in geringer Verhältniszahl auftretende Erbeir- 
heit, wenn sie dominierenden Charakter hat, eine sehr viel größere Anzahl rezesii- 
ver Anlagen so vollkommen überschatten, daß ohne Vererbungsexperiment keine 
Spur davon nachzuweisen ist. 


Unter den bedeutenden Vorfahren Carl Augusts heben sich die fürstlichen Ahs- 
herrn der deutschen Reformation aus der ernestinischen und albertinischen Linie 
Sachsens, sowie die aus den Häusern Braunschweig, Hessen, Brandenburg und 
Pfalz ab. Aus dem weiteren europäischen Umkreis gesellen sich Wilhelm von 
Oranien und Gaspard von Coligny hinzu, während die katholische Gegenseite 
nur schwach in der Ahnentafel vertreten ist. Solche genealogischen Voras- 
setzungen können nicht gleichgültig gewesen sein für diesen Förderer deutscher 
Bildung, ist doch der Protestantismus, dessen Lebensluft so viele seiner Ahnen 
atmeten, eine der treibenden Kräfte des Aufklärungszeitalters wie der neuzeit- 
lichen Kulturbewegung überhaupt geworden. 


Wie Carl August selber zu seinen Vorfahren und gerade zu den historisch be- 
merkenswerten unter ihnen stand, wissen wir nicht. Darüber liegen von ihm keine 
Äußerungen vor mit Ausnahme einiger Bemerkungen über Friedrich d. Gr., dem 
er mit Bewunderung, jedoch nicht ohne kritische Generationsdistanz gegenüber- 
stand. Besonders angezogen fühlte er sich unter seinen ernestinischen Vorfahren 
von Bernhard von Weimar. Goethe hat, gewiß unter dem Einfluß seines fünst- 
lichen Freundes, aber auch aus eigener Neigung, sich mit dem Gedanken getragen, 
dem Feldherrn des Dreißigjährigen Krieges eine Lebensbeschreibung zu widmen. 
Leider hat er diese Absicht nicht zur Ausführung gebracht, ebensowenig wie 
Luden, der später damit befaßt wurde. 
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* Wenige gehen, Mit Recht betont Erich Brandenburg, daß sich auf rein verstandesmäßigem + 
en fließe, Wege oder gar mit wissenschaftlicher Exaktheit nicht ermitteln lasse, was Carl BE: 
kenden begrif seiner Ahnenreihe im einzelnen verdankt, da Werden und Entstehung h 
tändnissen z | derPersönlichkeit eines der tiefsten Geheimnisse des menschlichen und geschicht- j # 
jichen Lebens bleibe. Zu Fragen und Vermutungen aber und zu Möglichkeiten iR 
St rein stamm. ME der Deutung gibt dies Spätwerk des zu früh der Wissenschaft entrissenen Ver- ’M 
hr auszusagen WE fsers Stoff genug. Wir wissen ihm dafür Dank. 1 
rachter Weiy Heidelberg, Willy Andreas. EA 
olen oder Ih. > 
Blutbild de 
aucht. “= 
The letters of LAFAYETTE to Washington 1777—1799. Ed. 2 
gern... is Gottschalk. New York, Privately printed by Hel i 
versehen: „ 4 by Louis Gottschalk. New York, Privately printed by Helen SE 






Fahnestock Hubbard!). 1944. XXXVI und 417 5. 










und unsicher 

ISts eine Spur Die Persönlichkeit des reichen französischen Aristokraten, der sich aus reiner Me 
gelten, stellen Begeisterung der Sache der Revolution verschrieb, gehört zu den anziehendsten Ya 
-hungen dar. und reizvollsten Gestalten aus der großen Zeitenwende vom 18. zum 19. Jahr- 4 
h von Men- hundert. Nicht nur, daß er als der lebendige Vermittler zwischen Amerika und Mi 
assig wäten, Eutopa, zwischen der „neuen Welt“ und der „alten“ erscheint, sondern daß er ö 
\ keinen An- mgleich höchst merkwürdig zwischen den Zeitaltern steht, macht das Problem a 





sich in Aus- 
zen müßke, 
nde Erbein- 
zahl rezessj- 


aus. Der junge tatendurstige und begeisterungsfähige Marquis, der zunächst die 
$iche der Amerikanischen Revolution zu seiner eigenen machte, um sich später 
andie Spitze, wie er meinte, der Französischen Revolution zu stellen, fühlte sich 
selbst als Vorkämpfer des Fortschritts und war doch ganz ein Kind der Ver- 
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Be a a nei, 














Iment keine gangenheit. Nur leider, wie so oft, reicht das vorhandene biographische Material v0 
nicht entfernt zur Beantwortung aller sich uns in diesem Zusammenhang auf- 
lichen Abs- drängenden Fragen aus. Um so wichtiger ist es, daß wir nunmehr eine besonders vi 
schen Linie interessante Quellengruppe daraus in sorgfältiger Edition vollständig und authen- it i 
nburg und tch vorgelegt bekommen: die Briefe Lafayettes an Washington, deren beson- m 
ilhelm von dere Bedeutung eben darin liegt, daß wir einen lebendigen Begriff von den ameri- “0 
Gegenseite kanischen Beziehungen des französischen Generals und Aristokraten erhalten E 
n Voras- ud in ihnen zugleich den Widerschein des alternden Europa auf das junge ie 
deutscher Amerika haben; von dem unmittelbaren Reiz der persönlichen Freundschaft der SR 
ıer Ahnen beiden Männer zu schweigen, die sich über die phrasenhaften Brieffloskeln der ! " 
r neuzeit- Zeit hinaus durch den konkreten Inhalt der Briefe offenbart. Hi 
Allerdings ist der Inhalt nicht ganz neu. Lafayette hatte sich seine Briefe von i 
orisch be- Washington zurückgeben lassen, und so konnte seine Familie sie nach seinem Sa 
ihm keine Tode in den „Me&moires, correspondance et manuscrits du general Lafayette“ 








Gr., dem 

-genüber- geschah, und gleichzeitig machte der erste Washington-Herausgeber, der durch i) 
/orfahren sine willkürliche Textbehandlung berüchtigte Sparks, von ihnen Gebrauch. Aus A 
nes fürst- dem Nachlaß der Familie sind die Briefe später durch Verkauf in amerikanischen N 
getragen, Privatbesitz übergegangen, und die Besitzerin, Mrs. Helen Fahnestock Hubbard, si 







}) Zu beziehen durch Alb, B, Maginnes, Rathbone, Perry, Kelley & Drye. 70 Broad- 
way. New York 4, 





i 
bereits verwerten, was freilich nicht lückenlos und in französischer Übersetzung if | 
| 
3 
j 
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die die Briefe dem Lafayette-College geschenkt hat, ist es gewesen, die die yor. 
liegende Ausgabe hat herstellen lassen „as a concret reminder, that two great 
nations can remain at peace for more than a century and be mutually helpful in 
every crisis.‘“ Der Herausgeber hat sich schon früher durch mehrere Arbeitenalsein 
besonderer Kenner des Gegenstandes ausgewiesen.') Er gibt in einer klaren und 
übersichtlichen Einleitung einen gedrängten Überblick über das persönliche Ver. 
hältnis von Briefschreiber und Empfänger und legt seine Editionsgrundsätze dar, 
die auf lückenlose Vollständigkeit und authentischen Wortlaut hinzielen, In den 
erläuternden Anmerkungen hat er sich dagegen bewußt zurückgehalten; die vor- 
kommenden Namen werden im Register summarisch nachgewiesen. 

Auf diese Weise sind die bisher in französischer Übersetzung oder Sparkscher 
Verunstaltung bekannten Briefe erstmalig in ihrer originalen Form zugänglich 
geworden, und wenn auch die Übersetzung in den M&moires im großen und gan- 
zen nicht schlecht war, so ließen sich doch geringfügige Verschiebungen im Sinn 
nicht ganz vermeiden‘), auch bot die Übersetzung stellenweise nur einen Auszug, 
und überdies ist bei der zunächst geringen Beherrschung der fremden Sprache 
durch den Briefschreiber seine eigene Ausdrucksweise von noch größerer Be- 
deutung, als das sowieso zu sein pflegt. Es ist deshalb ganz berechtigt, daß der 
Hrsg. einen buchstabengetreuen Abdruck vorgenommen hat, wobei man sich 
in schwer leserlichen Fällen freilich auch einmal im Zweifel sein kann, $o möchte 
man, ohne die Handschriften zu kennen, auf $. 40 Absatz 2 eher ‚‚cut“ statt „‚shut“ 
(wie der Hrsg. mit Fragezeichen liest) vorschlagen, und den Namen des öster- 
reichischen Generals „‚Lascy‘“, und nicht „‚Lasey“ lesen. Eine Konsequenz war 
es dann nur, daß sämtliche Anrede- und Schlußwendungen bis zu den sich wan- 
delnden Formen der Unterschrift genau wiedergegeben sind. In der Datierung 
ohne oder mit falschem Datum versehener Stücke sowie in der Zuweisung ge- 
trennt überlieferter Postscripta scheint überall das Richtige getroffen. Die Haupt- 
sache aber ist, daß sich der Hrsg. nicht auf die nunmehr sog. ‚‚Hubbard-Collec- 
tion“ beschränkt hat. 

Die Herausgeber der M&moires hatten bei ihrer Auswahl im allgemeinen die 
inhaltlich wesentlichen Briefe bereits herausgehoben. Aber die Sammlung, wie 
sie nun — mit einzelnen Lücken — in der Hubbard-Collection vorliegt, wat von 
vornherein nicht ganz vollständig. Von den Stücken abgesehen, die den Adressa- 
ten nicht erreicht hatten, hat Washington seiner Zeit nicht alle Briefe an seinen 
französischen Freund zurückgelangen lassen. Einen Teil, die Briefe aus dem 


Yorktown-Feldzug 1781 (zweifellos der wichtigsten und glanzvollsten Episode 
aus Lafayettes Tätigkeit im Unabhängigkeitskriege), finden wir in einem beson- 
deren letterbook in der Hubbard-Collection abgeschrieben, während die Originale 


1) Lafayette, in: Journal of modern history II (1931), Lafayette as a commercial 
agent, in: American Hist. Rev. XXXVI (1931), Lafayette comes to America (Chicago 
1935), Lafayette joins the American Army (Chicago 1937) und Lafayette and the close 
of the American Revolution (1942). 

2) So ist in Nr.41 S.77 dieser Ausgabe „I, an American citizen ...“ in den M&- 
moires übersetzt gewesen: „Je suis comme citoyen des Etats-Unis“. Auch war die 
Übersetzung nicht ganz konsequent, z, B. „riflemen‘‘ wird als unübersetzbar grund- 
sätzlich stehen gelassen, aber gelegentlich auch mit tirailleurs übersetzt. 
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sich unter den Washington papers in der Library of Congress erhalten haben. 

Außerdem aber scheinen einige speziell militärische Denkschriften bereits in der 
Washingtons von den übrigen Briefen getrennt worden zu sein, so 

daß sie weder im Original noch in Abschrift zurückgegeben worden sind, und 








a diesen Bestandteil der Korrespondenz haben wir nun zum erstenmal vor uns, 
ındsä Ver Er ist dem Umfang nach natürlich nicht erheblich, dem Inhalt nach aber um so 
den. hi wichtiger, als es sich fast ausnahmslos um Erörterungen operativer Art aus den 


ersten Kriegsjahren handelt, die sowohl Lafayettes militärische Anschauungen 
und Fähigkeiten wie sein Verhältnis zu dem Oberbefehlshaber deutlicher machen, 
als das bisher zu erkennen war. Denn nur wenige Stücke dieser Gattung (so Me # 
































' Sparkscher Nr. 65 vom 30. Oktober 1780) waren in dem schon früher bekannten Bestande m 
zugänglich © 
en und euthalten. » 
zen im E Von den insgesamt 225 Nummern der vorliegenden Ausgabe waren 71 über- u 
en A haupt noch nicht veröffentlicht. Schon die Hauptmasse des Ganzen betrifft dabei ü 8 
sn a mit 162 Briefen den Unabhängigkeitskrieg und die anschließenden Friedensver- “ie 
ößerer Be. handlungen, an denen L. — wenn auch nur am Rande — noch von Frankreich i 

gt, daß der aus beteiligt war. Davon sind 50 Schreiben neu, die abgesehen von sieben bloßen 
| man eich Empfehlungen und einem inhaltlosen Begleitschreiben alle ganz wichtig sind. Bi: 
So möchte 'on den 63 Nummern der nachamerikanischen Zeit sind 21 neu, aber nur vier 0 
tatt „shu“ von einem allgemeineren Interesse; zehn sind wieder Empfehlungsbriefe, von 4 
de Dun denennur einer wichtiger erscheinen könnte,weil er ein französisches Handelshaus Ü j 
Tuenz war betrifft, einer eine Samen-Bestellung für die Königlichen Gärten, einer befaßt j \ 
sich wan- sich ausschließlich mit der auch sonst berührten Cincinnatus-Gesellschaft, undauch H j 
Datierung die fünf neuen Briefe aus dem Exil in Holstein haben nur einen gewissen mensch- I! 
isung ge- lich-biographischen Reiz. Für die Revolutionsjahre selbst, wo überhaupt zwischen u 
ie Haupt. 1788 und 1790 eine große bedauerliche Lücke in der Überlieferung klafft, sind zu a 
.d-Collec- den bisher publizierten spärlichen Schreiben keine weiteren bekannt geworden. 
Das Schwergewicht der Veröffentlichung liegt also ganz eindeutig auf der ameri- Di 
nn kanischen Zeit von Lafayettes Leben und außerdem auf militärischem Gebiet. ii 
ung, Das hat seinen guten Grund; denn als Militär war L. nach Amerika hinüber- Hi 
war von gegangen, und wenn man auch das politisch-demokratische Motiv nicht ganz so se 
Adressa- gering zu veranschlagen braucht, wie dies der Hrsg. in seiner Untersuchung „‚Lafa- PR: 
n seinen yette comes to America“ tut, so ist es doch jedenfalls sekundärer Natur gewesen 3 
us dem und hat sich dann erst auf Grund seiner amerikanischen Erlebnisse verstärkt, Bi 
Episode wenigstens nun erst mit einem konkreten Inhalte erfüllt. Bei aller Begeisterung Sn 
1 beson- für „Freiheit“ und „Menschlichkeit“ trat L. durchaus mit dem selbstverständ- W 
'riginale lichen Anspruch seiner sozialen Vorrangstellung auf. So begann er als knapp " 
jähriger General in der amerikanischen Armee doch eine ausgesprochene Prin- vi 
Rn zenlaufbahn europäischer Prägung. Sein militärisches Wissen mußte gering, und "1 
Chicago von Erfahrung konnte gar nicht die Rede sein. Trotzdem sehen wir ihn auf dem a 
he close jungfräulichen Boden der Neuen Welt in Fortführung der militärischen europäi- “ 
schen Tradition des 18. Jahrhunderts weit entfernt von jugendlichem Draufgänger- 
Ien ME- tum, umsichtig und überlegt, eher zaghaft und vorsichtig, was aber eben der 
= = Kriegstheorie des 18. Jahrhunderts und außerdem der gegebenen Situation der 


Armee Washingtons entsprach. Höchst charakteristisch und wichtig sind dabei 
seine Einwände gegen Washingtons Methode, „Kriegsrat‘‘ zu halten (Nr. 21 vom 
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24. Juni 1778) oder seine Ansichten über Standgerichte und Disziplin (Nr. 9 vom 
13. Jan. 1778) u.a. Über die Miliz dachte er natürlich ebenso wie Washington, 
Ihre Mängel waren ein beständiges Hemmnis für die Operationen. L. wollte dem 
auch überall sicher gehen und „not play an uncertain game“ (S. 41), ohne daßer 
aber im gegebenen Moment die „action“ gescheut hat, vgl. z. B. Nr. 56 und 65, 
Interessant ist auch sein abfälliges Urteil über Steuben bei Gelegenheit des Ver. 
lustes einiger Magazine 1781 und sein späterer Wunsch, es nicht veröffentlicht 
zu sehen (Nr. 119). Kurz darauf nannte er ihn dann „prudent to the utmost 
(122). Wenn er gelegentlich in Abhängigkeit von Washingtons militärischen 
Ansichten erscheinen könnte, so mußte ihn doch überall seine eigene Einsicht 
ebendahin führen, und seine Selbständigkeit erscheint hierin auch bei der weit 
gehenden Übereinstimmung mit Washington gewahrt. Anders im Politischen, wo 
abgesehen von seinem sehr unbestimmten Enthusiasmus für die „Freiheit“ ur. 
sprünglich kaum etwas selbständig in ihm gewesen zu sein scheint, und man sieht 
auch nicht, wie er die Synthese seiner doch nur halbwegs modernen militärischen 
Ansichten mit der neuen politischen Einsicht zustande gebracht hat. Man muß 
doch wohl in politischer Hinsicht geradezu von einer Imitation Washingtons durch 
L. sprechen. Washingtons Vorbild hat L. recht eigentlich zum „Demokraten“ 
gemacht. Das kommt in den Briefen aber nur in der bedingungslosen Verehrung 
des Älteren durch den Jüngeren zum Ausdruck. Dabei ist die Art, wie L, den 
amerikanischen Freund über die herannahende französische Revolution unter- 
richtet, höchst interessant, läßt aber doch vieles im Unklaren. Immerhin muB 
sein Bekenntnis aufrichtig und spontan gewesen sein, mit dem er 1777 vor jeder 
persönlichen Berührung mit Washington dem amerikanischen Boden sich näherte: 
„Le bonheur de l’Amerique est intimement lie au bonheur de toute l’humanite“, 
Marburg/L. Eberhard Kessel, 


Die Stunde Hardenbergs. Von HANS HAUSSHERR. Hamburg, 
Hanseatische Verlagsanstalt 1943. 356 S. 8,80 M. 


Der Staatskanzler von Hardenberg, der nach Rankes Worten seinen Namen 
so tief wie nur jemals ein Staatsmann vor ihm in die ehernen Tafeln der preußischen 
Geschichte eingegraben hat, stellt der geschichtlichen Forschung und Darstellung 
immer noch große, ungelöste Aufgaben. Nicht so sehr die sachliche Kritik an 
dem Bahnbrecher einer mechanistischen Staatsauffassung und eines hemmungs- 
losen Wirtschaftsliberalismus hat die wissenschaftliche Beschäftigung mit Harden- 
berg und seiner Politik erschwert, wie die arbeitsmäßigen Schwierigkeiten, die 
in der Bewältigung des weitläufigen archivalischen Quellenmaterials liegen. Die 
unausgeführten Publikationspläne der preußischen Archivverwaltung haben leider 
die wissenschaftliche Erforschung der Epoche Hardenbergs, die sie fördern 
sollten, im Laufe der Zeit in mancher Hinsicht gehemmt. Um so mehr ist es zu 
begrüßen, daß zu den verschiedenen aktenmäßig begründeten Untersuchungen, 
die in den letzten Jahren zu einzelnen Abschnitten von Hardenbergs Innen- und 
Außenpolitik gemacht wurden, nun eine gelungene Darstellung der gewichtig- 
sten Stunde seiner politischen Laufbahn tritt: Die Schilderung seines Eintritts in 
das Staatskanzleramt mit den Machtkämpfen, die ihn dahin führten, mit einer 
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Charakteristik der ihm in besonderem Sinne angehörenden Innen- und Außen- "a 
politik, die sich daran anschloß, iu 
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- Wollte dem Die preußische Ministerkrise von 1810 ist in den bisher noch immer maß- I 
Ohne daß er Darstellungen von Ranke und Bailleu weniger von den beteiligten vi 
56 und 65, Persönlichkeiten als von den politischen Problemen her auf einen verhältnismäßig 14 
neit des Ver. einfachen Nenner gebracht worden: Hardenberg habe durch seinen Eintritt und 'M 
reröffentlich; durch seine folgende Reparationspolitik die Abtretung Schlesiens verhindert und 6 
the utmost“ dadurch im Gegensatz zu dem Ministerium Altenstein-Dohna, das diese Provinz I 
Nilitärischen mr Befriedigung der Forderungen Napoleons abtreten wollte, sie dem preußischen # 
ne Einsicht $uate-erhalten. Demgegenüber hatte Max Lehmann den auch von Scharnhorst B 
ei der weit. vertretenen Abtretungsvorschlag mit zweifellos überspitzten Argumenten ver- A 
itischen, wo widigt als Versuch einer heroischen Politik, die unter Opfern den Heeresaufbau ö a 
reiheit“ ur. und die Freiheit künftigen Handelns sichern wollte. Wer die Akten auch nur je 
d man sieht zım Teil kannte, wußte, daß hier ministerielle Machtkämpfe ausgefochten wurden, 1 
ilitärischen heidenen Licht und Schatten nicht so einfach zu verteilen sind, und daß nur eine 0 
Man muß neue, durchaus realistische Würdigung der beteiligten Persönlichkeiten, ihrer ide 
ztons durch Motive und ihres Könnens,den Sinn der Krise erhellen konnte. Diese Aufgabe, Em 
-mokraten“ itoun von H. gelöst worden in einer fesselnden und wohlgelungenen Erzählung, ' 
Verehrung auf Grund des umfangreichen Schriftwechsels, der sich vor allem in den Nach- Me 
wie L, den lässen Friedrich Wilhelms III., Hardenbergs und Altensteins erhalten hat; einige IR 
tion unter- weitere Nachlässe freilich, die auch noch wesentliches beitragen könnten (Wittgen- A, 
erhin muß stein, Schöll) sind nicht benutzt. Seine besondere Stärke erweist H, einerseits u 
7 vor jeder in den wohldurchdachten Motivierungen für das Verhalten aller Beteiligten, r 
'h näherte; andererseits in der klaren Entwirrung und politischen Einordnung der finanziellen H # 






Fragen, um die es ging. Die Minister waren — das ist das Ergebnis — allesamt 
davon überzeugt, daß Napoleon Schlesien haben wolle, und rieten dazu, es anzu- m 
bieten: die Mehrzahl aus einfacher Ratlosgkeit, Scharnhorst mehr, um durch ein 28 
kkineres Übel der völligen Unterwerfung zu entgehen. Aber Napoleon — auch \ 
2 

' 






diserscheint schlüssig — wollte in Wirklichkeit in diesem Moment nur Zahlungen 
ezwingen, keine Abtretungen, und König Friedrich Wilhelm II. und die hinter 
ihm stehende Königin bewiesen ein richtiges Gefühl für das im Augenblick 
Gebotene, als sie den Gedanken einer Abtretung entschieden von sich wiesen. 









Mit der auf königlichen Befehl von Altenstein selbst entworfenen Kabinettsordre 
arstellung vom 21. März 1810, die einen Plan zur Beschaffung der Kontribution forderte, 
Kritik an war der Abtretungsgedanke abgetan. Hardenberg, der 1807 auf Napoleons I 
RER Geheiß entlassene Minister, wurde nun hineingezogen in den Streit um die FR 






Möglichkeiten und Modalitäten der Aufbringung, als Schiedsrichter angerufen 4 
von Altenstein, von dessen Gegner Wittgenstein und vom König selbst, und er 4 











Senat er es selbst in seinem Tagebuch — zum eigenen Sprung in die Macht zu 





gen. Die bewies sich dabei nicht nur als überlegener politischer Spieler, sondern auch als 
en leider Staatsmann, der die gestellten Fragen unter den Gesichtspunkten einer — trotz : 
fördern üler Wandelbarkeit im einzelnen — klaren und durchgreifenden neuen Staats- . S 
ist es zu Organisation aufzufassen verstand; es war in der Tat, wie es im Titel des Buches el | 
u. glücklich formuliert ist, die „Stunde Hardenbergs“. \ i 
wichtig- Wann in dem ehemaligen Minister der Wille obsiegte, das ihm im ersten Ri 
ntritts in Augenblick nicht unbeschwerliche Schiedsrichteramt — „detestable corvee“ u 
N 
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benutzen, ist schwer genau zu erkennen; H, vermag es nicht eindeutig nachzu- 
weisen. Soviel wird klar, daß ihm schon Mitte April die vom König vorgeschla- 
gene konsultative Beteiligung an der Regierung nicht mehr genügte, weil er das 
Vertrauen zu seinem früheren Schüler Altenstein verloren hatte. Das Hin und 
Her der Kämpfe und Intriguen, Hardenbergs Weg bis zur Ernennung zum Staats- 
kanzler, die Zusammenstellung seiner Mitarbeiter und sein vergebliches Bemühen 
um die Mitwirkung von Niebuhr und Schön — das alles ist im zweiten Teil des 
H.schen Buches eindringlich und anschaulich geschildert. In der Gesamtcharakte- 
ristik Hardenbergs neigt der Vf. wohl dazu, die persönlichen Schwächen und 
allzumenschlichen Motive bis zu den pekuniären Interessen zu scharf in den 
Vordergrund zu rücken gegenüber der eigentümlichen Kraft seiner politischen 
Persönlichkeit, die sich anziehend und ausstrahlend auf alle, die in seinen Kreis 
traten, und gerade auch auf anders geartete Menschen auswirkte. Es steckt noch 
mehr als die Routine eines erfahrenen Politikers dahinter, wenn der gestürzte 
Minister seit 1807 als überragender und überdauernder Ratgeber hinter allen 
großen Veränderungen im preußischen Staate stand, wenn die Minister und ihre 
Gegner an ihn, den „großen Mann“ appellierten und der König sich von ihm wie 
noch von niemandem in dem Vertrauen auf eine ehrenhafte, kräftige und doch 
nicht voreilige Politik leiten ließ. Daß man ihn nicht systemlos im eigentlichen 
Sinne des Wortes nennen dürfe, wie es oft geschehen ist, sagt H. mit Recht bei 
der Besprechung des Geistes seiner Gesetzgebung, indem er die Bindung seines 
Denkens in den Aufklärungsgrundsätzen des 18. Jahrhunderts betont, die ins- 
besondere die Innenpolitik der Jahre 1810 bis 1812 durchziehen. Dahinter aber 
stand trotz allem vorschnellen Schematismus eine zur Staatsgestaltung berufene 
politische Persönlichkeit, die den schwierigen König zu lenken verstand und dann 
die Gesamtpolitik des Staates behutsam, wendig und doch nicht ohne Festigkeit 
durch eine Zeit größter Schwierigkeit hindurchleitete. Von dem aufgeklärten 
Absolutismus der mit Frankreich verbündeten Rheinbundstaaten unterschied sich 
die Staatsführung Hardenbergs grundsätzlich, indem er alle Mittel seines poli- 
tischen Könnens anwandte, um den preußischen Staat unabhängig zu erhalten, 
und dabei auch ein deutliches Gefühl für die Kräfte der deutschen Erhebung 
hatte, so ferne sie ihm nach der Seite des vaterländischen Ethos zum Teil auch 
lagen. Die schematischen Aufklärungstheorien, die etatistischen Grundsätze und 
hochentwickelten Techniken der praktischen Staatskunst und Diplomatie des 
18, Jahrhunderts bestimmten die Formen seines politischen Handelns; immerhin 
muß beachtet werden, daß die letzteren aus fast keiner politischen Leistung der 
Zeit, selbst nicht aus der des Freiherrn vom Stein, ganz wegzudenken sind. In 
‚dem Neuaufbau des preußischen Staates haben die von Hardenberg vertretenen 
Gedanken des von der Ministerialbürokratie geleiteten Staatsabsolutismus die 
Oberhand behalten über alle Ansätze zu einer eigenständigen politischen Volks- 
und Staatsordnung; dies lag aber, wie H. am Schluß seines Buches richtig an- 
deutet, mindestens so sehr in der Gesamtkonstellation wie in einer Schuld einzelner 
Persönlichkeiten begründet. Allerdings blieb das von Hardenberg geschaffene, 
den Ministerien übergeordnete Staatskanzleramt eine vorübergehende Erschei- 
gung und lediglich ein verfassungsgeschichtlich interessanter Versuch, der selbst- 
bewußt gewordenen Bürokratie und einem nach wie vor zu absolutistischen 
Formen geneigten Königtum zugleich gerecht zu werden. 
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Der dritte Teil des Buches, der Neuggstaltung Preußens nach 1810 gewidmet, 
ist lockerer gefügt als die vorhergehenden. Der Vf. vermag sich hier nicht auf 
neues Material zu stützen und verfolgt auch nicht die Absicht, das große Thema 
erschöpfend zu behandeln. Er bietet mehr aneinandergereihte Essays über einzelne 
Themen der Politik des Staatskanzlers: Judenfrage und Gewerbepolitik, Steuern 
und Ständepolitik, Kontributionen und Kontinentalsperre, Grundlinien der 
Außenpolitik. Der Zusammenhang der gesamten Außen- und Innenpolitik sowie 
der verschiedenen inneren Maßnahmen untereinander, z. B. auch der Steuerpolitik 
und der Bauernregulierung mit den Volksvertretungsversuchen, ist nicht so 
deutlich sichtbar gemacht, wie es bei einer eingehenderen Darstellung möglich 
wäre. Vorzüglich ist wieder die Schilderung der politisch-persönlichen Konflikte, 
inderen Mittelpunkt Marwitz stand. Wohl noch niemals sind sie in ihren Motiven 
wie in ihrer Bedeutung so eindeutig klargelegt:. Marwitz als einziger echter 
politischer Gegenspieler des Staatskanzlers, fast als tragische Gestalt, aber ohne 
fülsche Verherrlichung der reaktionären Frontstellung, in die er sich drängen ließ. 
Das Verhältnis Hardenbergs zum Freimaurertum und der Geist seiner Gesetz- 
gebung wird umrissen, bietet aber immer noch Stoff zu schärferer Fixierung. 
Eine eingehendere Würdigung würde das Verhältnis zu Frau von B£gutlin ver- 
dienen, bei welcher der Staatskanzler regelmäßig mit Gneisenau zusammenttraf. 
In dem außen;o itischen Schlußkapitel hat der Vf. wohl bewußt darauf verzichtet, 
den verschiedenen Motiven der doppelgleisigen Politik des Staatskanzlers und 
seiner Zusammenarbeit mit Gneisenau und Scharnhorst genauer nachzugehen, 
und sich mit einer kurzen Skizze begnügt. Ein Vergleich mit Hardenbergs 
Außenpolitik vor 1806 und nach 1815 könnte hier noch manches deutlicher sehen 
lehren. Auf dem Wege zu einer neuen Würdigung seiner politischen Gesamt- 
leistung aber kommt dern H.schen Buch ein entscheidendes Verdienst zu. Zu- 
gleich hat es die in dem früheren Werk des Vf.s „Erfüllung und Befreiung“ 
begonnene neue Durchforschung der preußischen Politik in der Zeit zwischen 
dem Tilsiter Frieden und den Befreiungskriegen an einem der wichtigsten Punkte 
glücklich weitergeführt mit der gleichen Quellenbeherrschung und Darstellungs- 
kunst, Hin und wieder macht sich freilich in dem neuen Buch doch noch eine ge- 
wisse Überbewertung der gefühls- und instinktgebundenen romantischen Reaktion 
geltend, die sich in Deutschland damals wie später dem Verständnis Hardenbergs 
und der von ihm vertretenen Ziele entgegenstellte. 


An Versehen und Druckfehlern sei angemerkt: Die Worte des Königs $. 141 
sind an die Großmutter, nicht die Mutter der Königin Luise gerichtet. $. 242, 
Zeile 11 muß es heißen: „geheimnislos“ statt „geheimnisvoll“. Im Jahre 1794 
war Hardenberg 43-, nicht 33jährig ($S. 239). 


Jena. Karl Griewank. 


Die europäischen Großmächte und die deutsche Revolution. 
Deutsche Einheit und europäische Ordnung 1848—1851. Von 
ALEXANDER SCHARFF. (Das Reich und Europa, Gemeinschafts- 


Historische Zeitschrift 169, Bd, 2% 
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arbeit deutscher Historiker, hrsg. von Th. Mayer und W. Platzhoff,) 
Leipzig, Koehler & Amelang 1942. 314 S. 10 M. 


Die deutsche Geschichtsforschung hat ihre Bemühungen um die 48er Revo- 
lution im wesentlichen auf die Aufhellung der inneren Vorgänge bei der großen 
Krise im deutschen Volkskörper gerichtet, und eigentlich erst Erich Marcks 
hat eine Bresche in die allzu isolierende Betrachtungsweise geschlagen und in einer 
Akademierede, die in ihrer glücklichen Verbindung von Prägnanz und einfühl- 
samer Charakterisierungskunst eine der schönsten Früchte seiner Arbeit bot, auf 
die Abhängigkeit der deutschen Entwicklung vom Eingreifen des Auslandes hin- 
gewiesen. Dann gab die kriegerische Ausweitung des deutschen Machtbereichs 
auf Europa erneut Veranlassung, den Verflechtungen des Reiches der Mitte mit 
seinen Nachbarn nachzugehen. Aber trotz der aktuellen Veranlassung ist eine 
sehr einwandfreie und gründliche Forschungsarbeit entstanden und eine große 
Lücke geschlossen worden. War es doch wirklich einmal an der Zeit, die reiche 
Literatur, die neben der deutschen im Auslande zur Europäischen Diplomatie 
dieser Zeit erwachsen und bisher so gut wie unausgeschöpft geblieben war, in 
umfassender Darstellung auszuwerten. Dieser Aufgabe unterzieht sich nun Scharf 
mit dem vorliegenden Buche und füllt die Lücke in ausgezeichneter Weise aus: 
er gibt eine breit fundierte quellennahe, sorgsam ausgewogene, freilich auch etwas 
nüchterne Darstellung der europäischen Gebundenheit des deutschen Schicksals 
in der Mitte des vorigen Jahrhunderts. 


Polen, Italien, Schleswig-Holstein, das sind die drei Punkte, an denen sich der 
Widerstand der Großmächte gegen die Umgestaltung Deutschlands entzünden 
kann. Die polnische Frage bleibt zwar nach dem kurzen Zusammenspiel Lamar- 
tines mit Arnim eine flüchtige Episode, da sich alle Illusionen des Völkerfrühlings 
einer gemeinsamen französisch-preußisch-polnischen Polıtık, auf demokratischer 
Basis gegen die reaktionäre Weltmacht des Ostens gerichtet, schnell an dem auf- 
flammenden Volkstumskampf in den bedrohten preußischen Ostprovinzen ver- 
flüchtigen. Auch auf den oberitalienischen Ebenen ergeben sich keine umstürzen- 
den Veränderungen, da Palmerston die einmischungslustigen Franzosen am Zügel 
zu halten vermag, Schwarzenberg sich auf das siegreiche Schwert Radetzkys 
stützen kann, um die Verzichtpolitik des Sommers 48 zu revidieren, und die 
Paulskirche, eingeklemmt in gewisse Sympathien für die verwandte italienische 
Nationalbewegung und das Bewußtsein, daß Österreich alte Reichstraditionen 
verteidigt (eine geistige Situation, die sich in den Urteilen des V£.s wiederholt!), 
sich große Zurückhaltung auferlegt. So bleibt dann Schleswig-Holstein als Hebel- 
punkt, an dem das ganze widerstrebende Schwergewicht des Auslandes gegen 
die deutsche Entwicklung ansetzt und die beiden großen Rivalen England und 
Rußland, hier doch gleichermaßen an der Aufrechterhaltung der Sundsperre gegen 
mögliche deutsche Ambitionen und jeder an der Fernhaltung des andern interes- 
siert, sich in gemeinsamem Widerstande zusammenfinden. Gleichwohl bringt 
Palmerston anfangs dem nationalen Aufbegehren ein gewisses Verständnis ent- 
gegen, was Vf. miretwas zu kritisch zu beurteilen scheint, und sein erster Teilungs- 
plan für Schleswig bot durchaus Verständigungsmöglichkeiten. Als dann freilich 
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am dänischen Starrsinn dies Kompromiß gescheitert war, beharrte auch er, nun 
immer unfreundlicher werdend, um den größeren Brand zu vermeiden, auf dem 
Verzicht der deutschen Wünsche; Frankreich blieb etwas mehr im Hintergrunde, 
aber doch immer zu unfreundlichem Eingreifen und zu „Kompensationsforde- 
rungen“ bereit. 

Diese Hypothek des europäischen Widerstandes lastete dann auch unendlich 
und schließlich erdrückend schwer auf Preußen, das sich hinter die Nordmark 
gestellt hatte, und wirkte dadurch auch auf seine innerdeutschen Einigungspläne 
zrück. Dabei waren diese gar nicht einmal so aussichtslos, jedenfalls boten sie 
die einzige Möglichkeit, im diplomatischen Spiel mit dem Auslande in der deut- 
schen Krise weiterzukommen. Denn England als die Macht, die dem deutschen 
Streben noch am meisten Verständnis entgegenbrachte, wußte wohl in seinem 
güchternen, realpolitisch gebundenen Denken mit der von keiner Macht unter- 
bauten Paulskirche nichts anzufangen. Ebenso lehnte Palmerston die öster- 
ichisch-großdeutschen Pläne als „‚monster of an empire‘‘ unbedingt ab. Dagegen 
hielt er, wie er schon auf seiner Kontinentreise 1844 die preußische Führungs- 
befähigung erkannt hatte, auch jetzt und noch bis weit in den Sommer 49 hinein 
den preußisch-deutschen Bundesstaat für den besten Ausweg aus den Wirren. 
Auch Frankreich bot für eine wagemutige preußische Staatsleitung gewisse Mög- 
lichkeiten des Zusammengehens, allerdings stets mit begehrlichen Blicken auf 
deutsches Land verbunden. Sollte doch selbst die Aufteilung der Türkei einmal 
ıls Köder dienen, mit dem Napoleon England und Rußland mit einem franzö- 
sischen Vordringen an den Rhein auszusöhnen hoffte. Mit der russischen Feind- 
schaft mußte Preußen wohl rechnen, aber Rußland war in Ungarn und auf dem 
Balkan weitgehend gebunden. So ist im ganzen der Vf. doch geneigt, die Aus- 
Sichten für eine kraftvolle preußische Politik nicht ungünstig zu beurteilen, viel 
positiver jedenfalls als noch Marcks. 


Den zweiten Teil des Buches nimmt in breiter Darstellung der Ausklang der 
deutschen Bewegung in der preußischen Unionspolitik und der preußisch-öster- 
feichischen Auseinandersetzung bis Olmütz ein, nun wieder sehr viel mehr den 
inmerdeutschen Vorgängen zugewandt, was sich aus der Entstehung des Buches 
erklärt, Denn hiermit nimmt Vf. ein Thema auf, das er schon in seiner Kieler 
Babilitationsschrift von 1937 behandelt hat. Unter Beibringung vielen archiva- 
lschen Materials wird besonders die Politik Friedrich Wilhelms IV. und der 
preußischen Konservativen um die Gerlachs, Rauch, Rochow beleuchtet. Hier- 
durch erfährt deren an sich schon bekannte Politik, die dem russischen Einfluß 
Tür und Tor öffnete und schließlich dem Zaren die Schiedsrichterrolle von Ol- 
mütz ermöglicht hat, eine noch verfeinerte Darstellung. Analog zu diesem Ver- 
halten der preußischen Konservativen hatten die deutschen Mittelstaaten, vor- 
schmlich Bayern, auch keine nationalen Bedenken, den Schutz Frankreichs gegen 
die Vereinheitlichungsversuche der deutschen Großmächte anzurufen. Ein Ver- 
ialten, das ebenso wie das französische Spiel mit den „libertes germaniques‘ und 
falmerstons Auffassung von mehreren besonderen „deutschen Nationalitäten‘ 
zigt, wie weit der Weg zum einigen Reich noch war. 

in. P. Kluke. 
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Österrike-Ungarn i bosniska Krisen 1908—1909. Av GEORG 
WITTROCK (Skrifter utgivna av K. Humanistiska Vetenskaps. 
Samfundet i Uppsala. 33.) Uppsala, Almquist och Wiksells 1939, 
XV, 592 S. 18 Kr. 


Von den verschiedenen Fragen, die den Wetterwinkel Balkan bis zum 1. Wet. 
krieg hin beunruhigten, war der Gegensatz zwischen Österreich-Ungarn und 
Serbien die schwierigste. In der Bosnischen Krise, die an und für sich durch 
Ereignisse innerhalb des Osmanischen Reiches hervorgerufen wurde, dann aber 
zu einer Auseinandersetzung mit Serbien ausattete, ist der große Konflikt ug- 
mittelbar bis zur Entscheidung herangereift. 

Nachdem 1937 der Amerikaner B. E. Schmitt seine mehr zusammenfassende 
Übersicht und im selben Jahre der frühere jugoslavische Minister des Äußeren 
M. Ninci& ein besonders wegen der Benützung serbischer Akten beachtenswertes, 
aber auch oft genug einseitig russisch-serbisch gefärbtes Werk veröffentlichten!), 
hat nun auch ein schwedischer Historiker dazu das Wort ergriffen. 

W. hat sich bereits in Norstedts „Världshistoria‘“‘ (Den väpnade freden) zı 
Problemen der modernen Geschichte geäußert. Seine umfangreiche und gründ- 
liche Arbeit über die Bosnische Krise ist um so bemerkenswerter, als hier einer 
der wenigen Fälle vorliegt, wo ein nordischer Historiker sich aus dem skandi- 
navischen Raum in den europäischen hinauswagt. 

W, baut vorwiegend auf den österreichisch-ungarischen, den deutschen und 
britischen Aktenveröffentlichungen auf. Unter der fleißig benützten Literatur ist 
besonders auch auf die zahlreichen Memoiren und die Aufsätze der Berliner 
Monatsblätter Rücksicht genommen. Die Ergebnisse der Werke von Schmitt 
und Nincie konnte Vf. noch kurz vor der Drucklegung zum Vergleich heran- 
ziehen, doch betont W., daß seine Untersuchung in wesentlicher Hinsicht von 
der Nincies abweiche. Leider haben weder Vf. noch seine beiden Vorgänger 
italienische und französische Quellen benützen können. Wenn sich Italien und 
Frankreich auch in der Balkanfrage zurückhielten, so istdoch aus dem Materialihrer 
Archive ebenso wie aus künftigen russischen Aktenveröffentlichungen noch 
weitere Klarheit über die Frage zu erwarten. 

W. berichtet über die Vorgeschichte der Krise nur kurz und geht sofort medias 
in res. In 5 Kapiteln behandelt er die Ereignisse von Anfang Juli 1908 bis Mir 
1909: 1. Die Eingliederung Bosniens und der Herzegowina in die Donaumonarchie 
und die Reise des russischen Außenministers Iswolskij zu den Großmächten. 
Seine Stellungnahme zur Annexion: Der Russe läßt die Möglichkeit einer An 
erkennung gegen Kompensationen durch die Großmächte offen. 2. Serbiens 
Reaktion auf die Eingliederung, seine Anlehnung bzw. Annäherung an die West- 
mächte und die Türkei. 3. Das österreichische Anleiheangebot an die Türkei 
im Januar 1909 und die mittlerweile sich steigernde österreichisch-russische Spat- 
nung, die so weit geht, daß Conrad von Kriegsabsichten der Doppelmonarchie 
im Januar 1909 spricht (was Wittrock bezweifelt). 4. Die Regelung der bulgariseh- 


1) Als neuere Literatur sei noch notiert: W. Küchler, Bosnische Krise in jug® 
slawischer Darstellung, in: Die Hilfe, 44, 1938. — Die obige Besprechung ist 1941 gr 
schrieben, 
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türkischen Spannung durch Rußland sowie Eduard VII. Besuch in Berlin (Fe- 
bruar 1909), bei dem der nächste Gehilfe Greys, Sir Charles Hardinge, den falschen 
Eindruck bekommt, daß Deutschland sich den Westmächten genähert habe und 
Österreich nicht mehr voll unterstütze. Schließlich 5. die Lösung der Krise durch 
Deutschland und England Februaf-März 1909. Vf. stellt dabei fest, daß die 
deutsche Mahnung an Rußland vom 22. 3. 1909 — jenes diplomatische Ulti- 
matum, wie Iswolskij sich schon ausdrückte — die Entscheidung herbeiführte, 
wobei allerdings der englische Druck und die umfassenden österreichischen 
Rüstungen notwendige Voraussetzungen bildeten. 


Der Ausgang der Krise war, wie im Schlußwort dargelegt wird, zweifellos 
ein Erfolg für die Doppelmonarchie. Er bewirkte, daß man diese für zielbewußter, 
schlagkräftiger, als bisher geschehen, hielt. Die Streitfrage blieb aber letzten 
Endes doch ungelöst. Während man auf serbischer Seite an die Möglichkeit der 
Vereinigung aller Serben glaubte und in Belgrad unter der Hand einen gegen 
Habsburg gerichteten Balkanbund anstrebte, der von Petersburg gefördert wurde, 
hoffte der österreichisch-ungarische Außenminister Ährenthal, daß Serbien schließ- 
lich noch einmal in den habsburgischen Machtbereich kommen könne, wirt- 
schaftlich und dann auch politisch. 


Die europäischen Gegensätze wurden durch die Bosnische Krise freilich ver- 
schärft, Was Nicolson, der englische Vertreter in St. Petersburg, befürchtet und 
Ährenthal gehofft, nämlich daß die Verbindung Rußlands mit den Westmächten 
sich lockern und eine Aussöhnung zwischen diesen und den Mittelmächten zu- 
standekommen werde, erwies sich nicht als begründet. Deshalb und im Hinblick 
auf die weitere Entwicklung stellt sich Vf. auch gegen die Ansicht des damaligen 
Reichskanzlers, Fürsten Bülow, die Einkreisungspolitik der Entente sei diesmal 
durchbrochen worden. 


W. verfolgt die Politik der Doppelmonarchie mit großem Verständnis, ist 
ıber gleichwohl bemüht, beiden Parteien gerecht zu werden. Daß dieser Stand- 
punkt von einem Historiker eines an den Ereignissen unbeteiligten Staats ein- 
genommen wird, soll dankbar betont werden. Im Mittelpunkt der Vorgänge 
steht der nach der Beilegung des Konflikts in den Grafenstand erhobene öster- 
ttichisch-ungarische Außenminister Baron Ährenthal, der Mann, der nach der 
Rückkehr von seinem Botschafterposten in St. Petersburg seine Hauptaufgabe 
darin sah, der an Pessimismus krankenden Donaumonarchie wieder zum Glauben 
an sich selbst zu verhelfen. Vf. sieht auch Ährenthals Schwächen: daß er die 
Macht und Größe der habsburgischen Monarchie überschätzte, daß er die Dinge 


, gem auf die Spitze trieb. Seine Hauptschwäche lag aber im Mangel an Klarblick 


und Urteilsfähigkeit, was am besten in der falschen Beurteilung Rußlands zum 
Ausdruck kam. War er doch z. B. der Ansicht, daß Rußland im nächsten Dezen- 
um eine aktive Politik weder treiben wolle noch könne ($. 570). Vielleicht 
hätten Ährenthals Persönlichkeit und Einsatz noch schärfer herausgearbeitet 
werden können. Man hat überhaupt von dem Werk den Eindruck, daß einen 
mehr die Aktenvorgänge, der nüchterne Ablauf der Ereignisse ansprechen, als 

die handeln und Geschichte gestalten. Zu solcher Art Geschichts- 
schteibung neigen ja die Schweden allgemein. 
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Zum Schluß sind noch der Fleiß und die Genauigkeit der Durcharbeitung zu 
rühmen. Für genauere Nachforschungen stehen reichliche Anmerkungen zur 
Verfügung. Lediglich hätte man gewünscht, daß die Vorgeschichte der Krise 
eingehender behandelt und der Zugang zu dem umfangreichen Text durch ein 
Register erleichtert worden wäre. Dem des Schwedischen unkundigen Leser hilft 
eine deutsche Zusammenfassung am Schlusse des Werkes. 


W.s Arbeit bedeutet einen tapferen Einsatz in der Erforschung der Zeit vor 
1914, der seinen Wert behalten wird, auch wenn künftige Forschung am End- 
ergebnis noch einiges ändern wird. Das Buch wird nicht nur in Schweden, son- 
dern auch auf dem Kontinent Anerkennung und Beachtung finden, 

München. H. Kellenbenz, 


Vorspiel zum Schweigen. Das Ende der deutschen Republik, 
Von ARNOLD BRECHT. Wien, Verlag für Gesch. und Politik, 
1948. 200 S. 


Dieses Büchlein von knapp 200 Seiten nimmt in der Literatur zur Vorgeschichte 
des Dritten Reiches aus mehreren gewichtigen Gründen eine bevorzugte Stellung 
ein: erstens durch die Person seines Verfassers, der in der Weimarer Republik 
hohe Staatsämter bekleidete und also nicht bloß aus Dokumenten schöpft, sondem 
eine Art Erlebnisbericht gibt; zweitens durch die vorbildliche Objektivität, mit 
der dieser Bericht erstattet wird, und drittens und nicht zuletzt durch die kluge 
Beschränkung auf ein allerdings zentral gelegenes Sachgebiet, womit jede auch 
noch so verlockende Abschweifung vermieden und wie bei einer geschickten 
Operation ein lebenswichtiger Nervenstrang des Geschehens bloßgelegt und 
sichtbar gemacht wird. B. ist von Hause aus Jurist, verfügt aber über ein sicheres 
politisches und historisches Fingerspitzengefühl; das erstere befähigt ihn, Wesent- 
liches und Unwesentliches auseinanderzuhalten, das letztere, die wesentlichen 
Momente der Entwicklung zu einem Bilde von zwingender innerer Logik und 
überzeugender Anschaulichkeit zu verknüpfen. So gibt diese Darstellung der 
geschichtlichen Funktion der Weimarer Verfassung von 1919 bis 1933 gewisser- 
maßen die Geschichte einer Demokratie in nuce, mit ihren guten und fragwürdigen 
Anlagen, ihren verpaßten Gelegenheiten und Fehlschlägen, und man beschließt 
die Lektüre mit der teils befreienden, teils beklemmenden Erkenntnis, daß es 
durchaus nicht so hätte zu kommen brauchen, wie es gekommen ist. 

Damit stellt sich B., gestützt auf eine nicht gut überhörbare Sachkenntnis und 
Erfahrung, jeder schablonenhaften, generalisierenden, jeder parteigebundenen, 
aber auch jeder historisierenden Betrachtungsweise der Geschichte entgegen. 
Er verkennt nicht die Zwangsläufigkeiten, die in geschichtlichen Abläufen wirk- 
sam sein können, aber er läßt auch dem Zufall sein Recht, er spricht z. B. von 
einer „Verquickung vieler unglücklicher Umstände“, die Hitlers Ernennung zum 
Reichskanzler zur Folge hatten. Das ist eine deutliche und wohlbegründete 
Absage an alle diejenigen, die den Nationalsozialismus und seine zwölfjährige 
Herrschaft in Deutschland aus dem Charakter des deutschen Volkes und seinet 
Geschichte erklären wollen, die — wie etwa Karl Barth — Friedrich den Großen, 
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Bismarck und Hitler in einem Atemzuge nennen oder gar bei Martin Luther 
anfangen und über Kant, Fichte, Hegel und Nietzsche eine geistesgeschichtliche 
Ahnenreihe des Nationalsozialismus aufstellen. B. weist mit Recht darauf hin, 
daß diese deutschen Denker so wenig wie die nichtdeutschen Machiavelli, Hobbes, 
Sorel, Pateto faschistisch oder totalitär genannt werden können, nur weil die 
Nationalsozialisten gewisse Gedankengänge von ihnen entlehnten, und er macht 
überhaupt hinter die Ideengeschichte das bekannte Fragezeichen: sie gebe keine 
zuverlässigen Aufschlüsse darüber, was ein ganzes Volk zu einer bestimmten 
Zeit gedacht habe; das finde man, so meint er, besser und zweckmäßiger in dem 
Studium moderner Wahlkämpfe und ihrer Resultate. Einer geistlosen Hand- 
habung der Statistik wird damit nicht das Wort geredet, B. gibt vielmehr selbst 
das Beispiel dafür, wie man so etwas macht, und kommt dabei zu Ergebnissen, 
die höchster Beachtung wert sind. 

Das Jahr 1918 stellt nämlich mit der „Revolution“, dem Übergang von der 
Monarchie zur Republik, gar nicht die entscheidende Zäsur in den politischen 
Anschauungen des deutschen Volkes dar. Diese lassen im Gegenteil bis zum 
Ende der zwanziger Jahre eine bemerkenswerte Kontinuität erkennen. Von 1912 
bis 1932 hatten die sogenannten reaktionären Parteien niemals eine Mehrheit im 
Reichstage. Aber schon 1898 hatte jeder vierte Wähler für einen sozialistischen 
Kandidaten gestimmt, 1912 jeder dritte, und in der demokratischen Periode nach 
1918 stieg dieser Anteil noch, erreichte aber niemals die Hälfte der Gesamtzahl. 
Eistaunlich gleichmäßig blieb die Stärke der Zentrumspartei, sie war in den 
Reichstagen von 1874 und 1912 genau dieselbe wie in der Nationalversammlung 
von 1919, Dazu kommt, daß in dem Lande Preußen, das drei Fünftel der Ein- 
wohner und zwei Drittel der Fläche des Reiches umfaßte, von 1919 bis 1932 
ununterbrochen eine entschieden demokratische Regierung am Ruder blieb, die 
durchaus nicht auf die Erhaltung der preußischen Eigenstaatlichkeit erpicht wat, 
sondern im Sinne der Frankfurter Paulskirche von 1848 für das Aufgehen Preußens 
in Deutschland eintrat. B. beschließt diese Feststellungen mit dem lapidaren 
Satze: „Am Ende der Monarchie und während der republikanischen Periode war 
die überwältigende Mehrheit des deutschen Volkes in Anschauungen und Grund- 
Sätzen entschieden antitotalitär und antifaschistisch.“ 


Wie konnte es dann aber zu dem furchtbaren Umbruch der dreißiger Jahre 
kommen? B. weiß schr wohl, daß wir hier nicht vor einem Rätsel oder Wunder 
stehen, sondern daß viele Ursachen den allmählichen Aufstieg des Nationalsozialis- 
mus bewirkt haben: solche, die gar nicht ausschließlich in deutscher Macht 
standen wie der Versailler Vertrag mit seinen schwerwiegenden wirtschaftlichen 
und sozialen Folgen für das deutsche Volk: Reparationen, Inflation, Zerstörung 
des Mittelstandes — dann die Weltwirtschaftskrise von 1929, die sich mit der 
Geißel der Arbeitslosigkeit in Deutschland viel schlimmer auswirkte als in den 
anderen hochentwickelten Industrieländern, und nicht zuletzt, wie wir hinzu- 
fügen möchten, die eigentümliche in ihren Zielen stets: unveränderte, in ihrer 
Taktik wechselnde Rolle der russischen Politik zwischen den Kriegen, die an 
&iner wirtschaftlichen Konsolidierung West- und Mitteleuropas nicht interessiert 
wat; andere Ursachen, die sich als Mißgriffe und Irrtümer einzelner Personen 
und Parteien, wie sie überall vorkommen, in Deutschland zu einem wahren 
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Schicksalsknoten schürzten, begünstigt durch einige vergängnisvolle Struktur. 
fehler der Weimarer Verfassung. 


Dies letztere aufzuzeigen, liegt dem Experten B. besonders am Herzen. Daß 
hierbei der berühmte Artikel 48 der Reichsverfassung von 1919 die Hauptrolle 
spielt, bedarf keiner ausdrücklichen Betonung. Von Ebert, Brüning und Hinden- 
burg, solange dieser unter Brünings Einfluß stand, loyal angewendet, wurde er 
später zur Aushöhlung und Vernichtung der Demokratie mißbraucht, weil die 
darin festgelegten "Machtbefugnisse des Reichspräsidenten, vor allem sein Recht, 
den Kanzler zu ernennen und zu entlassen, nicht präzise genug abgegrenzt waren, 
Ein anderer in die Reichsverfassung eingebauter Irrtum war das Verhältniswahl- 
recht, das keine klare Mehrheiten im Reichstag ermöglichte, vielmehr den Splitter- 
parteien Gelegenheit gab, sich über Gebühr zur Geltung zu bringen. Dadurch 
gelangten die Kommunisten in eine Schlüsselposition; indem sie immer stur 
gegen die demokratischen Mehrheitsparteien stimmten, halfen sie schließlich den 
Nationalsozialisten in den Sattel. „Hätte Großbritannien das Verhältniswahlrecht 
gehabt, so würde seine Geschichte einen ganz anderen Verlauf genommen haben.“ 
Versuche einer Reform in der Richtung auf das Personenwahlrecht scheiterten 
1924 und 1930 an der Weigerung der nach dem Listenwahlrecht gewählten Ab- 
geordneten, „für ihre eigene Ausschaltung“ zu stimmen. Das ist bezeichnend 
und überaus deprimierend angesichts dessen, was die Bonner Verfassungsbera- 
tungen bisher im Hinblick auf das künftige Wahlrecht gezeitigt haben. Eine 
dritte schwache Stelle der Reichsverfassung, die der deutschen Republik zum 
Verhängnis geworden ist, erblickt B. in der Präsidentenwahl durch Volksab- 
stimmung. Dieser Strukturfehler, verbunden mit dem der Verhältniswahl, d.h. 
der Begünstigung vieler auseinanderstrebender Parteien, von denen keine die 
Aussicht hatte, ihren Kandidaten durchzubringen, gab populären Außenseitern 
eine höchst unpolitische Chance. Hindenburg wäre nach Eberts Tod, so sagt B., 
nicht einmal als Kandidat aufgestellt worden, wenn die Präsidentenwahl wie in 
Frankreich Aufgabe der vereinigten zwei Kammern gewesen wäre, Mit der 
zweiten Kammer ist offenbar der Reichsrat gerneint — eine bei der sonstigen 
Begriffsschärfe B.s nicht ganz verständliche Anomalie. 


Und damit betreten wir endlich das vom Geheimnis der Geschichte umwitterte 
Gebiet, auf dem persönliche Einsicht und persönlicher Wille im Rahmen prekärer 
Institutionen zu wirken berufen sind und „der Erdenrest zu tragen peinlich“ 
als unlöslicher Bodensatz zurückbleibt. Das Jahr 1930 bildet einen ersten Wende- 
punkt: Zerfall der großen Koalition im Reichstag über der Frage der Kürzungen 
des Staatshaushalts, weil die führenden Köpfe fehlen: Stresemann tot, der Kanzler 
Hermann Müller seiner Aufgabe nicht gewachsen. B. zieht abermals einen 
interessanten Vergleich mit England, wo ein Jahr später das Labourkabinett an 
derselben Frage zerbrach. Drüben trat der Premier Ramsay Macdonald aus der 
Arbeiterpartei aus, um die geplanten Kürzungen an der Spitze einer konservativen 
Mehrheit durchzuführen; der deutsche Kanzler übte Parteidisziplin und trat um- 
gekehrt aus der Regierung aus — sein Nachfolger Brüning konnte sich nur auf 
eine Minderheit stützen und war genötigt, mit Notverordnungen zu regieren, 
die höchst unpopulär waren und der Demagogie Wasser auf die Mühlen führten, 
Dann die Auflösung des Reichstags in einem psychologisch ungünstigen Augen- 
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blick und der überraschende Wahlerfolg der Nationalsozialisten. Brüning trotz- 
dem nach zäher sachlicher Arbeit „auf der Schwelle zur Rettung‘ — da wird er 
ürzt, entlassen ohne Beachtung der parlamentarischen Spielregeln von dem 
Manne, den selbst die Sozialdemokraten noch vor wenigen Wochen im festen 
Vertrauen auf seine Loyalität einmütig zum Präsidenten wiedergewählt hatten. 
Damit beginnt jenseits des noch immer respektierten Buchstabens der Verfassung 
ieme verhängnisvolle Infiltration von rechts, die, zunächst durchaus gegen den 
Nationalsozialismus gerichtet, über Papen und Schleicher zuletzt doch zu Hitler 
führt. Die Linie, besser die Maske der Legalität wird auch jetzt noch peinlich 
: die Notverordnung vom 28. Februar 1933, die das alte Schutzhaftgesetz 
von 1916 entgegen der bisherigen Übung nicht mehr zur Anwendung brachte, 
und das Ermächtigungsgesetz vom 24. März — beides entscheidende Schritte 
zur Diktatur — verstießen nicht gegen die Verfassung. Das tat erst das Verord- 
mungsgesetz vom 14. Juli 1933 mit dem Verbot aller politischen Parteien außer 
der NSDAP, wodurch die verfassungsmäßige Vertretung des deutschen Volkes 
zı einer erbärmlichen Beifallskulisse herabgewürdigt wurde. 


Eben diese legale Erschleichung der absoluten Macht, die selbst einen so 
kompromißlosen Gegner der Nationalsozialisten wie Brüning dazu brachte, dem 
Ermächtigungsgesetz zuzustimmen, um Schlimmeres zu verhüten, schloß nicht 
mr jedes spontane oder verabredete Aufflammen offenen Widerstandes aus, sie 
zog auch um die Beamten und Richter, die in ihrer Mehrzahl die rabulistischen 
Grundsätze der nationalsozialistischen Staatsauffassung nicht billigten, einen 
magischen Kreis und veranlaßte sie zu schweigender Mitarbeit. „Nur jemand, 
der die deutschen Beamten gut kennt, kann den inneren Leidensweg ermessen, 
den viele von ihnen seit Hitlers Machtergreifung gegangen sind.‘ Diese vornehme 
und gerechte Beurteilung will B. aber auch auf das ganze deutsche Volk ange- 
wendet wissen. Denn es konnte so, wie die Dinge sich vor seinen Augen ab- 
spielten, die katastrophalen Folgen von Hitlers Ernennung bis zu Verbrechen und 
Wahnsinn hin gar nicht voraussehen. 


Diese kurze Skizzierung der Hauptgedanken des vortrefflichen Büchleins, das 


zuerst 1944 in den V ereinigten Staaten in englischer Sprache erschienen ist, mag 


genügen, um zu zeigen, wie schwer es für den Historiker der jüngsten deutschen 
Vergangenheit ist und immer sein wird, den Anteil von Irrtum und Schuld an 
den Ereignissen richtig zu bestimmen. Vor allem aber zeigt der Versuch von B., 
wie wenig, wie bitter wenig bisher in dieser Hinsicht geleistet worden ist. Gewiß, 
es äßt sich manches gegen seine Methode einwenden, gegen ihre Ergebnisse 
kaum etwas. Er übt die Kunst des Auslassens, er hat den Mut zur Einseitigkeit. 
Aber sie befähigt ihn zur Distanz, und sie ermöglicht verblüffende Durchblicke. 
Wenn wir heute in einer Zeitenwende leben — und wer wollte dies bezweifeln ? — 
ist es die Renaissance, an die wir uns zunächst erinnert fühlen. Und etwas von 
der kühlen und zugleich kühnen enthusiastischen Sachlichkeit der damals neu 
entdeckten Historie und Staatswissenschaft steckt auch in dem Büchlein von B. 
Einige Überschriften wie etwa die: „Warum starke Persönlichkeiten politisch 
schwach sein können“ erinnern unwillkürlich an die Discorsi oder den Principe 
des großen Florentiners. Auch Machiavelli suchte ja die Historie nicht um ihrer 
selbst willen, vom Besonderen erhob er sich stets zum Allgemeingültigen, und er 
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vermittelte seine Wahrheiten nicht in homöopathischen Dosen. B, will dem 
deutschen Volke kein Gift verschreiben, um seine politischen Gebresten zu 
heilen. Er möchte belehren und warnen, ein aufrechter Demokrat ohne Pose 
und Wichtigtuerei, und er hält es, wenn wir ihn recht verstehen, mit dem Wort 
Jacob Burckhardts: „Wir wollen durch Erfahrung nicht sowohl klug (für ein 
andermal) als weise (für immer) werden.“ 

Esslingen a. N. Kurt Borries, 


The German Opposition to Hitler. An Appraisal. By HANS 
ROTHFELS. Hinsdale Illinois, Henry Regnery Co. 1948. 172 p. 


Das Schrifttum deutscher Emigranten in Amerika und England über das 
deutsche Problem hat vielfach mehr Verwirrung als Aufklärung gestiftet. Das 
Ressentiment ist, wo es hemmungslos waltet, kein günstiger Nährboden nüchtern- 
objektiver Geschichtsschreibung, und langjährige Entfremdung vom deutschen 
Boden führt leicht zu verzerrter Sicht der Wirklichkeit. Um so beglückender ist 
der Eindruck des hier angezeigten Buches, in dem eine edle Menschlichkeit das 
Wort führt, leidgeprüft, aber völlig frei von blinder Leidenschaft und Verbitterung, 
und in dem sich die oft erprobte Meisterschaft eines bedeutenden Fachhistorikers 
bewährt: unseres alten Kollegen und Freundes, dessen Stimme wir nach so langem 
Verstummen nun von jenseits des Ozeans her mit Freude wieder vernehmen!'), 
Es kann kaum einen schöneren Beweis dafür geben, daß die wissenschaftliche 


Reife des echten Historikers auf eine Höhe der Betrachtung führt, wo das Gezänk 
der Tagespolitik von selbst verstummt. 


Was den deutschen Leser auf den ersten Blick am meisten überrascht, ja fast 
erschüttert, ist die Vielseitigkeit und Fülle des gedruckten Quellenmaterials zur 
deutschen Zeitgeschichte, die sich heute in Chicago zusammenbringen läßt, 
während der deutsche Historiker die größte Mühe hat, auch nur die in Deutsch- 
land selbst publizierten Quellen vollständig zu Gesicht zu bekommen. Eine von 
mir seit 1947 (im Auftrag einer Vereinigung von Mitüberlebenden des 20. Juli) 
veranstaltete Materialsammlung zur Geschichte der deutschen Widerstands- 
bewegung hat natürlich noch vielerlei, vor allem aus persönlichen Nachlässen, 
Briefen, Freundes- und Familienerinnerungen zusammengebracht, was R. unbe- 
kannt blieb; dafür besaß er den Zugang zu einem ausgedehnten Emigranten- 
schrifttum, das für einen Deutschen bis heute unerreichbar ist. So bedeutet sein 
Buch für meine Arbeit eine hochwillkommene Ergänzung; was uns beiden noch 
fehlt, ist vor allem der Zugang zu den amtlichen Materialien (besonders aus den 


1) Ich benutze die Gelegenheit, um gleichzeitig auf zwei bedeutende und politisch 
wichtige neuere Studien von R. hinzuweisen: Frontiers and mass-emigrations in 
Eastern Central Europe. Review of Politics, ed. W. Gurian u. a. (Notre Dame, Indiana) 
Vol. 8, Nr. 1, Jan. 1946: eine historisch-politische Beleuchtung der neuen Grenzziehung 
im deutschen Osten. — Problems of a Bismarck Biography, ebenda Vol.9, Nr. 3, 
July 1947: eine kritische Würdigung des Eyckschen Bismarckwerkes. 
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Akten der Gestapo), das den Besatzungsbehörden in die Hände gefallen ist. Es 
ist ein dringendes Desiderat nicht nur der deutschen historischen Forschung, an 
diese Materialien heranzukommen. Dasselbe gilt von den Dokumenten zur 
Geschichte des Dritten Reiches überhaupt, die sich heute wahrscheinlich in der 

in fremder Hand befinden, soweit sie überhaupt noch erhalten sind. 
Ein auf die Dauer unerträglicher und auch politisch gefährlicher Zustand! Soll 
die deutsche Historie irgend etwas dazu beitragen, daß unser Volk über die Vor- 
ginge der Hitlerzeit aufgeklärt wird, so muß man ihr auch die Mittel dazu an 
die Hand geben: jenen freien und direkten Zugang zu den Originalquellen, ohne 
den sie ihre Glaubwürdigkeit verliert. 


Schon die Sorgfalt und Vielfältigkeit der Quellensammlung und die Sauberkeit 
der Quellenkritik hebt das R.sche Buch über die Tagespublizistik hinaus und 
lißt es als einen wirklichen Fortschritt gegenüber den bisherigen (an sich ver- 
dienstvollen) Versuchen einer zusammenfassenden Darstellung erscheinen: 
A. W. Dulles, Germany’s Underground (New York, 1947) und R. Pechel, 
Deutscher Widerstand (Zürich 1947). Besonders erfreulich ist die kricische Be- 
hutsamkeit, mit der die inneren Gegensätze der Oppositionsbewegung behandelt 
werden: dramatisierende Zuspitzung wird ebenso vermieden wie Verharmlosung. 
Überall spürt man die Hand des erfahrenen, ruhig urteilenden Fachmanns. 


Wichtiger aber noch als diese technischen Vorzüge ist die geistige Durch- 
deingung des Stoffes: die Energie, mit der hier — vor einer anglo-amerikanischen 
Leserschaft — die Frage nach der historischen und moralisch-politischen Bedeu- 
tung der Oppositionsbewegung gestellt und beantwortet wird. Eben darin scheint 


mir der Hauptwert des Buches zu liegen: daß es, ohne kritiklose Idealisierung, 
mitso großer Klarheit das politisch-moralische Schwergewicht dieser Oppositions- 
bewegung ins Licht stellt, die gangbare Vorstellung von der widerstandslosen 
Fügsamkeit aller Deutschen gegenüber der Hitlertyrannei als Legende erweist 
und einer auch in Deutschland weitverbreiteten Neigung zu ihrer Bagatellisierung 
und zur Verdächtigung ihrer Motive entgegentritt. Davon ist auch die Form 
der Darstellung bestimmt: sie verliert sich nicht in Einzelheiten, sondern bahnt 
einer gerechten Würdigung den Weg, indem sie zuerst nach den Möglichkeiten 
und allgemeinen Voraussetzungen einer deutschen Oppgsitionsbewegung gegen 
Hitler fragt, um dann die Motive und Ziele der verschiedenen Verschwörerkreise 
im Wechsel der politischen Situationen zu verfolgen und schließlich die Haltung 
des Auslands ihnen gegenüber zu charakterisieren. 


Gleich das erste Kapitel macht klar, daß es sich nicht nur um kleine Ver- 
schwörercliquen, sondern um eine in allen Ständen weit verbreitete Oppositions- 
bewegung handelte, und daß darin das Motiv grundsätzlicher, moralisch-poli- 
tischer und religiöser Überzeugungen die entscheidende, selbstsüchtige Klassen- 
oder Gruppeninteressen nur eine geringe Rolle spielten. Mit scharfer Kritik 
werden die Versuche inländischer und ausländischer Interessenten beleuchtet, 
die diese Wahrheit zu verdunkeln versuchten. Das Schlagwort von der deutschen 
„Submissiveness“ wird nach mehreren Seiten auf seine Berechtigung untersucht. 
R. unterscheidet verschiedene Grade der Opposition: von bloßer,,Nonconformity“ 
und politischer Neutralität bis zu aktivem Widerstand. Auch über die Juden- 


Be een Br = rt. were N 





404 Buchbesprechungen 


verfolgung (unter der er selbst so schwer gelitten hat) urteilt er mit bewunderns- 
werter Objektivität und bleibt weit entfernt davon, das ganze deutsche Volk für 
ihre Greueltaten verantwortlich zu machen. Der Schuldanteil der Intellektuellen 
am Aufstieg des Hitlertums wird deutlich, aber ohne vorschnelle Kollektivurteile 
charakterisiert, die Haltung der Kirchen mit tiefem Verständnis dafür geschildert, 
daß ihre Opposition, um echt zu sein, sich auf die religiöse Sphäre beschränken 
mußte. Über den Widerstand der Kommunisten und Sozialisten wird mancherlei 
aus der Emigrantenliteratur mitgeteilt, was aber immer noch keine rechte Klar- 
heit schafft und in seinem Quellenwert schwer zu beurteilen ist. Die Herein- 
ziehung der Generäle in die zentrale, zum 20. Juli führende Verschwörung war 
seit spätestens 1938 praktisch unvermeidlich; im Kern aber behielt die Opposition 
auch dann, wie R. mit Recht betont, ihren bürgerlichen Charakter und hat sich 
nie zu einer reinen Militärverschwörung (im Stil romanischer „Junten‘‘) ent- 
wickelt. Ergänzend zu dem Buch von Dulles weist er noch mancherlei Interessan- 
tes aus bisher unbekannten Quellen über die Verbindung der Verschwörer mit 
ausländischen Stellen zu berichten; mancherlei Mißverständnisse dieses ameri- 
kanischen Vorgängers werden korrigiert, auch den bekannten Memoiren von 
Gisevius eine Reihe von Irrtümern oder Entstellungen nachgewiesen. Das 
„Versagen der Generalität‘ im ganzen erkennt er an, betont aber mit Recht, was 
alles deren Opposition mitten im Krieg erschwerte — ich selbst würde noch 
hinzufügen: daß schließlich ein militärisches Kommando noch keine politische 
Machtstellung war. Im übrigen weist er mit Nachdruck darauf hin, was alles 
von militärischen Stellen tatsächlich unternommen wurde, um Hitler als obersten 
Machtfaktor auszuschalten, unter höchster Gefährdung des eigenen Lebens. Daß 
alle Attentatsversuche immer wieder durch triviale Zufälle scheiterten, betrachtet 
er als eine jener schicksalhaften Fügungen, die der Historiker nicht ohne „Ehr- 
furcht vor dem Rätselhaften‘“ betrachten kann. Sehr energisch bekämpft er die 
Redensart von der „ehrgeizigen Clique‘ selbstsüchtig an ihrer Dienststellung 
klebender Militärs und reaktionärer Junker, die man der Hitlerpropaganda im 
In- und Ausland so oft nachgesprochen hat. Die Art, wie hier die Opfer des 
20. Juli in der Reinheit ihrer Motive und der Größe ihres Einsatzes gewürdigt 
werden, kann einen, der ihnen teilweise persönlich nahe stand und der weiß, was 
Deutschland an ihnen verloren hat, nur mit tiefer Dankbarkeit erfüllen. Das 
Schlußkapitel mit seiner Analyse der Haltung England-Amerikas gegenüber allen 
Friedensbemühungen der Opposition wird zu einer Anklage; R. vermag aus 
ungedruckten Quellen nachzuweisen, daß Roosevelt sich 1942 geweigert hat, 
einen geheimen Sendboten ihrer Führerschaft (von Beck bis Jakob Kaiser) auch 


nur anzuhören, weil er eine solche Verbindung ‚most embarrassing“ fand. 


Im einzelnen wäre natürlich noch vieles nachzuprüfen und zu berichtigen, 
denn die bisher zur Verfügung stehenden Quellen sind immer noch sehr lücken- 
haft, zum Teil fragwürdig. Die Zahl der Todesopfer des 20. Juli wird auf $.9 
nach Mitteilungen der englischen Admiralität mit mindesten 4980 angegeben; 
das ist nach unseren bisherigen Ermittlungen viel zu hoch. Goerdelers oppositio- 
nelle Aktivität wird (auf S. 57) zu früh angesetzt; über die politische Befähigung 
der Verschwörer, auch Goerdelers, wäre noch mancherlei zu sagen, Kritisches 
und Rühmendes. Der Kronprinz hat, wie ich aus J. Kaisers Munde weiß, sich 
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. J hme von irgendeiner politischen Verantwortung bereit- 
er u en Plänen hat mir Goerdeler noch im Januar 1943 
erzählt, aber sie rechneten mit dem Prinzen Louis Ferdinand, nicht mit dem Kron- 
prinzen (zu $.103/3). Irgendeine Form der Ermutigung muß Gördeler nach Aus- 
weis seines Nachlasses doch im Herbst 1943 aus England erfahren haben. AHER, 
besser Informierte, werden noch mehr solcher Korrekturen beibringen können; 
aber die Grundzüge des Bildes werden sich, denke ich, nicht mehr sehr stark ver- 
ändern. Trotz einer unleugbar apologetischen Grundhaltung des Buches m 
von einer politischen Tendenzschrift weit entfernt. Ein erster, erstaunlich - er 
Grund für die Forschung ist nun Br es wird unsere Aufgabe sein, darauf mit 

ifer wei uen. 
a A ERE Gerhard Ritter. 





B. Anzeigen und Nachrichten 


Die Geltung aller Siglen und Unterschriften erstreckt sich rückwärts bis zur 
vorangehenden eines andern Mitarbeiters, 

Die Herren Verfasser ersuchen wir, Sonderabzüge ihrer in Zeitschriften er- 
schienenen Aufsätze, die sie an dieser Stelle berücksichtigt wünschen, uns freund- 
lichst einzusenden. Die Schriftleitung, 


ALLGEMEINES 
Zeitschriftenbericht von Reinhard Wittram- Göttingen. 
Skandinavische Zeitschriften von A. v. Brandt-Lübeck, 


Neuerscheinungen der deutschen wissenschaftlichen Literatur 
1939 —1945. Auswahl von wichtigen Lehrbüchern und Monographien aus den 
‘Gebieten der Geisteswissenschaften, der Naturwissenschaften, der Medizin, der 
Technik und Landwirtschaft. Herausgeg. von der Rheinischen Friedrich-Wil- 
helms-Universität in Bonn. Bonn, Humboldt-Verlag (früher Universitäts-Verlag) 
1948. 2. Aufl. S.35—59 Geschichte und Archäologie. Bei einer Neuauflage der 
verdienstlichen Zusammenstellung müßte das flüchtige und fehlerhafte Buch von 
E. Seraphim, Führende Deutsche im Zarenreich, Berlin 1942 (1187), fortge- 
lassen und jedenfalls das wichtige Werk von Percy Ernst Schramm, Hamburg, 
Deutschland und die Welt. Leistung und Grenzen hanseatischen Bürgertums in 
der Zeit zwischen Napoleon I. und Bismarck, München, Callwey, 1943, 782 $. 
aufgenommen werden. R.W, 


Otto Hintze, Gesammelte Abhandlungen. II. Band: Zur Theorie der 
Geschichte. Herausgeg. von Fritz Hartung. Leipzig, Koehler u. Amelang 1942. 
439$S. 8 DM. — Der zweite Band folgt dem ersten in beträchtlich geringerer 
Stärke, wohl weil das eigentlich Theoretische selbst in dem ihm mehr zuge- 
wandten Alter Hintzes eigentliche Stärke nicht war, aber doch auch wegen des 
sachlich sehr bedenklichen Ausschlusses einiger wichtiger Arbeiten gerade dieser 
Altersperiode. Wenn schon die ausführlichen Aufsätze über Max Scheler, Ludwig 
Gumplowicz und Franz Oppenheimer damals wegbleiben mußten, sohättendochm. 
E. die Besprechungen von Max Webers Religionssoziologie und „Wirtschaft und 
Gesellschaft““ keinesfalls fehlen dürfen; sagt doch das Vorwort des Herausgebers 
selbst (S. 7) mit Recht, daß „auf die Ausbildung einer festen Methode für diese 
Art der Forschung und Darstellung ... Webers methodologische Arbeiten ent- 
scheidenden Einfluß gewonnen“ haben. So ist H.s soziologische Arbeit hier, ab- 
gesehen von dem Jugendartikel über individualistische und kollektivistische 
Geschichtsauffassung (wiederholt aus den Historischen und Politischen Auf- 
sätzen der Deutschen Bücherei), im wesentlichen nur durch die schöne Studie 
über Troeltsch und den Historismus von 1927 aus dieser Zeitschrift vertreten. 
Die Anzeige von R.Hübners Droysen-Briefwechsel, zweckmäßig mit dem 
Droysen-Artikel der Allgemeinen Deutschen Biographie zusammengestellt, ist 
doch nur sehr mittelbar Theorie und Methodologie, ebenso wie der Schmoller- 
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Nachruf aus den Forschungen zur Brandenburgischen und Preußischen Ge- 
schichte, der sich auch zu den kontroversen Seiten von Schmollers Werk über- 
referierend verhält. So erinnern an die systematisch-ökonomischen 
Interessen, die (wie Arthur Spiethoff mir erzählt) den jungen Hintze einst ernst- 
haft an den Übergang zur Nationalökonomie hatten denken lassen, hauptsächlich 
die beiden großen Sombart-Kritiken aus dieser Zeitschrift und der für die ge- 
samte Staatswissenschaft von 1929 mit bedeutenden Gedanken über die Wechsel- 
wirkung von kapitalistischer Wirtschafts- und moderner Staatsentwicklung und 
besonders über objektive und subjektive Abzweckung des vorkapitalistischen und 
des kapitalistischen Betriebes (S. 81ff.). Von Druckfehlern darf ich nur einen 
besonders peinlichen, weil den Sinn eines ganzen Absatzes zerstörenden, an- 
merken: $. 74 Z.10 v. u. steht: „Sombart beschränkt sich grundsätzlich auf die 
geistigen Vorgänge und weist ihre Geltung für die historische Wirklichkeit ab“, 
wos statt „sich“ natürlich heißen muß: „‚sie‘‘ (nämlich die den voraufgehenden 
Satz tegierende dialektische Methode). [Inzwischen ist auch der dritte Band mit 
den Schriften zur preußischen Geschichte erschienen.] 
Tübingen. C. Brinkmann. 


Ein Zeichen der Wertschätzung, deren sich Friedrich Meinecke im Norden 
etfreut, ist der Aufsatz den der nach Schweden emigrierte E. Wittenberg an- 
läßlich des 80. Geburtstags Meineckes in (Sv.) Hist. Tidskr. 1942, S. 304—314, 
veröffentlicht. Der Aufsatz stützt sich im Wesentlichen auf Meineckes Selbst- 
biographie „Erlebtes, 1862— 1901“. H.K. 


Aus einem aktuellen Anlaß, nämlich der Neuschaffung wirtschaftshistorischer 
Lehrstühle und Prüfungsordnungen an schwedischen Hochschulen, entstand eine 
grundsätzliche und lehrreiche Diskussion zwischen Eli F. Heckscher und Nils 
Ahnlund über die Stellung der Wirtschaftsgeschichte als Forschungsgebiet 
(schwed. Hist. Tidskr. 1947, H.1). Heckscher glaubt an zahlreichen Beispielen 
nachweisen zu können, daß sowohl der theoretische Nationalökonom als auch der 
sog. „politische Historiker“ im allgemeinen nicht die methodischen Voraus- 
setzungen mitbringen, um wirtschaftsgeschichtliche Phänomene richtig werten 
und einordnen zu können, daß m. a. W. die Wirtschaftsgeschichte ein Forschungs- 
gebiet sui generis darstelle, dessen Gesamtumfang und Selbständigkeit es nunmehr 
auch hochschulpolitisch festzulegen und abzugrenzen gelte („‚Ekonomisk historia 
och dess gränsvetenskaper“). Ahnlund (,‚Den ekonomiska historiens ställning. 
En historik*‘) vertritt demgegenüber die traditionelle Bindung der Wirtschafts- 
geschichte an die allgemeine Geschichte als Lehr- und Prüfungsfach. Vom Stand- 
punkt der Universalität der Geschichtsbetrachtung und Lehre wird man seiner 
Meinung zustimmen; Heckschers Hinweise und Belege für die häufig genug 
mangelhafte Vertrautheit selbst ausgesprochen wirtschaftshistorischer Darstel- 
lungen mit wirtschaftstheoretischen Grundtatsachen bleiben nichtsdestoweniger 
höchst beachtenswert. 


Poul Breda Grandjean gibt mit seinem Handbuch „Dansk Sigillografi“ 
(Kopenh. 1944) erstmalig eine übersichtliche und belehrende Zusammenfassung 
des nordischen Siegelwesens überhaupt, wobei er nicht nur dänisches, sondern 
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auch schwedisches und norwegisches Material verwendet. Der Urkundenforscher 
wird das Buch mit Nutzen heranziehen, namentlich zur Erkenntnis der nordischen 
Sondergebräuche bei der Besiegelung. 


„Osteuropa“ als Problem und Gegenstand der Geschichtsforschung behandelt 
E. Schieche in schwed. Hist. Tidskr. 1948, H.1, in Form einer Inhaltsangabe 
und Besprechung des 1946 in Prag erschienenen Buches des tschechischen Histo- 
rikers J. Macurek, Dejepisectvi evropsk&ho vychodu (Die osteuropäische Ge- 
schichtsschreibung). |Vgl. oben $. 342 £.] 


Um den Historikern der nordischen Länder eine erste Orientierung über Schick- 
sale und Verluste der sie besonders interessierenden norddeutschen Archivbe- 
stände zu ermöglichen, veröffentlichte A. von Brandt einen Überblick über 
„Die norddeutschen Archive nach dem zweiten Weltkrieg‘ in Scandia XVII 1 
(Lund 1947). Sehr viel eingehender und mit Ausdehnung auf alle deutschen 
Archive behandelt das gleiche Thema Hermann Brulin: ‚‚Tysklands arkiv 
efter kriget‘‘ (schwed. Hist. Tidskr. 1948, H.3). Dankbar begrüßt man dabei 
Ausführungen des schwedischen Verfassers über die am Auslagerungsort yon 
russischen Behörden beschlagnahmten und fortgeführten norddeutschen Archiv. 
bestände: „‚Für die ganze wissenschaftliche Welt ist die Rückführung dieses für 
die europäische Geschichte unentbehrlichen Quellenmaterials an seine grund- 
sätzlich einzig richtigen Aufbewahrungsorte eine selbstverständliche Notwendig- 
keit. Man möchte hoffen, daß die sowjetische Staatsführung, die sich schon 
frühzeitig durch ein starkes Interesse für Archivorganisation nach modemen 
Grundsätzen ausgezeichnet hat, in diesem Fall die natürlichen Konsequenzen 
zieht. Die Frage ist jedenfalls von so großer internationaler Bedeuzung, daß sie 
bei endgültigen Abkommen nachdrücklich beachtet werden muß.“ 


Daniel Almgvist weist auf das auch in Skandinavien seit langem und heute 
besonders gefährdete Schicksal der privaten Archive hin, gibt einen Überblick 
über die in Schweden bestehenden Sammlungs- und Schutzmaßnahmen und er- 
örtert kurz die Bedeutung dieser Archive für die Forschung: ‚‚De privata arkiven“ 
(schwed. Hist, Tidskr, 1948, H.2). A.v.B. 


Die Arbeit „The Repair and Preservation of Records“ von Adelaide 
E. Minogue (Bulletins of the National Archives, Washington, September 1943), 
ist eine Beschreibung der technischen Ausstattung des Washingtoner National- 
archivs und auch für Archivare der vom Krieg heimgesuchten Länder wichtig. 
Beigefügt sind einige Abbildungen der vorzüglichen Präservierungseinrichtungen 
des Nationalarchivs. 


Ernst Posner, Public Records under Military Occupation, Amer. Histor.Rev.4 
(1944), 213—27 zeigt, wie in Mittelalter und früher Neuzeit die Vernichtung von 
Archivalien geradeso ein Naturrecht des siegreichen Feindes war wie die Zer- 
störung von Büchern und Kunstschätzen und daß man erst im 19. Jahrhundert 
den Kunst- und anderen Kulturgütern des Feindeslandes einen privilegierten 
Charakter zubilligte. Vf. schildert die Maßnahmen der Mittelmächte im ersten 
Weltkrieg für einen wirksamen Schutz der Kunstdenkmäler und Archivalien, die 
Verdienste der damaligen deutschen Archivverwaltung in Polen unter Warschauet 
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und auch die im zweiten Weltkrieg von den Deutschen geschaffenen Archiv- 
verwaltungen in den besetzten Gebieten, wobei Erich Randts anerkennend 
Erwähnung getan wird. Die Archivorganisation des Reichsprotektors in Böhmen 
und Mähren allerdings wird nicht einmal genannt. Vf., der bis 1933 Beamter 
des Preußischen Geheimen Staatsarchives war, ist jetzt Adjunct-Professor für 
Archivverwaltung an der American University in Washington. 1940 veröffent- 
lichte er in Stockholm, Verlag Bonnier, die Schrift „Drei Vorträge zum 
Archivwesen der Gegenwart“, 75 Seiten. 


Lester J. Cappon, The Collection of World War I Materials in the States, 
Amer, Histor. Rev. 48 (1943), 735—45. April 1917 schufen einige Historiker 
in Washington das nichtoffizielle National Board for Historical Service, das 
in beratender Eigenschaft Historiker für die Kriegsbedürfnisse beistellen und 
historisches Material sammeln und sicherstellen sollte. Das angehäufte Material 
veranlaßte kürzere oder längere laufende Bearbeitungen und wurde in einigen 
Staaten systematisch in den Inventories of Records of World War Emergency 
Activities veröffentlicht. Ende 1942 übernahm das Committee on Conservation 
of Cultural Resources des National Resources Planning Board die Verantwortung 
für eine fachgemäße, durch das Social Science Research Council gutgeheißene 
Sammlungsweise des gesamten Kriegsmaterials in allen Staaten der USA. 


Edward G. Campbell, The National Archives Faces the Future, Amer. Histor. 
Rev. 49 (1944), 441—45. Das Nationalarchiv der Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika wurde 1934 nach mehrjährigem Drängen der Amerikanischen Histo- 
tischen Vereinigung und verschiedener Regierungsbehörden errichtet. Der rein 
physische Umfang des Aktenniederschlags der Bundesregierung nimmt astro- 
nomische Ausmaße an. Im District of Columbia gab es 1936 über 3 Millionen 
Kubikfuß Bundesakten, 5 Jahre später war diese Zahl verdoppelt, zum Kriegsende 
technet man mit mehr als 10 Millionen Kubikfuß. Und etwa ein Jahr nach Kriegs- 
ende wird rund ein Drittel dieses Schriftgutes abgelegt sein, und das National- 
archiv wird für dasselbe sorgen müssen. Der Nationalarchivar sieht bereits bei 
den Behörden eine Ausscheidung der wichtigen Stücke vor. 


Sigtuna (Schweden). E. Schieche. 


VORGESCHICHTE UND ALTERTUM 


Zeitschriftenbericht von E.F. Weidner- Graz (Vorderer Orient) 
und A, Scharff- München (Ägypten) 


Michael Rostovtzeff, Geschichte der Alten Welt. Deutsch von Hans 
Heinrich Schaeder. Erster Band: Der Orient und Griechenland. Zweiter 
Band: Rom. Leipzig, Dieterich 1941 und 1942. XI u. 500 S. mit 21 Abb. und 
3Karten. VI u. 502. mit 21 Abb. und 2 Karten. — Der Allgemeinen Ge- 
schichte nicht bloß als Fachwissenschaft, sondern als tragendem Kulturhinter- 
grund hätte kein schöneres Geschenk gemacht werden können als diese deutsche 
Ausgabe von R.s zuerst in Berlin 1924 russisch, dann in Oxford 1924—38 wieder- 
holt englisch erschienener, bei uns bis jetzt fast unbekannter Geschichte der 
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Antike in der ebenso handlichen wie schön ausgestatteten Sammlung Dietetich 

(Nr. 72£.), und es ehrt die deutsche Wissenschaft wie den deutschen Verlag, daß 
mitten im Kriege diese Veröffentlichung herausgebracht werden konnte, Das 

Buch ist im Vergleich mit dem Werk Eduard Meyers, dessen Ansatz der „Alten 

Welt‘ es ungefähr übernimmt, zunächst in Umfang und Inhalt „‚gemeinverständ- 

licher“, entlasteter vom äußeren Gerät der Quellenforschung. Es ist auch in 

seiner inneren Form und Auffassung des Gegenstandes „westlicher“, erfüllt von 

jener für unser Bewußtsein vielleicht etwas unproblematischen Entwicklungs- 

und Zivilisationsperspektive, die der vom Bolschewismus vertriebene Russe in 

seiner zweiten, amerikanischen Heimat unvermeidlich noch bestärkt hat. Aber 

sie wird dem Leser weder aufgedrungen noch ist sie, glaube ich, ohne ihre be- 

sondere Berechtigung an den Seiten des Vorwurfs, an denen dem Vf. lag und für 

deren Behandlung er nach seinem ganzen Forscherleben der geeignete, wenn 

nicht der einzig geeignete war und ist: Wiewohl gerade auch auf dem Gebiet der 

papyrologischen und epigraphischen Quellenerschließung führend, ist R. in 

erster Reihe nicht Philolog wie die meisten unserer Althistoriker, sondern Jurist 

wie Mommsen und dazu Soziolog und Ökonom wie kaum irgendein anderer, 

auch moderner Universalhistoriker. Daß darüber die im traditionellen Sinne 

„kulturgeschichtlichen‘‘ Aspekte, also etwa Kunst und Dichtung, bei ihm in 

eigenem feinem, nicht bloß „materialistischem‘‘ Verständnis aufgehoben sind, 

versteht sich bei einem russischen vorbolschewistischen Meister fast von selbst 

und wird, auch nachdem die Bildbeigaben der Oxforder Ausgabe sich als zu teuer 

erwiesen, doch auch in dieser deutschen durch geradezu erlesenen Anschauungs- 

stoff fern von den Heerstraßen der Massenkenntnis und des Massengeschmacks 

symbolisiert. Wenn ich noch die ganz besondere, von Anglizismen freie Flüssig- 

keit der Übersetzung und die zwar „auf deutsche Leser umgestellten“, aber da- 

durch gleichzeitig modernisierten und bereicherten Schrifttumsverzeichnisse, eine 

altgeschichtliche Quellenkunde in der Nuß, erwähne, so wird damit alles gesagt 

sein, was man dem Buch auf einem hoffentlich recht intensiven Weg in die deut- 

sche Öffentlichkeit zurufen möchte und darf. In welchem Maße der der Spezial- 

forschung, aber vor allem auch der allgemeinen Wirtschafts- und Sozialgeschichte 

bekannte Reichtum von R.s eigentlichem gelehrten Lebenswerk darin einge- 
gangen ist, kann hier nur angedeutet werden. Als Nationalökonom möchte ich 
nur mit einem Wort die ebenso fesselnde wie neue Induktion anmerken, in der 
R. parallel mit der Wanderung der vorderasiatisch-mittelmeerischen Kultur- und 
Staatsmittelpunkte von Ost nach West auch eine gleichgerichtete Übertragung 
(und endlich, im Untergang der Antike, polyzentrische Zerbröckelung) der 
agraren und gewerblichen Intensivkulturen mit den davon abhängigen Rohstofl- 
und Absatzgebieten sich vollziehen sieht. 

Tübingen. C. Brinkmann. 
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Einen guten Überblick über die altorientalischen Archive und Bibliotheken 
hat A. A. Kampman in seinem Buche „Archieven en Bibliotheken in het 
Oude Nabije Oosten“ (Antwerpen, Lombaerts 1942, 62 $.) gegeben. Im Nil- 
lande haben sich die einst schr hochgespannten Erwartungen auf Entdeckung 
politischer Archive der Könige und Bibliotheken der Tempel bisher nicht erfüllt. 
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Beide haben ohne Zweifel einst bestanden, doch sind bis heute alle Funde, die das 
Vorhandensein entsprechender Institutionen beweisen, ausgeblieben. Um so 
richere Aufschlüsse hat das Gebiet der Keilschrift-Kulturen (Mesopotamien, 
Syrien, Kleinasien) geliefert. Tempelarchive mit umfangreichen wirtschaftlichen 
Aufzeichnungen hat es in Babylonien schon im 3. Jahrtausend gegeben, seit etwa 
900 treten literarische und historische Urkunden dazu. Nunmehr entstehen auch 
wirkliche Bibliotheken von großem Umfang, so in Nippur (Babylonien), Chattusas 
(Hauptstadt der Hethiter in Kleinasien), Assur und Ninive (Bibliothek Assur- 
bänipals). Die Gesamtzahl der Keilschrifttexte, die in Museen gebracht worden 
sind, beläuft sich auf etwa 400000, veröffentlicht ist davon nur ein kleiner Teil. 


Eine Geschichte der Schiffahrt in Babylonien von der ältesten bis zur jüngsten 
Zeit hat auf Grund der inschriftlichen und archäologischen Quellen der finnische 
Orientalist Armas Salonen in zwei wertvollen Arbeiten geliefert (Die Wasser- 
fahrzeuge in Babylonien, Helsinki, Akateeminen Kirjakauppa 1939, 199 S., 
#3 T£.; Nautica Babyloniaca, ib., 1942, 118 S.) 


Eine durch umfassende Materialbeherrschung und neue Gedankengänge aus- 
gezeichnete Studie hat Joseph Wiesner der orientalisierenden Periode der 
Mittelmeerkulturen gewidmet (Jahrbuch des Deutschen Archäologischen Insti- 
tuts 57, 1942, Sp. 391 —460, 15 Abb.). Nach ihm erkennen wir in der genannten 
Periode der Mittelmeerländer neben assyro-phönikischen Elementen Einflüsse, 
die der Kontaktzone zwischen Vorderasien, Osteuropa und Mittelasien ent- 
stammen und vor allem im Villanova- und Hallstattgebiet wirken, während sie 
in Griechenland schwächer vertreten sind. Sie haben das Mittelmeer vorzugs- 
weise auf dem Seeweg aus dem pontisch-kleinasiatischen Raum erreicht, doch 


| darf für einen Teil jener Erscheinungen auch an einen Landweg über den nord- 


pontisch-donauländischen Raum gedacht werden. Wie gegenüber den assyro- 
phönikischen Einflüssen erweist auch im Falle der nordöstlichen Elemente das 
Griechentum seine kraftvolle Selbständigkeit, die über alle Fremdelemente hinweg 
zuschöpferischer Leistung gelangt. Das gemeinsame Kennzeichen dieser Erschei- 
nungen ist Vergesellschaftung mit Zeugnissen für gesteigerte Pferdezucht. Auch 
Vorderasien ist von einem entsprechenden Zustrom erreicht worden, der in der 
assyrischen, nordsyrischen und phönikischen Kunst seinen Niederschlag findet. 

Mit Problemen der antiken und mittelalterlichen Geschichte Kleinasiens befaßt 
sich Kurt Bittel, der frühere Direktor des Deutschen Archäologischen In- 
stituts in Istanbul, in seinem vielfach grundlegenden Buche „Kleinasiatische 
Studien“ (Istanbul, 1942, 224 S., 41 Taf.). Das erste Kapitel ist Galatien 
gewidmet, es bringt im Hauptstück eine Besprechung der Meilensteine und der 
erhaltenen Reste römischer Straßen sowie der Ruinen und Funde von Tavium. 
Im zweiten Kapitel werden Fragen der Verkehrs- und Siedlungsgeschichte inner- 
halb des Halysbogens in der Seldschukenzeit besprochen. Im dritten Kapitel geht 
Bittel zunächst den angeblichen Kimmerierspuren in Kleinasien nach, dann unter- 
sucht er die Frage, ob sich zwischen Phrygien und Südost-Europa Beziehungen 
nachweisen lassen. Er kommt dabei zu dem Ergebnis, daß das phrygische Felsgrab 
eine auf kleinasiatischem Boden entstandene Schöpfung ist und daß auch die 
Phrygische Keramik nicht als Beweis für die balkanische Herkunft der phrygischen 
Kultur angesehen werden kann. Wie bei den Hethitern, so gehören auch bei 
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den Phrygiern alle Gegenstände des täglichen Lebens, die Werke der Architektur 
sogar bis zu einem gewissen Grade die der Kunst, einer unverkennbar klein. 
asiatischen Entwicklung an. Das vierte Kapitel ist der Vorgeschichte Weg. 
kleinasiens (Troas, Bithynien, Lydien, Ionien und Karien, Pisidien) gewidmet, 
Hierbei werden u. a. die Chronologie der trojanischen Siedlungen und die Frage 
der Herkunft des Megarons besprochen. 


Die innere Struktur des hethitischen Staates ist das Thema einer Arbeit yon 
Viktor Korosec, die in slovenischer Sprache mit italienischem Resume 
erschienen ist (B&öl madgalti. Un contributo alla conoscenza della struttum 
interna dello stato hittito, Laibach, Akademie der Wissenschaften 1942, 32 S.). 
Der gleiche Gelehrte hat einen hethitischen Staatsvertrag nach der politischen 
und juristischen Seite hin untersucht (Il conferimento della provincia 
hittita di Dattassa a Ulmi-Tesup, Laibach, Akademie der Wissenschaften 
1943, 60 S.). 


Den politischen Aufbau des hethitischen Reiches hat Giuseppe Furlani 
(L’Impero degli Hittiti: Nuova Rivista Storica, Anno XXVI, Fasc. V—VI, 1942) 
dargestellt. 


Bei den türkischen Ausgrabungen in Alaca Hüyük in Inneranatolien sind in 
der kupferzeitlichen und der hethitischen Schicht Eisenfunde geborgen worden. 
Wie Hämit Zübeyr Ko$ay, der Leiter der Ausgrabungen, mitteilt (Le Fer 
chez les Hittites: La Turquie Kemaliste 46, S. 10—12), handelt es sich zum Teil 
um Roheisen, zum Teil um verarbeitetes Eisen. Aus der Kupferzeit stammen 
eine eiserne Scheibe, ein Halsband aus goldenen und eisernen Amuletten, ein 


Dolch mit goldenem Griff und eiserner Klinge sowie eine Fibel mit eisernem Stift. 
In der hethitischen Schicht wurden ein eisernes Siegel und zahlreiche größere 
und kleinere Roheisenstücke gefunden. Wdr. 


Martin Noth würdigt „Die Annalen Thutmoses III. als Geschichtsquelle“ 
(Zeitschrift des Deutschen Palästina-Vereins 66, 1943, S. 156— 74). Er zeigt, daß 
in den nach Abzug der Tributlisten verbleibenden Feldzugsberichten die Tage- 
bücherauszüge nur ein weitläufig gebautes Rahmenwerk darstellen, das strecken- 
weise mit erzählendem Inhalt gefüllt, streckenweise aber auch in seiner ganzen 
Lückenhaftigkeit stehen gelassen worden ist. Anschließend verfolgt er im ein- 
zelnen das Werden und den Aufbau des Textes der Annalen. A. Sch, 


Mit der Frühgeschichte der Tyrrhener befaßt sich ein Aufsatz von Wilhelm 
Brandenstein (Revue des Etudes Indoeuropeennes 3,1943, S. 66—9%0). Er geht 
davon aus, daß der Kern der aus Lydien über das Meer ins Land der Umbret 
einwandernden Etrusker ein Teil jener Tyrrhener (Tyrsener) war, die später noch 
an verschiedenen Punkten der Ägäis hausten. Ihre eigentliche Heimat sucht Br. 
aus sprachlichen, archäologischen und religionsgeschichtlichen Gründen in Nord- 
ost-Kleinasien (Armenien). Vielleicht sind sie mit den „Amazonen“ gleichzu- 
setzen, die kurz vor dem Trojanischen Krieg die ersten Vorstöße aus ihrer 
armenischen Heimat unternahmen. Bemerkenswert ist, daß skythische Volks 
und Königsnamen mehrfach tyrrhenisches Gepräge tragen, was für eine Beein- 
flussung der Skythen durch einen tyrrhenischen Stamm spricht. 
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A. Bea hat die Geschichte und Kultur Palästinas in vorisraelitischer Zeit 
zusammenfassend dargestellt (La Palestina preisraelitica: Biblica 24, 1943, S. 231 
bis 260). Er behandelt die chalkolithische Epoche, die Entwicklung im 3. Jahr- 
wusend, die amorritische Wanderung und die historisch wichtigen „Ächtungs- 
teste“, die Invasion der Hyksos und die ägyptische Hegemonie. 


Die reichen Funde aus Ras Schamra, dem antiken Ugarit, in Nordsyrien stehen 
nach wie vor im Vordergrunde des wissenschaftlichen Interesses. Die Bedeutung 
dieser Funde für die Geschichte des Altertums hat Otto Eißfeldt in dieser 
Zeitschrift, Bd. 168, S. 457—486, gewürdigt, zwei weitere Aufsätze des gleichen 
Gelehrten beschäftigen sich mit „Bestand und Benennung der Ras-Schamra- 
Texte“ (ZDMG 96, 1942, S. 506—39) und mit den „Wohnsitzen der Götter von 
Ras Schamra‘“‘ (Forsch. u. Fortschr. 20, 1944, S. 25—27). Die politischen Be- 
ziehungen zwischen dem Hethiterreich und Ugarit im 14. Jahrhundert sind das 
Thema einer Arbeit von Joh. Friedrich (ZDMG 9%, 1942, S. 471—88). Einen 
ausgezeichneten Überblick über das gesamte in Ras Schamra gefundene inschrift- 
liche und archäologische Material gab J. P. Lettinga in seiner Arbeit „Räs 
“samra en minet el-beida“ (Leiden, Brill 1942, 40 S.). Die Resultate der letzten 
beiden Ausgrabungskampagnen in Ras Schamra stellten O. Eißfeldt und E. F. 
Weidner im Archiv für Orientforschung 14, 1944, S. 369—375, zusammen. 


Mit den „Israelitisch-philistäischen Grenzverschiebungen von David bis auf 
die Assyrerzeit‘‘ befaßt sich ein Aufsatz von Otto Eißfeldt (Zs. des Deutschen 
Palästina-Vereins 66, 1943, S. 115—128). Er schließt, daß die Philister bis zur 
Assyrerzeit eine viel beachtlichere militärisch-politische Macht besessen haben, 
als die uns zur Verfügung stehende Überlieferung auf den ersten Blick erkennen 
laßt, 


Peter Thomsen veröffentlicht in der Zs. des Deutschen Palästina-Vereins 65, 
1942, S. 122—43, „‚Neue Beiträge und Funde zur Orts -und Landeskunde von 
Syrien und Palästina“. Er bespricht zunächst einen aus Panopolis in Ägypten 
sammenden Papyrus (6./7. Jahrhundert), der 62 Orte in Ägypten, Palästina, 
Syrien und Kleinasien aufzählt, behandelt dann einige neu bekannt gewordene 
mittelalterliche und spätere Reisebeschreibungen und stellt schließlich bisher 
unbekannte Ortsnamen aus neugefundenen Inschriften zusammen. 

Der Stadt Hierapolis in Syrien hat der belgische Gelehrte Godefroy 
Goossens eine sehr gehaltvolle Monographie gewidmet (Hierapolis de Syrie. 
Essai de monographie historique. Louvain, Biblioth@que de l’Universite, 
1943, 224 S.). Die Stadt hieß ursprünglich Mabbog-Bambyke, in griechisch- 
tömischer Zeit erhielt sie den Namen Hierapolis, heute heißen ihre Ruinen 
wieder Manbiö. Seit der Aramäerzeit blühte in ihr der Kult der Göttin Atargatis, 
der in der seleukidischen Epoche immer mehr an Ansehen gewann und die Stadt 
schließlich zu einem weltberühmten Kultzentrum machte. Während der Parther- 
ktiege wandelte sich der Charakter von Hierapolis, die Stadt wurde eine der 
wichtigsten römischen Militärstationen in Syrien nahe dem Euphrat. Dann spielte 
Sie noch in den Auseinandersetzungen christlicher Sekten eine wechselnde Rolle; 
in 7. Jahrhundert erlag sie dem Ansturm der Araber, sank auf den Rang einer 
Provinzstadt herab und wurde 1240 völlig zerstört. 
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Für die Frühgeschichte der Iranier galt bisher als bedeutungsvoll, daß zwei 
ihrer Gottheiten, nämlich Ahuramazda und Mithra, angeblich schon in assyrischen 
Keilschrifttexten des 7. Jahrhunderts vorkommen. Daß diese allgemein gebilligte 
Annahme auf einem Irrtum beruht, hat A. Ungnad in der OLZ 46, 1943, 
Sp. 193—201, gezeigt. 

Mit der hellenistischen Zeit in Babylon beschäftigt sich ein Aufsatz von Erich 
Schmidt (Die Griechen in Babylon und das Weiterleben ihrer Kultur: Jahrbuch 
des Deutschen Archäologischen Instituts 56, Sp. 786—844, 33 Abb.). Auf Grund 
der Funde bei den deutschen Ausgrabungen beschreibt Schmidt die hellenistische 
Keramik, die Siegelabdrücke, die Hausbauten, die Tempelanlagen, das Stadtschloß 
und vor allem das umfangreiche Theater. Es ergibt sich, daß das Eindringen der 
Griechen eine recht erhebliche Umwandlung in der Bauweise, in der kulturellen 
Haltung und in der Keramik und Dekoration nach Babylon gebracht hat. 

Die Einwohnerzahl Jerusalems zur Zeit Jesu berechnet Joachim Jeremias 
in der Zeitschrift des Deutschen Palästina-Vereins 66, 1943, S. 24-31, auf 
rd. 25—30000. 

Man hatte bisher angenommen, daß die via nova, die Trajan von den Grenzen 
Syriens bis zum Roten Meer bauen ließ, in der Gegend von Agaba endigte, Das 
trifft aber nicht zu, wie Henri Seyrig (Postes romains sur la route de Medine; 
Syria 22, 1942, S. 218—23) gezeigt hat. Die Straße lief vielmehr noch etwa 400 km 
in südöstlicher Richtung weiter, wie griechische, lateinische und nabatäische 
Inschriften beweisen, die man bei Medain-Saleh und el-"Ela, etwa halbwegs 
zwischen Aqaba und Medina, entdeckt hat. An den genannten beiden Orten 
waren eine Abteilung der ala Gaetulorum und eine Schwadron Kamelreiter 
stationiert. Hier lag wohl wirklich der südlichste Punkt des römischen Reiches, 
wie vorher des Nabatäerreiches und später des Byzantinischen Reiches. 

Wertvolle Aufschlüsse über die Geschichte Syriens zur Römerzeit gewähren 
zahlreiche neue griechische Inschriften, die französische Forscher 1939/40 auf der 
„Agora“ von Palmyra entdeckt haben. Die „Agora“ ist jetzt völlig freigelegt, 
sie hieß bei den Palmyrenern „tetradeion‘‘ und war hauptsächlich die Stätte, an 
der verdienten Mitbürgern Statuen auf öffentliche Kosten errichtet wurden. Die 
Inschriften, die Henri Seyrig (Inscriptions grecques de l’agora de Palmyre: 
Syria 22, 1942, S. 223—70) ausführlich behandelt hat, bereichern ganz wesentlich 
unsere Kenntnisse von dem politischen und militärischen Leben in der Stadt, 
wir erfahren interessante Einzelheiten über ihre Senatoren, Beamten, Steuer- 
pächter, Offiziere und Soldaten. Besonders bedeutsam sind neue Aufschlüsse 
über die Handelsbeziehungen Palmyras mit den östlichen Ländern, vor allem dem 
Indusgebiet. Von dort holten palmyrenische Kaufleute auf dem Seewege die im 
Römerreiche sehr begehrte chinesische Seide, die aus China über Ceylon in die 
indischen Häfen gelangt war. War. 


FRÜHERES MITTELALTER (476—1250) 
Zeitschriftenbericht von W. Holtzmann-Bonn. 
Skandinavische Zeitschriften von H. Kellenbenz - Regensburg. 


Aus dem Sickelnachlaß im österreichischen Histor. Institut in Wien veröffent- 
licht L. Santifaller als wertvollen Beitrag zur Gelehrtengeschichte des 19. Jhs. 
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iefe von Wilhelm Wattenbach an Theodor von Sickel aus den Jahren 1858 
bis 1894“, MJöG. 55 (1944) 371—431. 


Einen sehr nützlichen kritischen Bericht über die Geschichtsliteratur der 
Niederlande in den Kriegsjahren schrieb J. F. Niermeyer „L’ Histoire medievale 
aux Pays-Bas de 1940 & 1946“, Moyen-äge 1946, 289—316 und 1947, 131—156. 


Eine neue numismatische Zs., anscheinend die erste nach dem Zusammenbruch 
und begrüßenswerter Ersatz für ältere Organe, gibt W. Hävernick u.d. T. 
„Hamburger Beiträge zur Numismatik“ heraus. Aus dem 1. Heft (1947), das 
uns nicht vorlag, sind zu verzeichnen: W. Hävernick, „Hamburg als karolingi- 
sche Münzstätte‘“ und P. Berghaus, „Die Perioden des Sterlings in Westfalen, 
dem Rheinland und den Niederlanden“; aus dem 2, Heft (1948) sind zu nennen 
16-48 W. Jesse, „Der Münzfund von Hildesheim“, ein ganz neuer Fund von 
über 2500 Münzen, um 1260 vergraben, P. Berghaus, „Der Fund von Wester- 
borstel, Kr. Norderdithmarschen“ ($.49—56), um 1480/90, ferner einen kritischen 
Literaturbericht von W. Hagen ‚Neue Forschungen zur römischen Numis- 
matik“ (S.5—15) und mehrere kleine Beiträge und Literaturberichte. 


Im Anzeiger der phil. hist. Kl. d. österr. Akademie 1948 Nr. 4, S. 80—89 be- 
sichtet L. Santifaller über den Stand der Neubearbeitung der Kaiserregesten, 
ebenda Nr. 11 S. 1—10 über die Herausgabe der österreichischen Urbare. 
Danach darf man erfreulicher Weise mit einem raschen Fortschreiten der Arbeiten 
technen. 


Aus den Ausführungen von E. Stauffer, „Zur Vor- und Frühgeschichte des 
Primatus Petri“, Zs. £.KG. 62 (1943/44) 3—34 entnehmen wir die bemerkenswerte 
Feststellung, daß der Gedanke vom Primat Petri älter ist als die berühmte, viel 
umstrittene Stelle Math. 16, 18 und daß der Primatgedanken schon in vorchtrist- 
licher Zeit im palästinensischen Judentum lebendig war. 


Jost Trier, „Vater, Versuch einer Etymologie“, Zs. Sav. RG. 65 Germ. Abt. 
(1947) 232—260 glaubt nachweisen zu können, daß die indogermanische Wurzel 
des Wortes Vater „ein Begriff aus dem Bereich rechtlicher Ordnung“, etwa: „der 
Herr im Sippenring“ sei. 

W. Bader gibt in den Ann. Niederrhein 144/145 (1946/47) 5—31 einen vor- 
läufigen Überblick über „die christliche Archaeologie in Deutschland nach den 
jüngsten Entdeckungen an Rhein und Mosel“; im Gang befindliche Ausgrabungen 
werden wohl noch mehr Neues ergeben. 


H. Kuhn ‚„‚Philologisches zur Adoption bei den Germanen“, Zs. Sav. RG. 65 
Germ. Abt. (1947) 1—14 zeigt, daß das Rechtsinstitut der Adoption dem ger- 
manischen Rechtsdenken fremd ist, 


Die Sitte der Bartlosigkeit des katholischen Klerus verfolgt Ph. Hofmeister 
u.d. T. „Der Streit um des Priesters Bart“ in der Zs. f. KG. 62 (1933/34) 72—94 
von der Frühzeit des Christentums bis zur Gegenwart. 


B.de Gaiffier, „‚A propos de la vie de S. Alexis“, Anal. Boll.65 (1947) 157- 
195 verfolgt ein in der Legende häufiges Motiv, das Verlassen der angetrauten 
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Frau in der Hochzeitsnacht, und gewinnt damit einen festen Ausgangspunkt für 
die Beurteilung einer jüngst stark umstrittenen Stelle im altfranz. Alexiuslied, 


F.Halkin hat eine von den alten Bollandisten für griechische Heiligenlchen 


viel benutzte und verloren geglaubte Hs. wiedergefunden: „Le synaxaire gree 
de Chifflet retrouv@ & Troyes (ms. 1204)“, Anal. Boll. 65 (1947) 61—106. Anschlie. 
Bend teilt er Briefe der Bollandisten Henschen und Papebroch über eine Biblio- 
theksreise in der Bourgogne und in Paris im J. 1662 mit. 


In einer aus Sens stammenden Hs. des Martyrologium Hieronymianum aus den 
10. Jh. finden sich gegenüber der sonstigen Überlieferung einige z. T. stark kor- 
rupte Zusätze. P. Grosjean, „une source insulaire d’additions & un ms. du 
martyrologe Hieronymien“, Anal. Boll. 65 (1947) 139—156 möchte einen davon 
auf den hl. David von Menevium (St. Davids) in Wales beziehen, was allerdings 
nur durch sehr gewagte Konjektur möglich ist. 


In der neuerdings vielerörterten Frage nach dem Verhältnis der regula s. 
Benedicti zur sog. regula magistri tritt D. H. Vanderhoven ,‚,S$. Benoit 
a-t-il connu la r&ögle du maitre ?“, Rev. d’hist. eccl. 40 (1944—45) 176—187 für 
die Priorität der reg. magistri ein, Bernard Capelle, „Le maitre anterieur is, 


Benoit ?“, ebenda 41 (1946) 66—75 dagegen für Benedikt. 


Heinz Löwe, „Cassiodor“, Roman. Forsch. 60 (1948) 420446 schält aus 
den zahlreichen Selbstzeugnissen ein feinsinnig psychologisch gestaltetes Bild des 
Menschen Cassiodor heraus. 


Die Abhandlung von P.Peeters, „Les ex voto de Khosrau Aparwez ä $er- 
giopolis“, Anal. Boll, 65 (1947)5—56 behandelt eine Episode aus dem Jahre 5% 
und unterstreicht die Glaubwürdigkeit der Kirchengeschichte des Evagrius im 


Gegensatz zu der bisher als Hauptquelle aus der Zeit des Kaisers Maurikios be- 
trachteten Chronik des Theophylakt. 


Im Anz. d. phil. hist. Kl. der Akad. in Wien 1946, 171—212 berichtet L.$anti- 


faller über unsere gegenwärtigen Kenntnisse „zur äußeren Geschichte der 
vatikanischen Hs. des Liber diurnus”, worin besonders interessieren dürfte der 
erst aus Sickels Römischen Erinnerungen bekannt gewordene phantastische Plan 
des Lord Acton, gelegentlich der während der Septemberereignisse in Rom 1870 
erwarteten Unruhen die Hs. des Lib. diurn. gewaltsam aus dem Vatikan zu 
entwenden. 


L. Ganshof „La fin du rögne de Charlemagne, une decomposition“, Zs. £ 
schweiz. Gesch. 28 (1948) 433—452 erörtert die Anzeichen eines Niederganges 
im fränkischen Reiche in den Jahren nach 800 und führt die verschiedenen An- 
zeichen für abweichende Gedanken über die Kaiserwürde auf fremde Einflüsse 
auf den alten Kaiser — zuerst Alcuin, dann Wala — zurück. 


Zum Jubiläum des Vertrags von Verdun ist noch nachträglich zu verzeichnen 
der gedankenreiche Vortrag von P.E.Hübinger, „Der Vertrag von Verdun 
und sein Rang in der abendländischen Geschichte‘ im Düsseldorfer Jb. 44 (1947) 
1—16. 
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E.W. Oediger, „Analecta Xantensia“, Ann. Niederrhein 144/45 (1946/47) 
77-43 sucht die Heimat der Xantener Annalen in Worms, was für eine von 
darin erkennbaren Schichten sicher zutreffend ist, und will den von 


Th. Schiefler auf die Zeit Arnulfs datierten Brief Epist. 6, 131 n. 2 in die letzten 


Jahre Ludwigs des Frommen datieren, womit ein ältester Beleg für den Namen 
Xantens ad Sanctos gewonnen wäre. W.H. 
J. Dhondt behandelt in dem zweiten Teil seines Aufsatzes Het ontstaan van 


ketvorstendom Vlaanderen, Revue belge de philologie et d’histoire, Bd. 21, 1942, 


{53-93 das Regiment der beiden ersten Grafen Baldwin I. und Baldwin II. 
96-918). In der großen Linie schließt er sich meiner Auffassung an, er lehnt 
also gleichfalls die Mark- oder Dukattheorie ab und sieht in Baldwin II. den 
igentli Begründer des flandrischen Territoriums. Im einzelnen ist sein Auf- 
satz eine fortlaufende Auseinandersetzung mit meiner Arbeit, worauf hier näher 
aicht eingegangen werden kann. Es finden sich wertvolle Ergänzungen und 
sene Ausführungen zu verschiedenen Punkten, so z. B. über die Ausdehnung der 
grundherrschaftlichen Rechte der Grafen von Flandern sowie über den Vorläufer 
der Großgrafschaft Flandern, den Machtbezirk Rudolfs von St. Vaast, wobei mit 
Recht die Eigenschaft Rudolfs als Geistlicher nicht als Hinderungsgrund für die 
Grafenwürde bezeichnet wird, wie das Grierson eingewandt hat. Großen Wert 
kgt der Vf. im Gegensatz zu meiner Auffassung auf die vornehme Herkunft 
Baldwins I., doch genügt der allgemeine Hinweis auf die Arbeit von Tellenbach 
nieht, die ohnedies für die westfränkischen Verhältnisse starke Einschränkungen 
fordert. Die übrigen Belege, die in der Hauptsache auf dem Vorkommen 
gleicher Namen beruhen, sind, wie der Vf. es selbst fühlt, zu unsicher, um zu 
positiven Schlüssen zu kommen. Auf die Beziehungen zu Laon hatte ich schon 


inmeiner Arbeit $. 32 N. 72 hingewiesen, doch bleibt die Beziehung zum west- 
fränkischen Hof der wahrscheinliche Ausgangspunkt des Aufstieges Baldwins 1. 
Es hängt damit zusammen, daß der Vf. Baldwin I. bereits die Herrschaft über 
mehrere Grafschaften und eine größere politische Rolle zuschreiben möchte, 
wobei er meine Einschätzung nach der negativen Seite stark übertreibt. Vor allem 
st einzuwenden, daß der Vf. die neuen deutschen Arbeiten von Waas und 
Th. Mayer über den Aufbau des frühen Territoriums auf Herrschaftsrechte und 
allodialen Besitz nicht berücksichtigt. Er hat nicht bemerkt, daß darin eine 
wesentliche Stütze meiner Auffassung einer ähnlichen Basis für den Aufstieg in 
Flandern liegt. In manchen Punkten, z. B. über die Entstehung von Brügge, sind 
wine Ausführungen auch recht widersprechend. Seine Beurteilung Baldwins II. 
simmt, wie bemerkt, im allgemeinen mit meiner Auffassung überein. Er hat die 
Bedeutung der Normannen für die Beseitigung der karolingischen Herrschafts- 
urdnung im einzelnen näher ausgeführt. Die Folgen für die Rechtsstellung Bald- 
wins hat er nur mit wenigen Worten gestreift, ohne auf diese bedeutungsvolle 
Frage näher einzugehen. Ich hoffe, selbst auf diese Fragen noch zurückkommen 
können. Jedenfalls ist es als Beitrag zur Förderung der frühflandrischen Ge- 
schichte eine begrüßenswerte Arbeit. 

Rostock. H. Sproemberg. 

J. Dhondt, Korte geschiedenis van het ontstaan van het graaf- 
schap Vlaanderen. Van Boudewijn den Ijzeren tot Robrecht den Fries. 
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2. Aufl. Brüssel, A. Manteau 1943. 102 S. — Der Vf. hat in kurzer Zeit eine 
erstaunlich große Zahl von Artikeln über die flandrische Frühgeschichte veröffent. 
licht, in denen er zwar die neuerdings erreichte Auffassung nicht grundsätzlich 
änderte, aber in vielen Einzelheiten neue Ansichten aufstellte, von denen freilich 
manche einer kritischen Prüfung kaum standhalten dürften. Auch haben seine 
Ansichten verschiedentlich stark gewechselt. Der kurze Abriß über die fland- 
rische Geschichte von den Anfängen bis zum Tode Baldwins V. (4 1067) is 
flott geschrieben und auch wissenschaftlich von erheblichem Interesse. Man wird 
aber nicht sagen können, daß er eine wirklich neue oder gar abschließende Dar. 
stellung dieser wichtigen Periode in der niederländischen Geschichte bringt. Es 
fehlt eine Vertiefung in die Quellen und in die neueste, vor allem die deutsche 
Fachliteratur. Bedenklich ist auch hier die Neigung zu all zu raschen Kombi- 
nationen. Es sei nur $. 15 angemerkt: „Es ist nicht unmöglich, ja sogar währ- 
scheinlich, daß Baldwin I. durch den König als Markgraf für die flandrische Küste 
angestellt wurde“. Hier haben wir mit Leichtigkeit wieder die alte Mark-Theotie 
eingeführt, deren Verwerfung der Vf. doch selbst zustimmt. Bei Baldwin II. folgt 
der Vf. der neuen Auffassung, ihn als Gründer des flandrischen Territorialstaates 
zu erklären; er übersteigert seine Bedeutung, indem er ihm ein bewußtes Streben 
‚nach einem selbständigen Fürstentum zuschreibt (S. 21/22). Es ist überhaupt 
verfassungsgeschichtlich bedenklich davon zu sprechen, daß er als Nachfolger 
karolingischer Gaugrafen fürstliche Rechte geübt habe (S. 27). Es kann nur die 
Rede davon sein, daß er eine herzogsgleiche Stellung eingenommen habe. Doch 
trifft das noch besser auf seinen Sohn und Nachfolger Arnulf den Großen zu, 
dessen Verdienst um den Ausbau Flanderns der Vf. ohne Zweifel zu Unrecht 
herabgedrückt hat. Pirenne dürfte ein besseres Bild von Arnulf gezeichnet haben. 
Bei der Schilderung Baldwins IV. und V. nehmen die deutschflandrischen Be- 
ziehungen, wie das sachlich berechtigt ist, größeren Raum ein, doch ist die Dar- 
stellung einseitig und ohne wirkliches Verständnis für die Reichspolitik, Ein 
besonders bedenklicher Fall ist die Behauptung, daß Kaiser Heinrich II. 1048, 
um die Hilfe Heinrichs I. von Frankreich zu gewinnen, diesem einen Teil von 
Lothringen versprochen habe ($. 85/86). Dafür dürfte der Vf. wohl schwer den 
Beweis erbringen können. Hierbei zeigt sich wieder der Mangel an Benutzung 
der neueren deutschen Arbeiten, vgl. jetzt vor allem W. Kienast, Deutschland 
und Frankreich in der Kaiserzeit, Leipzig 1943. Auch in der Literaturübersicht 
vermißt man notwendige Angaben, wie z.B. für die Frühzeit F. Petri, Germa- 
nisches Volkserbe in Wallonien und Nordfrankreich, 1936. Auch die neue Aus- 
gabe des Wattenbach-Holtzmann hätte genannt werden müssen. Bei dem Fleiß 
des Vf.s wird man hoffen dürfen, daß er bei den in Aussicht gestellten größeren 
Arbeiten über diese Periode noch in manchen Punkten sein Urteil ändert. Eine 
erheblich bessere Übersicht ist bisher das Werk seines Lehrers F. L. Ganshef, 
La Flandre sous les premiers comtes, Brüssel 1943. 
Rostock. Heinrich Sproemberg. 


In Acta Archaeologica XXX, 1—3 bringt C. A. Nordman einen interessan- 
ten Aufsatz „Schatzfunde und Handelsverbindungen in Finnlands Wikinger- 


zeit“. H.K. 
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A.Stender-Petersen veröffentlicht in „Classica et Mediaevalia‘‘ drei „warä- 
gische“ Studien, deren erste in Bd.3, 1940, 1—9, dem umstrittenen Wort 
„pölütas varf“ gewidmet ist, das in Snorris Heimskringla in der Geschichte von 
Kg. Harald d. Harten (Übers. in „Thule“, 16, S. 82) gelegentlich seines Auf- 
enthaltes in Nowgorod vorkommt. St.-P. erkennt darin das griech. noAvdıov,das 
aus dem altruss. pol’ udije stammt und auch in des Konst. Porphyrog. Schrift 
„De administrando Imperio“ steht; es bedeutet „jährliche Amtsreise des Fürsten 
z den abgabepflichtigen Stämmen und Städten“. Anord. „Svarf“, bei Konst. 
Porphyrog. wiedergegeben mit yvod, bedeutet gleichfalls „Reise zur Eintreibung 
der Abgaben, im Umkreis gemacht“. Pölütasvarf ist also eine Tautologie. Die 
2, Studie in Bd. 3, 1940, 156—179, untersucht die gesamte „hellespontische““ 
Überlieferung bei Saxo (Ermanarich-Sage), der sie in die Ostseegegenden ver- 
legte. Die 3. Studie, Bd. 5, 1942, 92—118, ist der Eroberung des Samlandes durch 
die Dänen, wieder besonders auf Grund der Nachrichten bei Saxo, und der Unter- 
suchung der dort überlieferten Länder- und Völkernamen, sprachlich wie ge- 
schichtlich, gewidmet und führt zu wichtigen neuen Feststellungen über früh- 
mittelalterliche wikingische Kultureinflüsse in Preußen. 

Die agrarische Gesetzgebung im byzantinischen Staat während des 10. Jahr- 
hunderts behandelt E. Bach in „Classica et Mediaevalia‘‘ (Revue Danoise de 
philologie et d’histoire) 5, 1942, 70—91. K. Wührer. 


Barbara Dod well schreibt in der FHR. 63 (1948) 289—306 über „East Ang- 
ian Commendation“‘, vornehmlich gegen C. Stephenson, (EHR. 59, 1944, 289 #.) 

Daß England nicht nur im Osten von Dänen, sondern auch im Nordwesten 
von Norwegern aus Irland angegriffen und besiedelt wurde, nimmt man schon 
lange auf Grund der Ortsnamen an. F. T. Wainwright, „Ingimund’s Invasion“, 
EHR. 63 (1948) 145—169 setzt sich für die Glaubwürdigkeit eines nur spät über- 
lieferten (17. Jh.) irischen Annalenfragments ein, welches die einzige Erzählung 
von einem im ersten Jahrzehnt des 10. Jhs. in Mercia (in der Gegend von Ches- 
ter) spielenden Vorfalls ist. Der Normannenführer Ingimund wird kurz vorher 
auch in Wales genannt. 


Aus der Zs. f. Gesch. ORh. 57 (1948) 198—229 verzeichnen wir A. Sieben, 
„Geschichte des Deidesheimer Stadtwaldes‘‘ vom 7. Jh. ab. 


Aus dem Nachlaß des im Kriege gefallenen Würzburger Archivars Paul 
Schöffel hat W. Engel u. d. T. „Herbipolis sacra‘“ zwei Untersuchungen 
herausgegeben (Veröffentl. d. Ges. f. fränk. Gesch. Reihe IX, 7, Würzburg, 
Schöningh 1948, 107 S.). Die erste: Karlburg, Karlstadt und die „fränkische Ger- 
trud“ klärt Entstehung, Alter und Lage des Königsgutes und späteren Klosters 
Karlburg und die Gründung von Karlstadt (um 1200) auf und erweist die Legende 
von einer fränkischen Gertrud als gelehrte Fälschung späterer Jahrhunderte; die 
zweite beschäftigt sich mit Neumünster und Dom in Würzburg, vor allem mit der 
Gründung des Neumünsters, seinem Patrozinium und mit Lage und Patrozinium 
des Doms, alles in schr gründlicher und tiefschürfender Weise. 


Die Bemerkungen von H. Büttner „Zur Gesch. des Mainzer Erzstifts im 
10. Jh.“ im Jb. f.d. Bistum Mainz 1947, 260—273 weisen die „wesentlichen 
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Grundzüge der späteren Mainzer Territorialbildung‘“ schon in dieser Frühzeit 
nach und sind ein Ausschnitt aus ausführlicher zu begründenden Studien, 


W.H, 


„Vom germanischen Kaisertitel“ handelt J. O. Plaßmann (Germanien 1942, 
S. 393—403) in einer sehr beachtenswerten kleinen Untersuchung, die den be- 
rühmten Berichten Widukinds über die imperatorische Akklamation Ottos des 
Großen und Heinrichs I. gewidmet ist. Der Vf. erklärt die von Widukind ge- 
brauchten Bezeichnungen „pater patriae, rerum dominus“ und selbst „impe- 
rator“ als Übersetzungen altsächsisch-germanischer Worte und Begriffe, wie sie 
der Heliand überliefert. Insbesondere sieht er in dem „dominus rerum“ einen 
„sakono waldand‘“ als Ausdruck überragender Herrschergewalt (Souveränität); 
aus dem Imperatortitel, der deren höchste Steigerung bedeutet, möchte er — was 
mir doch zweifelhaft bleibt — sogar auf ein „‚keisar“ schließen, das bei der germa- 
nischen Heldenehrung des siegreichen germanischen Königs oder Herzogs schon 
längst gebräuchlich gewesen sei. Widukinds Akklamation aber sei nichts anderes 
als eben dieses Heldenlob, das der Vf. mit Recht in Widukinds Erzählung der 
Schlacht bei Burgscheidungen und in der vom Helianddichter geschilderten Kö- 
nigserhebung des Crist wiederfindet. Ich begrüße die neue Deutung, die die von mir 
entwickelte in willkommener Weise bestätigt und weiterführt. Allerdings, wenn 
Pl. geneigt ist, Widukinds Bericht für bare Münze zu nehmen, d. h. für streng 
historisch zu halten, so kann ich ihm so weit doch nicht folgen. Eine germanische 
Huldigungsszene, wie er sieerschließt, mag auch noch auf den deutschen Schlacht- 
feldern des 10. Jahrhunderts als typischer Vorgang in mehr oder weniger groß- 
artiger Form gespielt haben, also auch nach der Schlacht auf dem Lechfelde; 
einen Kern solcher Art habe ich hier übrigens selbst nie ausschließen wollen 
(vgl. „Corona Quernea“, Festgabe f. K. Strecker, 1941, S. 148 A. 3). Aber daß 
dabei das Kaiserwort gefallen sei, glaube ich nicht!); eine Kaisererhebung ist 
daraus, primär in dem Falle von 955, sekundär in dem von 933, m. E. nur im 
Spiegel Widukinds und in seiner Vorstellung geworden, und zwar nur deshalb, 
weil Widukind ihrer als Ersatz der Kaiserkrönung von 962 bedurfte. Ebenso 
möchte ich dabei bleiben, daß die um 700 von dem Iren Adamnan einem angel- 
sächsischen Könige nachgesagte imperatorische Akklamation, die sicherlich 
gleichfalls solch ein Heldenlob war — und zwar das älteste, von dem wir wissen 
—, vermutlich der literarische Anknüpfungspunkt Widukinds gewesen ist. Auch 
für den Helianddichter könnte sie das gewesen sein ; denn auch er hat den Adamnan 
merkwürdigerweise gekannt!). E. E. Stengel. 
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1) Ich benutze die Gelegenheit, um mich im obigen Sinne mit einem Nachtrag 
zu dieser 1943 geschriebenen Anzeige gegen das ein wenig sophistische Mißver- 
ständnis zu verwahren, ich hätte die Existenz eines „germanischen Kaisertitels“ 
lehren wollen (C. Erdmann in DA, 6, S. 436). Der Zusammenhang, in dem ich die- 
sen Ausdruck vergleichsweise einmal gebraucht habe (DA. 3, S.23), läßt deutlichst 
erkennen, was damit gemeint war: die formale Einkleidung des angelsächsischen 
Bretwalda in das Gewand des altrömischen imperator. Natürlich bleibt dies Wort 
wo es damals und, in ähnlicher Bedeutung, später gebraucht wird, was es war, eine 
antike Vokabel; nur daß ihr jetzt ein neuer Inhalt innewohnt, dessen Herkunft aus 
der germanischen Begriffswelt feststeht, 
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Ausgehend von der Stelle in der lex Baiuw. 10, 18, welche die Beseitigung des 
Strohwisches verbietet, plaudert W. Funk, „Speer, Pfandschaub, Kreuz und 
Fahne“ in der Zs. Sav. RG. 65, Germ. Abt. (1947) 297—315 über die verschie- 
denen Zeichen, Wirtshausschilder, Friedensmale usw. 


Über „die Urpfarreien in Oberschwaben und Tirol als Markgenossenschaften 
und Siedlungsverbände“ handelt K.Haff in der Zs. Sav. RG. 65 Germ. Abt.(1947) 


4297. W.H. 


In seiner umfangreichen Arbeit über „das Großkirchspiel im nordischen und 
niederdeutschen Recht des Mittelalters“ will K. Haff vor allem die Bedeutung 
des Großkirchspiels als Gerichtsgemeinde klären. Der erste Teil (Zs. Sav. RG. 
Kan, Abt. 32 (1943) 1—63) ist den Verhältnissen in Skandinavien gewidmet. Er 
betont dabei, daß schon in vorchristlicher Zeit ein enger Zusammenhang zwischen 
Thinggemeinde und Tempelgenossenschaft bestand, der sich auch in dem ge- 
nossenschaftlichen Eigenkirchenrecht der christlichen Zeit in den Fylkes- und 
Hardenkirchen fortsetzt. Teil II (ebd. 33, 1944, 1—55) behandelt das Großkirch- 
spiel in Schleswig-Holstein. Wichtig ist hier die Feststellung, daß in Holstein und 
Stormarn das Großkirchspiel gleichzeitig Hochgerichtsbezirk und Kirchenge- 
meinde ist. Teil III (ebd. 34, 1947, 1—30 und 253—270) kommt im wesentlichen 
zu den gleichen Ergebnissen für die Gebiete von Lüneburg, Bremen und Olden- 


burg. 


In Fortsetzung seiner Abhandlung über „Kaufmannsgilde und städtische Eid- 
genossenschaft (vgl. H.Z. 162, 639) untersucht H. Planitz, Frühgeschichte der 
deutschen Stadt, Zs. Sav. RG. Germ. Abt. 63 (1943), 1—91, die Anfänge der 
städtischen Entwicklung in Deutschland vom 9.—11. Jahrhundert. Den Kern 
der in dieser Zeit entstandenen Städte bildet die Burg, die siedlungsmäßig im 
Süden und Westen vielfach an die römische civitas anknüpfte. Neben den 
Burgen bildeten sich die Handelsniederlassungen der Kaufleute aus, die sog. 
Wiken, die später räumlich mit derBurg zu einem Gebilde zusammenschmolzen. 
Die Kaufleute in den Wiken genießen den Königsschutz, sie sind Königs- 
muntlinge unter einem Wikgrafen, der die Abgaben für die Gewährung 
des Königsschutzes einzieht. Die Kaufleute bilden eine Kaufmannsgilde, die in 
dem ius mercatorum ein eigenes Recht besaß. Zur Kaufmannswik gehört in 


‚ der Regel ein Markt; aber nicht das Marktrecht, sondern das auf königliche Ver- 


leihung beruhende Kaufmannsrecht ist die Grundlage des späteren Stadtrechts 
geworden. Den Abschluß dieser Untersuchungen bringt Pl.s dritte Arbeit „Die 
deutsche Stadtgemeinde“ (ebd. 64, 1944, 1—85). Pl. kommt hier zur Ablehnung 
det Markttheorie. Die Stadtgemeinde ist nach ihm vielmehr das Ergebnis der 
städtischen Eidgenossenschaft. Die in ottonischer Zeit entstandenen Kaufmanns- 
gemeinden geraten im 11. Jahrhundert in die Gefahr, vom Bischof abhängig zu 
werden. Sie schließen sich deshalb mit den Handwerkern zu einer Schwurbrüder- 
schaft zusammen, für die sich der Name hurgenses durchsetzt. Diese Schwur- 
gemeinschaft hat im 12. Jahrhundert 25 Städte älteren Stiles erfaßt und umge- 
sältet, Die im 13. Jahrhundert entstandene Ratsverfassung führt die Tradition 
der Eidgenossenschaft fort. K. Jordan. 
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In den Beitr. z. Gesch. d. dt. Sprachen u. Lit. 70 (1948) 372—419 bringt K, 
Hauck,,Heinrich III. und der Ruodlieb“ sehr beachtenswerte Argumente dafür 
bei, daß der Ruodlieb eine für Heinrich III. bestimmte Hofdichtung gewesen 
und nach 1043 entstanden ist,. verfaßt von einem Tegernseer Mönch. Hieraus 
würden sich sehr interessante Folgerungen ergeben für das kulturelle Leben am 
Hofe Heinrichs II. 


Henry Glaesener. „Les deme&les de Godefroid le Barbu avec Henri II et 
l’eveque Wazon“, Rev. d’hist. &ccl. 40 (1944—45) 141—170 bestimmt die Geburt 
Gotfrieds auf die Zeit um 1000—1005 und zeiht Heinrich III. mangelnden psycho- 
logischen Verständnisses in seinem, im übrigen erfolgreichen Kampf gegen den 
Lothringer. In derselben Zs. 42 (1947) 379—416 handelt derselbe Verf, „, un 
mariage fertile en cons&quences“ über die Heirat Gotfrieds mit Beatrix von Tos- 
cana. 


Edw. Miller, „The Ely landpleas in the reign of William I“, EHR. 62 (1947) 
438—456 bezweifelt, daß eine alte urbariale Aufzeichnung aus Ely etwas mit der 
Anlage des Domesdaybooks zu tun habe, sondern hält sie für eine Ableitung 
daraus. 


In der Zs. f. schweiz. Gesch. 28 (1948) 145—176 nimmt Th. Mayer, „Gre- 
gor VII. und das Eigenkirchenrecht‘‘ zu der vielerörterten Frage der Echtheit 
der ältesten Urkunden von Hirsau und Muri Stellung, die er alle für echt hält 
mit Ausnahme der Gründungsurkunde von Muri. Wegen Hirsau verweist er auf 
eine noch nicht erschienene Untersuchung, welche die Echtheit des Privilegs 
Heinrichs IV. von 1075 nachweisen soll. 


Auf einen übersehenen Legaten Gregors VII. und seine Tätigkeit in Flandern 
1078 macht aufmerksam D. Nicolaus Huygebaert, „Un legat de Gregoire VII 
en France: Warmond de Vienne“, Rev. d’hist. &ccl. 40 (194445) 187—200. 


A.Michel, „Die byzantinische und römische Werbung um Symeon II. von 
Jerusalem (1085/86)“, Zs. f. KG. 62 (1943/44) 164—177 bespricht eine in die dog- 
matische Diskussion zwischen der abend- und der morgenländischen Kirche 
gehörige Schrift, die V. Grumel fälschlich ein paar Jahre später einordnen wollte. 


Wer Zeit und Geduld hat, die preziöse Phraseologie von G. Schreiber in ein 
normales Deutsch zu übersetzen, der mag vielleicht manchen Gewinn haben aus 
seinen Ausführungen über „Vorfranziskanisches Genossenschaftswesen. Bau- 
weise und Forschungsaufgaben. Byzantinische Beziehungen“ in Zs. f. KG. 62 
(1943/44) 35—71. Ich besitze leider beides nicht. 


C. Dereine unterzieht „Les origines de Premontre“, Rev. d’hist. &ccl. 42 
(1947) 352-—378 einer kritischen Prüfung. 


„La vie de Sainte Ode d’Amay“, die M. Coens Anal. Boll. 65 (1947) 1% —244 
herausgibt und bespricht, ist ein wertloser Heiligenroman des 12. Jhs.; wertvoll 
ist aber die sehr gelehrte Einleitung des Herausgebers über die Entstehung und 
Verbreitung dieses in der Diözese Lüttich lokalisierten Kultes einer hl. Oda. 
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„Die Anfänge der Schöffen, Bürgermeister und Ratmannen in Magdeburg“ 
von der Mitte des 12. Jhs. ab arbeitet Th. Goerlitz Zs. Sav. RG. 65 Germ. Abt. 
(1947) 70—85 aus den Urkunden heraus. 


Karl Bosl, Rothenburg im Stauferstaat. Neujahrsbll. hg. v. d. Ges. 
£, fränk. Gesch. 20 (Würzburg, Schöningh 1947, 33 $.) arbeitet knapp Ent- 
stehung, Bedeutung und rechtliche Stellung der Rothenburger Gegend im 
Rahmen der staufischen „Staats“politik heraus. Aus den Ergebnissen sei er- 
wähnt, daß es ein Herzogtum Rothenburg nie gegeben hat, sondern daß dies nur 
eine neben anderen gebräuchliche Benennung schwäbischer Herzöge der Staufer- 
zeit war. Eingehend wird auch die Reichsministerialität der Gegend in ihren 
genealogischen Zusammenhängen erörtert. Besonderes Licht fällt auf die Terri- 
torialpolitik Konrads III. 


Über „die Hofämter der Fuldaer Äbte im frühen MA.“, von denen die höheren 
um 1170 eingeführt wurden bis auf das schon ältere und immer in den Händen 
eines Mönches befindliche Kämmereramt, handelt K. Lübeck in der Zs, Sav. 
RG, 65 Germ. Abt. (1947) 175—207. 


U.d. T. „Zur staufischen Verfassungsgeschichte“ referiert H. Mitteis in der 
Zs. Sav. RG. 65, Germ. Abt. (1947) 316—337 ausführlich über die beiden Arbeiten 
von K. Heilig über das Privilegium minus und C. Erdmann über die Gelnhäuser 
Urkunde („Kaisertum und Herzogtum im Zeitalter Friedrichs I.“, Leipzig 1944) 
und meldet Bedenken gegen den Lösungsversuch Erdmanns an, denen ich nur 
zustimmen kann. 

In den Gött. Nachr. phil. hist. Kl. 1945 S. 15—36 hat W. Holtzmann einen 
Plan „über eine Ausgabe der päpstlichen Dekretalen des 12. Jhs.“, d. h. der 
kanofistisch (in Sammlungen) überlieferten Papstbriefe in Ergänzung des Papst- 
urkundenwerks von P. Kehr vorgelegt. 

Im Bull. of the Inst. of hist. research 21 (1947 für 1946) 39—58 veröffentlichte 
C.R.Cheney nach Originalen, die im neu eingerichteten Essex County Record 
Office ans Tageslicht kamen „Some papal privileges for Gilbertine houses“ (Ale- 
sander III. und Coelestin III.). 

In der EHR. ist eine Kontroverse ausgefochten über die zweite Ehe König 
Johanns mit Isabella von Angouleme, der früheren Verlobten des Hugo von 
Lusignan, die schließlich zum Verlust der Normandie führte. H. G. Richardson, 
„Ihe marriage and coronation of Isabella of Angouleme“ 61 (1946) 289—314, 
wollte eine Verlobung schon Anfang 1200 annehmen; der Ausbruch des Krieges 
im Hochsommer habe mit der im Einverständnis mit den Lusignans geschlossenen 
Ehe nichts zu tun gehabt. Demgegenüber lenken Fr. A. Cazel jr. und $. Painter, 
„The marriage of Isabella of Angoul&me“ 63 (1948) 83—89 wieder zu der früheren 
Auffassung zurück. Der in den Urkunden der Zeit mehrfach vorkommende 
Ausdruck ‚‚de uxore desponsata‘“ habe mit Verlobung oder Eheschluß nichts 
zu tun, sondern verweise nur auf einen legitimen Leibeserben. 


’ H.P.R. Finberg, „‚Some early Tavistock charters“, EHR. 62 (1947) 352—377, 
teilt ein kleines, meist Urkunden des 12. Jhs. enthaltendes Chartular dieses Klosters 
im Besitz des Duke of Bedford mit. 
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Die Beurteilung des Aufsatzes von E. Wißmann, „Wolframs ‚Parzival‘ evan- 
gelisch gesehen“, Zs. f. KG. 62 (1943/44) 95—104 entzieht sich unserer Kom- 
petenz. 


Einen Beitrag zur wenig geklärten Frage nach dem Recht der Landdekanate 
bietet Ferd. Toussaint, „Election et sortie de charge du doyen de chretiente 
dans les anciens dioc&ses de Liege et de Cambrai“, Rev. d’hist. &ccl. 42 (1947) 
50—80. 


Expektanzen auf freiwerdende kirchliche Pfründen sind ursprünglich keines- 
wegs vom Papst allein verliehen worden. Wie sich der Gebrauch allmählich zu 
einem päpstlichen Reservat umgestaltete, verfolgt G. Mollat, „Les gräces expec- 
tatives du XIIe au XIVe siecle“, Rev. d’hist. &ccl. 42 (1947) 81—102. 


Aus dem Brüsseler Archiv teilt G. Aders, „‚Regesten aus dem Urkunden- 
archiv der Herzöge von Brabant ca. 1190—1382“ im Düsseldorfer Jb. 44 (1947) 
17—87 mit; sie betreffen die westdeutsche Geschichte und bieten mancherlei Er- 
gänzungen zu den Mainzer und Kölner Regesten. 


P. Davos, „Les premiers versions occidentales de la legende de Saidnaia“ 
Anal. Boll. 65 (1947) 245—278 handelt über die Legende eines wundertätigen 
Muttergottesbildes in der Nähe von Damaskus, die in der topographischen Litera- 
tur über das hl. Land im 13. Jh. mehrfach auftaucht, hier aber schon in älteren 
Fassungen nachgewiesen wird. 


C.R. Cheney handelt in EHR. 63 (1948) 342—350 über „Master Philip the 
notary and the fortieth of 1199“ unter Beigabe bisher unbekannter Briefe. Dieser 


Philipp ist vermutlich der gleiche Notar, der 1201 den Kardinallegaten Guido 
v. Praeneste nach Deutschland begleitete. Es läßt sich aber noch ein anderer 
Notar Philipp nachweisen, der 1212 Bischof von Troja wurde; ob er mit dem 
ersten identisch ist, bleibt ungewiß. 


Ch. Johnson, „Notes on 13th century judicial procedure“, EHR. 62 (1947) 
508—521 schildert das englische Prozeßverfahren auf Grund der Curia regis 
rolls, die jetzt bis 1220 gedruckt vorliegen. 


E. Molitor untersucht in der Zs. Sav. RG. 65, Germ. Abt. (1947) 15—69 den 
„Gedankengang des Sachsenspiegels‘“‘ und entdeckt Spuren allmählicher Ent- 
stehung, wodurch das ursprüngliche System gestört wurde. Es ergeben sich daraus 
Folgerungen, zwar für die Einheit des Verfassers, aber gegen die präzise Datierung 
K. A. Eckhardts auf 1221—24 als Entstehungszeit. 


„Einige Ergänzungen zur kritischen Literatur über die bäuerliche Herzogs- 
einsetzung in Kärnten“ bietet P. Puntschart in der Zs. RG. 65 Germ. Abt. 
(1947) 337”—344. Darin lehnt er u.a. langobardische Siedlungsreste in Kärnten 
ab und erklärt den „„Herzogsbauer“ für einen Slawen. W.H. 


Als Frucht seiner Vorarbeiten zu einer Untersuchung der Diplome König 
Heinrichs (VII.) veröffentlicht P. Zinsmaier den Text von acht ungedruckten 
Königsurkunden der Stauferzeit. Völlig unbekannt war bisher ein Original aus 
dem HStA. München: Heinrich (VII.) beurkundet den Verzicht Heinrichs von 
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Neifen und Wilhelms von Erringen auf einen dem Augsburger Domkapitel ge- 
hörenden Hof, Augsburg 1231 oder 1232 (Zs. f. Gesch. ORh. N.F. 56, 1943, 
5. 637—644.) G.W.} 

In der Zs. Sav. RG. Kan. Abt. 32 (1943),300—383 und 33 (1944), 56—128 
setzt P.-J. Keßler seine „Untersuchungen über die Novellengesetzgebung Papst 
Innozenz’ IV.“ (vgl. HZ. 166, 634) mit einer zweiten und einem abschließenden 
dritten Teil fort. Er behandelt die Literaturgeschichte der Novellen und analysiert 
die Glossierung der einzelnen Novellensammlungen durch den Kardinal Gottfried 
von Trani, durch Leonhard von Kompostella und andere Glossatoren und gibt ab- 
schließend ein Verzeichnis der verwerteten Handschriften. 


In der Zs. Sav. RG. Germ. Abt. 63 (1943), 214—50 führt E. Wohlhaupter (f) 
seine Untersuchungen über ‚‚Das Privatrecht der Fueros de Aragon“, das um 1247 
von dem Bischof Vidal de Canielles von Huesca verfaßte Gesetzbuch, fort (vgl. 
HZ. 166, 634). Er behandelt in diesem Teil das Bodenrecht und zeigt, daß es auf 
dem germanischen Begriff der Gewere aufgebaut ist. Der Schlußabschnitt (ebd. 64 
(1944), 173—222) ist dem Recht der Schuld und Haftung gewidmet. 

K..Jordan. 


SPÄTERES MITTELALTER 


Zeitschriftenbericht von W. Holtzmann-Bonn, 
Skandinavische Zeitschriften von H. Kellenbenz- Regensburg, 


Theodor Mayer-Edenhauser, Untersuchungen über Anerbenrecht 
und Güterschluß in Kurhessen. (Quellen und Forschungen aus dem Gebiet 
der Geschichte, Band 17.) Prag, Deutsche Ges. d. Wiss. u. Künste 1942 mit 
5 Karten und 3 Karten im Text. 205 S. — Seit etwa anderthalb Jahrzehnten be- 
stand ein lebhafter Streit zwischen der zünftigen rechtshistorischen Forschung, 
die das Anerbenrecht nicht über das Hochmittelalter zurückführen kann, und 
einer mehr rechtspolitischen vor allem durch den Nationalsozialismus ge- 
förderten Richtung, die darin eine altgermanische Erbsitte sehen möchte. 
M.-E., der leider viel zu früh für die Wissenschaft als Leutnant im Osten 
gefallen ist, begnügt sich nicht damit, die beiden verschiedenen Gebiete deutscher 
Erbsitte, die sich keineswegs mit den deutschen Stammesgrenzen decken, seinen 
Forschungen so zugrunde zu legen, wie sie Sering und andere für die Neuzeit 
festgestellt haben, sondern sucht den mittelalterlichen Stand als Ausgangspunkt 
zu gewinnen. Er kommt dabei zu dem Ergebnis, daß die Verschiedenheit der 
Erbsitten keineswegs in dem Familien- und Erbrecht wurzelt, sondern daß sie 
auf Verschiedenheiten des bäuerlichen Besitzrechts zurückgeht, womit zugleich 
auch das Schweigen der mittelalterlichen Rechtsdarstellungen geklärt erscheint. 
M.-E. zeigt darüber hinaus an der Hand von Einzeluntersuchungen aus dem 
Gebiet Kurhessens, wo die Grenzen der beiden Erbrechtsgebiete sich berühren 
und überschneiden, wie die älteren bäuerlichen Erbleihen zu Realteilung führten, 
während die jüngeren und strengeren Leiheformen Güterschluß und damit An- 
erbenrecht zur Folge hatten. Er kommt damit, wenn auch mit neuen und ein- 
dringenderen Mitteln, zu einer Bestätigung der bisherigen rechtshistorischen An- 
nahme, daß das Anerbenrecht erst auf Veranlassung der Grundherren im Hoch- 
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mittelalter eingeführt worden ist. Insbesondere ist das Anerbenrecht den Leihen 
zu Rodungsrecht eigentümlich, wenn auch keineswegs auf diese beschränkt, Die 
Einzeluntersuchungen über die Entwicklung der Grundherrschaften der Deutsch- 
ordenskommende Marburg und einiger benachbarter Klöster, ihre Güterpolitik, 
die Entwicklung der bäuerlichen Hufe und ihre Einzelschicksale lassen auch über 
den engeren wissenschaftlichen Zweck hinaus manche wertvolle Einzelheiten 
erkennen. 
Mainz. E. Molitor. 


Als Ergänzung zu seinem Buche English synodalia (Oxford 1941) macht 
C. R. Cheney in der EHR. 62 (1947) 52—57 aufmerksam auf „the medieval 


statutes of the diocese of Carlisle“. Sie sind eine Wiederholung der etwa 1252 
in Wells erlassenen Synodalstatuten. 


„Quellen zur Geschichte des spätmittelalterlichen Ablaß- und Reliquienwesens 
aus schlesischen Archiven“ mit diplomatischen, rechts- und kunstgeschichtlichen 
Bemerkungen veröffentlicht L. Santifaller in den Mitt. d. österr. Staatsarchivs 1 


(1948) 20—136. Die mitgeteilten Urkunden umfassen die Zeit von 1243—1513, 


L. Reiß, „Studien zur Wirtschafts- und Verfassungsgeschichte des Zister- 
zienserinnen-Klosters Lichtenthal‘ bei Baden-Baden, Zs. f. Gesch. ORh. 57 
(1948) 230—306 beginnt mit einer Erörterung der Gründung bald nach 1242 
und erörtert neben den Besitzverhältnissen und der Wirtschaftsverwaltung auch 
die Patronatsrechte, 


In der Zs. f. schweiz. Gesch. legt in einer sehr ertragreichen Artikelfolge Br. 
Meyer „Studien zum habsburgischen Hausrecht“ vor. Ausgehend von den 
Gründen, die zur „Ermordung (König) Albrechts (I.) in Windisch“ (25, 1947, 
S. 153-176) führten, verfolgt er das Recht des „„Lehen zur gesamten Hand“, das 
schon bei der „habsburgischen Linientrennung von 1232/39“ maßgebend war 
(27,1947,S.36-60). „Das Ende des Hauses Kiburg“ (27, 1947, $.273-323) 
schildert den letzten Kiburger Grafen als Verfechter desselben Prinzips, dessen 
Geltung dann in den Linien „Habsburg-Laufenburg und Habsburg-Österreich“ 
(28, 1948, S. 310-343) bis ins 14. Jh. und darüber hinaus verfolgt wird. W.H. 


K.O. Müller macht „Eine unbekannte Steuerliste aus der östlichen Baar 
um 1280 bekannt, die die Orte Möhringen, Tuttlingen a. D., Spaichingen, Tros- 
singen, Tuningen, Hausen, Oberflacht, Mühlhausen im Mühlbachtal, Talheim 
am Lupfen und Liptingen umfaßt, und identifiziert sie in scharfsinniger Beweis- 
führung als eine Steuerliste des Landgrafen in der Baar, Konrad von Wartenberg 
(Zs. f. württ. Landesgesch. VI. 1942, 279-304). H.M. 


„Een document betreffende Mechelche handelaars in gebreke van betaling op de 
armarkten van Champagne en Brie“ aus dem Jahre 1293/4 veröffentlicht P. de 
Vroede in Bull. de la comm. royale 111 (1946) 1-20. W.H. 


Jordani de Saxonia, ord. Eremit. S. Aug., Liber vitas fratrum, edd. 
Rudolph Arbesmann and Winfrid Hümpfner. New York, Cosmopolitan 
Science and Art Service 1943. 548 S. — Jordan von Sachsen oder von Quedlin- 


burg, dessen Leben und Wirken A, in der Einleitung schildert, beschreibt im 
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Reformation und Gegenreformation 
002° VOHGNEEMIFeu suisses. ar 


14. Jahrhundert das Leben seiner Mönchsbrüder und verrät hierbei stilmäßige 
Abhängigkeit von Caesarius von Heisterbach. Wegen Vernachlässigung der 
Chronologie ist der Liber von geringem geschichtlichem Wert. Dieser Edition, 
die die erste überhaupt ist, dienten 14 Hss. als Vorlage. E.Schieche, 


]J.F. Niermeyer handelt unter reichlicher Mitteilung des bezüglichen Akten- 
materials über „een vijftiende-eeuwsche handelsoorlog: Dordrecht contra de 
bovenlandse steden, 1442— 1445“, in den Bijdr. en mededel. van het hist. genoot- 
schap te Utrecht 66 (1948) 1—59. Es handelt sich um einen wegen des Dord- 
echter Stapelrechts ausgebrochenen Konflikt mit Köln, Duisburg, Wesel, Nim- 
wegen u.a. und hauptsächlich um die Weinausfuhr. W.H. 


K.Hagnell behandelt in (Sv) Hist. Tidskr. 1943, H.2, S. 186 bis 202 das 
Verhältnis Sten Stures des Älteren zum Nöteborgvertrag, dem Vertrag vom 
12.8. 1323,der das Verhältnis zwischen Schweden-Finnland und seinem östlichen 
Nachbarn regelte. Die Originalurkunde ist wahrscheinlich beim Stockholmer 
Schloßbrand 1697 vernichtet worden. Es gibt 2 Gruppen von Abschriften, von 
denen die eine auf eine Fälschung zurückgeht. Vf. nimmt den Spätherbst 1496 
(also unter Sten Sture d. Ä.) als Zeitpunkt der Fälschung an. H.K. 


REFORMATION UND GEGENREFORMATION (1500—1648) 


Zeitschriftenbericht von H.Born kamm-Heidelberg. 
Skandinavische Zeitschriften von H. Kellenbenz-Regensburg. 


„Luthers weltgeschichtliche Bedeutung“, die aus dem Gewissenskampf eines 
Einzelnen erwächst und die politischen Spannungen der Zeit für mehr als ein 
Jahrhundert unter das Gesetz der religiösen Frage beugt, beschreibt H. Heimpel 
mit einprägsamen Formulierungen in vierfacher Richtung: (Die Sammlung 1, 
1946. 554-572): 1) Luther schuf die typisch protestantische Welt des Gewissens 
und des Arbeitsethos und wurde zugleich Anlaß zur Erneuerung des Katholi- 
zismus. 2.) Die politische Wirkung der Reformation spaltet sich in das lutherisch- 
deutsche „Pathos des Gehorsams“‘ und das calvinistisch-westeuropäische „Pathos 
der Freiheit‘. 3.) Luther bringt eine neue Verchristlichung der Welt und 4.) eine 
Verweltlichung des Christentums; beides wirksam im Geist des deutschen Idealis- 
mus, der ohne Luther und seine Bibel nicht zu denken ist. 


G. Ritters packender Gedächtnisaufsatz zu Luthers 400. Todestag am 18.2. 
1946 „Luthertum, katholisches und humanistisches Weltbild“ (Zeitwende 18, 
19467, S.65-84) erweckt mit seiner Erinnerung an Treitschkes Festrede von 
1883 einen starken Eindruck von den Veränderungen, die sich im geistigen Le- 
ben und der Frage nach dem Wesen der Reformation seitdem vollzogen haben. 
Statt auf ihre Kulturwirkungen richtet R. den Blick auf ihren religiösen Kern, 
auf die Erfahrung des verborgenen Gottes, die Luther nicht mit der mensch- 
lichen Vernunft in ein System des „wissenden Glaubens“ wie im katholischen 
Weltbild zusammenfügt, sondern in „glaubendem Nichtwissen“ aushält und aus 
der er ein illusionsloses Bild vom Menschen und den Antrieb für die Umgestal- 
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tung der Welt gewinnt. Die viel mißverstandene Formel von der Scheidung des 
weltlichen und geistlichen Reichs ergänzt R. richtig dahin:, ‚Niemand hat ande. 
terseits so radikal wie er die beiden Reiche in eins gesetzt.“ 


Archiv f. Ref. gesch. 40.1943: Oskar Thulin „Volkstum und Völker in 
Luthers Reformation“ ($. 1-30) zeigt die Wirkungen der an sich unpolitischen, 
christlichen und politischen Bereich unterscheidenden Verkündigung Luther 
auf das deutsche Volks- und Nationalbewußtsein, auf die Bewahrung des Volks. 
deutschtums und die übervölkische Gemeinschaft, die aus der Reformation er- 
wuchs. — Als Vorabdruck aus einem damals am Erscheinen verhinderten, 1948 
erschienenen Buche ‚Luther und das Alte Testament“ gibt H. Bornkamm: 
„Studien zu Luthers Anschauungen des A. T.“ (S. 30-62): I. das A. T. als Spiegel 
des Lebens, und zwar des politischen wie des Glaubenslebens, namentlich der 
Propheten; II. das A. T. als Kunstwerk, als das es Luther lange vor Herders be- 
rühmten Abhandlungen empfunden und mit dichterischer Kraft beschrieben 
hat. - A. Jegel veröffentlicht auf G. Ritters Anregung ein von H. v. Schubert 
entdecktes ungedrucktes Gutachten Andreas Osianders „Wie ein weltlich Re- 
giment auß Vermög heiliger göttlicher Schrift gestellt sein soll“ (1525), eine seel- 
sorgerliche Vermahnung an den Nürnberger Rat, sein Amt in der Verantwortung 
vor Gott zu führen und sich vor Uneinigkeit zu hüten. Konkrete politische Fragen 
werden nicht berührt (S. 62-72). - „Lebensordnungen des reformierten Kirchen- 
tums von Zwingli bis Calvin“ überschreibt G. Ritter seine eingehende Wür- 
digung von W. Köhlers bedeutsamem Werk, Zürcher Ehegericht und Genfer 
Konsistorium (II 1942) und bemüht sich, die Diskussion von der durch U, Stutz 
in seiner Besprechung des 1. Bandes (Zs. d. Savigny-Stiftung, kan. Abt. 22,193, 
S. 288 ff.) gestellten formalrechtlichen Frage, ob das Zürcher Ehegericht und 
seine Nachfolger mehr kirchlichen oder mehr weltlichen Charakter getragen haben, 
auf das historische Problem hinüberzulenken, wie es kam, daß sich die schwei- 
zerisch-süddeutschen Theologen von der lutherischen Linie weg in eine Ent- 
wicklung drängen ließen, die mit dem „Papsttum“ Calvins endete ($.72-89). - 
„Ein früher Vorläufer des Lazarus Schwendi“ ist nach A. Jegel der Artillerie- 
general Michel Ott von Echterdingen mit der hier aus einer Handschrift des Germ. 
Museums in Nürnberg veröffentlichten Einleitung seines „‚Kriegsbuches“, einem 
höchst interessanten Plan zur Adels- und Reichsreform (1526): straffe Zentnl- 
gewalt, gestützt auf ein mächtiges, vom Adel, der damit zu seinem kriegerischen 
Ursprung zurückkehrt, geführtes Reichsheer; die Kosten sollen durch Säkulari- 
satiori des geistlichen Besitzes aufgebracht werden. Eine Lebensgeschichte des 
Michel Ott aus Innsbrucker u.a. Akten wird vorausgeschickt ($. 89-171). - 
W. Wiswedel beschreibt kurz zusammenfassend die alten Täufergemeinden und 
ihr missionarisches Wirken, I: die Gemeinden, ihre Ordnungen und Ämter ($. 183 
bis 200). - H. Tilemann zeichnet, ohne neue Probleme zu stellen, ein anschau- 
liches Porträt des lutherischen Staatsmannes und Historikers V. L. von Secken- 
dorf ($.200-220). - Die Lieder des Reformators in Riga, Andreas Knopken, 
würdigt W. G. von Schnakenburg in ihren Beziehungen namentlich zur Theo- 
logie Melanchthons und druckt eine Auswahl ab ($. 221-246). - W. Köhler (f) 
setzt seinen ausgezeichneten Bericht über das Täufertum in der neueren kirchen- 
historischen Forschung fort (III): von Süddeutschland bis zum Nord- und Ost 
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wersum und zu den Mennoniten in Rußland; einiges zur "Theologie der Täufer 
6. 246-270). 

Arch. f. Ref. gesch. 41, 1948 H. 1/2 enthält: W. P. Fuchs, Bayern und Habs- 
burg 1534-1536 (S. 1-32), eine vorzügliche, aus den Akten der Münchener und 
Marburger Archive gearbeitete Darstellung der verschlagenen Politik des baye- 
schen Kanzlers Eck „eines der wenigen Staatsmänner von machiavellistischem 
Zuschnitt im Deutschland der Reformationszeit.‘‘ Die - zunächst unter stillschwei- 

jer Duldung Bayerns eingeleitete - Rückführung Herzogs Ulrich nach Würt- 
temberg 1534 wird für die bayerische Politik Anlaß zu einer Reihe von Bündnis- 
verhandlungen und abenteuerlichen Kriegsplänen, die aber an dem Wunsch des 
Kaisers, während des Ringens mit Frankreich den Frieden in Deutschland zu 
wahren, scheitern. Immerhin werden die ersten Beziehungen für einen späteren 
Präventivkrieg gegen die Protestanten geknüpft. - H. Bornkamm, Studien 
zu Luthers Anschauung vom Alten Testament II (S. 32-58) schildert die durch- 
greifende Verchristlichung des alttestamentlichen Gedankenguts in Luthers Bibel- 
übersetzung. - H. Nebelsieck, Ein fürstlicher Laientheologe des 16. Jahr- 
hunderts (S. 58-93), analysiert die in einer Handschrift der Fürstl. Bibl. in Arolsen 
erhaltenen Erklärungen biblischer Sprüche durch den Grafen Wolrad II. von 
Waldeck. - H. Bornkamm, Das Ringen prot. Motive in der sächsischen Kir- 
chenverfassung (S. 93-115): Die Reformation des Herzogtums Sachsen seit 1539 
hat die einzigartige Bedeutung, daß sich in ihr als einer Spätreformation bereits 
verschiedene Linien der evang. Verfassungsbildung überschneiden: der von der 
Schweiz und Oberdeutschland kommende, durch Hessen vermittelte Ältesten- 
und Kirchenzuchtsgedanke und die Wiedererrichtung eines evangelischen Bi- 
schofsstandes. In beiden Motiven steckten Elemente aus Luthers Kirchenbe- 
gif. Sie haben sich aber im Ringen der Kräfte in den 40er Jahren gegenseitig 
völlig gelähmt, so daß nach dem Schmalkaldischen Kriege und dem Tode des 
Kurfürsten Moritz zwangsläufig der Typus der landesherrlichen Behördenkirche 
erwuchs, der ursprünglich keineswegs die einzige Möglichkeit lutherischer Kir- 
chengestaltung war. - W. Wiswedel, Die alten Täufergemeinden und ihr mis- 
sionarisches Wirken III (S. 115-132) schildert die Ausrüstung, Ordination, Aus- 
sendung, Leidensbewährung der Täuferprediger. - Der verstorbene Heidelberger 
Neutestamentler Martin Dibelius enthüllt in feinsinniger Weise das Ineinander- 
greifen von „Individualismus und Gemeindebewußtsein in Joh. Seb. Bachs 
Passionen“(S.132-152). Bach steht damit auf der Grenze zwischen lutherischer Or- 
thodoxie und Pietismus und spiegelt überhaupt die Verbindung von persönlicher 
Aneignung und gemeinsamem Glaubensbesitz als Wesen der prot. Frömmigkeit 
wwvergleichlich wieder. — Wilh. Benkert behandelt (S. 145—163) nach Würz- 
burger Akten den Streit zwischen dem Neumünsterstift in Würzburg und Florian 
Geyer 1515 um die Gült von 5% Huben in Giebelstadt, der mit dem Freispruch 
zugleich aber der Exkommunikation Geyers endete. Sie mag bei seiner Beteili- 
gung am Bauernaufstand mitgewirkt haben. Erst 1563 kam es zwischen seinen 
Erben und dem Stift zu einer gütlichen Einigung. Nach dem Aussterben der 
Geyer 1708 fielen die Lehengüter der Propstei Neumünster heim (bis zur Säkulari- 
“tion 1802). — W. Köhler (}) beendet (S. 164—186) seinen kritischen Literatur- 
bericht über das Täufertum in der neueren kirchenhistorischen Forschung: 
IV. Die Spiritualisten (von Seb. Franck bis zu Acontius und den Quäkern). — 
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Buchbesprechungen (darunter G. Ritter über Ad. Herte, Das kath. Lutherbik 
im Bann der Lutherkommentare des Cochläus, 3 Bde. 1943). 


„Die Vorlagen zu Luthers Übersetzung des Neuen Testaments“ untersuch 
H. Bornkamm Theol. Lit. Ztg. 72, 1947 (Sp. 23—28): 1. Die Nachprüfung 
größerer Textzusammenhänge zeigt ein ständiges, kompliziertes Ineinanderspielkn 
von Urtext, Vulgata und der lateinischen Übersetzung des Erasmus in seiner 
Ausgabe des NT.; die Zurückdrängung des griechischen Textes durch Dibbel 
(vgl. HZ. 167, 410) ist stark übertrieben. 2. Die umstrittene Frage nach der 
Benutzung der deutschen Zainerbibel ist gegen Roethe und Freitag (Luther WA, 
Deutsche Bibel 6 und 7) zu verneinen. Berührungen mit den spätmittelalterlichen 
Vorläufern entstammen nicht literarischer Abhängigkeit, sondern der lebendigen 
Kirchensprache. 


Eine für das historische Verständnis des Gegensatzes zwischen Reformation 
und Täufertum wertvolle knappe Darlegung von Luthers Anschauung über die 
Kindertaufe gibt P. Althaus (Theol. Lit. Ztg. 73, 1948, Sp. 705—714). 


Als mittleren Weg zwischen katholischer, lutherischer und täuferischer An- 
schauung versteht sich die vonH. Urner beschriebene Tauflehre Casp. Schwenck- 
felds (Theol. Lit. Ztg. 73, 1948, Sp. 329—342). Schw. beruft sich auch den 
Reichsgesetzen gegenüber darauf, daß seine Anhänger die Kindertaufe nicht 
verwerfen, sondern sie wie die Taufe überhaupt nur für unwesentlich halten 
gegenüber der Geistestaufe, der Wiedergeburt, was ihn erneut als einen der 
Väter des Pietismus bestätigt. 

Eb. Teufel setzt in Theol. Rundschau N. F. 17, 1948, 161—181 seinen 
Bericht „Täufertum und Quäkertum im Lichte der neueren Forschung“ for: 
VII. Neuere holländische Literatur. Zusammen mit dem Bericht von W. Köhler 
in Arch. f. Refgesch. 37, 38, 40 und 41 ist der Forschung damit eine umfassende 
Orientierungshilfe geboten. 

K. Goldammer ‚‚Neues zur Lebensgeschichte und Persönlichkeit des Theo- 
phrastus Paracelsus“ (Theol. Zs. 3, 1947, 191—221): 1. Die Selbstbezeichnung 
Hohenheims „Doktor der hl. Schrift“ ist kein Universitätstitel, sondern Ausdruck 
der apostolischen Wanderpredigt, zu der er sich seit etwa 1530 berufen fühlt. 
2. Aus ihr leitet er auch seine Bestimmung zum chelosen Leben ab. 

„Neue Funde zum Lebenslauf des Coppernicus“, die H. Schmauch (Zs. £, 
d. Gesch. u. Altertumskunde Ermlands 28, 1. 1943, S. 53—99) vorlegt, beweisen 
u. 2.: C. ist nicht in Leslau zur Schule gegangen, hatte neben seinem Frauenburger 
Kanonikat auch ein solches in Breslau inne, ist vor März 1520 nach Allenstein 
übergesiedelt; neues Material über seine ärztliche Tätigkeit. Im Anfang 28 new 
Urkunden, darunter 5 Briefe der ermländischen Domherrn aus Allenstein an 
Bischof Fabian von der Hand des C. aus dem Jahre 1520. — Im selben Heft 
berichtet E. Brachvogel über die Domburg in Frauenburg zur Zeit des C 
($.42—46) und über einige Gegenstände aus dem Nachlaß des C., vor allem seine 
Sonnenuhr ($.47—52). Dem C.- und Ermlandforscher Br. widmet Fr. Buch- 
holz einen Nachruf mit umfassender Bibliographie ($. 1—41). 

H. Bornkamm, Kopernikus im Urteil der Reformatoren (Arch. f. Ref. 
gesch. 40, 1943, S. 171—183): Von Luther gibt es nur eine Gelegenheit 








—_ 


'h. Lutherbil 





z“ un 

Nachprüfung 
nanderspielen 
nus in seiner 
urch Dibbek 
age nach der 
Luther WA, 
telalterlichen 
t lebendigen 


Reformation 
ıng über die 
714). 

'erischer An- 
>. Schwenck- 
-h auch den 
rtaufe nicht 
ıtlich halten 
s einen der 



























-181 seinen 
hung“ fort: 
ı W, Köhler 
umfassende 








t des Theo- 
’ezeichnung 
n Ausdruck 
rufen fühlt, 









ıch (Zs. £, 
t, beweisen 
auenburger 

Allenstein 







ng 28 neue 
enstein an 
elben Heft 
‚eit des C, 
allem seine 
r. Buch- 












-h. f. Ref, 
egenheits- 












Reformation und Gegenreformation 431 
iin eneeisengemimEniIere sende innere nein 


jußerung bei Tisch, die erst 1566 veröffentlicht wurde; A. Osiander hat das große 
Werk des K. zum Druck gebracht und ihm auch mit seiner umstrittenen Vorrede 
gur nützen wollen; Melanchton hat als Aristoteliker die kopernikanische Lehre 
abgelehnt, aber ihre Verbreitung nicht verhindert; Cruciger hat ihn hochgeschätzt, 
Von einer Bekämpfung durch die Häupter der Reformation kann keine Rede sein 


H. B. 


P.E. Hansen, Povl Helgesens historiske Forfatterskab. Kopenhagen, 
Munksgaard 1943. 1975. Der temperamentvolle Verfechter des Katholizismus 
in Dänemark P. Helgesen hinterließ 2 historische Arbeiten, eine Königschronik 
und die sog. „Skibykrönike“. Die letztere wurde zum erstenmal 1773 von Lange- 
bek in Scriptores Rerum Danicarum II herausgegeben. Langebek war auch der 
erste, der sie Helgesen zuwies. Engelstoft hat dann die methodische Forschung 


‘ über die Chronik eingeleitet (in Nyt Hist. Tidsskr. 2. Bd.), C. Paludan-Müller 


siefortgeführt. 1886 schrieb A. D. Jörgensen auch die Chronik von den dänischen 
Königen bis einschließlich Christian II., die 1595 (versehen mit einer Fortsetzung 
bis Christian IV.) von E. Lindenbruch unter dem Titel „‚Compendiosa et succincta 
egum Daniae historia“ herausgegeben worden war, Helgesen zu. Die Skiby- 
krönike wurde dann von Rördam in seinen Monumenta und zuletzt im 6. Bd. der 
Schriften von Paulus Helie (besorgt von Danske Sprog- og Litteraturselskab) 
wieder herausgegeben. Das Leben Helgesens (lat. Paulus Heliae) wurde 1893 
vom Jesuiten L. Schmitt behandelt, und im Entstehen begriffen ist eine neue 
Biographie von J. ©. Andersen, von der erst ein Band erschienen ist. Vf. sucht 
die Skibychronik als eine zwischen 1534 und 1535 niedergeschriebene Bearbeitung 
eines „Jahrbuchs“‘ des Kanonikus Henriksen nachzuweisen. Helgesen habe zudem 
sine Auskünfte von den Mitgliedern des mächtigen Geschlechts der Bille (bes. 
von Ove Bille) bezogen und dazu seine eigenen höchst subjektiven Kommentare 
geliefert, die ein so treffliches Zeugnis abgeben über die Stimmungen der Katho- 
liken in Dänemark in der Zeit unmittelbar vor der Reformation. Wir verweisen 
af die umfangreiche Kritik J. O. Andersens zu dieser Untersuchung Hansens 
in (Dansk) Hist. Tidsskr. 11.R. I, 1944, 1—149 (Skiby Krönikens Kildeforhold og 
Affattelsetid). Andersen erbringt einen ausführlichen Nachweis dafür, daß das 
„Jahrbuch“ Helgesen nicht erst im Spätjahr 1534 zugestellt und die Chronik 
unmöglich erst 1534/35 ausgearbeitet worden sein kann. A. ist ferner der Ansicht, 
daß er eine Reihe von Indizien erbracht habe, die beweisen, daß das Jahrbuch 
ttsichlich von Helgesen selbst stammt und daß Hans Henriksen nur eine Ab- 
schrift davon anfertigte. Eine besondere Untersuchung über die Verfasserschaft 
&s Jahrbuchs soll noch folgen. 
Regensburg. H. Kellenbenz. 


K-E.Wikholm, KällkritiskastudiertillGustavVasatidenshistoria. 
Uppsala, Almquist & Wiksells 1942. VIII, 138 S. Vf. beginnt mit einer quellen- 
ktitischen Untersuchung der schwedischen Reichsregistratur z.Z. Gustav Wasas, 
beschränkt sich aber auf den ersten Band (März—Dez. 1542). In einer zweiten 
unfangreicheren Studie wird die Handschrift D 481 der Königlichen Bibliothek 
it Stockholm als Abschrift einer bisher unbeachteten und zwar von der Hand 
Beder Swarts stammenden Gustav-Wasa Biographie festgestellt. 
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A.Friis, Rigsraadet og Statsfinanserne i Christian III.s Regeringstid, (Dansk) 
Hist. Tidsskr. 10. R. VII, 1942—44, S. 1—140. Im Mittelpunkt dieser Untersu- 
chung stehen die Rentmeister Joachim Beck und Eskil Oxe, sowie Peder Oxe, 
die unter des letzteren Führung erfolgte Vermittlung zwischen den Albertinern 
und Ernestinern, die im Februar 1554 zum Naumburger Vergleich führte, und 
das Darlehen von 50000 Talern, mit dem Dänemark im März 1554 Kursachsen 
zu Hilfe kam. Zum Schluß beschäftigt sich Vf. mit dem Sturz Peder Oxes, seiner 
Flucht (1558) und seiner Rückberufung unter Friedrich II. mit besonderem Hin- 
blick auf seine finanzielle Tätigkeit und Lage. 1559 wurde Oxes Vermögen 
auf 60000 Taler angesetzt. Bemerkenswert sind die Nachrichten über die finan- 
ziellen Beziehungen Dänemarks zum Kieler Umschlag, doch hätten diese noch 
klarer herausgearbeitet werden sollen. 

Die lothringische Politik während des Siebenjährigen Nordischen Krieges 
war in letzter Zeit mehrfach Gegenstand von Untersuchungen nordischer Histo- 
riker (P. Colding auf dänischer und I. Andersson auf schwedischer Seite). Colding 
greift das Thema in (Dansk) Hist. Tidsskr. 10. R. VII, 1942—44, S. 608—63% 
wieder auf (Danmark-Lothringen 1565—66 og Peder Oxes Hjemkomst.) H.K. 


H. Petrini, Källstudier till Erik XIV:s och Nordiska Sjuärskrigets 
historia. Lund und Kopenhagen, Gleerup 1942, VI, 385 S. — Vf. untersucht auf 
breiter Grundlage die über die Zeit Erichs XTV., besonders über den Nordischen 
Siebenjährigen Krieg vorliegende zeitgenössische Literatur. Mehr als die schwe- 
dischen und dänischen Quellen an sich (seien es die Chroniken oder die grobtenden- 
ziösen Anklageschriften gegen Erich) interessiert hier, welchen Widerhall die dama- 
ligen nordischen Ereignisse an der südlichen Ostseeküste, im Reichsgebiet, gefun- 
den haben, wie weit der Norden in das festländische Weltbild hereingetreten ist. 
Namentlich die Zeitung und die auf ihr zum guten Teil aufbauende Chronik 
stehen uns zu diesem Zweck zur Verfügung. Der skandinavische Norden, seit 
der Reforınation an den protestantisch gewordenen Teil des Festlandes näher 
herangerückt, erweckte noch größere Aufmerksamkeit seit dem Ausbruch des 
Nordischen Siebenjährigen Krieges, des ersten größeren Krieges, den der Norden 
in der Neuzeit erlebte. 

Dietramszell. H. Kellenbenz. 

E. F. Heckscher beleuchtet in (Sv.) Hist. Tidsskr. 1942, 170186, die 
Vorzüge und Nachteile der nun abgeschlossen vorliegenden „Tabeller over 
Skibsfart og Varetransport gennem Öresund“ (von Nina Ellinger Bang und 
Knud Korst) und bringt gleichzeitig eine wertvolle Zusammenstellung und 
Beurteilung der über die Sundzolltabellen erschienenen Literatur (besonders das 
Werk von A. E. Christensen, Dutch Trade to the Baltic about 1600. Studies in 
the Sound Toll Register and Dutch Shipping Records, Kopenhagen 1941, wird 
darin hervorgehoben). H.K, 


ZEITALTER DES ABSOLUTISMUS (1648—1789). 


Skandinavische Zeitschriften von H. Kellenbenz- Regensburg, 


Hermann Kellenbenz, Holstein-Gottorff, eine Domäne Schwedens. Ein 
Beitrag zur Geschichte der norddeutschen und nordeuropäischen Politik 1657 bis 
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1675. Leipzig, S. Hirzel 1940. XII, 244 $. — Kellenbenz behandelt im Anschluß 
an Ludwig Andresens Studien zur Geschichte und Wirtschaft des Gottorfer 
Herzogtums (1928) die Gottorfer Außenpolitik insbesondere in ihren Beziehungen 
m Schweden vom Jahre 1657, in dem zuerst das Herzogtum ein engeres Abkom- 
men mit der nordischen Großmacht schloß, bis zum völligen Zusammenbruch 
im Rendsburger Rezeß und dem Ausbruch des Krieges 1675 auf Grund der zer- 
streuten archivalischen Quellen — namentlich in Kiel (jetzt wieder Schleswig), 
Kopenhagen und Stockholm — und der Literatur. Es gelingt ihm, ein geschlosse- 
nes Bild zu geben. Das Ziel der Gottorfer Herzöge war die Souveränität über 
Schleswig. Neben der Politik wird die Verfassung des kleinen Staatswesens be- 
handelt. — Eine Fortsetzung der Arbeit ist geplant (S. XI). Das rechtfertigt die 
von W, Carstens beanstandete kurze Einleitung über die Personalunion zwischen 
Schleswig-Holstein und Dänemark und die Anfänge des gottorffisch-dänischen 
Gegensatzes (Zeitschrift für Schleswig-Holsteinische Geschichte, Bd. 69, 1941, 
$,402); die Einleitung ist natürlich nicht mit Hilfe des Grundrisses von O. Brandt 
geschrieben. 
Rendsburg. Th. ©. Achelis. 


]J. Roseen, Skänska privilegie-och reduktionsfrägor 1658—1686. 
Studier rörande Karl XII:s skänska räfstepolitik och Skänes försvenskning 
(= Skrifter utg. av kungl. Human. Vetenskapssamfundet i Lund. XXXVII). 
Lund 1944. In dieser Arbeit wird das bisher von der Forschung etwas ver- 
nachlässigte Fragengebiet der „Reduktion“ der schonischen Adelsgüter bzw. 
der „Einschwedung“ Schonens gründlich untersucht. Verf. legt dabei besonderes 
Gewicht auf die Bedeutung der Tätigkeit Johan Gyllenstiernas in Südschweden. 
Als Gyllenstierna 1679 den Posten des Generalgouverneurs über die schonischen 
Landschaften übernahm, setzte eben die erwähnte konsequentere Einschwedungs- 
bzw. Reduktionspolitik ein. Verf. sucht dabei die Tätigkeit Gyllenstiernas in den 
großen politischen Rahmen einzufügen. G. Clemensson hat 1938 (Flottans för- 
lägening till Karlskrona, Uppsala 1938) die Verlegung der schwedischen Flotte 
vom Kalmarsund nach dem neuen festen Flottenstützpunkt Karlskrona in Zu- 
sammenhang gebracht mit Eroberungsabsichten an der deutschen Ostseeküste. 
Verf.schließt sich Clemenssons Ansicht an und meint, daß die Politik des Gene- 
talgouverneurs gegenüber dem schonischen Adel und den schonischen Gütern 
nur ein „Detail in seinem politischen System“ war. Mit Hilfe der Domänen, 
die durch eine umfassende Reduktion von Adelsbesitz geschaffen werden sollten, 
sollte Schonen in guten Verteidigungszustand gesetzt werden. Aber nicht nur 
dies, Von Schonen aus sollte ein „Offensivkrieg über das Meer“ ermöglicht 
werden. Gylienstierna habe auf diese Weise Karls X. Gustav „offensive deutsche 
Pläne“ wieder aufnehmen wollen. Die politischen Pläne Gyllenstiernas sind 
ein häufig diskutiertes Thema der schwedischen Geschichtsforschung. $. Grauers 
verhält sich in seiner Rezension der Arbeit Roseens ((Sv.) Hist.Tidskr. 64, 1944, 
$. 168—174) kritisch zu diesen Eroberungsplänen. Man arbeite da mit noch 
zuviel Unbekannten. 


E. Blix, Stattholderskap og Slottslov 1699—1722, (Norsk) Hist. Tidsskr. 33, 
1943/45, 337—371. Verf. beschäftigt sich mit der Regierungskommission, die 
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König Friedrich IV. von Dänemark 1704 für Norwegen einsetzte, nachdem die 
von ihm zuerst versuchte Trennung zwischen höchster ziviler und militärischer 
Gewalt (seit 1572 waren diese beiden Gewalten im Amt des Statthalters vereinigt) 
einen klaren Mißerfolg gezeigt hatte. Doch betont Verf., daß neben dieser Kom- 
mission entgegen der bisher allgemein üblichen Meinung das Vizekönigtum 
nicht abgeschafft wurde, daß also in der Folgezeit Norwegen von zwei Insti- 
tutionen mit nahezu identischen Kompetenzen regiert wurde. Die Kommission 
bestand bis 1722, um dann wieder von der Einrichtung eines Vizekönigs allein 
abgelöst zu werden. 


In (Sv.) Hist. Tidskr. 1942, S. 14—53 setzt K. Kumlien seine Untersuchung 
über die Beziehungen Großbritanniens zu Schweden während der orientalischen 
Krise 1783/4 fort, vgl. (Sv.) Hist. Tidskr. 1941. H.K. 


NEUERE GESCHICHTE (1789—1870) 
Zeitschriftenbericht von Th. Schieder-Köln. 
Skandinavische Zeitschriften von H. Kellenbenz- Regensburg. 


Herbert Seidler, Jakob Philipp Fallmerayers geistige Entwick- 
lung. Ein Beitrag zur deutschen Geistesgeschichte des 19. Jahrhunderts. (Vor- 
gelegt von Herrn F. Dölger am 8. Juli 1944.) München, Biederstein Verlag 1947. 
159 S. (Abh. Bayer. Akad. Wiss., Phil.-hist. Kl., N. F., Heft 26. 1947.) — Wer 
sich mit Geschichtsdeutern der die Gegenwart bestimmenden ost-westlichen 
Gegensätze beschäftigt, wird nicht an der reizvollen Gestalt des ‚„‚Fragmentisten“ 
vorbeigehen können, dessen Lebenswerk um das Thema „Morgenland und 
Abendland“ kreiste. Eine zureichende Gesamtwürdigung der Persönlichkeit 
Fallmerayers und seiner wissenschaftlich-publizistischen Wirksamkeit stand bisher 
noch aus. Seidlers geistesgeschichtliche Biographie will in dem vorliegenden Bd. 
den Werdegang Fallmerayers aufzeigen. In einem 2. Teil sollen, wie Vf. ver- 
spricht, F.s. „Wirkung in der Zeit und das allgemeine Bild seines Wesens“ er- 
örtert werden. Man sagt wohl nicht zuviel, wenn man die Hoffnung ausspricht, 
daß mit dem Abschluß des 2. Teils die bestehende Lücke voll ausgefüllt sein wird. 
Seidlers Arbeit, deren Fundierung auf das’Vorbild Nadlers und Rothackers hin- 
weist, hat das Quellenmaterial in bisher nicht erreichtem Umfang ausgeschöpft. 
Von größeren Beständen blieb Vf. lediglich der Ansbacher Nachlaß vorenthalten. 
In straffer Komposition wird ein lebendiges Bild der geistigen Welt F.s gezeichnet, 
die volkstümlichen Grundlagen und das politische Milieu sind nicht minder trefl- 
sicher erfaßt. Als wichtigste Caesuren setzt Vf. die Jahre 1830 (Erscheinen von 
Morea I — Ausklang der Landshuter Tätigkeit) und 1849 (die politische Kata- 
strophe). Die Zusammenfassung der Ergebnisse betont mit Recht die starke 
Strukturverschlingung im Gedankengefüge des Fragmentisten. Vf. läßt das ver- 
wirrend reiche Bildungspanorama des Vormärz wie der Jahrhundertmitte sich 
in Fallmerayers Persönlichkeit spiegeln; daß er in gleichem Maße auch auf die 
Individualität des Tiroler Gelehrten eingeht, sein Naturell, seine komplizierte 
Seelenverfassung sichtbar macht, vervollkommnet die biographische Qualität 
der Arbeit. Als gewissenhaft besorgte Anhänge sind eine Übersicht über F.s Leben 
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und eine ausführliche Schriftenkunde beigegeben. Mißverständlich ausgedrückt 
sind zwei Angaben zur bayer. Geschichte: $.23 Hormayrs Preßgesetzentwurf 
kann nicht unmittelbar mit dem Aufstieg des politischen Katholizismus in Ver- 
bindung gebracht werden und S. 36: Auf Abel folgt Maurer, erst nach diesem 
Wallerstein. 

München. Gollwitzer. 


Unter dem Titel „Die Auswirkungen der deutschen Demagogenverfolgungen 
in der Schweiz“ untersucht Ernst Brand (Basler Zeitschr. für Gesch. u. Alter- 
tumsk. 47,1948) nach ungedruckten Quellen die diplomatischen Verwicklungen, 
die durch Auslieferungsforderungen deutscher Regierungen an Schweizer Be- 
hörden (u. a. von Adolf Follen) entstanden. 


Edgar Bonjour würdigt in einer Säkularbetrachtung über den Schweizer 
Sonderbundskrieg von 1847 vor allem die leitenden Persönlichkeiten der beiden 
Parteien Dufour und Johann Ulrich von Salis-Soglio (Schweizer Monatsh. 27, 
Nov. 1947, „Der Sonderbundskrieg“). 


Mit „Friedrich Rohner u. seinem Kreis‘ befaßt sich Alfred Otto Stolze in 
„Geistige Welt‘ II, Febr. 1948 in der Absicht, durch „die Beschwörung seiner 
seltsamen Gestalt psychologisch einen Blick zu tun in die seelische Verfassung 
nicht nur des Deutschlands von damals, sondern vielleicht eines bestimmten Teiles 
deutscher Wesensart überhaupt, soweit sie sich dem Komplex Politik gegenüber- 
gestellt sieht.“ Th. Sch. 


In Hist. Tidskr. f. Finland 27, 1943, S. 1—35, befaßt sich L. Krusius-Ahren- 
berg mit der Stellung Rußlands zum Skandinavismus und der Schleswig-Hol- 
steinischen Frage (Skandinavismens inställning till den slesvig-holsteinska frägan 
och RyBlands hällning till bägge vid det dansk-tyska krigets utbrott). H. K. 


Mit Hilfe unveröffentlichter Quellen zur Geschichte Gladstones untersucht 
A.F, Thompson die Frage, wieweit die englischen Liberalen bei den allgemeinen 
Wahlen von 1868 über eine zentrale Parteiorganisation verfügten und welche 
Rolle sie spielte. („„Gladstone’s Whips and the General Election of 1868“ EHR. 
LXII, April 1948.) 


Zu einer positiven Würdigung der Bismarckschen Politik kommt Leon- 
hard von Muralt in seinem Aufsatz über „Bismarcks Reichsgründung* 
(Schweizer Monatsh. 26, Sept. 1946, als selbständige Schrift erschienen in der 
Schriftenreihe Lebendige Wissenschaft, Heft 4, Stuttgart, Kreuz-Verlag, 1947. 
24 S.) Vf. geht aus vom Sieg des Hegelschen Staatsdenkens in der Paulskirche 
und im preußischen Verfassungskonflikt der 60er Jahre gegenüber den natur- 
techtlich-liberalen Grundanschauungen Westeuropas. Das deutsche Bürgertum 
habe während der Kämpfe des 19. Jahrhunderts nicht über die den vorrevolu- 
tionären Staat grundsätzlich sprengenden geistigen Kräfte verfügt, die in Eng- 
land, Amerika, Frankreich den Sieg davongetragen hätten. Deshalb sei in Deutsch- 
land die Revolution gescheitert. „Ohne über diese letzten geistigen Kräfte, die 
im Westen wirksam gewesen waren, zu verfügen, war das Bürgertum nicht stark 
genug, um die konservativen Kräfte, besonders in Österreich und Preußen zu 

inden, Damit war auch die Geschichte Deutschlands in der zweiten Hälfte 
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des 19. Jahrhunderts in ihren Grundzügen entschieden. Bismarck arbeitete im 
vollen Bewußtsein ihrer grundsätzlichen Stärke mit den konservativen Mächten,“ 
Die bemerkenswerten, von einem unabhängigen Standpunkt aus angestellten 
Überlegungen Muralts kommen zu dem Schluß, daß Bismarck nicht die Schuld 
für die Politik seiner Nachfolger zugeschoben werden dürfe. ‚‚Er bedeutet viel- 
mehr das Gericht über das unverantwortliche Tun der Späteren.“ 


Durch die bedeutsame dreibändige Bismarck-Biographie von Erich Eyck, 
die zwischen 1941 und 1944 in der Schweiz erschienen ist und erst jetzt in Deutsch- 
land langsam bekannt wird, wird allenthalben die wissenschaftliche Bismarck- 
Diskussion neu in Gang gebracht. Hans Rothfels setzt sich mit ihr in einem 
Aufsatz der amerikanischen Review of Politics Vol. 9, Juli 1947 (‚Problems of a 
Bismarck Biography“) eingehend auseinander, wobei er der großen darstellerischen 
und kritischen Gesamtleistung Eycks hohes Lob spendet. Rothfels charakterisiert 
die Grundthese des Eyckschen Buches als „Rechtfertigung von Bismarcks liberalen 
Gegnern“, weist aber in der Auseinandersetzung mit Eyck auf die Doppelgesich- 
tigkeit von Bismarcks Politik hin: Was bei ihm Widerstand gegen die Demoktatie 
gewesen sei, erscheine gleichzeitig als Widerstand gegen den Nationalismus, so- 
wohl in der Form des Pangermanismus wie des Panslawismus. — Luigi Salva- 
torelli widmet ebenfalls dem Thema Bismarck im Anschluß an das Buch von 
Eyck eine ausführliche Betrachtung (,„Bismarck“ in: Riv. Stor. Ital., 60, 1948) und 
kommt dabei zur vollen Bejahung der Grundanschauungen Eycks von Bismarck: 
„ Zutto il suo pensiero riflesso, tutto il suo sentimento intimo ripudiavano (0 igno- 
ravano) gli elementi positivi, costruttivi della convivenza umana“, Th. Sch, 


Josef Antz: Bismarck und das deutsche Schicksal. Frankf. Hefte, 2. Jhrg., 
Heft 1 (Jan. 1947). — Vf. zeigt mit kenntnisreicher Abwägung des pro et contra 
die bedenklichen Charakterseiten des großen Staatsmannes auf, die leider durch 
keinen ebenbürtigen Gegenspieler kompensiert wurden und dadurch das deutsche 
Volk in eine einseitige, dem politischen Universalismus abgewandte, Richtung 
drängten. Der um aufrichtige Objektivität bemühte Aufsatz ist ein gutes Beispiel 
dafür, wie man die einseitig bewundernde Bismarck-Auffassung der nationalen 
deutschen Geschichtschreibung vom Standpunkt des heutigen Erlebens aus 
korrigieren könnte. K. Borries, 


NEUESTE GESCHICHTE (1871-1945) 
Zeitschriftenbericht von Th, Schieder-Köln. 


In AHR. Vol. LIV, Okt. 1948 behandelt Andreas Dorpalen das Thema 
„Emperor Frederick III and the german liberal movement“ und erörtert das 
Problem, ob Kaiser Friedrich ein echter Liberaler gewesen sei. Vf. faßt darunter 
konkret Friedrichs Verhältnis zur parlamentarischen Verfassung. Er erklärt das 
politische Verhalten des Kronprinzen z.B. während des Verfassungskonflikts 
mehr aus Rücksichten auf seine und der preußischen Krone Zukunft als aus 
eigentlicher liberaler Überzeugung; auch das starke Interesse Friedrichs an det 
Führerstellung Preußens in Deutschland wird geltend gemacht, Die nach dem 
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Tode des Kaisers in Deutschland verbreitete Meinung von Friedrich als dem 
Schwanenritter‘‘ der liberalen Bourgeoisie wird aus dem geringen Grad der 
" srsönlichen Kenntnis von Friedrichs Charakter und dem systematischen Versuch 
liberaler Politiker gedeutet, die Person des Kaisers mit der liberalen Bewegung 
in Verbindung zu bringen. 


Über den gescheiterten Wahlfeldzug des nordamerikanischen Präsidenten 
Benjamin Harrison zu seiner Wiederwahl im Jahre 1892 berichtet Donald 
Marquard Dozer in AHR. LIV, Oct. 1948. („Benjamin Harrison and the 
Presidential Campaign of 1892.“) Th. Sch. 


Luigi Salvatorelli, Vent’ anni fra due guerre. Rom, Edizioni italiane 
1941. XI, 553 S. 45 L. — S. hat sich kurz vor dem zweiten Weltkriege durch 
mehrere große Werke über Mittelalter und Neuzeit sowie durch eine auch ins 
Deutsche übersetzte Geschichte Italiens als der italienische Historiker mit der 
umfassendsten Spannweite des Arbeitsgebietes einen Namen gemacht, und seine 
sorgfältige Methode, seine stoffbeherrschende, klare Darstellung und sein ruhiges 
Urteil werden ihm einen hohen Rang sichern. Es entspricht auch dem Wesen 
des echten Historikers, daß er selbst die jüngste Zeit darzustellen unternimmt 
und hierbei an frühere eigene publizistische Tätigkeit anknüpfen kann. Baut 
dieses Werk nun zwar nicht eigentlich auf Quellenforschung auf, so hat S. doch 
mit ihm ein stoffreiches, dabei gut lesbares Handbuch der Weltgeschichte von 
1919 bis 1939 geschaffen. Nach Gebühr werden alle Staaten der Erde behandelt. 
Über Europa ist die übrige Welt nicht vergessen worden; die Wechselwirkungen 
finden oft treffende Beleuchtung, so auch die von Ostasien ausgehenden. Indessen 
dürften die Abschnitte über die Balkanstaaten, den nahen Orient und Ägypten 
stofflich die meiste Belehrung bieten. Den Diktaten von 1919 weist $. den ihnen 
zukommenden Platz an, indem er von vornherein gut die Fehler in den Voraus- 
setzungen ihrer Urheber und die unheilvollen Folgen für die Welt herausstellt. 
Wenn er demgegenüber rühmend sagt, der italienisch-jugoslawische Vertrag von 
Rapallo vom 12. November 1920 stelle den ersten freiwillig von zwei Seiten 
anerkannten Nachkriegsvertrag dar und habe die Verhältnisse in der Adria 
gerecht geordnet, folgt er den Urteilen des Grafen Sforza, der damals italienischer 
Außenminister war (vgl. namentlich Sforza, Gestalten und Gestalter, 1931, S.277). 
Dem Faschismus gegenüber bewahrt die Darstellung eine für die Erscheinungs- 
zeit bemerkenswerte Kühle. Die Ausführlichkeit, mit der S. die Politik des 
Vatikans behandelt, erinnert daran, daß er sich mit der auf den ersten Weltkrieg 
folgenden Epoche zuerst in einem Buch „La politica della Santa Sede dopo la 
guerra“ (Mailand 1937) befaßt hat. 

Kiel. Friedrich Kleyser. 


Russell Grenfell, The „Bismarck“-Episode, London, Faber and 
Faber 1948. 219 S.12 sh.6d. Ein Offizier der britischen Marine gibt in dem vor- 
liegenden Werk eine ausführliche Darstellung der Kampfhandlungen im deutsch- 
englischen Seekriege, die sich aus dem Durchbruch des deutschen Schlachtschiffes 
„Bismarck“ in den Atlantik Ende Mai 1941 entwickelten. Als Unterlagen dienen 
ihm neben amtlichem Material vor allem Auskünfte der beteiligten britischen 
Admirale und Kommandanten. Dadurch wird es dem Verf. möglich, in allen 
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Phasen neben dem äußeren Ablauf der Operationen auch die inneren Linien der 

Entschlußbildung auf britischer ‘Seite klar herauszuarbeiten; an kritischen Ur. 

teilen, u. a. über die Kampftüchtigkeit des britischen Schiffsmaterials, wird dabei 

nicht gespart. Der Blick in den Befehlsapparat der Admiralität, die zur Jagd auf 

das (nach der Versenkung der „„Hood“ in der Dänemarkstraße am 24. Mai) durch- 

gebrochene Schlachtschiff über der Home Fleet auch die Seestreitkräfte aus Gib- 
raltar und die weit über den Ozean verstreuten Schiffe konzentrierte, ist für den 
deutschen Leser eindrucksvoll. Die Wandlung der seestrategischen Verhältnisse 
durch die Luftwaffe tritt gegenüber dem Ersten Weltkrieg deutlich hervor; nur 
ihrem Eingreifen gelang es schließlich, das zeitweise aus dem Gesichtskreis der 
Briten verschwundene deutsche Schlachtschiff aufzuspüren und ihm vor dem Er- 
reichen des schützenden Hafens von Brest durch Lufttorpedo den verhängnis- 
vollen Treffer in die Ruderanlage zuzufügen, der es zu einem fast wehrlosen Opfer 
der britischen Übermacht werden ließ. Vom deutschen Standpunkt aus mag man 
es bedauern, daß der Verf. seine Darstellung nicht stärker auf die Entschluß- 
bildung der deütschen Seekriegführung und des deutschen Admirals ausdehnt, 
obwohl er - wie manche Bemerkungen erkennen lassen - auch hierfür über Mate- 
rial verfügt hat. Trotzdem begrüßt man das Werk als einen wertvollen Beitrag 
zur Geschichte des Zweiten Weltkrieges auch in Deutschland, nicht zuletzt weil 


es in seiner klaren und sorgfältigen Urteilsbildung auch der deutschen Leistung 
vollauf gerecht wird. 


Lüneburg. H. Gackenbholz. 


Fr. Meinecke: Militarismus und Hitlerismus, „Die Sammlung“, März 196, 
344-351. Authentische Mitteilungen zur geschichtlichen Entwicklung der 
30er Jahre und der Verkcoppelung von Reichswehr und Nationalsozialismus, 
Brüning und Gröner wollten Aufrüstung im Milizstil von Grenzschutzdivisionen 
(2 Mill.) neben dem 100.000 Mann-Heer, wofür sie schon die Zustimmung Eng- 
lands und Italiens gewonnen hatten. Gröner dachte auch zuerst an Kompromisse 
mit Hitler, wollte Nationalsozialisten in die Regierung berufen. Erst später hat 
er seinen Irrtum erkannt. Ebenso hoffte der finassierende Schleicher die Be- 
wegung „kanalisieren“, aus der Hinterstube (Holstein!) lenken zu können. Die 
politische Urteilslosigkeit der Reichswehrkreise, besonders des Generalstabs, in 
dem die homines fabri dominierten, habe unsere Katastrophe letzten Endes ver- 
schuldet. 


AHR LII, April 1948, wird S. 696 anläßlich seiner Ernennung zum Ehren- 
mitglied der American Historical Association der Antwortbrief FriedrichMei- 
neckes in vollem deutschem Wortlaut wiedergegeben „as a summons and a fe- 
minder to all concerned with freedom of inquiry“, 


Felix Gilbert: German Historiography during the Second World War. A 
bibliographicalsurvey. AHR. LIH (1947), 50-58. Eine kluge objektive Würdi- 
gung der Zwiespältikgeit deutscher Geschichtschreibung und -forschung unter 
der Naziherrschaft. Von den äußeren und inneren Ursachen, die es Deutschland 
nach Ansicht des V. erschweren werden, seinen alten Rang in der internationalen 
Historiographie wieder einzunehmen, sei hier als minder geläufig nur erwähnt 
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die schon vor der Nazi-Periode spürbare Vernachlässigung der Studiums sozialer 
und ökonomischer Probleme. 


Bernhard Schwertfeger: Hindenburgs Tod und der Eid auf den ‚Führer‘ 
(mit einer Tabelle der Veränderungen d. Reichskabinetts v. 30.1.1933 bis nach 
dem Tod Hitlers). Die Wandlung 1948, 563-577. V. betrachtet nicht das „Ermäch- 

setz“ v. 24.3.1933 als Quelle allen Übels, sondern das Gesetz v.1.8. 
1934 über das Staatsoberhaupt des deutschen Reiches, das er in Verbindung mit 
der von Blomberg erschlichenen Vereidigung der Reichswehr auf Hitler am 2. 8. 
1934 als Staatsstreich bezeichnet. 


Hermann Muckermann: Wie Heinrich Brüning am 21. Mai 1934 Deutsch- 
land verließ. Deutsche Rundschau 71, August 1948, 112-117. Authentischer 
Bericht über die Flucht von Brüning und Treviranus aus Berlin nach Holland. 


Heinrich Baron: Das Geheimnis des September 1938. Dtsch. Rundschau, 
$ept.1948, 181-191. Scharfe kritische Auseinandersetzung mit dem ersten Band der 
Erinnerungen des französischen Außenministers Georges Bonnet (10. 4. 1938 bis 
15,9, 1939), der seine schwächliche Haltung während der Sudetenkrise vergeblich 
zu verschleiern sucht. Baron hält ihn dank seiner zahlreichen Unterlassungs- 
sünden für einen der Hauptverantwortlichen beim Zusammenbruch der Be- 
mühungen um die Erhaltung des Friedens vor dem zweiten Weltkriege. Und 
zwat erstens durch die bewußte Ausschaltung Rußlands, zweitens durch zu große 
Nachgibigkeit gegen die verfehlte englische Verhandlungspolitik in der Sudeten- 
ftage und drittens durch abermaliges feiges Zurückweichen vor dem casus foederis 
aus dem französisch-tschechischen Bündnisvertrage nach dem 26. September, 
als in London ein Umschwung eingetreten war. Dieses tragische Versagen för- 
derte die Pläne Hitlers und brachte den schon angesetzten Staatsstreich der deut- 
schen Opposition zum Scheitern. Baron weist erneut darauf hin, daß man sowohl 
in London wie in Paris von dem geplanten Zugreifen der deutschen Generalität 
im Einvernehmen mit der zivilen Opposition genauestens unterrichtet war und 
bringt seinerseits authentische Beweise dafür. So kommt er ähnlich wie Erich 
Kordt zu dem Schluß, daß damals die letzte Chance versäumt wurde, von Hitler 
ohne einen allgemeinen Krieg befreit zu werden. 


Robert Ingrim: Berlin-Moskau 1939-1941. Schweizer Mhft. 28, 85-95. 
An Hand der vom Department of State 1948 veröffentlichten deutschen Doku- 
mente über die deutsch-russischen Beziehungen 1939-1941 wird über das hinaus, 
was Erich Kordt in seinem Buch über die Außenpolitik des Dritten Reiches da- 
rüber mitzuteilen wußte, festgestellt, daß die ersten Fühler, und zwar schon im 
Mai 1939, von Moskau ausgingen. Der Drang Stalins, seinen Länderhunger Arm 
in Arm mit Hitler zu befriedigen, tritt so deutlich hervor, daß eine Mitschuld 


Rußlands an dem Umfang der zweiten Weltkriegskatastrophe nicht mehr geleugnet 
werden kann. 


Horst J. Becker: Die Hintergründe von Mussolinis Sturz. Frankf. Hefte 3, 
Aug. 1948, 751-755. V. widerspricht auf Grund neuer ital. Dokumentenver- 
öffentlichungen der Auffassung, daß M. in der hist. Sitzung des fasch. Groß- 
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rates am 25. 7. 1943 überrumpelt worden sei: die Vorgänge waren ihm im Gegen- 
teil willkommen, um mit Hilfe des Königs (worin er sich freilich täuschte) ein- 
mal eine Reinigung der Partei zugunsten einer elastischeren Konzeption de 
Parteiprogramms durchzusetzen und zum anderen den unvermeidlich gewordenen 
Bruch mit Hitler vorzunehmen. Die Entlassung Mussolinis war ausschließlich 
das Werk des Königs, der aber an seine spätere Wiederverwendung gedacht hat 
und an seiner Verhaftung unbeteiligt war. 


H.R. Trevor-Roper: Hitlers letzte Tage. Nordwestdeutsche Hefte 2, 
1947, 1-23. Teilübersetzung des 1947 in New York erschienenen amerikanischen 
Buches ‚‚The last days of Hitler“, das der Verfasser, Dozent für neuere Ge. 
schichte am Christ Church College in Oxford, in seiner Eigenschaft als Offizier des 
britischen Intelligence Service auf Grund von Augenzeugenberichten geschrieben 
hat. Vgl. die Besprechung des Buches in AHR. 53, 606/7. Desgl. den von Emst 
A. Hepp herausg. Augenzeugenbericht „Die letzten Tage“ des Rittmeister 
Gerhard Boldt, (Stuttgart, Rowohlt 1947, 91 S.), der auch bei Trevor-Roper er- 
wähnt wird. 


In der Deutschen Rundschau 71, August 1948, 135-143, wird an Hand proto- 
kollarischer Vernehmungen die Glaubwürdigkeit von Hans Bern Gisevius („Bis 
zum bittern Ende“) einer fatalen Nachprüfung unterzogen. Es ergibt sich u,a, 
daß G. sich entgegen seinem eigenen Geständnis aus freien Stücken um Ein- 
stellung in die Gestapo beworben hat. K. Botties 


DEUTSCHE LANDSCHAFTEN 
Zeitschriftenbericht von G.Wentzt- Berlin, 


Adalb. Hahn, Herkunft, soziale Schichtung und Seßhaftigkeit der Neubürger 
und Kolonisten in Bromberg 1772—1815, macht die Beobachtung, daß neben 
der staatlich geförderten und aktenmäßig greifbaren Einwanderung zahlreiche 
Leute auf eigene Faust in Westpreußen und dem Netzedistrikt eine neue Heimat 
fanden. Der Grad der Seßhaftigkeit ist am höchsten bei Personen, die aus stammes- 
verwandten Lebensräumen kommen (Weichselland 42, 1943, S. 61—69). 


Der Neumärker, Bll. f. neumärkische Familienkunde, Bd. 3, bringt u. a. von 
Wilh. Scheer einen Beitrag über die Ansiedler im Warthebruch (Kolonisten- 
listen für 71 Kolonien und Entreprisen mit Angaben über deren Gründung), von 
P. Schwarz } über die Musterungen der neumärkischen Städte 1539 (mit Bürger- 
listen), von R. Schmilling über Neubürger und Untertanen der Stadt Landsberg 
a. d. Warthe von 1566—1715 aus den Ratsprotokollen. 


H. Saring beschließt seine Zusammenstellung der Mitglieder des Kammet- 
gerichts zu Berlin unter dem Großen Kurfürsten mit einer Behandlung der 
Präsidenten des geistlichen Konsistoriums, der Kammergerichtsadvokaten, det 
Protonotare, der Prokuratoren, Kammergerichtssekretäre, Kreisschreiber und 
Kanzlisten (Forsch. Br. Pr. Gesch. 54, 1943, S. 217—256). 
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W.H. Struck, Märkische Urkunden aus der Zeit des falschen Woldemar im 
Anhaltischen Staatsarchiv Zerbst, handelt über einen archivgeschichtlich zu- 
summengehörigen Urkundenbefund, der zugleich das Verhältnis der anhaltischen 
Fürstin zum falschen Waldemar beleuchtet. In der urkundlichen Überlieferung 
spiegelt sich die führende Rolle, die den anhaltischen Askaniern in der Mark 
Brandenburg eingeräumt worden ist. Vf. tritt mit guten Gründen dafür ein, daß 
die Fürsten Albrecht II. und Woldemar I. von Anhalt an dem Betrug mit dem 
filschen Woldemar sehr wesentlich beteiligt waren. Unter den teils in vollem 
Wortlaut, teils im Regest (bei schon bekannten Stücken) veröffentlichten 25 Ur- 
kunden befinden sich 17 Dokumente aus dem Archiv der Stadt Strausberg, von 
denen Vf, annimmt, daß sie von der askanischen Partei 1352/53 bei ihrem Abzug 
aus der Stadt mitgenommen sind (Forsch. Br. Pr. Gesch. 55, 1943, S. 32—82). 

G.W.t+ 


W. Spieß, Braunschweigisches Bürger- und Gewerbe-Verzeichnis 
für das Jahr 1671. Braunschweig, J. H. Meyer 1942. XVI u. 110 S. — Aus 
der nach der Einnahme der Stadt durch die Herzöge zum Zweck der Steuererhe- 
bung in den 13 Bauerschaften angelegten Kontingent- und Bürgerrolle hat Vf. 
eine alphabetische Liste der Bürgernamen mit Angabe der Berufe, der in den 
einzelnen Betrieben beschäftigten Gesellen und der im Geschäft angelegten Ver- 
mögen hergestellt. Die Verteilung der Berufe zeigt noch die vornehmlich bürger- 
liche Schichtung einer sich selbst genügenden Handels- und Gewerbestadt, wobei 
der weitaus größere Teil der Bürgerschaft dem Gewerbe zuzuzählen ist. Von 
einer Zahl von 2700 steuerpflichtigen Haushalten mit ca. 11500 Köpfen schließt 
Sp. auf eine Gesamteinwohnerschaft von 15000 Seelen, was einem den wirklichen 
Verhältnissen durchaus entsprechenden Tiefstand der Bevölkerungszahl ent- 
spricht gegenüber den Jahren 1551 und 1773, für die Berechnungen von rd. 17000 
und 23400 Seelen vorliegen. G. Wentz. 


Hanna Stephan, Zur Geschichte der Stedinger, betrachtet in einer sehr 
beschtenswerten Studie den Kampf des Erzbischofs Gerhard I. von Bremen 
gegen die Bauern vom Gesichtspunkt der Entstehung der Landeshoheit aus. 
Nicht die Verweigerung des geringfügigen Zinses hat nach den einleuchtenden 
Ausführungen der Vf.in den Erzbischof zum Vorgehen gegen die Stedinger 
Bauern bestimmt, sondern vielmehr deren versagte Landfolge und beanspruchte 
&igene Gerichtsbarkeit sowie die Beeinträchtigung des Stromregals durch die von 
den Stedingern ausgeführten Deichanlagen. Gegen das im Entstehen begriffene 
Bäuerliche Staatsgebilde brachte der Erzbischof die landesherrlichen Interessen 
des Erzstiftes zur Geltung. Während die Stedinger in ihrem Kampf gegen den 
Erzbischof unterlagen, haben die Dithmarschen ihre politische Selbständigkeit 

können. Der Grund für den verschiedenen Verlauf der Entwicklung 
wird darin erblickt, daß der Erzbischof die Unterstützung der Dithmarschen 
gegen König Waldemar von Dänemark dringend brauchte und sie nach dem 
Sege von Bornhöved als Hüter der Grenze nötig hatte (Oldenb. Jb. 46/47,1942/43, 


"U Konls Untersuchung über die Finanzverwaltung der Stadt Oldenburg 
We Torsei vermerkt, daß die verworrenen Rechnungsverhältnisse der Stadt 
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durch das Eingreifen des Grafen Günther mit dem Rezeß vom 12. Dez. 1612 eine 
gründliche Reformierung erfuhren. Im Rahmen dieser Maßnahmen wurden feste 
zen für die Mitglieder des Rates bestimmt (Oldenb. Jb. 46/47, 1942,43, 
S.7—24). Der Aufsatz C. Woebckens, Die Anfänge der Herrlichkeit Koip- 
hausen, bringt einen Beitrag zur Geschichte der friesischen Kirchspiele und ihrer 
Häuptlinge (ebda. S. 25—42). G.W.} 


Als 1. Heft einer Reihe XI: Frankenland (Wegweiser in das landesgeschicht- P 
liche Schrifttum) der Veröffentlichungen der Ges.f. fränk. Gesch. bietet W. Engel R 
eine erläuterte Inhaltsangabe des „Archivs des hist. Vereins von Unterfranken 
Aschaffenburg“, d.h. der von 1832—1938 erschienenen landesgeschichtlichen | 1 
Zs., der wir eine baldige Wiederauferstehung wünschen. (Würzburg, Schöningh 
1948, 103 S.) W.H, 


o du 


be 
tb 
w 
L. Clemm, der im Rahmen einer Inventarisation der außerhalb des Elsasses | V 
liegenden elsässischen Archive die Bearbeitung des zu Darmstadt im Besitz des | hi 
Prinzen Ludwig von Hessen befindlichen Archivs der alten Grafschaft Hanau- | la 
Lichtenberg übernommen hat, behandelt unter Beigabe ausführlicher Regesten | lu 
die zweite Lichtenbergische Teilung von 1335 (Elsaß-Lothring. Jb. 20,1942, | H 
S. 57-70). ge 
we 

Er 
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In Beiträgen zur Entwicklung des öffentlichen Rechts in Lothringen zeigt 
H. van Ham, daß bei dem vollendeten lehnsstaatlichen Charakter des Herzog- 
tums die Weiterbildung des Verfassungsrechts zum fürstlichen Absolutismus 
nach französischem Muster vom Lehnrecht getragen worden ist. Vf. schildert 
die allmähliche Aushöhlung der einer Erlangung der vollen Landeshoheit ent- 
gegenstehenden jurisdiktionellen Gerechtsame der Lehnsträger, die mit der Be- 
seitigung der Reichskammergerichtszuständigkeit für das Herzogtum 1549 be- Al 
gann und durch die Reformgesetzgebung des Herzogs Leopold (1697 bis 1729) alt 
abgeschlossen wurde (Elsaß-Lothring. Jb. 20, 1942, S. 212-238). 


K. Griewank, Das Elsaß und seine Nachbarländer in den Friedensschlüssen wi 
von 1814 und 1815, veröffentlicht als Anhang zu seinen Ausführungen, die auf | 1a 
den Ergebnissen seines Buches über den Wiener Kongreß und die Neuordnung 
Europas beruhen, den Text der Denkschrift Gneisenaus für Kaiser Alexander l, 
vom 31. Aug. 1815, in der der General den vergeblichen Versuch machte, im | Ef 
Interesse nicht nur Deutschlands, sondern des gesamten Europas den Zaren von 
der Notwendigkeit einer gründlichen Reduktion der französischen Ostgrenze 
zu überzeugen (Elsaß-Lothring. Jb. 20, 1942, S. 272-289). 


H. Büttner, Andlauer Besitz und Reichsgut, bringt einen Beitrag zur Kenntnis 
von der Ausdehnung und Bedeutung des fränkischen Königsgutes, insofern al 
der ursprüngliche Bereich der in der Vorhügelzone der „Vogesen gelegenen Königr- 
pfalz Marlenheim, zu der das ausgedehnte Waldgebiet des Dagsburger Forsts 
gehörte, festgestellt wird (Zs. f. Gesch. ORh. N F. 56, 1943, S. 15-30). 













H. Ammann, Freiburg und der Breisgau in der mittelalterlichen Wirtschaft, 
charakterisiert das Elsaß, das Basler Land und den Breisgau als geschlossene öko 
nomische Landschaften am Oberrhein. Dem Wirtschaftsleben des Breisgau 
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geben der Weinbau und der Schwarzwälder Silberbergbau das Gepräge. Die 
zeitweilige Blüte Freiburgs, das bald nach seiner Gründung 1120 dem älteren 
Wirtschaftsmittelpunkt Breisach den Rang ablief, beruht zum großen Teil auf 
dem breisgauischen Bergbau (Oberrheinische Heimat 1941, S. 248-259). 

G.W.} 


Rob. Gradmann, Siedlungsformen als Geschichtsquelle und historisches 
Problem, erörtert die Methoden, mit deren Hilfe für Südwestdeutschland eine 
Feststellung von alt- und jungbesiedeltem Land möglich ist: vorgeschichtliche 
Bodenfunde, Ortsnamen, pflanzengeographische Merkmale, schriftliche Über- 
lieferung, Siedlungsformen. Vf. vermißt in der auf andere deutsche Landschaften 
bezüglichen Forschung eine zusammenfassende Anwendung der genannten Me- 
thoden und verurteilt die Sucht, die auf einem beschränkten Arbeitsgebiet ge- 
wonnenen Ergebnisse zu verallgemeinern, als unzulässig im Hinblick auf die 
Verschiedenheit der siedlungsgeschichlichen und siedlungsgeographischen Ver- 
hältnisse im gesamtdeutschen Raum. Als gesicherten Befund für Südwestdeutsch- 
land macht G. den verschiedenen Ursprung der Gewanndörfer und Weilersied- 
lungen geltend, jene durch ein eroberndes Volk auf altem Kulturland, diese ein 
Halbjahrtausend später durch kleine Siedler auf dem Wege der Rodung ins Leben 

. Wenn auch eine einheitliche Urform des Gewanndorfes vorausgesetzt 
werden muß, lehnt G. doch die Steinbachsche Lehre von der fortschreitenden 
Entwicklung des Einzelhofs zum Weiler, vom Weiler zum Dorf ab, da diese An- 
nahme zu ihrer Stützung eine Reihe von z. T. recht unwahrscheinlichen Hilfs- 
hypothesen erfordere (Zs. württemberg. Landesgesch. 7, 1943, S.25-56). 


Hermann Haering, Württemberg und das Reich in der Geschichte, be- 
trachtet in großen Zügen die Entwicklung der Grafschaft und des Herzogtums 
Altwürttemberg vom Ende des alten Großschwaben bis zum Untergang des 
alten Deutschen Reiches und würdigt insbesondere die Stellung des Landes ge- 
genüber dem Hause Habsburg. Neben diesen äußeren politischen Verhältnissen 
wird in feinsinniger Weise das auf bürgerlich-protestantisch-humanistischer Grund- 
lage ruhende innere Leben Altwürttembergs umrissen, wobei der Sondercha- 
takter der württembergischen Landesverfassung und des württembergischen 
Protestantismus sowie die geistige und soziale Artung des Altwürttembergers 
eindrucksvolle Beleuchtung erfährt. Eine Schlußbetrachtung ist den Nachwir- 


19. Jahrhunderts bis zur Bismarckschen Reichsgründung hin gewidmet (Zs. würt- 
temberg. Landesgesch. 7, 1943, S. 294-322). 


Adolf Diehl, Die Freien der Weibelhube und das Gericht der Siebzehner, 


untersucht die verwickelten Rechtsverhältnisse der zerstreut zwischen limpur- 
gischem Besitz gelagerten ca. 70 weibelhubigen Güter im Remstal nordöstlich 
Gmünd. Von einem genossenschaftlichen Zusammenschluß der Freien mit 
Selbstverwaltungsbefugnissen findet sich in der Weibelhube keine Spur. Das 
fälschlich sog. Gericht der Siebzehner in Seeland ist irrtümlicherweise mit der 
Weibelhube in Verbindung gebracht worden. Die Verhältnisse in der Weibel- 
hube sind also durchaus anders geartet als bei den Freien auf der Leutkircher 
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Heide, Vf. vermutet, daß es sich bei den Freien der Weibelhube um Rodungsfreie 
handelt, die auf staufischem Hausgut angesetzt waren. (Zs, württemberg. Landes- 
gesch. 7, 1943, S. 209-288). 


A. Steinhauser, Der fränkische Königshof bei Rottweil, gibt einen Über. 
blick über den Stand der Forschung zur Entstehungsgeschichte des Ortes, Als 
Vorläufer will er einen der befestigten Höfe aus der Zeit des alamannischen Her- 
zogtums in Anspruch nehmen. Bei dem befestigten Königshof entstand dann 
durch dichtere Besiedlung ein geschlossenes Dorf mit alamannischer Bevölkerung. 
Im Anschluß an die Altstädter Pelagiuskirche vermutet Vf. die Bildung eines 
kirchlichen Marktes. Die Frage der Namensdeutung wird offengelassen, indem 
nur soviel als gesichert angenommen wird, daß der Name Rottweil für den ftän. 
kischen Königshof geschaffen und von diesem auf die ganze dazu gehörige Sied. 
lung übertagen wurde (Zs. f. württemb. Landesgesch. 6, 1942, S. 251-261). 


A. Diehl, Die Entstehung Stuttgarts, kommt nach Prüfung der literarischen 
Überlieferung zu dem Ergebnis, daß die Stadt ihre Entstehung einem Stutgarten 
verdankt, der im 10. gder vielleicht schon im 9. Jahrhundert angelegt wurde, 
Ob die Nachricht von einer Begründung durch Herzog Liutolf, den Sohn Ottos 
d. Gr., auf der Angabe einer glaubwürdigen, heute verschollenen Quelle beruht 
oder nur späte gelehrte Erfindung ist, läßt sich nicht entscheiden (Zs. £. württemb. 
Landesgesch. 6, 1942, S. 262-278). 


H. Pirchegger, Bayern, Österreich, Steiermark und der Traungau 1156 bis 
1192, überprüft die strittige Frage der staatsrechtlichen Zugehörigkeit des Landes 
südlich der Donau zwischen Enns und Hausruck. Gegen Strnadt und O. Brunner 
entscheidet er sich für die von Lampel und Ficker-Puntschart vertretene Auf- 
lassung und Angliederung des Traungaues 1156 an das Herzogtum Österreich, 
doch unter Exemtion der steirischen Besitzungen von der Jurisdiktion des öster- 
reichischen Herzogs, ein Kompromiß also, der die steirischen Besitzungen weiter 
unter steirischer Jurisdiktion beließ (Zs. bayer. Landesgesch. 13, 1941/42, 5.384 
bis 401). 


Eb. Kranzmayer, Reste germanischen L:bens in Kärtner Ortsnamen, 
läßt eine lautgeschichtliche Untersuchung des Flußnamens Glanfurt und des Orts- 
namens Gumitz in das Ergebnis ausmünden, das zwei benachbarte vorromanische 
Namen von Örtlichkeiten am Südrande des Klagenfurter Beckens zuerst in eine 
germanische und erst dann in die slawische Sprache gewandert sind. Unter Her- 
anziehung weiterer Namen aus dem südöstlichen Grenzgebiet (Wippach, Groß- 
lupp bei Weichselburg, Carnich-Carnium, Krainburg) wird im besonderen die 
Bedeutung des Langobardischen für die Namensbildung betont (Carinthia I 132, 
1942, S. 105-111). 


K. Bracher, Beiträge zur mittelalterlichen Geschichte des Stiftes Göß, handelt 
in einem ersten Teil über die 904 von Ludwig dem Kinde an den Sohn des Karan- 
tanischen Grafen Otakar geschenkten 20 Hufen, die hundert Jahre später von 
Pfalzgraf Aribo dem Kanonissenstift Göß vereignet wurden. Vf. stellt fest, daß 
das Gebiet der 20 Hufen im wesentlichen im Bereich der 1020 vom Kaiser ver- 
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iiehenen Immunität gelegen ist und einer Fläche von 8812,48 Hektar des Jose- 
finischen Katasters von 1780 entspricht. Als Anhang werden die in diesem Ge- 
biet befindlichen Höfe angeführt (Zs. Hist. Ver. f. Steiermark 35, 1942, S. 24-37). 


R. Puschnig, Zur Geschichte des untersteirischen Klosters Geirach, gibt 
einen Überblick über die älteste Geschichte des Karthäuserklosters und veröffent- 
licht fünf bisher unbekannte Urkunden des Klosters, die in Abschriften von ca. 
1568 im Wiener Haus-, Hof-, und Staatsarchiv erhalten sind. Zwei dieser Ur- 
kunden werden als Fälschungen nachgewiesen. Im Anhang werden in Regesten- 
form 26 Urkunden des Klosters von der Gründung bis 1257 verzeichnet (Zs. Hist. 
Ver, f. Steiermark 34, 1941, S. 13-32). 


Ferd. Tremel, Udulenidoor, ein Beitrag zur Geschichte Deutschlandsbergs, 
sucht den 970 von Otto I. an das Erzstift Salzburg geschenkten Hof „ad Uduleni- 
door lingua sclavanisca sic vocatam, theotisce vero Nidrinhof nominatam“ bei 
der $t, Ulrichskirche östlich Deutschlandsberg. Der Nidrinhof wird so als die 
Keimzelle der Salzburgischen Herrschaft Deutschlandsberg betrachtet (Zs. Hist. 
Ver. £. Steiermark 35, 1942, S. 38-42). 


H, Pirchegger bietet in Beiträgen zur steirischen Orts- und Familienge- 
schichte eine Reihe von wertvollen Einzelergebnissen, auf die des Näheren hier 
nicht weiter eingegangen werden kann. U.a. wird die Identität des „Sewen“ der 
Admonter Traditionsnotizen mit dem Putterersee sowie des zwischen 1050 und 
1065 von der edlen Frau Tuota dem Bischof Altwin von Brixen geschenkten 
Gutes zu Chrotsa mit Grötsch an der Laßnitz festgestellt. Die Ergebnisse der 
genealogischen Untersuchungen werden in 5 Stammtafeln zusammengetragen: 
Feistritzer-Kellermeister 1270-1474, Mindorfer u. Erben ca. 1500-1814, Schwan- 
berger 1282-1401, Spangstein 1255-1651, Peuerl 1418-1585 (Zs. Hist. Ver. f. 
Steiermark 35, 1942, S. 43-77). 


G. Graber, Schwabenspiegel und Einritt am Fürstenstein, bietet eine text- 
kritische Untersuchung des Schwabenspiegeleinschubs über Richterwahl und 
Herzogseinsetzung am Fürstenstein auf der Karnburg. Vf. schält auf Grund des 
Textes der Gießener Handschrift den echten Wortlaut heraus und stellt zweierlei 
spätere Einschaltungen fest. Die eine dient der Ergänzung einzelner Züge in der 
Tracht des Reichsjägermeisters (rote Farbe an den Amtsabzeichen) und wird auf 
Herzog Rudolf IV. zurückgeführt, der durch Bezeichnung des fürstlichen Pur- 
purs aus dem beanspruchten Erzamt eines Reichsjägerineisters sich eine Sonder- 
stellung unter den Reichsfürsten begründen wollte. Der zweite Zusatz resultiert 
aus den politischen Bestrebungen des landständischen Adels im 14. Jahrhundert, 
insofern als die eidliche Bindung der Hintersassen an die Grundherren die Ab- 
tängigkeit der Bauern von dem ständischen Adel betonen soll. Als Zeit der Ent- 
stehung des im Schwabenspiegeleinschub geschilderten Rechtsbrauchs (Richter- 
wd Herzogswahl zu Karnburg) wird der Ausgang des 6. Jahrhunderts und als 
iußeret Rahmen eine germanische Grenzfestung am kärntischen Limes gegenüber 
den einbrechenden Slawen angenommen. Der Brauch sei dann von den Slawen 

e die in Fortsetzung der alten Zustände ihren Fürsten am Fürsten- 
Stein in gleicher Weise gewählt hätten (Carinthia I 132, 1942, S. 168—205). 
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P. Ziegler, Die Grafen von Hückeswagen in Mähren (Ein Beitrag zur Sied. 
lungsgeschichte Nordostmährens), handelt über die kolonisatorische Tätigkeit 
des Grafen Arnold v. Hückeswagen und seines Sohnes Franko im Vorfeld der 
mährischen Pforte. Vermutlich hat Erzbischof Heinrich von Köln den rheinischen 
Grafen Arnold von Hückeswagen mit König Przemysl Ottokar I. in Verbindung 
gebracht. Graf Arnold ist um 1227 nach Osten gezogen. Er wurde der vertraut: 
Berater Przemysl Ottokars, von dem er das Land im Vorfeld der mährischen 
Pforte zwischen der Pforte selbst (Herrschaft Weißkirchen) mit der Ostrawitz 
zu eigen erhielt. Offenbar hat Graf Arnold bei der Schenkung des ihm über- 
eigneten Landgebiets von den Przemysliden den Auftrag erhalten, die Gegend 
gegen feindliche Einfälle aus Polen und Ungarn zu schützen. Diesem Zwecke 
diente die Anlage der Burgen Altitschein und Hochwald, dessen Name (tschechisch 
Hukvaldy) dem des Stammsitzes Hückeswagen nachgebildet ist, Die Macht- 
stellung der Grafen von Hückeswagen zerbrach nach kurzer Zeit an der vom 
Bischof Bruno von Olmütz verfolgten Politik, den Grenzwald Mährens gegen 
Ungarn soweit als möglich dem Eigentum der Olmützer Kirche einzuverleiben, 
(Zs. f. Gesch. u. Landeskde. Mährens 45, 1943, S. 1—30, 81—116). 


Alb. Teltschik, Zum Entstehen der mährischen Städte, schickt einer Be- 
trachtung der einzelnen Städte eine Übersicht über die Entwicklung des Std 
grundrisses und seine Anwendung in Mähren voraus. Da die mährischen Städte 
erst im 13. und 14. Jahrhundert entstehen, als der Stadtgrundriß ziemlich ent- 
wickelt war, wird bei Neugründungen einfach der Plan eines bekannten Mustes 
unter Abwandlung nach den örtlichen Gegebenheiten übernommen. Nach den 
Feststellungen des Vf. stehen so der süddeutsche Langplatz, der rechteckige und 
quadratische Platz zeitlich nebeneinander. — Die urkundliche Bezeichnung civitas 
wird für große Städte gebraucht, wobei eine Immediat- oder Mediatstellung kein 
Rolle spielt. Unter dem Begriff oppida werden kleinere, nur in Ausnahmefälkı 
befestigte Orte verstanden vom Ackerstädtchen bis herab zum Marktflecken 
(Zs. £. Gesch. Mährens 46, 1944, S. 1—24). G. W.t 


NEKROLOG 


Am 30. September 1944 starb im Alter von 63 Jahren der Mitarbeiter der Mün- 
chener Historischen Kommission Dr. Franz Bastian aus Bremen, der profund 
Kenner süddeutscher und besonders südostdeutscher Handlsgeschichte. Wäh 
rend seine zahlreichen handschriftlichen Sammlungen mit seiner Münchener 
Wohnung vernichtet sind, hatte er sein Lebenswerk, das „Runtingerbuch“ und 
verwandtes Material zum Regensburger südostdeutschen Handel und Münzweset 
im Todesjahr in drei Bänden noch veröffentlichen können. H. Heimpel. 


Die wissenschaftliche Laufbahn von Richard Fester (geb. 20.9. 1860 zı 
Frankfurt a.M., } 5.1.1945 zu Garmisch-Partenkirchen) hat mit Studien zut 
deutschen Reichs- und zur badischen Landesgeschichte begonnen; von ihnen # 
hier nur der Vortrag „Franken und die Kreisverfassung“‘ (1906) genannt, vol 





ter der Mün- 


der profund 


Nekrolog 447 
Ent JENE NEE EESEEROELBEREEREL ER. 


dem starke Anregungen zur Erforschung der Geschichte der Reichskreise undder 
späteren Reichsverfassungsgeschichte überhaupt ausgegangen sind. Seine geistige 
Eigenart und die Vielseitigkeit seiner Interessen kommen besonders zum Aus- 
druck in seinen historiographischen Schriften (Rousseau und die deutsche Ge- 
schichtsphilosophie 1890, Ausgabe von Schillers historischen Schriften mit be- 
deutsamer Einleitung in der Cottaschen Säkularausgabe 1905, die Säkularisation 
der Historie 1909), in der gedankenreichen Biographie von Machiavell (1900) so- 
wieinder Studie über „die Bayreuther SchwesterFriedrichs des Großen“ (1902), die 
das Wesen der Markgräfin nicht wie üblich aus ihren Memoiren zu rekonstruieren 
versucht, sondern umgekehrt die Memoiren aus ihren Schicksalen zu erklären 
unternimmt. Der Plan einer deutschen Geschichte nach 1871, mit dem er sich 
in den ersten Jahren seiner Hallischen Professur (seit 1909) trug, ist über ein- 
leitende Studien zur hohenzollernschen Thronkandidatur in Spanien und die 
Genesis der Emser Depesche (1913—1915) nicht hinausgediehen. Der erste Welt- 
krieg, den er mit leidenschaftlichem, auch publizistisch betätigtem Anteil durch- 
lebte, hat seine Interessen ganz auf die allerjüngste Vergangenheit gelenkt. Für die 
Sammlung der Quellen hat er durch die Anlegung einer dem Historischen Seminar 
der Universität angeschlossenen Kriegssammlung von 1914 an gesorgt. Mit der 
Verwertung begann er gleich nach dem Zusammenbruch, zunächst in den viel 
beachteten Aufsätzen „‚Verantwortlichkeiten“, die in loser Folge von 1919—1928 
in der Deutschen Rundschau erschienen sind, dann in Untersuchungen, die sich 
die Politik Österreichs vor allem in der Zeit der Sixtusbriefe zum Mittelpunkt 
nahmen und 1925 in dem Buch „Die Politik Kaiser Karls und der Wendepunkt 
des Weltkriegs“, (1925, 2. Aufl.u. d. T.: Die politischen Kämpfe um den Frieden 
1916—1918 und das Deutschtum, 1938) ihre Zusammenfassung fanden. In ihnen 
ist eine peinlich genaue Erforschung aller erreichbaren Quellen mit einer oft über- 
taschenden Deutungs- und Kombinationsfähigkeit verbunden. Wie alle Werke 
Festers stellen sie hohe Anforderungen an den Leser und haben deshalb nicht ganz 
die Wirkung erzielt, die ihrem wissenschaftlichen Werte entsprochen hätte. Auch 
als Mensch war er nicht leicht zugänglich, und man mußte ihn schon näher kennen, 
um hinter der oft rauhen Schale den guten Kern einer innerlich reichen, auch 
künstlerisch fein empfindenden und zugleich mit köstlichem Humor von unver- 
kennbar Frankfurter Prägung begabten Natur zu spüren und zu genießen. 


Berlin, Fritz Hartung. 


Walther Köhler wurde am 27. Dezember 1870 in Elberfeld geboren, 1900 
Privatdozent und 1904 a. o. Professor in Gießen, 1909 o. Professor für Kirchen- 
geschichte in Zürich. 1929 folgte er dem ehrenvollen Ruf, die Nachfolge von 
Hans von Schubert in Heidelberg und indirekt den Lehrstuhl von Ernst Troeltsch 
zu übernehmen. Noch im Winter 1945/46 hielt er Vorlesungen. Am 16. Februar 
1946 starb er an einem Herzschlag. Mit der Arbeit über „Luthers Schrift ‚An den 
christlichen Adel deutscher Nation‘ im Spiegel der Kultur- und Zeitgeschichte“ 
hatte er in Heidelberg zum Dr. phil. promoviert. Dauernd blieb er mit der Luther- 
forschung in engstem Kontakt. Im Bändchen „Martin Luther und die deutsche 
Reformation“ und in der Schrift „Luther und das Luthertum in ihrer weltgeschicht- 
lichen Auswirkung“ vermittelte er in lebendigster Darstellungskraft einem weiten 
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Kreis seine Auffassung. Über die gesamte Forschung zur Reformationsgeschichte 
berichtete er mit ungewöhnlicher Zuverlässigkeit in den Nachrichten der HZ, 
In Zürich wurde er aber Zwinglianer. 35 Jahre lang arbeitete er an der Keiti. 
schen Zwingli-Ausgabe mit; seiner Schaffenskraft war es zu verdanken, daß 
der Briefwechsel noch vollständig herausgegeben werden konnte, bevor neue 
Hemmnisse dem Werk in den Weg traten. Während zehn Jahren redigierte 
er die Zeitschrift Zwingliana. Dreimal erzählte er in immer wieder neuer Ge- 
staltungskraft das Leben und Werk Zwinglis, zweimal bemühte er sich, „Zwingli 
als Theologen“ und „Zwinglis Geisteswelt‘“ zu erfassen und zu deuten, Sein 
umfangreiches Werk handelt über „Zwingli und Luther, ihren Streit über das 
Abendmahl nach seinen politischen und religiösen Beziehungen Bd, I: Die 
religiöse und politische Entwicklung bis zum Marburger Religionsgespräch 
1529“, Leipzig 1924. Der zweite Band liegt in so gut wie druckfertigem Manı- 
skript vor. Für die Erkenntnis der Stellung Zwinglis zu Calvin und seiner Be- 
deutung für den reformierten Protestantismus überhaupt wurde grundlegend 
Köhlers Forschung über das „Zürcher Ehegericht und Genfer Konsistorium“, 
2 Bde., Leipzig 1932 und 1942. Darin gelang ihm der sichere Nachweis, daß 
Zwingli durch die Begründung des Zürcher Ehegerichts der geistige Vater 
aller dann in der Schweiz, in Süddeutschland, besonders in Straßburg, und schließ- 
lich’ in Genf eingeführten verwandten Organisationsformen der reformierten 
Kirche ist. In diesen beiden Werken leistete Köhler auf Grund eines großen 
Archivmaterials eine immense Kärrnerarbeit. Sie nahm ihm nicht den Blick für 
die allgemeinen Probleme der Geschichte des Christentums. Seine „Dogmen- 
geschichte“ (Zürich 1938 und 1943) schrieb er „als Geschichte des christlichen 
Selbstbewußtseins“. Er verfolgte in souveräner Meisterschaft die Problemge- 
schichte durch die Epochen der alten und mittleren Kirchengeschichte, Zeit 
seines Lebens stand Walther Köhler unter dem Eindruck der Gedankenwelt von 
Ernst Troeltsch. Sein Buch über den verehrten Lehrer, Tübingen 1941, ist dann 
auch überwiegend ein Referat über dessen Schaffen und Denken ohne eigene, kti- 
tische Stellungnahme, es sei denn, daß Köhler Troeltschs Auffassungen bejaht, 
Für Köhler blieb damit vielleicht zu sehr die zeitliche Bedingtheit alles Geschicht- 
lichen das letzte Wort und er wagte es nicht, zu Rankes „Jede Epoche ist unmittel- 
bar zu Gott“ zurückzukehren; und trotzdem blieb er als wissenschaftlicher Histo- 
riker Liebe übender Christ und vor allem feinsinniger Interpret der ihm wesens- 
verwandten weitherzigen Geisteswelt Zwinglis. 


Zürich. Leonhard von Munalt. 


Einen außerordentlich schweren Verlust hat die gesamte deutsche Geschichts- 
wissenschaft und ihre österreichische Sonderschule durch das Hinscheiden von 
Oswald Redlich, Ludwig Bittner und Lothar Groß erlitten. Unser geliebter 
und verehrter Senior Redlich (} im hohen Greisenalter am 20. Januar 1944) hat 
in seinem Werdegang drei Einflußströme vereint: die Forschungsweise Fickes, 
die ihm vornehmlich durch einen seiner bedeutendsten Schüler, Alfons Huber, 
zum unverlierbaren Lebensbesitz wurde, die methodische Lehre Sickels und Jahre 
des praktischen Archivbeamtendienstes in Innsbruck. Sein starkes Tiroler Heimat- 
gefühl, das von der Mutter rühren dürfte — die Familie des Vaters war fränki 
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schen Ursprungs —, verschloß ihn nicht der Liebe zur niederösterreichischen 
Landschaft und zu Wien, an dessen Universität er von 1892—1929 als hingebungs- 
voller und auf viele Geschlechter wirkender Lehrer tätig war, und sein ausgepräg- 
tes österreichisches Gesamtstaatsbewußtsein vereinte sich mit dem starken Fest- 
halten am deutschen Kulturprimat innerhalb seines Vaterlandes und der innigen 
Verbundenheit mit der Wissenschaft im zweiten Deutschen Kaiserreich und dann in 
der deutschen Republik. Sein deutscher Sinn ließ ihn schließlich zu einem An- 
hänger des „Anschlusses“ Rumpfösterreichs werden, ohne daß der eigentlich 
politikfremde, gemäßigt liberale Historiker die besondere Note seines Österreicher- 
tums opferte. Fassen wir seine gesamte Forschung und Darstellung gruppenweise 
zusammen, so ist als ein Hauptgebiet die Tiroler Landesgeschichte und die Landes- 
geschichte von Niederösterreich zu nennen. Die „Archivberichte aus Tirol“, ge- 
meinsam mit Emil von Ottenthal herausgegeben, erweisen besonders die Wert- 
haftigkeit des amtlichen Berufes seiner Jugend. Das zweite, überragendere Wirkungs- 
gebiet ist gekennzeichnet durch Redlichs wahrhaft begründende und aufbauende 
Tätigkeit für die Ausweitung und anpassende Änderung der Sickelschen Methodik 
der Herrscherurkunden auf das Gebiet der mittelalterlichen Privaturkunde. Ich 
nenne die „Allgemeine Einleitung zur Urkundenlehre“, seine epochale Privat- 
urkundenlehre, seine eigene frühe Ausgabe der Traditionsbücher des Hochstiftes 
Brixen und seine „Geschäftsurkunde und Beweisurkunde“. Eine Schule der 
Privaturkunde ist von Redlich ausgegangen und zahlreiche landschaftliche und 
örtliche Urkundenbücher legen von seiner Anregung Zeugnis ab. Seine For- 
schung griff ferner, wieder den Wegen Fickers wie teilweise auf privaturkund- 
licbem Gebiet Alfons Hubers folgend, auf das Feld der spätmittelalterlichen 
gemeindeutschen und österreichischen Geschichte über: seine Regesten Rudolfs 
von Habsburg und seine Ausgabe der „Wiener Briefsammlung“, denen dann die 
Begründung der „‚Regesta Habsburgica“ folgte, wurden die kritische, sichere und 
breite Grundlage der Geschichte des späteren 13. Jahrhunderts. Den Forscher 
drängte es zur höheren Aufgabe der geschichtlichen Darstellung: seine meister- 
hafte Biographie Rudolfs von Habsburg (1903) erhob ihn in die Reihe der mit 
Recht führenden Historiker. Über das Persönliche hinaus umgriff diese monu- 
mentale Darstellung eines Herrscherlebens seine Zeit und Umwelt, die engere 
Heimat, das Reich und die europäische Staatenwelt. Endlich der stolze Aufstieg 
zut Gesamtgeschichte Österreichs in der neueren Zeit! Redlich wurde der Fort- 
setzer der großen „‚Geschichte Österreichs‘, die Alfons Huber nur bis 1648 hatte 
führen können. Die beiden mächtigen Bände umspannen das Zeitalter der Kaiser 
Leopold I., Josef I. und Karl VI. bis 1740 (1921—1938), sie waren begleitet von 
zahlreichen tiefgreifenden Sonderuntersuchungen, gewidmet sind sie dem Helden- 
zeitalter und dem Großmachtwerden Gesamtösterreichs und seinem Absinken bis 
zur großen Daseinskrise beim Erlöschen des Mannesstammes der Habsburger. 
Klar und schlicht in der Gestaltung, voll des Gerechtigkeitssinnes, voll Plastik der 
Personenschilderung und der kriegerischen und diplomatischen Ereignisse im 
iaternationalen Rahmen, sind sie würdig der Größe des Objektes. Die Kultur- 
geschichte des Zeitraumes vermochte Redlich nicht mehr zu schreiben, eine letzte 
Abhandlung über Kunst und Kultur des Barocks in Österreich erweist ebenso wie 
Vorträge über Goethe, Schiller und Grillparzer und die Geschichte, wie weit 
das wissenschaftliche Interesse und die Gedankenarbeit dieses Mannes gespannt 
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waren, der auch als Organisator und tätiger Mitwirkender am Historischen Atlas 
der österreichischen Alpenländer, an der „Neuen österreichischen Biographie“, 
an den Arbeiten der Kommission für neuere Geschichte Österreichs Großes und 
Bleibendes geleistet und sich um die Rettung der österreichischen Archivschätze 
nach dem Zusammenbruch der alten Monarchie größte Verdienste erworben hat, 
Er war ein edler, warmherziger Mensch von echtem Ethos und reichem Geist, 

Es gehört zu den tragischesten Ereignissen im Leben der österreichischen histo- 
rischen Schule, daß Ludwig Bittner am 3. April 1945 verzweiflungsvoll seinem 
Leben freiwillig ein Ende bereitet hat. Der Bildungsgang des hochbefähigten 
Mannes ist nicht nur durch den Einfluß seiner Lehrer Mühlbacher und Redlich, 
sondern auch durch die Teilnahme an der Schule Schmollers in Berlin und seines 
Antipoden Below in Marburg a.d. Lahn gekennzeichnet. Dieser Forschungs- 
richtung entsprangen die ersten wertvollen Studien über das Eisenwesen in 
Innerberg-Eisenerz bis zur Gründung der Innerberger Hauptgewerkschaft 1625 
und über die direkten Staatssteuern im Erzstift Salzburg. Das eigentliche Lebens- 
werk Bittners aber besteht in der selbständigen Weiterbildung jener Arbeits- 
gebiete, die Redlich maßgebend gepflegt hat: der Hilfswissenschaften im weitesten 
Sinne und der Archivwissenschaften. Es ist Bittners große Leistung, die historisch- 
kritische Methode der Urkundenlehre vom Mittelalter hinübergeführt zu haben 
in die anders gelagerten Quellenbereiche der neueren Geschichte, die Staats- 
verträge und die Akten. Die Grundlage bildete das mehrbändige, höchst schätz- 
bare Regestenwerk, das „‚Chronologische Verzeichnis der österreichischen Staats- 
verträge 1526— 1914“. An dieser gewaltigen Arbeit wuchs Bittner zum besten 
Kenner und Erschließer der Diplomatik völkerrechtlicher Verträge heran, sein 
Buch „Lehre von den völkerrechtlichen Vertragsurkunden“ (1924) führte weit 
hinaus übe die bisherige juristische Behandlung durch Vereinigung philologisch- 
kritischer Akribie mit rechtshistorischer Empirie und völkerrechtlicher Theorie 
zu einer grundlegenden Behandlung aller Fragen von der rechtsverbindlichen 
Beurkundung bis zum Austausch der Ratifikationen.und zu einer auch formalen 
Erschöpfung aller Begleiterscheinungen. Darf Bittner somit als einer der Schöpfer 
der Hilfswissenschaften zur neueren Geschichte gelten, so wurde er dank seiner 
gewaltigen Organisationsgabe als Direktor des Haus-, Hof- und Staatsarchivs 
und dann des Reichsarchivs in Wien einer der führendsten deutschen Archivare, 
der unermüdlich für Ansehen und Geltung seines Standes eintrat, der im Verein 
mit Redlich Bedeutsamstes in der archivalischen Rettungsaktion nach dem Zer- 
schlagen der Monarchie geleistet hat und durch den ein neuer und großer Zug 
in die Ordnung und Erschließung der weltweiten Archivschätze Wiens gebracht 
worden ist. Kein anderes Archiv besitzt ein so gewaltiges Werk wie die von 
Bittner geleiteten fünf Bände des Inventars des Haus-, Hof- und Staatsarchivs, und 
ihm ist nicht minder die Ausgabe der Reichsregisterbücher Karls V. und des 
Repertoriums der diplomatischen Vertreter aller Länder, ihm ist gutenteils auch 
das Zustandekommen der neun Bände „Österreich-Ungarns Außenpolitik 1908 
bis 1914“ zu danken, diese wirkungsvolle Widerlegung der Alleinbelastung der 
Mittelmächte mit der Schuld am ersten Weltkrieg. Auch Bittner war ein Mensch 
voll Edelsinns und vorbildlicher Reinheit des Herzens, immer bereit, fremde 
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echte Leistung anzuerkennen und zu fördern, und er war ein Führer und väter- 
licher Freund des auserlesenen Beamtenkörpers seines Instituts. 

Einer der besten seiner Mitarbeiter war Lothar Groß (} 31.Mai 1944), zuletzt 
Leiter des Haus-, Hof- u. Staatsarchivs und Vizedirektor des Reichsarchivs Wien. 
Auch er ist wie Bittner von der Wirtschaftsgeschichte ausgegangen, im beson- 
deren von städtischen vermögensgeschichtlichen Forschungen, und das Privat- 
urkundenwesen (der Bischöfe von Passau) bildete ebenso wie die Regestenarbeit 
(Herzöge von Österreich 1314—1330) nach Redlichs Vorbild eines seiner reich- 
sten Arbeitsfelder. Gemeinsam mit Bittner wurde Groß einer der Führer neu- 
zeitlicher Hilfswissenschaften, namentlich der Aktenkunde und der Archiv- 
wissenschaft. Die schon genannte Ausgabe der Reichsregisterbücher Karls V. 
ist ebenso großenteils sein Werk wie das Diplomatenrepertorium, das er bis 1763 
führte, und gegen Ausgang seines Lebens war er noch mit bedeutendem Anteil 
an der Bearbeitung der Urkunden und Akten zur Geschichte des burgundischen 
Kreises tätig. Griff all dies schon sehr bedeutsam in die so lange vernachlässigte 
Geschichte des Heiligen Römischen Reichs ein, so wurde es Groß’eigenste und 
größte Leistung, daß er die Reichsbehördengeschichte nach der personalen und der 
sachlichen Seite hin, wieder zum lebendigen Besitztum der deutschen Wissenschaft 
erhoben hat. Seine Geschichte der Reichshofkanzlei von ihrer Gründung 1556 
bis zum Tod des alten Reiches ist von sehr hohem Wert für die deutsche und 
für die europäische Geschichte, und sie gewinnt durch die Schilderung der Span- 
nung der Reichsbehörde und der österreichischen Hofkanzlei große Beleuchtungs- 
kraft auch für das Werden der österreichischen Großmacht. Groß ist dann auch 
der Historiker der Reichsarchive im Gesamtinventar des Haus-, Hof- und Staats- 
archivs geworden. Viele dankbare Forscher werden eingedenk bleiben, welche 
überaus kenntnisreiche und stets hilfsbereite Persönlichkeit er gewesen ist; man 
könnte sagen, geradezu das Ideal des Archivbeamten. Redlichs, Bittners und 
Groß’ Hinscheiden bedeutet für den österreichischen Zweig der deutschen Ge- 
schichtswissenschaft eine sehr schwere, kaum ersetzbare und noch keineswegs 
ersetzte Verarmung. 


Ehrwald, Tirol, Heinrich Ritter von Srbik. 


Totenliste. 
(Nachträge zum vorigen Heft.) 


Gustav Abb-Berlin, gef. Frühjahr ] Joseph Hansen-Köln } durch Luft- 


1945 in Berlin, 
Ferdinand Bilger-Graz } 29. IV. 49. 
W.Carstens-Kiel } 25. V. 48. 
Pius Dirr-München } 27. 1.43. 
Karl Rich, Ganzer- München,gefallen. 


Hans Goldschmidt (chem. Potsdam) 
f als Emigrant in England durch 
deutschen Luftangriff. 


angriff 28. VI. 43. 
Benno Hilliger-Leipzig } 46 oder 47. 
Andreas Hohlfeld-Straßburg gef.45. 
Kurt Jagow-Berlin } beim Zusam- 
menbruch in Berlin Frühj,. 45. 
Herm. Keussen-Köln + 7. V.43. 


Alfred Lattermann-Posen gef. 3. V. 
45 in Spandau. 
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Friedrich Lau-Düsseldorf } 5. I. 47. 
Kurt Lück, gef. 3. III. 42 in Rußland. 


Hans Nirrnheim-Hamburg +31. VI. 
45. 


—. 


Emil Schaus-Koblenz } 8. II, 44, 

Friedrich Stieve-Berlin } beim Ein- 
marsch der Russen in Berlin IV,45, 

Ivo Striedinger-München +3, VI 


Karl Obser-Karlsruhe } 21. I. 44. 43. 
Paul Oszwald-Potsdam } 45. Hans Thimme-Potsdam + durchLuft- 
Joseph Pfitzner-Prag hingerichtet angriff M. IV. 45. 

von den Tschechen 45. Helmut Tiedemann-Jena gef. 43 in 


Italien. 
Friedrich von Rabenau-Berlin um- | Rudolf Vaupel-Marburg + 18. VI. 
gekommen durch die 


Gestapo 45. 
Frühj. 45. 


Hermann Wendt- Tübingen gef. 40in 
Erich Randt-Berlin } 6. V. 48. Frankreich. 


Berichtigungen: Erich (statt Ernst) Brandenburg, Max Buchner (statt 
Büchner) und Otto Hintze (statt Hinze). 


VERMISCHTES 
Bibliographie deutscher Geschichtswissenschaft 1939 —1945. 


Der Unterzeichnete wiederholt den in Heft 169, 1, S. 227 dieser Zeitschrift ent- 
haltenen Auftuf, etwaige ungedruckte Arbeiten der Jahre 1939/45 für unsere 
Bibliographie mitzuteilen. Der dort angegebene Endtermin 1. April 1949 wurde 
durch das unerwartet späte Erscheinen der Zeitschrift überholt. Es ist nunmehr 
ein „Nachtrag“ zur Bibliögraphie geplant, dessen Drucklegung erst in einigen 
Monaten möglich sein wird, so daß auch jetzt noch Titel-Anmeldungen möglich 
sind. r 


Freiburg/Br., Mozartstr. 48. Gerhard Ritter. 


Historiker-Tagung 


Die nächste (zwanzigste) Tagung Deutscher Historiker soll vom 12. bis 
14. (15.) September 1949 in München abgehalten werden. Sie wird mit einer 
Mitglieder-Versammlung des Verbandes der Historiker Deutschlands ver- 
bunden sein, der sich hier förmlich neu konstituiert und wichtige Beschlüsse für 
seine Organisation und Weiterarbeit zu fassen hat. Im Zusammenhang mit der 
Tagung soll auch eine Konferenz der landesgeschichtlichen Publikationsinsti- 
tute und eine Versammlung des neuzubegründenden Verbandes Deutscher Ge- 
schichtslehrer stattfinden, ferner die Jahressitzungen der Zentraldirektion der 
Monumenta Germaniae Historica und der Münchner Historischen Kommission. 
Das Programm der Historiker-Tagung, das über Vorträge, gesellige Veranstal 
tungen, einen Ausflug, verbilligte Quartierbeschaffung, verbilligte Gemein- 
schaftsverpflegung, verbilligte Gesellschaftsfahrten für Hin- und Rückreise Aus- 
kunft gibt, ist an die Mitglieder des Historikerverbands und an die Historischen 
Institute versandt worden. Anmeldungen zum Historikerverband werden erbeten 
an Professor Herbert Grundmann, Münster, Wichernstr. 13, II, Anmeldungen 
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sinne 
und Anfragen zum Historikertag an das Historische Seminar der Universität 
München. Der Münchner Ortsausschuß unter Leitung von Prof. Franz Schnabel 

42, Valpichlerstr. 23) und Prof. Ludwig Maenner (München 27, 
Newtonstr. 7) wird den Anfragenden ein Formular zur Anmeldung ihrer beson- 
deren Wünsche übersenden. 


„Wissenschaftliche Buchgemeinschaft e.V.“, Tübingen. 


Als große Subskriptionsgemeinschaft wird die „‚Wissenschaftliche Buchgemein- 
schaft e.V.“ durch eigenen Neudruck vergriffener Werke wissenschaftliches 
Schrifttum ihren Mitgliedern zu ungefähr dem halben Ladenpreis liefern. Diese 
niedrigen Subskriptionspreise sind möglich, weil jeder eigene Gewinn und alle 
Zwischengewinne ausgeschaltet sind und Stiftungen verwendet werden. Mit- 
gliedsbeitrag DM 2.— jährlich (Studenten und Schüler DM 1.50 jährlich). Die 
Mitgliedschaft berechtigt, die angebotenen Werke zum Subskriptionspreis zu 
beziehen, sie verpflichtet jedoch lediglich zum Bezug eines Werkes oder einer 
Zeitschrift. Das erste große Subkriptionsangebot ist erhältlich beim Sekretariat 
der „Wissenschaftlichen Buchgemeinschaft e.V.“ Tübingen, Schaffhausenstr. 3. 
Es enthält u.a. vollständige Nachdrucke von Max Schelers gesammelten 
Werken (12—14 Bde.), Jakob Grimms Kl. Schriften (8 Bde.), Droysens 
Hellenismus (3 Bde.), Gregorovius, Gesch. der Stadt Rom (4 Dünndruckbde.), 
J.Haller, Papsttum, Verb. u. erw. Neuausgabe (5 Bde. je 12 M), Dehio-Gall, 
Handbuch (4 Bde.), Lorenz v. Stein, Gesch. der sozialen Bewegung (3 Bde). 
Th. Mommsen, Römisches Staatsrecht (3 Bde.). 


NEUE BÜCHER!) 
(Bearbeitet von Wolfv, Both) 


Diese Übersicht nichtperiodischer, selbständiger Neuerscheinungen beruht 
auf bibliographischen Quellen, nicht auf dem tatsächlichen Büchereinlauf bei 
der Redaktion. 


Allgemeines 


Hellpach, W.: Völkerentwicklung und Völkergeschichte. Sg, 
Hippokrates Verl. 1208. 7,50 DM.—Steinacker, H.: Volkund Geschichte. 
Ausgew. Reden u. Aufsätze. Brünn, Rohrer 1943, X,555$. 14M.— Huizinga, 


1) Das Erscheinungsjahr ist, wenn nichts anderes angegeben, 1944. — Die Verlags- 
orte sind folgendermaßen abgekürzt: Am = Amsterdam, Bar = Barcelona, Bas = 
Basel, Be = Berlin, Bi = Bielefeld, Bo = Bonn, Bol = Bologna, Br = Breslau, 
(4 = Cambridge, Engl., Da = Darmstadt, Dr = Dresden, EI = Erlangen, Ff = 
Frankfurt a. M., Fb = Freiburg i. B., Fi = Florenz, Gi = Gießen, Gö = Göttingen, 
Or = Greifswald, Gro = Groningen, HI = Halle, Hb = Hamburg, Hd = Heidel- 
berg, Hn = Hannover, Je = Jena, Ka = Karlsruhe, Ki = Kiel, Kl = Köln, Kb = 
Königsberg i. P., Kop = Kopenhagen, La = Langensalza, Lei = Leiden, Lo = 
london, Lz = Leipzig, Ma = Marburg, Md = Madrid, Mai = Mailand, Mch = 
München, Ms = Münster, Nb = Nürnberg, Np = Neapel, NY = New York, Ox = 
Oxford, Pa = Paris, Po = Potsdam, Ro = Rostock, Sg = Stuttgart, Sto = Stock- 
kolm, Tb = Tübingen, Tr = Turin, Up = Upsala, Wa = Washington, Wb = Würz- 
dug, Wei = Weimar, Wi = Wien, Zr = Zürich. 
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J.: Homo ludens. Versuch e. Bestimmung des Spielelements d. Kultur. Am, 
Pantheon. XVII, 344 S. 19 fl. — Isenburg, W. K. Prinz: Sippen- und 
Familienforschung. Hd, Winter 1943. VIII, 120 S. 2,50 M. — Rohden, 
P. R.: Die Idee des Reiches in der europ. Geschichte. Oldenburg, Stalling 
1943. 225 S. 4,50 M. — Höijer, E.: Die Bevölkerungsentwicklung in Schwe- 
den im Vergleich mit der Deutschlands. Je, Fischer 1943. 20 S. 150M. — 
Lindgvist, S.: Gotlands Bildsteine. 1. 2. Sto, Wahlström 1941 bis 1942, 
151, 147 S. je 35 Kr. — Gesemann, G.: Heroische Lebensform. Zur Literatur 
und Wesenskunde der balkanischen Patriarchalität. Be, Wiking Verl, 1943, 
3718. 8M. — Heissig, W.: Der mongolische Kulturwandel in den 
Hsingan-Provinzen Manschukuos. Wi, Exner. 97 S. (Diss. Wi). 6M. 
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Vorgeschichte und Altertum 


Schwabedissen, H.: Die mittlere Steinzeit im westl. Norddeutschland, 
Neumünster, Wachholtz. XII, 264 S. 18 M. — Wahle, E.: Frühgeschichte 
als Landesgeschichte. Vortr. Sg, Kohlhammer 1943. 33 S. — Mühll, P, 
v. d.: Über das naturgemäße Leben der alten Athener. Bas, Helbing 1943. 
39. (Bas. Univ. Reden H. 14). 1,20 M. — Kolbe, W.: Die ätolischen Soterien 
und die attische Archontenforschung. (Heidbg. AK. Wiss. SBer. 1942/43, 
Abh. 1.) 3,80 M. — Klatt, F.: Griechisches Erbe. Das Urbild der Antike 
im Widerschein des heutigen Lebens. Be, de Gruyter 1943. 100, 20 5. 6M.— 
Gelzer, M.: Vom römischen Staat. Zur Politik und Gesellschaftsgeschichte 
der röm. Republik. 1.2. Lz, Koehler & Amelang. 171, 203 S. je 3 M. — Kahr- 
stedt, U.: Kulturgeschichte der röm. Kaiserzeit. Mch, Bruckmann. 516 $. 
15 M. — Enßlin, W.: Gott-Kaiser und Kaiser von Gottes Gnaden. 
Mch, Beck i. Komm. 1943. 134 S. (Bayer. A. d. W. Sitzungsber. 6). 8M. — 
Lietzmann, H.: Geschichte der alten Kirche. 4: Zeit der Kirchenväter. Be, 
de Gruyter. IV, 200 S. 3,20 M. 



















Mittelalter 


Schubart, W.: Justinian und Theodora. Mch, Bruckmann 1943. 307 $- 
8,50 M. — Schmidt, Ludwig: Die letzten Ostgoten. Be, de Gruyter 1943- 
15 S. (Abh. Pr. A. d. W. Nr. 10.) 1 M. — Dubler, C.: Geschichtsschreibung 
im span. Mittelalter. Bar, Herder 1943. 36 S. 6 Ptas. — Genzmer, F.: 
Germanische Seefahrt und Seegeltung. Mch, Bruckmann. VII 3775. 
6,50 M.— Förster, M.: Zur Geschichte des Reliquienkultus in Altengland. 
Mch, Beck i. Komm. 1943. 1485. (Bayer. A.d. W. Sitzungsber. H. 8.) 9,20 M.— 
Troescher, G.: Deo et Caesari fidelis perpetuo. Kaiserbilder und Reichs- 
symbole im der westl. Reichsromania. Lz, Lühe & Co. Auslfg. 1943. 28. 
3,20 M. — Koelner, P.: Die Basler Rheinschiffahrt vom Mittelalter zut 
Neuzeit. Bas, Helbing. 140 S. 10 Frs. — Eschmann, E. W.: Die Führungs 
schichten Frankreichs. Bd. 1: V.d. Capetingern b. z. Ende des Grand Siöck. 
Be, Juncker & Dünnhaupt 1943. XXII, 272 $. 8 M. — Scholz, R.: Wilhelm 
von Ockham als politischer Denker und sein Breviloquium de principatu tyran- 
nico. Lz, Hiersemann. 218 S. 15 M. — Höman, B.: Geschichte des ungati- 
schen Mittelalters. Bd. 2: Vom Ende des 12. Jahrhunderts bis zu den An 
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fingen des Hauses Anjou. Be, de Gruyter 1943. 399 S. 12,80 M.— Altrichter, 
H.:Die Zisterzienser in Mähren bis zu Karl IV. Brünn, Rohrer 1943. 63 S. 
3,60 M. — Bastian, F.: Das Runtingerbuch 1383—1407 und verw. Material 
a Regensburger-südostdt. Handel und Münzwesen. Bd. 1—3. Regens- 

| burg, Bosse 1935—1944. 90 M. — Brandi, K.: Vier Gestalten aus der ital. 
Renaissance. Dante, Cola Rienzo, Machiavelli, Michelangelo. Mch, Bruck- 
mann 1943. 135 S. 4,50 M. — Spunda, F.: Geschichte der Medici. Mch, 
Bruckmann. 373 S. 7,50 M. 


Reformation und Absolutismus (1500—1789) 


Waetzoldt, W.: Niccolo Machiavelli. Mch, Bruckmann 1943. 248 S' 
650 M. — Konetzke, R.: Das spanische Weltreich. Grundlagen und 
Entstehung. Mch, Callwey 1943. 256 S. 5,80 M. — Köhler, W.: Huldrych 
Zwingli. Lz, Koehler & Amelang 1943. 285 S. 4,50 M. — Lötscher, V.: 
Der deutsche Bauernkrieg i. d. Darstellung und im Urteil der zeitge- 
nössischen Schweizer. Bas, Helbing (Diss. Bas). 261 S. 6 M. — Siebert, F.: 
Zwischen Kaiser und Papst. Kardinal Truchseß von Waldburg und 
die Anfänge der Gegenreformation in Deutschland. Be, Junker und Dünnhaupt 
1943. 473 S. 16 M. — Woodtli, O.: Die Staatsräson im Roman des 
Deutschen Barocks. Lz, Huber 1943. 215 S. (Diss. Zr.) 5,40 M. — Srbik, 
H. v.: Wien und Versailles 1692—1697. Zur Gesch. von Straßburg, 
Elsaß und Lothringen. Mch, Bruckmann. IX, 339 S. 8,50 M. — Böhm, B.: 
Bibliographie zur Gesch. des Prinzen Eugen von Savoyen und seiner Zeit. 
Wi, Holzhausen 1943. XI, 208 S. 12 M. — Priesdorff, K. v.: Saldern, 
der Exerziermeister des Gr. Königs. Hb, Hanseat. Vecd. Anst. 1943. 116 S. 
320M. — Arx, A. v.: Lessing und seine geschichtliche Welt. Frauen- 
feld, Huber 171 S. (Diss. Zr.). 4,20 M. — Winter, E.: Der Josephi- 
nismus und seine Geschichte. Beitr. zur Geistesgesch. Österreichs 1740—1848. 
Brünn, Rohrer 1943. XI, 477 S. 11 M. — Wehrli, B.: Das Finanzsystem 
Zürichs gegen Ende des 19. Jahrhunderts. Aarau, Sauerländer. XIV, 164 S. 
Diss. Zr.) 3,60 M. 


Neuere Geschichte (1789—1871) 


Arzadun, J.: Fernando VII y su tiempo. Md. Summa 1942. 385 $. — 
Cannaviello, V.: Gli Irpini nella rivoluzione del 1820 e nella reazione. 
Avellino 1940. Pergola. 426 S.— Ruffini, F.: I giansentisti piemontesi 
elaconversione della madre diCavour. Fl. La nuova Italia 1942. LXVI, 215 S. 
— Bonjour, E.: Englands Anteil an der Lösung des Neuenburger Kon- 
flikts 1856/57. Bas, Helbing 1943. 103 S. 5,60 Frs. — Timm, A.: Moltke 
und das Bauerntum. Be, Engelhard 1943, 80 S. 3,60 M. — Knappe, Ch.: 
Bismarck und Österreich 1864/65. Wi, Phil. Diss. 1943. 80 S. 


Deutsche Landschaften 


Weller, K.: Geschichte des schwäbischen Stammes bis zum Untergang 
t Staufer. Mch, Oldenbourg. IX, 476 S. 8 M. — Krebs, M.: Quellensamm- 
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lung zur oberrhein. Geschlechterkunde. Bd. 1, H. 1. Karlsruhe, Braun 
1943. 809, 171 S. (Zs. £. d. Gesch. d. Oberrheins, N.F. Bd. 56. Ber.) 24M. — 
Ulmer, F.: Die Schwabenkinder. Ein Beitr. z. Sozial- und Wirtschaftsgesch, 
des westtiroler Bergbauerngebietes. Prag, Noebe 1943. 168 $. 4M,. 
Kux, J.: Die deutschen Siedlungen um Olmütz bis 1918, Olmütz, Kullil 
1943. XXVII, 798 S. 30 M. — Rauscher, E.: Studien zur Siedlungs- und 
Verwaltungsgeschichte des Göttweiger Amtes „Um den Berg“. Wi Phil, 
Diss. 1943. X, 113 Bl. Mschr. 





DER ERSTE PUNISCHE KRIEG UND DAS PROBLEM 
DES RÖMISCHEN IMPERIALISMUS 


(ZUR POLITISCHEN BEURTEILUNG DES KRIEGES) 
VON 
ALFRED HEUSS. 


ÜBER die weltgeschichtliche Bedeutung des Ersten Punischen 
Krieges besteht kein Zweifel. Zu klar ist seine Stelle im Zusammen- 
hang der römischen Expansion abgezeichnet. Bekanntlich hat mit 
ihm Rom den ersten Schritt auf dem Weg getan, der zur Entstehung 
des Reiches führen sollte. Ohne ihn gäbe es keinen Zweiten Punischen 
Krieg und damit keinen Kampf mit Hannibal, in dem die Entscheidung 
über die Herrschaft im westlichen Mittelmeer gefallen ist, und ohne 
ihn wäre deshalb schließlich auch das daran sich anknüpfende Aus- 
greifen in den östlichen Bereich der antiken Welt nicht möglich 
gewesen. 

Allerdings sind wir über die politischen Hintergründe dieser ersten 
Phase des römischen Imperialismus nicht sehr gut unterrichtet. 
Das liegt vor allem an der Quellenlage, welche zwar unverhältnis- 
mäßig besser ist als für die vorausgehende Epoche der Eroberung 
Italiens, aber unser Interesse für das Ineinandergreifen der ver- 
schiedenen politisch wirksamen Faktoren nur unvollständig befrie- 
digt. 

Die folgenden Ausführungen haben den Zweck, dieses Problem 
einmal in extenso aufzurollen und — ungeachtet des ärgerlichen 
Umstandes, daß sich in manchen Punkten keine befriedigende Ge- 
wißheit erzielen läßt — eine Antwort auf die naheliegende Frage zu 
geben, wie es zu diesem Krieg gekommen ist und wie es um seine 
politischen Voraussetzungen und Zielsetzungen steht. 


I. 


So oft der Erste Punische Krieg in römischen und allgemeinen 
Weltgeschichten geschildert worden ist, so wenig hat man eigentlich 
auf diese seine politische Seite einen besonderen Nachdruck gelegt 
und ihr prinzipielle Bedeutung zukommen lassen. Es fehlt zwar 
nicht an Untersuchungen von Teilfragen, zumal solchen zur Quellen- 
lage, und Erörterungen der sehr umstrittenen Vorgeschichte des 
Krieges, aber ihr sachlicher Gewinn für seine politische Beurteilung 
st im großen ganzen doch sehr gering. Viel zu sehr hat man immer 
in dem Übergreifen Roms auf Sizilien (das war ja das Ergebnis des 
Historische Zeitschrift 169. Bd. 30 
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Krieges) einen natürlichen Fortschritt der römischen Machtaus- 
dehnung gesehen, als daß einem hierbei diese Tatsache selbst irgend- 
wie „problematisch“ erscheinen konnte. Der „Krieg um Sizilien“, 
wie man ihn auch gern nennt, wies durch sein Resultat, so hatte & 
den Anschein, sich auch genügend über sein inneres Ziel, d.h. die 
mit ihm und während seines ganzen Ablaufs verfolgte Absicht aus, 


Daher ist es denn meistens ein gewissermaßen „vorgegebener“ 
Zwang, unter dem die römische Politik bei diesem Kriege gestanden 
habe. Noch letzthin schreibt Kornemann, daß seit der Unterwerfung 
Italiens „‚der Ausgangspunkt für das neue Ringen des Staates beim 
Übergreifen über die Halbinsel hinaus gegeben“ war!). Auch nach 
Mommsen „gab die Eroberung Italiens den Römern wie die Grie- 
chenlands den Makedoniern, wie die Schlesiens den Preußen, den 
Mut, eine neue politische Bahn zu betreten“). Und ebenso ist es, 
um noch ein Beispiel zu nennen, für Ranke im Grunde eine imm- 
nente Notwendigkeit, der Rom damals gefolgt sei?®). 


Aber diese Selbstverständlichkeit besteht im Grunde gar nicht, 
wenn man die Geschichte nicht rückwärts von ihrem Ende, sondern 
vorwärts von ihren anfänglichen Gegebenheiten aus interpretiert 
(was bekanntlich die einzig zulässige Methode ist). Es ist zwar richtig, 
daß auf die Dauer ein Übergreifen des politischen Einflusses auf die 


Nachbargebiete Italiens sich nicht vermeiden ließ (insofern war 
natürlich der Weg vorgeschrieben), aber daß hierzu die Zeit bereits 
im Jahre 264 gekommen war, nachdem die Römer nach einem 
schweren Kampf noch nicht einmal ein Zeitraum von zehn Jahren 
von der Unterwerfung Italiens trennte, und daß man um den Besitz 
eines Teiles von Sizilien (das syrakusanische Reich blieb ja vorerst 
noch außerhalb der direkten römischen Herrschaft) den längsten 
Krieg, den Rom je geführt hat und der es bis zum Ausbluten an- 
strengen sollte, durchfocht, dies ist alles andere als selbstverständlich, 
zumal an dem Besitz Siziliens den Römern von Hause aus nicht all- 
zuviel liegen konnte, weil ihnen seine Einbeziehung in das italienische 
Hegemoniesystem nicht möglich erschien. Wenn irgend etwas wahr- 
scheinlich ist, so der Umstand, daß in dieser Zeit, kurz nachdem erst 
ganz Süditalien an Rom angegliedert war, die Römer sich als satu- 
riert betrachten konnten und das augenscheinlich auch getan haben 


!) Römische Geschichte I 1938, S. 183, 
?2) Römische Geschichte I 7. Aufl. 510. 


3) Weltgeschichte II’, 89f. R. denkt hierbei an die Einheit Italiens und Siziliens, 
die durch den Zusammenhang von Großgriechenland im Altertum dargestellt worden 
sei. 
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(wie der Modus der endgültigen Angliederung Siziliens beweist, 
s.u,). Es läßt sich also gar nicht die Frage vermeiden, welche näheren 
Bedingungen einmal den Krieg ins Rollen brachten und was sodann 
die Römer veranlaßte, ihn mit solcher Zähigkeit bis zu seiner letz- 
ten Entscheidung durchzukämpfen. 

Wir betreten damit das schlüpfrige Gebiet einer Kriegsursachen- 
diskussion, welche bekanntlich eng verflochten zu sein pflegt mit 
der Erörterung der Frage der Kriegsschuld. Und eben als „Kriegs- 
schuldfrage““ ist das Problem bereits im Altertum betrachtet worden. 
Da, wie wir sehen werden, der Einblick in den wahren Sachverhalt 
überhaupt durch eine Masse zweifelhafter Angaben und zweckbe- 
stimmter Auffassungen verbaut ist, will ich an diesen Ansichten, welche 
begreiflicherweise wie alle solchem Zusammenhang entspringenden 
Theorien historisch von sehr fraglichem Wert sind, nicht vorbei- 
gehen, um so das eigentliche Thema vorzubereiten. Sie haben zudem 
den Vorteil, daß sie zeigen, wie aus ihnen dann ebenfalls bereits 
im Altertum eine Fragestellung hervorgegangen ist, welche der 
unsrigen nach dem inneren Grund des Krieges, die wir oben auf- 
warfen verwandt ist. 

Die Schuldfrage ist eine juridische. So verhält es sich auch hier. 
Schon vom alten Cato wissen wir, daß er sie gestellt und beantwortet 
hat, wenn er behauptet, daß die Karthager bis zum Jahre 219 v. Chr. 
sechsmal vertragsbrüchig geworden wären?). Allem Anschein nach 
ist in unserem Fall jedoch in diese Kerbe zuerst von griechisch- 
karthagischer Seite geschlagen worden. Der Historiker Philinos, 
ein Zeitgenosse des Ersten Punischen Krieges, hat nämlich erzählt, 
es hätten vor dem Kriege Abmachungen zwischen Rom und Kar- 
thago bestanden, des Inhaltes, daß die Römer sich ganz Siziliens, die 
Karthager Italiens zu enthalten hätten®). Solche Bestimmungen kann 
Philinos, der ein ernsthafter und gut unterrichteter Mann war, nicht 
erfunden haben; aber wahrscheinlich ist ihre Nutzanwendung auf 
den Krieg unzutreffend und ein karthagischer Advokatenkniff. Die 
Stipulation, von der Philinos spricht, kann kein selbständiges Ver- 
tragswerk ausgemacht haben, da sie sonst Polybios, der diesen 
tömisch-karthagischen Verträgen seine besondere Aufmerksamkeit 
gewidmet hat, hätte bekannt gewesen sein müssen. Aber sie wird 
in dem letzten Vertrag, den Rom und Karthago vor dem Ersten 
Punischen Krieg abgeschlossen hatten, gestanden haben. Der gehört 

!) Orig. Fragm. 84 Peter; dazu jetzt Gelzer in: Rom u. Karthago hrg. v. J. Vogt, 
193, S. 183. 


%) Polyb. 3, 26, 2ft. Polyb. bezweifelt a. O. zwar die Richtigkeit der Angaben des 
Philinos, aber gegen ihn ist er keine durchschlagende Gegeninstanz. 
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in den Pyrrhoskrieg und handelt über die gegenseitige Hilfeleistung 
im Kampf gegen Pyrrhos. Wir wissen, daß diese hierin genau spezi- 
fiziert war — so sollten z. B. die Karthager nur zu maritimem 
Sukkurs verpflichtet sein —, und es liegt nichts näher, als für die 
Dauer des Krieges zugleich zu bestimmen, daß die karthagische 
Kriegsführung sich auf den Krieg in Sizilien, die römische auf den 
italiichen Kriegsschauplatz beschränken sollten (wie es dann 
auch tatsächlich gewesen ist)'). Die Römer sind die Antwort nicht 
schuldig geblieben, indem sie vice versa mit Hilfe des gleichen Ver- 
trages eine Verfehlung der Karthager konstruiert oder besser fingiert 
haben. Sie behaupteten nämlich, die Karthager hätten den Vertrag 
schon vorher durch eine Hilfeleistung an Tarent, als dieses durch 
den Tod des Pyrrhos (272) seines letzten Schutzes beraubt war, 
verletzt). Da das ein genaues Gegenstück zu dem Vorwurf des 
Philinos ist, mag es noch während des Krieges oder kurz nachher 
aufgebracht worden sein, und damit könnte man sich ungefähr 
denken, was Cato unter der Vertragsverletzung verstanden hat. 
Späteren römsichen Geschichtsschreibern hat selbst dies nicht mehr 
genügt, und sie haben deshalb aus der wirkungslosen Entsendung 
der Flotte nach Tarent — sie zog nach der ursprünglichen Version 
unverrichteter Dinge wieder ab, da der Offizier des Pyrrhos bei ihrer 
Ankunft die Burg bereits den Römern übergeben hatte — eine 
Schlacht zwischen ihr und den Römern gemacht?). 

Die juridische Erklärung der Kriegsursachen wurde freilich hin- 
fällig, als sie mit dem Fortschritt der Zeit ihr aktuelles Interesse 
verlor. Aber man hörte deswegen nicht auf, sich über die Gründe 
des Krieges Gedanken zu machen. So kann man denn einmal sehen, 
daß die gegenseitigen Verfehlungen der beiden Kriegsparteien nur 
die scheinbare Ursache des Krieges gewesen seien, in Wahrheit 
wäre es zum Kriege gekommen, weil den Römern der Besitz der 
fruchtbaren Inseln Sizilien und Sardinien als erstrebenswert vor- 
geschwebt hätte‘). Ein andermal verdichtete sich diese Vorstellung 
zu einem sehr anschaulichen und eindrucksvollen Bild: das römische 


1) Polyb.3, 25, 2ff. Die Beziehung auf diesen Vertrag ist die einfachste Lösung; 
ebenso De Sanctis, Storia dei Romani 3, 1, 100, der allerdings mit seiner Gültigkeit über 
den Krieg hinaus rechnet. 

2) Livius perioch, 14; Dio fgr. 43, 1. Boiss (=Zonaras 8, 8, 3). Hierzu Beloch, Griech. 
Gesch. 4?,2, 277; Niese, Gesch. der griechischen und makedonischen Staaten 2,8. 
Die Priorität des karthagischen Verdiktes (vor dem von den Römern erhobenen) er- 
gibt sich aus dem Zeugnis des Philinos und dessen sinnvoller Applizierung auf den 
notorischen Hilfezug für Messana. 

3) Orosius 4, 3,1. 

*) Ampelios 46, 2. 
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Volk wäre nach der Unterwerfung Italiens in das kräftigste Mannes- 
alter eingetreten und hätte sich im Vollbesitz seiner Kräfte gefühlt. 


Als es nun so „als Sieger über Italien an die Meerenge gekommen 
war, hielt es doch einen Augenblick inne, nach Art eines Feuers, 
welches nach Versengung weiter Wälder durch einen dazwischen- 
liegenden Fluß gestoppt wird. Da es aber in seiner nächsten Nähe 
die reichste Beute erblickte, gleich als ob sie von seinem Italien ab- 
gesplittert und weggeschoben sei, erwachte in ihm eine solche Be- 


gierde danach, daß es beschloß, was sich nicht durch Damm und 
Brücke angliedern ließ, mit Waffengewalt sich zu verbinden und zu 
seinem Kontinent zurückzuholen“. Derselbe Autor äußert noch 
einen anderen Gedanken und meint, beide Seiten,sowohl Römer wie 
Punier, hätten es auf Sizilien abgesehen, und so wäre man 
beiderseits auf die Weltherrschaft losgesteuert, aber dann kehrt er 
wieder zur ersten Vorstellung zurück: So hätte angeblich zur Unter- 
stützung der Bundesgenossen, in Wirklichkeit unter dem Antrieb 
der Aussicht auf Beute, obschon der neue Weg nicht ohne Schrecken 
war — aber so groß war das Vertrauen auf die eigene Mannhaftig- 
keit — so hätte jenes rohe Hirtenvolk von Landratten gezeigt, daß 
es dem Mutigen gleichgültig ist, ob man zu Wasser oder zu Land, zu 
Schiff oder zu Pferd, seine Kräfte im Kampf mißt‘“'). Eskommt nicht 
darauf an, woher diese Gedanken letztlich stammen — geäußert 
werden sie von zwei unbedeutenden Schriftstellern des zweiten nach- 
christlichen Jahrhunderts?) und sind wahrscheinlich nicht älter 
als die augusteiische Zeit, da nicht anzunehmen ist, daß vorher 
derartig unverblümt vom römischen Herrschaftsstreben gesprochen 
wurde®), — bezeichnend ist für unseren Zusammenhang lediglich, daß 
an die Seite der juridischen Motivation eine politische tritt und jener 
sogar ausdrücklich entgegengesetzt wird. Das Bild von dem Wald- 


1) Florus 1, 18, 1ff. 


?) Das Buch des Florus wird von den Handschriften zwar als Epitome von Livius 
bezeichnet, aber es ist längst erkannt, daß in ihm mehr steckt als ein Auszug des Livius 
(vgl. Roßbach RE 6, 2759ff.). Die Vorstellung von den verschiedenen Menschenaltern 
Roms findet sich auch bei dem älteren Seneca (vgl. Lactanz, instit. 7, 15) und geht 
möglicherweise auf ihn zurück. 


®) Vgl. Gelzer, Die Anfänge des römischen Weltreichs, Haller-Festschrift Das 
Reich 1940 S. 1 ff.*— Es ist mir deshalb auch sehr fraglich, ob der hier in Rede stehende 
Gedanke von Livius stammt (so Schermann, Der Erste Punische Krieg im Lichte 
der livianischen Tradition, Diss. Tübingen 1905, 10f.), da Livius im allgemeinen der 
spätannalistischen Auffassung der römischen Politik folgt (vgl. K.E. Petzold: Die 
Eröffnung des Zweiten Römisch-Makedonischen Krieges, Untersuchungen zur spät- 
annalistischen Topik des Livius 1940, vor allem Seite 93ff.). Livius 21, 41, 14 beweist 


gar nichts, weil dort gerade die charakteristische Gegenüberstellung der Kriegsgründe 
fehlt, 
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brand verlegt die Ursache in den inneren Zustand des römischen 
Volkes und dürfte eine originelle Wendung des Schriftstellers sein, 
aber gemeinsam mit dem anderen Gedanken ist die Deutung von 
einer immanenien Voraussetzung aus, die sich dem äußeren rechts- 
förmigen Anlaß unterschiebt. So verhält es sich auch mit der Er- 
klärung, die wir bei Cassius Dio antreffen. Da heißt es: ‚Die Rechts- 
gründe der Auseinandersetzung bildete für die Römer die Tatsache, 
daß die Karthager den Tarentinern halfen, für die Karthager, daß die 
Römer mit Hieron Freundschaft geschlossen hatten. Aber das war 
für beide nur ein Vorwand, wie es eben ist, wenn man durch eine 

‚ deren man sich im Grunde schämt, vorwärts kommen will, 
Die Wahrheit verhält sich anders: Längst waren nämlich die Kar- 
thager mächtig, die Römer aber dabei, zusehends an Macht zu 
gewinnen, und da standen sie sich gegenseitig mißtrauisch gegen- 
über. So wurden sie einesteils der Natur der meisten Menschen 
gemäß, zumal wenn es ihnen gut geht, von dem Verlangen nach Mehr, 
anderernteils durch die Furcht zum Kriege geführt. Alle beide aber 
hatten die Überzeugung, daß jedes einzelnen Existenz an den Gewinn 
des Besitztums des anderen geknüpft sei. Und es ist auch sehr 
schwierig und eigentlich so gut wie ausgeschlossen, daß zwei Völker 
im Genuß von Freiheit, Macht und Selbstbewußtsein, die auf schnell 
passierbarem Seeweg nur eine kleine Strecke voneinander entfernt 
sind, den Willen haben könnten, sowohl über andere zu herrschen 
als andererseits sich gegenseitig zu respektieren. Eine solche vom 
Schicksal verhängte Sachlage brachte es zur Lösung der Verträge 
und riß die beiden in den Krieg“). Art und Weise dieser Gedanken- 
bewegung verrät deutlich griechischen Einfluß und ist ohne des 
Thukydides wichtige Unterscheidung der zweierlei Kriegsgründe 
nicht zu denken. Schwerlich ist das den zwei Ersten zum Bewußtsein 
gekommen, dagegen kann man es bei Dio, nach allem was wir sonst 
von seiner Geschichtsschreibung wissen?), für möglich halten. Zumal 
der Gedanke von der immanenten Notwendigkeit, die beide Teile 
beherrscht hat, scheint deutlich ein thukydideisches Denkschema zu 
verraten. 

Der erste, der diese Betrachtungsweise auf die römische Ge- 
schichte angewandt hat, ist Polybios in seiner Erörterung der Gründe 
des Hannibalischen Krieges gewesen. Auch hat er des längeren klar 
ausgeführt, daß für ihn der Grund der römischen Expansion im 
römischen Wesen, genauer in der Struktur der römischen Verfassung, 


1) Dio frg. 43, 1 Boiss (vgl. auch frg. 43, 16; 43, 19). 
2) Vgl. Eduard Schwartz RE 3, 16, 90. 
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liege (6, 50.) und überhaupt die Römer einem bewußten Herr- 
schaftsplan gefolgt seien. Aber auf den Ersten Punischen Krieg hat 
er den Gedanken nicht — wenigstens nicht explicite — angewandt, 
wahrscheinlich weil er seine Darstellung nur als vorbereitend für 
den mit dem Hannibalischen Krieg beginnenden Hauptteil betrach- 
tete!). Man findet also bei ihm dieses Räsonnement nicht, das bei den 
späteren Darstellungen allenthalben begegnet. Da er unser Haupt- 
gewährsmann für den Krieg ist, scheint dadurch die Lage für die Bil- 
dung des eigenen Urteils günstig zusein. Dennsoviel ist ja sicher, diese 
Theoreme, so erwägenswert sie an sich sein mögen, besitzen keinen 
unmittelbaren Quellenwert und lassen die näheren Motive des 
Krieges offer Ihre Beantwortung kann nur aus der Betrachtung der 
Ereignisse ırwachsen und aus den inneren Verbindungen, die aus 
ihrem Verhältnis untereinander sich ergeben bzw. einen gewissen 
Grad von Wahrscheinlichkeit beanspruchen können. Vorher aber 
muß kurz die Lage im Jahre des Kriegsausbruchs geschildert werden, 


ll. 


Es war damals erst acht Jahre her, daß der Krieg mit Pyrrhos (272 
v. Chr.) seinen formellen Abschluß gefunden hatte. Da dieser Kriegein 
Koalitionskrieg gewesen war, nicht nur zwischen Rom und dem 
mit Pyrrhos verbündeten Tarent, sondern auch den wehrhaften 
oskischen Stämmen Süditaliens wie den Lucanern, Bruttiern und 
vor allem den Samniten, so brachte der Frieden auch dort Ruhe und 
die Unterwerfung so gut wie des ganzen peninsularen Teiles von 
Italien. Samnium ist damals so dezimiert worden, daß es nach den 
verschiedenen, seit fünfzig Jahren durchgestandenen Waffengängen 
als endgültig befriedet gelten konnte Die Kolonie Benevent wurde 
zut Sicherung auf samnitischem Gebiet im Jahre 268 angelegt. Die 
Jahre seit dem Ausgang des Ringens sind erfüllt mit Maßnahmen 
zur Befestigung und zum Ausbau des Gewonnenen. Ein Avfstand 
der Picenter wird 268 niedergeschlagen, im Norden von deren Ge- 
biet die Kolonie Ariminum gegründet und in ihm selbst die Kolonie 
Firmum 264. Der messapische Stamm der Sallentiner im Bereich 
des östlichen heutigen Apuliens wird unterworfen, möglicherweise 
auf römische Initiative hin, da in diesem geographisch wichtigen 
Gebiet die Römer selbst unmittelbar Fuß fassen wollten®). Unmittel- 
bar am Vorabend des Ersten Punischen Krieges war in Südetrurien 
in der Stadt Volsinii eine Revolution ausgebrochen, welche mit 


5 !) Daß er nicht anders gedacht hat, duldet keinen Zweifel; ist in seinen Augen 
ja schon die Ausbreitung über Italien auf diese Weise erfolgt (1, 1, 6). 
®) Vgl. Zonaras 8, 7, 3 und Beloch, Römische Geschichte 1925, S. 473. 
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römischer Waffenhilfe niedergeschlagen wurde und mit der Ver- 
legung der Stadt an einen anderen Ort endete (264)!). Die Durch- 
dringung des bis dahin unterworfenen Italiens mit Kolonien war 
indes damals noch nicht beendet: 264 wurde im Gebiet der Picenter 
Firmum angelegt (s.o.), 263 folgte noch Aesernia. Dann hat aber der 
Krieg die Linie abgebrochen. Sie wurde erst mit seinem Ende wieder 
aufgenommen, als Brundisium®) und 241 Spoletium in Umbrien dedu- 
ziert wurden. Man war also, wie schon bemerkt wurde, noch 
mitten im Ausbau Italiens begriffen. 

In Sizilien können wir die Ereignisse nicht so genau fixieren. 
Der Weggang des Pyrrhos im Jahre 275 hatte die Insel in ihre alte 
Aufspaltung wieder zurückgeworfen. Die politisch bestimmenden 
Komponenten waren die Karthager mit ihrer Basis im Westen, Syn- 
kus und im Nordosten der Insel der Staat der Mamertiner in der 
Stadt Messana. Letztere waren von Hause aus oskische Söldner, die 
im Dienst des 289 verstorbenen Tyrannen Agathokles gestanden und 
danach nach Ausrottung der männlichen Einwohner von Messana 
dort ein eigenes Staatswesen gegründet hatten. Zwischen Syrakus 
und den Mamertinern herrschte andauernder Krieg, auch nach dem 
Jahre 275. Die Mamertiner raubten und sengten, wo es ging, und 
es war, von allem politischen Ehrgeiz abgesehen, eine Lebensfrage 
für Syrakus, mit den Bewohnern von Messana einen vernünftigen 
modus vivendi herbeizuführen, d.h. unter den obwaltenden Um- 
ständen die syrakusanische Herrschaft in irgendeiner Form bis an 
die Nordostspitze Siziliens auszudehnen. Den Mamertinern kam 
jedoch sehr zustatten, daß die stammverwandten Herren des an der 
anderen Seite der Straße von Sizilien liegenden Rhegion mitihnen 
gemeinsame Sache machten. Erst als diese von den Römern im 
Jahre 270 vernichtet worden waren, verschlechterte sich für sie die 
Situation®). Das war ungefähr die gleiche Zeit‘), in der in Syrakus ein 
Tyrann in der Person Hierons sich an die Spitze des Staates stellte. 
Vorerst jedoch, solange der neue Herrscher seine Stellung in Syrakus 
befestigen mußte, konnten sie sich der Syrakusaner noch erwehten. 
Sie errangen sogar, wie es scheint, nicht ohne die aus innerpolitischen 
Gründen gehegte Absicht des Hieron, einen Vorteil über diesen, 
indem sie dessen Söldner vernichtend schlugen?);aber dann holte er 

1) Vgl. Beloch a.O. 459. 

2) Das Datum schwankt. Nach Zonaras a. O. liegt es gleich nach der Unterwerfung 
der Sallentiner, also 267, nach Liv. epit. 19, Velleius Pat. 1,14, 7, dem der Vorzug zu 
geben ist, erst 244. 

3) Polyb. 1,8, 2. 

#4) Polyb. 1, 8, 3, 

5) Polyb. 1, 8, 4. 
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zum entscheidenden Schlage aus. Am Flusse Longanos gewann er 
den wichtigen Sieg über die Mamertiner, welcher den Stein unmittel- 
bar ins Rollen bringen und den Punischen Krieg auslösen sollte. 
Hieron erklärte sich auf den Sieg hin zum König, die Mamertiner, 
am Ende ihrer Kraft stehend, suchten auswärtige Hilfe und fanden 
sie bei den Karthagern. Ein in der Nähe stehender karthagischer 
General übernahm den Schutz der Stadt, und Hieron konnte sie 
nicht erobern. Inzwischen aber gewann eine andere Partei bei den 
Mamertinern die Oberhand, welche ein Hilfegesuch an die Römer 
veranlaßte. Die römische Stellungnahme zu ihm war der Ausbruch 
des Krieges'). 

Der Hergang der nun in Rom erfolgenden Ereignisse gibt darüber 
Auskunft, wie die ursprüngliche Anlage des Krieges war. Unsere 
alleinige Quelle hierfür ist Polybios (1, 10—1, 11, 3). Von seinem 


I) Die eben skizzierte Entwicklung entspricht der Schilderung des Polybios. Die- 
selbe ist eindeutig und unmißverständlich. Der Zusammenhang wird lediglich pro- 
blematisch durch die chronologischen Schwierigkeiten, die sich aus anderen, zusätz- 
lichen Angaben ergeben. Für ihre Erörterung ist hier nicht der Platz. Eine solche 
ist aber auch nicht nötig, nachdem Beloch, Griechische Geschichte 4°, 2, 278f, längst 
das Richtige gesehen hat. Es mag hier lediglich auf die in Rede stehenden Punkte hin- 
gewiesen werden. Umstritten ist noch immer das Datum der Schlacht am Lon- 
ganos,. Man setzt es im allgemeinen auf das Jahr 269 oder 268, woraus sich ergeben 
würde, daß die Karthager bereits 5 Jahre in Messana saßen, bis das Hilfegesuch an 
die Römer erging und deren Einschreiten erfolgte (so neuerdings wieder Gelzer in 
Rom und Karthago S. 182). Das widerspricht aber offensichtlich der Darstellung des 
Polybios und hat auch die historische Wahrscheinlichkeit gegen sich. Der einzige 
erhebliche Anstoß ist die Angabe des Polybios, daß Hieron 54 Jahre als König regiert 
habe (Polyb. 7, 8, 5), was allerdings auf einen Regierungsanfang im Jahre 269 resp. 
268 (je nachdem wie man das Todesjahr Hierons berechnet) führt und danach auch 
die Schlacht am Longanos auf dieses Jahr festlegen würde. Aber es ist klar, daß Poly- 
bios vom Beginn der Alleinherrschaft aus gerechnet hat, wie das ja eigentlich selbst- 
verständlich ist, wenn er die Regierungszeit angeben wollte, und der Ausdruck 
Baoıheediv cum grano salis zu nehmen ist. Die umständlichen Aussetzungen von 
Paul Meyer, Der Ausbruch des Ersten Punischen Krieges, Diss. Berlin 1908, sind gegen- 
standslos, Offiziell hat natürlich Hieron ebensowenig wie Attalos I. die Jahre vor der 
Ausrufung zum König als „Königsjahre‘‘ gezählt. Aber das kommt doch für den 
Sprachgebrauch des Polybios nicht in Betracht und brauchte für ihn nicht maßgebend 
zusein. Beloch gefolgt ist auch Schenk von Stauffenberg, König Hieron von Syrakus, 
1933 S, 17ff,, 96ff., mit Recht, aber leider nur zur Hälfte. Er will daneben noch die 
Angaben von Zonaras 8, 6, 115, Justin, 23, 4, 1, Paus. 6, 12, 2 nach der üblichen Aus- 
legung halten, was dann zu recht merkwürdigen Konsequenzen für die Biographie 
Hierons führt (a. O. 4ff.). Die beiden ersteren wissen aber lediglich von einer Macht- 
ergreifung des Hieron nach dem Weggang des Pyrrhos aus Sizilien; wann sie statt- 
gefunden hat, ist nicht gesagt. Man denkt natürlich züerst an einen unmittelbaren 
Anschluß an dieses Ereignis, und so wird wohl die Datierung von Pausanias zustande 
gekommen sein, und es ist auch denkbar, daß so bereits Trogus (oder erst Justinus 
beim Exzerpieren) seine Quelle mißverstanden hat, aber ernsthaft hat dasfreilich alles 
nichts zu bedeuten, und die Bedenken, die sich darauf gründen, sind unerheblich. 
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richtigen Verständnis hängt die Beurteilung der entscheidenden 
Ausgangsposition ab. 

Polybios erzählt die Tatsachen in der historischen Reihenfolge und 
enthält sich scheinbar einer direkten persönlichen Stellungnahme, 
Bei ihm heißt es, der eine Teil der Mamertiner habe zu den Römer 
eine Gesandtschaft geschickt, die Stadt übergeben und gebeten, ihnen 
als Stammesgenossen zu helfen. Das habe die Römer längere Zeit 
in Verlegenheit gesetzt, weil die Widersinnigkeit einer solchen Hilfe- 
leistung sehr augenfällig gewesen sei. Denn nicht lange vorher 
hätten sie ihre eigenen Bürger in Rhegion mit der schärfsten Strafe 
heimgesucht, weil dieselben die Einwohner von Rhegion vergewal- 
tigt hätten. Jetzt nun den Mamertinern zu helfen, die nicht nur der 
Bevölkerung von Messana das gleiche angetan hätten, sondern auch 
der von Rhegion, würde ein nicht zu verteidigendes Vergehen be- 
deutet haben (Polybios 1, 10, 2—5). Der Sachverhalt ist klar. Die 
Mamertiner als Osker waren Italiker und konnten sich als solche mit 
Recht Stammesgenossen der Römer nennen'). Im Jahre 282 hatten 
die Römer auf ein Hilfegesuch der griechischen Stadt Rhegion hin 
eine campanische Legion in diese Stadt gelegt. Wahrscheinlich durch 
das Beispiel der gegenüberliegenden Mamertiner ermuntert, hatten 
dann die Soldaten sich gewaltsam die Herrschaft angeeignet und 
waren auch nahezu ein Jahrzehnt in deren Besitz geblieben, während 
dessen sie mit den Mamertinern, die ihnen auch schon bei der Ver- 
gewaltigung von Rhegion geholfen hatten, bei Raub- und Freibeuter- 
zügen gemeinsame Sache machten, bis dann endlich die Römer im 
Jahre 270 einschritten, Rhegion belagerten, seine illegalen Here 
gefangen nahmen und kriegsrechtlich hinrichteten als meuternd 
Angehörige des römischen Heeres. Mit der Exekution hatte man 
unverhältnismäßig lange gewartet, so konnte es wenigstens scheinen, 
aber der Krieg mit Tarent und Pyrrhos mußte erst endgültig bei- 
gelegt sein (was nicht früher als 272 geschehen war); denn vorher 
werden die campanischen Rheginer ihren militärischen Verpflichtun- 
gen im Kriege sicher nachgekommen sein, standen doch auch die 
Mamettiner in Messana auf der Pyrrhos-feindlichen Seite). Anderer- 
seits war nach dem Einschreiten gegen die Campaner in Rhegion, 
das natürlich, von allen Gründen der Disziplin abgesehen, ein Akt 

I) Beloch meint sogar (a.O.4, 1, 645), die Mamertiner, wenigstens die damals 
waffenfähigen, wären noch römische Bürger gewesen, weil sie in Italien geboren wären, 
Das ist sicher falsch, schon deswegen, weil die Campaner keine echten Bürger, sondern 
allenfalls sogenannte „cives sine suffragio‘‘ waren. Aber wenn diese Söldner je ein 
Bürgerrecht in irgendeiner campanischen Gemeinde besessen hatten, dann sind sie 


dessen natürlich durch die Begründung eines eigenen Gemeinwesens verlustig gegangen. 
2) Diodor 22, 7, 4. 
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der Loyalität gegenüber dem süditalienischen Griechentum war, 
eine Unterstützung der mamertinischen Komplizen eine schwer 
vertretbare Wendung derPolitik. Erschwerend kam noch hinzu, daß 
man gerade die Mamertiner dem rächenden Arm Hierons und der 
Syrakusaner entzog, deren Hilfe man vorher in Anspruch genom- 
men hatte beim Vorgehen gegen die Stammesgenossen in Rhegion!). 

Polybios fährt dann fort (1, 10, 5), die Römer hätten sich diese 
Gesichtspunkte nicht verheimlicht, hätten dann aber ihr Augenmerk 
auf folgenden Tatbestand gerichtet: Die Karthager haben nicht nur 
den größten Teil Afrikas (d. h. die nordafrikanische Küste), sondern 
auch der Iberischen Halbinsel sich unterworfen; sodann sind sie 
Herren aller Inseln im Sardinischen und Tyrrhenischen Meer ge- 
worden. So hätten die Römer gefürchtet, daß die Karthager, wenn 
sie auch noch Siziliens sich bemächtigten, ihnen zu starke (wörtlich 
zu schwere) und furchtbare Nachbarn werden würden, indem sie sie 
dann so einkreisten und von allen Teilen Italiens bedrängten. Daß 
sie aber in Bälde Sizilien sich untertan machen würden, wenn die 
Mamertiner ohne Hilfe blieben, wäre ganz klar gewesen. Denn 
Herren geworden über das ihnen überantwortete Messana, hätten 
sie bald darauf Syrakus überwältigt, weil sie über das ganze übrige 
Sizilien bereits verfügten. Das hätten also die Römer vorausgesehen 
und wären zu der Einsicht gekommen, sie dürften Messana nicht 
preisgeben und nicht zulassen, daß die Karthager gleichsam eine 
Brücke zum Übergang nach Italien schlügen. Lange Zeit hätten sie 
so hin- und her beratschlagt, und der Senat hätte sich aus den ange- 
führten Gründen nicht dazu verstehen können, einen Beschluß zu 
fassen. „Es schien nämlich die Widersinnigkeit der Hilfeleistung 
an die Mamertiner dem aus ihr entspringenden Nutzen die Waag- 
schale zu halten“. Die breite Menge jedoch, mitgenommen durch die 
vorherigen Kriege, sei einer ordentlichen Aufbesserung ihrer Lage 
bedürftig gewesen, sodann habe sie unter dem Eindruck dereben über 


‘ denallgemeinen Vorteil des Krieges ausgeführten Gründe gestanden, 


und zudem hätten die Konsuln noch auf den offensichtlich großen 
Gewinn, der für jeden persönlich beim Feldzug heraussprang, hin- 
gewiesen. So hätten sie dann beschlossen, das Gesuch anzunehmen 
und Hilfe zu schicken. Nachdem also dem Senatsbeschluß vom 
Volke Wirksamkeit verliehen worden sei, hätten sie nach Be- 
stimmung des einen der beiden Konsuln, nämlich des Appius Clau- 
dius, für den Krieg, diesen entsandt mit dem Auftrag, zu helfen 
und nach Messana hinüberzugehen. 


}) Zonaras 8, 6, 15. 
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Soweit der Bericht des Polybios. Er ist für den Anfang des Kriege 
unsere beste Quelle. Unser Verständnis muß von ihm ausgehen, 
und ich habe ihn deshalb ziemlich wörtlich angeführt. Vorgelegen 
hat dem Polybios für diese Schilderung zweifellos der Bericht de 
Fabius Pictor, jenes in der Zeit des Hannibalischen Krieges lebenden 
Senators, der zum erstenmal eine römische Geschichte verfaßt hat 
zur Belehrung der griechischen Öffentlichkeit, um dort bestehende 
Vorurteile über die römische Politik zu beheben. Er hat sich deshalb 
bekanntlich auch der griechischen Sprache bedient. Fabius Pictor 
hat zwei Generationen nach den Ereignissen gelebt. Es war ihm 
also möglich, zumal als Angehörigem der Aristokratie, sich über 
die Dinge gute Informationen einzuholen. Auch gab es damals eine, 
wenn auch dichterische, so doch wohl ziemlich getreue Schilderung 
des Krieges im Epos des Naevius. Trotzdem darf man die Erzäh- 
lung, wie wir sie bei Polybios lesen, nicht einfach hinnehmen. $i 
muß danach befragt werden, ob sie sich in einen real vorstellbaren 
Zusammenhang einordnen läßt?). 

Zur Kritik des polybianischen Berichtes stehen uns also keine 
äußeren Indizien zur Verfügung. Keine Tradition kann an sich eine 
höhere Zuverlässigkeit als sie beanspruchen. Man kann deswegen 
nur fragen, ob sie einer sachlichen Prüfung standhält, d.h. ob de 
Gedankengänge, die Polybios resp. Fabius Pictor reproduzieren, 
sich auf Grund der allgemeinen Lage als damals möglich und somit 
authentisch ausweisen. Wir werden uns dieser Aufgabe unterziehen, 
obwohl sie ein etwas pedantisches Geschäft ist. Aber bei der ziem- 
lich eklektischen Haltung der neueren Literatur dieser Argumer- 
tation gegenüber, die, wenn auch nicht immer alles, so doch diesen 
oder jenen Punkt von ihr sich zu eigen macht, ist das nicht über- 
flüssig‘). 

1. Zunächst fällt einem auf, daß die tatsächlichen Angaben nicht 
sehr exakt sind. Daß große Teile der Iberischen Halbinsel im Jahre 
264 unter der Botmäßigkeit Karthagos standen, ist eine maßlox ‘ 
Übertreibung. Es handelt sich in Wirklichkeit allenfalls um d« 


I) Leider wissen wir nicht, wieweit Polybios das Werk des Fabius Pictor seinem 
eigenen Zweck, der ja in einer verkürzenden Darstellung dieser Dinge für die Einleitung 
seiner mit dem Hannibalischen Krieg beginnenden Geschichte lag, angepaßt hat 
Darüber am ausführlichsten jetzt De Sanctis a.O. 3, 1, 224ff. Auch ist nicht klar, 
wie eingehend Fabius Pictor selbst den Hergang der Ereignisse geschildert hat, d.h 
ob er es für seine Aufgabe ansah, ihren Verlauf in seinen einzelnen Abschnitten genau % 
festzuhalten. 

2) Ein Musterbeispiel hierfür ist etwa De Sanctis, der a.0.3, 1, 99 A sich nicht 
verhehlt, daß der Bericht verdächtig ist, aber die Quintessenz seiner Beweisführung 
die Bedrohung Italiens, sich zu eigen macht (a. O.). 
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Küstenstreifen von Cadiz bis etwa Kap Nao. Sodann entspricht die 
karthagische Herrschaft über sämtliche Inseln des Sardinischen und 
Tyrrhenischen Meeres auch nicht den Tatsachen. Korsika und Elba 
beispielsweise gehörten damals nicht den Kathagern. Aber das mag 
im einzelnen auf sich beruhen, in der Tat waren ja immerhin die 
Karthager damals zur See die Herren des westlichen Mittelmeeres. 

2. Bedenklicher ist, daß der ganze Passus auf den elementaren 
Gegensatz Roms zu Karthago abgestellt ist, und zwar, wie wir heute 
sagen würden, aus geopolitischen Gründen abgeleitet wird. Das 
setzt eine Lage voraus, wie sie damals noch nicht bestanden hat, und 
eine Schärfe des Bewußtseins, wie es zu diesem Zeitpunkt einen 
Anachronismus darstellt. Man muß nur die Konsequenzen aus dem 
Gedanken ziehen, um das zu sehen. Wenn die Römer sich im Jahre 
264 gesagt hätten, die Positionen der Karthager auf Sizilien, Sar- 
dinien und Spanien seien eine Bedrohung des italienischen Raumes, 
dann wäre von Anfang an der Krieg um das Ziel gegangen, die Kar- 
thager von diesen Stellungen zu vertreiben, also wenn nicht von 
allen dreien, so doch zumindest von Sizilien. Die Hilfeleistung für 
Messana war unter diesen Voraussetzungen nur ein Vorwand. Nun 
ist es aber so nicht gewesen. Die Römer haben nachweislich zu 
Beginn des Krieges nicht mit einer totalen Auseinandersetzung ge- 
sechnet. Das lehren die Tatsachen, z.B. das anfänglich geringe 
Truppenkontingent, das man in der Größe nur eines konsularischen 
Heeres schickte. Vor allem aber hebt Polybios selbst in seiner Dar- 
stellung des Krieges hervor, daß Sizilien erst allmählich als Kampf- 
objekt in den Vordergrund getreten sei (1,17, 3), und unterscheidet 
deutlich die politische Ausgangssituation von derjenigen, die sich 
im Laufe des Krieges, nach der Einnahme von Akragas, heraus- 
gestellt hat und überhaupt erst den römischen Plan auf die Ver- 
treibung der Karthager aus Sizilien lenkte (1, 20, 1, s. u.). 

3. Man muß die bisherigen Beziehungen zwischen Karthago und 
Rom hinzunehmen. Beide Mächte waren sich bis dahin gerade über 
den von Polybios als problematisch angeführten Punkt einig gewesen. 
Rom hatte bislang nicht nur die Seeherrschaft Karthagos sich 
praktisch gefallen lassen, sondern sie auch formell anerkannt in 
einem Vertrag, der allerdings noch vor der italienischen Expansion 
lag (Polyb. 3, 24). Aber noch im Pyrrhoskrieg war dieser Zustand 
als zu Recht bestehend angesehen worden, man hatte sich bekanntlich 
damals sogar römischerseits mit den Karthagern gegen Pyrrhos zu- 
sammengefunden!). Diese Haltung war nicht das Ergebnis eines 


!) Polyb. 3, 25, wo auch vermerkt ist, daß dieses Abkommen die Anerkennung der 
früheren Verträge involvierte. 
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äußeren Druckes, sondern kam einer natürlichen Neigung der römi- 
schen Politik entgegen, welche bisher konsequent kontinental 
orientiert war!). Es erübrigt sich darauf hinzuweisen, daß die Römer 
kein seefahrendes Volk waren und zur Schiffahrt oder gar zu einer 
Seemachtpolitik nie ein echtes Verhältnis gewannen. Die Argu: 
mentation des Polybios würde demnach, sofern sie zu Recht bestände, 
eine grundsätzlich neue Einstellung der römischen Politik bedeuten, 
genug Grund, um sie hier an dieser Stelle nicht einzusetzen. 

4. Man wird nun allerdings eine solche Neuorientierung vielleicht 
für verständlich halten, nachdem Süditalien dem römischen Macht- 
bereich eingegliedert war. Ganz recht. Man muß dann fortfahren 
und sich denken, daß Rom sich zur Vorkämpferin der dortigen 
Küstenstädte, also der griechischen Bundesgenossen aufwarf, mit 
andern Worten, daß diese die eigentlich treibende Kraft bei der 
Kursänderung gewesen sind. Aber ein derartiges Engagement 
Roms für nicht unmittelbar eigene Interessen ist sehr unwahrschein- 
lich?). Erstens einmal schon deshalb, weil wir von anderen Fällen 
wissen, wie schwer sich Rom dazu entschloß, auf Anregungen seiner 
italienischen Bundesgenossen einzugehen. Die Bedrängnis, in die 
beispielsweise noch in der Zeit nach diesem Krieg die illyrischen 
Piratenzüge die italienischen Kauffahrer versetzten, hat nur ein 
sehr allmähliche und zögernde Intervention von römischer Seite zur 
Folge gehabt. Der Krieg selbst ist dann auch nur durch direkte 
Brüskierung Roms ausgelöst worden. Nun ist aber zweitens gar 
nicht klar, ob die Städte Großgriechenlands einen derartigen Geger- 
satz zu Karthago empfanden, um eine eigene Gegenaktion zu unter 
nehmen. Wenn man bedenkt, daß sie sich oft genug in der Ver 
gangenheit bereitgefunden hatten, die Sache einer politischen Kon 
solidierung des süditalienisch-sizilischen Griechentums durch Kor- 
spirierung mit den Karthagern zu verraten, so etwa unter Dionysios 
dem Älteren oder zuletzt noch unter Agathokles, dann erscheint 
einem diese Möglichkeit sehr unwahrscheinlich. 

5. Vor allem aber liegt der Anschauung ein bestimmtes Bild der 
karthagischen Politik zugrunde. Karthago erscheint in ihm als eine 


1) Der einzige bisherige Ausschlag in der anderen Richtung war die rätselhafte 
Expedition nach Sardinien zur Gründung einer Seekolonie in der Mitte des vierten 
Jahrhunderts (Diod. 15, 27,4). Sie ist deshalb auch angezweifelt. Sofern das nicht 
der Fall ist, bringt man sie, mit dem zweiten Vertrag mit Karthago in Zu- 
sammenhang (er verbot den Römern, auf Sardinien Fuß zu fassen), wobei sie dann 
einen nicht weiter verfolgten, vielmehr alsbald aufgegebenen Vorstoß in der Richtung 
einer Seepolitik bedeuten würde, 

?) Zu ihm bekennen sich aber Ranke a. O. (s. 0.) und neuerdings T. Frank, Cafl- 
bridge Ancient History 7, 669, 
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ausgesprochen aggressive Macht. Es wird ausgerechnet, wie sie 
zu jenem Zeitpunkt im Begriff ist, den Ring um Italien zu schließen 
durch den sicheren Fortgang einer Unterwerfung ganz Siziliens. 
Das erscheint sehr überzeugend, ist es aber keineswegs. Die Kar- 
thager hatten damals zwei- bis dreinundert Jahre sizilischer Politik 
hinter sich. Es läßt sich nachweisen!), daß sie — von einer einzigen 
Ausnahme vielleicht abgesehen — nie den Plan gefaßt haben, das 
gesamte Griechentum Siziliens in ihren Machtbereich einzubeziehen. 
Die Verhältnisse haben im Laufe der Zeit sehr geschwankt, manchmal 
ist Karthago scheinbar schon weiter gewesen als damals im Jahre 264 
und stand bereits vor oder innerhalb der Mauern resp. des Hafens 
von Syrakus, aber nie gewinnt man den Eindruck, daß „imperia- 
lstische‘‘ Anstrengungen verfolgt worden wären, im Gegenteil, die 
karthagischen Angriffe sind in der Regel eine Antwort auf griechi- 
sche Versuche. Karthago von der Insel zu vertreiben. Es ist auch 
damals schwerlich anders gewesen. Wie der nächste Fortgang der 
Ereignisse beweist, waren die Karthager so wenig wie sonst in ihrer 
früheren Geschichte zu einer aggressiven Politik aufgelegt. Die Be- 
hauptung des Polybios, sie hätten nahezu die ganze Insel schon be- 
sessen, kann nur mit großer Einschränkung als richtig gelten. Wir 
wissen von den Zuständen nach dem Weggang von Pyrrhos 
sehr wenig, aber von einer karthagischen Herrschaft kann kaum die 
Rede sein, man verstünde sonst nicht, wie die Mamertiner ihren Einfluß 
xo weit auszudehnen vermochten (Polyb. 1, 8, 1). Auch hat man jeden- 
hlls damals in Syrakus den karthagischen Druck nicht als bedrohlich 
angesehen, denn sonst hätte sich die aktive Politik Hierons gegen die 
Karthager und nicht gegen die Mamertiner richten müssen. Damit 
hat sich bereits die andere, auf die Stellung Messanas innerhalb der 
karthagisch-sizilischen Politik abzielende Behauptung erledigt. 
Messana als letztes Bollwerk gegen eine karthagische Expansion 
st eine Chimäre. 

6. Wenn die von römischer Seite geäußerte Anschauung konse- 
went von einer vermeintlichen Veränderung des status quo durch 
die Karthager ausgeht und dieselbe als Kriegsgrund hinstellt, dann 
st man eigentlich veranlaßt, sich die Frage vorzulegen, auf welcher 
fite im Laufe der letzten Jahre sich denn nun wirklich die Voraus- 
setzungen geändert haben, welche eine andere Beurteilung der poli- 
tischen Lage erfordern könnten. Es ist nicht schwer zu sehen, daß 
dieselben viel eher auf der römischen als auf der karthagischen eine 


!) Das ist einer anderen Betrachtung vorbehalten. Vgl.vorläufig meine Ausfüh- 
"ungen über den karthagischen Staat in: Rom und Karthago 83ff, 
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grundlegende Wandlung durchgemacht haben. Rom ist es gewesen, 
welches den bis dahin offenen Bereich des süditalischen Griechen- 
tums zusammengeschlossen hat und seine Macht auf einen Raum 
erstreckte, der bis dahin durch seine Vielzahl divergierender Kräfte 
der karthagischen Betätigung offen stand. Wenn sich auf Grund 
der damaligen Situation jemand für „bedroht“ halten konnte, so 
war es eher Karthago als Rom. Es hat dies jedoch nachweislich 
nicht getan. Längst hätte es von diesem Standpunkt aus nahe ge- 
legen, sich Messanas zu versichern, zudem Karthago ja von früher 
her freundschaftliche, ja fast bundesgenossenschaftliche Bez "yungen 
zu jener Stadt unterhielt. Dieser Schritt mußte ihm aber erst von den 
Mamertinern nahe gelegt werden. Nach einer besonderen Versionsoll 
ein karthagischer Offizier auf eigene Faust Messana besetzt (Diod. 2, 
13,7), d. h. den dortigen Beschluß zur Übergabe durch ein geschicktes 
taktisches Vorgehen, das Hieron täuschte, ausgelöst haben; aber 
wenn dem auch so ist, so steckt in diesem Unternehmen weniger die 
Zielbewußtheit der karthagischen Regierung als das Verdienst eines 
seiner Strategen. 






Du ET ER ER 



















7. Polybios weist dann noch im besonderen auf die Gefahr hin, 
welche ein karthagisches Messana für Rom bedeutete. Indessen ist 
das nur ein scheinbar neues Argument, da es die allgemeine Bedro- 
hung durch die Karthager handgreiflich klar machen soll. Sie hätten 
damit das Sprungbrett gewonnen, um nach Italien überzusetzen‘). 
Aber dazu mußten sie es erst einmal in festen Händen haben. Ob 
ihnen das auf die Dauer gegenüber Hieron gelingen würde, war 
keineswegs eine ausgemachte Sache. Und wenn es auch dazu ge- 
kommen wäre, der Übergang nach Italien hing immer noch von der 
Intention der karthagischen Politik ab. Es gibt nicht den Schatten 
eines Beweises, daß dieselbe diese Richtung hätte einschlagen wollen. 
Ohne das gegenüberliegende Rhegion war zudem Messana eine 
stumpfe Waffe. Es müßte dann schon jeder Punkt an einer Seestraße 
für die andere Seite eine Bedrohung darstellen und etwa der Verlust 
von Calais an die französische Krone eine permanente Gefahr für 
England bedeutet haben. Übrigens sind die Muselmänner im Mittel- 
alter im Besitz ganz Siziliens, auch seiner Ostküste, gewesen, aber 
zu dauernden Erwerbungen auf dem italischen Festland haben sie 





















1) Dieser Gesichtspunkt hat im allgemeinen bei den modernen Historikern Anklang 
gefunden. Letzthin erst ist geäußert worden, man müsse sich eigentlich wunder, 
daß die Römer nicht von selbst gegen die Okkupation Messanas durch Karthago vor 
gegangen wären (Gelzer, Rom und Karthago 186) und andere haben sogar vermuten 
wollen, hinter dem Hilfegesuch der Mamertiner stecke ein römischer Agent (De Sanctis 


a.O. 3, 1, 98). 
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e nicht gebracht. Dabei waren diese eine ausgesprochen expansive 
Macht, und Italien lag in tiefster politischer Ohnmacht). 


$, Wenn man den von Polybios geäußerten Gedanken zu Ende 
denkt und ihn für ein geschichtlich wirksames Element ansieht, muß 
man eigentlich den prinzipiellen römisch-karthagischen Gegensatz 
von dem Tag an datieren, an dem Süditalien unter die römische 
Herrschaft kam, d. h. vom Ende des Pyrrhoskrieges, also spätestens 
von 272 an. Aber darauf ist man im allgemeinen doch nicht ver- 
fallen °). 

9, Man kann den Beweis aber auch von der entgegengesetzten 
Richtung her führen, indem man einmal die Angaben des Polybios 
als richtig unterstellt: Nehmen wir an, die Karthager auf Sizilien 
wären für Rom zu einer akuten Gefahr geworden, und es hätte mit 
einer Unterwerfung ganz Siziliens rechnen müssen. Was würde, 
wenn man dieser Entwicklung wirklich ansichtig geworden wäre, 
näher gelegen haben, als sich auf die Seite des natürlichen und tra- 
ditionellen karthagischen Gegenspielers, auf die von Syrakus, zu 
stellen? Das hätte den selbstverständlichen Regeln einer vernünf- 
tigen Politik entsprochen, und die Römer haben in ihrer Geschichte 
oft genug bewiesen, daß sie Meister in ihrer Handhabung waren. 
Die Besitznahme Messanas durch die Karthager wäre dadurch mit 
Leichtigkeit zu verhindern gewesen, und auf Sizilien wäre dadurch 
der status quo und das Gleichgewicht zwischen Karthago und Syrakus 
garantiert worden. Mit Hieron gerade hätte ein solcher Handel von 
Anfang an nicht schwer fallen können, stand man doch mit ihm noch 
von der Bekriegung der Campaner in Rhegion her in guten Be- 
ziehungen?). 


Wir kommen also zu dem Schluß, daß die politischen Erwägungen, 
wie sie Polybios nach Fabius Pictor berichtet, für das Jahr 264 nicht 
historisch sein können. Wir haben in ihnen vielmehr den Versuch 
zu sehen, den großen Krieg mit Karthago, der sich aus der römischen 
Entscheidung dieser Tage ergeben hat, in seinem Entstehungs- 
stadium gleich so zu motivieren, wie es seiner schließlichen Bedeu- 
tung und den Erfahrungen, die Rom in ihm machen sollte, und vor 

I) De Sanctis 3, 1, 97 denkt sogar, die Karthager hätten von Messana aus mit Hilfe 


eines imaginären oskischen Einflusses (gegeben durch die Mamertiner) die italische 
Konföderation unterhöhlen können. 


*) Eine Ausnahme macht A. Scharff, Der Ausgang des Tarentinischen Krieges als 
Wendepunkt in der Stellung Roms zu Karthgo, Diss. Rostock 1929, der, wie der Titel 


schon anzeigt, das Ende des Pyrrhoskrieges als Anfang der neuen politischen Kon- 
stellation ansieht. 


®) Zonaras, 8, 6, 14. 


Historische Zeitschrift, 169, Bd. 
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allem der Art und Weise, wie er schließlich zu Ende geführt wurde, 
entsprach. Die Argumente sind nichts anderes als eine Rechtfertj- 
gung ex eventu, und die Klarheit und Suggestivkraft, mit der sie 
noch heute beim ersten Eindruck bestechen, ist nur ein Beispiel für 
eine Rationalität, wie sie rückschauender, auf historischer Erfahrun 
beruhender Betrachtung eigen ist. Es wird nicht zu viel behauptet 
sein, wenn wir den geistigen Urheber (nicht nur den Überlieferer) 
hierfür in dem Senator Fabius Pictor zu sehen haben, in ihm, der 
seine Aufgabe in einer Rechtfertigung des römischen Imperialismus 
erblickte. Wie die Folgezeit der römischen Geschichtsschreibung 
lehren sollte, hat er sich hierbei an eine in den römischen Senats- 
kreisen durchaus lebendige Denkungsweise angelehnt. Die vitale 
Bedrohung Roms durch einen übermächtigen Feind verschwindet 
hinfort nicht mehr aus dem Arsenal der Gründe, mit denen man die 
römische Außenpolitik schematisch versehen hat, und ist bis auf 
die Spätannalistik hinab ein wesentlicher Bestandteil des politischen 
Denkens selbst gewesen, wie es sich in der Geschichtsschreibung der 
römischen Senatskreise niedergeschlagen hat). 


Unser bisheriges Ergebnis erfordert infolgedessen eine Ergänzung 
in der Beantwortung der Frage, was denn nun tatsächlich in Rom 
am Vorabend des Krieges vor sich gegangen ist und unter welchen 
Voraussetzungen man ihn wirklich begann. Auskunft darüber 


können nur die Umstände geben, wie sie im allgemeinen waren und 
wie sie im besonderen der Schilderung des Polybios zugrunde liegen. 
Polybios ist allerdings auch in diesem Punkt nicht eindeutig faßbar 
und macht deshalb eine Erklärung im einzelnen nötig. 


Die gegenseitig sich widerstrebenden Gründe für Ablehnung des 
mamertinischen Hilfsgesuchs kommen in dem Gang, den die Ver- 
handlungen des Senats nahmen, zum Ausdruck. Dabei stellt sich 
ein sehr merkwürdiges Ereignis heraus. „Der Senat brachte seine 
Meinung (Beschluß) zu keinem Ende“:). Das kann nur heißen, daß 
kein Senatsbeschluß zustande kam. Anscheinend fand sich für ihn 
nicht die erforderliche Majorität. Die „Menge“ jedoch habe sich 
dann dafür entschlossen. 


Auffällig ist der Hinweis auf das Volk als die treibende Kraft. 
Für römische Verhältnisse kann man sich da eigentlich nur einen 
Vorgang vorstellen, nämlich daß die Volkstribune oder einer von 
ihnen eine Agitation entfachten ; denn von selbst gibt es nach der Ein- 


1) Hierüber (grundlegend) Gelzer, Hermes 68, 1933, 22ff, und jetzt vor allem auch 
Petzold a.O,., insbesondere 86ff., 98ff. 


2) Pol. 1, 11,1. 
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richtung der römischen Verfassung, welche kein Initiativrecht von 

privater Seite kennt, keine Volksbewegung. Aber daran ist offen- 
sichtlich nicht gedacht. Die Führung haben hier die Konsuln!), und 
damit dürfte klar sein, daß es sich um keine Volksbewegung handelt, 
sondern daß die Seite des Senats und der Nobilität, welche sich für 
die Mamertiner eingesetzt hatte, nun außerhalb der Kurie ihren 
Willen durchsetzt. Am meisten wird sich dafür Appius Claudius, 
der eine Konsul, verwandt haben. Die Claudier waren, zumal bei 
der breiten Menge, sehr einflußreich und gerieten leicht in persön- 
lichen Gegensatz zu ihren aristokratischen Standesgenossen. So etwas 
hat bier möglicherweise mitgespielt, aber ausschlaggebend war es 
nicht. Der vorherrschende Einfluß in Adelskreisen ging in jenen 
Jahren von dem Fabischen Geschlecht und seinem Anhang aus ?), 
und diese waren notorisch konservativ. Klar ist aber auch, daß das 
Volk an sich zu dieser aktiven Außenpolitik genau so wenig Lust 
hatte wie später nach dem Hannibalkrieg zum Kampf gegen Philipp 
von Makedonien. Polybios sagt ja auch selbst, sie hätten eigentlich 
durch die vorangegangenen Kriege genug gehabt. Man hat es also 
aufgestachelt, und es steht auch da, wodurch, nämlich indem man 
eben die Aussicht auf Kriegsbeute als verlockend hinstellte. Ob das 
berechtigt war, darüber gaben sich natürlich die wenigsten Rechen- 
schaft. Aber über eines muß unter diesen Umständen allseitige 
Gewißheit bestanden haben, daß nämlich das Unternehmen eine 
leichte und nur kurze Zeit dauernde Angelegenheit sein würde. 

Mit einer selbständigen Willensregung des „Volkes“ hat man also, 
wenn man sich die Tatsachen, welche die Erzählung in die Hand 
gibt, deutlich vergegenwärtigt, nicht zu rechnen. Die Ausdrucks- 
weise von der „Menge“ ist freilich mißverständlich und nicht anders 
denkbar, als von der Absicht herrührend, dem Tatbestand ein 
bestimmtes Kolorit zu geben. Anscheinend wollte dadurch Fabius 
Pictor die Konsuln und ihre politischen Freunde, auf deren Rechnung 
der Beschluß zu setzen ist, von der Verantwortung und dem Odium, 
diesen Krieg verursacht zu haben, reinwaschen?). 


') Das hindert freilich Frank nicht, von einer Aktion der Tribunen zu sprechen 
(Cambridge Ancient History 7, 671). 


®) Vgl. F. Münzer, Röm. Adelsparteien 1925. S. 53ff., vor allem 57f., 63. 


®) Das ist mir wahrscheinlicher, als daß die Darstellung zugunsten des Senats 
gefärbt ist, wie man allgemein annimmt. — Die Neigung, demokratischer Agitation 
die Verantwortung zuzuschreiben, läßt sich auch sonst bei Fabius Pictor beobachten 
(Gelzer, Hermes a. O, 136; 152). Abwegig ist es, eine bestimmte Interessentengruppe 
des Volkes, die Kapitalisten, als treibende Kraft ausfindig zu machen (Eduard Meyer, 
Kleine Schriften 2, 376ff.; danach wohl Frank, Roman Imperialism, 1929,89, der von 
demokratischen Schichten spricht). Das ist schon deshalb ausgeschlossen, weil nicht 
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Daß ein Volksbeschluß in außenpolitischen Fragen ohne voraw- 
gehendes Votum des Senates gefaßt wurde, ist für römische Ver- 
hältnisse außerordentlich und beinahe revolutionär, weil es gegen 
selbstverständliche Verfassungsgewohnheit verstößt. Damals konnte 
es sich vorerst nur einmal darum handeln, ob das Hilfsgesuch der 
Mamertiner angenommen wurde und sie zum Bundesvertrag zu- 
gelassen werden sollten. Über Vertragsabschlüsse bestimmten aber 
immer der Senat oder die Magistrate, je nachdem mit oder ohne 
Volk, nie aber das Volk allein gegen den Senat!), und wenn über 
den Krieg Beschluß gefaßt werden sollte, dann war natürlich ein 
Volksbeschluß unumgänglich, aber die Entscheidung des Senate 
nicht zu umgehen?). Wir kennen einen späteren Fall, daß ein Prätor 
hierüber einen Antrag ohne Befragung des Senates stellt. Das wird 
sehr übel vermerkt und natürlich inhibiert (Livius 45, 21). Man 
müßte eigentlich bei dieser Sachlage annehmen, daß auch hier ein 
Zusammenstoß mit dem Senat stattfand ; aber dem ist augenscheinlich 
nicht so gewesen. Es hätte für den Senat genug Möglichkeiten 
gegeben einzuschreiten (etwa durch tribunizische Intercessionen), 
und überhaupt verlautet nichts, daß nach Ausbruch des Krieges & 
irgendwelche schwerwiegende Differenzen in Rom gegeben hätte. 
Dann war es aber so, daß der Senat keinen Widerstand entgegen- 


gesetzt hat, vielmehr dem Druck der aktiven Partei auf den Volks- 
beschluß hin nachgab, entweder stillschweigend oder indem er 
nachträglich durch Senatskonsult, das ja auch für die Einleitung der 
militärischen Operationen, wie Auslosung der Provinzen, Aushebung, 
Ausstattung mit Geldern usw. nötig war, das Vorgehen billigte‘). 


feststeht, ob hier wirklich die Centuriatcomitien in Aktion getreten sind, deren plüto- 
kratische Zusammensetzung den Ausschlag gegeben haben soll. Wenn, wie es wahr- 
scheinlich ist, über den Vertrag mit den Mamertinern abgestimmt wurde, dann waren 
dafür eigentlich Plebsversammlungen zuständig (Mommsen, Staatsrecht 3, 344), was 
freilich hier nicht angenommen werden kann (wegen der Konsuln), aber die Anwen- 
dung von Tributcomitien nicht ausschließt. Mit ihnen konnte der Konsul verhandeln 
(Mommsen a.O. 2, 128, 1). — Es geht auch nicht an, irgendwelche breitere Schichten 
unter Berufung auf die Volksabstimmung verantwortlich zu machen, wie es heute 
gern geschieht (vgl.z. B. Kornemann a.O. 187; Das Imperium Romanum, Breslau 
1941, 9 oder auch (abgeschwächt) J.Vogt, Geschichte der römischen Republik, 1931,89. 


1) Mommsen, Röm, Staatsrecht 3, 1170ff. 
2) Mommsen a.O. 3, 1046f. 


3) Der Bericht des Polybios ist auch in diesem Punkte sehr vage. Der Senats 
beschluß wurde danach durch Volksbeschluß rechtskräftig, (Pol. 1, 11, 3). Das 
ist streng genommen unmöglich und kann nur heißen, daß der Inhalt des 
nicht zustande gekommenen Senatsbeschlusses durch den Volksbeschluß Gul- 
tigkeit erhält, würde aber seine nachträgliche Perfektionierung nicht ausschlie- 
Ben. Dann heißt es, daß ‚man‘ den Konsul für den Feldzug „wählte“, was 
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Befremdend aber bleibt das Verhalten des Senats. Es ist unver- 
ständlich, wenn in der Angelegenheit ein schwerwiegendes außen- 
politisches Problem gesehen wurde. Denn daß bei einem solchen 
der Senat sich hätte die Zügel aus der Hand nehmen lassen, wird 
man im Hinblick auf die sonstige römische Geschichte schwer 
glauben. Wahrscheinlicher ist, daß es so eben gerade nicht war, und 
vielmehr ein Bewußtsein der Tragweite damals gefehlt hat. Es trifft 
dies zusammen mit den Bedenken, welche nach unserem Bericht die 
zögernde Haltung verursachten. Sie betrafen bezeichnenderweise 
nicht die vermutlichen Konsequenzen der Hilfeleistung im Sinne 
des karthagisch-römischen Konfliktes'), sondern ihre innere mora- 
liche Rechtfertigung. Das ist freilich nun durchaus glaubhaft 
und war tatsächlich ein Punkt, der den Römern Skrupel bereiten 
mochte, da sie sittliche Anständigkeit und politische Ratio jedenfalls 
in ihrem Bewußtsein nicht zu trennen gewohnt waren. Wenn wir 
also den Bericht ernst nehmen, dann standen keine aktuellen poli- 
tischen Interessen zur Diskussion, und es wird zugleich die unent- 
schiedene Haltung des Senates bis zu einem gewissen Grade ver- 
ständlich. Es war in dieser Hinsicht nicht leicht, einen einhelligen 
Beschluß zu fassen, weil die Gegeninstanz ungefähr das gleiche 
Gewicht besaß. Ihr Inhalt ist uns nicht direkt an dieser Stelle, wo 
die unechte „politische“ Argumentation eingeschoben ist, sondern 
etwas vorher, bei der Motivierung des mamertinischen Hilfsgesuches 
vermittelt: die Mamertiner berufen sich da auf ihre italisch-campa- 
nische Abstammung. Sie wären mit den Römern gleichen Blutes. 
Sicher ist das zutreffend; die Mamertiner haben nicht nur damals 
von ihrer Herkunft gewußt, sondern die Erinnerung an sie auch 
dauernd bis in die Zeit des Augustus bewahrt, wie die Behandlung des 
Ersten Punischen Krieges in dem Epos des Oskers Alfius beweist?). 
Ohne jeden Eindruck wird dieser Hinweis auf die Römer nicht 
gewesen sein. Es gab in den dortigen Adelskreisen Familien, wie 
die Atilier, die aus dem campanisch-oskischen Bereich stammten 
und damals gerade sogar einigen Einfluß besaßen (im Gefolge der 
gens Fabia)®). Und daneben mag noch ein anderer, von der Tra- 
dition nicht zum Ausdruck gebrachter Gedanke getreten sein. Die 
Mamertiner kamen als Hilfeflehende, „sie übergaben sich“ den 
Römern. Das ist ein typischer, unzählige Male in der römischen 


im engen Sinne auch nicht richtig sein kann, denn die Konsuln wurden für die mili- 
tärischen Aufgaben erlost. 


!) Das setzt man gewöhnlich in modernen Darstellungen voraus, zu Unrecht. 
*) Vgl. Cichorius, Römische Studien 1922, 58ff. 
3) vgl. Münzer, Adelsparteien 56f. 
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Geschichte vor- und nachher wiederkehrender Vorgang. Mit dieser 
Übergabe ist ein Appell an die sogenannte fides der Römer, d. h. ihre 
Empfänglichkeit für menschliches Vertrauen, mit dem sich der 
Schutzflehende nähert, verbunden. Die Römer waren dadurch in 
eine gewisse sittliche Zwangslage versetzt. Sehr ungern entzog man 
sich ihr. Überhaupt taten sich die Römer auf ihre Anständigkeit im 
politischen Verkehr und ihrem Verhältnis zu den anderen Staaten 
etwas zugute; aber damals scheint dieses Moment noch eine beson- 
dere Rolle gespielt zu haben. Hieron wirft nämlich den Römen 
während des Krieges vor, daß sie zu unrecht von ihrer fides ein 
großes Aufheben machten!). Wenn von einer solchen damals ge- 
sprochen werden konnte, dann hat man sie römischerseits zugunsten 
der Mamertiner in Anschlag gebracht. Und so man sich vorstellt, 
daß in dieser Weise die Gründe pro und contra confrontiert wurden, 
dann erhellt ohne Schwierigkeit, daß einmal beide auf der gleichen 
Ebene sich begegneten, und sodann, daß sie in einen unlös- 
baren Konflikt miteinander geraten mußten. In dieser Weise konnte 
sehr wohl eine Erörterung auf einen toten Punkt kommen, und sich 
am ehesten das Bedürfnis herausstellen, von der Last einer Entschei- 
dung, die sich nicht eindeutig fällen ließ, befreit zu werden. 


Wir können also mit zwei gleichgearteten Daten rechnen: da 
römische Volk ist — entgegen seiner ursprünglichen Neigung — 
durch die Aussicht auf Beutegewinn in einem leichten und unbedenk- 
lichen Waffengang mobilisiert worden. Der Senat sah desgleichen 
in der Frage keine Angelegenheit von besonderem Gewicht. % 
kam es, daß er sich in Schwierigkeiten mehr formaler Art verwickelte 
und aus der Sackgasse keinen Ausweg wußte. Es fehlte die Stoßkraft 
vitaler politischer Interessen, die über den toten Punkt hätte hinweg- 
helfen können. 


Worum ging es nun tatsächlich? Wir brauchen uns die Antwort 
auf diese Frage nicht zu rekonstruieren. Sie ist uns ja überliefert. 
Die Mamertiner riefen die Römer um Hilfe und zwar gegen die- 
jenigen, die sie schon dauernd bedrängten, nicht erst jetzt. Das 
waren ausschließlich die Syrakusaner resp. Hieron von Syrakus. 
Ein Konflikt mit den Karthagern stand unmittelbar außer Betracht, 
Von ihnen waren sie nicht bedrängt, sie selbst hatten sie herbei 
gerufen, und die Folge hat gelehrt, daß wenigstens der bei ihnen 
stationierte karthagische Offizier keine andere Auffassung von der 
Sachlage vertrat; denn er ist vor den Mamertinern ohne wesentlichen 
Widerstand gewichen, als sie auf die karthagische Hilfe verzichteten 


1) Diodor 23, I, zum Ganzen überhaupt Gelzer, Hermes 68, 1933, 135 
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(Polybios 1, 11, 4). Ähnlich müssen die Römer gedacht haben. Sie 
hatten bei der Verbindung mit Messana allenfalls mit einem Waffen- 
gang gegen Hieron zu rechnen. Die Annahme liegt nahe, daß sie 
sich die Anschauung der Mamertiner zu eigen machten. Diese 
werden ohnehin bei ihrer Werbung das Unternehmen nicht als 
besonders gefahrvoll hingestellt haben. Auf solchem Hintergrund 
wird aber auch die Vorstellung von einem „‚frischfröhlichen“ Krieg 
verständlich, die sich der Mann auf der Straße in Rom machte und 
mit der er die Hoffnung auf Lohn und Beute verband. Sizilien galt 
als ein reiches Land, und manch einfaches Gemüt mochte sich ein- 
bilden, daß dort etwas zu gewinnen war, vor allem in einem Kampf 
gegen das vermögende Syrakus. Wegen der Karthager hat man 
sich, wie es scheint, keine allzu großen Sorgen gemacht. Man hatte 
seit altersher loyale Beziehungen zu ihnen unterhalten und war sogar 
vor nicht allzu langer Zeit mit ihnen verbündet gewesen. Große 
Ziele verfolgte man nicht in Sizilien. Schließlich wollte man gegen 
Syrakus, die alte Widersacherin Karthagos, kämpfen, wogegen diese 
doch wohl nichts einzuwenden haben würden. Und wenn ihnen das 
römische Unternehmen auch nicht angenehm sein sollte, so waren 
sie doch isoliert. Daß sie sich mit Syrakus zusammenfänden, mochte 
mehr als unwahrscheinlich dünken. 


Man wird vielleicht einwenden, hier werde den Römern eine recht 
oberflächliche Denkungsweise zugerechnet, und wird sie deshalb 
als nicht der Wirklichkeit angemessen ablehnen. Nun, es wäre nicht 
das erste Mal, daß in der Geschichte falsche Berechnungen und auch 
solche, deren Fehlerhaftigkeit nachträglich als evident erscheint, 
angestellt worden wären. Und der Vorwurf allzu großer Naivität 
oder der der Leichtfertigkeit ist ebenfalls kein Einwand gegen die 
Möglichkeit ihres tatsächlichen Vorkommens. Die Römer waren 
begreiflicherweise damals noch nicht die Meister der großen Politik, 
nachdem sie bis vor kurzem auf den binnenitalischen Raum, und 
auch da fast nur auf den mittleren Teil, beschränkt gewesen waren. 
Und bei ihrem letzten größeren Kampf, der sie in einen Konflikt 
weltpolitischen Ausmaßes verwickelte, waren sie nicht weniger 
unbedacht gewesen. Das war gelegentlich des Vorspiels zum Taren- 
tinischen Krieg. Die Situation war sehr ähnlich der uns hier beschäf- 
tigenden. Damals nahm man ebenfalls unbedenklich ein Hilfe- 
gesuch entgegen (von Thurioi), ohne an die Konsequenzen zu 
denken, obwohl die Entscheidung in gewissem Sinne noch einfacher 
zu finden war, weil man sich im Zusammenhang damit sogleich eines 
klaren Vertragsbruches schuldig machte. Später, als sich heraus- 
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stellte, was daraus für Weiterungen erwuchsen, hätte man sogar 
gerne eingelenkt und den Schritt rückgängig gemacht!). 










II. 


Mit der Annahme des mamertinischen Hilfegesuchs ist zugleich 
die Rechtsbeziehung zwischen Rom und Messana des näheren 
geregelt worden. Messana wurde wie jede andere Stadt in Italien 
zum ewigen Bündnis (Schutz- und Trutzbündnis) zugelassen mit 
der Verpflichtung, den Römern militärische Hilfe zu stellen. Wie 
für die unteritalischen Küstenstädte bestand diese in Leistungen der 
Marine. Das erhellt daraus, daß Messana auch späterhin unter den 
Städten Siziliens eine besondere Stellung einfahm. Es war die 
einzige civitas foederata mit effektiver militärischer Verpflichtung. 
Die beiden anderen, Tauromenium und Netum, sind bedeutend 
später, frühestens nach Ausbruch des Hannibalischen Krieges, jeden- 
falls als Sizilien bereits Provinz war, in diese Stelle eingerückt (vorher 
gehörten sie zu Hierons Reich, vgl. Diod. 23, 4), aber, wie wenigstens 
von der einen feststeht, ohne eigentliche militärische Verpflichtung. 
(Cic. Verr. 5, 19, 50.) Es traf sich auch sehr günstig, daß der kartha- 
gische Offizier in Messana, nachdem unter dem Eindruck der 
römischen Entscheidung die karthagische Partei nichts mehr zu 
sagen hatte, sich ohne wesentliche Schwierigkeit abschieben ließ. 
(Polyb. 1, 11, 4.) Die Römer durften also hoffen, in ihrer außen- 
politischen Spekulation nicht enttäuscht zu werden und einen 
Konflikt mit Karthago vermeiden zu können 

Aber das Bild sollte sich sehr schnell ändern, noch bevor Appius 
Claudius in Rhegion ankam. Gerade die Wendung, die als ziemlich 
unwahrscheinlich gelten konnte, trat ein: Hieron und die Karthager 
taten sich gegen Messana zusammen mit dem Ziel, die Römer wieder 
von dort zu vertreiben). Sie belagerten und blockierten bereits die 
Stadt, als Appius in Rhegion eintraf. Dem Konsul blieb nichts 
anderes übrig, als die ultimative Forderung zu stellen, die Belagerung 































1) Vgl. Beloch, Griechische Geschichte 4, 1, 545f.; Römische Geschichte 463; 
Schubert, Geschichte des Pyrrhos 1891, 251 ff. — Die Erklärung, die ich zu geben ver- 
sucht habe, beruht entgegen den Kombinationen hochpolitischer Art, mit denen man 
sich gewöhnlich hilft, die mehr oder weniger in der Luft schweben, auf dem Bemühen, 
die tatsächlichen Elemente, welche die Darstcllung des Polybios enthält, möglichst 
ernst zu nehmen und ihren Kern aus der Hülle der nicht immer genauen Schilderung 
zu befreien. Alles, was mit der subjektiven Auffassung unseres Gewährsmannes zu- 
sammenhängt, bedeutet, einmal als solche erkannt, demgegenüber wenig, auch wenn 
es noch so stark sich in den Vordergrund drängt. Die eingeschlagene Methode ist 
also im Grunde genommen ebenso überlieferungsgetreu wie quellenkritisch. 


2) Polyb. 1, 11, 7, Diod. 23, 1, 2. 
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aufzuheben!), und als dem nicht stattgegeben wurde, den Krieg zu 
erklären?). Die Karthager wären ihm gerne aus dem Wege gegangen 
und vermieden es sorgfältig, von ihrer Seite aus die feindlichen 
Handlungen zu beginnen. Einige römische Schiffe, wahrscheinlich 
der süditalischen Bundesgenossen, auf denen ein Teil des römischen 
Heeres herangebracht worden war’), waren gestrandet und in die 
Hände der Karthager gefallen. Diese gaben sie den Römern zurückt). 
Sie waren auch nicht ganz sicher, ob es der Konsul wirklich auf einen 
Krieg mit ihnen ankommen lassen würde, zumal über ihn in Rom 
noch kein Beschluß gefaßt worden sein konnte?) und eigentlich eine 
ganze Menge Formalitäten noch zu erledigen gewesen wären. Aber 
Appius kümmerte sich darum nicht, sondern erklärte den Krieg, 
weil die Lage ja auch im Grunde nichts anderes übrig ließ, nachdem 
Messana nun einmal eine verbündete Gemeinde geworden war®). 
Freilich war das eine formale Unkorrektheit, aber sie war nicht nur 
nicht geringer als die früheren Vorgänge in Rom, sondern ergab 
sich auch zwangsläufig aus ihnen”). Die Diskussion über den Fall 


1) Polyb. 1, 11, 11; Diod. 23, 1, 3. Das geschah von Rhegion aus, wie es auch der 
Sachlage entspricht und von Philinos berichtet sein muß (vgl. Diod. a. O., Polyb, 1, 
15, 2: sofortiger Angriff des Konsuls von Messana aus, so daß für Verhandlungen 
dort keine Zeit bleibt, dieselben also vorher in Rhegion stattgefunden haben müssen 
und nicht in Messana, wie Polybios nach Fabius Pictor berichtet (1, 11 9ff.). 

2) Ennius im 7. Buch, irg. 223 (Vahlen). 

3) Vgl. Polyb. 1, 20, 14. Man wird vor allem an Neapel denken müssen. 

4) Zonaras 8, 8, 8f.; Dio frg. 43, 7 (Boiss) vgl. Diod, 23,2. Diese Nachricht steht 
zwar innerhalb einer höchst suspekten annalistischen Überlieferung, aber sie muß 
wahr sein und wird wahrscheinlich letztlich auf Philinos zurückgehen, denn die Römer 
können eine derartige für den Feind und zu ihren Ungunsten sprechende Begebenheit 
nicht erfunden haben. Sie ist auch leicht aus ihrem Zusammenhang zu lösen, da sie 
in ihm eine völlig überflüssige Episode im Rahmen der um den Befehlshaber der römi- 
schen Vorhut gewobenen Fabeleien (s. u.) darstellt. Sie ist hierbei lediglich dahin 
modifiziert worden, daß aus dem Schiffbruch eine Seeschlacht wurde (Diod. 23, 2) 
resp, ein mit einer Seeschlacht kombinierter Schiffbruch (Zonaras a.O.). Die ur- 
sprüngliche Fassung läßt sich aus Dio-Zonaras erkennen. 

°) Frontin stratag. 1, 4, 11 enthält eine Andeutung in dieser Richtung. Aber die 
Sache ergibt sich schon aus den Umständen. 

®) Auf diesen Punkt allein kann die Kriegserklärung abgestellt gewesen sein, Florus 
1,18, 3: „cum de Poenorum inpotentia foederata Siciliae civitas Messana quereretur“. 
Vgl. Livius 30, 31, 4. Gelzer in: Rom und Karthago 184 meint, das habe so schon 
bei Cato gestanden. Der Sache entspricht es jedenfalls und in unbedingt höherem 
Maße als eine Kriegserklärung wegen „superbia‘‘ (Gelzer a.O. 183), deren Voraus- 
setzung, bestehend in dem überheblichen karthagischen Ausspruch, sehr fragwüdig 
ist (s, u.). 

”) Es ist übrigens auch sonst vorgekommen, daß eine Kriegserklärung im Gang 
der diplomatischen Verhandlung ohne vorhergehenden Volksbeschluß ausgesprochen 
wurde, beispielsweise gleich beim Hannibalischen Krieg (Polyb. 3, 20, 8) oder bei dem 
gegen Antiochus (vgl. Holleaux, Revue des Et. anc, 13). 
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in Rom nochmals zu eröffnen, wäre politisch sehr inopportun 
gewesen, da es galt, schnell zu handeln. In Rom hat man den Schatten 
dieses Mangels wohl empfunden, der Fetialenritus wurde nachgeholt, 
und schon Naevius’ hat, wie es scheint, mit großem Nachdruck 
hierauf hingewiesen, um den außergewöhnlichen Umständen, unter 
denen der Krieg nun einmal ausgebrochen war, das Kleid einer 
normalen Prozedur zu verleihen?). 

Es ist überhaupt in der nachfolgenden historischen Tradition 
allerhand geschehen, um den für das römische Gefühl wenig befrie- 
digenden Kriegsbeginn im römischen Sinn auszugestalten, ein deut- 
licher Beweis, daß man an dieser Stelle eine Lücke empfand und 
den auch jetzt noch sehr leichten Auftakt dem Gewicht des welt- 
historischen Ringens, das sich mit ihm entspinnen sollte, nicht für 
angemessen erachtete. 

An welchem Punkt die Ausschmückung zuerst ansetzen mußte, 
ist nicht schwer zu sehen. Das war die Tatsache der Rückgabe der 
römischen Schiffe durch den karthagischen Kommandanten, eine 
unbedingt großzügige Geste, welche leider nur nicht für die römische 
Seite verzeichnet war. Dem Karthager war es mit ihr zweifellos um 
eine Glättung des Gegensatzes zu tun. Römischerseits hat man aber 
seine Absicht ins gerade Gegenteil gekehrt durch Hinzufügung des 
berühmten Ausspruchs, die Römer könnten ohne karthagische 
Erlaubnis nicht einmal die Hände im Meer waschen?). Das ist ein 
bramarbasierender Hinweis auf die karthagische Überlegenheit zur 
See, offensichtlich nur sinnvoll bei Hinzunahme der späteren See- 
kriegführung. Damals war über diese noch nicht der Würfel gefallen 
und die theatralische Exposition zumindest verfrüht. Sie enthält aber 
auf jeden Fall eine maßlose Übertreibung, denn die Römer waren 
in dieser Hinsicht keineswegs so erbärmlich daran, wie es dieser 
Ausspruch voraussetzt3). Das wußte natürlich der Karthager auch 
Aber es kommt noch besser. Das dem Karthager in den Mund 


1) Naevius frg. 19 (Diehl, Poet. Rom, Vet. Frg.); dazu Cichorius a. O. 26ff. Der 
Fetialenakt wird wie bereits im Pyrrhoskrieg (Samter RE 6, 22, 64) nur symbolisch 
in Rom ausgeführt worden sein. 


2) Diod. 23, 2; Zonaras 8, 9, 1; Diod frg. 43, 9; Ineditum Vaticanum 3, 


®) So jetzt richtig Miltner in Rom und Karthago 205 nach Neumann, Zeitalter der 
Punischen Kriege 85ff. Natürlich ist hierbei nicht die angebliche Nachricht des Piso 
bei Plinius n. h. 16, 192, gegen Hieron wären 230 Schiffe in 55 Tagen gebaut worden, 
die allgemein als irrig abgelehnt wird, zu verwenden. — Merkwürdigerweise nimmt man 
allenthalben bis in die modernsten Darstellungen diesen angeblichen karthagischen 
Ausspruch für bare Münze (etwa De Sanctis a.O.3, 1, 103, neuerdings Kornemann 
Röm. Gesch. 1, 188. Vgl. auch Gelzer in Rom und Karthago S. 183). Dabei trägt 
er doch den Charakter einer pointierten Erfindung auf der Stirn. 
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gelegte Wort lohnte sich auch deshalb, weil sich als Antwort hierauf 
die Nutzanwendung eines von den Römern viel erörterten Gedankens 
anbringen ließ, nämlich, daß sie immer gelehrige Schüler ihrer 
Gegner gewesen seien. So verhalte es sich jetzt auch im Hinblick 
auf das Seewesen. Das wird von den Römern in ausführlicher Dar- 
legung erwidert'). Hier ist mit den Händen zu greifen, daß allein 
an die spätere Entwicklung gedacht ist, d.h. dieselbe in einem 
meteorhaften Aufleuchten angekündigt wird. Man spürt, wie in das 
historisch magere Geschehen eine Symbolkraft hineinkommt, welche 
den Inhalt des ganzen Krieges gleich zu Anfang vergegenwärtigen 
soll. 

Im ersten Kriegsjahr war von großen römischen Heldentaten 
noch nichts zu berichten, aber ein Krieg wie der Erste Punische, so 
wie er seiner schließlichen Bedeutung nach in der historischen 
Erinnerung figurierte, war ohne hervorragende römische Leistung 
am Anfang nicht möglich. Deshalb hat man ein besonderes Bravour- 
stück eines römischen Hauptmanns erfunden, der angeblich die 
römische Vorhut nach Rhegion geführt haben soll. Die Stelle, wo 
die Phantasie ihn ansetzen konnte, fand man in der Tatsache der 
Befreiung Messanas von dem karthagischen Befehlshaber auf der 
Akropolis. Diese an sich völlig verständliche Begebenheit mußte 
zu einer Ruhmestat des Römers erhöht werden, nachdem man ihn 
daneben bereits mit dem schlagfertigen Ausspruch über die kom- 
mende römische Seetüchtigkeit dekoriert hatte. Appius Claudius?) 
oder Caepio)?, wie er je nachdem genannt wird, fährt also verschie- 
dene Male nach Messana. Zuerst schleicht er sich dort auf einem 
Nachen ein und beginnt, in Gegenwart der Karthager, bei den 
mamertinischen Bürgern zu agitieren, aber ohne Erfolg. Er ver- 
schwindet darauf wieder, erfährt aber nach einer Weile, daß es drüben 
in Messana zu gären beginne, worauf er wiederum dort erscheint 
und nun schon deutlicher wird. Es handle sich um ihre Freiheit, 
die Karthager sollten sich fortscheren oder wenigstens etwas zu 


!) Diod. 23, 2 Ineditum Vaticanum 3, Die Kontroverse, auf wen dieser Topos 
zurückgeht, ist für uns von untergeordneter Bedeutung. Genug, daß er keine geschicht- 
liche Authentizität für das Jahr 264 besitzt. Man hat für ihn zwar sogar Philinos 
verantwortlich machen wollen (De Sanctis a. O. 3,1 236; auch Laqueur RE. 19, 2184), 
was aber unmöglich ist. Er kann nur einer römisch orientierten Quelle entstammen. 
$o kommt entweder Fabius Pictor (Arnim, Hermes 27, 1892, 18ff.; Paul Meyer a.O. 
50ff,) oder ein älterer Annalist (Eduard Meyer, Kleine Schriften 2, 227) in Betracht. 
Letzteres möchte ich für wahrscheinlicher halten, obschon es freilich nicht ausge- 
schlossen ist, daß dieser Annalist wiederum von Fabius Pictor abhängig ist (vgl. auch 
Gelzer, Hermes 68, 1933, 139 und in: Rom und Karthago 183). 

?) Zonaras 8, 8, 6ff. 

®) Ineditum Vaticanum 3, 
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ihrer Verteidigung sagen. Auch jetzt noch bleibt die Resonanz aus, 
aus Furcht, wie der Römer meint; aber die Karthager bleiben eben- 
falls stumm. Daraus zieht er in öffentlicher Rede die Folgerung: 
die Karthager verraten durch ihr Schweigen, daß sie unrecht tun, 
(denn sonst würden sie sich verteidigen), die Mamertiner, daß sie 
sich nach der Freiheit sehnen, denn wenn sie für die Karthager wären, 
würden sie doch ungezwungener ihrer Meinung Ausdruck geben. 
Nach diesen überzeugenden Ausführungen, welche von den Mamer- 
tinern mit großem und lautem Beifall aufgenommen werden, ver- 
schwindet er abermals, nicht ohne wiederum, wie schon zuvor, feier- 
lichst seine Hilfe für die Befreiung angetragen zu haben. Darauf 
nun soll die entscheidende Tat folgen: die bewaffnete Hilfeleistung 
mit den römischen Truppen, die er auf all seinen Schiffen hinüber- 
setzen will. Das mißlingt: Die Karthager und ein Sturm verhindern 
es. Er selbst kann sich gerade mit knapper Not nach Rhegion retten. 
Einige Trieren fallen den Karthagern in die Hände, werden aber von 
ihnen zurückgegeben. Nun folgt der bereits erwähnte Passus, und 
daran schließt sich endlich die Entscheidung. Die vierte und letzte 
Fahrt gelingt. Niemand bei den Karthagern tritt entgegen, das 
Wetter ist günstig. In der Stadt ruft unser römischer Held eine 
Volksversammlung zusammen und fordert sie auf, den karthagischen 
Kommandanten von der Akropolis herunterkommen zu lassen. Der 
will anfangs nicht, schließlich versteht er sich doch dazu, aus Furcht, 
die Mamertiner könnten sich empören, weil er sich dem Schein des 
Unrechts aussetze(!). Was er zu seiner Verteidigung in der Ver- 
sammlung vorbringt, schlägt nicht ein, auf einmal packt ihn ein 
römischer Soldat und wirft ihn ins Gefängnis, und die Mamertiner 
klatschen Beifall. „Auf diese Weise ließen die Karthager unter 
Zwang Messana fallen“). 


Der Bericht dürfte „für sich“ sprechen und eine kritische Erörte- 
rung überflüssig machen?). Daß er ein reines Phantasieprodukt ist, 
merkt man auch an den Konsequenzen, die sich aus ihm für die 


I Meine Paraphrase hält sich an den Bericht von Dio-Zonaras a. O. 


2 Ich hätte auf die verhältnismäßig ausführliche Wiedergabe verzichtet, wenn nicht 
merkwürdigerweise auch heute noch die meisten Darstellungen mehr oder weniger mit 
der Existenz des römischen Kriegstribunen operieren (zuletzt wieder von Stauffenberg, 
König Hieron II. von Syrakus 1933, 28 und die dort angegebene Literatur), obgleich 
Büdinger (Bursians Jahresberichte 1, 1190) und Beloch (Griechische Geschichte 4°, 1, 
647), längst das Richtige erkannt haben. Dabei gibt es doch in der abenteuerlichen 
Geschichte nicht einen einzigen Zug, der den Eindruck historischer Wahrheit erwecken 
könnte. Das geben schließlich die meisten zu, wenn sie da und dort annalistische 
Überarbeitung entdecken (vgl. Stauffenberg a. O.). Was bleibt dann aber noch übrig? 
Die Mamertiner, vor denen ganz Sizilien jahrelang gezittert hat, sollen nicht Mannes 
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Beurteilung der politischen Lage ergeben. Denn auf einmal steht 
esjaso, daß die Römer sich aus keckem Übermut gleich zu An- 
fang auf die Karthager stürzen. Damit sind sie aber, für jeden 
klar erkennbar, als die unrechtmäßigen Angreifer dokumentiert. 
Hier kommt nun die letzte zwangsläufige Fälschung zu Hilfe: die 
Karthager sind erst nach Messana gekommen, als der Vertrag zwi- 
schen Rom und Messana abgeschlossen war. Aus irgendwelchen 
Gründen hätte sich die römische Hilfe jedoch verzögert, und deshalb 
seien die Mamertiner gezwungen gewesen, die Karthager herbei- 
zuholen!). Mit anderen Worten, das zeitliche Verhältnis wird 
direkt umgekehrt. Der Vorteil ist jedoch evident. Jetzt können die 
Römer gegenüber den unrechtmäßig eingedrungenen Karthagern 


ungestört von ihren Ellenbogen Gebrauch machen. 


Man sieht also auch hier: das dichte Rankenwerk der römischen 
„Legende“ erweckt den völlig falschen Eindruck, als wenn Rom 
sich auf seinen Hauptgegner Karthago gleich mit offenem Visier 
gestürzt hätte. Man muß diese Fälschung erst wegräumen, um eine 
richtige Vorstellung von der tatsächlichen Lage zu bekommen. 


genug gewesen sein, einen schwankenden und sich unsicher fühlenden Kommandanten 
eines Detachements aus ihrer Stadt hinauszumanövrieren, wie es Polyb. 1, 11, 4 über- 
liefert ist? Das ist doch ein sehr unberechtigter Zweifel. Bei Fabius Pictor wird die 
römische Besatzung vorausgesetzt, weil die Mamertiner schon vor der Ankunft des 
Konsuls die Römer heranzogen und ihnen die Stadt anvertrauten (Polyb. 1, 11, 4), 
womit in dem Zusammenhang lediglich gesagt sein kann, daß die Mamertiner nach der 
Vertreibung der Karthager sich mit dem römischen Feldherrn ins Benehmen setzten 
und sich zu seiner Aufnahme bereit erklärten. Polyb. 1, 11,7 und Diod. 23, 1,2 
ist das Ziel der Allianz zwischen Hieron und Karthago die Entfernung der Römer aus 
Sizilien. Also, sagt man, müssen sie schon Truppen in Messana gehabt haben. War aber 
die Übernahme des Schutzes von Messana keine Besitzergreifung, hätten etwa die 
beiden warten sollen, bis nächstens tatsächlich die römische Vorhut in Messana ge- 
landet war, um also sprechen zu können ? Die Verhandlung des Konsuls von Rhegion 
aus sei nur möglich, „wenn die Römer schon faktisch von Messana Besitz genommen 
haben“ (Stauffenberg a. O. 21), was unverständlich ist. Und dann soll die Existenz 
des Tribunen durch seine Verbindung mit der Episode der römisch-karthagischen 
Verhandlungen über die beiderseitige Seetüchtigkeit gestützt werden, als ob eine Kon- 
tamination von derartig ausgesprochenen Anekdotenmotiven nicht möglich wäre, aber 
Diod. 23, 2 ist der Konsul selbst römischer Gesprächspartner, womit klar sein dürfte 
(was sich ohnehin aus der Erzählung selbst ergibt), daß die beiden Motive ursprüng- 
lich selbständig gewesen sind. Deswegen soll dann aber Diod. nach Zonaras korrigiert 
werden (Stauffenberg a. O.; Holm, Geschichte Siziliens 3, 341; Melzer, Geschichte 
der Karthager 2, 559). Die Unzulässigkeit dieses Verfahrens dürfte klar sein. Übrigens 
ist die schlechte annalistische Machart auch daran zu ersehen, daß konsequent der 
karthagische Feldherr in Messana Hanno genannt wird, also augenscheinlich eine Ver- 
wechslung mit dem Leiter des Belagerungs- und Blockadeunternehmens (Diod. 23, 1) 
vorliegt. Der Karthager in Messana hieß Hannibal (Diodor 22, 13, 7). 


!) Zonaras 8, 8, 6, 
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Wenn die innere Voraussetzung des römischen Vorgehens dem- 
nach in der Lokalisierbarkeit des Konfliktes bestand, und der offene 
Kriegszustand, der nun nach der Kriegserklärung des Appius 
Claudius zwischen Rom und den Verbündeten sich ergeben hatte, 
nicht den ursprünglichen römischen Berechnungen entsprach, so 
mußten die Römer, wofern sie den Schutz Messanas ausüben wollten, 
ihn zwar hinnnehmen; aber es versteht sich, daß die Konsequenz 
der veränderten Situation, wie sie sich dann tatsächlich herausstellen 
sollte, noch nicht klar ins Bewußtsein trat. Die anschließenden 
kriegerischen Ereignisse machen das einigermaßen deutlich. Appius 
Claudius gelang es, mit seinem Heere trotz der karthagischen 
Blockade nach Messana hinüberzukommen, die sofort unter- 
nommenen Angriffe gegen die Syrakusaner und Karthager brachten 
ihm jedoch keinen Erfolg. Einen solchen hatten erst seine Nach- 
folger, zumal der eine von ihnen, Manius Valerius, der vorerst allein 
operierte. Entscheidend wurde jedoch, daß die Allianz zwischen 
Hieron und den Karthagern auseinanderbrach. Sie stand von Anfang 
an auf einem schlechten Grund, war vor allem für die syrakusanische 
Seite ein sehr zweifelhaftes Geschäft, da die Verbindung mit dem 
karthagischen Erbfeind sowohl einer jahrhundertealten Tradition 
widersprach und deshalb stimmungsmäßig bald untragbar werden 
mußte,als auch von seiten der Zweckmäßigkeit ein Widersinn war, 
indem das ursprüngliche Ziel Hierons, die Gewinnung Messanas, 
im Bunde mit den Karthagern ohnehin nicht zu erreichen war. Auch 
scheint sich gleich zu Anfang Argwohn und Mißtrauen gegen die 
Alliierten eingeschlichen zu haben!). Hieron war deshalb zu einem 
Separatfrieden bereit, und dieser ist im Herbst des Jahres 263 ge- 
schlossen worden. Zugleich ging Hieron auf die Dauer von fünf- 
zehn Jahren einen Vertrag mit Rom ein, indem er materielle Hilfe- 
leistung in der Form von Proviant und Stellungen von Schiffen 
versprach’). 

Es galt, danach die Karthager zur Anerkennung des mamer- 
tinischen Bündnisses zu zwingen. Bis jetzt waren sie im Krieg noch 
nicht sehr hervorgetreten, hatten es sogar versäumt, rechtzeitig 
Hieron zu Hilfe zu kommen und den Abschluß des Vertrages mit 
Rom zu verhindern. Rom sah diese Aufgabe nicht für schwierig an 
und verringerte deshalb seine Truppenmacht in Sizilien um die 
Hälfte (Polyb. 1, 17, 1ff.), wozu die bisherige laxe karthagische 
Kriegsführung und die Vereinfachung der militärischen Situation 


1) Diodor 23, 3. Hieron glaubte, daß die Karthager verräterischerweise die Römer 
über die Meerenge gelassen hätten, und zog sich deshalb nach Syrakus zurück. 
2) Diodor 23, 4; Polyb. 1, 16, 5. 
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durch den Fortfall Hierons als Gegners der Grund war. Man konnte 
hoffen, chne Aufwendung großer Mittel die Karthager zum Ein- 
verständnis mit dem augenblicklichen Besitzstand zu bringen, wofern 
diese, wie es schien, nicht gesonnen waren, sich großen Anstrengun- 
gen zu unterziehen. Jedenfalls ruhte die römische Initiative für 
einige Zeit!). 

Allerdings bedachte man nicht, daß sich die Lage seit dem Aus- 
bruch des Krieges verändert hatte un 1 ein Umstand eingetreten war, 
den man von vornherein nicht in Rechnung gezogen hatte. Rom 
war durch den Feldzug des Jahres 263 ein wirksamer politischer 
Faktor in Sizilien geworden. Auf der Ostseite waren nicht nur von 
Hieron, sondern auch von Karthago eine Anzahl Städte abgefallen?), 
Wenn es in unseren Quellen heißt, daß Karthago bemerkte, daß 
Rom nun „in bedeutenderem Maße mit den sizilischen Angelegen- 
heiten verflochten war‘ (Polyb. 1, 17, 3), so muß sich das hierauf 
beziehen. Wie jeder Krieg zeigte auch dieser alsbald, noch in seinen 
bescheidenen Anfängen stehend, eine selbständige Dynamik. Die 
Karthager verstärkten daraufhin, augenscheinlich in der Erwartung 
weiterer römischer Operationen, ihre militärische Basis, indem sie 
in das ihnen verbündete Akragas auswärts, außerhalb Siziliens, 
angeworbene Truppen und Versorgungsmittel warfen (Polyb. 1, 
17, 4). Danach kommen die Römer wieder mit zwei konsula- 
tischen Heeren nach Sizilien und machen sich sofort an die Belage- 
rung von Akragas, die schließlich nach einem guten halben Jahr 
mit seiner Einnahme endete. Akragas war die bedeutendste Stadt 
Siziliens nächst Syrakus. 

„Auf dieses Ereignis hin änderten die Römer ihren ursprünglichen 
Plan, gaben sich nicht mit der Rettung der Mamertiner und dem 
bisherigen Kriegsgewinn zuftieden, sondern faßten die Hoffnung, 
die Karthager überhaupt aus Sizilien zu vertreiben.‘ So berichtet 
uns Polybios 1, 20, 1. Die Bemerkung ist grundlegend, denn sie 
bestätigt und rechtfertigt unsere Anschauung, daß der Krieg anfangs 
ein begrenztes Ziel hatte, und sie setzt einen Termin, an dem in der 
tömischen Kriegspolitik ein Wandel eintrat. Es bleibt jedoch übrig, 
denselben seinem Motiv nach zu verstehen. Polybios meint, Schuld 
daran wäre die Freude über die militärische Leistung gewesen, das 
Selbstbewußtsein und das Zutrauen in die eigenen Möglichkeiten 
wären gestiegen, und schließlich sei der Wille zur Macht hierdurch 
ausgelöst worden (a. O.). Das ist aber eine sehr schematische Vor- 
stellung, die eine offensichtlich rationale Psychologie polybianischer 


!) Auf 1% Jahre nach der Belochschen Chronologie (Griechische Geschichte 4°, 2, 287). 
®) Polyb. 1, 163. Diodor 23, 4f. (Dort namentliche Nennung der Städte.) 
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Prägung verrät'). Vor allem paßt sie eigentlich zu dem militärischen 
Erfolg, auf dem sie gegründet sein will, sehr wenig. Einen Sieg 
haben die Römer bei Akragas nicht nur nicht davongetragen, sondern 
den eingeschlossenen Karthagern ist sogar der Durchbruch durch 
die römische Zernierungsanlage gelungen. Auch gegenüber der 
Entsatzarmee haben sich die Römer nicht überlegen erwiesen. Das 
hat man allem Anschein nach auch in Rom gefühlt und deshalb 
den beiden Konsuln nicht einmal den Triumph bewilligt, mit dem 
man sonst während des Ersten Punischen Krieges, wie überhaupt, 
gar nicht sparsam umgegangen ist. Von einer außerordentlich 
großen Freude bei der Nachricht von der Einnahme von Akragas 
kann also im Ernst wohl keine Rede sein. 


Nun enthält der Bericht aber noch andere tatsächliche Hinweise, 
und zwar solche, die sich überhaupt auf die damalige Lage beziehen, 
Sie forderte keineswegs zu besonderem Frohlocken heraus. Die 
nächsten Konsuln mußten die Erfahrung machen, daß der Krieg ins 
Stocken geraten war, indem nämlich zwar zahlreiche Städte des 
sizilischen Binnenlandes zu den Römern übergingen, aber mehr noch 
von den an der See gelegenen zu den Karthagern abfielen, in Schrek- 
ken versetzt durch, die karthagische Flotte. Und dann wäre von 
diesen auch des öfteren die italische Küste heimgesucht worden 
(Polyb. 1, 20, 4 ff... Wenn man Polybios liest, gewinnt man zwar 
den Eindruck, als hätten sich diese Umstände erst nach der neuen 
Zielsetzung eingestellt; aber bei der kann es sich doch um kein 
punktuelles Ereignis handeln. Sie wird den an die Einnahme von 
Akragas anschließenden Zeitraum ausfüllen, und in den fallen auch 
die Erfahrungen mit der karthagischen Flotte. Die Dinge lassen 
sich aber noch weiter präzisieren. Wir wissen nämlich, daß hinter 
diesen Begebenheiten eine besondere karthagische Aktion stand und 
es sich nicht um irgendeine beiläufige Ausnutzung der maritimen 
Überlegenheit Karthagos handelte. Die karthagische Flotte wurde 
damals überhaupt das erste Mal eingesetzt. Bis dahin war sie im 
Grunde nur negativ aufgefallen. Den Übergang der Römer nach 
Messana hatte sie nicht verhindert, nach Syrakus war sie zu spät 
gelangt, und der Gewinnung der hier genannten Seestädte durch 
die Römer hatte sie anscheinend auch nicht vorbeugen können. 


1) Das erkennt man auch daran, daß der gleiche Gedanke in anderem Zusammen- 
hang begegnet: Die Schlacht von Telamon bringt die Römer auf den Gedanken, sit 
könnten die Kelten aus der Poebene vertreiben (Polyb. 2, 31, 7). Sodann ist er ab- 
hängig von dem polybianischen Bild einer vielstrebigen römischen Expansion, Mir 
ist deshalb zweifelhaft, ob sich diese Vorstellung auf Rechnung des Fabius Pictor setzen 
läßt, wie Gelzer, Hermes 68, 1933, 151 glaubt. 
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Sie ist also damals wohl überhaupt erst zu ernsthafter Verwendung 
gekommen, wahrscheinlich, weil sie sich vorher nicht recht im Stande 
befand, was oft genug in der karthagischen Geschichte, auch noch 
im weiteren Verlauf des Ersten Punischen Krieges, vorgekommen 
ist. Was sich so aus den Umständen ergibt, wird aber noch bestätigt 
durch eine Notiz des Dio-Zonaras. Diese Quelle hält zwar keinen 
Vergleich mit Polybios aus, da sie zum größten Teil auf der jüngeren 
Annalistik beruht, aber es befinden sich in ihr auch ältere Bestand- 
teile, solche der älteren Annalistik, und sogar aus Philinos ist einiges 
in sie eingeflossen‘). Damit tritt sie aber in den betreffenden Partien 
in ebenbürtige Konkurrenz mit Polybios. Wahrscheinlich handelt 
e sich gerade hier um einen solchen Fall®). Nach Dio hätten die 
Karthager damals schon, bevor noch die Römer gegen Akragas vor- 
gingen, eine starke Truppenmacht in Sardinien gelandet mit der 
Absicht, von dort aus Angriffe auf Rom auszuführen und die Römer 
auf diese Weise schließlich aus Sizilien hinauszubringen oder wenig- 
stens zu schwächen. Sie hätten das Ziel zwar nicht erreicht, die 
Römer seien trotzdem nach Sizilien (gegen Akragas) gegangen?). 
Die Karthager setzten jedoch die maritimen Operationen fort, indem 
„sie den Admiral Hannibal nach Italien schickten, um seine Küste 
zu verwüsten und auf diese Weise die Konsuln auf sich (und von 
Sizilien) wegzuziehen‘“ (Zonaras 8, 10, 6). Und schließlich ver- 
wüstete ein Hamilkar abermals die italische Küste und gewann auf 
Sizilien einige Städte (Zonaras 8, 10, 8). Das ist die gleiche Nachricht, 
die bei Polybios vorliegt. Wir erkennen aus ihr, daß mit ihr tatsäch- 
lich eine längere Zeit dauernde maritime Angriffswelle gemeint sein 
muß. 

Es dürfte nun kein Bedenken mehr haben, den Sinnesumschwung 
in Rom mit der durch die karthagische Seekriegsführung neu- 
geschaffenen Lage zeitlich in Verbindung zu bringen. Man kann die 
Kombination noch enger knüpfen, so man die Beloch’sche Chrono- 
logie des Krieges heranzieht?). Ihr zufolge begann die Belagerung 

!) Vgl. hierzu die ausführlichen Darlegungen von De Sanctis a. O. 3, 1, 236ff. 

?) Vgl. Eliaeson, Beiträge zur Geschichte Sardiniens und Korsikas im Ersten Puni- 
schen Krieg. Diss. Upsala 1906, 10ff. Das Schweigen des Polybios ist ohne alles 
Gewicht. Er hat auch die notorischen Kämpfe von 259/58 in Sardinien und Korsika, 
die sogar urkundlich (vgl. das Elogium des Scipio, Sohn des Barbatus, Diehl, Altlatei- 
nische Inschriften 46) bezeugt sind, nur beiläufig erwähnt. Vgl. hierüber und über den 
entsprechenden Bericht des Zonaras die eindringenden Untersuchungen von O. Leuze, 
Klio 10,1910, 406 ff. (Die Kämpfein Sardinien und Korsika im Ersten Punischen Krieg.) 

®) Zonaras 8, 10, 1.— Eliaeson a. O. meint zu Unrecht, die Karthager wären durch 
die Belagerung von Akragas aus Sardinien abgezogen worden. 


®) Beloch, Griechische Geschichte 48, 2, 256ff. 285ff. Wenn man die Belochsche 
Theorie nicht annimmt, muß man den optimistischen Glauben hegen, daß der damalige 
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von Akragas im Juni 261 (nicht 262, wie man gewöhnlich annimmt), 
dauerte bis ungefähr Ende des Jahres (nach unserer Rechnung), die 
beiden Konsuln hätten dann vor Akragas die längste Zeit mit proro- 
giertem Imperium gestanden (was durchaus möglich ist). Die mari- 
time Lage, wie sie Polybios als scheinbar nach Akragas eingetreten 
schildert, ist von ihm als vom Standpunkt der Konsuln des Jahres 261 
konzipiert in dieses Jahr verlegt und wäre dann ungefähr gleich- 
zeitig mit der Belagerung von Akragas. So lautet aber auch der Be- 
richt von Dio-Zonarast), und jeder Widerspruch löst sich. 

Unterlegt man nun der zeitlichen Korrelation, die zwischen der 
angeblich durch die Eroberung von Akragas hervorgerufenen Neu- 
orientierung der römischen Politik und diesen Ereignissen besteht, 
einen sachlichen Sinn, so sind es eben diese ‚„‚maritimen“ Erfahrungen 
gewesen, welche den Umschwung herbeiführten. Und da nun deren 
Einfluß auf die strategischen Möglichkeiten in Sizilien nur diskutabel 
ist unter der Voraussetzung, daß doch der Krieg weitergehen soll 
bis zur Vertreibung der Karthager, eine solche Voraussetzung aber 
erst durch die veränderte Planung möglich wurde, so müssen es die 
Angriffe auf Italien gewesen sein, welche die Vertreibung der 
Karthager notwendig erscheinen ließen. Das ist auch nicht unver- 
ständlich. Jetzt erst trat Karthago durch den Einsatz der Flotte den 
Römern als gefährlicher und in dieser Hinsicht überlegener Gegner 
entgegen, jetzt wurde klar und vor allem durch die leibhaftige 
Erfahrung erhärtet, was die karthagischen Flottenpositionen auf den 
Italien vorgelagerten Inseln praktisch bedeuteten. Und jetzt, nach- 
dem man einmal in Messana die Klinge gekreuzt hatte, mußte man 
im Gegensatz zu vorher mit Karthago, auch im — nicht sehr wahr- 
scheinlichen — Fall eines baldigen Friedens, in dem Karthago etwa 
den Besitzstand nach dem Frieden mit Hieron anerkannt hätte, als 
einem potentiellen und stets bereiten Gegner Roms rechnen. Die 
Inseln waren dann aber seine gefährlichste Waffe. 

Ich glaube also, daß der politische Wendepunkt des Krieges aus 
diesem Zusammenhang heraus zu erklären ist. Daß er zu einem 
militärisch taktischen geführt hat, ist eine völlig unproblematische 


römische Kalender ungefähr dem julianischen entsprochen hat (so De Sancits 3, 2, 
248ff., der, soweit ich sehe, sich als einziger mit der Frage nach Beloch befaßt hat). In 
Wirklichkeit ist auch die Differenz von 1% Monaten sehr wahrscheinlich (also 1. Mai 


Antrittstag der Konsuln = 16. Juli julianisch, und in den Schaltjahren (= die geraden 
Jahre unserer Zeitrechnung) beträgt sie damals 10 Tage weniger. 

1) Natürlich verlegt Dio-Zonaras die Belagerung von Akragas auch in das Amtsjahr 
der Konsuln von 262. Man muß deshalb die Berichte 8, 10, 1 und 8, 10, 6 zusammen- 
ziehen, was übrigens sich leicht machen läßt, weil der zweite sachlich, d.h. was die 
militärischen Operationen angeht, eine reine Doublette des ersten ist. 
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Tatsache. Es wird ausdrücklich bezeugt, daß die Römer unter dem 
Eindruck dieser maritimen Erfahrung zum Bau einer großen Flotte 
schritten!). Den Römern ist — mit Recht — das von jeher als eine 
Großtat ihrer Geschichte erschienen. Wir greifen noch bei Polybios, 
wie Fabius Pictor sie gefeiert haben muß, aber schon vorher wurde 
sie vom Dichter Naevius und späterhin von Ennius besungen. Der 
ganze Krieg ist der römische Seekrieg kat’ exochen, was übrigens 
stimmt, denn nie mehr bis auf die Bürgerkriege hinab, haben die 
Römer derartig zahlreiche und große Seeschlachten geliefert. Und 
es ist nur allzu verständlich, wenn, wie wir gesehen haben, dieses 
Thema gleich bei der Schilderung des Kriegsbeginnes mit vollen 
Tönen angeschlagen wurde. Das konnte gar nicht anders sein bei 
einem Kampf, der sowohl durch seine Ausmaße als auch durch seine 
relative historische Entrücktheit (man muß bedenken, daß es zu 
seiner Zeit noch keine eigentliche römische Geschichtsschreibung 
gab) in höchstem Grade das patriotische Gefühl in Schwingungen 
versetzen und sich nachhaltigst in die Erinnerung eingraben mußte. 
Die auf den Flottenbau folgenden Jahre bestätigen in einem beson- 
deren Maß die Richtigkeit des Eindruckes, daß von da eine mili- 
tärische und politische Veränderung eingesetzt hat. Nach der 
Schlacht von Mylae sind in den Jahren 259 und 258 Flottenoperatio- 
nen auf Sardinien und Korsika, also an den Punkten, von denen aus 
die Karthager kurz zuvor ihre Angriffe unternommen hatten, durch- 
geführt worden?). Auf Sardinien sind die Römer mehrmals gelandet 
und haben mit den Karthagern gekämpft. Ebenso versuchten sie 
gegen Lipara, das erst recht durch seine Lage in der Nähe von 
Sizilien und Italien ein wichtiger Punkt für die Karthager war, eine 
Unternehmung durchzuführen (Zonaras 8, 12, 3), und schließlich 
fehlte auch nicht ein Anschlag auf Malta (257)?). 


Desgleichen beobachten wir auch später eine konstante Relation 
zwischen den karthagischen Angriffen auf Italien und der Existenz 
bzw. Nichtexistenz einer römischen Flottenmacht. Solange die 
Römer eine Flotte unterhielten, hatten sie von den Karthagern in 
Italien nichts zu fürchten. Das war der Fall während der Jahre 260 
bis 250. Sobald aber die römische Flotte fehlte, setzten die Karthager 


!) Polybios 1, 20, 7. Freilich war Rom bis dahin nicht ohne alle Schiffe gewesen, 
aber die waren von den süditalienischen Küstenstädten gestellt (s. 0.). Das Besondere 
jetzt ist, daß Rom selbst die Lasten der Herstellung und des Unterhalts von Schiffen 
auf sich nehmen wollte, und daß dem Gegner auf seinem eigenen Element entgegen- 
getreten werden sollte. 

?) Zonaras 8, 11, 7; 12, 4ff. und dazu die oben genannte Abhandlung Leuzes. 


®) Orosius 4, 8, 5; Naevius frg. 22 (Diehl). Dazu Cichorius a. O. 39. 
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mit Streifzügen längs der italischen Küste ein. So wird diese, nach- 
dem im Jahre 249 von Rom der Seekrieg aufgegeben war, fort- 
während in den folgenden Jahren von karthagischen Schiffen heim- 
gesucht!). 


Man wird allerdings einwenden, daß unter diesen Umständen die 
römische Absicht auf Sardinien, Korsika und Sizilien gehen mußte, 
tatsächlich aber doch der Krieg um Sizilien allein geführt wurde, 
Aber letzteres ist im Grunde nur eine optische Täuschung. Polybios 
läßt den Kampf von 261 zwar um Sizilien allein gehen, aber doch 
nur deshalb, weil schließlich sein Gewinn das Ergebnis des Krieges 
war. Die römischen Pläne bleiben davon unberührt. Wir wissen 
aber auch noch, daß man von diesem Ergebnis am Ende unbefriedigt 
war, und die Präliminarien zuerst von der Volksversammlung des 
Catulus abgelehnt wurden. Es wird leider nicht gesagt, was der 
Grund hierfür war, und man hat verschiedene Vermutungen darüber 
aufgestellt’), aber der Lage der Dinge nach ist es zum mindesten 
nicht ausgeschlossen, daß hier an die Abtretung von Sardinien neben 
der von Sizilien zu denken ist’). Es ist dann so, daß die Meinung 
des Fabius Pictor, der Krieg sei wegen der karthagischen Bedrohung 
von den Inseln her geführt worden, in diesen Zusammenhang hinein- 
gestellt, zurecht besteht. Sein Irrtum war, ihn deswegen ausbrechen 
zu lassen. Aber seit dem Kriegsbeginn hatten sich die Dinge politisch 
und psychologisch weiter entwickelt. Das entspricht der „Logik“ 
der Tatsachen, und es wäre damals nicht das erste und auch nicht 
das letzte Mal gewesen, daß der politisch Handelnde unter der 
Wirkung seiner eigenen Taten sich vor neue Situationen gestellt 
sieht und ihm daraus wiederum neue Entschließungen und Ziel- 
setzungen erwachsen. Unsere spärliche Überlieferung erlaubt nicht, 
diesen Prozeß völlig zu durchschauen, aber einige Indizien gibt sie 
uns an die Hand, ihn zu erraten. Mehr darf man bei dem Stand 
unserer Kenntnis nicht erwarten. 

Selbstverständlich ist die Umstellung nicht plötzlich erfolgt. Sie 
hat sich wegen der karthagischen Seeoffensive, die sich ja über min- 
destens ein Jahr erstreckte, vollzogen. Man darf vielleicht vermuten, 
daß mit ihr der römische Angriff auf Akragas zusammenhängt. Er 

1) Zum Jahre 249 vgl. Zonaras 8, 15, 13. Zum Jahre 248 Zonaras 8,16 1b, zum 


Jahre 247 Zonaras 8, 16, 6. Polyb. 1, 56, 10 werden die Fahrten des Hamilkar erwähnt, 
die bis Kyme sich erstrecken. 


2) Vgl.etwa De Sanctis a.O. 188ff. oder Melzer a.O. 2, 255.. 

3) Die absprechende Beurteilung dieser Vermutung durch Eduard Meyer (Kleine 
Schriften 2, 384, 1) in — übrigens auch sonst nicht ganz gerechtfertigter — Polemik 
gegen Mommsen ist durch nichts begründet. 
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bedeutete ja sicher römischerseits einen neuen Einsatz, wie auch 
überliefert wird. Nach dem Hieron-Frieden war man in Rom nicht 
besonders aktiv gewesen. Wenn die Belagerung von Akragas in 
das Jahr 261 gehört, hat dieser Zustand über ein Jahr angehalten. 
Während dieser Zeit ist Akragas von den Karthagern befestigt wor- 
den, aber es hat auch der verstärkte Seekrieg begonnen. Sein Ziel 
war die Fernhaltung der Römer von Sizilien. Sie ist nicht erreicht 
worden. Die Römer machten bis zu einem gewissen Grad die 
Berechnung der Karthager zuschanden. Aber sie selbst mögen nun 
ihrerseits die Hoffnung gehabt haben, den karthagischen Plan gänz- 
lich zu vereiteln und die Karthager auch in ihrer Seestrategie zu 
treffen, indem sie in Akragas die karthagischen Kräfte banden. 
Polybios (1, 17,7) erwähnt ihr energischeres Vorgehen gegen die 
verstärkten Rüstungen der Karthager und denkt dabei lediglich an 
die Befestigung von Akragas, weil er dem Seektieg keine Beachtung 
schenkt. Die Römer sahen sich also nicht weniger als die Karthager 
in ihrer Berechnung getäuscht, denn der Seekrieg flaute nicht ab. Das 
würde dann noch genauer erklären, warum der römische Entschluß, 
den Krieg mit einem weiteren Ziel und sowohl zu Wasser als zu 
Land zu führen, nach der Einnahme von Akragas gereift ist. 


IV: 


Mit der inneren und äußeren Ausweitung des Krieges, die sich 
bis zum Jahre 260 vollzogen hat, ist ungefähr das gesagt, was uns 
aus den Zeugnissen noch an direkter politischer Problematik ent- 
gegentritt. Von da an haben unsere Berichte einen beinahe aus- 
schließlich militärischen Charakter. Der Krieg scheint sein „poli- 
tisches“ Gesicht verloren zu haben. Es liegt auf der Hand, daß dem 
in Wirklichkeit nicht so war. 

Wir wüßten vor allem gern, was während dieses Menschenalters, 
das der Krieg nahezu ausfüllte, in Roms innerer Geschichte vor- 
gegangen ist. Haben sich prinzipielle Widerstände gegen den Krieg 
erhoben? Wer war seine treibende Kraft? Hat er irgendwelchen 
Einfluß auf die Verteilung der politischen Kräfte ausgeübt? Wir 
wissen von alledem nichts und sehen nur, daß nach dem Kriege die 
alte Linie der Innenpolitik, wie sie sich in Koloniegründungen und 
Bauernansiedlungen ausdrückt, fortgesetzt wurde. Das läßt darauf 
schließen, daß der innerpolitische Zustand keine wesentliche Ver- 
änderung erfahren hat). 

!) Vgl. hierzu im allgemeinen Ed. Meyer, Kleine Schriften 2, 376 ff., der das Wenige 


und Bekannte zusammengestellt hat. Seine Darstellung leidet an der Statuierung 
eines unerweislichen Gegensatzes zwischen einer weltpolitisch eingestellten Kapita- 
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In der Außenpolitik dagegen können gewisse Schwankungen der 
Zielsetzung des Krieges auf beiden Seiten nicht gefehlt haben, 
Zweifellos ist während der folgenden zwanzig Jahre hier und da die 
Frage eines Friedensschlusses erwogen worden. Die berühmte 
Gesandtschaft, die die Karthager dem gefangenen Konsul Regulus 
‚ beigegeben hatten mit dem Zweck, in ihm einen Fürsprecher für 
den Frieden zu haben, ist freilich eine Fabel und hat keinen Platz 
in der Geschichte'). Aber wir wissen, daß des öfteren die beiden 
kriegführenden Parteien in direkten Verkehr wegen des Austausche 
von Gefangenen getreten sind’). Es ist undenkbar, daß man solche 
Gelegenheiten nicht benutzt hat, um wegen eines Friedensschlusse 
beim Gegner anzupochen. Nach dem großen römischen Seesieg bei 
dem sizilischen Vorgebirge Eknomos sollen die Karthager sogar 
ausdrücklich deswegen vorstellig geworden sein?). Aber bei der 
damaligen siegesbewußten Stimmung der Römer war freilich mit 
ihnen nicht zu reden. Wir wissen auf Grund der Forderung, die 
Regulus nach seiner Landung in Afrika und der ersten großen 
Schlacht an Karthago stellte, wie man zu dieser Zeit in Rom dachte 
(s. u.). Interessanter wäre es zu erfahren, welchen Standpunkt die 
Karthager -einnahmen. Es ist schwer zu glauben, daß sie die ur- 


listenpartei und einer binnenitalisch orientierten Agrarpartei. Auch aus der Erfor- 
schung der genealogischen Zusammenhänge in der römischen Aristokratie durch 
Münzer a. O. fällt kein spezifisches Licht auf die Verhältnisse während dieses Kriegs. 
Was wir haben, sind nur Namen und einige Daten über ihre Familiengeschichte, soweit 
sie sich an den Konsularfasten ablesen läßt. Aber irgend etwas historisch Auffälliges 
läßt sich an ihnen nicht beobachten. Unter den Feldherren der langen Jahre ist keiner 
irgendwie politisch hervorgetreten oder mit einem besonderen Vertrauen belohnt wor- 
den. Die iterierten Konsulate verteilen sich auf 11 Namen und ziemlich gleichmäßig 
auf Patrizier (5) und Plebejer (6), und es sind keineswegs alles solche, die sich mit be 
sonderen Ruhmestaten in die Annalen der Kriegsgeschichte eingeschrieben hätten, 
Umgekehrt fehlen darunter solche, die man erwarten würde, wie etwa der Name des 
Siegers von Mylae, Gaius Duilius, den man wohl als Privatmann mit besonderen 
Ehren (er durfte sich von Fackelträgern und Flötenbläsern nach Hause begleiten 
lassen, vgl. Münzer RE 5, 1781) auszeichnete, aber keiner Wiederwahl trotz seiner 
Bewährung würdigte. Ich kann auch die Behauptung von T. Frank (Cambridge 
Ancient History 7, 695), daß der Erste Punische Krieg eine größere Anzahl von später 
berühmten Geschlechtern zum erstenmal ans Licht gehoben hätte, nicht bestätigt 
finden. Von den bei ihm namentlich angeführten sind die Manilier kurz vor dem 
Krieg zur Nobilität gelangt (Münzer a. O. 67), die Otacilier bereits um 300 (Münzer a.0, 
71f.), die Atilier 335 (Münzer a.O. 56), die Caecilii Metelli 284 (Münzer a.O. 136), die 
Fulvii 322 (Münzer a.O. 66). 


1) Vgl. hierzu die glänzende Erörterung der Frage bei Klebs RE 2, 2088ff. 

2) Vgl. etwa Zonaras 8, 16, 5. 

®) Zonaras 8, 12,9. Daß sie es lediglich, um Zeit zu gewinnen und ihre mangelhaften 
Vorbereitungen in Afrika auszugleichen, getan hätten, ist eine böswillige römische 
Motivierung. 
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sprüngliche Forderung, die Römer hätten von Sizilien zu ver- 
schwinden, aufrecht erhielten, und wahrscheinlich wäre damals (256) 
von ihrer Seite aus eine Möglichkeit gewesen, einen Frieden abzu- 
schließen, wie er sich in der früheren sizilischen Geschichte oft genug 
aus dem Ringen der Parteien ergeben hatte, etwa in der Form des 
traditionellen Kompromisses, daß den Karthagern ihre westlichen 
Besitzungen verblieben und sie auf das Gebiet jenseits des Halykos 
sich beschränkten. Man darf auch annehmen, daß sie des späteren 
hierzu noch öfters bereit gewesen wären und bei der folgenden Ent- 
wicklung des Krieges, welche den Römern die schwersten Rück- 
schläge brachte, auch an sich ein gewisses Entgegenkommen auf der 
feindlichen Seite voraussetzen durften. Aber selbst in der für die 
Römer dunkelsten Kriegsphase, als sie nach zwei schweren Nieder- 
lagen zu einer energischen Offensive nicht mehr fähig waren (249), 
den Seekrieg aufgaben, und ihr Unternehmen tatsächlich aussichtslos 
schien, soll ein Senator, der im Senat zur Beilegung des Kampfes 
riet, in der hierdurch hervorgerufenen Empörung umgekommen 
sein (Zonaras 8, 15, 14). 

Die Hartnäckigkeit, mit der auf beiden Seiten gekämpft wurde, 
ist schon den antiken Historikern aufgefallen. Polybios gebraucht 
für den letzten Kriegsabschnitt den Vergleich zweier aufeinander 
losgehender Raubvögel, die auf Tod und Leben miteinander streiten, 
bereits sich die Flügel und Federn herausgerissen haben, bis daß sie 
ineinander verkrallt, den Kampf dadurch beenden, daß der eine vor 
dem anderen zu Fall kommt'). Dio hebt an mehreren Stellen hervor, 
daß der Krieg nicht allein um Sizilien ging, sondern daß im Grunde 
mehr auf dem Spiel stand?). 

Man wird ohne weiteres einsehen, daß für Karthago die west- 
sizilischen Flottenstützpunkte eine Lebensfrage waren, und insofern 
seinen Aufruf an die Soldaten vor der Schlacht bei Eknomos und 
dem Zug der Römer nach Afrika, worin es heißt, daß der Sieg 
Sizilien, eine Niederlage aber Gefahr für das Vaterland bedeute, 
plausibel finden’). Aber für Rom scheint doch, so sollte man bei 
vorläufiger Beurteilung denken, der unmittelbare Einsatz nicht so 
hoch gewesen zu sein, denn das Schlimmste, das ihm zustoßen 
konnte, war nicht etwa der Verlust Siziliens, das es bis dahin noch 


1) 1,58, Tff.; nach Gelzer, Hermes 68, 1933, 141 auf Fabius Pictor zurückgehend. 

?) Dio frg. 43, 16 (Entscheidung über Verknechtung oder Herrschaft; vgl.46, 3, im 
übrigen siehe oben S. 462). 

?) Polybios 1, 27, 1. Wofern nicht schon in der betreffenden Situation vor allem an 
die unmittelbare Gefährdung durch den im Gefolge einer Niederlage möglichen 
Angriff auf die Stadt Karthago gedacht ist. 
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nicht gehabt hatte, sondern allenfalls die Belassung der Karthager 
in ihrem alten Herrschaftsgebiet. Wenn also auch von Rom aus & 
zum Biegen oder Brechen gekommen war, so hat die Überzeugung 
von der Notwendigkeit des Kriegszieles sehr tiefe Wurzeln geschla- 
gen. Aber kommt man damit aus, um die römische Haltung in allen 
ihren Konsequenzen zu erklären? Es ist notwendig, sich daneben 
noch in die psychologische Lage der Römer zu versetzen: man hatte 
durch die karthagische Offensive auf einmal zu spüren bekommen, 
daß man es mit einem mächtigen Gegner zu tun hatte. Das führte 
zum Gegenschlag, und da dieser das erste und auch die anschließen- 
den Male mißlang, war es eine Frage der politischen Ehre, bei dem 
einmal gefaßten Vorhaben durchzuhalten. Ich glaube, daß dieses 
urwüchsige Gefühl eine selbständige und nicht zu unterschätzende 
Komponente in dem Motivationszusammenhang des römischen 
Verhaltens gebildet hat. Die Römer waren stolz darauf, eine einmal 
begonnene Sache nicht fahren zu lassen!). 


Aber in diesem Falle, wo es sich tatsächlich um den längsten Krieg 
handelt, den Rom je geführt hat, und — im Gegensatz etwa zum 
Hannibalischen Krieg — ohne den Zwang eines Kampfes auf Leben 
und Tod, muß noch ein anderes Moment hinzugekommen sein. Ich 
sehe dieses darin, daß der Erste Punische Krieg der erste größere 
Kampf war, den Rom mit der Gesamtheit der eben unter seiner 


Führung vereinigten italischen Bundesgenossen durchgefochten hat, 
Viele von ihnen waren erst vor kurzem gewonnen resp. unterworfen 
worden (es sind alle diejenigen, deren Zugehörigkeit zum Italischen 
Bund seit dem Pyrrhoskrieg datiert). Und gerade sie sind in den 
italischen Seestädten für die Zwecke der Marine sicher stark beran- 
gezogen worden. Wir erkennen an zwei zufälligen Tatsachen, daß 
das Verhältnis Roms zu seinen Bundesgenossen während des Krieges 
nicht immer ganz einfach war. Im Jahre 259 sollen die als Schifs- 
mannschaften nach Rom beorderten Samniten, wahrscheinlich An- 
gehörige der ärmeren Schichten, in Verbindung mit römischen 
Sklaven (ehemaligen Kriegsgefangenen, wohl oskischer Abstam- 
mung), einen Aufstand vorbereitet haben?). Er wurde zwar recht- 


1) Polybios sagt einmal: Überhaupt legen sich die Römer in alles mit jeder Gewalt 
hinein und haben die Überzeugung, daß alles, was sie sich einmal vorgenommen haben, 
sie auch, koste es was es wolle, zu Ende bringen müssen) und es kein „unmöglich“ gäbe 
für das, was einmal beschlossene Sache sei (1, 37, 7). Evtl, gehen solche und ähnliche 
Äußerungen auf Fabius Pictor zurück. Vgl. zu dem ganzen Zusammenhang Oelzer, 
Hermes a. O. 140f. 155f.; Das Reich, Haller-Festschrift 10, wo noch andere Zeugnisse 
angegeben sind. 


?) Zonaras 8, 11, 8f. Orosius 4, 7, 12, 
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zeitig entdeckt, aber die Angelegenheit hat die römischen Regierungs- 
kreise doch so weit beschäftigt, daß der eine Konsul deswegen in 
der Stadt festgehalten wurdel). Und ein andermal (259) entzweiten 
sich im Felde die römischen Truppen und die bundesgenössischen 
Kontingente wegen der Beute so sehr, daß der karthagische Feldherr 
hierauf einen Kriegsplan aufbauen konnte und den Römern eine 
empfindliche Niederlage beibrachte (Polyb. 1, 24, 3 £.). Im Jahre 241, 
als der Krieg zu Ende ging, brach sogar ein Aufstand in der Bundes- 
stadt Falerii aus®). Dergleichen Belastungen hatten für den Bestand 
des Italischen Bundes natürlich nichts zu bedeuten, auch wenn sie 
zahlreicher waren, als wir wissen; aber entscheidend war für ihn, 
daß der Krieg mit einem vollen römischen Erfolg abschloß. Nach- 
dem sich der karthagisch-römische Gegensatz nun einmal derartig 
versteift hatte und auf das größere Ziel eingestellt war, durfte der 
Krieg nur mit der Vertreibung der Karthager von Sizilien enden. 
Dusch einen Kompromiß wäre nicht nur der Ruf der römischen 
Unbesiegbarkeit in Frage gestellt worden, sondern das Vertrauen 
der Bundesgenossen in die römische Kraft und die römische Führung 
hätte eine Erschütterung erfahren. Es ging dabei nicht mehr allein 
um die „Ehre“ oder das „Prestige“ in einem gewöhnlichen Sinn, 
sondern um das Gefüge der römischen Macht in Italien. Wenn man 
den Verlauf des Krieges und sein Auf und Ab und allem vom 
Standpunkt des Hochgefühls aus, das zeitweise die Römer beherrscht 
hat, betrachtet, werden dergleichen Erwägungen nur zu verständlich: 
zu den größten Hoffnungen berechtigende Leistungen liegen dicht 
neben Vorkommnissen dilettantischen Versagens. Im Ersten Puni- 
schen Krieg war nicht jede Seite ein Ruhmesblatt der römischen 
Geschichte, und nicht nur die ausdauernde römische Bürgerschaft, 
sondern auch das Zutrauen der italischen Bundesgenossen wurde 
zeitweise auf die härteste Probe gestellt. Der Krieg durfte nicht als 
halbe Sache enden. 

Um den Krieg nach diesen seinen politischen Voraussetzungen 
und Zielsetzungen zu verstehen, muß man ihn in seine einzelnen 
Phasen zerlegen. Nur so läßt sich ungefähr erraten, welche politische 
Innenseite den uns allein überlieferten kriegerischen Handlungen 
entsprochen haben mag. 

Nach der karthagischen Flottenoffensive wurde der Entschluß 
gefaßt, den Kampf auf das Meer zu verlegen. Eine stattliche Flotte 
wurde gebaut. Der Seesieg bei Mylae (260) schien eine glänzende 


}) Leuze, Klio 10, 1910, 436. 
®) Zeugnisse bei Hülsen RE 6, 1970, 
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Bestätigung des neuen Kurses zu liefern, und zweifellos bedeutete 
er einen großen moralischen Erfolg. In Rom muß sich daraufhin 
die Überzeugung gebildet haben, daß der Krieg auf dem Wasser 
entschieden würde. Man verlegte das Schwergewicht der kriege- 
rischen Handlungen auf maritime Operationen, und zwar dort, wo 
man die karthagische Flotte zu fassen bekam. Das war in Sardinien 
und Korsika. Und tatsächlich hatte man auch Erfolg. Auf Korsika 
wurden die Karthager geschlagen, und in der Nähe von Sardinien 
wurde ein großer Teil der feindlichen Flotte vernichtet und dann 
nochmals die karthagische Streitmacht auf der Insel besiegt. Der 
Gewinn war allerdings nicht bleibend — von Sardinien sind die 
Römer in der Folgezeit wieder vertrieben worden — aber ursprüng- 
lich wird man an das Unternehmen große Erwartungen geknüpft 
haben. Der Landkrieg auf Sizilien wurde nämlich zu dieser Zeit 
vonRomderartig vernachlässigt, —nurein konsularisches Heerbeiand 
sich dort — daß die Karthager zu einem bedeutenden Gegenschlag 
ausholen konnten. Die Römer büßten nicht nur einen großen Teil 
von Sizilien wieder ein, Henna und Cametina fielen in die Hand der 
Feinde, sondern mußten auch auf offenem Feld eine beachtliche 
Schlappe einstecken (bei Thermae 259). Das wurde erst anders, als 
man neue Verstärkungen unter dem Konsul A. Atilius Calatinus 
schickte (258). Doch unterließ man deswegen nicht den Seekrieg 
und führte im folgenden Jahre Unternehmungen an der Nord- und 
Südküste Siziliens durch (Liparische Inseln, Tyndaris, Malta), aber 
zu einem Erfolg führten sie nicht. Lipara blieb in karthagischen 
Händen, und auch bei Malta kam nicht mehr als ein Plünderungszug 
heraus. Das Seegefecht bei Tyndaris war kein eindeutiger Sieg, 
Und schließlich ist Sardinien wieder verloren gegangen. Das Fazit 
der neuen Strategie war also ziemlich negativ. Im Grunde stand 
man nach vier Jahren noch genau dort, wo man 260 vor der Schlacht 
von Mylae sich befand. 


Darauf faßte Rom den Plan, wie Agathokles den Krieg gegen die 
Stadt Karthago selbst zu führen und ihn dadurch mit einem Schlag 
zu beenden. Es schien einzuleuchten, daß auf diese Weise der beste 
Gewinn aus dem neuen Kampfmittel, das man sich vor vier Jahren 
geschaffen hatte und das sich bis jetzt noch so wenig gelohnt hatte, 
gezogen würde. Angeblich soll schon der Konsul Sulpicius im 
Jahre 259 diesen Plan verfolgt haben (Zonaras 8, 12, 4). Es ist hier 
nicht der Platz, dem Ablauf dieses Unternehmens im einzelnen nach- 
zugehen. Das Ergebnis ist bekannt. Die Expedition begann mit 
der glänzenden Seeschlacht von Eknomos (an der Südküste Siziliens) 
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256 und hdete zwei Jahre später!) nicht weit von dort mit dem 
Untergang der von Afrika zurückfahrenden römischen Flotte, den 
ihr die navigatorische Unkenntnis und ein Sturm bei Camarina 
bereiteten. Dazwischen liegt eine Periode gehäufter politischer und 
militärischer Fehler. Zwar rechnet nicht zu ihnen die Heimberufung 
der römischen Flotte von Afrika unter dem einen Konsul, nachdem 
man Regulus mit seinen Landtruppen abgesetzt hatte. Diese Torheit, 
die Streitmacht im Angesicht der Entscheidung durch Abziehung 
der einen Hälfte zu schwächen, hat man zu Unrecht den Römern 
zum Vorwurf gemacht?). Wenn man die Flotte nicht vernichten 
wollte, wie es Agathokles getan hatte, mußte man sie wegschaffen, 
um die nötige Bewegungsfreiheit in Afrika zu haben und nicht 
gezwungen zu sein, die Schiffe zu bewachen?). Der Fehler des 
Konsuls Regulus lag vielmehr darin, daß er die numidischen Unter- 
tanen der Karthager in ungenügender Weise für die römische Sache 
einspannte, die römischen Forderungen bei den Friedensverhand- 
lungen maßlos übertrieb und dann schließlich sich auf einem für 
ihn ungünstigen Gelände schlagen ließ‘). Der römische Plan, der 
letzten Endes wahrscheinlich auf eine in der Folgezeit durchzufüh- 
ende Belagerung Karthagos von der See- und Landseite abgestellt 
war, hätte ohnehin ein schweres Stück Arbeit aufgegeben, ohne die 
gewisse Aussicht auf Erfolg. Aber davon hatte der römische Konsul 
nach allem keine Ahnung. Das Leichtfertigste, was er sich geleistet 
hat, waren jedoch die römischen Friedensforderungen. Sie lauteten 
ungefähr so, als wenn er es nicht mit einer Rom gleichwertigen 
Weltmacht zu tun gehabt hätte, sondern ihm irgend eine italische 
Stadtgemeinde gegenübergetreten wäre. Karthago sollte, abgesehen 
von dem Verzicht auf Sizilien und Sardinien, sich dauernd in die 
tömische Suprematie fügen und einen Bundesvertrag eingehen, der 
die karthagische Politik an die römische gebunden hätte‘). Man kann 
sich die merkwürdige Verblendung auf römischer Seite nur so 
erklären, daß da noch kein Augenmaß für die Verhältnisse außer- 
italischer Politik vorhanden war. Und das gerade ist es auch, was 
sonst dieser Krieg auf Schritt und Tritt lehrt. 


!) Vgl. Beloch, Griechische Geschichte 4°, 2, 288. 

?) Soetwa Mommsen, Römische Geschichte 1?, 527, jetzt noch Miltner in: Rom und 
Karthago 207. 

°) So richtig De Sanctis 3,1, 145f. 

*) Zur Beurteilung der Römer in Afrika vgl. De Sanctis 3, 1, 151, 155. 

’) Dio frg. 43, 221. Kein Krieg oder Vertrag ohne die Römer, nur eine Pentere, 
Hilfsverpflichtung lautend auf50 Trieren, Das war ungefähr das, worein Karthago nach 
der Schlacht von Zama willigen mußte und bedeutend mehr, als man vor Zama von 
Karthago nach dem erbitterten Ringen des Hannibalischen Krieges gefordert hatte. 
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Als die Römer im Jahre 253 mit einer neuen Flotte den Kampf 
wieder aufnahmen, mußten sie sich sagen, daß ihre ganze Seestrategie 
verfehlt gewesen war. Auch die Expedition nach Afrika war eigentlich 
schon im Ansatz, nicht erst durch die Durchführung falsch gewesen, 
Agathokles, den man sich zum Vorbild genommen hatte, war unter 
gänzlich anderen Bedingungen als die Römer nach Afrika gegangen, 
Für ihn war es der letzte Ausweg gewesen, um die Karthager, die 
ihn in Syrakus belagerten, von dort wegzuziehen. Und ähnlich stand 
es für Rom später im Hannibalischen Krieg, als man durch den 
Angriff auf Karthago Hannibal aus Italien entfernen, resp. den Krieg 
über seinen Kopf weg beenden wollte. Aber damals in Sizilien 
bestand zu diesem riskanten Versuch keine zwingende Veranlassung. 
Es galt, die Karthager von der Insel zu vertreiben, dazu brauchte 
man eine Flotte, die hatte man, man brauchte ein Landheer, auch 
das besaß man. Und nun mußte man sich methodisch an die Arbeit 
machen, um die Seefestungen auf Sizilien den Karthagern nachein- 
ander zu entreißen. Das hätte man nach der Schlacht von Mylae 
bereits beginnen können. Man setzte nun damit im Jahre 253 endlich 
bei Panormus ein, wobei den Römern ein voller Erfolg beschieden 
war. Als seine Frucht fielen dann anschließend auch andere Küsten- 
punkte in römische Hände wie Thermae, Lipara, Heraklea Minos; 
Selinunt wurde von Karthago selbst aufgegeben, so daß im Jahre 250 
nur noch Drepanum und Lilybaeum in karthagischem Besitz waren. 
Freilich ist man auch dann nicht konsequent auf das Ziel losgegangen. 
Zwischenein holte sich der Konsul Galius Sempronius Blaesius 
(253) billige Lorbeeren durch einen Kaperzug an der afrikanischen 
Küste, nicht ohne seine Schiffe dabei in den Untiefen der Kleinen 
Syrte zu gefährden, und schließlich verlor er bei der leichtsinnig 
unternommenen Rückfahrt die Flotte in einem Sturm an der itali- 
schen Küste. Aber man ließ sich, trotz vorübergehender Einstellung 
des Seekrieges (Polybios 1, 39, 7), dadurch auf die Dauer nicht ent- 
mutigen. Das Jahr 250 sah einen glänzenden römischen Abwehrsieg 
bei Panormus, durch den nicht nur die Wiedereroberung der Stadt 
vereitelt wurde, sondern der Feind auch eine vernichtende Niedei 
lage einstecken mußte. Daß man mit den karthagischen Kriegs- 
elefanten fertig geworden war und diese im Triumph vorführen 
konnte, war noch ein besonderer Ruhmestitel. Aller Voraussicht 
nach mußte der Krieg um diese Zeit allmählich zu Ende gehen, 
wenn es gelang, in gleicher Weise wie Panormus auch Lilybaeum 
und Drepanum zu erobern. Hiermit hatten die Römer jedoch kein 
Glück. Die Einschließung Lilybaeums gelang nicht völlig. Und 
als der Konsul des Jahres 249 die in Drepanum liegende karthagische 
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Truppe vernichten wollte, unterlag er und verlor Dreiviertel der 
römischen Schiffe. Auch eine zweite römische Flotte, die längs der 
Südküste Siziliens heranfuhr, fand ihren Untergang. Sie wurde 
durch einen Sturm vernichtet, als sie, von einer karthagischen Flotte 
überrascht und vor ihr Schutz suchend, ungeschickte nautische 
Manöver ausführte (Polyb. 1, 53 ff.). 

So hatte man innerhalb von fünf Jahren viermal die Flotte ein- 
gebüßt und gab deshalb den Seekrieg auf, damit freilich auch die 
Aussicht, die Karthager von Sizilien zu vertreiben. Allerdings 
machte man.sich das wohl in seinen Konsequenzen nicht völlig 
klar, sondern gab sich unter dem Eindruck der letzten Seekriegs- 
unfälle dem Gefühl hin, man sei doch mit dem Seekrieg augen- 
scheinlich nicht auf dem rechten Wege gewesen und werde deshalb 
ohne die Flotte schließlich auch zum Siege kommen!). Zu einem 
Flottenneubau fühlte man sich jedenfalls zu schwach. So hatte sich 
die jahrelange zweckwidrige Vergeudung der Seemacht am Ende 
gerächt. Die Krisis des Krieges war gekommen. Der bei Drepanum 
unterlegene Konsul sollte suspendiert werden. Man hieß ihn einen 
Diktator ernennen, aber er fügte sich nicht dem Befehl. Zum Hohn 
bestimmte er einen seiner Freigelassenen dazu. Nun schien auch 
innerpolitisch ein Riß sich aufzutun. Der Konsul wurde vor Gericht 
zur Rechenschaft gezogen (Polyb. 1, 52, 3) und in Rom ein anderer 
Diktator ernannt. Eine Welle religiöser Erregung, getragen vom 
Gefühl der Ohnmacht, ging durch das römische Volk. Die sibyl- 
linischen Bücher mußten befragt werden, neue Kulte wurden der 
Proserpina und dem Dis geweiht, damit in Verbindung die Ludi 
Tarentini eingerichtet und ein rituelles Kultlied, das älteste carmen 
saeculare aufgeführt?). Das war wie im Hannibalischen Krieg nach 
der Schlacht bei Cannae, als man nach etruskischem Ritus sich zu 
Menschenopfern verstand und den Kult der Magna Mater aus 
Kleinasien nach Rom holte. Den Krieg ohne Flotte weiterzuführen, 
war eigentlich „unvernünftig‘“, und es gehörte schon große mora- 
lische Stärke dazu, entgegen der scheinbar besseren Einsicht den 
Kampf nicht aufzugeben. Wahrscheinlich hat der Senator, der 
damals zum Frieden riet, diesen Gesichtspunkt hervorgehoben. 
Damit war einer von den entscheidenden Momenten der römischen 
Geschichte gekommen, in denen sittliche Kraft die Aussichtslosig- 
keit, welche sich aus dem politischen Kalkül ergab, durch den harten 
Willen zur Selbstbehaupsung überwand, nur dem Gebot der Stunde 
gehorchend und ohne kleinmütige Rückschau auf die Fehler, die 

1) Vgl. Polyb. 1, 55, 2; 1, 59, 1. 
®) S. Cichorius a. O. If., 47t. 
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man begangen hatte und durch die man in diese Situation gelangt 
war. 

Der Erfolg zeigte sich erst acht Jahre später. Dazwischen liegen 
die trüben Jahre, in denen man sich die Kriegführung eines Hamilkar 
Barkas und wiederholte Seeangriffe auf Italien, denen Rom aus 
Mangel an einer schlagkräftigen Flotte nicht begegnen konnte, 
gefallen lassen mußte. Aber die Karthager hatten Rom unterschätzt 
und den Fehler begangen, nachdem der Gegner auf den Seekrieg 
endgültig verzichtet zu haben schien, ihrerseits den teuren Unterhalt 
maritimer Streitkräfte zu vernachlässigen‘). Als dann plötzlich — 
bekanntlich durch private Initiative — die Römer im Jahre 241 mit 
einer neuen Flotte erschienen und die Karthager die Schlacht bei 
den Aegatischen Inseln verloren, hatte Karthago keine Schiffe mehr 
in der Reserve, um Drepanum und Lilybaeum zu entsetzen, und 
mußte deshalb die ohne Zufuhr zu Wasser verlorenen Seefestungen 
aufgeben, d.h. in den Frieden einwilligen. 





Der Krieg ist freilich durch den Aufweis seiner technischen An- 
lage und seiner zahlreichen Fehlkonstruktionen allein noch nicht 
genügend charakterisiert. Dieselben zeigen ja zugleich, daß das 
politische Handeln, so sehr es anfangs einer freien Initiative ent- 
sprungen war und so selbstsicher und erfolgsgewiß man in den 
ersten zehn Jahren römischerseits zu Werke ging, allmählich unter 
den unerbittlichen Zwang der Umstände geraten war, aus dem es 
kein Entweichen mehr bei Gefahr einer Niederlage und politischer 
Schwächung gab. Auf diese Weise hat der Krieg viel mehr Kräfte 
beansprucht, als ursprünglich vorauszusehen war. Es wurde schon 
bemerkt, daß man nach dem Kriege mit Hieron glaubte, die Hälfte 
der römischen Truppen zurückziehen zu können. Als dann der See- 
krieg begann, gab man sich der gleichen Illusion hin (s. o. 5. 4%), 
und ähnliches ist das eine oder andere Mal vorgekommen’). Aber 
im allgemeinen hatten die Römer zwei konsularische Heere in 
Sizilien stehen, das sind mit den Bundesgenossen zusammen ungefähr 
40—50000 Mann’). Das war auf die Dauer eine sehr große Bean- 
spruchung für einen Staat mit Milizheer. Man kann sich denken, 
wie sehr die bäuerlichen Schichten darunter zu leiden hatten‘). Aber 


!) Die Karthager rechneten damit, daß sich Rom nicht mehr auf dem Wasser ver- 
suchen würde (Polyb. 1, 60, 1; 1, 61, 5). 

2) So als Karthago den Angriff auf Panormus ausführte 250 (Polyb. 1, 40, 1; Z0- 
naras 8, 15, 8). 

3) Wir sind freilich über diese Verhältnisse im einzelnen nicht genau unterrichtet, 


Man muß auch von den Zeiten einer regen Flottentätigkeit absehen, weil dann ein Teil 
der infanteristischen Streitkärfte auf die Schiffe detachiert war (etwa 120 Mann pro 
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es wurden alle Kreise angestrengt. Das Proletariat mußte auf den 
Ruderbänken sitzen, und die Kosten für die zahlreichen Schiffe, 
(am Ende des Krieges waren es 700) waren in der Hauptsache 
von den vermögenden Bürgern aufzubringen. Dazu litten Handel 
und Wandel durch die Unsicherheit der Meere und die karthagischen 
Kaperzüge an der italischen Küste, wovon vor allem die süditalischen 
Bundesgenossen betroffen wurden, so daß auf römischer Seite dann, zu 
Vergeltungszwecken nach der Einstellung des Seekrieges, private 
Kaperfahrten unternommen wurden!). Für die Karthager bedeutete 
der Krieg auf Grund ihres Heeressystems, das auf dem beinahe aus- 
schließlichen Gebrauch von Söldnern aufgebaut war, besonders eine 
finanzielle Belastung. Verschiedentlich müssen sie die Soldzahlung 
für ihre Soldaten einstellen), eine Kalamität, die sich bekanntlich 
nach dem Kriege zu einer Katastrophe auswuchs. Hamilkar Barkas 
hat sich im wesentlichen selbst equipieren müssen; einmal versuchen 
die Karthager — erfolglos — in Ägypten bei dem ptolemäischen 
Herrscher eine Anleihe aufzunehmen‘), und infolge dieser Finanzlage 
ließen sie zu ihrem Unheil im letzten Kriegsabschnitt angesichts des 
nachlassenden römischen Druckes ihre Rüstungen, zumal zur See, 
verfallen‘). 


Schiff, nach Polyb. 1, 26, 5, eine Zahl, die jedoch mit Vorsicht zu benutzen ist und 
nicht ohne weiteres Rückschlüsse erlaubt, vgl. zu dieser Flottenfrage Tarn, Journal 
of Hellenic Studies 27, 1907, 48ff. und De Sanctis a. O. 3, 1, 137ff.). Bezeugt sind 
die konsularischen Heere für 258 (Polyb. 1, 24, 9), wobei allerdings von den beiden 
Konsuln nur der eine nach Sizilien gegangen ist und mit seinen Truppen die dort 
bereits stehenden verstärkt hat. Sulpicius war in Sardinien, eine von den Ungenauig- 
keiten, die sich Polybius bei der Schilderung dieses Krieges zuschulden kommen läßt, 
vgl.etwa noch 1,39,1, wo zu Unrecht zwei Konsuln angegeben sind (dazu De Sanctis 3, 
1, 163 Anm. 40). 259 wird der Angriff gegen Panormus von beiden Konsuln ausge- 
führt (Polyb. 1, 38, 7; Zonaras 8, 14, 7). — 251 waren beide Konsuln in Sizilien, bis 
der eine nach Italien zurückging (Polyb. 1, 40, 1; Zonaras 8, 14, 8); in Lilybaeum 
sind 250 natürlich wieder zwei Konsuln (Polyb. 1, 41, 3, vgl. Zonaras 8, 15, 12, vgl. 
auch Polyb. 1, 45, 8, wo von mehr als 20000 Römern gesprochen wird). Für 248 siehe 
Zonaras 8, 16, 1, für 247 Zonaras 8, 16, 5. Für die letzten Kriegsjahre ist bekanntlich 
die Überlieferung ganz spärlich. Polyb. verzichtet ausdrücklich auf fortlaufende Er- 
zählung (1, 57, 2). 

4) Vgl. die Anekdote von Regulus, der um seine Zurückrufung bittet, weil ihm seine 
Tagelöhner davongegangen seien. (Zeugnisse bei Ed. Meyer, Kleine Schriften 2, 379, 
Anm, 3.) Mit Recht macht De Sanctis 3, 1, 193 auf die sittliche Verwahrlosung auf- 
merksam im Gefolge des Krieges. Nach Zonaras 8, 16, 8 hätten die Römer sogar von 
den Karthagern übergelaufene Söldner in eigenen Dienst genommen. 


!) Zonaras 8, 16, 3: 8, 16, 8 (Ermunterung zum letzten Flottenbau durch die 
Tatsache, daß die privaten Kaperer solchen Erfolg gehabt hatten). 

°) 255 Zonaras 8, 13, 9; 248 Zonaras 8, 16, 2. 

®) Polyb. 1, 16, 5. 

') Appian Sik, 1. 
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Eine politische Eigentümlichkeit des Krieges, die ihn von seinen 
Nachfolgern wesentlich unterscheidet, liegt in dem Umstand, daß 
in ihm die eigenständigen Kräfte des Griechentums eine verhältnis 
mäßig geringe Rolle gespielt haben. Man muß nur daran denken, 
wie ein halbes Jahrhundert später in Griechenland Rom bemüht war, 
eine schlagkräftige Allianz gegen Philipp von Makedonien zusammen- 
zubringen, umsich dessen bewußt zu werden. Hier istdavonsehr wenig : 
zu spüren, und doch war der Krieg nicht weniger als jener ein außer- 
italischer und hat sich ebenso im griechischen Raum abgespielt, 
Diese Tatsache hat verschiedene Gründe, die für sich ebenso auf- 
schlußreich sind, wie sie den politischen Charakter des Krieges 
erhellen. Es liegt einmal an seinem Ausgangspunkt. Wenn er von 
Anfang an im Zeichen des Kampfes gegen Karthago gestanden 
hätte, etwa mit dem Ziel einer Beschränkung der Karthager in oder 
Vertreibung von Sizilien, dann hätte der selbstverständliche Ansatz 
in einer Erweckung des alten griechisch-karthagischen Gegensatzes 
bestanden. Von ihm auf Grund einer jahrhundertealten Geschichte 
Kenntnis zu haben und darauf seine Dispositionen aufzubauen, lag 
selbst für den damaligen Römer nicht außerhalb aller Reichweite, 
Zudem war es doch noch nicht lange her, seitdem unter Pyrrhos 
das letztemal unter dieser Frontstellung gekämpft worden war. 

Wieweit die Römer damals in dieser Richtung gekommen sind, 
ist bald gesagt, und läßt sich trotz unserer schlechten Information 
einigermaßen schlüssig beantworten. Sie haben es nur zu einem 
geringen Maß von Zusammenarbeit mit den Griechen gebracht. 


Zuvorderst steht natürlich die Hilfe, zu der sich Hieron im Friedens- 
vertrag 263 verpflichtet hatte. Hieron hat sein Versprechen mit 
äußerster Loyalität gehalten, und die Römer hatten ihm viel zu ver- 
danken, dies auch ausdrücklich anerkannt durch den Nachlaß 
der im Jahre 248 noch restlichen Kriegskontribution (Zonaras 8, 
16, 2), aber seine Leistungen waren zumeist materieller Natur, be- 


standen in der Stellung von Schiffen!) und vor allem der Bereit- 
haltung von Versorgungsgütern für die römische Armee?). Der 
syrakusanische Hafen stand den Römern selbstverständlich zur Ver- 
fügung?); militärische Hilfe durch Einsatz der syrakusanischen Wehr- 
kraft hat er dagegen nicht geleistet. Gemessen an den Möglichkeiten, 


die ein Staat wie Syrakus in sich barg, und an der Stellung, die ihm 
traditionellerweise in einem Krieg gegen Karthago eigentlich zu- 
gekommen wäre, waren seine Leistungen bescheiden. 


1) Vgl. etwa Zonaras 8, 14, 7. 
2) Vgl. etwa Polyb. 1, 18, 11. 
3) Polyb, 1, 52, 6; Stellung von Belagerungsmaschinen Diodor 23, 9, 5. 
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Die übrigen Sikelioten haben ihr Verhalten mehr oder weniger 
von dem augenblicklichen Kräfteverhältnis der beiden kriegführen- 
den Parteien abhängig gemacht. So schlossen sie sich am Anfang, 
als Karthago mit seiner Streitmacht noch nicht recht auf dem Plan 
erschienen war, in größerer Anzahl den Römern an), und ähnlich 
war es nach der Einnahme von Akragas”), von Panormus (253), als 
die römische Sache einen entscheidenden Schritt vorwärts getan zu 
haben schien?). Aber dem stehen ebensolche Erfolge der Karthager 
gegenüber, sobald sich das Kriegsglück auf ihre Seite neigte‘). 
Zahlreiche Städte mußten die Römer zweimal nehmen‘). Es handelt 
sich also immer nur um einen mechanischen Ausschlag nach der 
jeweiligen Konstellation. Jede Spur von Spontaneität und Begeiste- 
rung fehlt. Einzig Segesta scheint seinen Anschluß emotional ver- 
brämt zu haben. Aber dabei handelt es sich um keinen Appell an 
griechische Tradition, sondern um Berufung auf die durch die 
Äneassage gegebene mythische Verbindung mit Rom®). 


Welche Bevölkerungskreise in diesem bescheidenen Umfange zur 
römischen Sache hielten, ist schwer zu sagen. Es scheint, daß es 
schon damals die Aristokraten waren; doch eine große Bedeutung 


hat nach allem, was wir wissen, ihre Sympathie nicht gehabt’). Die 
Hilfe, welche die Römer so erfuhren, war denn auch nicht sehr 
erheblich. Sie bestand lediglich in Fouragierungsleistung?) ; aber sehr 
eifrig ist man selbst da nicht gewesen und hat im großen und ganzen 
wohl auch mehr unter äußerem Druck gehandelt’). Es war kein 


Verlaß auf diese Verbündeten. Während der Belagerung von Akra- 


gas spielen sie das Magazin von Herbessos den Karthagern durch 


1) Polyb. 1, 16, 3, Diodor 23, 4, Zonaras 8, 9, 9 nach dem Hieronischen Friedens- 
schluß, Diodor 23, 5. 


%) Zonaras 8, 10, 3. 
%) Diodor 23, 18, 5; Zonaras a. 0, 


*) Diodor 23, 9, 4 (Kamarina und Henna 259/58). 

3) Diodor 23, 9, Polyb. 1, 24, 11f. 

®) Anschluß von Segesta Diodor 23, 5; Zonaras 8, 9, 12. Zum Mythos Ziegler RE 
2. Reihe 2, 105ff. Die Beziehung der Stadt zu Troja ist älteren Datums: Thuk. 6, 2, 3, 
und nicht etwa erst durch die Römer hereingekommen, 

?) Auf die Oligarchen scheint die merkwürdige und in ihrer abgerissenen Form nicht 
mehr recht erkenntliche Notiz bei Diodor 23, 19 zu gehen, wo der Torhüter den 
Römern die Stadt Thermae in die Hände spielt und die O&TıoToL und Expaveis 
hereinläßt. 

®) Polyb. 1, 18, 5; 1, 52, 8. 

Y Von Metellus (Konsul 250) sagt Polyb. 1, 40, 1, daß er auf Fourageleistung der 
Bündner gedrungen habe, Derselbe befiehlt den Einwohnern von Panormus, Muni- 
tion zusammenzubringen (Polyb. 1, 40, 9). 


Historische Zeitschrift 169, Bd. 33 
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Verrat in die Hände‘), und am Anfang des letzten Kriegsabschnittes, 
als es den Römern schlecht erging, scheint selbst diese klägliche 
Hilfe ausgeblieben zu sein?). 


Der Grund für die Schwierigkeit ist nicht schwer zu finden. Die 
Römer waren als Bundesgenossen der mamertinischen Raubgesellen 
gekommen. Diese waren aber bei den sizilischen Griechen verständ- 
licherweise sehr verhaßt und wurden als eine schlimmere Gefahr 
empfunden als die weniger aggressiven Karthager. Die Abneigung 
hat sich natürlich auf die stammverwandten Beschützer der Mamer- 
tiner übertragen. Die Antipathie gegen die neue Koalition war so 
groß, daß man vergaß, wie die Karthager während des Pyrrhos- 
krieges gemeinsame Sache gegen die Griechen gemacht hatten. 
Zufällig haben wir ein ziemlich unverfängliches Zeugnis, wie man 
auf griechischer Seite über die Römer gedacht hat, in dem Ausspruch 
Hierons, die Römer dürften, sofern sie mit ihrer so gern gerühmten 
Anständigkeit recht behalten wollten, nicht ausgerechnet diese blut- 
befleckten Mamertiner in Schutz nehmen, die aller Rechtlichkeit Hohn 
sprächen (Diodor 23, 1, 3). Die Griechen standen mit ihrer Sympa- 
thie deshalb zumeist auf der karthagischen Seite. Einer von ihnen, 
der Akragentiner Philinos, der zudem durch die Eroberung seiner 
Vaterstadt durch die Römer direkt betroffen worden war, hat sogar 
den Krieg vom karthagischen Standpunkt aus dargestellt. Auch bei 
ihm hat der tiefe Haß gegen die Mamertiner, wie sich noch erkennen 
läßt, eine große Rolle gespielt, und er weist gern auf die Gefahr hin, 
die von diesen barbarischen Söldnerscharen drohe®). Dazu kommt, 
daß die Römer in den ihnen feindlich begegnenden griechischen 
Städten mit der ganzen Strenge des Kriegsrechts auftraten, die Ein- 
wohner, soweit sie sich nicht loskaufen konnten, auf dem Sklaven- 
markt versilberten, wenn sie sie nicht sogar über die Klinge springen 
ließen®). Das war ungefähr die gleiche Praxis, die man später im 
Bunde mit den Aetolern in Griechenland anwandte und die dort 
eine große Empörung der öffentlichen Meinung hervorgerufen hat. 
















I) Diodor 23, 8; Polyb, 1, 18, 9. 
2) Die Römer müssen Polyb. 1,55, 3sich um die Fourage selber kümmern und des- 
halb ihr Belagerungsheer vor Lilybaeum teilen. 

3) Vgl. hierzu Laqueur RE 19,21 90 (s. v. Philinos). 

4) Akragas Diodor 23, 9, 1. Mytistraton Zonaras 8, 11, 10f. Kamarina Diodor 23, 
9, 5, Panormus Diodor 23, 8, 5. Da ist man relativ glimpflich verfahren und hat das 
Lösegeld mit dem erbeuteten Staatsschatz verrechnet, aber soweit er nicht reichte, 
und das bezog sich auf die Hälfte der Einwohner, wurde zur Versklavung geschritten. 
Lipara Zonaras 8, 14,7; Orosius 4, 9, 13; vgl. auch die persönliche Strenge des Konsuls 
Aurelius Cotta, Frontin 4, 1, 22; 4, 1, 30ff. Das Urteil von Beloch, Griechische Ge- 
schichte 42, 1, 661 ist zu günstig, 
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Wie sich dieselbe damals, als die Römer immerhin schon griechische 
Bundesgenossen auf ihrer Seite hatten, gegen die Schande auflehnte, 
daß „fremdstämmige‘“‘ Menschen barbarisch in Griechenland hau- 
sten‘), so dürfen wir für die sizilischen Griechen des ErstenPunischen 
Krieges, wo uns direkte Zeugnisse nicht zu Gebot stehen, keine 
mildere Denkungsweise voraussetzen. Dem gegenüber hatten die 
Karthager eine bessere Position, nicht nur, daß sie nirgends durch 
die alte griechisch-karthagische Feindschaft belastet schienen, sie 
konnten sogar auf griechische Sympathien zählen. Schon lange 
waren unter ihren Soldaten zahlreiche Griechen. Auch im Ersten 
Punischen Krieg nehmen die Griechen nicht selten einen wichtigen 
Platz ein. Griechische Offiziere haben verschiedentlich einen ent- 
scheidenden Einfluß auf den Verlauf des Krieges ausgeübt?). 


Man behauptet also nach den verschiedensten Seiten hin nicht zu 
viel, wenn man an der militärischen und politischen Durchführung 
des Krieges durch Rom eine Inadäquanz der Mittel und des Vor- 
habens beobachtet. Die römische Politik war damals im Grunde für 
das Unternehmen noch nicht reif. Rom war innerlich noch nicht aus 
dem Bannkreis einer italischen Politik und Kriegführung herausgetre- 
ten. Nicht zuletzt verrät sich das auch in der Starrheit, mit der man 
den jahreweisen Wechsel des Oberbefehls durchgeführt hat. Proro- 
gationen des Imperiums sind sehr selten vorgekommen, erst recht 
hat man damals noch nichts von der elastischen Art gewußt, in der 
man während des Hannibalischen Krieges de facto die Bildung von 
Spezialkommandanturen auf den entfernten Kriegsschauplätzen und 
die mehrmalige Iteration des Konsulats durch bewährte Männer 
zuließ. Mehr als eine begegnet bei keinem der namhaften Vertreter 
der damaligen Nobilität, und dann ist sie immer durch einen mehr- 
jährigen Zwischenraum von der ersten Bekleidung des Amtes 
getrennt, eine Tatsache, die von den sachlichen Aufgaben gerade 
dieses Krieges her gesehen um so mehr auffallen muß, weil die 
technische Anforderung der Seekriegführung erfahrene Leute 
erforderte, und die sich auch sehr gerächt hat, wie die vielen durch 
falsche Navigation herbeigeführten Flottenkatastrophen beweisen. 
Ein antiker Beurteiler macht angesichts dieses Bildes die richtige Be- 


!) Es handelt sich um die Diskussionen aus den Jahren 210 (Polyb. 9, 37f.: Rede 
des Akarnanen Lykiskos in Sparta), 209 (Polyb. 10, 25, 4), vor allem 207 (Polyb. 11, 
4, 6ff. Rede des Rhodiers Thrasymachos) und 199 (Livius 31, 29, 6). Dazu Gelzer, Her- 
mes 68, 1933, 130f. 


?) Man denke an den Spartaner Xanthippos, den Reorganisator des karthagischen 
Heeres während der Expedition des Regulus (Polyb. 1, 32ff.), oder den Achäer Alexon 
in Lilybäum, der den Verrat der Söldner verhinderte (Polyb. 1, 43). 
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merkung, man gewönne den Eindruck, als ob dieständig wechselnden 
Feldherren nur zu ihrer eigenen da Ausbildung waren, nicht aberum 
dem Staat zu nützen!). 

Rom ist eben in diesen Kampf nicht nur ohne seine Absicht 
eingetreten, sondern hat auch während seiner ganzen Dauer an 
der fehlenden inneren Vorbereitung auf ihn zu leiden gehabt. Nur 
seine Energie und das Bewußtsein, daß, nachdem der Krieg einmal Tat- 
sache war, mit ihmundseinem Ausgang viel auf dem Spielstehe, haben 
nach langen Umwegen schließlich noch ein glückliches Ende herbei- 
geführt. Es ist deshalb dem Charakter des Krieges auch sehr wenig 
angemessen, ihn einfach als ein Raub- und Kolonialunternehmen zu 
charakterisieren?). Fremde Territorien zu erobern, lag bis zum Ende 
der Republik überhaupt außerhalb des Gesichtskreises der römischen 
Politik. Erst recht bildete hier der bloße Bodenerwerb nicht im 
mindesten ein lohnendes Entgelt für die Mühsalen und Strapazen 
des Kampfes. Unter diesem Gesichtspunkt hätte der Krieg zu jeder 
Zeit abgebrochen werden können. In der Reihe der verschiedenen 
Motive, die in ihm zusammenliefen und die Römer zum Durch- 
halten zwangen, hat reiner Gebietszuwachs gewiß keine oder nur 
die allergeringste Bedeutung gehabt. 

Es bleibt nach dieser Feststellung uns nur noch übrig, dieses 
Ergebnis unserer Betrachtung von dem Ende, d.h. der Beilegung 
des Krieges und seinen politischer. Konsequenzen her, zu erhärten. 





V. 


Wir sind über die Anordnungen der Römer in Sizilien nach 241 
außerordentlich schlecht unterrichtet, und deshalb darf man kein 
genaues Bild der Zustände, die zwischen dem Ersten und dem 
Zweiten Punischen Krieg dort geherrscht haben, erwarten. Es kommt 
hier eigentlich nur auf einen bestimmten Punkt an. Man hat zu fragen, 
ob die Römer Sizilien schon damals als ökonomisches Nutzobjekt be 
trachteten, wie wir dies vom zweiten und ersten Jahrhundert v. Chr. 
wissen. Das politische Bild des Krieges wäre unvollständig, wollte 
man dieses Problem nicht in seine Betrachtung einbeziehen. 

Von der herrschenden Meinung wird diese Frage bejaht?). Danach 
hätten die Römer in der Nachfolge der Karthager Sizilien als witt- 
schaftlichen Ausbeutungsgegenstand angesehen. Es ist jedoch sehr 
zweifelhaft, ob sich unsere Vermutungen — direkt berichtet hierüber 








1) Dio bei Zonaras 8, 16, 7. 
2) Wie es De Sanctis tut (a. O. allenthalben, vgl. z. B. 136, 142, 194, 130). 
3) Sie ist jetzt gut wiedergegeben von W. Enßlin in „Rom und Karthago“ 264ff. 
dort auch die weitere Literatur. 
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ist uns nichts — in dieser Richtung bewegen müssen. Die steuer- 
wirtschaftliche Ordnung Siziliens, auf der die uns später bekannte 
Nutzung zuvorderst beruht, ist die lex Hieronica, ein Gesetz, daß 
die Römer von Hieron II., ihrem Verbündeten des Ersten Punischen 
Krieges, nach dem Hannibalischen Krieg, als sein Reich in die 
römische Provinz einbezogen wurde, übernahmen. Auch was sonst 
von sizilischen Abgaben bekannt ist, beruht auf Anordnungen, die 
nach dem Hannibalischen Krieg getroffen wurden. Das steht 
außer aller Diskussion, spricht aber gegen die übliche Anschauung. 
Man hat deshalb gesagt, dieser Regelung gehe eine andere ähnlichen 
Inhalts voraus, welche die Römer von den Karthagern übernommen 
hätten. Ist das wahrscheinlich ? 

Die lex Hieronica beruht auf dem Grundsatz, daß der gesamte 
private Grundbesitz nicht nur steuerpflichtig ist und der Zehntabgabe 
unterliegt, sondern diese Abgabe auch auf Grund eines zentral 
erlassenen Reglements unter Nichtachtung der städtischen Auto- 
nomie von königlichen Steuerpächtern, den sogenannten decumani, 
eingezogen wird. Die städtischen Behörden treten lediglich zur 
Unterstützung ihrer Aktion in Tätigkeit’). Das hierbei zur An- 
wendung kommende Prinzip ist vorgebildet in dem Steuergesetz 
des Ptolemaios Philadelphos (283—246), uns auf Papyros überliefert 
und gemeinhin mit dem Ausdruck ‚‚Revenue Laws” bezeichnet. Es 
gehört also in den Bereich des hellenistischen Staates und ist wahr- 
scheinlich von Hieron von dort auf sein Reich übertragen worden. 
Man meint nun, die Karthager hätten sich schon wie Hieron ver- 
halten und bei den hellenistischen und überhaupt bei den orienta- 
lischen Monarchien in dieser Weise ideelle Anleihen gemacht. 
Inwieweit das für die anderen karthagischen Besitzungen sich aus- 
machen läßt, kann hier auf sich beruhen. Es handelt sich hier nur 
um Sizilien, und da steht allerdings der Wortlaut einer Äuße- 
tung Ciceros, sofern man ihn ernst nimmt, (und das tut man im all- 
gemeinen), klar entgegen. Er besagt, daß die Römer ein Prinzip 
übernommen hätten, das die Sikelioten schon bei sich ausgebildet 
hätten, und meint damit die lex Hieronica®). Das ist in diesem Fall 


!) Hierzu grundlegend Rostovtzeff, Geschichte der Staatspacht, Leipzig 1903, 22ff* 

®) „Siciliae civitates sic in amicitiam fidemque recepimus, ut eodem iure essent, quo 
fuissent, eadem condicione populo Romano parerent, qua suis antea paruissent (Cic. 
Verr, II, 3, 12; vgl. ebenda 14:) Videte nunc maiorum sapientiam, qui, cum Siciliam 
tam opportunum subsidium belli atque pacis adiunxissent, tanta cura Siculos tueri 
ac retinere voluerunt, ut non modo eorum agris vectigal novum nullum imponerent, 
sed ne legem quidem venditionis decumarum neve vendundi aut tempus aut locum 


Bent, ut certo tempore anni, ut ibidem, in Sicilia, denique ut lege Hieronica 
venderent, 
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auch insofern berechtigt, als dieses ein einheimisches, griechisches 
Gesetz, nämlich des Hieron war. Von einem karthagischen Gesetz 
hätte Cicero so nicht sprechen können. 

Freilich baben die Karthager einen Tribut von den Städten 
erhoben, aber soweit zu sehen ist, war er für die einzelnen Städte 
pauschal fixiert und hat die finanzielle Autonomie der Stadtgemeinde 
nicht angetastet. Im Gegenteil heißt es einmal, die Karthager hätten 
die Griechen nicht gehindert, nach den eigenen Gesetzen zu leben‘). 
Es besteht also kein Grund, sie durch jene Besteuerungsweise hier- 
gegen verstoßen zu lassen. Allerdings beziehen sich die Zeugnisse 
auf das vierte Jahrhundert; aber bereits für diese Zeit behauptet man, 
hätten die Karthager und Dionysios den Zehnten um die Wette 
eingerichtet”), ohne daß es hierfür einen Beweis gibt. Es ist wohl 
wahr, daß der Zehnte von Tyrannen mit Vorliebe erhoben wurde‘); 
aber schon für die hellenistische Monarchie (außer Ägypten) ist das 
fraglich, soweit griechische Gemeinden (und kein Staatsland) in 
Betracht kommen‘). Karthago und sein Reich aber sind keines von 
beiden, sondern eine Stadtherrschaft. Wenn man es mit irgend 
welchen antiken Verhältnissen vergleicht, hat man zuerst an Athen 
zu denken. Da war jedoch der Zehnte unbekannt. Schließlich wäre 
der Gewinn, den es speziell auf Sizilien von ihm gehabt hätte, nicht 
sehr groß gewesen. Das Gebiet, das es dort an der Westküste besaß, 
war zu wenig umfangreich, um für die Getreideversorgung Kar- 
thagos ins Gewicht zu fallen. Diese Rolle in der karthagischen 
Geschichte spielte vielmehr Sardinien’), Umgekehrt ist es nur zu 
verständlich, daß gerade Hieron auf diesen Modus verfiel. Durch 
den Friedensschluß mit Rom war sein Reich räumlich zusammen- 
geschrumpft, umfaßte allerdings die fruchtbaren Bezirke an der 
Ostküste Siziliens. Da ihm einesteils der Weg zu äußeren Erwer- 
bungen abgeschnitten war, andererseits die Zahl seiner untertanen 
Gemeinden nicht sehr groß war, seine Herrschaft aber über sie durch 
das Bündnis mit Rom gesichert schien, kurz gesagt, weil es außen- 
politische Probleme, die seine Herrschaft nach innen oder außen 
hätten berühren können, nicht mehr gab, mochte er auf diesen Weg 
intensiver Staatswirtschait wohl verfallen. Und er hat wirklich aus 
seinem Herrschaftsgebiet Erstaunliches herausgeholt, viel mehr als 

1) Diod. 14, 65, 2; vgl. 13, 59, 2; 114, 1. 

2) Holm, Geschichte Siciliens 3, 370, Rostovtzeff a.O. 23, Enßlin a. O. 267. 

3) wie etwa schon vor Peisistratos in Athen. 

4) Für die außerptolomäischen Reiche fehlen uns stringente Angaben über den 
Zehnten auf griechischem Stadtgebiet, wie sich aus den einschlägigen Untersuchungen 


Rostovtzeffs ergibt a. O. 30ff.; Untersuchungen zur Geschichte des Kolonats 240ff.), 
5) vgl. Philipps RE 2. Reihe 1, 2490. 
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die Römer aus ihrer um ein Vielfaches größeren sizilischen Provinz. 
Und das ist wohl der beste Beweis, daß sie damals mit der betreffenden 
Wirtschaftsweise noch nicht vertraut waren und sie auch nicht von 
den Karthagern gelernt haben konnten. Mehrmals hören wir, am 
Anfang des Hannibalischen Krieges, daß Hieron ihnen mit Getreide- 
lieferungen zu Hilfe kam’). Von ihnen selbst aber heißt es, daß sie 
vonihreneigenen Einnahmen kaum ihr inSizilienstehendes Heerhätten 
ernähren können?). Wäre das möglich, wenn ihnen dieses rationelle 
Steuersystem bereits vertraut gewesen wäre? Es dürfte also auch 
von der Seite klar sein, daß der Erste Punische Krieg kein Kolonial- 
krieg war, mit dem Ziel unternommen, eine einträgliche Staats- 
sente zu gewinnen. 


Worin besteht dann eigentlich die Verwaltung, welche die Römer 
auf dem von den Karthagern verlassenen Teil Siziliens einrichteten ? 
Obgleich wir darüber ja wenig wissen, gewinnt man doch den Ein- 
druck, daß man römischerseits mit einem Minimum von Aufwand 
auszukommen suchte. Vor allem fällt auf, daß die uns später ge- 
läufige Provinzialordnung mit einem Prätor an der Spitze der Pro- 
vinz unmittelbar nach dem Friedensschluß noch unbekannt war. 
Erst im Jahre 227 ist sie eingeführt worden. Über den Zustand in 
der Zwischenzeit gibt es nur Vermutungen. Einige spärliche 
Indizien lassen vielleicht darauf schließen, daß einer der vier quaesto- 
tes classici in Lilybaeum saß. Die andern hatten ihren Sitz in ver- 
schiedenen Orten Italiens. Die Funktion dieser Quästoren ist im 
einzelnen nicht klar, aber offenbar hängt sie mit dem Bedürfnis zu- 
sammen, in den von Rom abhängigen Gebieten einen ständigen 
Vertreter der Hegemonialmacht zu haben. Auf das Bürgergebiet 
war er jedenfalls nicht beschränkt. Einer residierte in der latinischen 
Kolonie Cales, und das ist ebenso bezeichnend wie die Tatsache, 
daß er ein Beamter ohne Imperium war, also keine militärische 
Kommandogewalt besaß. Seine Aufgabe bestand deshalb nicht in 
der Ausübung von Herrschaft und Hoheitsfunktionen, sondern 
eher in der Entgegennahme der von den Bundesgemeinden an Rom 
zu leistenden Verpflichtungen, wie Einforderung der Kontingente 
an Schiffen und Mannschaften. Für Ostia verband sich später damit 
noch die Aufsicht über den überseeischen Getreidehandel. Mit 
einem solchen Beamten behalf man sich also vorerst auch in Sizilien®), 


!) Livius 22, 37, 1ff., 23, 38, 13, 

?) Livius 23, 48, 7. 

®) Zu dieser Frage abschließend (d. h. soweitsich überhaupt — auch hypothetisch — 
etwas behaupten läßt) Mommsen, Römisches Staatsrecht 2, 1, 570ff. Dort auch die 
Belegstellen, auf deren Anführung hier verzichtet ist. 
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Man sieht hier, wie in positiver Hinsicht anfangs noch kein Plan 
bestand, dies neugewonnene Gebiet von den Erwerbungen in Italien 
grundsätzlich abzuheben. Der Unterschied kam vorerst lediglich 
negativ in der Tatsache zum Ausdruck, daß die sizilischen Städte, 
abgesehen von Messana, sich unmittelbar an Kriegen nicht beteiligen 
mußten, d.h. nicht zum Bündnis mit Rom zugelassen waren. In 
welchem Umfang die Städte Abgaben zahlten, ist unbekannt; aber 
es ist selbstverständlich, daß vor allem im Falle eines Krieges die 
Verpflichtung zu bestimmten Leistungen bestand. Deren Vermitt- 
lung nach Rom uder ihrer Verwendung im Kriege unmittelbar mag 
der Quästor sich gewidmet haben, wobei es sicher kein Zufall ist, 
daß er gerade in Lilybaeum. dem alten karthagischen Kriegshafen, 
stationiert war!). 








Erst als man dem Quästor an die Seite oder besser über ihn einen 
Prätor setzte, ist der entscheidende Schritt zur Begründung einer 
Provinzialorganisation im späteren Sinne getan worden, wobei 
allerdings aus dem Zusammenhang schon erhellt, daß man darunter 
von Hause aus kein bestimmtes Verwaltungsschema zu versiehen 
hat, sondern lediglich die Anwesenheit eines für einen bestimmten 
Bezirk zuständigen militärischen Befehlshabers. Erst im Laufe der 
Zeit gewann dessen Funktion ein gewisses Maß auch ziviler und 
verwaltungstechnischer Kompetenz; aber die Entwicklung hierin 
ist durchaus nicht überall einheitlich gewesen und richtete sich ganz 
nach den individuellen örtlichen Verhältnissen. Das ist hier nicht 
zu verfolgen. Wichtiger wäre an dieser Stelle zu wissen, welche 
näheren Umstände zur Neuerung von 227 führten?). Da sie zugleich 
für Korsika und Sardinien verfügt wurde, muß sie mit der Eroberung 
resp. Befriedung dieser Inseln zusammenhängen, die von 237 an 
sich mehrere Jahre hinzog und 231 zu einem vorläufigen Abschluß 
gelangt war’). Wahrscheinlich hat man dort die dauernde Anwesen- 
heit eines Militärs, auch wenn kein offener Kriegszustand mit den 
trotzigen Eingeborenen bestand, für zweckmäßig gehalten und hat 
dann analog dasselbe für Sizilien verfügt, obgleich da in diesem 
Sinne eine unmittelbare Notwendigkeit nicht bestanden haben kann. 
Aber schließlich war es andererseits kein Schaden, wenn an der 
Grenze des römischen Machtbereichs gegen Karthago ein höherer 
Offizier seine dauernde Residenz hatte, wie wir denn auch den 
































1) Vgl. Marquardt, Römische Staatsverwaltung 1?, 244, Mommsen a. O 563. 


2) Livius epit. 20. Die Angabe Appian Sic. 2, die diesen Vorgang auf 241 verlegt, 
ist irrig, wie längst erkannt ist (Marquardt a. O0. 243). 


3) Die näheren Daten bei De Sanctis a.O. 280ff. 






kein Plan 
n in Italien 
t lediglich 
ren Städte, 
t beteiligen 
waren. In 
cannt; aber 
<rieges die 
n Vermitt- 
ttelbar mag 
‚ Zufall ist, 
‚riegshafen, 


r ihn einen 
dung einer 
len, wobei 
an darunter 
ı verstehen 
bestimmten 
1 Laufe der 
ziviler und 
lung hierin 
te sich ganz 
t hier nicht 
sen, welche 
sie zugleich 
* Eroberung 
von 237 an 
.n Abschluß 
le Anwesen- 
ınd mit den 
ten und hat 
a in diesem 
haben kann. 
‚enn an der 
ein höherer 


n auch den 


ı a.0 563 
auf 241 verlegt, 


Der erste Punische Krieg und das Problem des Römischen Imperialismus 513 
een 


Prätor in Lilybaeum bei Ausbruch des Hannibalkrieges sogleich 
in kriegerische Operationen verwickelt sehen (Liv. 21, 49). 

Sei dem aber, wie ihm wolle, die mehr tastende als zupackende 
Besitzergreifung von dem territorialen Gewinn des Ersten Punischen 
Krieges ist für seinen politischen Charakter jedenfalls sehr bezeich- 
nend. Auch darin kommt zum Ausdruck, daß die Eroberung des 
Raumes an sich weniger im Vordergrund stand als die Vertreibung 
der Karthager von der Insel, und wenn hinter dem Ringen im Grunde 
etwas anderes stak als die Absicht bloßer Ausdehnung über die 
italischen Festlandsgrenzen hinaus, so ist eine solche Ordnung der 
sizilischen Verhältnisse eine deutliche Bestätigung des Sachverhaltes. 
In dem Krieg, der aus kleinen Anfängen sich zum Austrag eines 
weltpolitischen Ringens entwickelte, laufen eben mehr politische 
Motive zusammen, als sich aus der schließlichen territorialen Ver- 
schiebung erkennen läßt, und es ist bei ihm, wie so oft in der Ge- 
schichte, daß Ausmaß und Bedeutung des Kampfes keine von, 
Anfang an gesetzten festen Größen sind, sondern aus den Umständen 
und über den subjektiven Willen der Beteiligten hinaus sich ergeben 
und diesen ihrerseits die Dynamik des Geschehens vorschreiben. — 

Für den römischen „Imperialismus“, wenn wir damit die italische 
Expansion Roms bezeichnen, ist damit aber gleich in seiner ersten 
Phase eine charakteristische Note aufgedeckt, die auch seinen 
sonstigen Verlauf kennzeichnet. Wir können sie in relativer Reinheit 
später vor allem bei der römischen Politik im östlichen Mittelmeer 
beobachten — der Hannibalische Krieg ist ein Sonderfall, weil die 
Initiative bei ihm ohnehin nicht in römischen Händen lag — und 
werden da gewahr, wie sich der römische Herrschaftswille mehr 
hervorlocken ließ, als daß er in freier Wahl sein Ziel souverän be- 
stimmt hätte. Der Zwiespalt zwischen scheinbarer, dem Erfolg 
abzulesender Planmäßigkeit und der realen Wirksamkeit einzelner 
subjektiver, konkreten Situationen entspringender Vorstellungen 
gibt dieser Ostpolitik ihr Gepräge'). Es ist wichtig, daß sie damit 
nicht spezifisch bestimmt ist, sondern diese Eigentümlichkeit mit 
dem Auftakt der römischen Weltpolitik, dem Ersten Punischen 
Krieg, teilt. 


!) Hierüber sind grundlegend die verschiedenen Arbeiten von Maurice Holleaux, 
vgl. vor allem „Rome, la Gröce et les monarchies hellenistiques“, Paris 1921 und 
mehrere Einzeluntersuchungen, auf denen seine Darstellung in der Cambridge Ancient 
History 7, 822ff. und 8, 16ff, beruht. Vgl. auch den von mir unter diesem Gesichts- 
punkt gegebenen Überblick in den Neuen Jahrbüchern f. Antike und deutsche Bildung 
1, 1938, 337#f. (Die römische Ostpolitik und die Begründung der römischen Welt- 
herrschaft) und die ähnlich gerichtete Betrachtung Ernst Kirstens „Die albanische 
Frage des Altertums“, Welt als Geschichte 8, 1942, 75ff. 





ee ht 


Te 


KÄMPFE UND INTRIGEN UM DEN 
REGIERUNGSANTRITT CARL AUGUSTS VON WEIMAR 


EINE ARCHIVALISCHE STUDIE ZUR THÜRINGISCHEN 
LANDESGESCHICHTE!) 


VON 
WILLY ANDREAS 


IM Geäflich Rechbergschen Archiv zu Donzdorf, in dem die schrift- 
liche Hinterlassenschaft des preußischen Staatsministers und Diplo- 
maten Grafen Eustachius von Görtz verwahrt wird, lagert unter 
anderem ein umfangreiches Bündel von Briefen, die der Gothaische 
Rat Silvius Freiherr von Frankenberg und Ludwigsdorff an ihn 
gerichtet hat. Frankenbergs Name ist dadurch einem größeren Kreis 
bekannt geworden, daß er und seine Gemahlin mit Goethe und Her- 
der in freundschaftlichem Verkehr standen. Einen Biographen 
hat er allerdings bisher nicht gefunden, obwohl er die innere Ver- 
waltung und die auswärtige Politik des Herzogtums lange Zeit maß- 
gebend mitbestimmte. Nur kleinere Einzelbeiträge zu seinem Lebens- 
bild liegen vor:). Käme es aber einmal zu einer umfassenden Wür- 
digung, wie Frankenberg sie verdiente, dann hätte sie auch seinen 
vielfältigen und nahen Beziehungen zu Weimar unter der Regierung 
Carl Augusts einen besonderen Abschnitt zu widmen, 


1) Die folgende Studie, die zugleich als archivalische Vorarbeit der stofflichen Ent- 
lastung der Biographie Carl Augusts von Weimar dient, ist folgenden Persönlichkeiten 
und Archiven zu Dank verpflichtet: Zunächst Seiner Erlaucht dem Grafen Joseph 
von Rechberg sowie seinem Bruder, dem Grafen Otto Ernst und den Beamten der 
Gräflichen Archivverwaltung zu Donzdorf; ferner dem Thüringischen Staatsarchiv in 
Weimar, vor allem Herrn Direktor Professor Dr. Willy Flach und den Herren Staats 
archivräten Dr. Friedrich Facius und Dr. Lauter, die meine Nachforschungen unter- 
stützten und mir wertvolle Aufschlüsse gaben. Desgleichen habe ich Herrn Staats 
archivrat Dr. Walter Schmidt-Ewald in Gotha und dem Leiter der Herzoglichen An- 
stalten für Kunst und Wissenschaft in Gotha, Dr, Eberhard Freiherrn Schenk von 
Schweinsberg fürliebenswürdige Auskünfte zu danken, ferner Herrn Staatsoberarchivar 
D. Walter Heins in Coburg. Schließlich bin ich dem Wiener Haus-, Hof- und Staats 
archiv für rasch erteilte gütige Beantwortung meiner Fragen sehr verbunden, nament- 
lich dem Sachbearbeiter, Herrn Oberarchivrat Professor Dr. Josef Karl Mayr. 

2) Der Artikel in der Allgemeinen Deutschen Biographie (Band 7, S. 271), gearbeitet 
nach Ersch und Grubers Enzyklopädie, 1. Sektion, Bd. 47, S. 225, verfaßt von Beck, 
ist mehr als karg. Auch August Beck, Geschichte der Regenten des Gothaischen 
Landes, 3 Bände, Gotha (1868—76) bietet wenig, mehr die Angaben bei Julius Franken 
stein, Die auswärtige Politik Sachsen-Gotha-Altenburgs und der Reichskrieg gegen 
Frankreich bis zum Ausscheiden des Herzogtums (1790—1797), Berlin 1935, der die 
zum Teil noch unveröffentlichten familiengeschichtlichen Studien des Freiherrn Alex 
Viktor von Frankenberg und Ludwigsdorff benutzen konnte. Davon gedruckt ist ein 
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Sie reichen in die frühe Jugend des Herzogs zurück, mit dem er 
später namentlich zur Zeit des Fürstenbunds enger zusammenarbeiten 
sollte. Carl Augusts Briefe aus diesen Jahren!) lassen erkennen, 
welches Maß von Vertrauen er Frankenberg entgegenbrachte, dessen 
Frau als Madame Frifri auch in der Weimarer Gesellschaft gern ge- 
sehenwar. Bis zuletztbewahrte er dem bedeutenden Mann, der an dem 
benachbarten Hof zuführender Stellung emporstieg, sein Wohlwollen. 

Auch der Weimarische Kanzler von Müller spricht in seinen Denk- 
würdigkeiten voll Anerkennung von Frankenberg, den er geradezu 
für die Seele der Gothaischen Regierung erklärt?). Von Jugend auf 
in die Geheimnisse seines Hofes eingeweiht, mit zahlreichen Staats- 
männern seiner Zeit persönlich bekannt und allgemein beliebt, be- 
hauptete der kleine, von Gestalt eher hagere als beleibte, sehr beweg- 
liche Herr jahrzehntelang seine Vertrauensstellung unter drei auf- 
einanderfolgenden Herzögen. Er liebte die Geselligkeit und wußte 
sich zwanglos, mitunter etwas schnurrig zu geben. Müller, der frei- 
lich die ihm sympathischen oder näher stehenden Menschen heraus- 
zustreichen pflegt, schildert ihn alseinen Mann von breiter Geschäfts- 
erfahrung und sogar einer gewissen Schlauheit, aber von edler 
Sinnesart und warmem Rechtsgefühl, milde und freundlich gegen 
jedermann, dienstfertig und hilfreich, wo er nur immer konnte, 
vornehm in seinem Benehmen, aber ohne falschen Stolz und dabei 
von einer jugendlichen Gemütsheiterkeit, die er sich bis ins hohe 
Alter bewahrte. 

Kapitel über die Jugendzeit des späteren Staatsministers in: Hessische Chronik, 
1. Jg. (1912) Darmstadt, ein zweites Kapitel „Aus dem Leben des Gothaischen Staats- 
ministers S. Freiherr von Frankenberg und Ludwigsdorff 1728—1815‘ in: Familien- 


zeitschrift derer von Frankenberg, 2. Jg. (1920), H. 1, die Zeit von 1763—1782 um- 
fassend, 


!) Die mir als Herausgeber von der Thüringischen Historischen Kommission an- 
vertraute Politische Korrespondenz Carl Augusts von Weimar, bearbeitet von Ober- 
studiendirektor Dr. Hans Tümmler wird einen Teil dieser in der Herzoglichen Biblio- 
thek in Gotha verwahrten Briefe veröffentlichen. Der erste Band mit 618 Seiten 
von 1778 bis 1790 führend, ist durch Kriegseinwirkung zweimal im Satz zerstört 
worden und harrt nun zum dritten Male des Drucks, 

®) Friedrich von Müller, Erinnerungen aus den Kriegszeiten von 1806—1813 (Braun- 
schweig 1851). S. 139, wörtlich zitiert bei Eduard Vehse, Geschichte der Höfe des 
Hauses Sachsen. 2. Teil. Hamburg (1854), S. 36. — Müller läßt übrigens einfließen, 
daß Frankenbergsich bisweilen etwas schnurrig aufgeführt habe, worauf erineinerseiner 
Unterhaltungen mit Goethe am 30. Mai 1814 zu sprechen kam. Der Dichter „hielt 
Frankenbergs Zerstreuung und karikiertes Wesen ursprünglich für absichtlich ange- 
nommene Maske‘ (Goethes Gespräche, hrsg. von F.v. Biedermann, Bd.II, 1909, 
$.229). — Man wüßte gerne, was Müller unter „Frankenbergs possierlicher Indivi- 
dualität‘ versteht, durch die sich Goethe erinnert und veranlaßt fühlte, einige der 
seltsamen Schrullen des Fürsten Kaunitz zum besten zu geben, z. B, seine bekannte 
Abneigung dagegen, daß in seiner Gegenwart vom Tode gesprochen werde, 
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Frankenberg, der eine weitverzweigte Korrespondenz unterhielt 
und sie wohl auch deshalb so sorgfältig pflegte, um in der Welt eine 
Rolle zu spielen, schrieb — wie Friedrich Müller weiter erzählt — 
täglich unzählige Briefchen und Billets, aber in kleinstem Format 
und mit den spitzesten Rabenfedern, so daß es oft großer Anstren- 
gung bedurfte, sie zu lesen, zumal wenn er sich grüner und blauer 
Tinte bediente. Wer das zweifelhafte Vergnügen gehabt hat, sich 
mit Frankenbergs Handschrift herumzuschlagen, wird den Stoß- 
seufzer des Kanzlers von Müller berechtigt finden. 

Die Korrespondenz mit Görtz, von der leider nur die Schreiben 
Frankenbergs vorliegen, erstreckt sich über ein ganzes Jahrfünft. 
Der erste von einhundertdrei Briefen stammt vom 19. Mai 1772, der 
letzte vom 18. Mai 1777. Die Antworten von Görtz, der damals die 
Erziehung des Weimarischen Erbprinzen Carl August und seines 
Bruders Constantin leitete‘), und nach dem Regierungsantritt seines 
Zöglings Oberhofmeister bei dessen Gemahlin, der jungen Herzogin 
Luise wurde, sind leider nicht erhalten und dürften schwerlich mehr 
ans Tageslicht kommen. 

Schreibfreudig und mitteilsam waren beide Herren. Ihre freund- 
schaftlichen Gefühle für einander beteuerten sie in der überschwäng- 
lichen Weise ihres Jahrhunderts, das nicht bloß das aufgeklärte, 
sondern auch das empfindsame war. Ihr Gedankenaustausch erging 
sich über Regensburger Reichstagsvorgänge und Wetzlarer Kammer- 
gerichtssachen. Aber auch Ereignisse, die vom russischen, dänischen, 
vom englischen und polnischen Hof erzählt wurden, kamen zur 
Sprache. Daß dabei einiger Klatsch mit unterlief, ist nicht zu ver- 
wundern; denn die mitunter recht romanhaften Begebenheiten, die 
sich damals in London, Petersburg und Kopenhagen abspielten, for- 
derten ihn ja geradezu heraus. 





Gelegentlich wurden Fragen der internationalen Politik berührt. 
Mehrfach fällt der Name des Barons Grimm, der den Gothaischen 
Hof so ausgezeichnet mit Nachrichten aus Paris versorgte und bei 
einem Besuch in Weimar auch Goethe anziehend erschien. Franken- 
berg warihm, nach dem Zeugnis des Kanzlers von Müller, eng verbun- 
den. Man langweilte sich wohl etwas in diesem kleinstaatlichen Milieu 
und wardarauferpicht, sich Kundeaus der großen Welt zu verschaffen, 
um über die heimatliche Enge hinaus zu schauen. Das liebe Ich und 


1) Über diese weimarische Tätigkeit von Görtz handeln meine aus dem Weimarer 
und Donzdorfer Archiv geschöpften Studien: „Erziehungspläne für Carl August von 
Weimar“, Archiv für Kulturgeschichte, Bd. 28 (1938) und „Aus der Kindheit Carl 
Augusts von Weimar, Tagebuchaufzeichnungen und Berichte seines Erziehers“, 
Archiv für Kulturgeschichte, Bd. 30 (1941). 
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dieeigene Umgebung wurdenziemlich wichtig genommen. Manhatte 
jaauch Zeit genug, sich darüber zu verbreiten, lief doch das Leben 
noch in recht gemächlichem Tempo dahin, obwohl es an Bemer- 
kungen über geschäftliche Überbürdung und zu viel höfische Verpflich- 
tungen nicht fehlt. Herr von Frankenberg, der selbst ein eigen- 
williger Kopf war, hatte anscheinend an seinen fürstlichen Herr- 
schaften und den Personen ihres Hofstaates dies und jenes auszu- 
setzen. Aber die Anspielungen scherzhafter oder spöttischer Art, 
dieerab und zu einflocht, klingen so gedämpftan, daß siekaum zu ver- 
stehensind,undandere Gründesich zu beschwerenhatte ergewißnicht. 

So ansehnlich schon damals seine Leistungen und seine Stellung 
innerhalb der Regierung waren, restlos zufrieden fühlte er sich bei 
dem Leben, das er in Gotha führte, nicht. Vielleicht hatte er das 
Gefühl, daß der erste Berater des Herzogs, Herr von Lichtenstein 
und seine Frau, deren Namen öfters in seinen Briefen fallen, zu stark 
den Ton angäben; vielleicht glaubte er auch in seinem Werte noch 
nicht voll erkannt zu sein. Zum mindesten spielte Frankenberg, der 
ja nut der zweite Beamte im Geheimen Ratskollegium war und erst 
seit sieben Jahren in herzoglichen Diensten stand, manchmal mit dem 
Gedanken, den Gothaischen Hof mit einem anderen zu vertauschen!). 
Bisher allerdings und gerade noch vor kurzem hatte er Lockungen 
solcher Art abgewiesen. Um ein tiefer sitzendes Mißbehagen handelte 
es sich anscheinend überhaupt nicht. Freizügigkeit gehört nun ein- 
mal zum Wesen des damaligen höheren Beamtentums; gern ergriff 
es die Gelegenheit, Einkommen und Stellung zu verbessern, wenn 
sie in anderen Territorien sich darbot. 

Während Frankenberg nie wirklich Klage führt, sondern nur ab 
und zu über die ihm obliegende Geschäftslast etwas stöhnt, hat Görtz, 
wie man aus den Antworten seines Briefpartners schließen darf, über 
Dinge, die ihm das Leben verleideten, sein Herz lebhafter und red- 
seliger ausgeschüttet als der zurückhaltendere Frankenberg. Und 
eben aus dieser Mißstimmung des Weimarer Prinzenerziehers ent- 
wickelten sich Pläne, deren Verwirklichung dem dereinstigen Re- 


!) Nach gütiger Auskunft von Herrn Staatsarchivrat D. Schmidt-Ewald wurde 
der bisherige Hessen-Kasselsche Geh.-Rat Sylvius Friedrich von Frankenberg am 
2, Januar 1765 nach Gotha berufen und zum Wirkl. Geh. Rat mit Sitz und Stimme 
im Geh, Ratskollegium ernannt. — Lichtenstein, früher Geh. Rat und Kanzler bei 
der Fürstlichen Regierung, war schon am 15. Februar 1764 zum Wirkl. Geh. Rat mit 
Sitz und Stimme im Geh. Ratskollegium befördert worden. Nachdem er von 1766 bis 
1770, um eine Güterverwaltung im Ansbachischen zu ordnen, vorübergehend aus dem 
herzoglichen Dienst ausgeschieden war, wurde er 1770 in seine alte Stellung im Geh. 
Rat wieder eingesetzt. Er war also 1772 tatsächlich das, was man später „dirigierenden 
Staatsminister‘‘ nannte. 
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gierungsantritt Carl Augusts und der Art, wie Görtz ihn vollzogen 
sehen wollte, ein merkwürdiges Gesicht gegeben hätte. 


Aus den Briefen des Herrn von Frankenberg geht deutlich hervor, 
daß Görtz der Anreger dessen gewesen ist, was von den beiden 
Freunden vielsagend „die große Affäre‘ genannt wird. DaßFranken- 
berg nicht gewillt schien, sein Leben unter allen Umständen in Gotha 
zu verbringen, daß somit Aussicht bestand, ihn für einen höheren 
Posten in Weimar, ja für eine Umbildung der dortigen Regierung u 
gewinnen, mag Görtz in seinen Überlegungen bestärkt, vielleicht : 
sogar ihm einen Anstoß gegeben haben. Jedenfalls war der Plan, 
wie man mit ziemlicher Sicherheit annehmen darf, geistiges Eigen- 
tum des geschäftigen Mannes und wirkt, bei genauerer Prüfung, so 
recht als Erzeugnis seiner eigentümlichen Seelenverfassung und der 
besonderen Umstände, unter denen die Erziehung Carls Augusts 
sich abspielte. Ohne deren Kenntnis wäre das ganze Vorhaben, das 
von Görtz fast wie eine fixe Idee Besitz ergriffen hat, überhaupt 
nicht zu verstehen und auch dann, wenn man diese Verhältnisse be- 
rücksichtigt, bleibt manches daran seltsam genug. 

Der Prinz, über dessen Zukunft insgeheim, ohne daß die Welt 
etwas davon wußte, so viel Tinte vergossen wurde, war eben erst 
fünfzehn Jahre geworden, als sein Mentor den Versuch machte, Anna 
Amalia, die als Obervormünderin für ihn die Regentschaft führte, 
auszubooten und ihren unmündigen Sohn vorzeitig ans Ruder zu 
bringen. Damit stand Görtz im Begriff, einen jener Stürme im Wasser- 
glas zu erregen, welche die letzte Periode der müttlichen Regierung 
und Carl Augusts eigene Herrscheranfänge begleiten sollten. 

Fragt man nach den Gründen für das Beginnen des Grafen, so 
hat es damit folgende Bewandtnis: Schon bald nach Antritt seines 
Amtes als Hofmeister der zwei Prinzen, für das nach sorg- 
fältigen Erwägungen die Herzogin selber ihn ausgesucht hatte, 
kühlte sich die usprünglich gnädige Stimmung Anna Amaliens 
gegenüber Görtz mehr und mehr ab, ohne daß man die Ursache test- 
los zu erfassen vermöchte. Nicht, daß sie über die pädagogischen 
Grundsätze aneinandergeraten wären: Beide huldigten darin den 
Idealen aufgeklärter Fürstenerziehung im Stile ihrer Zeit und beide 
hatten ihre Ziele hoch gesteckt. Guter Wille war in Anna Amalia 
wie in Görtz vorhanden. Aber es stellte sich allmählich heraus, daß 
sie nicht geschaffen waren, einander zu verstehen, und eben des- 
halb haben die Trübungen und Mißverständnisse oft etwas so Un- 
greifbares, fast Grundloses. Da die Aufgabe, zwei schwer lenkbare 
Knaben zu erziehen, sich ohnehin als recht dornenreich erwies, wäre 
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freilich ein volles Einvernehmen der Mutter und des Hofmeisters 
doppelt zu wünschen gewesen. 

Anna Amalia war von edlen Erziehungsabsichten und klugen Er- 
vigungen geleitet. Görtz ging voll Eifer ans Werk und bemühte 
sch aufs gewissenhafteste, wenn auch nicht immer erfolgreich um 
diePrinzen. Aber die Herzogin war nicht ohne Launen und Eigen- 
siligkeit. Görtz wiederum legte eine große Empfindlichkeit an den 
Tag, leicht fühlte er sich gekränkt und zurückgesetzt. Am Hofe 
mochte er Neider und Gegner haben. Sicherlich aber machte sich 
der etwas hypochondrische Mann davon übertriebene Vorstellungen. 
Alsseinen Hauptwidersacher sah er den Geheimen Rat von Fritsch!) 
an, der für Görtz wenig übrig hatte. Das hochfahrende, schroffe 
Auftreten Fritschs, worunter auch andere Personen des Weimarer 
Hofes litten, mag dem reizbaren Grafen, der zudem besonders viel 
af gute Formen hielt, schwer auf die Nerven gefallen sein, so daß 
das Ehepaar Görtz in seinem Briefwechsel von Fritsch oft nur als 
dem „Flegel‘“ spricht), — Anspielung auf eine Crebillon’sche Ko- 
mödienfigur. Auch den Schatullverwalter der Herzogin- Mutter, 
Kammerrat Berendis®), den bekannten Freund Winckelmanns, zählte 
der Graf zu den Personen, die seiner Meinung nach gegen ihn arbei- 
teten. Daß Görtzens Verdacht begründet war, ließ sich bisher aus 
den Weimarer Papieren jener Zeit nicht nachweisen. Berendis muß 


1) Über die Persönlichkeit von Fritsch siehe vor allem Karl Freiherr von Beaulieu- 
Narconnay, Anna Amalia, Carl August und der Minister von Fritsch, Weimar (1874), 
kmer Fritz Hartung, Das Großherzogtum Sachsen unter der Regierung Carl Augusts 
1115-1828. Weimar (1923), namentlich S. 12ff. und 27ff. — Über die gleichfalls im 
Donzdorfer Archiv aufbewahrten Briefe der Gräfin Görtz an ihren Gemahl und die 
Gegensätze der Cliquen handeln meine zwei Studien über „Sturm und Drang im 
Spiegel der Weimarer Hofkreise“. Zeitschrift „Goethe“ Bd. VIII (1943). 

% Der hierfür gebrauchte französische Ausdruck ist „butor‘‘, nach Littre und 
larousse übersetzbar auch mit „dummer, grober, schwerfälliger Mensch“- 

%) Über Berendis liefern sowohl das Thüringische Staatsarchiv Weimar wie das 
wethe- und Schiller-Archiv in Weimar, dessen Direktor, Professor Dr. Hans Wahl, 
"ir freundlichst Auskünfte erteilte, bisher keine Anhaltspunkte für die Erfassung 
siner Persönlichkeit. Wir sind daher auf Goethes Veröffentlichung ‚„Winckelmann 
und sein Jahrhundert, in Briefen und Aufsätzen‘, Tübingen (1805) angewiesen. Die 
wichtigsten Lebensdaten von Berendis seien hier kurz verzeichnet: Hieronymus Diete- 
rich Berendis, ein 1720 geborener Altmärker, war einst durch seines FreundesWinckel- 
mahn Empfehlung beim Sohn des Grafen Bünau als Hofmeister angestellt worden. 
Er begleitete seinen Zögling nach Braunschweig, wo dieser das Carolinum besuchte; 
später wurde Berendis durch Bünau, damals Minister, in weimarische Dienste über- 
Mmmmen, zunächst als Kriegsrat, nachher wurde er Kammerrat und Schatullier der 
Herzogin Anna Amalia; am 11. Juni 1776 wurde er zum Geheimen Kammerrat er- 
"ant, Er starb am 26. Oktober 1782 als Jenaischer Landschaftskassendirektor und 
wurde am 1. November 1782 in Weimar beerdigt. — In Goethes Tagebuch wird er als 
Person nie genannt, 
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sich wohl ganz im Hintergrund gehalten haben. Auch die an ihn ge- 
richteten gefühlvollen Briefe Winckelmanns, die später Goethe zu- 
sammen mit seinem berühmten Nachruf auf den großen Archäologen 
veröffentlicht hat, erlauben keine Rückschlüsse auf das menschliche 
Wesen des „‚Schatoulliers“ Ihrer hochfürstlichen Durchlaucht. 

Sachlich sind diese Gegnerschaften schwer greifbar, die Ursachen 
noch weniger. Viel Kleinliches wird dabei im Spiel gewesen sein, 
Manches wird man nur allzumenschlich deuten dürfen und sich nicht 
zu sehr darüber wundern. Denn in dem engen Milieu der kleinen 
Residenz lebten verhältnismäßig viel Leute zusammen, die aufeinander 
angewiesen waren, aber gleichermaßen von der Gunst der regieren- 
den Herzoging abhingen und daher sich leicht in die Quere kommen 
konnten. Auch die spätere Glanz- und Blütezeit Weimars unter Carl 
August ist ja nicht frei von dergleichen trüben Beisätzen. 

Eine weitere Erschwerung sollten die Dinge erfahren, als sich auch 
in die Beziehungen von Mutter und Sohn Mißklänge einschlichen 
und damit zu den schon vorhandenen Spannungen neue hinzutraten, 
die doch wohl in ursächlichem Zusammenhang miteinander standen. 
So gut Anna Amalie es mit ihrem Sohn meinte und so lebhaft sie 
auf ihn einzuwirken suchte, war ihre Führung doch nicht ganz sicher, 
und bald kam die Zeit, wo sich das Verhältnis des heranwachsenden 
eigenwilligen jungen Menschen zu ihr auch aus anderen Gründen 
verschlechtern sollte. 

Die Verstimmung zwischen Anna Amalia und Görtz, deren erste 
Anzeichen sich schonziemlich bald nach der Amtsübernahme des Gn- 
fenzeigten, entwickelte sich zur vollen gegenseitigen Enttäuschung. 
Daß Görtz, dem zeitwilig der ungebärdige Erbprinz manche Schwie- 
rigkeiten bereitete, schließlich für seinen Zögling die im 18. Jahr- 
hundert übliche Kavaliersreise und einen Auslandsaufenthalt vor- 
schlug, machie ihn bei der Herzogin nicht beliebter. Sie konnte sich 
nämlich für diesen Gedanken nicht erwärmen, sei es, daß sie den 
Sohn überhaupt ungern der mütterlichen Obhut entzogen sehen 
wollte, sei es, daß etwas wie Eifersucht gegen Carl Augusts Lehr- 
meister in ihr emporwuchs, der es darauf anlegte, der Freund des 
jungen Herrn zu werden. Vielleicht fürchtete sie, daß er als dessen 
Reisebegleiter noch stärkeren Einfluß auf ihn gewinne als bisher. 

Die Entfremdung steigerte sich, als Wieland auf Anna Amaliens 
Bitte aus Erfurt nach Weimar übersiedelte und einen Teil der Prinzen- 
erziehung übernahm. Der Dichter, dessen Berufung von Görtz aufs 
wärmste begrüßt und gefördert worden war, freundete sich nämlich 
mit dem Grafen an, und es dauerte nicht lange, so bildete sich zwi- 
schen ihnen ein Einvernehmen heraus, das Anna Amalia als eine 
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gegen sie gerichtete Front empfand. Doppelt schmerzlich mußte 
sie über Wieland enttäuscht sein, da sie selbst mit soviel Begeisterung 
daran gegangen war, ihn nach Weimar zu ziehen und ihm die Aus- 
bildung ihres Sohnes anzuvertrauen. Wieland selbst schrieb (22. Ja- 
muar 1773) ein Vierteljahr nach seiner Ankunft, die im September 
1772 erfolgt war, an Johann Georg Zimmermann!), den bekannten 
hannoverschen Leibarzt und popularphilosophischen Schriftsteller, er 
habe in dem Grafen Görtz einen Freund gefunden, und es könne gar 
nicht anders sein. Denn sie beide seien so einsam in Weimar wie 
auf dem Berge Nitria oder mitten inder Wüste Sahara. Den Prinzen 
ausgenommen, habe Görtz keinen Freund als Wieland, er keinen an- 
dernals ihn. Es dauerte nicht allzulange, da lautete das Urteil des 
Dichters ganz anders über den Grafen‘). 

Nach der Rückkehr von der bekannten Kavaliersreise, die Carl 
August und sein Bruder Constantin unter Görtzens Leitung nach 
Paris unternommen hatten, glaubte Wieland den Erbprinzen sogar 
vor seinem Mentor warnen zu müssen, dessen Einfluß unterwegs, 
wie ihn dünkte, unheilvoll stark geworden war. In dieser Gegen- 
arbeit wurde er von seinem Mitarbeiter am Deutschen Merkur, 
Bertuch, eifrig unterstützt”). Zunächst freilich schienen der alte und 
der neugewonnenen Erzieher Carl Augusts eines Sinnes zu sein! 

Wielands pädagogische Leistung und ihre Grenzen festzustellen, 
ist nicht leicht, weil sein Wirken ja nur kurze Zeit gedauert hat 
und von Anfang an, so scheint es, am Hofe verschieden beurteilt 
wurde. Die wenigen darüber vorliegenden Äußerungen zeugen von 
Befangenheit: Lob und Tadel waren von den in Anna Amalias Um- 
gebung herrschenden Stimmungen und Parteiungen beeinflußt. 
Man geht aber wohl kaum fehl, wenn man annimmt, daß durch 
Wieland in die sorgsam, aber etwas starr angelegte Unterweisung 
des Thronfolgers mehr Frische, ein weitherzigerer Ton, ein schön- 
geistigerer Einschlag und eine weltmännische Auflockerung hinein- 
gekommen ist. Zum erstenmal trat dem Prinzen ein Mann näher, 
dessen Bildungsich an Umfang und Feinheit weit über das erhob, 
was ihm bisher in Weimar geboten werden konnte: ein führender 


!) Der Brief ist zitiert bei v. Beaulieu-Marconnay a.a. ©. S.78, dessen Buch wir 
überhaupt die meisten quellenmäßigen Einblicke in die Erziehungsschwierigkeiten und 
die oben erwähnten Gegensätze in der Umgebung Anna Amalias und Carl Augusts 
verdanken. 

?) Brief Wielands vom 5, Juli 1776 an Merck, zitiert bei v. Beaulieu-Marconnay 
S. 78f.: „Laßt die schäbichten Kerls schwatzen. Graf Goertz rüstet sich, um auch in 
Eure Gegenden und nach Mainz und Mannheim zu gehen, und dort Alles gegen Goethe 
und mich aufzuwiegeln. Der Elende! Nichts weiter von dem Geschmeiß.“ 

?) Heinrich Düntzer, Goethes Eintritt in Weimar, Leipzig (1883), S. 12ff. 


Historische Zeitschrift, 169, Bd, 34 
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Geist im Leben der Nation, und bei all seinen Grenzen doch eine 
lebensvolle Persönlichkeit von eigenem Wuchs. Dies konnte nicht 
ohne Eindruck auf den empfänglichen Sinn Carl Augusts bleiben, 
und im Umgang mit Wieland lernte er sicherlich, dem Leben von 
seinen geistigen Bereichen her neue Seiten abzugewinnen. 

Ganz gewiß besaß Wieland auch die Gabe, seine Stunden anregen- 
der zu gestalten als andere Lehrer Carl Augusts. Schwerlich zeich- 
nete sich der Unterricht, so wie nun einmal der Dichter beschaffen 
war, durch Regelhaftigkeit und systematische Anlage aus. Er wirkte 
wohl mehr durch die erregende Wärme seiner für das Gute und 
Schöne entflammten Natur. Aber es hafteten seinem Wesen, wie 
seine kluge Gönnerin bald entdeckte, auch einige Schwächen an, 

Der Erbprinz hatte von vornherein Wieland freudig erwartet und 
kam, vermutlich nicht ohne dessen Zutun, jetzt auch mit Görtz auf 
einen freundlicheren Fuß. Schlecht war er mit diesem, trotz einiger 
Widersetzlichkeiten, nie gestanden, da Görtz keine Natur war, die 
es auf einen Bruch ankommen ließ. Wahrscheinlich entschloß sich 
der Graf, der für die pädagogischen Bemühungen seines erziehungs- 
lustigen Zeitalters aufgeschlossen war, unter Wielands Einfluß dazu, 
den ihm anvertrauten Jüngling weniger zu gängeln und ihm etwas 
mehr Freiheit zu geben. Lehrer und Schüler hatten jetzt größere 
Freude aneinander als früher! Je besser aber nun Carl August mit 
seinen beiden Haupterziehern sich vertrug, je mehr Zuneigung in 
ihm für sie aufkam, desto stärker lebten sich Mutter und Sohn au- 
einander, und zwar bis zu dem Grade, daß Anna Amalia sich mit 
Grimm gegen Görtz und Wieland erfüllte. Denn diese beiden, so 
glaubte sie, hätten ihr das Herz Carl Augusts entfremdet. Seitdem 
sich Wieland bei ihm befinde, sei sein Vertrauen zur Mutter ge- 
schwunden, seitdem wolle er weder Ratschläge noch Vorstellungen 
(Remonstrances) anhören, wiewohl er sie notwendig brauchen könne 
und sie doch nur ihrer mütterlichen Liebe entsprängen. Ein neuer 
seelischer Komplex wird damit berührt, der mit den bereits erwähn- 
ten Spannungen innerlich zusammenhing. 

Über das, was in diesen Monaten in Anna Amalia vorging, sind wir 
unterrichtet durch einen Briefwechsel der Herzogin mit ihrem Haupt- 
berater, dem Geheimen Rat von Fritsch, den sie zum Vertrauten 
ihrer Sorgen machte‘). Danach setzte Anna Amalia den Anfang 
„einer großen Veränderung im Geist und im Benehmen“ des Sohnes 
zu ihr gegen Ende des Jahres 1772 an. Damals also soll die Trübung 

1) Es handelt sich hier namentlich um den aufschlußreichen Brief Anna Amalias 


an Fritsch vom 9. Dezember 1773, abgedruckt bei v. Beaulieu-Marconnay a. a. 0, 
S. 5sff. 





Te 


doch eine 
ante nicht 
ts bleiben, 
Leben von 
j, 
N anregen- 
lich zeich- 
beschaffen 
Er wirkte 
Gute und 
Vesen, wie 
hen an. 
wartet und 
Görtz auf 
otz einiger 
ır war, die 
schloß sich 
-rziehungs- 
nfluß dazu, 
ihm etwas 
zt größere 
August mit 
neigung in 
Sohn aus- 
ja sich mit 
beiden, so 
t. Seitdem 
Mutter ge- 
rstellungen 
"hen könne 
Ein neuer 
its erwähn- 


g, sind wir 
em Haupt- 
Vertrauten 
:n Anfang 
des Sohnes 
e Trübung 


inna Amalias 
nnay 4.2.0. 


Kämpfe und Intrigen um den Regierungsantritt Carl Augusts von Weimar 523 
a a ee 


zwischen ihr und Carl August begonnen haben. Das Datum gibt 
mdenken. Es ist der gleiche Zeitpunkt, an dem die Korrespondenz 
des Grafen Görtz mit Frankenberg immer ausschließlicher um die 
von ihm geschmiedeten Weimarischen Pläne kreist. 

Man muß sich aber auch vergegenwärtigen, zu welch ungünstiger 
Meinung Anna Amalia allmählich über Görtz und Wieland gelangte. 
Ihre Bemerkungen über die beiden Männer sind zwar etwas später 
niedergeschrieben und werden wohl, da sie aus verwundetem mütter- 
lchem Herzen, aus verletztem weiblichem und fürstlichem Selbst- 
gefühl kommen, die Tatsachen und Zusammenhänge dunkler schil- 
dern als sie waren. Aber unterschätzen darf man ihren Gehalt sicher- 
ich nicht; denn sie ziehen rückschauend die.-Summe einer einjährigen 
Entwicklung, die vier Menschen in so schwere innere Reibungen 
brachte, daß es beinahe mit einem förmlichen Bruch und einem auch 
öffentlich wahrzunehmenden Zerwürfnis endete. 

In jenem Schreiben an Fritsch!) rühmt die Herzogin zwar das 
gründliche Urteil und das gute Herz Carl Augusts; sie weist darin 
ıber auch auf seine stark ausgeprägte Eigenliebe, auf seine Eitelkeit 
und den Ehrgeiz hin, die des Sohnes gefährliche Feinde seien, und 
fährt weiter fort: 

„Was will ich Ihnen vom Charakter des Grafen Goertz sagen? 
Sie kennen ihn; er ist ehrgeizig, intrigant und unruhig; um zu seinem 
Ziele zu gelangen, liebkost und umschmeichelt er Carl; sieht er sich 
shlechterdings in die Notwendigkeit versetzt, ihm die Wahrheit zu 
“gen, dann geschieht das mit einer gewissen Nachgiebigkeit und 
lauheit, aber nie mit Festigkeit; er nimmt ihn dann auch stets allein 
mit sich in sein Kabinett und schließt sich mit ihm ein; er läßt ihm 
überhaupt zu viel Freiheit; daheim in seinen Zimmern befiehlt Carl 
mit herrischem Ton; fragen Sie den guten Hermann, ob nicht dies 
Alles sich so verhält. Ich komme jetzt auf Wieland; er ist ein Mann 
von gefühlvollem Herzen und ehrenwerther Gesinnung; aber ein 
schwacher Enthousiast, viel Eitelkeit und Eigenliebe. Ich erkenne 
leider zu spät, daß er nicht für den Posten, den er innehat, geschaffen 
st. Für die jungen Leute ist er zu schwärmerisch, zu schwach, um 
Ihnen die Spitze zu bieten, und zu unvorsichtig, in seiner Lebhaftig- 
keit trägt er das Herz auf der Zunge. Begeht er Fehler, so geschieht 
das mehr aus Schwachheit als aus bösem Willen. So sehr er durch 
seine Schriften gezeigt hat, daß er um das menschliche Herz im All- 
gemeinen Bescheid weiß, so wenig kennt er sich in dessen einzelnen 
Regungen und den Individuen aus. Er hört zu sehr auf Schmeichler 


!) v. Beaulieu-Marconnay a.a.O. $. 58. 
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und überläßt sich ihnen; daher stammt die große Freundschaft 
zwischen ihm und den Grafen Goertz, der ihm in der unerhörtesten 
Weise schmeichelt; Wieland seinerseits flattiert wieder dem Grafen, 
und beide vereinigt schmeicheln meinem Sohne, so daß nichts als 
Schmeichelei bei meinen Kindern herrscht. Zur Charakterisierung 
meines Sohnes Carl habe ich noch vergessen hinzuzufügen, daß er 
die Schwäche hat, sich zu sehr für diejenigen Personen einnehmen 
zu lassen, die er liebt; daher kommt es, daß er ein blindes Vertrauen 
in sie setzt. Alles was dergleichen Leute ihm sagen, glaubt er 
wörtlich, und bildet sich ein, sie könnten sich unmöglich irren; es 
kommt dies, glaube ich, von seinem Mangel an Erfahrung und seiner 
großen Jugend; aber ein bißchen Eitelkeit mischt sich auch hinein, 
da er sich nie irren will.“ 

Man spürt sofort, wie sehr diese Ausführungen von Bitterkeit und 
Argwohn durchtränkt sind. Das lebhafte Empfinden der Herzogin 
wird die Dinge, die sie Görtz und Wieland zum Vorwurf machte, 
vergröbert haben!). Aber daß die Schilderung Anna Amaliens einen 
berechtigten Kern enthält, dafür liegt nun in den Briefen Franken- 
bergs eine aufschlußreiche Quelle vor. 

Bisher konnte der Beweis nicht erbracht werden, daß Görtz bei 
der Verschlechterung des Verhältnisses von Mutter und Sohn die 
Rolle des Intriganten spielte, die ihm die Herzogin zutraute. Nun- 
mehr kann aber aus seinem Gedankenaustausch mit dem Freunde 
in Gotha in aller Form nachgewiesen werden, daß der unzufriedene, 
geltungsbedürftige Mann sich in eine geschäftige Plänemacherei 
hineingesteigert hat, die zum mindesten die Grenze des Intriganten- 
tums streifte. 

Einige Glossen Frankenbergs über eine Personalveränderung in 
der obersten Behörde des Landes geben den ersten Fingerzeig, daß 
Görtzens Gedanken sich keineswegs bloß mit der Erziehung des 
Thronfolgers befaßten, sondern darüber hinaus gingen. Nach dem 
Tode des Wirklichen Geheimen Rates Greiner, den Anna Amalia 
selbst in ihrer autobiographischen Niederschrift als ihren treuesten 
Berater rühmt, mußte die Lücke ausgefüllt werden. Im September 
1772 wurde der bereits fünfzigjährige Christian Friedrich Schnauß, 
nachdem er lange bei der Regierung zu Eisenach bedienstet gewesen 

1) Dies hat schon v. Beaulieu-Marconnay richtig betont, S. 60ff. Doch reichen 
v. Beaulieus psychologisch einsichtige Erwägungen nicht ganz aus, um die plötzlich 
auftretende, ihm so überraschend erscheinende Regierungsmüdigkeit Anna Amalias 
zu erklären, da er die mir vorliegenden Briefe Frankenbergs an Görtz nicht kannte, 
Vor allem stellt sich jetzt das Verhalten von Görtz in seiner Wirkung auf die Bezie- 


hungen von Mutter und Sohn denn doch etwas anders und ungünstiger dar, als v. Beau- 
lieu bei der ihm zur Verfügung stehenden Quellenlage annehmen konnte, 
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war, von der Herzogin als Geheimer Assistenzrat ins Geheime Con- 
silium berufen!), ein rechtschaffener, tüchtiger Verwaltungsbeamter 
von einfachem Wesen und begrenztem Blickfeld. Er war keine Per- 
sönlichkeit von selbständigem Wuchs oder starkem Willen, sondern 
eher ängstlich und bereit, sich unterzuordnen. Daß er dem leitenden 
Manne in die Führung hineinreden oder sie gar an sich bringen wolle, 
war durchaus nicht zu erwarten?). 

Görtz scheint die Ernennung nicht besonders wohlwollend be- 
urteilt zu haben; man darf dies aus dem Echo schließen, das seine 
Mitteilung bei Frankenberg fand. 

Daß in der Person von Schnauß ein Roturier ins Conseil der Frau 
Herzogin eintrete, vernahm der hochadliche Freund mit Mißbilli- 
gung. Er rümpfte die Nase über diesen neuen „Minister“, dessen 
Verdienste nicht weit her sein könnten, da er ihn nicht einmal dem 
Namen nach kenne?). Wichtiger als diese Randbemerkung ist der 
folgende Zusatz. Vielsagend nämlich meinte Frankenberg, Görtzens 
junger Herr und Schüler werde, zur Regierung gelangt, jeden schon an 
den richtigen Platz stellen, nichts Besseres könne er tun, als Görtz 
den ersten in seinem Vertrauen einzuräumen. Dieser Wink, der auf 
eine Art Premierministerschaft in Sachsen-Weimar abzielte, konnte 
Görtz nur schmeicheln, und sicherlich war das auch die Absicht des 
Briefschreibers. Gleichzeitig erinnerte er daran, daß Görtz ihm vor 
einiger Zeit ein Wörtlein über seine günstigen Dispositionen für ihn 
gesagt habe, und gab zu verstehen, daß er gern einmal darüber unter 
vier Augen mit ihm spräche. Dies war Mitte September. Franken- 
berg wünschte also, wie er halb im Scherz schrieb, der Graf möge 
ihn etwas in der Zukunft lesen lassen, mit anderen Worten, er solle 
ihm etwas Genaueres über die Aussichten einer künftigen Weimarer 
Anstellung sagen. 

Schon ist im gleichen Monat auch die Rede von der Besetzung 
der Kammer, die bekanntlich von dem alten Präsidenten von Kalb 
geleitet war. Für sie genügten nach Meinung von Görtz wie von 

!) Am 15. September 1772 erfolgte die Ernennung des seitherigen Hof- und Regie- 
rungsrates Schnauß von der Regierung in Eisenach zum Geheimen Assistenzrat cum 
voto beim Geheimen Consilium. Eingeführt und verpflichtet wurde er am 22, Sep- 
tember (nach den Akten des Staatsarchivs Weimar B 25190, Bl, 182). Ich verzeichne 
der Vollständigkeit halber die übrigen Stufen der Beamtenlaufbahn von Schnauß: 
26.2.1748 wird der bisherige Hofsekretär in Eisenach Regierungs- und Archivsekretär, 
30.8. 1752 wirklicher Geheimer Sekretär. 26. 10. 1759 Regierungsassessor cum voto 
beim Regierungskollegium in Eisenach, um 1761 Titel „Rat“. 24, 10, 1763 wirklicher 
Regierungsrat. 22.5. 1770 wirklicher Hofrat. 5.9. 1779 Geheimer Rat in Weimar. 

?) So die Charakteristik bei Fritz Hartung a.a. 0. $S. 28ff. 


°) Brief Frankenbergs an Görtz vom 16. September 1772. Gräflich Rechbergsches 
Archiv, Donzdorf. 
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Frankenberg vier Personen. Anderen könne man die entsprechenden 
Titel verleihen, um gleich zu Beginn der Regierung Carl Augusts 
einige Gnaden auszuteilen. Eine Rangordnung sei nicht zu entbehren; 
man könne, riet Frankenberg weiter, die Gothaische zugrunde legen 
und einige Änderungen daran vornehmen. Der Etat müsse den 
Bedürfnissen angepaßt sein, doch warnte er davor, ihn zu überschrei- 
ten und ebenso mahnte er, ja keine überflüssigen Beamten (serviteurs) 
anzustellen. Man müsse, schreibt er ein andres Mal, zu Anfang wohl 
etwas ins lebende Fleisch schneiden, indem man diejenigen ent- 
fernte, die sich der Wiederherstellung der Ordnung entgegenstemm- 
ten. Das klingt fast so, als habe Görtz vorher über eingerissenen 
Schlendrian oder unzureichende Finanzwirtschaft geklagt, womit er 
gewiß die Dinge zu schwarz gemalt hat). 

Man sieht, die beiden Herren unterhielten sich bereits vom Regie- 
rungsantritt Carl Augusts und den dabei zu treffenden Maßnahmen. 
Die Frage Frankenbergs, ob Görtzens Briefe unangetastet blieben, 
war denn auch wohlberechtigt! Was hätten wohl Anna Amalia oder 
ihr Minster Fritsch, über den sich Görtz und Frankenberg so un- 
freundlich ausließen, zu dem Inhalt gesagt? Drehte es sich doch um 
nichts Geringeres als um ihre Ersetzung. 


Görtz dachte auch Wieland einen Posten unter der neuen Regie- 


rung zu, da der Dichter als früherer ‚,Jurisconsult‘‘ (Rechtsberater) 
seiner Heimat Biberach kein Neuling mehr in Geschäften sei. Fran- 
kenberg, der den Agathonroman im Salon der berühmten Oberhof- 
meisterin Frau von Buchwald vorgelesen und damit viel Beifall ge- 
erntet hatte, stimmte zu; doch empfahl er Wieland, dessen Berufung 
er nach einigem Schwanken sehr zweckmäßig fand, nur nach ein- 
dringlicher Überlegung ins Vertrauen zu ziehen. Offenbar witterte 
er die Unbeständigkeit, die in Wielands Leben und Schriften öfters 
in Erscheinung tritt. 


So war dem vorsichtigen Hofmann bei dem Gedanken, der Dichter 
könne zu früh an Görtzens Geheimnis teilhaben, nicht ganz wohl. 
Auch hegte er die Besorgnis, daß man, je näher „‚der kritische Augen- 
blick“ komme, von anderer Seite Anstrengungen machen werde, 
Macht über den Sinn des Herzogs zu gewinnen. Wählerisch werde 
dabei in den Mitteln, fügte er hinzu, nicht verfahren werden. Diese Be- 
merkung zielte sicherlich auf Fritsch und dessen Anhang, die der Graf 
verdrängen wollte. In Frankenberg selber, dem Görtz die mit Carl 
Augusts Thronbesteigung sich auftuenden Aussichten in lockenden 


1) Über die Finanzverhältnisse beim Regierungsantritt Carl Augusts siehe Fritz 
Hartung a.a.0O. S, 42ff. 
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Farben malte, war der Wunsch zu einer führenden Stellung zu ge- 
langen, zwar lebhaft, aber doch nicht hemmungslos; mehrfach gab 
er sogar dem Freunde durch die Blume zu verstehen, daß er nicht 
blindlings seinen Plänen zustimme, sondern sie sorgsam prüfen 
werde. Einmal spricht er es auch unverblümt aus, daß sich in drei 
Jahren, d. h. bis zum Regierungsantritt Carl Augusts, mancherlei in 
bezug auf diesen, aber auch in Frankenbergs Verhältnissen ändern 
könne! Würde der Prinz die Geduld, die Görtz auf seine Erziehung 
verwandte, durch Dankbarkeit lohnen? Würde er durch sein ganzes 
Verhalten und seine Leistungen die Hoffnungen, die jener auf ihn 
setzte, erfüllen? Diese Fragen legte Frankenberg seinem Weimarer 
Korrespondenten vor, den er offenbar im Verdacht hatte, etwas vor- 
schnell sich seinen Wunschträumen und seiner Einbildungskraft 
anzuvertrauen, handelte es sich doch um einen unfertigen Knaben, 
dessen Entwicklung noch keineswegs zu übersehen war. Freilich, 
nur andeutungsweise und in zartester Form, in Lob und Anerkennung 
eingehüllt, brachte er solche Zweifel und Bedenken an den leicht 
verletzbaren Görtz heran, der in dieser Zeit seinen Schüler durch 
eine rosige Brille zu sehen begann. 

Görtz war die treibende Kraft, Frankenberg ging mit; aber er tat 
es mit Umsicht und zögenden Schritt. Man dürfe, so schrieb er 
gegen Ende Oktober!), ja nicht gewisse Leute auf den Gedanken 
bringen, daß Carl August im entscheidenden Augenblick nichts 
Eiligeres zu tun habe, als sich ihrer zu entledigen. Verstellung sei 
gewiß hassenswert, doch brauche man schließlich andere nicht in 
sein Inneres blicken lassen, und es hieße geradezu ein Geheimnis 
lüften, wenn man die Geringschätzung und Unzufriedenheit über 
gewisse Menschen offen zeige. Ohnehin könne ein eben an die Regie- 
rung kommender junger Herr nicht so durchgreifend verfahren wie 
ein älterer Regent, der schon fest im Sattel sitze und nur zu befehlen 
habe, um sich durchzusetzen. 


Noch fällt aber in dem ganzen Briefwechsel, der sich durch den 
Herbst hinzog, kein Wort, daß der vorgesehene Zeitpunkt für die 
Regierungsübernahme (3. Sept. 1775) vorausgerückt werden solle. 
Entweder schwieg sich Görtz, wenn er schon daran dachte, darüber 
aus, oder er erwog diese Möglichkeit damals noch nicht. Eher möchte 
man jedoch annehmen, daß ihm dieser kühne Einfall noch gar nicht 
gekommen war. Denn, waren Wünsche solcher Art nicht im vor- 
hinein dazu verurteilt, ein Traum zu bleiben? Ausdrücklich be- 


I) Brief Frankenbergs an Görtz vom 25. Oktober 1772. Gräflich Rechbergsches 
Archiv, Donzdorf, 


Ve FE ee eher Eee 


TE 





528 Willy Andreas 





stimmte ja das Testament weiland Ernst August Constantins, die 
Erteilung der kaiserlichen Venia Aetatis dürfe erst, wenn Carl August 
das achtzehnte Jahr zurückgelegt habe, erwirkt werden, vorher aber 
nicht!). 

Anfang November fühlte Görtz bei Frankenberg vor, ob diesem 
die Stelle eines weimarischen Regierungspräsidenten zusage. Görtz 
versicherte, daß der Herzog ihm dieses Anerbieten machen werde, 
sowie er mit ihm zusammentrefle. Darf man daraus schließen, daß 
Carl August schon damals mit seinem Hofmeister über derartige 
Personalfragen gssprochen hat — sei es, daß Görtz ihm damit in den 
Ohren lag, sei es, daß der unternehmungslustige Jüngling, den die 
mütterliche Leitung eher reizte als zur Entfaltung brachte, von sich 
aus in seiner lebhaften, draufgängerischen Art Äußerungen fallen 
ließ, wer aus der Regierung verschwinden und welche Männer sein 
Vertrauen genießen würden ? 


Görtz war es sicherlich, der den Blick des Prinzen auf Frankenberg 
lenkte, während er selber doch wohl Fritsch zu ersetzen hoffte:). 


Gerade um diese Zeit aber übernahm Fritsch, nach dem Ableben 
des von der Herzogin so sehr verehrten Greiner, als dessen Nach- 
folger und Wirklicher Geheimer Rat den Vorsitz im Geheimen Con- 
silium. Er hatte zunächst also alle Ursache, sich mehr nach der Re- 
gentin als nach dem Willen des halbwüchsigen Thronfolgers zu richten. 
Wir wissen aber außerdem eines ganz bestimmt, nämlich daß er Carl 
Augusts heftiges Mißfallen erregte. Dies geht aus den Antworten 
Frankenbergs an seinen Weimarer Vertrauten hervor. 


Ob die Mißstimmung des Erbprinzen lediglich durch das unliebens- 
würdige Wesen Fritschs veranlaßt wurde, oder ob der rechthabe- 
rische Mann, der auch später vor dem Herzog, als dieser zur Regierung 
gekommen war, öfters die unangehmen Seiten hervorkehrte?), in 
irgend etwas den Wünschen des Thronfolgers entgegen, war, bleibt 


im Dunkeln. 


1) Die betreffende Stelle im Testament Ernst August Constantins vom 21. Februar 
1758 (Staatsarchiv Weimar, Urkunden) lautet: „Daferne sich Unser künftiger Nach- 
folger bey Unserm in Gottes Händen stehenden Ableben noch minderjährig befindet, 
soll, wenn er das achtzehende Jahr seines Alters erfüllet, bey Kayserl.Maj. um 
Ertheilung der Veniae aetatis angesuchet, und sodann, eher aber nicht, solche auszu- 
würcken, aller Fleiss angewendet werden.“ 


2) Ob Görtz für seine Person mit dem Kammerpräsidium geliebäugelt hat, ist nicht 
aus den Andeutungen der Frankenbergischen Briefe zu ersehen. 

3) Über die rauhen Seiten der Persönlichkeit von Fritsch und sein Verhalten gegen 
Carl August von Weimar in dessen Regierungsanfängen vgl. namentlich Fritz Hartung 
2.2.0. $. 27. 
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Schon erörterte Frankenberg in seinem brieflichen Zwiegespräch 
die Frage, ob am Ende Fritsch die Geduld des Prinzen auf so harte 
Proben stelle, daß sich daraus das Auscheiden des Ministers schon 
ietzt, also vor dem Regierungsantritt Carl Augusts ergebe. Er fand 
freilich, daß diese Möglichkeit zwar Vorteile, aber, wie alle Dinge 
auf Erden, auch Nachteile habe: Fritschens Rückzug, so meinte er, 
würde möglicherweise andere Personalveränderungen notwendig 
nach sich ziehen, die dem Herzog für späterhin, nämlich den Zeit- 
punkt seiner Selbstregierung, die Hände binden könnten!') 

Was Frankenberg selbst anlangt, so wich er halb scherzhaft den 
Görtzschen Lockungen aus. Er komme sich vor, schrieb er, wie 
ein schüchternes junges Mädchen, das zwar das Verlangen habe, seine 
Tugend zu opfern, sich aber das Vergnügen, sich hinzugeben, noch 
versage. In ernstestem Tone setzte er hinzu: er wolle sich nicht im 
vorhinein festlegen, ohne sicher zu sein, Wort halten zu können. 
Den Posten eines Regierungspräsidenten glaubte Frankenberg aus- 
füllen zu können, weil er Liebe zur Gerechtigkeit habe, in diesem 
Departement Ordnung halten und auch die Polizeigeschäfte bewäl- 
tigen könne, aber für Prozeßangelegenheiten und Terminsachen sei 
er, wie er sich aus seiner früheren Beschäftigung an dem Hanauer 
Gerichtshof erinnere, weniger geeignet. Für Görtz passe jener Posten 
besser, ihm selber sei vielleicht der des Kammerpräsidenten gemäßer, 
den damals noch der alte Herr von Kalb innehatte. Doch wünsche 
ersich über all dieses lieber mündlich zu unterhalten. Vielleicht gebe 
ein Besuch der Gräfin bei ihren Eltern in Gotha dazu erwünschte 
Gelegenheit. 

Noch im November bot sich die Möglichkeit dieser Aussprache. 
Auch Frankenberg äußerte sich in diesen Tagen, während derer der 
schriftliche Verkehr weiterlief, in wegwerfender Weise über Fritschs 
verschrobenes und flegelhaftes Benehmen gegen seinen künftigen 
Herrn, freilich ohne daß man Gegenständliches oder Einzelheiten 
darüber erführe. Er nennt ihn geradezu einen Tölpel; es ist derselbe 
Schmeichelname, mit dem Graf Görtz in Briefen an seine Gemahlin 
seinen Gegner zu bedenken beliebte. 

Doch sagten sich beide, daß eine Verabschiedung Fritschs, wenn 
es infolge seiner Torheiten (sottises) zum Bruch mit Carl August 

!) Nach dem Schreiben Frankenbergs an Görtz vom 5. November 1772 muß der 
junge Carl August an Fritsch einen Brief gerichtet haben, den Frankenberg billigte. 
Es ist leider nicht zu ersehen, welchen Inhalt dieser Brief des Thronfolgers gehabt hat, 
da er sich nicht in den Archivbeständen befindet. Auch das Buch von Beaulieu-Mar- 
connay a.a.O. enthält keine Anhaltspunkte, so daß eine konstruktive Vermutung 


nicht geäußert werden kann. Handelte es sich am Ende schon damals um den 
Wunsch des Erbprinzen, den Herzogstitel führen zu dürten ? 
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komme und er darüber stürze keineswegs die Bürgschaft gebe, einen 
besseren Nachfolger zu bekommen. Denn bei der Entfernung des 
leitenden Mannes hätte ja vor allem Anna Amalia, nicht der un- 
mündige Thronfolger das entscheidende Wort zu sprechen gehabt. 


Mit Bangen mochte sich Görtz fragen, ob die Wahl der Herzogin 
dann nicht auf eine Persönlichkeit falle, die ihm und seinem Zögling 
ebenso unbequem oder noch unerwünschter sei. Tat man einen 
Schritt weiter in diesen Überlegungen, dann stand man wieder vor 
der leidigen Tatsache, daß erst mit der Beendigung der Regentschaft 
in drei Jahren der Weg frei sein werde für eine Umbildung der Re- 
gierung und für eine Verwendung von Görtz und Frankenberg, wie 
sie,den beiden Ehrgeizigen vorschwebte!). 


Konnte man die lästige Zeit der Vormundschaft nicht verkürzen 
und Carl August früher zur Regierung bringen, damit er, unab- 
hängig geworden vom Willen seiner Mutter, die Veränderungen 
selber durchführe, von denen Görtz träumte? 

Wann der Graf die Antwort auf diese verfängliche Frage, die 
er sich mehr als einmal vorgelegt haben wird, gefunden, wann 
er sie überhaupt in voller Entschiedenheit gestellt hat, läßt sich bei 
der Lückenhaftigkeit der vorliegenden Quellenzeugnisse nicht mehr 
angeben. 

Sicher ist nur, in der zweiten Hälfte des November rückte er seinem 
Gothaischen Vertrauten gegenüber mit einem Plan heraus, den 
dieser als ein „kühnes Projekt‘ bezeichnete; ja er fand ihn, wie er 
alsbald bemerkte, „‚mit tausend Inkonvenienzen‘“‘ behaftet, und zwar 
gelte das ebensosehr im Hinblick auf das Arrangement wie die Aus- 
führung und, falls es gelänge, sogar hinsichtlich der zu erwartenden 
Folgen. 

Alles müsse daher, mahnte er noch einmal, aufs sorgfältigste ab- 
gewogen und Stück für Stück durchgesprochen werden. Franken- 
berg, der als juristisch geschultes Regierungsmitglied mehr Ge- 
schäftserfahrung besaß als Görtz, den sein Hofmeisteramt früh der 
Verwaltung entrückt hatte, mochte von vornherein erkennen, wieviel 
Schwierigkeiien von reichs-, staats- und hausrechtlicher Seite her 
der Plan des Weimarer Freundes barg. Außerdem mußte er sich 
wohl als menschenkundiger Höfling von vornherein sagen, wieviel 
diplomatische Geschicklichkeit dazu gehöre, diese Angelegenheit 
durch die von verschiedenen Seiten drohenden Fährlichkeiten durch- 

1) Wäre doch dieser 3. September 1775 schon da, seufzt einmal Frankenberg; dann 


könnte sich Görtz wenigstens das Risiko leisten, sich Teile seines Planes entschlüpfen 
zu lassen. (Brief vom 25. Oktober 1772.) 
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zusteuern. Sicherlich wußte er, daß überall mit Wasser gekocht wird 
und auf Menschen wenig Verlaß ist. 


Was Görtz jetzt im Sinne hatte, war nichts Geringeres als die Ab- 
sicht, Carl August bereits vor Ablauf seiner Minderjährigkeit an die 
Regierung zu bringen. Im Grunde also ein kleiner Staatsstreich, der 
allerdings ohne Rechtsverletzung und ohne Verstoß gegen die For- 
men verwirklicht werden sollte, jedoch auf eine Art, die merkwürdig 
genug war! 

Görtz und Frankenberg gingen nämlich mit dem Gedanken um, 
da man auf jeden Fall der Zustimmung des Kaisers bedurfte, sich 
des Prinzen Joseph Friedrich von Sachsen-Hildburghausen zu be- 
dienen. 

Wie mochten aber die beiden wohl gerade auf den ehemaligen 
kaiserlichen Feldmarschall verfallen, den Geschlagenen von Roßbach, 
der als Führer der elenden Reichsexekutionsarmee eine der kläg- 
lichsten Niederlagen der Geschichte erlitten hatte ?*) 


Gewiß, es sprach für den Prinzen, der einst in seiner Jugend zum 
Katholizismus übergetreten war, um im kaiserlichen Dienst Karriere 
zu machen, daß einige Vertrautheit mit den Wiener Verhältnissen 
bei ihm vorausgesetzt werden konnte. In seinen besten Tagen hatte 
er einst durch seine später wieder getrennte Geldheirat mit der Nichte 
und Erbin des Prinzen Eugen, durch seine prächtige Lebensführung, 
durch Jagdfeste und Aufzüge von barocker Üppigkeit Aufsehen 
erregt und bei den musikalischen Veranstaltungen, die er in seinem 


I) Der Artikel in der Allgemeinen Deutschen Biographie Bd. XII S. 395 ff. (gezeich- 
net K. A.) gibt nur ein knappes Gerüst seines Lebens. Daß der Prinz nicht bloß nach 
der Niederlage von Roßbach beurteilt werden darf, die zum größeren Teil dem fran- 
zösischen Führer, dem Prinzen Soubise, zur Last fällt, daß er sich um das kaiserliche 
Heer sogar bestimmte militärische Verdienste erworben hat, wird hier und anderwärts 
mit Recht betont. — Die sachlich ergiebigste, quellenmäßig wohlbegründete Aus- 
kunft über Persönlichkeit und militärische Tätigkeit des Prinzen, namentlich vor und 
bei Roßbach, erteilt Arthur Brabant, Joseph Friedrich, Herzog zu Sachsen-Hildburg- 
hausen, des Heiligen Römischen Reichs Generalissimus. 1757. Erster Band des Werkes 
Das Heilige Römische Reich teutscher Nation im Kampf mit Friedrich dem Großen. 
Berlin 1904. — Ferner Armin Human, Chronik der Stadt Hildburghausen. Heft 65 
der Schriften des Vereins für Sachsen-Meiningische Geschichte und Landeskunde, 
Hildburghausen 1912, S. 242—261 ; hier eine verhältnismäßig ausführliche Schilderung 
des Prinzen Joseph von Hildburghausen mit allerlei eigenartigen Einzelzügen über 
seine Persönlichkeit und Lebensführung. — Über die Ernennung zum Kaiserlichen 
Debitkommissar für Sachsen-Hildburghausen durch Joseph II. (1769), ein Vertrauens- 
amt, das der Prinz doch vorwiegend der Gunst des Wiener Hofes verdankte, siehe u. a. 
Heinr, Ferdinand Schoeppl, Die Herzoge von Sachsen-Altenburg, damals von Sachsen- 
Hildburghausen (Bozen, 1917). 
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Palais in der Josephsvorstadt gab, hatten Gluck und Dittersdorf sich 
hören lassen. 

Aber welch andere, so viel schmerzhaftere Erinnerungen mußte 
doch sein Name beim Kaiser wecken! Auch darf man nach allem, 
was über seine Persönlichkeit bekannt ist, fragen, ob der Herzog die 
menschlichen Eigenschaften besaß, eine so heikle Angelegenheit 
glücklich auszuführen. Die Hofkreise hatte er einst durch die 
Offenheit vor den Kopf gestoßen, womit er die Schäden der Reichs- 
armee aufgedeckt hatte. Als Oberbefehlshaber aber war er im Heer 
bei seinen Untergebenen höchst unbeliebt gewesen. Die Kunst 
Soldaten zu begeistern, hatte er nie besessen. Sie nannten ihn viel- 
mehr den Profossen, und die Offiziere fühlten sich durch seine kurz 
angebundene Art verletzt. Überhaupt sagten ihm die Zeitgenossen 
eine gewisse Rauheit des Wesens, schroffe Umgangsformen und hoch- 
fahrendes, aufbrausendes Wesen nach. Dem Generalissimus des 
Kaisers hatte diese Art, sich zu geben, als er noch in hoher 
militärischer Stellung war, geschadet und viel Abneigung eingetragen. 
Daß Alter und Lebenserfahrung diese weniger ansprechenden Züge 
seines Charakters gedämpft hätten, dafür besitzen wir keine Anhalts- 
punkte. Im Gegenteil, die Hildburghausener hatten sich, seitdem 
der Prinz (1769) die ihm übertragene Administrations- und Debit- 
kommission des schwer verschuldeten Herzogtums fast wie eine Art 
Mitregent leitete, um dann in späteren Jahren (1780) die Vormund- 
schaft über seinen Urgroßneffen Friedrich zu übernehmen, mancherki 
über die sonderbaren Gepflogenheiten des polternden alten Herrnzu 
erzählen. Er brachte zwar etwas mehr Ordnung in die verworrenen 
Regierungs- und Finanzverhältnisse seines Ländchens, gebärdete 
sich aber oft, halb zum Lachen, halb zum Schrecken seiner Um- 
gebung wie ein launenhafier, hitziger Tyrann. 

Wie dem auch sei, man sollte meinen, daß Görtz doch nur einen 
Mann in diese Sache hineinziehen konnte, dem er aus eigener Kennt- 
nis die Eigenschaften und Fähigkeiten zutraute, sich auf dem reichs- 
und landesrechtlich ziemlich dornenreichen Boden einer kleinstaat- 
lichen Erbfolgefrage zu bewegen und den diplomatischen Mittler 
in einer Angelegenheit zu spielen, die ihn im Grunde nichts anging. 
Würde er wirklich jetzt, wo er halb vergessen und verbittert mehr 
in Hildburghausen als in Wien lebte, bei dem jungen Kaiser Joseph, 
dem Sohn Maria T'heresias, etwas durchsetzen können, selbst wenn 
ihm die alte Kaiserin trotz Roßbach und darüber hinaus ihre Huld 
wirklich bewahrt hatte!) ? 


I) So Brabant a.a.0O. Bd.I, S. 354 und 377, allerdings nur mit einem einzigen, 
etwas kargen Beleg aus dem Jahre 1757. Doch sprechen in der Tat einige andere 
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Es liegen keine Anzeichen vor, daß die Einschaltung des Hild- 
burghauseners von Anfang an durch Görtz vorgesehen war. Wahr- 
scheinlich ergab sich das erst im Laufe seiner Überlegungen, als ein 
eigenartiger Zufall, der an sich gar nichts mit dem früheren oder 
späteren Regierungsantritt Carl Augusts zu tun hatte, ihn und 
Frankenberg veranlaßte, die Person des Prinzen Joseph Friedrich 
ins Auge zu fassen, um ihn als Figur in ihr Spiel einzustellen. 


Wie also kamen sie nur auf ihn? Abgelegene Dinge rücken da 
plötzlich in nahe Beziehung zu einem Vorhaben, das an sich mit ihnen 
gar keinen Zusammenhang hat, versprechen ihm einen Augenblick 
Vorschub zu leisten, lösen sich ebenso rasch wieder ab, und von 
kunstvoll gesponnenen allzumenschlichen Berechnungen bleibt nicht 
viel mehr übrig als ein Luftgebilde. 


Der Name eines gewissen Kümmelmanns, der nun öfters ohne 
nähere Angaben wie Titel und dergleichen, um diese Zeit in Franken- 
bergs Briefen erwähnt wird, gibt eine erste Fährte an, deren Verfol- 

ung uns den wohlverhüllten Zusammenhängen des Görtzschen 
Planes allmählich etwas näher auf die Spur bringt. Die Korrespon- 
denz selber drückt sich freilich darüber zurückhaltend und karg aus, 
so daß andere Quellenzeugnisse, um die spärlichen brieflichen An- 
deutungen zu erhellen, zu Rate gezogen werden müssen'). Zum Teil 


Quellenzeugnisse dafür, So sagt Fürst Johann Josef Khevenhüller-Metsch, Oberst- 
hofmeister Maria Theresias, in seinen Tagebüchern (herausgegeben von R. Graf Kheven- 
hüller-Metsch)und H. Schlitter, Aus der Zeit Maria Theresias Band 1758/59 S. 7, der 
Prinz Joseph Friedrich von Hildburghausen sei nach Roßbach „‚de bonne grace ab- 
gespeist‘‘ worden. — Auch die an den Prinzen Joseph Friedrich gerichteten Schreiben 
des Reichsvizekanzlers vom Dezember 1757 und Januar 1758, die mir durch gütige 
Mitteilung des Wiener Haus-, Hof- und Staatsarchivs zugänglich gemacht wurden 
(Kriegsakten 410) sind sehr warm gehalten. Das letzte Schreiben spricht u. a. von der 
„confiance, que S. M. met toujours dans V, A. et du cas, qu’Elle fait de ses lumieres 
et qualites superieures“‘. — Im März 1759 ließ (nach Khevenhüller-Schlitter Band 
1758/59 S, 93) der Prinz in Gegenwart des Kaiserpaares in seinem Wiener Palais Ro- 
frano, später Auersperg, eine Oper Metastasios aufführen. Sämtliche Einlaßkarten 
waren von ihm der Kaiserin zur Verteilung zugeschickt worden. 

In den Khevenhüllerschen Tagebüchern der Jahre 1764—67 wird der Prinz, der 
bei Wiener Aufenthalten sein Palais am Josefstädter Glacis zu bewohnen pflegte, 
nicht genannt, Seine Sommerresidenz Schloß Schloßhof wurde 1754 von Maria 
Theresia gekauft. Aus den Akten der Reichskanzlei geht aber hervor, daß Joseph 
Friedrich in den Jahren 1770 bis 1773 schon in Hildburghausen weilte. 

Vom November 1772 bis einschließlich März 1773 nennen die Tagebücher Kheven- 
hüller-Metschs den Prinzen nicht. Auch die Wiener Zeitung und das Zeremonial- 
protokoll dieser Monate enthalten keine Nachricht über ihn. 


!) Ginge der Gedanke an den Prinzen von Hildburghausen auf Frankenberg und 
Mur auf ihn zurück, dann würden doch wohl seine Briefe, da wo er den Namen des 





534 Willy Andreas 





ist sie auch deshalb so unausgiebig, weil gerade diese Dinge, die 
Kümmelmann und den Prinzen Joseph angehen, von den beiden 
Briefschreibern auch mündlich besprochen wurden. 


Nur das eine läßt sich aus den halben Worten und Anspielungen 
entnehmen: eine zweite Affaire kreuzt und verknüpft sich gerade an 
der Neige des Jahres mit den Wünschen des Grafen Görtz, eine 
Regierungsänderung herbeizuführen. Diese zweite Angelegenheit 
gestattet uns, einen Blick zu tun mitten hinein in die politische Zer- 
splitterung Thüringens, die hier zu eigenartigen rechtlichen Auswir- 
kungen und Auseinandersetzungen innerhalb des. Ernestinischen 
Fürstenhauses führte. 

Über Johann Georg Christoph Kümmelmann geben uns die Akten 
der thüringischen Archive folgende Aufschlüsse!): Er war im Jahre 
1769 (8. September) zum Geheimen Archivar in Meiningen ernannt 
worden, aber bald darauf schon wieder aus dieser Stellung ausge 
schieden. Er selbst hatte um seine Entlassung nachgesucht, da ihn 
der Prinz Joseph Friedrich von Hildburghausen gebeten hatte, ak 
Rat in seine Dienste überzutreten?). Dies geschah denn auch. Dem 
arbeitsamen Mann, der ein stattliches Äußere besaß, eröffnete sich 
damit eine recht günstige Aufstiegsmöglichkeit in dem kleinen Länd- 
chen. Er verheiratete sich mit der Tochter eines hohen hildburg- 
hausenschen Beamten, des Herrn Sebastian Kobe von Koppenfck, 
gewann viel Ansehen und endete seine Laufbahn als Geheimer Ra. 


Kümmelmann, der nach zeitgenössischem Urteil ein Herr von 
feinsten Umgangsformen, von gutem Geschmack war, auch Sim 
für Kunst und Wissenschaft gehabt haben soll, wurde einer der 
nächsten Vertrauten des Prinzen Joseph und es hieß von ihm, dad 
er alles vermöge. Übrigens wurde er auch Mitbegründer der Loge, 
wie überhaupt das Freimaurerwesen nach der Mitte des Jahrhunden: 
in Thüringen ziemlich stark sich ausbreitete. Das mag seinen Einful 
verstärkt haben. 

Als Sachwalter des Prinzen Joseph war Kümmelmann, wie sic 
aus den Akten nachweisen läßt, zufällig in den Monaten, währen 
derer sich Görtz und Frankenberg so lebhaft über Weimarer Regk- 


Prinzen erwähnt, eine etwas lebhaftere Sprache führen und persönlichen Anteil we 
raten. Aber davon ist nichts zu spüren. 


I) Feststellungen des Thüringischen Staatsarchivs in Weimar, des Staatsarchn 
in Coburg, vornehmlich aber das Staatsarchivs in Meiningen (Geheimes Archiv XV 
15. Fach, 677) Ferner sind über Kümmelmann A, Humans Angaben a. a. O0 (1912) 
5. 39341., heranzuziehen, 

*) Dem Antrag wurde von Meiningischer Seite am 28, September 1770 stattgegeben 
und Kümmelmann für seine Dienste der Titel Rat verliehen, 
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mngsverhältnisse der Gegenwart und Zukunft zu unterhalten be- 

„in einer Angelegenheit tätig, die ihrerseits nur ein Ausschnitt 
ws den verzwickten thüringischen Staatsverhältnissen ist. Deren 
Gestaltung ist bekanntlich seit dem ausgehenden Mittelalter durch 
zahlreiche Landesteilungen bedingt und hat der neuzeitlichen Ge- 
schichte dieses Raumes ihr Gepräge gegeben. Es handelt sich um 
das sogenannte Senioratsamt Oldisleben, ein früheres Benediktiner- 
kloster!). Eine kleine rechtshistorische Abschweifung ist hier nicht 
zı umgehen. 


Das 17. Jahrhundert hat den staatlichen Auflösungsprozeß, nach- 
dem er schon im 16. zu einer Zerreißung der thüringischen Lande 
inelf Teillinien der Reußen, der Schwarzburger und der Ernestiner 
geführt hatte, weiter unheilvoll beschleunigt?). Bei einer dieser Tei- 
lungen, die innerhalb des Hauses Weimar unter drei Brüdern vor- 
genommen wurde (1640)®), verblieb Oldisleben*) mit seinen Ein- 
künften im gemeinschaftlichen Besitz der Weimarischen und Gotha- 
schen Linie einschließlich der Nebenzweige, die aus weiteren Unter- 
tellungen dieser beiden ernestinischen Häuser hervorgingen, worunter 
Esenach, Meiningen, Coburg-Saalfeld und auch Hildburghausen 
mverstehen sind. Inhaber und Nutznießer des Amtes sollte jeweils 
dan Lebensjahren älteste regierende Herzog einer der in Betracht 
kommenden Familien sein, und zwar waren die damic verbundenen 


)) Die folgende Untersuchung über den Streit um Oldisleben stützt sich auf ein 
Aktenbündel des Weimarer Archivs: „Acta. Die auf dem 3ten August 1772 zu Erfurth 
angestellte Conferenz der Fürstl. Sächs. Häußer Ernestinische Linie betr.‘ (Unver- 
zichnete Akten: Senioratsamt Oldisleben betr.; ferner die spärlichen Akten über den 
Prozeß des Prinzen von Hildburghausen wegen Oldisleben unter C. 1039) Herr 
Saatsarchivrat Dr. Friedrich Facius hatte die Güte, auf verschiedene Fragen, die 
Nermit zusammenhängen, mir wertvolle Auskünfte zu erteilen. 


% Siehe darüber Willy Flach, Die staatliche Entwicklung Thüringens in der Neu- 
sit. In: Zeitschrift des Vereins für Thüringische Geschichte. N. F. Bd. 35 (1941). 


°) Nach Flach a.a.O. S. 18 handelt es sich um die Verträge vom 9. April 1640 und 
wm 12. September 1641. 


%) Nach dem Hauptvertrag vom 12, September 1641, Artikel XIII, wurde festgesetzt, 
ab jeweils der älteste regierende Herzog aus den HäusernWeimar und Gotha die Nutz- 
“dung des Amtes Oldisieben haben solle als Entschädigung für seine Mühen bei der 
führung des „Direktoriums‘‘ im Gesamthause, Alle anderen Prinzen waren davon 
usgeschlossen, auch wenn sie gelegentlich an Lebensalter die regierenden Herzöge 
®ertrafen. Als der Vertrag 1641 abgeschlossen wurde, war dieses Problem noch un- 
*kannt. Es tauchte erst auf, als allmählich in den einzelnen Linien die Primogenitur 
geführt wurde. Der erste, der als nichtregierender Ernestiner Oldisleben erhielt, 
wreben Prinz Joseph Friedrich von Hildburghausen, Das einstige „Direktorium“, 
@e schwerfällige Einrichtung, die nie eine Bedeutung erlangt hat, ist endgültig im 
Ahre 1706 abgeschafft worden. Die Verträge vom 3, Februar und 9. April 1640 
halten über Oldisleben noch keine Bestimmungen, 
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Einkünfte ursprünglich als Entschädigung für die Repräsentations- 
pflichten des Direktoriums gedacht, das eben dieser Senior des fürst- 
lichen Gesamthauses Sachsen über alle anderen Linien in gewissen 
gemeinsamen Haus- und Familienangelegenheiten führen sollte. Von 
dieser leitenden Stellung konnte der Inhaber nicht gerade viel Auf- 
hebens machen, von vornherein war das Direktorium ziemlich 
belanglos. Es wurde denn auch schon zwanzig Jahre nach jener 
grundlegenden Auseinandersetzung formell hinfällig und zu Beginn 
des 18. Jahrhunderts ganz abgeschafft. Aber am Brauch des Senior- 
amtes hielt man fest, obwohl immer wieder Versuche unternommen 
wurden, Oldisleben endgültig an die eine oder an die andere 
Linie zu bringen. Namentlich Sachsen-Weimar strebte danach. 


Brennend wurde die Frage des Besitzes von Oldisleben erneut 
nach dem Tode des bisherigen Seniors, des Herzogs Friedrich des 
Dritten von Sachsen-Gotha, dessen Persönlichkeit die Historiker 
weniger gereizt und beschäftigt hat als die seiner geistreichen Ge- 
mahlin, der von Friedrich dem Großen hochgeschätzten Herzogin 
Luise Dorothea. Es bemühte sich nun Prinz Joseph Friedrich von 
Sachsen-Hildburghausen eifrig darum, das Amt zu erhalten. Un- 
streitig war er der älteste lebende Ernestiner, aber regierender Landes- 
herr war er nicht und hatte auch keine Aussicht, dies etwa noch zu 
werden. Daher entstanden unter den ernestinischen Linien Meinungs- 
verschiedenheiten. Sie beizulegen wurde schließlich zu Anfang 
August (3. 8. 1772) eine Hauskonferenz nach Erfurt einberufen, das 
als Tagungsort für Beratungen der thüringischen Staaten wegen 
seiner günstigen zentralen Lage schon seit Mitte des 17. Jahrhunderts 
sehr beliebt war, ähnlich wie das schwarzburgische Arnstadt. Fast 
wäre man angesichts der auftauchenden Unstimmigkeiten versucht, 
lächelnd hinzuzufügen, man traf sich auf neutralem Boden! Denn 
Erfurt gehörte bekanntlich zum Erzbistum Mainz; auch dies eine 
jener Sonderbarkeiten unserer Geschichte, wie sie in dem krausen, 
bunten Gewebe unserer mittelalterlichen Kirchen- und Territorial- 
entwicklung oft hervortreten. 


In die Verhandlungen mischten sich, da der Streitgegenstand nicht 
bloß den Pflichteifer und den Scharfsinn, sondern auch die Reizbar- 
keit und Wichtigmacherei dieser kleinstaatlichen Beamten hervor- 
lockte, auch kleinliche Empfindlichkeiten ein. Gewichtige Erklä- 
rungen und weitschweifige Gegenerklärungen marschierten in den 
Protokollen auf. Argwöhnisch maßen einander die Wortführer der 
beiden Gruppen. Besorgt und zweifelnd blickte man auf den Bundes- 
genossen am grünen Tisch, ob er nicht umschwenken oder nach- 
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giebig werden würde. Die Einzelheiten des Wort- und Federkampfes 
festzuhalten lohnt sich nicht. In Kürze sei nur folgendes darüber 
gesagt: 

Für die Verleihung des Seniorates an den Hildburghausener trat 
— außer seiner eigenen Landesregierung — vor allem Sachsen-Gotha- 
Altenburg ein. Auch Sachsen-Meiningen neigte auf diese Seite. Da- 
gegen sprachen sich aus Sachsen-Koburg-Saalfeld, dessen damaliger 
Herzogidem Alter nach der nächste Anwärter war, und Sachsen- 
Weimar-Eisenach, vertreten durch den Geheimen Assistenztrat Dr. 
Achatius Ludwig Carl Schmid!). Die obervormundschaftliche Regie- 
rung lehnte den Hildburghausenschen Einspruch besonders schroff 
ab. Daher setzte sich in dem Prinzen Joseph die Meinung fest, Anna 
Amalia zeige sich aus persönlicher Abneigung gegen ihn so unnach- 
giebig. 

Die lebhaften Erörterungen der Tagung, die fast zwei Wochen 
dauerte und sonst meist nur untergeordnete Verwaltungsdinge des 
Senioratsamtes behandelte, endete, ohne daß in der Hauptfrage 
eine Verständigung erzielt wurde. Dagegen war es ein kleiner 
Fortschritt, daß man sich darauf einigte, alle weltlichen und geist- 
lichen Diener der Fürsten des ernestinischen Hauses sollten vom 
Abzugsgelde wechselseitig befreit werden. Durch einen Vertrag 
wurde dies bekräftigt. 

Am meisten Tinte wurde darüber vergossen, ob überhaupt einem 
apanagierten Prinzen das Seniorat und das damit verbundene Amt 
Oldisleben zugestanden werden dürfe. Von Schmid wurde dies hart- 
näckig bestritten, indem er sowohl juristische, in den Verträgen ge- 
gründete Einwände wie praktische Unzuträglichkeiten dagegen ins 
Feld führte. Gleich den übrigen Vertretern der thüringischen Staaten 
war aber auch er davon überzeugt, daß der Hildburghausener, wie 
es in seinem Charakter liege, alle Hebel in Bewegung setzen werde, 
um seiner Bewerbung zum Erfolg zu helfen. Tatsächlich wendete 
sich der Prinz, um die Anerkennung als Senior zu erzwingen, im 


!) Über Achatius Schmid siehe Fritz Hartung a.a. 0. S.4 und 12ff. — Es is. der- 
selbe Schmid, der schon um diese Zeit von Görtz als Lehrer Carl Augusts im Römischen 
und Deutschen Recht, auch für sächsisches Staatsrecht, in Aussicht genommen und 
der Herzogin Anna Amalie empfohlen war. Siehe darüber meine Untersuchung 
„Erziehungspläne für Carl August von Weimar‘ (Archiv für Kulturgeschichte, 
Bd, XXVIII (1938), S. 73tf. und S. 77.) — Die in den hier veröffentlichten Berichten 
des Grafen Görtz angewendete Schreibweise Schmidt ist in Schmid zu berichtigen, 
og Verwechslungen mit dem späteren Geheimrat und Kammerpräsidenten Johann 
Christoph Schmidt, dem Vetter und Jugendfreund Klopstocks, zu vermeiden, 
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Dezember an den Reichshofrat in Wien’), der einen Monat später 
(21. Januar 1773) einen für ihn günstigen Beschluß faßte. Bald darauf 
gelangte Joseph Friedrich völlig in den Besitz von Oldisleben?) 
Anna Amalia ließ zwar noch das ganze Jahr (1773) hindurch Gegen- 
vorstellungen beim Reichshofrat erheben, bis sie endgültig abgewie- 
sen wurde. Ungestört konnte darauf Prinz Joseph das Senioratsamt 
bis zu seinem Tode (1787) behaupten Dies der allgemeine Verlauf 
des thüringischen Kleinkrieges über Oldisleben. 


Während das Herzogtum Hildburghausen auf der Erfurter Kon- 
ferenz durch die Regierungsräte Brunnquell und Straßer vertreten 
war, hatte Prinz Joseph den Hofrat Kümmelmann zu der Tagung ent- 
sandt, wo er übrigens als Gesandter nicht anerkannt wurde, da man 
sich auf den Standpunkt stellte, die Konferenz könne nur von regie- 
renden Häusern beschickt werden, nicht aber von einem apanagierten 
Prinzen. Die anderen Regierungen hüteten sich also, Kümmelmann 
auf gleicher Stufe zu behandeln, um ihrem Rechtsstandpunkte nichts 
zu vergeben. 


Im Verlauf der weiteren Beratungen suchte Kümmelmann auch 
den Gothaer und den Weimarer Hof auf. In beiden Orten wird der 
Aufenthalt durch die Fourierbücher bezeugt, die gewiß als Doku- 
mente höfischer Alltäglichkeit in der Hierarchie geschichtlicher 
Quellenzeugnisse nicht gerade an hoher Stelle stehen, aber durch 
ihre trockenen Angaben dem Historiker oft erwünschte, chrono- 
logisch genaue Auskünfte über Besuche bestimmter Personen und 
höfische Begegnungen erteilen?). 


Dienstag, den 25. August 1772, wurden die Hildburghausenschen 
Regierungsräte Brunnquell und Straßer, die ihr Ländchen bei der 


1) Daß dieser Schritt vermieden würde, hatte man in Gotha gewünscht; denn man 
befürchtete davon eine der Hausverfassung schädliche Einmischung, am Ende sogar 
eine kurfürstliche Sequestration von albertinischer Seite. Diese Besorgnis erwies sich 
als unbegründet. 

2) Über den Reichshofratsprozeß wegen Oldisleben ist Joseph Friedrich übrigens 
auch mit dem Kaiserhofe in heftigen Zwist geraten. Ein am 1. Oktober 1773 an Hofrat 
Kümmelmann gerichtetes Schreiben des Reichsvizekanzlers (Akten Wiener Reichs 
archiv, Reichskanzlei, Kleinere Reichsstände 467), läßt das erkennen. In diesem 
Schreiben heißt es u. a,, daß man hier (in Wien) „über den Betrag des Herzogs auf dem 
Reichstag dergestalten aufgebracht ist, daß ich zittere und bebe, wenn ich daran denke, 
daß unsere Affaire sowohl in Betref der 4000 fl. von der Landschaft als des letzten 
Projects ehender in Vortrag (beim Kaiser) kommen könnte, als dieser Handel redrets 
siret ist“. 

3) Auszüge aus dem Gothaischen Fourierbuch verdanke ich den liebenswürdigen 
Bemühungen des Direktors der Herzoglichen Anstalten für Kunst und Wissenschaft 
in Gotha, Freiherrn Dr. Eberhard Schenk zu Schweinsberg und Herrn Inspektor Dart. 
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Erfurter Tagung vertreten hatten, zur herzoglichen Tafel auf den 
Friedensstein eingeladen, und ebenso wurde der Hofrat Kümmel- 


mann, der Vertrauensmann des Prinzen Joseph zugezogen. Hier im 
Spiegelsaal des Gothaer Schlosses dürfte er, wenn er ihm nicht schon 
vorher begegnet war, auch die Bekanntschaft des Herrn von Franken- 
berg gemacht haben, der damals der Marschalltafel vorsaß. Drei 
Monate später besuchte Kümmelmann auch die andere thüringische 
Residenz!): Vom 20. bis zum 23. November hielt er sich in Weimar 
auf und wurde der Herzogin vorgestellt, bei der er sich als Gesandter 
des Prinzen von Hildburghausen hatte melden lassen. Vermutlich 
machte Kümmelmann hierbei einen Versuch, die maßgebenden 
Persönlichkeiten am Weimarischen Hof zugunsten seines Herrn um- 
zustimmen. In diesen Tagen wird Kümmelmann aber wohl auch den 
Grafen Görtz kennengelernt haben. An dieser Stelle der Unter- 
suchung erinnern wir uns, daß zu dem gleichen Zeitpunkt nicht bloß 
die Oldislebener Sache schon recht verfahren war, sondern daß auch 
der Gedankenaustausch zwischen Görtz und Frankenberg über die 
Weimarer Regierungsverhältnisse einen hohen Grad von Intimität 
erreicht hatte, und Görtz der Ansicht war, daß eine Änderung herbei- 
geführt werden müsse. Unmittelbar nach diesem Besuch in Weimar 
begab sich der Hofrat Kümmelmann nochmals nach Gotha®). Mit 


!) Nach dem Weimarer Fourierbuch, das von Herrn Staatsarchivrat Dr. Friedrich 
Facius für mich eingesehen wurde, weilte Kümmelmann vom 20. bis 23. November 
1772 dort, wozu das Hoffourierbuch (Großherzogl. Hausarchiv E 21, S. 343 und 346) 
zu Freitag, 20. November, bemerkt: „Es waren hier angekommen und ließen sich 
melden: Herr Hofrath Kümmelmann als Gesandter von Prinz Joseph von Hildburg- 
hausen, und weil die Gesandtschaft nicht von einem Regierenden Herrn war, so wurde 
Er in einen Fürstl. Wagen und einen Laquay, Geist, abgeholet, und bey Aussteigen 
am Auftritt von den Hof-Fourier vorhergehend bis ins Vorgemach gebracht. Wo 
Sie sodann Durchl. Herzogin vorgestellet wurden.‘ Montag, 23. November 1772: 
„Heute Mittags nach der Tafel beurlauben sich der Herr Hofrath Kümmelmann 
wiederum und gingen von hier‘, Leider hat sich über Kümmelmanns Weimarer Mis- 


sion aktenmäßig sonst nichts feststellen lassen. — 1773 war Kümmelmann nach dem 
Hoffourierbuch nicht in Weimar. 


?) Aufenthalte Kümmelmanns in Gotha fanden am 25. November und am 2. De- 
zember 1772 statt. Außerdem erschien er dort noch einmal am 2, Februar 1773, 
Die Etikette, die an den kleinen Höfen der Rokokozeit fast noch ängstlicher als an größe- 
ren gewahrt wurde, scheint einiges Kopfzerbrechen gemacht zu haben. Am 25. No- 
vember nämlich ist ausdrücklich erwähnt, daß Kümmelmann die Equipage abgelehnt 
habe, Am 2. Februar heißt es: „es ist demselben auf Serenissimi expressen Befehl her- 
20gliche Equipage offeriert worden, welche er auch akzeptieret ; doch soll es ohne Kon- 
sequenz vor alle von dieser Art ein“. Unter diesem letzten Datum ist Kümmelmann 
auch ausdrücklich als „vom Prinzen Joseph präsentiert‘‘ erwähnt. — Dies alles sind 
gewiß keine welterschütternden Begebenheiten; aber die chronologischen Angaben 
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ihm war somit in den Gesichtskreis von Frankenberg und Görtz eine 
Persönlichkeit getreten, die man allenfalls gebrauchen konnte, um 
sich dem Prinzen von Hildburghausen zu nähern und diesen in ihre 
Überlegungen einzubeziehen. Denn jener war damals doch wohl der 
einzige im thüringischen Umkreis, der sich genauer in den Wiener 
Verhältnissen auskannte!). Vielleicht war er am Ende auch als Senior 
der Ernestiner geneigt, sich der Weimarer Vormundschaftssache per- 
sönlich etwas anzunehmen ? 

Wahrscheirlich hat erst Kümmelmanns Erscheinen in den beiden 
thüringischen Residenzen und der Zufall der über Oldisleben schwe- 
benden Erörterungen den Blick der beiden ‚„Verschwörer“ auf den 
fürstlichen Gebieter dieses Hildburghausenschen Beamten, eben auf 
Joseph Friedrich gelenkt. 

Von dessen Absicht, sich an den Reichshofrat zu wenden, um die 
Anerkennung als Senior zu erzwingen, werden Görtz und Franken- 
berg rechtzeitig vernommen haben. Schon seit Erfurt war ja damit 
zu rechnen. Wie, wenn im Zuge dieser Verhandlungen unter der 
Hand auch einmal wegen einer Aufhebung der Minderjährigkeit 
Carl Augusts vorgefühlt würde? Vielleicht sogar durch Kümmel- 
mann selbst, wenn ihn sein Herr etwa nach Wien sandte? 

Es ist bei dem eigenartig tüftelnden und berechnenden Wesen 
des Grafen Görtz auch nicht ausgeschlossen, daß er am Ende an 
jene Oldislebener Wünsche des Prinzen anknüpfen wollte, um ihn 
für seinen eigenen Plan zu gewinnen. Weimar war, wie gesagt, der 
schärfste Gegner der hildburghausenschen Bemühungen um den 
Erwerb des Senioratsamtes. 





War die Regentin nicht dafür zu haben, vielleicht würde der Erbe, | 
wenn man ihm die Gelegenheit dazu verschaffte, selbständig zu har- 
deln oder seinen Einfluß zur Geltung zu bringen, sich auf einen ent 
gegenkommenderen Standpunkt stellen als die Mutter? Vielleicht 
war dem Prinzen Joseph auch schon damit gedient, daß die Vertrau- 
ten des künftigen Herzogs von Weimar ihren Einfluß bei Hof und 
Regierung zu seinen Gunsten oder wenigstens mildernd geltend 












dienen doch in einem lückenhaften Quellenbefund als recht willkommene Zwischen 
glieder, um bestimmte Zusammenhänge herstellen zu können. 






1) An einen anderen Prinzen des Ernestinischen Hauses, den gleichfalls in kaiser- 
lichen Diensten stehenden Friedrich Josias von Koburg, der wesentlich jünger war as 
der Hildburghausener, haben Görtz und Erankenberg offenbar nicht gedacht. — Da 
Frankenberg in den Briefen sich immer der abgekürzten Schreibweise bedient und 
nur vom Prinzen Jos.spricht, wurde die Frage, ob Josias gemeint sein könnte, genau 
von mir geprüft. Doch wurde er nie als Mittelsmann in Erwägung gezogen. 
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machten? Und lag schließlich der Gedanke so fern, daß der Hildburg- 
hausener ein Entgegenkommen, das man ihm in der Senioratsange- 
legenheit erwies, durch eine Gefälligkeit in des Thronfolgers eigener 
Sache erwidern werde? Es liegen keine Anhaltspunkte, geschweige 
denn Beweise vor, daß Görtz sich schon so weit vorgewagt hat. 
Aber denkbar wäre es schon, daß er beabsichtigte, auf diese oder ähn- 
liche Weise Kümmelmanns Teilnahme für die weimarischen Verhält- 
nisse zu erwecken. 


Görtz konnte ja damals noch nicht wissen, daß gerade Carl August 
als regierender Herr später in der strittigen Gemeinschaftsfrage durch- 
aus in die Fußstapfen seiner Regierungsvorgängerin treten werde: 
ihm ist im Alter (1821) der Erwerb von Oldisleben durch Abfindung 
der übrigen Berechtigten geglückt! 

Sicher ist das eine, daß in dem Augenblick, wo Kümmelmann, 
der Hauptberater des Prinzen von Hildburghausen, von dem Wider- 
stand des weimarischen Hofes sich überzeugt hatte und Joseph 
Friedrich im Begriff stand, in eigener Sache an den Reichshofrat 
heranzugehen, seine Einschaltung in die Pläne des Grafen Görtz von 
diesem und seinem Freunde Frankenberg lebhaft erwogen wurde. 
Es war einer der ersten Dezembertage, an dem der Vertreter des Hild- 
burghauseners noch einmal in Gotha weilte. Aus den abgerissenen 
und dunklen Briefen Frankenbergs') geht zum mindesten hervor, 
daß dieser sich im Sinne der gothaischen Regierung um einen Aus- 
gleich bemühte und Kümmelmann anriet, sein Herr möge die Dinge 
nicht zum äußersten treiben. Zugleich sollte Görtz den weimarischen 
Sachbearbeiter Schmid zum Einlenken ermuntern, nachdem dieser 
schon früher der Herzogin einen Kompromiß vorgeschlagen hatte, 


vondem Frankenberg allerdings meinte, er biete dem Prinzen Joseph 
zu wenig Sicherheit?). 


) Leider sind gerade in diesen Tagen die Briefe meist undatiert. 


®) Der von Schmid schon früher ins Auge gefaßte „gütliche Vorschlag‘ lief darauf 
hinaus, „daß kein appanagirter Prinz, wenn solchen das Senium naturale trifft, den 
würklichen Besitz des Amtes Oldisleben erhalten, sondern sich mit einem, nach der 
Billigkeit zu bestimmenden Ertrag begnügen laßen, hingegen der Senior unter den 
regierenden Herren, oder, wie die Hildburghäusener und die mit ihnen immer ver- 
bundenen gothaischen Abgeordneten verlangen, derregierende Herr desjenigen Hauses, 
aus welchem der Senior Appanagiatus entsprossen ist, den Besitz des Amtes behalten 
und alle Jura in demselben proprio nomine exercieren sollen.‘‘ — Anna Amalia erklärte 
sich (Resolution vom 12. August 1772) allenfalls damit einverstanden, ohne sich damit 
in der grundsätzlichen Frage die Hände zu binden. Auch wünschte sie Sicherungen 
a erhalten, daß nicht inzwischen dem Prinzen Joseph der Besitz des Amtes einge- 
raumt werde, bevor die Hauptfrage super admissibilitate appanagiatorum auf fried- 
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Frankenberg erklärte sich zwar bereit, Kümmelmann ein ernstes 
Wort ins Ohr zu sagen über die sog. „Große Affäre“, suchte aber 
Görtz offensichtlich die Vorhand zu überlassen und warnte diesen 
zugleich vor Überstürzung. Vor allem möge er den jungen Herzog 
nicht vorzeitig ins Vertrauen ziehen. Mit Recht machte Frankenberg 
auch geltend, daß es von der Art, wie Kümmelmann auf eine erste 
Vorfühlung sich verhalte, abhänge, ob man mit ihm weitergehen 
könne. 

Wäre der Gedanke, Kümmelmann einzuspannen, verwirklicht 
worden, dann wäre ihm vermutlich die Rolle zugefallen, als diplo- 
matischer Vermittler den Weg zum Prinzen von Hildburghausen zu 
bahnen, um dessen Fürbitte beim kaiserlichen Hof zu erlangen. Wie 
das im einzelnen zu geschehen habe, und ob Kümmelmann darüber 
hinaus in Person eingesetzt werden sollte, um Carl August zu frü- 
herem Regierungsantritt zu verhelfen, läßt sich aus der Korrespon- 
denz nicht ersehen. Die Dinge standen noch ganz im Anfang. 


Überhaupt wüßte man über die Einzelerwägungen der beiden Brief- 
schreiber herzlich wenig, hätte nicht Frankenberg im Dezember 
an Görtz ein ausführliches Memorandum gerichtet, das er stück- 
weise innerhalb weniger Tage in der Woche vor Weihnachten 1772 
übersandte. 

Er legte darin seine Meinung über Görtzens Vorhaben, das er 
mehrfach mit dem Stich- und Deckwort ‚‚die große Sache“ bezeich- 
nete, nieder. Es ist daraus zu ersehen, daß der Plan des Grafen zwar 
in allgemeinen Umrissen feststand, als der Freund sich dazu äußerte, 
aber daß Möglichkeiten und Mittel der Ausführung, wenn si 
Görtz schon zur Sprache gebracht hatte, teils zu wenig durchdacht, 
teils zu künstlich ausgetüftelt waren. Im ersten Abschnitt äußerte er 
sich zunächst über die rechtliche und grundsätzliche Seite der An- 
gelegenheit. Denn es war ihm natürlich nicht unbekannt, daß für 
die Volljährigkeit eines Prinzen in Deutschland sich weithin schon 
im Mittelalter das 18. Lebensjahr durchgesetzt hatte. In der Goldenen 
Bulle war es sogar reichsgesetzlich für die Kurfürsten angeordnet 
worden. Für Weimar im besonderen bestanden nun zwar kein 
bestimmten hausrechtlichen Vorschriften allgemeiner Art; mat 
regelte vielmehr die Dinge von Fall zu Fall nach dem Herkommen. 
Da die Ernestiner aber ursprünglich ein kurfürstliches Haus warel, 
darf man annehmen, daß die Gewohnheiten und Rechte der Kur- 























liche Weise oder im Wege Rechtens entschieden sei. (Nach den Akten, Staatsarchiv 
Weimar.) 
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fürsten auch in der Zeit nach dem Verlust der Kurwürde noch nach- 
wirkten, was auch auf anderen Gebieten zu beobachten ist. Vielmehr 
wurden die Fürsten des Hauses, also nicht bloß die Herzöge der 
weimarischen Linie durchweg mit 18 Jahren für volljährig erklärt 
und zwar immer mit Bestätigung des Kaisers, wobei von der „Kaiser- 
lichen Gnade“ jedesmal ein gewisses Aufheben gemacht wurde. Die 
Kenntnis der Verhältnisse darf man bei Frankenberg wohl voraus- 
setzen. 


Ein minderjähriger Reichsfürst, so führte er aus, der vor dem 
gesetzlich geregelten Zeitpunkt die Zügel der Regierung ergreifen 
will, muß diesen Wunsch dem Kaiser als dem Oberhaupt des Reichs 
vorlegen, um von ihm die Venia Aetatis zu erlangen. Dazu bedürfe 
es, um ein solches Gesuch zu stützen, einer Beurkundung durch 
seinen Vormund, worin ihn dieser für fähig erkläre, selbständig zu 
segieren. Werde diese Formalität unterlassen, dann werde der 
Kaiser von sich aus die Meinung des Vormünders einholen. 


Frankenberg betont, daß er sich keiner Ausnahme von dieser 
Regel entsinne; so habe auch der Herzog von Württemberg trotz 
des einzigartigen Einflusses, den der König von Preußen damals auf 


den Hof Karls des Siebenten ausgeübt habe, diesen Weg förmlich 
beschritten. 


Daß Görtz den jungen Carl August nicht ins Vertrauen ziehen 
wolle, billigte er aber selbst. Weihe man ihn ein, und spreche er 
das erste Wort gegenüber dem Kaiser aus, so werde er schwerlich 
vorher die Zustimmung seiner Mutter einholen, und noch weniger 
würde sie ihm, wenn er es täte, zuteil werden, gar nicht aber, wenn 
der Kaiser ohne Vorwissen der Herzogin lediglich auf die Bitte des 
Thronfolgers sie darum ersuche. Carl August ins Geheimnis mit 
aufzunehmen, empfahl sich nach Frankenbergs Ansicht auch deshalb 
nicht, weil bei seiner Ungeduld zur Regierung zu kommen die Be- 
ziehungen zur Mutter sich nicht bloß abkühlen, sondern vermutlich 
in offene Entzweiung übergehen würden, wodurch dann auch andere 
Pläne geschädigt oder vereitelt würden. Einem solchen jungen 
Fürsten könne man nur empfehlen, den Regierungsantritt weder zu 
fürchten noch herbeizuwünschen und damit so zu verfahren wie 
gewisse Philosophen des Altertums gegenüber dem Tode. An sich 
müsse ein Prinz ja wohl eine gewisse Besorgnis haben, der Aufgabe 
in jungen Jahren nicht ganz zu genügen. Nähme aber einmal der 
Wunsch zu regieren von seinem Herzen Besitz, dann werde er gerade 
im Alter von 15 Jahren sich eine übertriebene Vorstellung von seinen 
Kräften machen; sie könne sich dann leicht mit einem gewissen 
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Verdruß, den er sich vielleicht nicht eingestehe, gegen seine Mutter 
verbinden und damit auch einem blinden Vertrauen auf die Minj- 
ster, deren er sich bedienen werde. Man sieht, Frankenberg steckt 
von vornherein voll Bedenken, und zwar analysierte er sie sorgfältig, 
ohne zunächst die besondere Charaktereigentümlichkeit Carl Augusts 
in Anschlag zu bringen. Tat er es im stillen, so hob er zum mindesten 
nicht unmittelbar darauf ab. Er argumentierte, als handelte es sich 
um einen beliebigen Prinzen, nach allgemeinen psychologischen Er- 
wägungen. Das Natürliche schien Frankenberg zu sein, daß ein 
Prinz den vom Vater bestimmten Zeitpunkt des Regierungsantritts 
erst dann herbeiwünschen könne, wenn er die nötigen Einsichten 
dafür besitze; bis dahin aber möge er mit der Hilfe vertrauenswür- 
diger Minister seine Pflichten kennen und erfüllen lernen, bis der 
Augenblick komme, selbständig seine Lehrlingsschaft mit Erfolg 
durchzumachen. 

Schwierigkeiten und Hindernisse sah Frankenberg vor allem aber 
auch in der Vorbereitung der Angelegenheit. Vom kaiserlichen 
Hofrat nahm er an, daß der sich an die herkömmlichen Formen halten 
werde, zumal der letzte Wille des verstorbenen Vaters gegen die 
Vergünstigung spreche, die man vom Kaiser erbitten wolle. Und 
wie sollte man diesem selbst den Plan schmackhaft machen, vor allem, 
durch welchen Kanal könne man ihm beikommen? Frankenberg 
wußte niemanden als den Prinzen Joseph von Hildburghausen. Dieser 
genieße, meinte er, bei der Kaiserin dank seinem Religionswechsel, 
dem der Kaiser selbst keine besondere Beachtung schenke, Ansehen. 
Er stehe gut mit mehreren Mitgliedern des Hofrats, gebe ihnen gut 
zu essen und zu trinken, vielleicht auch mehr. Aber die Formen 
lägen dieser Körperschaft denn doch mehr am Herzen als der Ein- 
Aluß eines solchen Mannes. Auch könne man Zweifel haben, ob sich 
der Kaiser wirklich durch ihn in einer Angelegenheit leiten lasse, die 
ihm regelwidrig erscheinen müsse, und gewiß werde er über sie zum 
mindesten mit dem Vizekanzler, Herrn von Leykam, sprechen, der 
seinerseits mit seinen Vertrauten beim Hofrat reden würde. So wird 
man, prophezeite er, voraussichtlich scheitern. Zum mindesten werde 
dann mit einem Mißerfolg zu rechnen sein, wenn der Prinz nicht 
in der Lage sei, durch Tatsachen zu beweisen, daß die Erlaubnis 
zum früheren Regierungsbeginn die notwendigste Sache der Welt 
sei. Aber eben da ergebe sich ein neuer Haken, woran alles hängen 























bleibe. 
Die weimarische Regierung nämlich, so führte Frankenberg aus, 
müßte denn doch von ganz anderer Beschaffenheit sein als dies 
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gegenwärtig der Fall sei, um dem Prinzen Joseph und später dem 
Kaiser und dessen Räten klar zu machen, daß sie unbedingt ihr bal- 
diges Ende verdiene. Dazu müsse man Akte der Ungerechtigkeit 
oder völlige Finanzzerrüttung anführen oder mit Fingern auf einen 
Minister hinweisen können, der das Volk aussauge. Ohne diese oder 
ähnliche Beweise käme man nicht aus; denn welche Sprache müsse 
Prinz Joseph bei des Kaisers Majestät führen, um ihn zur Erteilung 
der Venia Aetatis für einen jungen Herzog zu bewegen, der darüber 
nicht einmal im Bilde sei, daß ein Dritter solches betreibe und überdies 
nach dem Testament seines Vaters keinen Anspruch darauf habe! 
Auf welche Gründe solle also dieser Mittelsmann am kaiserlichen 
Hofe sich stützen, um die Sache durchzubringen ? 


Wie wenig reif aber der Görtzsche Plan war, geht aus dem Hinweis 
Frankenbergs hervor, daß man sich noch nicht einmal klar darüber 
sei, wie die Angelegenheit bei dem Prinzen Joseph selber eingefädelt 
werden könne. Es schriftlich zu tun oder durch Kümmelmann, 
habe beides große Nachteile im Hinblick auf die Wahrung des Ge- 
heimnisses. Daher müsse man allenfalls warten, bis der Prinz, der 
sich damals offenbar nicht in Thüringen befand, wieder in seiner 
Heimat erscheine, um ihn dann zu einem Besuch in Weimar zu 
veranlassen, wo er den jungen Carl August sprechen und kennen- 
lernen könne. 


In diesem Zusammeni'ang bemerkte der vorsichtige Frankenberg 
aber gleich, daß er selbst, solange Görtz und sein Herzog etwa be- 
stimmte Dinge für ihn ins Auge faßten, unmöglich in dieser An- 
gelegenheit auftreten könne und sei es auch nur an ihrem Rande; 
denn er dürfe sich, wenn einmal jene Aussichten sich eröffneten und 
Wirklichkeit gewännen, nicht dem leisesten Verdacht aussetzen, in 
seinem eigenen Interesse dieses Geschäft betrieben zu haben. Wolle 
er den ihm zugedachten Platz verdienen, dann dürfe nicht der Vor- 
wurf laut werden, er habe den Zeitpunkt beschleunigt, der ihm diesen 
Posten eintrage. 

Wie luftig das von Görtz gewobene Gespinst war, ergibt sich 
auch daraus, daß weder er noch Frankenberg den Prinzen Joseph 
persönlich kannten. Man könne sich, meinte der zurückhaltende 
Freund in Gotha, weder auf ein Vertrauensverhältnis zwischen ihnen 
stützen noch auf alte Beziehungen, ja nicht einmal eine intimere 
Kenntnis stünde ihnen zur Verfügung; dritte Personen aber dabei 
zu verwenden, erhöhe ja nur das Risiko, daß das Vorhaben ent- 
deckt werde. 
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Im zweiten Teil seiner Ausführungen ließ sich Frankenberg sehr 
genau über die Gefahren aus, die der Herzog, aber auch seine mini- 
steriellen Ratgeber liefen, wenn er vor Vollendung der testamen- 
tarisch vorgesehenen Zeit die Regierung in die Hand nehme. 


Man ersieht daraus, daß Frankenberg doch auch eine Vorstellung 
über die im Wesen des jungen Prinzen schlummernden Gefahren 
gehabt haben muß. Brenne er darauf, früher sein Laad zu regieren 
als vorgesehen, dann werdeer auch selbst befehlen wollen, und es sei 
keineswegs ausgemacht, daß er dann seinen Ratgebern folgen werde, 
namentlich nicht, wenn ihre Ansichten seinem Geschmack zuwider 
liefen. Offenbar witterte Frankenberg, wie sich seinen Worten ent- 
nehmen läßt, daß Carl Augusts Eigenwille und seine Phantasie über 
weise Ratschläge hinweggehen würden. Görtz kenne ja seinen Zög- 
ling, setzt er in halb fragendem Ton hinzu, genauer als dieser sich 
selber. Im übrigen handle es sich ja auch nicht darum, ihn so zu 
sehen, wie erzur Stunde sei,sondern so, wie er sich etwa in zwei Jahren 
entwickelt haben werde, wenn er am Ruder sei. Bei einem jungen 
Menschen von 16, 17 Jahren ändere sich das oft von einem Tag zum 
andern. Aber auch für den Fall, daß der Prinz zu denen gehöre, die 
eine Scheu hätten, früh zu regieren, sah Frankenberg keineswegs 
rosig in die Zukunft. Das Gegenstück dazu, daß er das Maß seiner 
Fähigkeiten überschätze, sei nämlich, daß er zu wenig von sich halte, 
was dazu führe, daß er sich seinen Ministern um so mehr aus- 
liefere. Habe er nun nicht gleich zu Anfang ehrenwerte Männer als 
Ratgeber, dann sei er verloren. Befänden sich aber Leute solcher Art 
in seiner Umgebung, dann sei es nicht sicher, ob sie sich behaupten 
würden. Seine Schüchternheit könne in Schwäche ausarten. Er- 
greife er falsche Maßnahmen, dann würden seine Minister sie zwar 
wieder aufheben, aber er selbst würde dann möglicherweise in umso 
größere Scheu zurückfallen, und jene werde er gewiß nicht mehr 
lieben. Nähmen aber andere Menschen wahr, daß er seine Minister 
am Ende sogar fürchte, dann sei alles verfahren. 


Von diesen allgemeinen Betrachtungen zur Herrscherpsychologie 
kehrte Frankenberg wieder zu der Rolle zurück, die ihm selber in 
dem ganzen Spiel zufallen sollte. Er machte Görtz folgendes klar: 
mische er sich in die zu treffende Entscheidung ein und werde er ins 
herzogliche Conseil gerufen, dann würden er und Görtz von einem 
großen Teil des Publikums beschuldigt, sie hätten es nicht erwarten 
können, bis sie ans Ruder kämen. Fände sich keine andere barm- 
herzige Seele das zu behaupten, dann werde gewiß die Herzogin-Mutter 
diese Meinung ihrem Sohn beizubringen suchen. Ferner warf er die 
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Frage auf, ob Carl August es ihm und Görtz werde zu danken wissen, 
daß er, um 18 Monate früher ans Regiment zu kommen, sich mit 
seiner Mutter entzweite. Vielleicht, so fuhr Frankenberg fort, werde 
der Herzog das Gefühl haben, den Vormund gewechselt und an 
Stelle der Mutter zwei seiner Diener dafür eingetauscht zu haben. 
Vor allem aber bestritt Görtzens Freund, daß die Sache ohne Wissen 
Anna Amaliens gelingen könne: ein Zerwürfnis mit ihrem Sohn 
oder mit Görtz und Frankenberg würde die Folge sein; doch könnte 
es sich vielleicht auch ereignen, daß eine Versöhnung Carl Augusts 
mit seiner Mutter auf Kosten der beiden anderen zustande komme. 


Gelangte Carl August wirklich früher zur Regierung, dann rech- 
nete Frankenberg mit einer entsprechenden Kritik innerhalb des 
Landes, wo sich Stimmen erheben würden, der Herzog sei ja noch 
kein fertiger Mann, um seine Aufgabe erfüllen zu können. 


Alle Änderungen von irgendwelcher Tragweite, die er in der 
ersten Zeit vornehme, würden dann auf seine Minister zurückfallen, 
und namentlich Handlungen, die Mißfallen erregten. Den Regenten 
selbst werde man für zu schwach, für zu schüchtern oder zu gut 
halten, um ihm die Verantwortung dafür aufzubürden; den Ministern 
aber werde man nachsagen, sie hätten nur ihre eigenen Interessen 
befragt, sie dienten ihren Leidenschaften, und jedermann würde 
glauben, sie hätten den Augenblick der Machtergreifung beschleu- 
nigt, um unter dem Namen des Fürsten selber zu regieren 

Ein solcher Verdacht aber könne nicht aufkommen, wenn man 
sich an den vorgesehenen Zeitpunkt halte und überdies der Herzog 
die Möglichkeit habe, während des letzten Jahres der Vormund- 
schaft zu zeigen, daß er Einsichten gewonnen habe und wisse, was 
er wolle. 

Frankenberg berührte damit einen Gedankengang, der ihn be- 
sonders stark beschäftigte und anscheinend auch den Kern seiner 
eigenen Ratschläge enthielt. Er wollte dem angehenden Regenten 
nämlich die Möglichkeit geben, seinem Amte entgegenzureifen und 
sich doch die volle Freiheit der Entschließung vorzubehalten, wenn 
die Stunde des Regierungsantritts geschlagen habe. Davon versprach 
er sich weiter, daß Änderungen, die sonst Unzufriedenheit erweckten, 
wenn man sie den Ministern zuschübe, als weise und gerecht be- 


urteilt würden, wenn man sie auf die Rechnung des wahren Herrn 
setze. 


Im dritten Teil seines Memorandums erörtert Frankenberg die 
Frage, welches Verhalten für den j jungen Herzog angezeigt sei, wenn 
seine Mutter ihn während des letzten Jahres seiner Minderjährigkeit 
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an den Beratungen des Geheimen Consiliums teilnehmen lasse. Es 
geht aus seinen Darlegungen nicht ganz deutlich hervor, ob er auf 
eine bereits bestehende Absicht der Anna Amalia anspielt oder ob 
er damit bloß allgemein rechnet. Vielleicht auch hat er nur eine am 
Weimarer Hof erörterte Möglichkeit aufgegriffen. Fast aber hat es 
den Anschein, als ob er selber im stillen diese Lösung wünschte und 
empfahl. 

Jedenfalls war Frankenberg der Meinung, Carl August dürfe sich, 
wenn ihn seine Mutter zum Eintritt ins Conseil auffordere, nicht ver- 
sagen. Denn die Gründe, die sie anführen werde, seien triftig 
und dringend, gelte es doch, sein eigenes Land kennenzulernen, seine 
Rechte und seine Ansprüche, seine Pflichten, seine politische Stellung 
im Reich und seine Beziehungen zu anderen Fürsten. Schließlich 
müsse er sich ja überhaupt mit der Aufgabe vertraut machen, die ihm 
vom Leben gestellt sei, wünsche er doch selbst, sie ehrenhaft zu er- 
füllen, indem er das Glück seiner Untertanen herbeiführe. Nur mit 
Freude könne er die Gelegenheit ergreifen, dazu frühzeitig sich vor- 
zubereiten. Die Zeitspanne eines Jahres sei freilich kurz für einen so 
hohen Zweck. Solche Thronfolger, die sich unmerklich in einer 
ganzen Reihe von Jahren über die Geschäfte unterrichten könnten, 
seien besser daran. 

Im folgenden bespricht dann Frankenberg genau, wie sich Carl 
August nach seinem Eintritt ins Conseil benehmen solle; denn die 
Rolle, die dem jungen Herzog damit zufalle, hielt der kluge Kenner 
von Hof und Regierung für keineswegs einfach. Man fühlt hier 
durch, daß ihm ganz bestimmte Personen und Verhältnisse vor 
Augen standen, die jetzt unter Anna Amalia noch Macht und Ein- 
fluß besaßen. 

Bezeichnenderweise setzte Frankenberg dabei voraus, Carl 
August sei mit den leitenden Persönlichkeiten und der Art, wie sie 
die Geschäfte führten, nicht zufrieden und der junge Fürst habe die 
Absicht, sie bei seiner Thronbesteigung zu entfernen. Doch 
hielt er es für wichtig, daß die Betreffenden dergleichen nicht ahnten, 
zumal sie ihrerseits mit aller Kraft dann versuchen würden, ihn für 
sich zu gewinnen. Eifrig würden sie bestrebt sein, die Zustimmung 
ihres künftigen Herrn für all das, was unter seinen Augen geschehe, 
zu erlangen, sie würden versuchen, seine Wünsche zu erraten und 
alles zu vermeiden, was ihm mißfallen könne. 

Demgegenüber empfahl er nun ein ganz einfaches Verfahren, 
das den Herzog, der zu nahen oder gar verpflichtenden Berührung 
mit den Geschäften entziehe und ihm freie Hand gegenüber der 
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Mutter und ihren Ratgebern lasse. Frankenbergs Vorschläge sind 
in dieser Hinsicht fein, weltklug und wohlabgewogen. 
Der Herzog, so meinte er, solle beharrlich den Weg einschlagen, 
von allem, was an Regierungsgeschäften auflaufe, Abstand zu 
wahren, damit er ja nicht den Anschein erwecke, als wolle er alles 
wissen. Er tue gut, sein Urteil zurückzuhalten, aber in einer ganz 
unbetonten Weise. Am besten, er gebe sich so, als habe er keine 
bestimmte Meinung, und wenn man ihn darnach frage, solle er 
sagen, er sei nur da, um sich zu unterrichten, aber nicht um zu ent- 
scheiden. Dieses Verhalten glaubte Frankenberg auch dann empfeh- 
len zu können, wenn der Prinz mit den Ministern der Herzogin-Mutter 
zufrieden sei, erst recht aber in den jetzigen Umständen! Carl August 
werde, um ein solches Gebahren zu rechtfertigen, seine Jugend an- 
führen können, seine Unerfahrenheit, seine Besorgnis das Richtige 
zu treflen und seine Befangenheit, meinte der in den Künsten höfischer 
Diplomatie anscheinend nicht unerfahrene Freund des Grafen Görtz. 
Der Vorteil dieser Haltung liege darin, daß man dadurch dem jungen 
Herrn Unannehmlichkeiten erspare und ebenso innere Schwierig- 
keiten, denn Carl August zeige in seiner Aufrichtigkeit gewiß ungern 
Gefühle, die er nicht hege. Die Ungewißheit, worin sich die andern 
dem Herzog gegenüber befänden, falle hingegen nicht schwer ins 
Gewicht. Die betreffenden Herren würden sich daraufhin nur mehr 
in acht nehmen und Fehler zu vermeiden suchen. Frankenberg setzte 
voraus, daß Carl August seine Rolle sehr höflich durchführe, um bei 
niemanden den Verdacht aufkommen zu lassen, er wolle ihm übel; 
doch dürfe er diese Linie auch nicht überschreiten, damit keiner sich 
einbilde, der Herzog halte zu große Stücke auf ihn. Diese Verbind- 
lichkeit,so sprach der kundige Hofmann der Zopfzeit, die sogar Bos- 
heit und Abneigung in artige Formen zu kleiden wußte, müsse viel- 
mehr eine ganz allgemeine, gleichsam ohne Varianten sein, wobei 
keiner zu ungunsten eines andern ausgezeichnet werde; verschiedene 
Nüancen seien lediglich am Platz, soweit es sich um die amtliche 
Stellung des einzelnen handle. Frankenberg erteilte diese Rat- 
schläge aus dem Gefühl heraus, daß man den künftigen Herrscher 
vor Mißtrauen bewahren solle, da eine solche Stimmung um ihn 
herum immer nur eine ungünstige Wirkung haben könne. Er machte 
aber auch auf die Gefahr aufmerksam, die sich daraus ergebe, daß 
sich nun etwa der Herzog zu leicht anderen, am Ende gar jungen 
Menschen ausliefere, die womöglich noch von den Hauptpersonen 
angestiftet seien, ihn auszuforschen. 
Schließlich ging er noch darauf ein, daß die Gegner, wenn sie 
auf Umwegen nicht zu ihrem Ziel kämen, die Taktik wechselten, 
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indem sie sich unmittelbar und offen an den Herzog wendeten. In 
diesem Fall, schrieb Frankenberg, müßten sie aus eigener Erkenntnis 
oder durch die Herzogin oder durch Görtz selbst Gewißheit erlangen, 
was sie erwarte. Die schwierigsten „Explikationen“ freilich würden 
sich zwischen Carl August und seiner Mutter erheben. Antworte er 
ein- oder zweimal, daß er die Persönlichkeiten nicht genügend 
kenne, von denen die Rede sei, und daß er erst über sie zu urteilen 
wage, wenn er besser in den Geschäften zu Hause sei, dann werde 
man ja mit der Zeit davon absehen, in ihn zu dringen und ihn nicht 
weiter mit Fragen bedrängen. In einer fast kasuistischen Weise 
dachte Frankenberg alle Möglichkeiten durch, die an den Herzog 
während dieser Vorbereitungs- und Übungszeit im Geheimen Con- 
silium herantreten könnten. So stellte er auch den Fall zur Erörte- 
rung, daß in bestimmten Angelegenheiten im Geheimen Rat der 
Standpunkt vertreten werde, eine Sache könne nur dann entschieden 
werden, wenn der Thronfolger seine eigene Meinung zuvor ausge- 
sprochen habe. Frankenberg erkannte auch an, daß es Entschei- 
dungen von Wichtigkeit gäbe, seien es solche, die Carl Augusts 
Person unmittelbar beträfen oder für einen längeren Zeitraum hinaus 
Tragweite gewännen. Daß in solchen Augenblicken die Regentin 
und ihre Minister Wert darauf legen müßten, den Herzog zum 
Sprechen zu bringen, wollte er nicht in Abrede stellen. Ebenso klar 
war er sich aber auch darüber, daß die von ihm befürwortete Me- 
thode des Ausweichens und der Zurückhaltung in solchen Situa- 
tionen auf eine harte Probe gestellt werde. Er könnte nichts anderes 
empfehlen, als daß dann tunlichst die Entscheidung auf einen späteren 
Termin verschoben werde. Mit einem Aufschub werde der junge 
Fürst alles gewinnen. Komme er damit nicht durch, so könne er 
sich nur so viel Zeit zum Nachdenken erbitten, wie er brauche, um 
Görtz zu Rate zu ziehen, und dann solle er seine Meinung so äußern, 
wie sie ihm wirklich zusage; denn in solchen Dingen dürften sich 
ja wohl die Interessen der Personen, die am Ruder seien, schwerlich 
einmengen. 


Zum Schluß seines Gutachtens, das im Grunde doch aus einer 
Kette von Bedenken und Einwänden bestand und offensichtlich eine 
möglichst beschwichtigende Form der Erledigung des von Görtz 
angeregten Regierungs- und Personenwechsels anstrebte, schien 
Frankenberg noch einmal einen Ausweg zeigen zu wollen, indem 
er die Möglichkeit erörterte, wie Carl August, ohne darüber in Zank 
mit seiner Mutter zu geraten, den im Testament seines Vaters ge- 
setzten Zeitpunkt des Regierungsantritts vorrücken könnte. 
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Mit jedem Satz aber, den Frankenberg darüber schrieb, zerpflückte 
er selber diese Möglichkeit. Er ging nämlich davon aus, daß die Her- 
zogin selber die betreffende Bitte dem Kaiser vortrage. Wie wäre es, 
schrieb er seinem Freunde, wenn Anna Amalia am kaiserlichen Hofe 
geltend mache, daß ihr Sohn, obwohl das Testament ein bestimmtes 
Alter vorschreibe, bereits alle Einsichten, Eigenschaften und Fähig- 
keiten erworben habe, um schon früher die Zügel der Regierung zu 
ergreifen? Sie könnte so vorgehen, daß sie dabei ihrer Überzeugung 
Ausdruck gebe, er werde sich der Aufgabe ausgezeichnet entledigen! 
Ein auf diese Weise vorgebrachtes Gesuch werde zweifellos auf 
keine Schwierigkeiten in Wien stoßen, weder beim Kaiser noch beim 
dortigen Hofrat. Frankenberg mußte sich freilich alsbald selber den 
spöttischen Einwand machen, daß dieser Gedanke ganz gewiß der 
Herzogin-Mutter nicht durch göttliche Inspiration kommen werde, 
darum müsse man es ihr eben durch menschliche Mittel beibringen! 
Aber er gab von vornherein zu, daß beide Möglichkeiten, die er 
hierfür aufzeigte, ihn selbst nicht befriedigten. Die eine sei die, 
daß die Männer ihres Vertrauens ihr diesen Gedanken nahe brächten, 
indem sie ihr erklärten, man sei über ihre Regierung, wenn auch zu 
Unrecht, nicht allzu sehr erbaut, die Unzufriedenen könnten infolge- 
dessen ihre Klagen dem Thronfolger vortragen, daraus aber würden 
Intrigen und Kabalen entstehen. Man müsse ihr weiter vorstellen, 
daß daraus nur eine Entzweiung mit dem Sohn hervorgehen werde, 
der nach beendeter Vormundschaft, weit entfernt davon, ihr Erkennt- 
lichkeit für ihre Mühe zu zeigen, keinen Dank wisse für all das, was 
sie getan oder nicht getan habe. Als Schlußfolgerung müßten ihre 
Ratgeber der hohen Frau dann zu Gemüte führen, daß sie nichts 
anderes tun könne, als ihren Sohn so schnell als möglich volljährig 
zu erklären. Dadurch werde sie sich das unbestreitbare Anrecht 
auf seine Dankbarkeit sichern und friedlich die Früchte ihrer Re- 
gentenarbeit genießen. Man sieht, Frankenberg war ein ganz findiger 
Kopf und bewegte sich hier in Gedanken, die auf ein überfeines, fast 
verschlagenes Spiel hinausliefen. Er fragte sich aber mit Recht selber, 
welche Menschen imstande seien, der Herzogin-Mutter so einschmei- 
chelnd wie möglich diese bittere Pille einzugeben. Entweder, so 
meinte er, könnten es diejenigen sein, die amtlich von ihr mit den 
Geschäften befaßt würden, oder solche, die nicht unmittelbar damit 
zu tun hätten. Die ersteren könnten, wenn man sie dafür gewinne, 
Anna Amalia sozusagen nur einen Handel vorschlagen, wodurch sie 
sich selbst, aber auch den Personen, die einen solchen Vorschlag 
machten, Vorteile sicherte, die sie sonst nicht gewinnen würden, 
d.h. der Hauptvorzug falle damit gerade solchen Leuten zu, mit 
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denen Görtz unzufrieden sei und die der Herzog zu entfernen 
wünsche. Indem Frankenberg feststellte, daß damit gerade das 
Gegenteil von dem erreicht würde, was Görtz von seinem Herzog 
erwartete, widerlegte er selbst seinen Gedankengang. 


Gingen aber jene anderen Persönlichkeiten, die nicht unmittelbar 
Anna Amaliens Ratgeber seien, mit dieser Anregung an die Herzogin 
heran, dann könne man es wohl schwer verhindern, daß sie die amt- 
lich zu ihrer Berstung Berufenen heranziehe, um sie darüber 
zu befragen. Damit sei nun aber nichts gewonnen; es trete vielmehr 
nur ein neues Risiko hinzu, sofern diejenigen, an die man sich wende, 
nun ihrerseits Prätentionen erheben könnten. Schließlich gäbe es 
noch einen dritten, einfachen Weg, die Herzogin zu dem erwähnten 
Schritt zu bewegen, aber auch er sei nicht sicherer. 


Man könne sich nämlich unmittelbar, ohne Zwischenpersonen, 
an sie wenden und ihr zu verstehen geben, daß bei rechtzeitigem 
Verzicht auf die Vormundschaft ihr Sohn, der Herzog, die Vorteile 
erhöhen werde, die ihr der Heiratsvertrag und das Testament ihres 
verstorbenen Gemahls sicherten, so daß auch ihre Gesamtlage sich 
angenehmer gestalten werde. Diese Art des Vorgehens erschien 
Frankenberg zweckmäßiger als die anderen, weil Carl August es 
dabei allein mit seiner Mutter zu tun habe. Aber auch in diesem 
Fall hielt er es für fragwürdig, ob die Herzogin aus sich heraus die 
Entscheidung treffen werde. Für viel wahrscheinlicher erachtete er 
es, daß sie ratsuchend an die Personen herangehen würde, die ihr 
Vertrauen besäßen. Von einem Versuch, sie daran zu hindern, 
indem man sie zur Geheimhaltung verpflichte, versprach sich Fran- 
kenberg nichts; denn es erhob sich dann ja die große Frage, ob sie 
sich da nicht dem Vorschlag entziehen würde? Überdies war man 
in Verlegenheit, jemanden zu finden, der ohne Wissen ihrer Minister 
und ihrer Kanzlei die notwendigen Expeditionen für Wien vollzöge. 
So glaubte Frankenberg nach dem ganzen Charakter und der Stim- 
mung der Herzogin-Mutter annehmen zu müssen, daß man mit diesem 
Verfahren kein Glück haben werde, zumal es ja auch den Nachteil 
habe, daß der Herzog in diesem Fall verpflichtet sei, selber das erste 
Wort zu seiner Mutter zu sprechen oder diese Rolle dem Grafen 
Görtz zu übertragen. Eben dies aber wünschte ja Frankenberg nach 
seinen ersten Ausführungen vermieden zu sehen: weder er noch sein 
Freund Görtz sollten in der ganzen Verhandlung in Erscheinung 
treten. So kam er zu dem Schluß, daß ein Beginnen, die Herzogin 
selbst zum Gesuch der Vorverlegung des Regierungsantritts ihres 
Sohnes beim kaiserlichen Hof zu veranlassen, ein höchst gewagtes 
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Unternehmen sei, bei dem man sogar, wenn es gelinge, Gefahr laufe, 
diesen Schritt in der Folgezeit bereuen zu müssen. 

Die von Frankenberg vorgebrachten Bedenken trafen meist den 
Nagel auf den Kopf. Daß er Görtz auf den Boden der Wirklich- 
keit zurückführte, spricht für seinen gesunden Menschenverstand 
und läßt fast darauf schließen, daß er die Schwächen seines Partners 
durchschaute, ohne ihn seine Überlegenheit zu sehr fühlen zu lassen. 


Verletzte Eigenliebe und Ehrgeiz, beide zu einer gewissen Fieber- 
stimmung erhitzt, hatten dem Grafen Görtz seinen seltsamen Plan 
eingegeben. Andere Empfindungen, diesen verwandt, mochten sich 
dazu gesellt haben: der Groll gegen Anna Amalia, deren Gnade 
ihm nicht mehr lächelte, und die Abneigung gegen den einfluß- 
reichen Minister Fritsch, der das Vertrauen der Herzogin mehr besaß 
als er. Aber auch eine gewisse Überschätzung Carl Augusts, der 
sicherlich der Aufgabe der Selbstregierung noch nicht gewachsen war, 
mag mit im Spiel gewesen sein, wie sich denn der Graf und seine 
Gemahlin in den Briefen dieser letzten Jahre vor der Thronbestei- 
gung fast zärtlich über ihn äußerten. 


Die scheinbar unpersönliche Art, mit der Frankenberg auf die Ge- 
wagtheit und die Unbekannten der Rechnung hinwies, deutet darauf 
hin, daß er Görtzens Eitelkeit schonen wollte. Die Aussicht, selber 
einen leitenden Posten in Weimar zu bekleiden, wenn Carl August 
dort an die Macht komme, behielt er gewiß weiterhin im Auge. Wenn 
der Freund im stillen dafür arbeitete, konnte ihm das nur willkommen 
sein. Aber daß es gelingen werde, diesen Zeitpunkt früher herbei- 
zuführen, daran glaubte er schwerlich mehr, und selber ein Wagnis 
auf sich zu nehmen, dachte er nicht. Bei ruhiger Überlegung mußte 
er sich auch sagen, daß es nicht lohne wegen zweier Jahre, um die 
sich die Wartezeit des Erbprinzen bestenfalls verkürzte, eine so weit- 
läufige Aktion in Szene zu setzen. Görtz aber war gewiß nicht der 
Mann, die zu erwartenden Widerstände zu brechen und Schwierig- 
keiten, wie sie der Gothaer Freund voraussah, zu überwinden. 


Frankenberg hatte die Problematik, die den Plänen des ehrgeizigen 
Prinzenerziehers anhaftete, in seinem Memorandum nach allen Seiten 
hin zu unerbittlich durchleuchtet, als daß Görtz, der sich nun auf 
seine eigene schwache Kraft zurückgeworfen sah, daraus Mut 
schöpfen konnte, sein Vorhaben durchzuführen. So liegen denn 
auch keine Anzeichen vor, daß der Graf es weiter verfolgte. Die 
Korrespondenz der beiden kommt nicht mehr darauf zurück. Der 
Staatsstreich in Miniatur, mit dem Görtzens reizbare Phantasie ge- 
spielt hatte, unterblieb. Auch die Beziehungen zu Kümmelmann 
Historische Zeitschrift 169, Bd, 36 












































554 Willy Andreas 


wurden nicht weitergesponnen. Weder von ihm noch von dem 
Prinzen von Hildburghausen ist hinfort die Rede. Alles schien im 
Sande verlaufen. Carl August trat keinen Augenblick früher als vor- 
gesehen seine Regierung an, und als es geschah, gelangte Görtz nicht 
im geringsten zu der Stellung und der Macht, die er ersehnt hatte. 
Er wurde nach der Thronbesteigung seines Zöglings lediglich Ober- 
hofmeister der jungvermählten Herzogin Luise; aber auch auf diesem 
Posten sah er seinen Einfluß von Tag zu Tag mehr dahinschwinden, 
da inzwischen Goethes leuchtendes Gestirn über Weimar aufge- 
gangen war, so daß der Graf es bald vorzog, aus dem herzoglichen 
Dienste auszuscheiden und in die preußische Diplomatie überzu- 
gehen. Und doch blieben seine früheren Pläne nicht ganz ohne Wir- 
kung und Nachhall! 










Ein Jahr, nachdem Görtz und Frankenberg in ihren Verschwöter- 
briefen den verfänglichen Gegenstand angeschnitten hatten, schrieb 
Anna Amalia, tief enttäuscht über die Wandlung, die im Herzen des 
Sohnes vorgegangen war, und empört über die beiden Erzieher Carl 
Augusts, denen sie die Entfremdung zuschrieb, ihrem ersten Berater, 
dem Minister Fritsch, jenen erregten Brief, der sich so bitter über 
den unglücklichen Einfluß von Görtz und Wieland auf Carl August 
ausläßt. Zugleich aber kündigte sie darin an, sie wolle die Regent- 
schaft „mit Zustimmung des Wiener Hofes‘ niederlegen und die 
Zügel dem Erbprinzen schon vor Ablauf der Minderjährigkeit über- 
lassen, nämlich sowie er das 17. Jahr erreicht habe'). „Kurz und gut“, 
schrieb die temperamentvolle Dame ihrem Minister, „ich bin des 
Lebens müde, welches ich jetzt zu führen gezwungen werde; ich 
bin nicht politisch genug, um meine Entrüstung immer vor den- 
jenigen Leuten unterdrücken zu können, die selbige verdienen; ich 
sehe recht wohl ein, daß ich dadurch nichts gewinne; ich bin daher 
entschlossen, mich von der Regentschaft loszumachen, mit Zustim- 
mung des Wiener Hofes, sobald Carl das 17. Jahr erreicht haben 
wird; ich glaube, daß ein Jahr mehr oder weniger nichts an der Sache 
ändern wird. Auch die schlechte Wirtschaft bei der Hofkasse, die 
alle Tage zunimmt, und wo es kein anderes Mittel und keine Hülfe 
giebt, als einen Eclat zu machen; ich glaube nicht, daß Sie mir dazu 
rathen würden; aber Herrn von Witzleben Vorstellungen zu machen, 
sowohl mit Sanftmuth wie mit Festigkeit, das ist soviel wie nichts. 


1) Dieses Schreiben datiert vom 9. Dezember 1773, ist zum erstenmal veröffentlicht 
durch von Beaulieu-Marconnay a.a.0.S.55ff. — Die folgenden Ausschnitte daraus 
werden nach dessen Buch gebracht. 
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Sie wissen das selbst eben so gut; es muß mich ärgern, daß die Finanz- 
kammer mir gegenüber immer Armuth heuchelt und zur Schau trägt, 
und meinem Sohn gegenüber ist sie voll Gold. Ich gestehe Ihnen 
offenherzig, daß ich zu stolz bin, um ein solches Verfahren mit Ge- 
duld zu ertragen; ich sehe überall, daß ich nicht mehr so viel thun 
kann als ich früher gethan habe, weder mit dem Nachdruck noch 
mit der Festigkeit, die vielleicht gegenwärtig nöthiger wäre als 
ehemals; man sieht jetzt nur nach der aufgehenden Sonne; ich bin 
darauf nicht eifersüchtig; ich bin zufrieden, die Unterthanen glück- 
lich gemacht zu haben, die vielleicht seit langer Zeit nicht eine ähn- 
liche Glückseligkeit genossen haben wie während meiner Regent- 
schaft; das ist die ganze Belohnung, die mir zu Theil wird, und ich 
schätze mich sehr glücklich. 

Dies genüge, um Sie meinen Empfindungen geneigt zu machen; 
ich hoffe, Sie werden es sein, denn ich wiederhole, daß ich 
nichts sehnlicher wünsche als mich von der Regentschaft 
und der Vormundschaft zu befreien. Sie werden mir das 
Vergnügen machen, mir Ihre Ansichten über alles dieses, was ich 
Ihnen ausgesprochen habe, schriftlich mitzuteilen ...‘“ 


Nach diesem vertraulichen Erguß möchte man annehmen, daß 
Anna Amalia, voll Überdruß über die leidigen persönlichen Span- 
nungen, in der letzten Zeit sich regierungsmüde fühlte und aus 
eigenem Antrieb diesen Entschluß gefaßt hat, den ihr Fritsch aller- 
dings sofort wieder ausredete. 

Man fragt sich aber, ob die Herzogin nicht auf irgendeine Weise 
Wind bekommen hatte, daß Carl August ungeduldig der Regierung 
entgegendrängte, oder ob der Gedanke eines vorzeitigen Verzichts 
auf die vormundschaftliche Regierung ihr beigebracht oder nahe- 
gelegt worden sei. Auffallend bleibt es jedenfalls, daß sie jetzt, nach- 
dem sich die Verhältnisse noch mehr zugespitzt hatten, eine Absicht 
äußerte, die genau in der Richtung der Görtzschen Wünsche lag. 
Dieser wird dem jungen Prinzen, der unwillig darüber war, daß man 
ihn nicht wie den künftigen Herrn des Landes, sondern lediglich 
als Prinzen behandelte, behutsam auf die Möglichkeit oder Er- 
wünschtheit einer solchen Lösung hingedeutet haben, die ihn in 
jenen geheimen Besprechungen mit Frankenberg so sehr beschäftigte. 
Ob Carl August oder ein anderer der Mutter gegenüber dergleichen 
verlauten ließ oder andeutungsweise darauf anspielte, entzieht sich 
unserer Kenntnis. Daß ihr aber derartiges zu Ohren gekommen ist, 
liegt durchaus im Bereich des Möglichen. Vielleicht spürte sie auch 
nur mehr oder minder unbestimmt, daß Wünsche, wie sie in der 
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Umgebung ihres Sohnes gehegt wurden, in der Luft lagen. Sichere 
Schlüsse in dieser Hinsicht zu ziehen, erlauben uns die vorhandenen 
Quellenzeugnisse nicht. 

Von Görtz aus gesehen, war nun die Herzogin so weit, wie er 
sie haben wollte. Da war es Fritsch, der Anna Amalia mit guten 
Gründen riet, fest zu bleiben und die vormundschaftliche Regent- 
schaft bis zu Ende aufrecht zu erhalten. Aber er begnügte sich verstän- 
digerweise nicht damit, sondern suchte nach einem Ausgleich, der 
ebenso dem Ehıgeiz des künftigen Herrschers wie dem Staatswohl 
zugleich Rechnung trüge. Er schlug nämlich dafür denselben Weg 
ein, den Frankenberg einst dem Grafen Görtz gewiesen hatte. Wie 
jener empfahl er nunmehr seiner Herrin, statt Carl August zu früh 
die Regierung anzuvertrauen, ihn noch während der Thronfolgerzeit 
in die Geschäfte einzuführen und am Geheimen Consilium teilnehmen 
zu lassen, wo er Erfahrungen sammeln könnte; denn es sei nicht 
ratsam, daß ein Prinz direkt von der Schulbank auf den Thron steigel 
Auch davon muß doch wohl am Hofe in dieser oder jener Form 
gesprochen worden sein, so daß Fritsch vielleicht nur etwas aufgrif‘, 
was von anderer Seite schon zugunsten Carl Augusts geltend gemacht 
worden war. Andererseits lag dieser Vorschlag sachlich so nah, er 
war so zweckmäßig und wohlbegründet, daß der erfahrene Hofmann 
und Verwaltungsbeamte leicht von sich aus darauf gekommen sein 
mag. 

So führte er in seiner Antwort vom 22. Dezember 1773 aus): 
„Würden aber Ew.D. bei Ihrer Absicht beharren, so würden Sie 
dem Prinzen, den seine Geburt auf den Thron beruft, die Gelegen- 
heit rauben, sich derjenigen Angelegenheiten zu befleißigen, die 
einst seine Beschäftigung und sein Vergnügen sein sollen. Nach 
dem, was man uns über die Studien der Herrn Prinzen sagt, giebt es 
für sie und ihre Lehrer noch Beschäftigung für den ganzen nächsten 
Sommer. Herr Schmid, mein College im Geheimen Conseil, hat uns 
kürzlich benachrichtigt, daß er zu Pfingsten nicht fertig werde und 
daß seine Lehrstunden noch in das folgende Semester hinübergreifen 
würden. Was Herrn Majer betrifft, so werden Ew. D. Sich gnädigst 
erinnern, daß Graf Goertz uns vor einem Vierteljahr mitgeteilt hat, 
man müsse ihn noch ein ganzes Jahr beibehalten, um seinen Unterricht 
in der Reichsgeschichte und über das öffentliche Recht zu beendigen, 
obgleich er nicht weniger als drei Stunden täglich giebt. Für Herrn 
Wieland wird es ohne Zweifel auch noch Arbeit genug geben, sowohl 
für diese Zeit wie für noch länger hinaus, und eben so steht es mit 


1) Abdruck bei von Beaulieu-Marconnay a.a.O. S., 69ff. 
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den Anderen, die sich Alle wenigstens das Ansehen geben möchten, 
als thäten sie etwas, damit es nicht scheine, als bezögen sie ihre 
ansehnlichen Besoldungen umsonst. Dies alles führt uns bis Michaelis 
nächsten Jahres, oder was auf dasselbe herauskommt, bis zu der Zeit 
wo Ew.D. die Zügel der Regierung dem Prinzen zu übergeben wün- 
schen. Wann soll er dann aber die wichtigste seiner Studien beginnen, 
die Lehrzeit der großen Kunst zu regieren? Wäre es nicht 
besser, daß er diese unter den Augen Ew. D. machte, die ihn befreiten 
von allen diesen Instruktoren und ihren Stunden, ihm nur das ließe, 
was notwendig ist, um durch einzelne nützliche Kenntnisse die Zierde 
seines Geistes zu vollenden und seine Zeit auszufüllen, — denn Gott 
möge mich bewahren, je den Rath zu ertheilen, ihn ganz unbeschäf- 
tigt zu lassen, — und ihn zugleich in das Geheime Conseil 
einzuführen wo er arbeiten sehen würde und vielleicht selbst 
arbeitete, — wo er vollkommene Kenntniß erhielte von allen den 
Dingen, die seine Freunde ihn nicht lehren können, — wo er ge- 
zwungen würde sich zu gestehen, daß siek eine solche Orakel sind, 
als sie gern ihn glauben machten, — wo er sich zugleich genöthigt 
sähe, sein Vertrauen zu theilen, und wenigstens etwas davon denen 
zuzuwenden, die er dann kennenlernen und nicht als völlig unwürdig 
erkennen wird, — wo er den ganzen Umfang seiner Pflichten gegen 
seine Oberen, seines Gleichen und seine Unterthanen überblicken 
wird, aber zugleich auch den ganzen Umfang der Verpflichtungen 
die er Ew. D. dafür schuldet, daß Sie so lange und so ausgezeichnet 

seine Stelle ausgefüllt! Wäre das nicht das sicherste Mittel, um in ihm 

das Gefühl der Dankbarkeit wieder zu erwecken, die er Ihnen schul- 

det, und ihm von neuem das Vertrauen einzuflößen, das er zu Ew. D. 

haben müßte, und auch ohne Zweifel haben würde, wenn er gegen- 

wärtig der Herr wäre ...“ 


Anna Amalia ist Fritschs Rat gefolgt, freilich erst dreiviertel Jahre 
später und ohne daß die Schwierigkeiten, die in der Natur Carl 


Augusts und seinem Verhältnis zur Mutter lagen, dadurch beseitigt 
worden wären. 


Als er nach vollendetem 18. Jahr, am 3. September 1775, die Zügel 
der Regierung ergriff, brach die stürmische Unruhe, die in dem hoch- 
strebenden, aber unreifen Jüngling gärte, unbeherrscht hervor, 
so daß dieser wilde Ausbruch ungebändigter Kräfte sich zur 
ernsten Gefahr für das Land auswuchs.. Wenn diese Art von 
Sturm und Drang mit der Zeit sich etwas abklärte und die guten 
Anlagen des Herzogs sich allmählich stärker durchsetzten, so war 
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das in hohem Maße der erzieherischen Einwirkung Goethes zu 
danken: Auch dies ein Beweis dafür, daß mit einer vorzeitigen Über- 
nahme der Regierung, wie Görtzens geheimnisvolle Pläne sie ins 
Auge gefaßt hatten, weder dem jungen Fürsten noch seinem Staate 
gedient gewesen wäre. Hätten sich die Dinge im Sinne von Görtz 
entwickelt, und wäre der Herzog früher ans Ruder gekommen, dann 
hätte er sich schwerlich von Fraakenberg und noch weniger von 
seinem ehemaligen Mentor leiten lassen, dessen Schwächen, dessen 
weiches Herz und dessen Nachgiebigkeit er nur zu gut kannte. Das 
feurige Füllen hätte sich vermutlich ganz losgerissen. Daß der Graf 
selbst, wäre er durch Anna Amalias Ausschaltung als Hauptberater 
Carl Augusts an die Spitze der Regierung gekommen, schwerlich 
die Eigenschaften besaß, die Staaisführung seines eigenwilligen Zög- 
lings in die richtigen Bahnen zu lenken, darf auf Grund seiner 
persönlichen Wesensart bezweifelt werden. Man kann es aber 
auch an seinem kleinen, nicht zur Ausführung gelangten Staats- 
streichplan ablesen, der sogenannten „Großen Affaire“, die nicht 
mehr als ein totgeborenes Kind war. 
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HERAUSGEGEBEN VON 
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A. Buchbesprechungen 


ALLGEMEINES 


Die Dämonie der Macht, Betrachtungen über Geschichte und 
Wesen des Machtproblems im politischen Denken der Neuzeit. Von 
GERHARD RITTER. 6. Aufl. München, Leibnizverlag 1948. 2155. 
7.50 DM. 


Die 1940 erschienene, in der HZ. bisher nicht besprochene 1. Auflage dieses 
Buches trug, um nicht den Argwohn der damaligen Machthaber zu erregen, den 
Haupttitel „Machtstaat und Utopie“ und ließ die Dämonie der Macht nur im 
Untertitel „Vom Streit um die Dämonie der Macht seit Machiavelli und Morus“ 
aufleuchten. So konnte das Buch während des Krieges insgesamt 4 Auflagen er- 
leben. Seit 1945 brauchen die bisherigen politischen Rücksichten nicht mehr 
genommen zu werden, so heißt der Titel seit der 5. Auflage von 1947 so, wie er 
oben angegeben ist. 

Der Inhalt des Buches ist aber im wesentlichen der gleiche geblieben. Wohl 
trifft man viele Spuren sorgfältiger Durchsicht und unablässiger Weiterarbeit; 
auch auf kritische Einwände und neuere Forschungen ist gebührend geachtet 
worden. Erweitert sind die Darstellung der englischen Politik ($. 92.) sowie 
die Ausführungen über die politische Haltung Luthers und des Luthertums 
($. 115.) und über die deutsche Historiographie des 19. Jahrhunderts, insbe- 
sondere Ranke ($. 135). Ganz neu aufgenommen ist eine kurze Betrachtung über 
Friedrich den Großen ($. 119£., vgl. auch S. 158). 


Diese ist wohl vor allem durch den politischen Mißbrauch, der mit der Gestalt 
Friedrichs und mit Preußen überhaupt von nationalsozialistischer Seite, aberauch 
sonst getrieben worden ist und noch wird, veranlaßt worden und leitet damit über 
zu der durch die Ereignisse seit 1940 bedingten Umgestaltung des Schlusses. 
Wenn die 1. Auflage mit einer kurzen, etwa drei Druckseiten umfassenden Be- 
trachtung der „Wende des Weltkriegs“ geschlossen hatte, so geht die neue Auf- 
lage ausführlich (S. 146—162) auf „‚das gegenseitige Mißverstehen zwischen eng- 
lisch-insularer und kontinental-deutscher Politik“, vor allem aber auf den Ver- 
sailler Friedenskongreß von 1919 ein, der zum Unterschied von allen früheren 
Friedenskongressen der Neuzeit nicht einen Kräfteausgleich zwischen gleich- 
berechtigten Mächten suchte, sondern als „‚Welttribunal‘‘ den Schuldigen bestra- 
fen wollte, zugleich aber noch über die Ziele der Morusschen Utopia hinaus „die 


1) Ausführlicher behandelt Ritter das Problem des Preußentums in seinem Buch 
„Europa und die deutsche Frage‘ (München 1948) S. 21ff, 
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Dämonie des Krieges durch eine organisierte Abrüstung aus der zivilisierten 
Welt zu schaffen“ bemüht war (S. 151). Daran schließt sich eine in aller Knapp- 
heit sehr eindringliche Darstellung des Rückschlags gegen diesen Sieg der insu- 
laren Ideologie, wie er zuerst im Neo-Machiavellismus des fascistischen Italiens, 
dann mit besonderer Gefährlichkeit in der durch Hitler geschaffenen deutschen 
Nachahmung dieses Fascismus in Erscheinung trat und, ohne von den angelsächsi- 
schen Mächten rechtzeitig gehindert zu werden, die Welt inden zweiten Weltkrieg 
hineinführte. Am Ende dieser Katastrophe, die wohl für immer die auf dem 
Gleichgewicht der europäischen Festlandsmächte beruhende Periode der neueren 
Geschichte beendet hat, stehen einstweilen die Nürnberger Prozesse als „höchste 
Steigerung des insularen Moralismus“. Auf diese historische Betrachtung folgt 
noch als fünfter und letzter Abschnitt ein ‚Versuch einer theoretischen Über- 
windung des Gegensatzes‘ zwischen Machiavelli und Morus, zwischen kontinen- 
talem und insularem Denken; von ihm wird gleich noch zu sprechen sein. 


All diese Erweiterungen haben aber an dem Gesamtcharakter des Buches nichts 
geändert und nichts zu ändern brauchen. Denn schon die 1. Auflage war, wie 
wohl fast alle deutschen Leser gespürt haben und wie Ausländer wohl nur unter 
dem Eindruck der Kriegspsychose verkennen konnten, eine eindringliche und 
innerlich aufregende Warnung vor der damals bei uns herrschenden „Dämonie der 
Macht“, vor den Gefahren, die aus dem die Politik der Großen Mächte seit Beginn 
der Neuzeit beherrschenden und von Machiavelli theoretisch gerechtfertigten Stre- 
ben nach Macht erwachsen sind. Auf diesen politischen Inhalt seines Buches legtR,, 
wie mirscheint, mit vollem Rechtauch heute noch besonderes Gewicht. Er erblickt 
eine wichtige Aufgabe der Geschichtsschreibung darin, an der geistigen Über- 
windung der Dämonie der Macht mitzuarbeiten. Er tut das Problem freilich nicht 
einfach mit dem Schlosser-Burckhardtschen Satze ab, daß die Macht an sich böse 
ist. Ausdrücklich wendet er sich in einem erst nach 1945 aufgenommenen Satze 
($.35) gegen den Wahn, daß der bloße „gute Wille“ ohne genaue Kenntnis der 
Wirklichkeit in der Politik etwas nützen könne. Aber er streckt nicht die Waflen 
vor den praktischen Schwierigkeiten, vielmehr versucht er — dem gilt vor allem 
der neue Schlußabschnitt — aus illusionsfreier Betrachtung der realen Welt zu 
einer Lösung der der Politik gestellten Aufgabe, eine gesunde Gemeinschafts 
ordnung zu erarbeiten, zu gelangen. Und gegenüber der Skepsis, die angesichts 
der vielen Fehlschläge den Menschen von heute vielleicht mehr als früher befallen 
kann, bekennt er sich ähnlich wie in seiner Schrift „‚Das sittliche Problem der 
Macht“ (1948) zu einem energischen „Dennoch“, das sich sträubt, die Ohnmacht 
des Moralischen „fatalistisch und resigniert hinzunehmen“ und den Glauben, dab 
es „so etwas gibt wie einen moralischen Baugrund, auf den man sich einigermaßen 
verlassen kann“, preiszugeben (S. 36, Zusatz der neuen Aufl.). Ebenso heißt 
in der Schlußbetrachtung ($. 173): „Wer aber resigniert, liefert die Welt dem 
Chaos aus“. Die Möglichkeit einer Lösung des Problems, die freilich „keine 
reinliche theoretische Lösung“ sein kann, erblickt er in dem Doppelsinn des 
Politischen, das wohl Macht ist, aber seine Macht nicht willkürlich, sondern zum 
Zwecke einer dauerhaften Gemeinschaftsordnung anzuwenden hat. Der für 
rationales Denken zunächst unlösbar erscheinende Gegensatz kann und muß — 
so führt R. auf S.171 aus — „im konkreten Handeln des Staatsmanns praktisch 
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überwunden werden“. Daran läßt R. freilich keinen Zweifel, daß es keine „Frie- 
densordnung“, keine „Gemeinschaft von wahrer Lebendigkeit, von sittlichem 
Rang geben“ kann, „die der inneren Spannungen und damit des lebenzeugenden 
Kampfes entbehrte!“ (S. 167). 

Das Buch klingt aus in einer energischen Warnung vor der allgemeinen Ab- 
kehr von der Politik, die als begreiflicher und doch gefährlicher Rückschlag gegen 
die nationalsozialistische Verherrlichung der Macht weite Kreise des deutschen 
Volkes, gerade auch unter der akademischen Jugend, erfaßt hat. 

$o wichtig aber auch dieser politische Gehalt des Buches ist, so darf doch an die- 
ser Stelle das wissenschaftlich Neue und Fördernde der Betrachtungsweise Rs. nicht 
stillschweigend übergangen werden. Von den vielen Einzelheiten, in denen R. 
unsere Auffassungen über Machiavelli, Morus und nebenher auch über Erasmus 
berichtigt und bereichert, möchte ich hier absehen. Den Hauptwert des Buches 
erblicke ich darin, daß sich an die Untersuchung der von ganz verschiedenen 
Voraussetzungen ausgehenden und darum zu ganz verschiedenen Ergebnissen 
gelangenden Gedankensysteme von Machiavelli und Morus eine Betrachtung 
ihrer Nachwirkung im politischen Denken und Geschehen der neueren Jahr- 
hunderte anschließt, die zu einer vertieften Einsicht in die strukturelle Verschie- 
denheit der kontinentalen und der insularen Entwicklung führt. Aus Rs. geistes- 
geschichtlicher Betrachtung erwächst also die gleiche Erkenntnis, zu der vor 
Jahren O, Hintze durch seine verfassungsgeschichtlichen, G. Brodnitz durch 
seine wirtschaftsgeschichtlichen Studien gelangt sind'), daß kontinentaler und 
insularer Absolutismus zwei verschiedene Grundformen sind und daß die Ge- 
schichtsforschung zwischen kontinentaler und insularer Staatsbildung unterschei- 
den muß. Mit Rankes Anschauung von einer romanisch-germanischen Völkerge- 
meinschaft ist diese Erkenntnis, wie bereits Brodnitz ausgeführt hat, nicht recht ver- 

einbar; aber sie kann sowohl für die allgemeine politische Geschichte wie insbeson- 
dere für die allgemeine Verfassungsgeschichte fruchtbar werden. Es wäre zu wün- 
schen, daß sie auch für das politische Leben, für ein besseres gegenseitiges Ver- 
ständnis der Völker ausgenutzt werden könnte. Das wäre der schönste Lohn, den 
R. für sein ungewöhnlich interessantes und inhaltreiches Werk ernten könnte. 
Berlin. Fritz Hartung. 


Das neue Geschichtsbild im Sinne der entwickelnden Geschichts- 
forschung. VON KURT BREYSIG. (Vom Sein und Erkennen ge- 


schichtlicher Dinge. IV. Band.) Berlin, W. de Gruyter u. Co. 1944, 
230 S. 


Das neue Geschichtsbild im Sinne der entwickelnden Geschichtsforschung 
bilder den letzten Band der Reihe „Vom Sein und Erkennen geschichtlicher 
Dinge“. Der vorliegende Band, das erste Werk, das aus dem wissenschaftlichen 


!) 0. Hintze, Machtpolitik und Regierungsverfassung, Internationale Monatsschrift 
für Wissenschaft, Kunst und Technik, 7. Jahrgang 1913, wieder abgedruckt in den Ge- 
sammelten Abhandlungen von O. Hintze, Bd. 1, Staat und Verfassung, 1941 (in Be- 
tracht kommt vor allem S. 417), ferner G. Brodnitz, Kontinentale und insulare Staats- 
bildung, Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, Bd. 78, 1924, S. 19#f. 
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Nachlaß B.s veröffentlicht wird, und von ihm noch selbst abgeschlossen wurde, 
enthält auch B.s „Theorie der entwickelnden Geschichtsforschung“. Der erste Teil 
dieses Buches gibt „Die Praxis der gegenwärtigen Entwicklungsgeschichte“ und 
umfaßt 102 Seiten, der theoretische Teil 128. In dem ersten Teil beschäftigt sich 
B. mit Jakob Burckhardt, mit Gneist, Schmoller und Heinrich Holtz. 
mann. Die Darstellung des ersten Teils zerfließt etwas. Es fehlt an einer ein- 
gehenderen Analyse des Entwicklungsgedankens jener Forscher. Wir müssen 
uns mit relativ geringfügigen Hinweisen begnügen. Was gegeben wird, sind 
recht interessante, kurz hingeworfene Gedanken über die einzelnen Werke dieser 
Männer und kiuge Erörterungen, sei es über Kunst bei Burckhardt, über 
englische politische Geschichte bei Gneist, über das Zusammenspiel von Staat, 
Gesellschaft und Wirtschaft bei Schmoller oder seien es in die Tiefe gehende 
Bemerkungen über das Wesen des Glaubens bei Holtzmann. Alles sehr an- 
regend und zum Nachdenken reizend. — Der zweite, der theoretische Teil, in 
dem der Schwerpunkt des Werkes zu sehen ist, enthält die theoretische Ausbeute 
der ganzen Reihe. Auch hier wird kein streng aufgebautes System vorgeführt, 
Das entspricht nicht der Begabung B.s, der nach Wilhelm Ostwalds Einteilung 
zu den romantischen, nicht zu den klassischen Denkern gehört. Was er uns zu 
sagen hat, wird in aufgelockerter Weise vorgetragen, und erfrischt durch geist- 
reiche Einschiebungen. — Die Theorie der entwickelnden Geschichtsforschung 
gehört zum Besten, was B. an Geschichtsphilosophischem gegeben hat. Zwei 
Wege, so sagt B., besitzt die Geschichtsforschung, um zum Ziele zu gelangen. 
Erstens hat sie „beschreibend‘““ vorzugehen, zweitens hat sie als „‚entwickelnde“ 
Geschichtsforschung „in der Aufdeckung der Zusammenhänge und somit der in 
zeitlicher Abfolge miteinander verketteten Längsreihen der geschichtlichen Er- 
eignisse ihre Hauptaufgabe“. Als wissenschaftlich wichtigstes Hilfsmittel der ent- 
wickelnden Forschung gilt ihm die Anwendung des Vergleiches. Vergleichungen 
im Nebeneinander des historischen Geschehens geben die Querschnitte durch die 
Zeitenfolge. Sie stellen sich als Zusammenordnung in umfassende und weniger 
umfassende Gruppen dar. Vergleichungen im Nacheinander aller begrifflich 
gleichartigen Bruchstücke im Längsschnitt der Zeitenfolge stellt die historischen 
Entwicklungsreihen her. Beobachtungen aus Quer- und Längsschnitten führen 
zur Einheit des historischen Geschehens und geben ein in sich geschlossenes 
historisches Bild. — Eine weitere Fragestellung B.s ist die nach dem Unterschied 
der beschreibenden und entwickelnden Geschichtsforschung. Zu dem schon Ge- 
sagten fügt er hinzu, daß die „beschreibende‘“ Forschung teils begriffsfremd ist 
und ihr die Begriffsschärfe fehlt. Das mache sie elastisch, gebe ihr die Möglich- 
keit, der Wirklichkeit näher zu kommen, stärkere Anschaulichkeit zu erzielen. 
Im Gegensatz hierzu bedürfe die entwickelnde Forschung, um sich überhaupt 
betätigen zu können, strenger begrifflicher Ordnung. Als Ersatz für geringere 
Wirklichkeitsnähe und Anschaulichkeit gäbe sie intensiveres Verständnis für 
historisches Geschehen, Einblick in das Bewegende historischen Werdens, Bloß- 
legung der Zusammenhänge und kausale Verknüpfungen. Die begriffliche Ord- 
nung des „Neben“einander drehe sich um Persönlichkeits- und Massengeschehen, 
über deren Art sich B, an Hand von Wirtschafts-, Rechts- und Glaubensgeschichte 
ausläßt, Die Formen des Massen- und Persönlichkeitsgeschehens werden unter 
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Heranziehung des Beamtentums, der Fürsten und der Staats- und Kriegsgeschichte 
des breiteren erörtert. Das „Nach“einander erhält seine begriffliche Ordnung 
durch die Entwicklungsreihen. Bei den Entwicklungsreihen, auch bei den Quer- 
schnitten darf die Verzahnung aller Geschehnisse nicht übersehen werden. Durch 
Entwicklungsreihen und Querschnitte wird eine Vereinfachung alles Geschehens 
erzielt, es wird damit auch übersichtlicher. Als eine solche Vereinfachung wirkt 
sich die „Sammel-Beobachtung“‘ aus. Bei ihr kommt klar die Kunst des Fort- 
lassens zur Geltung, die freilich auch Gefahren in sich birgt. Als Formen der Ver- 
einfachung führt B. an:-die Zusammenfassung von Handlungen zu Handlungs- 
weisen und die rein zahlenmäßige Zusammenfassung als gröbste Form. Um für 
die Zusammenfassung größere Klarheit zu gewinnen, hat man sich des „artver- 
tretenden‘“ Einzelfalls zu bedienen. Man stellt z.B. einen Einzelfall der Hand- 
lungsweise oder der zahlenmäßigen Zusammenfassung gleichsam als Stichprobe 
heraus. Dieser artvertretende Einzelfall hat aber nichts mit dem Max Weber- 
schen Idealtypus zu tun. (W. Eucken nennt diesen artvertretenden Einzelfall — 
Modell.) Die Zusammenfassung, wie jedwede forscherliche Tätigkeit, unter- 
liegt der Zeitbedingtheit und der Subjektivität des Forschers in der Bewertung 
und damit auch in der Auswahl, was stärker für die entwickelnde als für die 
beschreibende Geschichtsforschung in Geltung ist. 

Ich habe hier einen ungefähren Überblick über B.s neuestes Werk gegeben, 
ohne freilich die überaus reichhaltigen Betrachtungen, die sich auf alle Gebiete 
der Kultur erstrecken, berücksichtigen zu können. Ich gehe nun zur grundsätz- 
lichen Auseinandersetzung mit B.s „Theorie der entwickelnden Geschichts- 
forschung“ über, einer Auseinandersetzung, die mir nicht nur für die Geschichts- 
forschung, sondern auch für die Forschung aller menschlichen Gemeinschaftsge- 
bildeals wichtigerscheint. Mit der kritischen Einstellung zu B.s entwickelnder Ge- 
schichtsforschung haben seine Ausführungen überdie Bedeutung des Vergleiches, 
über die Formen des Persönlichkeits- und Massengeschehens, die Formen der 
Vereinfachung und über den artvertretenden Einzelfall nichts zu tun. 

B.s Theorie der entwickelnden Geschichtsforschung beginnt mit der Klar- 
legung dessen, was B. unter Entwicklung versteht. Geschichtliche Entwicklung 
ist ihm nicht mehr als die zeitliche Abfolge miteinander kausal verketteter Längs- 
reihen der geschichtlichen Ereignisse (104). Für ihn stellt Entwicklung nichts 
anderes dar als Zusammenhänge, die sich auf Kausalität gründen. Von irgend- 
welchen Ideen, die der Entwicklung die Richtung geben, wird nicht gesprochen, 
während sie tatsächlich immer am Werke sind. Denn will ich kausale Zusammen- 
hänge herausheben, diese miteinander verknüpfen und auf diesem Wege histo- 
tische Entwicklungsreihen aufdecken, so sche ich mich einem kaum zu über- 
wältigenden Bündel kausaler Zusammenhänge und deren Verknüpfungen jegen- 
über; da alles, was ist, irgendwie miteinander kausal verbunden ist. Ordnung 
bringe ich in diese Wirrnis von Verknüpfungen nur, wenn ich der kausalen Ver- 
knüpfung jeweils nach einer bestimmten Richtung nachgehe, wenn sie gemäß 
einer richtunggebenden Idee vor sich geht. 


Was B, als entwickelnde Geschichtsschreibung bezeichnet, wird man als solche 
kaum benennen dürfen. Entwicklung ist nicht nur kausale Verknüpfung, ist nicht 
nur Zusammenhang, der sich auf Kausalität gründet, ist mehr als nur ein Gegen 
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satz zur Konstanz, mehr als beliebige Umwandlung. Soll von ihr gesprochen 
werden, so muß der Nachweis hinzukommen, daß die geschichtlichen Seins- 
formen und Zustände eins aus dem andern so hervorgehen, daß eine stetige Reihe 
sich ergibt, und alles einem einhei lichen Prozeß derart unterstellt ist, daß sich 
höhere, kompliziertere, reichere, vollkommenere Formen als stetige Steigerung 
aus einfacheren Formen ergeben, oder aber, daß man dem umgekehrten Vorgang 
nachgeht. Das wäre entwickelnde Geschichtsforschung. Was B. in seiner Theorie 
vorführt, ist weniger, ist nichts anderes als auf Kausalität sich aufbauende Ge- 
schichtsschreibung, die, was B. entgeht, stets idee-geleitet ist. Das Wesen der 
idee-geleiteten Geschichtsschreibung besteht darin, daß eine Auslese, ein Hervor- 
heben, ein Beiseiteschieben, ein Weglassen geschichtlichen Seins auf Grund der 
die Forschung beherrschenden Idee vor sich geht; gemäß dieser Idee werden ge- 
schichtliche Persönlichkeiten und Ereignisse bewertet, beurteilt, gedeutet und 
nuanziert und alles wird wieder in Hinsicht auf diese Idee zu einer Einheit zu- 
sammengefaßt, zu einem Bilde gestaltet. Das gleiche Geschehen, die gleiche Per- 
sönlichkeit erhalten je nach der Idee einen wechselnden Charakter, einen ver- 
änderten Inhalt. Einseitigkeit gehört zu dem Charakteristischen der idee-geleite- 
ten Geschichtsschreibung und unverkennbar ist ein teleologischer Einschlag fest- 
zustellen, der bestimmend auf die Auslese mit einwirkt. 


Die leitende Idee kann mannigfacher Natur sein; sie kann dem Religiösen, 
Philosophischen, Sozialen, Politischen, Ökonomischen, Ethischen, Ästhetische 
usw. angehören. Ich weise auf die idealistische, positivistische, naturrechtliche, 
materialistische Geschichtsauffassung hin. Als Beispiele wären anzuführen: 
Augustinus’ Gottesstaat, der von der christlich-religiösen Idee getragen ist; 
Schlossers Weltgeschichte, die im Banne der liberalen Idee steht; Treitschkes 
Deutsche Geschichte, die alles im Lichte deutsch-preußischer Interessen sieht und 
beurteilt und Breysigs Geschichtswerke, für die die Entwicklungsidee beherr- 
schend ist. : 

Die leitende Idee findet seitens des Forschers bewußte oder unbewußte An- 
wendung. Ihre Entstehung verdankt sie zumeist Zeiterfordernissen materieller 
oder immaterieller Art; teils kommen und gehen sie mit den Zeitbedürfnissen, 
teils sind sie zeitloser Natur. Was die idee-geleitete Geschichtsschreibung dar- 
bietet, ist zeitgebunden, ist Ausdruck der Zeit und Ausdruck der Subjektivität 
des Forschers, Gedankengänge die auch bei B. anklingen. 


Die idee-geleitete Geschichtsschreibung setzt sich aus zwei Teilen zusammen. 
Der eine Teil besteht aus dem der seinsbeschreibenden Geschichtsforschung ent- 
nommenen geschichtlichen Stoff. Hier handelt es sich um Wiedergabe historischer 
Wirklichkeit. Der zweite Teil stellt eine Verarbeitung des geschichtlichen Stoffes 
auf Grund einer oder mehrerer Ideen, auf Grund von Zeit- und Weltanschauung 
dar. Damit verläßt man den Boden der historischen Wirklichkeit, und zwar um 
so mehr, je stärker der Ideen-Einschlag ist. Was man aus Stoff und Idee zu einem 
Ganzen gestaltet, ist konstruktives Gebilde, entbehrt des Merkmals der Wirklich- 
keit, Das beweisen recht drastisch die ökonomischen Gebilde, die durch Anwen- 
dung der Wirtschaftsstufen, Wirtschaftssysteme und Wirtschaftsstile entstanden 
sind. Sie alle wollen den Wirtschaftsablauf, die Wirtschaftsgeschichte in Gebilden 
fassen. Aber allen diesen Gebilden fehlt die Realität. Weil keine Realität vorliegt, 
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vermochte sich keine dieser Aufstellungen zu behaupten, wenn sie auch in ge- 
messenem Umfang ihrer Zeit gedient haben. 

B.s entwickelnde Geschichtsforschung ist idee-geleitete Geschichtsschreibung, 
obschon B. keine Klarheit über die maßgebliche Bedeutung der Idee für sie besitzt. 
Es bleibt die Frage offen, ob die Geschichte einen Entwicklungsprozeß im Sinne 
des sukzessiven Hervorgehens eines Komplizierteren, eines Höheren aus einem 
Einfacheren darstellt, so z. B. in der Gestaltung des Staates, seiner Verwaltung, 
seiner sozialen Ordnung, seiner praktisch sittlichen Betätigung. Dieses Problem 
wird von B. kaum berührt, obzwar je nach Bejahung oder Verneinung dieser 
Frage das Geschichtsbild ein anderes wird, aber — wie wir noch sehen werden — 
auch die Geschichtsforschung ein anderes Aussehen annehmen muß. 

Von mir wird die Frage verneint! Worauf stützt sich diese Verneinung? Sie 
baut sich auf dem Grundgedanken auf, daß „fortlaufende“ Entwicklung sich 
weder in der Geschichte, noch sonst wo, auch nicht in der Natur vorfindet!). 
Denn wohin wir blicken mögen, überall ist nur eine „begrenzte“ Entfaltung und 
eine begrenzte Entfaltungsfähigkeit anzutreffen. Alles hat in „sich“ seine Grenzen 
und.nichts vermag über die ihm gegebenen Grenzen hinauszugehen. Dies gilt fürdie 
Entfaltung der einzelnen Persönlichkeit, der Familie, des Volkes, der Rasse, dies 
gilt für die Einzelheiten, nicht minder auch für die Gesamtheit der historischen 
Schöpfung, so für den Feudal-, den Nationalstaat, die Staatsformen, für die Volks- 
wirtschaft, die einzelnen Gesellschaftsformen, für jedwede Organisations- und jede 
Stilart, für den klassischen, romanischen, gotischen Stil, den Stil der Renaissance, 
des Barocks; dies gilt nicht minder für irgendeinen Gedanken, ein System usw. 
Überall liegen die Grenzen „in“ den Dingen selbst. Der Traum einer schier ufer- 
losen Höherentwicklung ist ausgeträumt. Diese veränderte Einstellung zum ge- 
schichtlichen Geschehen verdrängt in der historischen Betrachtung den Monismus 
B.scher entwickelnden Geschichtsauffassung, den Gedanken des Herauswachsens 
des einen aus dem andern, läßt an Stelle des Monismus den Pluralismus treten, die 
Vielfalt des Gestaltens, die Eigen-Wurzelhaftigkeit der historischen Dinge. Die 
vermeintliche Einheit historischen Werdens löst sich auf und macht dafür einer 
bunten Mannigfaltigkeit Platz. 

Bejahe ich die begrenzte Entfaltungsfähigkeit aller historischen Seins-Dinge, 
aller ihrer Erscheinungen, so wird das geschichtliche Bild ein anderes. Dann zer- 
fällt das geschichtliche Sein in Einzelteile. Jedes dieser Einzelteile unterliegt 
je nach Ausrüstung und Zeitdauer einer begrenzten Entfaltung, die beide jedes 
für sich ganz verschieden sind. Die Teile bestehen aber nicht jedes für sich, son- 
dern sind miteinander intensiver oder lockerer verbunden, verschlungen, ver- 
flochten, halten und stützen sich, bedingen sich gegenseitig in verschiedenem 
Umfang und sind deshalb voneinander mehr oder minder abhängig. Aber diese 
Wechselbeziehungen unterliegen wieder, quantitativ und qualitativ, einer be- 
grenzten Entfaltung. 


?) Näheres hierüber in meinen Schriften: Die drei Stadien der Volkswirtschaft und 
Ihresittlichen und ideellen Grundlagen, Stuttgart 1943; Die Lehre von den beweglichen 
und starren Begriffen, Stuttgart 1935; Grundgedanken der Breysigschen Geschichts- 
philosophie, Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik 1940; und Die Geschichte 
des Entwicklungsgedankens ebenda 1941. Der Nationalismus Westeuropas, Die 
Geschichte einer Idee, 2, Aufl., Leipzig 1929, 
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Unter Anerkennung des Grundsatzes begrenzter Entfaltungs- und Daseins- 
möglichkeit fällt der Geschichtswissenschaft eine neue Aufgabe zu. Jetzt gilt es, 
ganz planmäßig auch das Wesen der historischen Seinsformen, das Wesen der Zu- 
stände, Vorgänge, Institutionen und das Charakteristische ihres Verschlungen- 
und Verflochtenseins mit ihrer von B. unbeachteten begrenzten Entfaltungs- und 
Daseinsmöglichkeit zu erkennen. Wird das geschichtliche Geschehen ergänzend 
nach diesen Gesichtspunkten bewußt und planvoll durchforscht, so werden damit 
Einsichten von bleibendem Wert gewonnen, man wird in die Lage versetzt, ge- 
wisse Regelmäßigkeiten im Ablauf der Entfaltung aufzudecken. Einer Geschichts- 
forschung, die derart verfährt, möchte ich den Namen „‚wesens-erfassende“ Ge- 
schichtsforschung geben. 


Der B.schen Geschichtsauffassung gegenüber stelle ich die begrenzte Entfal- 
tungsfähigkeit und Daseinskraft alles Seienden in den Mittelpunkt der historischen 
Betrachtung und Untersuchung. Damit erhält das Geschichtsbild ein verändertes 
Aussehen. Es zeigtsichals Gewoge von jeweils Eigenartigem miteigenartigem Kom- 
men und Gehen, mit eigenartigen wechselseitigen Beziehungen. Im gleichen Zeitab- 
schnittentsteht, blühtund vergeht Unendliches. Nirgendwo findetsichVoll-Decken- 
desim Werden, Blühen und Vergehen, nirgendwo eineeinheitliche Linie, das verbie- 
tet die Vielheit alles Seins. In allem gibt sich unübersehbare Mannipgfaltigkeit kund, 
in allem verschiedenes Lebenstempo, in allem verschiedene Daseinsfähigkeit und 
Daseinsdauer, in allem verschiedene Entfaltungsfähigkeit und Möglichkeit. 
Einheitliches und Wiederholtes ist nur ein Gebilde aus Menschenhand. Es ent- 
steht dadurch, daß der Mensch von sich aus das Geschehen vereinfacht und ver- 
einheitlicht, indem er nur Ähnliches zu Gleichem stempelt. So entstehen gleiche 
Geschichtsabläufe, auf diese Weise kommt der Mensch zu einheitlichen Linien 
im historischen Werden. Sie gewinnen an Wirklichkeitswert je verwandter, je 
ähnlicher die Erscheinungen miteinander sind, verlieren aber an Wirklichkeits- 
wert je weniger das zutrifft. 


Was uns die wesens-erfassende Geschichtsforschung darbietet, sind keine kon- 
struierten Gebilde, sondern sind Erkenntnisse, unabhängig von den einzelnen 
Individuen, unabhängig vom Zeitgeist. Gewiß, auf die Individualität alles Histo- 
rischen ist immer wieder hingewiesen worden, nicht aber klar und bewußt auf die 
begrenzte Entfaltungsfähigkeit und gemessene Daseinsdauer, nicht hat man sich 
bewußt und konsequent von der Entwicklungsidee losgelöst. 


Wir haben es also mit drei Forschungsweisen, drei Geschichtsschreibungen 
zu tun: erstens der „seins-beschreibenden“, zweitens der „wesens-erfassenden“ 
und drittens der „‚idee-geleiteten‘‘ Geschichtsschreibung. Jeder dieser drei Arten 
fällt eine besondere Aufgabe zu; und sie in ihrem Insgesamt erfüllen erst in vollem 
Umfang die der Geschichtsschreibung gestellte Aufgabe. 


Die „seins“-beschreibende Geschichtsschreibung hat die Aufgabe, das histo- 
risch Gewordene, die geschichtlichen Vorgänge, Zustände, handelnde Personen F 
und Gemeinschaften zu erfassen und darzustellen. Sie schildert das historische 
Geschehen mit den in ihm wirkenden Kräften, wie es „ist“ und wie es „geworden“ 
ist. 
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Die „wesens-erfassende“ Geschichtsschreibung baut auf den Ergebnissen der 
seins-beschreibenden Geschichtsschreibung auf, geht aber einen Schritt weiter 
und begnügt sich nicht mit der Feststellung des Tatsächlichen, sondern trachtet 
das geschichtlich Gewesene, Gewordene und Seiende in ihrer Wesensart und 
Seinsbedingtheit derart zu erkennen, daß dabei die begrenzte Entfaltungsfähigkeit 
und Daseinsdauer alles Historischen zur Geltung gelangt. 

Von der „idee-geleiteten“ Geschichtsschreibung, zu der die B.sche entwickelnde 
gehört, wäre auszusagen, daß sie ihre Elemente nach bestimmtem Auswahlprinzip 
sowohl der beschreibenden als auch der wesens-erfassenden Geschichtsschreibung 
entnimmt. Sie gibt die Geschichte in einer den jeweiligen Kulturabschnitten ent- 
sprechenden Form und Geist, in Zeitbedingtheit und betonter Subjektivität des 
Forschers. Sie ist also Zeitausdruck, sie sieht mit den Augen der Zeit, sie denkt 
im Geiste ihrer Zeit, sie glaubt in dem Glauben der Zeit. Ihr Wirken ist der Zeit, 
der sie angehört, irgendwie dienstbar. Geschichte ist ihr Mittel zum Zweck. Was 
sie gibt, ist keine historische Erkenntnis, sondern ein geschichtliches Bekenntnis. 
Sie deutet das Geschehen in ihrem Sinne; sie liefert „‚schöpferische‘ Leistungen, 
während die Leistung der beiden anderen Geschichtsschreibungen sich auf dem 
Gebiet der Erkenntnis-Findung bewegt. 

Diese drei Geschichtsschreibungsarten sind nicht scharf voneinander zu trennen, 
eine greift in die andere ein. In der Praxis handelt es sich nur um ein Überwiegen 
der einen oder anderen Art. 

Es bleibt die Frage noch zu beantworten, welcher Art die B.sche Geschichts- 
forschung ist. Darauf wäre zu antworten, daß alle drei Arten von ihm vertreten 
werden. Vorwiegend in seinen jungen Forscherjahren, die unter Einfluß von 
Koser und Schmoller stehen, treibt er seins-beschreibende Geschichtsforschung. 
Von der Höhe seines Forscherlebens ab widmet er sich der wesenserfassenden 
Forschungsweise. Aber im Mittelpunkt seines Forschens steht die idee-geleitete 
Geschichtsschreibung, und zwar vorherrschend in den Werken, die die Geschichte 
in Entwicklung sehen. Mit diesen Werken befindet sich B. in Zeitabhängigkeit; 
er läßt historisches Erkennen in schöpferisches Gestalten umschlagen, entfernt 
sich damit von der historischen Wirklichkeit und gibt diesen Werken Zeitbedingt- 
heit. 

Ravensburg Waldemar Mitscherlich. 


Italien im Mittelalter. Von WALTER GOETZ. 2 Bde. Leipzig, 
Koehler & Amelang 1942. 222 u. 229 S. je 4M. 


Maan lasse sich durch den Titel der beiden hübschen, Meinecke zum 80. Geburts- 
tag gewidmeten Bändchen, die hier zur Anzeige kommen, nicht täuschen. Es 
handelt sich um keine Geschichte Italiens im Mittelalter, ja im 2. Band grund- 
sätzlich nicht einmal um Italien, sondern um eine Sammlung älterer Aufsätze aus 
den Jahren 1903—1939, die alle dem Thema vom Wandel des Mittelalters zur 
Neuzeit, vom Erwachen nationaler Antriebe und von den Quellen und dem 
Werden der Renaissance dienen. Daß dabei Italien bei weitem die erste Rolle 
spielt, versteht sich. Es treten aber auch andere Länder, insonderheit Frankreich, 
gelegentlich auf den Schauplatz. 
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Zehn Aufsätze werden uns wieder vorgelegt. Ihre Anordnung hat offenbar 
geschwankt; denn was der Vf. darüber im Vorwort sagt, stimmt mit der Auf. 
teilung in den beiden Bänden nicht überein (und auch die Titel weisen im Vorwort 
zum Teil leichte Abwandlungen auf). In der Form wurde der Text gelegentlich 
etwas überarbeitet, in den Anmerkungen inzwischen erschienene Literatur (wenn 
auch keineswegs vollständig) erwähnt. Noch etwas Äußerliches: bei den meisten 
Aufsätzen ist im Inhaltsverzeichnis das Jahr des Erscheinens angegeben, bei 
dreien aber fehlt es — ein Schönheitsfehler, den wir im folgenden bessern, der 
indessen nicht schwer wiegt, da die in diesen Aufsätzen vorgetragene Auffassung 
eine durchaus einheitliche Sicht zeigt. 

In sehr feiner Weise geht G. der komplexen Erscheinung der Entstehung und 
Entwicklung des Volkstums in Italien nach, der volkstümlichen Elemente und 
ihrer Verbindung mit dem Wiedererstarken der antiken Erinnerungen und Ein- 
flüsse. Die Vergangenheit und das Gelehrtentum wirken auf einen aus boden- 
ständigem Wachstum hervorgegangenen, die Laienbildung befruchtenden Zeit- 
geist. Der 1. Band wird eröffnet durch die Aufsätze über die Entstehung der 
italienischen Nationalität (Bedeutung der langobardischen Komponente und ihre 
frühe Romanisierung) und über das Werden des italienischen Nationalgefühls 
(wovon eigentlich erst seit um 1300 geredet werden kann). Hier werden also die 
Grundlagen des volkstümlichen Elements herausgearbeitet. Die beiden folgenden 
Aufsätze betrefien die viel berufene Person und Bedeutung des Franz von Assisi, 
seine ursprünglichen Ideale und seine Stellung in der Entwicklung der mittel- 
alterlichen Religiosität. Sie richten sich ebenso gegen Sabatiers Ansicht über 
Differenzen zwischen der Kurie und Franz (Umbiegung des ursprünglichen 
Ideals im Sinne der Hierarchie) wie gegen Thode, der in Franz den Wegbereiter 
der Renaissance sehen wollte. Franz gehört ganz ins Mittelalter, er stand der 
aufsteigenden volkstümlichen Kultur durchaus ablehnend gegenüber, wirkte frei- 
lich trotzdem mit religiösen Mitteln auf sie ein. 


Der 2. Band beginnt mit dem ausführlichen Aufsatz über die Entwicklung des 
Wirklichkeitssinnes vom 12. zum 14. Jahrhundert (1937). G. nimmt den Wirk- 
lichkeitssinn als eines der Kennzeichen für den Beginn der Neuzeit in Anspruch 
und untersucht sein Auftreten namentlich auf dem Gebiet der Naturwissenschaft 
(Albertus Magnus, Friedrich II.) und dem der bildenden Kunst, wo die an Dante 
exemplifizierte Kunst des Sehens zu dem durch N, Pisano und Giotto vertretenen 
Umschwung führte. Auch die folgende Darlegung über die Enzyklopädien des 
13. Jahrhunderts geht der werdenden Laienbildung nach und betont das weltliche 
Element sowohl in den für den Kleriker-Unterricht geschriebenen Werken 
(Vincenz von Beauvais) als in denjenigen, die den Bedürfnissen der Laien dienten 
(Peire de Corbiac, Brunetto Latini). Nach dem nächsten Aufsatz, Das Wieder- 
aufleben des römischen Rechtes im 12. Jahrhundert (1912), hat dieser Beginn 
oder Vorklang der Renaissance nichts mit den Bedürfnissen des praktischen 
Lebens und ebensowenig mit der Entwicklung des Städtewesens oder der Reichs 
politik zu tun, sondern er erwuchs aus wissenschaftlichem Interesse, das im Zu- 
sammenhang mit dem geistigen Leben Italiens und des Abendlandes stand. (Hier 
ließe sich vielleicht einiges anders sehen und auch die römische Bewegung von 
1143 aus der Isoliertheit, in die sie $. 115—118 gestellt wird, befreien.) Folgt 
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ein kurzer Essai über die Wiederaufnahme der Antike im Mittelalter und in der 
Renaissance („In der italienischen Renaissance gehen die beiden Ströme zwei 
Jahrhunderte lang nebeneinander: der antike und der mittelalterlich nationale. 
Nur zum Teil stehen sie im Kampfe, denn dieser zweite ist so sehr der natürlich 
gegebene wie jener andere der darüber hinaus unentbehrliche“.) Den Schluß 
bilden dann die beiden besonders gehaltvollen Aufsätze aus der HZ. Bd. 98 
(Mittelalter und Renaissance) und Bd. 113 (Renaissance und Antike, 1914). Jener 
ist mehr historiographischer Art (Burckhardt und seine Widersacher Thode und 
C. Neumann). Dieser ist systematisch gehalten und geht dem viel erörterten 
Problem auf dem Gebiet der bildenden Kunst und der Geschichtsschreibung nach. 
Seit etwa 1400 stehen wir danach vor einem großen und wachsenden Einfluß der 
Antike auf den naturgewachsenen italienischen Geist der Zeit, der daneben eben- 
falls wirksam blieb. Im ganzen bedeutet das Ergebnis, trotz einiger Abwandlung 
und Einschränkung, ein starkes Zurückgehen auf Burckhardt, der seinen Kritikern 
an bleibenden Erkenntnissen sich überlegen erweist. 
Berlin-Nikolassee. Robert Holtzmann }. 


Chiesa e stato nella dottrina di papa Innozenzo III. A cura del sac. 
MICHELE MACCARONE. (Lateranum, Nova series An.VIN. 3-4. 
Facultas theologica pontificii Athenaei Lateranensis.) Romae Tiberino 
1940. XVI u. 157 S. 


Der Vf. hat sich das Ziel gesteckt, das Urteil über die Ideen Innozenz’ Ill. 
von Kirche und Staat, wie es sich besonders durch deutsche und französische 
Forscher auch in Italien verbreitet habe, zu revidieren, um zu zeigen, daß Inno- 
zenz keineswegs die sog. hierokratische oder theokratische Weltherrschaft des 
Papstes gelehrt habe, sondern vielmehr die vom Vf. die gelasianische genannte 
Auffassung vom Verhältnis der beiden Gewalten, d.h. die Unabhängigkeit 
und Trennung beider von einander. Er tut dies durch eine eingehende 
Interpretation der wichtigsten Zeugnisse, der Briefe, Erlasse und Predigten 
des Papstes und setzt sich dabei auch mit den gegenteiligen Meinungen anderer 
Forscher, wie A. Hauck (Gedanke der päpstlichen Weltherrschaft, 1904), K. Bur- 
dach, Arquilliere, und den Dissertationen von E. W. Meyer, Bonn 1919, E. Strube, 
Berlin 1936, I. Fiebach, Greifswald 1914, u. a. m. auseinander. Das Ergebnis ist, 
daß der große Papst durchaus der kirchlichen Tradition folgte, keine neuen 
Theorien auf politischem Gebiete aufstellte und im besonderen ganz abhängig 
war von den Doktrinen seines juristischen Lehrers in Bologna, des Kanonisten 
Huguccione von Ferrara. In diesem Nachweis scheint mir der Hauptwert des 
Buches zu liegen, denn die wichtige Summa super decreto des Huguccio ist un- 
gedruckt, und seine Lehren sind bisher nur durch Excerpte und Mitteilungen 
(F. Schultes und F. Maassens vor allem) fragmentarisch bekannt. Es ist ja ein 
großes Verdienst von St. Kuttner durch sein „„Repertorium der Kanonistik 1140 
bis 1234”, Rom 1937, und durch den Plan eines Corpus Glossarum diese Studien, 
die nicht nur für Juristen, sondern auch für den Historiker des Mittelalters fast 
unentbehrlich sind, neu belebt zu haben. Erst wenn einmal ein solches Corpus 
vorliegen wird, kann man die Entwickelung der Lehren und namentlich die 


Historische Zeitschrift 169. Bd. 37 


ne 
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Kämpfe der Schulen und Parteien des 12. und 13. Jahrhunderts richtig übersehen 
und dann auch die Stellungnahme einzelner Persönlichkeiten sicherer beurteilen, 

Einen Anfang in dieser Richtung bringt die vorliegende Arbeit, allerdings nicht 
ohne Einschränkung. Gewiß kommt der Vf. durch seine genauen Quellennach- 
weiseausPatristik, Kanonistik und Liturgie über die Ergebnisseder älteren Forscher 
hinaus: Innozenz III. war weder Schöpfer noch Anhänger einer extremen hiero- 
kratischen Doktrin, einer schlechthin politischen Weltherrschaft des Papstes, 
wie seine Nachfolger Gregor IX. und besonders Innozenz IV. und Bonifaz VII 
Den Unterschied hat der Vf. gut beobachtet. Aber kann man von einer Dokttin 
Innozenz’ 1il. überhaupt eigentlich sprechen ? Er war ein viel zu großer Staatsmann 
und Diplomat, vielleicht auch Theolog, um sich in seiner Politik juristischen Prin- 
zipien zu verschreiben. Er formuliert keinen klaren politischen Weltherrschafts- 
anspruch wie ein Bonifaz VIII., der sich entrüstet, daß man seine juristischen 
Kenntnisse anzweifelt. Aber eben darum war Innozenz III. doch die größere 
Herrschernatur, der eine wahre päpstliche Weltherrschaft übte wie keiner vor 
ihm. Insofern sind Forscher wie Hauck, Arquilliere und andere m, E, durch- 
aus im Recht. Es ist wichtig und interessant zu wissen, woher die Gedanken 
stammen, daß sie nicht neu sind, sondern eine lange Geschichte haben; daß weit- 
hin die Grundlage augustinisch ist, wie stark der Einfluß der Patristik Bernhards 
von Clairvaux und der Kanonisten von Bologna ist; daß die berühmte Lehre von 
der Intervention des Papstes ratione peccati ebensowenig eine Erfindung Innozenz’ 
ist wie die Lehre von den casus ambigui et difficiles oder die Theorie von der 
translatio imperii oder der Begriff der plenitudo postestatis. Aber es ist ebenso 
wichtig zu schen, wie später die extreme Theorie eines Innozenz IV. und anderer 
gerade an die großen Dekretalen Innozenz’ III. sich anschließt. Si duo faciunt 
idem, non est idem. Mochte Huguccio alle wesentlichen Elemente der kirchen- 
politischen „Lehren“ Innozenz III. liefern, im Munde des Papstes wurden sie etwas 
Neues, eine politische Kraft, die die Welt bewegte. In der Arbeit des Vf.s tritt 
das m. E. zu wenig hervot : die Gestalt des großen Papstes erscheint zu traditionell, 
zu harmlos und unselbständig, seine Wirkung in der Welt und Nachwelt wird 
dadurch nicht verständlicher. Denn tatsächlich bedeutet Innozenz Ill. für die 
Doktrin und Theorie nicht schr viel, wohl aber für ihre Anwendung in der Politik. 
Der Vf. nennt ihn ganz richtig „‚piü uomo di azione che pensatore”’. Er wareben 
kein Scholastiker wie Huguccio, sondern einer der größen Päpste des Mittelalters. 
Das wäre bei der Interpretation de: großen Dekretalen durch den Vf. wohl noch 
mehr zu beachten gewesen, so dankenswert ihre sorgfältige Analyse ist. Von 
kleinen Irrtümern möchte ich nur erwähnen, daß die S. 150 genannte, oft bespro- 
chene Auslegung des Jeremias bekanntlich keinechtes Werk des Joachim von Fiort 
ist; Gerhoh war Propst von Reichersberg (nicht Reichenberg). 

Leipzig. Rich. Scholz. 


De wording van staat en souvereiniteit in de middeleeuwen. Een 
rechtshistorische studie in het bijzonder met betrekking tot het 
Nedersticht. Door P. W. A. IMMINK. Deel 1. Utrecht, Kemink 
en Zoon 1942. 312 S. 

Der Titel der Arbeit ist zu allgemein, denn es handelt sich ausschließlich um 
eine Untersuchung der Verwaltung und Rechtssprechung im Niederstift Utrecht 
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dem eigentlichen Kerngebiet des Fürstentums Utrecht um die Hauptstadt, das 
etwa der heutigen Provinz Utrecht entspricht. Vielleicht soll der zweite Teil all- 
gemeinere Betrachtungen bringen, dann wäre aber dringend eine Durcharbeitung 
der neueren, besonders der deutschen Literatur zu empfehlen, die neuerdings die 
Kenntnis des Werdens des mittelalterlichen Staates gefördert hat. Auch für den 
vorliegenden Band wäre es nützlich gewesen, diese Literatur, von der nur das 
Werk von Spangenberg angeführt wird, heranzuziehen. 


Diese Entwicklung der Verfassung und der Rechtsprechung in Utrecht ist mit 
großer Ausführlichkeit unter Benutzung eines reichen Urkundenmaterials behan- 
delt worden. Beachtenswert ist der Werdegang des Großen Rates, Es ist eine 
eigenartige Institution, die verhältnismäßig früh dem Fürstbischof bei der Landes- 
verwaltung zur Seite tritt. Die kirchliche Organisation bringt es mit sich, daß 
das Domkapitel von Anfang an bei dem Landesregiment starken Einfluß übt. Dazu 
treten aber bereits in der ersten Hälfte des 12. Jahrhunderts Laien im Rate des 
Bischofs hervor. Im Anfang des 13. Jahrhunderts spielen sie bereits eine große 
Rolle und erscheinen als Gruppen der „nobiles‘ und „ministeriales“. Als Rat des 
Bischofs taucht die „Synode“ auf, deren ursprünglich rein kirchlicher Begriff hier 
eine politische Prägung erhält, denn es sind in ihr neben der Geistlichkeit die 
beiden eben erwähnten Gruppen von Laien vertreten. Die Synode bildet den 
Ausgangspunkt der Ständeversammlung in Utrecht. Es ist dies ein bemerkens- 
werter Beleg für den Zusammenhang kirchlicher Organisationsform mit der Ent- 
stehung des Ständestaates, der eine grundsätzliche Untersuchung verdiente. 

Als Basis der administrativen Gewalt dieser Synode hat Oppermann einen 
„ducatus Frisionum‘“ des Bischofs von Utrecht angenommen, durch die er also 
eine Herzogsstellung im alten friesischen Gebiet besessen hätte. Mit Recht hat 
aber der Verfasser in eingehender Untersuchung diese Rechtskonstruktion ver- 
worfen. Dabei hätte der Vf. meine Ausführungen über die Herzogsgewalt in 
Niederlothringen heranziehen können (Rhein. Vierteljahrsblätter 11, 1942, 
5.76ff.). Es ist richtig, daß die Stellung des Bischofs von Utrecht höher als die 
eines Grafen war. Die Voraussetzung ist aber die Einschränkung der Herzogs- 
gewalt durch die landschaftliche Dezentralisation Lothringens in der späteren 
Zeit Ottos des Großen. Hierdurch erst ist eine herzogsgleiche Stellung der 
Kirchenfürsten und auch einzelner weltlicher Großer im niederlothringischen 
Raum ermöglicht worden. Die Ansicht von Dhondt in seiner Rezension in Revue 
belge de phil, et d’hist. Bd. 23 S. 430 f.,daß eine Markgrafenstellung zu Grunde 
gelegen habe, erscheint nicht begründet. Vgl. jetzt im allgemeinen den Aufsatz 
von Stengel, ZRG. G. A. 66, 294 f. 

Die kirchliche Gewalt des Bischofs hat naturgemäß die Rechtsstellung der 
Synode in dem gesamten Raum der Diözese Utrecht stark gefördert. Mit der fort- 
schreitenden Territorialisierung der Niederlande verfiel aber auch die weltliche 
und rechtliche Gewalt der Synode; sie beschränkte sich auf das Territorium von 
Utrecht, Nun wandelt sich im Anfang des 13. Jahrhunderts die Synode zum 
Generalkapitel (Kapittel-generaal). Dies ist ursprünglich ebenfalls ein kirchlicher 
Begriff, aber das Generalkapitel von Utrecht schließt regelmäßig Laien mit ein 
und beschäftigt sich mit weltlichen Angelegenheiten. Die Zusammensetzung des 
Laienelements ist aber eine andere als in der Synode. Die „nobiles“ verschwinden. 


37° 
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Oppermann hatte angenommen, daß sie mit den Ministerialen zu einem Stand 
verschmolzen seien. Der Vf. sucht nachzuweisen, daß im Gegenteil eine Trenn 
der Stände stattgefunden habe. In den „‚nobiles“ sieht er vor allem die Grafen und 
Herren, die jetzt selbst landesherrliche Rechte ausüben. Ob das aber für alle 
„mobiles“ zutrifft, müßte noch geprüft werden. Beachtenswert ist jedenfalls, daß 
der Standesunterschied zwischen „nobiles“ und ‚„ministeriales“ auch weiterhin 
festzustellen ist. Dagegen tritt in dem 13. Jahrhundert und noch deutlicher im 
14. Jahrhundert, die Stadt Utrecht als neues Element im Generalkapitel auf, Im 
Gegensatz u den südniederländischen Verhältnissen konnte sich aber die Stadt 
erst allmählich als gleichberechtigter Faktor durchsetzen. In dem sog. Landbrief 
von 1375 findet dann die Ständeversammlung ihre offizielle Anerkennung und der 
Ständestaat ist damit voll ausgebildet. 


Neben dem „Großen Rat“ steht für die laufenden Verwaltungsgeschäfte ein 
engerer Rat des Bischofs, der ebenfalls allmählich festere Formen annimmt und 
sich zu einem ständigen Verwaltungsorgan entwickelt, das übrigens ebenso wie 
der „Große Rat“ auch richterliche Kompetenzen besitzt. Bemerkenswert ist, daß 
bei der Wahl der Mitglieder des engeren Rates der Bischof nicht frei ist. Gerade 
hier macht sich der Einfluß der Stände und der Nachbarfürsten immer stärker 
geltend. Diese Räte bekleideten meistens ein Hofamt. 


Im Gegensatz zu den geistlichen Nachbarterritorien Köln und Lüttich wird die 
weltliche Macht des Bischofs von Utrecht frühzeitig von innen und außen stark 
eingeschränkt, so daß das Territorium döch nicht zu einer so festen Konsoli- 
dierung gelangt ist wie die beiden anderen kirchlichen Fürstentümer. Dabei sei 
aber bemerkt, daß die Verwendung des Begriffs „‚republikanisch‘“ für das Macht- 
streben des Landes entschieden bedenklich ist. Es geht nicht um die Beseitigung, 
sondern um die Beschränkung der Macht des Fürsten. Im ganzen steht die Eat- 
wicklung in Utrecht, was nicht nur für die Verfassungsgeschichte gilt, mitten 
zwischen den südniederländischen mit dem Vorwiegen der Städte und den inner- 
deutschen Zuständen mit dem Vorwiegen des Adels. Eine wirkliche Einordnung 
der Utrechter Verhältnisse in die allgemeine Verfassungsgeschichte hat der Vf, 
nicht versucht. Er setzt sich daher auch nicht mit den neuesten Arbeiten von 
Th. Mayer und Schlesinger auseinander. 


Das zweite Hauptstück behandelt die bischöfliche Gerichtsbarkeit in wet- 
lichen Dingen. Es zeigt sich dabei die Vielfältigkeit und die echt mittelalterliche 
Konkurrenz der Rechtsprechung, wobei das Landgericht, das mit Ministerialen 
besetzt war, als Berufungsinstanz hervortritt. Das starke Vordringen des stät- 
dischen Einflusses wird auch auf diesem Gebiet deutlich. Dieser Teil der Arbeit 
leidet aber durch eine gewisse Unübersichtlichkeit und das Fehlen scharfer Formu- 
lierungen. Auch hier wäre mit Vorteil Vergleichsmaterial aus den Nachbar- 
ländern heranzuziehen gewesen. Die Ergebnisse der Arbeit werden teilweis 
nicht unwidersprochen bleiben, trotziem ist sie ein beachtenswerter Beitrag zu 
ständischen Geschichte in den Niederlanden. 


Rostock. Heinrich Sproemberg 
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Das Bamberger Domkapitel von 1399 bis 1556. Ein Beitrag zur 
Geschichte seiner Verfassung, seines Wirkens und seiner Mitglieder 
(Hist.-Dipl. Forsch. hrsg. von LeoSantifaller.7). Von JOHANNES 
KIST. Weimar, H. Böhlau. 1943. XVI, 396 S. und 5 Nachfahren- 
tafeln. 


Anders als die vor 50 Jahren von Brackmanın in seiner vortrefflichen Unter- 
suchung über das Halberstädter Domkapitel begonnene, für viele nachfolgende 
Kapitelsarbeiten vorbildlich gewordene Art der Erörterung geht die von Santi- 
faller 1924 bei seiner Darstellung des Brixener Domkapitels angewandte Methode 
vor, die keine Zustandschilderung und keine Entwicklungsgeschichte bietet, 
sondern vorwiegend Statistik bringt. Diese Methodik Santifallers ist seit 1938 
in Untersuchungen seiner Schüler über die Kapitel von Breslau und Augsburg 
befolgt worden, ihr schließt sich auch Kist in vorliegender Arbeit über das Bam- 
berger Domkapitel an. 

Dieses ist im Jahre 1007 zugleich mit dem Bistum entstanden, ist also ein junges 
Glied in der Reihe der deutschen Domkapitel, und die Annahme läge nahe, daß 
hierbei neuartige oder zum mindesten vom älteren Typ abweichende Bildungen 
in die Erscheinung hätten treten können. Dem ist aber nicht so; aus Kists Dar- 
stellung ergibt sich das bekannte Bild eines überaus vielgestaltigen Organismus, 
der nach kurzem Leben in Erstarrung überging und in diesem Zustand sich, un- 
beschadet der Möglichkeit kraftvoller Gestaltung des Daseins durch einzelne 
Persönlichkeiten (die auch immer wieder Wirklichkeit geworden ist), durch die 
Jahrhunderte unverändert erhalten hat, bis die allgemeine Liquidierung des Feu- 
dalsystems im Zeitalter Napoleons ihm sang- und klanglos ein Ende bereitete. 
Im einzelnen zeigt sich, daß die vita communis bis Anfang des 13. Jahrhunderts 
beobachtet wurde, dann kamen zunächst getrennte Wohnungen, seit dem 14. Jahr- 
hundert auch ein getrennter Tisch, endlich einzelne Präbenden (20 für Kapitulare 
und 14 für Domizellare, davon 6 für emanzipierte „in herbis“), anfangs 
nur für Angehörige edelfreier Geschlechter, seit dem 12. Jahrhundert auch für 
Ministerialen; Ende des 14. Jahrunderts treten einzelne Bürgerliche auf (wohl 
durch päpstliche Provision); um dem zu steuern, bestimmten die Statuten von 
1399 mit päpstlicher Bestätigung, daß fortan nur mindestens Ritterbürtige Auf- 
nahme finden konnten. Die damit gegebene Festigung der Verhältnisse ist der 
zeitliche Ausgangspunkt für Kists Untersuchung, die sich von da ab bis zum Tode 
des Bischofs Weigand von Redwitz im Jahre 1556, also gut über 150 Jahre er- 
streckt, weil bis dahin der Urkundenstoff geschlossen in Bamberg vorhanden ist. 
Es gab im Kapitel 2 Dignitäten, Propst und Dechant, grundsätzlich durch 
Kapitelwahl besetzt, wobei auch hier der Propst für die äußere Repräsentation, der 
Dechant für die Leitung im Innern bestellt war. Der Dechant war Priester (1350 
gesetzlich festgelegt), der Propst wohl nicht, auch wenn Angaben darüber fehlen, 
weshalb Kist $. 12 das Gegenteil annehmen möchte; das geht über die gemein- 
rechtlichen Vorschriften hinaus (Vienne 1311) und widerspricht dem sonst üb- 
lichen und überlieferten Zustand. Scholaster, Kantor, Kustos und Zellerar waren 
keine Dignitäten, nur Ämter; die ersten drei wurden vom Bischof aus den Reihen 
det Kapitulare bestellt, sie waren meist nur Subdiakon, den Zellerar dagegen er- 
nannte der Propst (ursprünglich war er sein Gehilfe in der Verwaltung). Die 
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Kanonikare wurden grundsätzlich durch einzelne Kapitulare im Monatsturnus be- 
setzt und zwar am Begräbnistag des Vorinhabers, also überraschend schnell, Die 
auch in Bamberg vorkommenden päpstlichen Provisionen wirkten sich im 14,und 
15. Jahrhundert dahin aus, daß selbst ordnungsmäßig bestellte Kanoniker, 
um sicher zu gehen, sich ihr Kanonikat noch päpstlich bestätigen ließen, wie 
anderseits das Kapitel, um das Besetzungsrecht zu wahren, die päpstlich Provi- 
dierten rechtsförmig „zuließ“. In der fraglichen Zeit ist übrigens nur ein Fünftel 
der Besetzungen durch päpstliche Provision erfolgt (auf die vakante Kantorei 
wurden 1432 innerhalb von drei Wochen drei verschiedene päpstliche Provisionen 
erteilt!). Königliche oder bischöfliche erste Bitten kamen kaum vor, häufiger da- 
gegen Pfründentausch und (nach dessen Verbot) Verzicht zugunsten bestimmter 
Anwärter. Dies und das Turnusrecht der einzelnen Kapitulare ließen wie 
überall eine Vetternwirtschaft aufblühen. In der behandelten Zeit sind insgesamt 
296 Domherren eingetreten, ihr Aufnahmealter lag zwischen dem 4. und 
68. Jahr, die Emanzipation geschah mit 18 Jahren; dabei erhielt der Domizellar von 
seinen bisherigen Genossen einen Rutenstreich zum Zeichen seines endgültigen 
Ausscheidens aus der Schule (vgl. Ritterschlag, Backenstreich bei der Firmung, 
manumissio per vindictam, der letzte Schlag; eine Übung, von der vor langem 
Ildefons Herwegen gehandelt hat, Germanische Rechtssymbolik in der römischen 
Liturgie, Beyerles Beiträge 8,4; 1913). Die Kapitelrechte erhielt man nicht vor 
dem 24. Jahr; Voraussetzung dafür war neben der Subdiakonatsweihe noch die 
sog. Zulassung zum Episkopat, deren Inhalt von Kist nicht ganz klar geschildert 
wird (S. 44£.); es handelt sich dabei um das bekannte Spiel der alljährlichen Be- 
stellung eines Kinderbischofs, dessen Kosten die Domizellare in bestimmter 
Reihenfolge tragen mußten, 1283 abgelöst durch eine Zahlung an das Kapitel; 
wer im Turnus die Summe bezahlt hatte, war „zum Episkopat zugelassen“, 
Satzungsmäßig erhielt jeder junge Domherr auf Verlangen einen Studienurlaub 
von zwei Jahren, der aber verlängert werden konnte, und davon wurde häufig 
Gebrauch gemacht: von den fast 300 Domherren läßt sich bei nur 57 kein Hoch- 
schulbesuch feststellen, das bedeutet also, daß sicher mehr als vier Fünftel aus- 
wärtige Universitäten besucht haben; das ist eine hohe Zahl, von Mainzer Dom- 
herren damaliger Zeit hatten nach Santifallers Forschungen nur 42%, von den 
Kölner 35°/,, von Trierer 29% Hochschulbildung. Besucht wurden besonders 
Erfurt und Ingolstadt, dann Leipzig und Heidelberg, von fremden Universi- 
täten namentlich Bologna. Der Domherr Albrecht von Eyb (geb. 142, 
gest. 1470) war ein bekannter deutscher Vertreter des Frühhumanismus. 


Etwa ein Sechstel der Kan»niker war Priester, was den allgemeinen 
Durchchnitt übersteigt. Ob freilich die ‚Domherren von der ihnen durch 
ihre zahlreichen geistlichen Ämter gebotenen Gelegenheit, den Gläubigen 
ein Beispiel christlicher Lebensführung zu geben, immer Gebrauch ge- 
macht haben (wie Kist S. 106 meint), erscheint mir fraglich, Das 
Volk hat übrigens auch derartiges wohl kaum von ihnen erwartet. 
Weit über die Hälfte aller Bamberger Domherren entstammte dem Bistum 
Würzburg, gut ein Drittel nur dem Bistum Bamberg. Zumeist gehörten sie 
(was Kist nicht hervorhebt) der Reichsritterschaft an. Als Ergänzung der 
Pfründe hatte jeder residierende Kapitular zwei bis drei von 40 den Ob- 
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leien, jeder Domizellar vier bis fünf sog. Fragmente von 60 vorhandenen. 
Die Obleien waren Erb- oder Teilobleien; die Erbobleien konnte der In- 
haber einem beliebigen anderen Domherrn vererben, die Teilobleien dagegen 
wurden bei Vakanzan die zur Option berechtigten Domherren verteilt; die Frag- 
mente verlieh der Dechant. Auch die Propsteien der Kollegiatstifte St. Stephan 
und St. Gangolf in Bamberg, St. Martin in Forchheim und zur Alten Kapelle in 
Regensburg waren seit 1398 stets in Händen von Bamberger Domherren, mit der 
Dechantei war seit 1463 dauernd die Propstei von St. Jakob in Bamberg verbunden. 
Wechterswinkel war übrigens kein Kollegiatstift, wie S.67 Z.1 irrtümlich gesagt 
wird. Ein Domherr war stets Vizedom der Bistumsbesitzungen in Kärnten, wäh- 
tend seines dortigen Aufenthaltes blieb er aber im Genuß seiner Präsenzen in 
Bamberg. Auch in Bamberg zeigen sich die üblichen Pfründenkumulationen, 
einige krasse Fälle: Marquard von Stein (geb. 1475, gest. 1559) war Dompropst 
und Propst an U.L. F. und an St. Viktor in Mainz, Dompropst in Augsburg und 
Bamberg, Thesaurar in Halberstadt, Propst in Merseburg, Kapitular in Würzburg, 
Eichstätt, Freising und Salzburg und Siftsherr in Ellwangen; Johann Albrecht 
von Brandenburg-Ansbach (geb. 1499, gest. 1550, Bruder des Deutschordens- 
Hochmeisters und HerzogsAlbrecht von Preußen,nachmals Erzbischof von Magde- 
burg und Bischof von Halberstadt) war Dompropst und Propst an St. Viktor in 
Mainz, Domherr in Köln, Augsburg, Bamberg und Würzburg; Marquard von 
Berg (geb. 1528, gest. 1591, seit 1575 Bischof von Augsburg) war Dompropst in 
Augsburg, Domdechant und Propst an St. Jakob in Bamberg, Domherr in Mainz 
und Würzburg und Propst an der Alten Kapelle in Regensburg, außerdem hatte 
er noch vier Pfarreien und drei sonstige Pfründen inne. Weiter wäre noch die 
verhältnismäßig kleine Mitgliederzahl in den Kollegiatkapiteln festzuhalten: 
außer Propst und Dechant hatte bloß St. Stephan 16, St. Gangolf dagegen nur 
sechs, St. Jakob zehn und Forchheim fünf Kanoniker. Was ist das Kegelamt, von 
dem gar nichts Näheres gesagt wird ? Was stellen die sog. Kaplanate des Bistums 
dar ($t. Andreas im Dom, Ebersberg, Naila, Reuth und Starkenschwind), die wie 
die Oberpfarreien in Händen‘ von Domherren waren ? Eine vergleichende Gegen- 
überstellung mit noch nicht restlos erschlossenen ähnlichen Einrichtungen in den 
Bistümern Münster und Osnabrück wäre sehr verdienstlich gewesen. Hatte der 
Dechant die weltliche oder nurdie geistliche Gerichtsbarkeit in Stadt und Bistum ? 
Das ergibt sich nicht klar aus Kists Ausführungen. 36 der behandelten Dom- 
herren wurden Bischöfe, das ist etwa ein Achtel, davon einer in Lebus (Christoph 
von Rotenhan 1424—36) und einer in Samland (Heinrich von Schaumberg 1414 
— 1416). Konrad von Würtzburg war Bamberger Domherr von 1397—1471, 
also 74 Jahre hindurch, davon 38 als Senior des Kapitels. Bemerkenswert ist 
auch, daß etwa ein Viertel der Domherren in der fraglichen Zeit Abkömmlinge 
Karls des Großen gewesen sind. Der Bamberger Domherr Johann Günther von 
Schwarzburg (geb. 1531, gest. 1586) ist der Stammvater der Fürsten von Schwarz- 
burg-Sondershausen; er hatte nur die Tonsur erhalten und bereits als Kanoniker 
geheiratet, erst zwölf Jahre später schied er aus dem Kapitel aus. Darin sieht man 
eine Auswirkung der Reformation, von der man im übrigen, obwohl sie das Bis- 
tum sehr stark und nachhaltig berührte (von insgesamt 190 Pfarreien wurden 
105 evangelisch), in den Verhältnissen des Domkapitels wenig merkt. Mit Recht 
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hebt Kist auch die Förderung der Kunstübung durch die Domherren als Auftrag 
geber hervor ($. 99£.) und gibt eine Übersicht über deren noch vorhandene Grab- 
denkmäler, die sich außer in Bamberg und Würzburg und einigen Land- und 
Klosterkirchen namentlich in Eichstätt, Regensburg, Augsburg, Dillingen, Mainz, 
Speyer, Straßburg und Trier, aber auch in Halle an der Saale und Fürstenwalde 
an der Spree und selbst in Neapel befinden. 

Dies alles bringt zumeist der erste sog. Allgemeine Teil des Buches ($. 1—115), 
der sorgfältig bearbeitet und quellenmäßig unterbaut ist. Weitaus umfang- 
reicher isı der Zweite Teil ($S. 117 f#.), der eine chronologische Reihenfolge der 
Domherren und der Inhaber der einzelnen Präbenden sowie eine alphabetisch 
Reihenfolge der Domherren und die Inhaber der Obleien und Fragmente enthält 
und einige sehr eingehende Nachfahrentafeln beifügt. Und in diesem Biogn- 
phischen Teil liegt die Hauptarbeit des Verfassers enthalten, auf ihn hat er ofen- 
bar auch besonderen Wert gelegt. Es ist hier eine unermeßliche Fülle von Nach- 
richten über die einzelnen Domherren (nur über den Dompropst Kardinal Fran 
von Gonzaga 1466—70 fehlen die Angaben, anders als bei dem Venezianer An- 
tonio Corrario, der von 1421—24 Domherr in Bamberg war) mit unsagbarem 
Fleiß zusammengebracht, der sicherlich reiche Frucht für die Familienforschung 
tragen wird. Sie wird dafür auch dem Verfasser gebührend danken. Dabei sol 
das Vorliegende, wie im Vorwort gesagt ist, nur Teil einer weitergespannten 
Forschung über Leben und Wirken des gesamten Bamberger Klerus im Mittel. 
alter sein! Die Arbeit war Ende 1940 abgeschlossen, ihr Erscheinen wurde durch 
Entgegenkommen des vorigen Erzbischofs Hauck von Bamberg ermöglicht 
Das sorgfältige Personen-, Orts- und Sachverzeichnis ($S. 360394) fertigt 
M. Hildegard Beck in Bamberg. 

Würzburg. Nottarp, 


La senechaussde et siege presidial de Lyon pendant les guerres de 
religion. Essai sur l’&volution de l’administration royale en provin« 
au XVle siecle. Par MAURICE PALLASSE. Lyon, E. Vitte 194, 
451 S. 

Als Heinrich II. 1552 wie in ganz Frankreich auch in der bedeutendsten Bank- 
und Messestadt, in Lyon, als neue richterliche Zwischeninstanz einen Präsidialbof 
errichtete, war vorwaltender Anlaß der Zweck, der Krone durch vermehrten 
Verkauf von Beamtenstellen höhere Einnahmen zu verschaffen. Die neue Behörk 
verdankte also zuerst dem schon lange geübten finanztechnischen Mißbrauch ds 
Amterhandels ihr Entstehen. Martin Göhrings umfassende Untersuchung über 
„Die Ämterkäuflichkeit im Ancien regime“ (1938). hat die tiefgreifende Wirkung 
dieses Systems auf den ganzen französischen Staat augenfällig ins Licht gesteht 
P., der in der hier vorliegenden Arbeit in schr weitem Maßstab das Material der 
Archive des Rhonedepartements und der Stadt Lyon ausbreitet, liefert reiche 1 
Einzelstoff zur näheren Kenntnis des Verkaufs und Erwerbs der Ämter. Er 
bestätigt auch, daß die sachlichen Begründungen für die Schaffung neuer Stelks 
allzu oft nichts als Vorwände für reine Finanzaktionen waren. Aber die Gefahns 
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des Systems deutet er kaum an. Er hat übrigens Göhrings Buch nicht benutzt; 
vielleicht hätte es ihn in der Beurteilung des Mißbrauchs bedenklicher stimmen 
können. Jedenfalls will P. in seiner Darstellung den Schattenseiten kein großes 
Gewicht beilegen. 

Er unternimmt es nämlich vielmehr zu zeigen, daß von der Errichtung des 
Präsidialhofes Wirkungen ausgingen, die die Herausbildung des neuzeitlichen 
Staates vorantrieben. Er betont mit Recht, nur zu kräftig und einseitig, daß noch 
in der Mitte des 16. Jahrhunderts alle Verwaltung in Frankreich Sache der Recht- 
sprechung war oder wenigstens in den Formen der Rechtsprechung ablief. Somit 
stellte die Errichtung des neuen Gerichts in dem bis dahin noch sehr selbständigen 
Gemeinwesen von Lyon die Einsetzung einer Amtsstelle der königlichen Zentral- 
verwaltung dar. Nun weist P. nach, daß die neue Beamtenkörperschaft sofort 
mit der führenden Schicht der Stadt verschmolz; denn der Ämterverkauf kam 
dem Bedürfnis der bürgerlichen Notabeln nach einer Kapitalanlage entgegen, 
und sie erwarben sich gern mit dem Besitz der Beamtenstellen einen bestimmenden 
Anteil an der Autorität des Königs. Von dem Geist der Selbstverwaltung gingen 
auch erneuernde Kräfte in die königliche Behörde über. Zur raschen Festigung 
der Zentralgewalt trugen aber Entscheidendes die Religionskriege bei. So ab- 
lehnend P. der reformatorischen Bewegung gegenübersteht, so stark kehrt er das 
Fördernde heraus, das er aus den inneren Wirren hervorgehen sieht. Nachdem 
1562/63 ein vorübergehendes calvinistisches Stadtregiment die Handelsgeschäfte 
empfindlich gestört hatte, hielt die Bürgerschaft Lyons fortan fest zur Krone und 
ließ es zu, daß die zur Wiederherstellung der Ordnung bestellten Kommissare 
des Königs für die Dauer fast alle Zweige der Selbstverwaltung unter ihre Kon- 
trolle nahmen. P. belegt die Vorgänge ausführlich aus den Akten. Dazu wurden 
auch noch weitere königliche Behörden eingesetzt; andererseits stellte die Krone 
die von den Calvinisten abgeschaffte erzbischöfliche Gerichtsbarkeit trotz des 
Grundsatzes der Gegenreformation nicht wieder her, ließ also eine störende 
Gewalt ausgeschaltet, die schon der Selbstverwaltung längst lästig gewesen war. 
Daß das Königtum in Lyon eine feste Stellung errang, führt P. endlich noch 
darauf zurück, daß Katharina, Heinrich II. und Heinrich IV. in der Wahl der 
dorthin entsandten höchsten Beamten durchweg eine glückliche Hand bewiesen 
hätten. Er stellt besonders lobend die 17jährige Amtszeit des Gouverneurs 
Mandelot (1571—1588) heraus, eines Vertreters der Krone, der Festigkeit mit 
Behutsamkeit verband. Da P. unter Heinrich III. die neuzeitliche Zentralverwal- 
tung nachhaltig gefördert sieht, kommt ein merkwürdig günstiges Bild seiner 
Regierung zustande. P. erklärt mit Nachdruck, daß die Intendanten Sullys und 
Colberts schon in den verschiedenen Kommissaren Heinrichs I. vorgebildet 
seien, 

Die Wertungen des Ämterhandels, Heinrichs III. sowie des französischen 
Absolutismus überhaupt, dürften zwar in dem Buch einseitig und daher zu günstig 
sein, aber die Darstellung bietet auch viel fruchtbare Gedanken. Auf jeden Fall 
erleuchtet sie durch ihre eingehende Behandlung der Fragen des Verfassungs-, 
Gesellschafts- und Wirtschaftslebens an einer bedeutsamen Stelle die Entwicklung 
des absolutistischen Staatswesens in Frankreich in durchaus lehrreicher Weise. 


Kiel, Friedrich Kleyser. 
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Svenskt och europeiskt femtonhundratal. Fynd, forskningar, 
essäer. Av INGVAR ANDERSSON. (Skrifter utg. av K. Human, 
Vetenskapssamfundet i Lund, XXX VI). Lund, Gleerup 1943. 260 S, 


I. A. legt mit dieser Schrift eine Reihe von Aufsätzen vor, die seine bisherigen 
Arbeiten über Erich XIV. von Schweden zum Teil ergänzen und alle einen größe- 
ren Plan andeuten: eine Darstellung der politischen und kulturellen Beziehungen 
zwischen Schweden und dem übrigen Europa während des 16. Jahrhunderts, 
Archiv- und Bibliothekstudien in Dänemark, Deutschland, Frankreich, Belgien 
und England während der Jahre 1933 und 1934 lieferten dem Vf. reiches Material, 
um an Hand von Einzelbeispielen allgemeine Züge des behandelten Zeitraumes 
aufzuzeigen. 

Der letzte Aufsatz in der Reihe macht zeitlich den Anfang: Gustav Vasa och 
den ekonomiska politiken, S.183—219. Aufbauend auf den Forschungen von 
Forssell und Heckscher versucht Vf. eine Analyse der einzelnen zeitlichen Ab- 
schnitte dieser Politik und ihres persönlichen und psychologischen Hintergrunds. 
Der Grundgedanke, der Wasa beherrschte und dessen Verwirklichung er nach 
der Überwindung der ersten Krise, nach der Eroberung Stockholms (1523),an- 
strebte, ist der, in jedem Augenblick Schweden kriegs- und krisenbereit zu haben. 
Die Mittel, die er wählte, waren nicht neu, sondern entsprachen noch denen des 
mittelalterlichen wirtschaftlichen Lebens, im besonderen der Wirtschaftspolitik 
der Städte jenseits der Ostsee. 

Uns interessiert hier vor allem die Auseinandersetzung Gustav Wasas mit der 
Vormachtstellung Lübecks. Bekanntlich hat sich der erste Wasa 1519—20 in 
Lübeck aufgehalten, wo er, der ja seiner Herkunft nach Gutseigentümer war, 
zum erstenmal in Berührung kam mit wirtschaftlicher Tätigkeit in größerem Stil 
und nach Ansicht des Vf.s wesentliche wirtschaftspolitische Anregungen empfing. 
Während der Zeit bis zur Eroberung Stockholms war Gustav Wasa gezwungen, 
bei Lübeck Hilfe zu holen, was eine starke Verschuldung, handelspolitische Vor- 
mundschaft und allmähliches Ausbleiben der Silbereinkünfte aus den Zöllen (die 
für die Münzpolitik der Sturezeit so von Bedeutung gewesen waren) zur Folge 
hatte. Die ersten Jahre nach der Eroberung Stockholms brachten noch keine 
Möglichkeit, sich von dieser Abhängigkeit zu befreien, vielmehr nützten die 
Lübecker erst noch ihre weitgehenden Privilegien von 1523 aus. Allerdings ver- 
anlaßte das Problem der Salzversorgung schon jetzt den König, eine direkte 
Verbindung herzustellen zu versuchen mit den Salz ausführenden Plätzen West- 
europas. Besonders der eine der Ratgeber dieser Zeit, Bischof Hans Brask, war es, 
der Gustav Wasa die Lösung von Lübeck und Orientierung nach Westeuropa 
anriet. Diesem Zweck sollte nach Brask auch die Anlage von Neulödöse dienen: 
Am Götaälv sollte ein von Lübecks Kontrolle sicheres Tor nach dem Westen 
geschaffen werden. Die Privilegien der Lübecker wurden dann in der 2. Periode 
der Wasaschen Regierung, im Zeitraum von 1533 bis zur Grafenfehde (1534 bis 
1536) aufgehoben. Eine weitere Periode beginnt 1539, als eine Gruppe von 
Deutschen, voran Konrad von Pyhy, Einfluß gewinnt. Sie ist durch eine merk- 
liche Preissteigerung gekennzeichnet. Verschärfte Ausfuhrverbote richten sich 
zum Teil auch gegen Lübeck. Nach Pyhys Fall wurde der Pommer Georg 
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Norman, wie jener 1538 berufen, vornehmster Ratgeber Gustav Wasas. Mit 
ihm wird dann die Periode der letzten 15 Jahre des Königs eingeleitet, in welcher 
ein steigendes Interesse an einer aktiven schwedischen Außenpolitik festzustellen 
ist. Dies richtet sich wiederum gegen die Lübecker, von denen der König, 
wie auch von seiten der Verwandten Christians II. von Dänemark und 
schwedischer Emigranten, ständig Intrigen befürchtet. Besonders stark treten 
die Außenhandelspläne um 1550 hervor: Vollendung der Lösung von Lübeck 
gemäß dem einstigen Programm Brasks und entsprechende Zusammenarbeit mit 
Westeuropa. Zwar kam es noch nicht zu einer Änderung der tatsächlichen 
Verhältnisse, immerhin aber wurden die Grundlagen für eine neue Tradition ge- 
schaffen. 

Die Berufung von Pyhys und Normans durch Gustav Wasa leitet eine neue, 
wenn auch kurze Periode de: politischen und kirchlichen Geschichte Schwedens 
ein, die man als die deutsche bezeichnet hat. Sie brachte neue politische Ideen, 
zum Teil auch eine neue politische Technik mit, die von den deutschen Terri- 
torialstaaten, wenn man will, von den spätmittelalterlichen Nationalstaaten her- 
stammte, die wohl schon Erich von Pommern, Karl Knutson, die drei Sture und 
Christian II., auch der frühe Gustav Wasa zu verwirklichen gesucht hatten, zu 
deren erfolgreicher Durchführung aber erst jetzt die Voraussetzungen gegeben 
waren. Deutlicher als Pyhy tritt Norman hervor, der, aus pommerschem Adel, 
auf Luthers und Melanchthons Empfehlung Lehrer von Gustav Wasas Söhnen, 
bald auch zu verschiedenen diplomatischen und innerpolitischen Aufträgen heran- 
gezogen wurde und schließlich nach dem Sturz der schwedischen Reformatoren 
Olaus Petri und Laurentius Andreae Gustav Wasas Beauftragter für kirchliche 
Angelegenheiten war. “ 

$. 153—182 (Georg Norman, Laurentius Raimundius och Visitatio 
Gustaviana) untersucht Vf. die als Visitatio Gustaviana bezeichnete 
Abschriftensammlung, die der Pfarrer von Turinge, Laurentius Raimundius, einer 
während der 20iger und 30iger Jahre des 17. Jahrhunderts ausgearbeiteten 
kirchengeschichtlichen Darstellung hinzufügte. Die Abschriftensammlung bezieht 
sich nach Vf. auf die große Visitation in der Götalandschaft 1540, bei der eben 
Norman, wie auch bei den kirchlichen Reformen, eine hervorragende Rolle spielte. 
Vf. stellt sich damit in Gegensatz zu Kjöllerström und Svalenius, die die Ab- 
schriftensammlung in die Zeit nach dem Nov. 1541 legen. Auf diese Weise 
gewinnt Vf. auch für die als Stütze für die Visitation skizzierten Articuli ordi- 
nantiae, deren Datierung umstritten war, den Juli 1540 als Terminus ante. 


Vf. weist verschiedentlich auf Gustav Wasas Furcht vor Intrigen, vor — wie 
man im 16. Jahrhundert sagte — Praktiken seiner Gegner hin, doch ist diese nicht 
einfach als Krankheits- und Alterserscheinung zu deuten, sondern hat ihren Grund 
in der Fülle von Abenteurern adliger und fürstlicher Herkunft, denen es zum 
Beruf geworden war, Praktiken zu erfinden, und in dem mangelhaft ausgebildeten, 
Gerüchten weiten Spielraum lassenden Nachrichtenwesen und Diplomatenapparat, 
was eine gewisse Ängstlichkeit Gerüchten gegenüber erklärt, schließlich auch in 
der großen Anzahl der persönlichen Gegner Gustav Wasas. $. 40—45 (Tyska 
anfallsplaner mot Gustav Vasa 1555—57) behandelt Vf. die Intrigen des Theo- 
logen Johann Aurifaber und des Herzogs Johann Wilhelm von Weimar, mit Hilfe 
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Lübecks und unter der Führung des Grafen Volrath von Mansfeld Gustav Wasa 
aus Schweden zu vertreiben. Der Plan, 1555—56 erörtert, tauchte im Herbst 1557 
wieder auf, diesmal mit Erzherzog Maximilian, dem späteren Kaiser, als Interes- 
senten. Doch verhielt sich Lübeck noch abwartend, und erst angesichts der 
herausfordernden Politik Erichs XIV. ließ sich die Stadt 6 Jahre später in kriege- 
rische Auseinandersetzungen mit Schweden ein ($. 51 wird J. Paul (Lübeck und 
die Wasa im 16. Jhdt.) korrigiert). 


Mit der Welt Erichs XIV. beschäftigt sich der größere Teil des Buches. Zu- 
nächst (Erik XIV och Europa, $. 9—28) eine Analyse der verschiedenen Möglich- 
keiten, die es für Erich gab, Kundschaft über Europa einzuziehen. „Die Ent- 
deckung Europas“, die Erich während seiner Erziehung und im Laufe seiner 
Regierungstätigkeit machte, wirkte bestimmend auf seine ganze außenpolitische 
Einstellung, die im Gegensatz zur Isolationspolitik Gustav Wasas sowohl in der 
politischen Pbantasie als in der Wirklichkeit durchaus europäisch gehalten war, 
Freilich der entscheidende Schritt Schwedens in die europäische Gemeinschaft 
sollte erst ein halbes Jahrhundert später geschehen. Der geistigen und politischen 
Auseinandersetzung mit Deutschland kam dabei begreiflichetweise ein wichtiger 
Platz zu. Deutsch beherrschte Erich als Sprache seiner Mutter, mit deutschen 
Bedienten (etwa Norman) hatte er Umgang am Hofe seines Vaters , deutsche 
Bücher standen in seiner Bibliothek, einen ganz bestimmten Platz in seinem Kund- 
schafterplan hatten schwedische Studenten, die Rostock und Wittenberg besuch- 
ten. Sie sollten Nachirchten von Norddeutschland und Sachsen übermitteln, wie 
es dann etwa durch einen Petrus Jonae Helsingus geschah. 


Ein Beispiel der tatsächlichen Einmischung Erichs XIV. in die deutschen 
politischen Verhältnisse schildert Vf. S. 56—65 (Erik XIV.: s weimarska prak- 
tiker): so wie seine Verhandlungen mit Lothringen, Hessen, Küstrin, Jülich u. a. 
den Zweck hatten, während des nordischen Siebenjährigen Krieges (1563-70) 
seine Gegner, Dänemark, Lübeck und Polen im Rücken zu bedrohen, so ließ er 
auch mit Herzog Johann Friedrich dem Mittleren von $.-Weimar Verhand- 
lungen anknüpfen. Die Interessengemeinschaft war gegeben. Der Gegensatz 
Weimars zu August von der Albertinischen, jetzt Kurlinie, die der Ernestini 
schen bekanntlich die Kurwürde genommen hatte, die Verschwägerung 
Augusts mit dem dänischen König sowie der politische Einfluß des sächsi- 
schen Kurfürsten auf den letzteren: dies machte den Weimarer Herzog in einem 
gewissen Sinne zum natürlichen Verbündeten Erichs. Johann Friedrichs führen- 
der Rat war der bekannte Wilhelm von Grumbach, über den 1563 die Reichs- 
acht verhängt worden war. Die Intrige hätte für die schwedische Staatsführung, 
die in solchen Praktiken noch nicht genügend geübt war, in dem Augenblick ge- 
fährlich werden können, als der Grumbachsche Kreis schließlich versuchte, in 
schwedische Dienste zu treten, worüber der Kaiser wohl unterrichtet war. Da 
brach Erichs Geisteskrankheit aus, und der für ihn regierende Rat trat von dem 
Vorhaben zurück. Über die Rolle Lothringens, des landflüchtigen Dänen Peder 
Oxe und der norddeutschen Nachbarn Dänemarks in diesem Intrigensystem vgl. 
auch die Arbeiten P. Coldings in: Smaaskrifter tilegnede Aage Friis, Kopenhagen 
1940, und: Hist. Tidsskr. 10. R. VII. 1942—44. 
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Erichs Kundschaftswesen in den Niederlanden und seine wirtschaftlichen 
Beziehungen dorthin vermittelten ihm die Kenntnis des Antwerpener Bildhauers 
Jacques Jonghelinck (En belgisk konstnärs brev till Erik XIV, S.109—118), eines 
Neffen des Großkaufmanns und Bankiers Gramaye, der wiederum einer der Geld- 
geber Erichs war. Jonghelinck, Schöpfer des Grabmals Karls des Kühnen von 
Burgund in Brügge, war vorgesehen für ein Grabmal Gustav Wasas, das dann 
aber Willem Boy ausführte. Für uns ist bemerkenswert, daß der Kundschafter, 
der die Verbindung herstellte, Johann Lehusen, Sohn des deutschen Bürgers in 
Stockholm, Märten (Martin) Lehusen, war und seine Berichte deutsch abfaßte. 


Schließlich kommt Vf. noch auf die Gesandten Erichs in England zu sprechen 
und untersucht, wie sich das Elisabethanische Theater in ihren Berichten wider- 
spiegelt (Elisabethansk hovteater i svensk skildring, S. 119—128.) 


Wir erwähnten schon die Pläne, die Gustav Wasa hegte, um Schwedens Handel 
aktiv zu machen, um Schwedens Kaufleute nach den westeuropäischen Häfen zu 
führen, wir erwähnten Etichs XIV. nach Europa hineingreifendes Kundschafter- 
system und seine europäische Politik, wozu auch seine Propaganda für Schweden 
gehörte (George Northes Buch über Schweden, das 1561 für Erichs Interessen 
in London gedruckt wurde). Diesem aktiven Hineinwachsen Schwedens in die 
europäische Interessengemeinschaft entsprach auch eine passive. Emigranten aus 
Mittel- und Westeuropa, Adelige, Künstler, Lehrer und Ärzte, italienische Sänger 
tauchten in Schweden auf, Deutsche aller Berufsgattungen waren dort tätig, und 
von englischer Seite: Engländer in schwedischen Diensten, englische Komödian- 
ten im Norden, Gustavus King of Swethland als englisches Drama um 1600, das 
nordische Milieu des Hamletdramas, das Vordringen der Engländer hinter den 
Niederländern in den Ostseeraum (hierüber: Om Hamletsdramats nordiska miljö, 
$.129—152). Zwischen England und Helsingör gibt es übrigens um 1600 noch 
einen andern vom Vf. nicht erwähnten Zusammenhang: kurz nach 1600 goß 
„Meister Borchart“ auf den Rat eines „engelske Mand“ eine 9 pfündige Kanone, 
die dann zum Vorbild einer Anzahl in Helsingör gegossener „engelske halv- 
stanger“ wurde (Vgl. O. Blom, Danske Stykestöbere og Stykkestöberier, in: 
Hist. Tidsskr. 5. R. IV, 1883/4.). 


An den Rand Europas greift die Studie über Erich und Island aus (Erik XIV 
och Island, S. 91—106): Über die Bestrebungen Erichs, im Krieg gegen Däne- 
mark zusammen mit einem Angriff auf Norwegen im Frühjahr 1567 auch 
auf Island Fuß zu fassen, uın sich die dortigen, für die Pulverproduktion wichtigen 
Schwefelvorkommen zu sichern. Aber der Angriff auf Norwegen wurde abge- 
wiesen, und im Mai 1567 brach Erichs Geisteskrankheit aus. 


Hingewiesen sei ferner auf die Notizen über eine Intrige, die Johann II. 
von Schweden mit den katholischen Mächten anknüpfte, und die auf eine katho- 
lische Eroberung Dänemarks abzielte, aber zu keinem Ergebnis führte (Anfalls- 
planer mot Danmark 1576—77, S. 66—78). Schließlich erörtert Vf. noch die 
verschiedenen Möglichkeiten der Geheimschrift in der zweiten Hälfte des 16. 
Jahrhunderts (Hemlig skrift under 1500-talets senare del, S. 79—90). Chiffrierung 
und Geheimtinte behandelt auch Heinrich Rantzau in seinem Kriegsbuch (Vgl. 
F, Lammert, Heinrich Rantzau und sein Kriegsbuch, in: Nordelbingen 14,1938). 
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A.s Buch ist als einer der anregendsten schwedischen historischen Beiträge der 
letzten Zeit zu werten, als ein wertvoller Baustein zu einer werdenden europäischen 
Geschichtsbetrachtung, in der alle Kräfte des Abendlandes zu ihrer Würdigung 
kommen. Bemerkenswert ist die Fähigkeit der psychologischen Durchdringung 
des Stoffes und der weite historische Blick. Eine deutsche Zusammenfassung 
sowie ein Orts- und Personenregister erleichtern die Benützung. Zum Schluß 
noch einige Korrekturen: Asmus statt Asums $. 22, Lehusen statt Leuhusen 
S.237 ff., Anareae statt Andrae $. 242; im Register vermißt man Dacke ($, 37,44, 
156, 203,205, 207,211), Hanse (soweit nicht Lübeck mitgenannt ist, etwa $.68 #.); 
bei Herman Pfeffer im Register noch S. 99. Thomas von Noremberg S$, 101 ist 
wohl Thomas von Nürnberg. S. 155 wird das Jahr 1539, S. 242 das Jahr 1540 
als das des Sturzes der beiden Reformatoren Petri und Andreae genannt. Zur 
Klärung sei daran erinnert, daß die beiden am 2. 1. 1540 (alt. St.) ihres Amts und 
Lebens verlustig erklärt wurden. 

München. H. Kellenbenz, 


1. Konung Sigismunds Flotta i Östersjön 1599. Av SVEN ULRIC 
PALMA. 

2. Fran Rysshärjningarna i Stockholms Skärgard 1719 [Von russi- 
schen Verheerungen in den Stockholmer Schären 1719). 

Av BERTIL HEDENSTIERNA. 

3. De Svenska Hamnförwaltninggarnas Arkiv [Die schwedischen 
Hafenverwaltungsarchive]. Av OLOF JÄGERSKIÖLD. 
(Skrifter, utgivna av Sjöhistoriska Samfundet. III.) Uppsala, 
Almgvist & Wiksell 1943. 47 S.,1K. 


Mit den genannten drei Aufsätzen gibt die schwedische „Seehistorische Gesell- 
schaft‘ ihr drittes Heft heraus. Damit werden die bisherigen hervorragenden Ver- 
öffentlichungen der schwedischen Wissenschaft über die Geschichte der See- 
machtprobleme in der Ostseeum drei weitere interessante Beiträge bereichert. 

Zu 1. Die erste Arbeit schildert ein kleines Unternehmen zur See, das der 1587 
auch König vonPolen gewordene König Sigismund von Schweden ins Werk setzte 
nachdem er 1598 von seinem schwedischen Thron verdrängt worden war. Es 
war jener Sigismund (III.) aus dem Hause Wasa, unter dessen Regierung der Ver- 
fall Polens beginnt. Das genannte Unternehmen war ein schwacher Versuch, seine 
verlorene Machtstellung in der Ostsee wieder zu gewinnen. Seine Flotte bestand 
aus deutschen Fahrzeugen, meist umgebauten Kauffahrern, die Besatzungen waren 
fast durchweg Deutsche und Schotten. 

Diese kleine, in ihren Auswirkungen jedoch gänzlich belanglose Episode ist 
seinerzeit oft von den Polen als Argument für ihre Ansprüche auf Seemachtstellung 
in der Ostsee vorgebracht worden, was auch der schwedische Vf. obiger kleinen, 
aber auf Einzelheiten eingehenden Abhandlung erwähnt. Vf. geht dann noch des 
längeren auf die gegensätzlichen Ansichten der deutschen und der polnischen 
Wissenschaft über das Ostseeproblem um 1600 ein, gibt jedoch zu, daß an die- 
sem hier beschriebenen Vorgang die Polen nicht beteiligt sind. 
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Dem Aufsatz ist eine sehr ins Einzelne gehende Liste der beteiligten Fahrzeuge, 
deren Ausrüstung und Bestückung sowie der Geschütze beigegeben, die sich in 
Lübeck und Travemünde an Land befanden. Es handelt sich um den Abdruck 
des bekannten „‚Inventurverzeichnisses“, das der deutsche Kaiserliche Notar Johan 
Nöring am 8.7. 1600 aufgestellt hat. 


Zu 2. Die zweite Abhandlung bringt eine sehr eingehende, minutiöse Dar- 
stellung von Vorgängen aus einem der letzten Jahre des nordischen Krieges. 
Schweden war bereits so geschwächt, daß es selbst die — vor allem für damalige 
Verhältnisse — so leicht zu verteidigende Schärenküste nicht mehr halten konnte. 
Die junge Schärenflotte Peters des Großen drang 1719 tief in die Stockholmer 
Schären ein; sie stützte sich auf eine beachtliche Hochseeflotte, die außerhalb der 
Schären kreuzte. Die Bewohner der Schären sowie auch des gegenüberliegenden 
Festlandes hatten furchtbar unter den Verheerungen der russischen Soldateska 
zu leiden, die auf der Schärenflotte eingeschifft war und an einzelnen Stellen bis 
zu 10 km tief mordend und sengend in das Festland eindrang, um es dann ebenso 
plötzlich wieder zu verlassen. Durch ein ausgezeichnet funktionierendes Nach- 
richten- und Warnsystem konnten wenigstens die Verluste an Menschenleben in 
erträglichen Grenzen gehalten werden. Einen großen Raum am Schluß des Auf- 
satzes, fast die ganze zweite Hälfte, nehmen umfangreiche Schadenberechnungen 
ein. Dieser mit wissenschaftlichem Apparat versehenen Arbeit ist eine gute Karte 
beigegeben, aus der man den Weg der Vernichtung und deren Umfang ersieht. 
Bei einfachen Schwarz-Weiß-Karten empfiehlt es sich jedoch, Land und Meer ver- 
schieden darzustellen. Es geht bei Wiedergabe einer so zerklüfteten Küste sonst 
so sehr die Übersicht verloren, die derjenige unbedingt braucht, der sich in die 
nautischen, taktischen usw. Einzelheiten vertiefen will. 


Zu 3. In der dritten Abhandlung schildert der Vf. kurz die Benutzungsmög- 
lichkeiten der verschiedenen Archive schwedischer Hafenverwaltungen, deren 
Wert für die Forschungen zur allgemeinen Seekriegsgeschichte, Marinekunde, 
Meereskunde, Wirtschaftsgeschichte usw.er hervorhebt. Es folgen Angaben über 


die Organisation der Archive mit anschließenden Richtlinien für deren Ordnung 
und Katalogisierung. 


Den Abschluß bildet eine Tabelle, aus der die Hafenverwaltungsorgane der 
einzelnen schwedischen Häfen sowie deren Archivbestände an Protokollen, Kon- 
zepten, Tagebüchern, Hauptbüchern, Einkaufsnachweisen, Rechnungen usw. 
zu ersehen sind, zugleich mit Angaben von Jahreszahlen, für die die obigen Belege 
vorhanden sind (mit ergänzenden Anmerkungen). Man gewinnt an Hand dieser 
Tabelle einen guten Überblick über die Bestände. Die meisten Akten stammen 
aus der Zeit der Mitte des 19. Jahrhunderts bis 1942 (wahrscheinlich laufend 
weitergeführt); nur einige wenige Häfen verfügen über älteres Material (Ystad, 
Säffle, Hälsingborg). Aber auch diese gehen nicht über 1800 hinaus. Diese Tabelle 


scheint jedoch nicht ganz vollständig, da man in ihr einige Häfen vermißt, selbst 
bedeutendere. 


Neuß a.Rh. Ernst Hermann. 
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Bismarck und England. Von MAXIMILIAN v. HAGEN. Sturt- 
gart, Deutsche Verlagsanstalt 1941. 161 5. 4,50 DM. 


Den erneuten Versuch, die Rolle zu bestimmen, die England in Bismarcks 
kunstvoller Bündnispolitik zugedacht war, rechtfertigt ein Blick auf die in den 
letzten Jahren mannigfach vermehrten Einzeluntersuchungen, aus denen noch 
das Ergebnis zu ziehen blieb. Daß die beharrlichen Fühler Bismarcks selbst für 
den Fall größten englischen Entgegenkommens im allgemeinen nicht auf eine 
Entscheidung für England gegen Rußland hinauslaufen sollten, hat schon H. Roth- 
fels gegen die überschwänglichen, politisch meist nicht absichtslosen Deutungen 
der ersten Nachkriegszeit scharfsinnig erwiesen; W. Schüßler hat dann aufs ein- 
leuchtendste gezeigt, daß diese Feststellung auch, ja gerade für die Anfrage von 
1879 gilt, die Rothfels noch davon ausgenommen hatte. Bismarcks von Haus aus 
günstiges, durch die Ära Gladstone aber mehr und mehr verschlechtertes Urteil 
über englische Menschen und Einrichtungen, dem sich im Alter dann der harte 
Tadel der Lieblingsmethoden englischer Außenpolitik zugesellte, hat Eva Maria 
Baum in einer Münchener Dissertation anschaulich dargestellt. Beide Betrach- 
tungsweisen, das Nachzeichnen der politischen Linie und der seelischen Haltung, 
hat Hagen ineinandergearbeitet zu einer Übersicht, deren Klarheit und Lesbarkeit 
freilich darunter leidet, daß jeder Satz mit vielfältigen, an sich fesselnden Hin- 
weisen und Beziehungen vollgestopft ist; bei einer auch nur etwas breiteren An- 
lage hätte wohl auch das Wichtigste der Aufsätze, die als Ergänzung beigegeben 
sind, in die Überschau selbst hineingenommen werden können, namentlich die 
kluge Erläuterung der Kolonialpolitik Bismarcks nach Ursprung und Verfahren. 
Auch hätte dann etwas mehr von dem geboten werden können, was z. B, Schüßlers 
Beweisführung so überaus zwingend und eindrucksvoll macht: von dem Durch- 
blick durch die europäische Weichenanlage, an deten Stellwerk Bismarck saß; an 
ihren Mittelpunkt muß ja immer wieder zurückkehren, wer irgendeine Sonder- 
frage in Bismarcks Politik klären will. 


Auch Hagen bestreitet für die Anknüpfung von 1879 eine Absicht der „Option“ 
zwischen Rußland und England und deutet sie wie alle anderen lediglich als Ver- 
such, gegen jede russische Neigung zum Abschwenken oder zu überspannten 
Ansprüchen eine Sicherung in die Hand zu bekommen. Daß sich England einer 
solchen Verwendung bisweilen entzog, bisweilen durch Teilnahmslosigkeit an 
allen festländischen Vorgängen und Vernachlässigung seiner Machtmittel dazu 
untauglich wurde, so daß dem wohldurchdachten Hebel- und Schraubenwerk des 
Kanzlers die letzte Vollendung und die unbedingte Gewähr der Dauer versagt 
blieb, hat diesen sicher verstimmt und mit Zweifeln an der sprichwörtlich ge- 
wordenen Erbweisheit englischer Staatskunst erfüllt; aber sein abfälliges Alters- 
urteil unmittelbar nur aus dieser Enttäuschung herleiten, wie der Vf. es tut, heißt 
denn doch ihm allzuviel Unsachlichkeit zutrauen. Es ist vollends dann schwer zu 
rechtfertigen, wenn Schüßlers fesselnde These zutrifft, daß Bismarck über das 
Ergebnis seines Angebots von 1879 gar nicht enttäuscht gewesen sei, sondern 
immer noch ein brauchbares Mittel zur Friedenssicherung daraus habe entnehmen 
können. Mißmut mag hier und da die Form und Fassung verschärft haben, — die 
Kennzeichnung der englischen Politik selbst aber ist doch nicht eine Eingebung 
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der Verdrossenheit, sondern der Erfahrung: indem sich Bismarck Rechenschaft 
zu geben suchte, welche Absichten und Umstände seinen eigenen Plänen wieder- 
holt erfolgreicher als anderswo entgegengewirkt hatten, stieß er aui gewisse ge- 
schichtlich wiederkehrende Auswertungen der englischen Insellage, die zwar nicht 
alle einzeln und unmittelbar gegen ihn angewandt worden waren, insgesamt aber 
doch den Willen ausdrückten, an dem, sobald er unbeengt walten konnte, Bis- 
marcks Werbungen gescheitert waren: den von Hagen klar gezeigten und mit 
Recht betonten englischen Willen, genau wie Bismarck in der Hinterhand zu ver- 
harten und über die Verteilung des eigenen Gewichts von Fall zu Fall zu ent- 
scheiden. Da dieses Bestreben gewiß nicht strafwürdiger war als das gleichartige 
Bismarcks, so ist der Unterton des Vorwurfs in Bismarcks Äußerungen höchstens 
insofern berechtigt, als er sich bewußt war, mit seinem System nicht nur dem 
deutschen Volk, sondern dem europäischen Frieden zu dienen und daher ein 
Anrecht auf verständnisvolle Mitwirkung anderer zu besitzen. Zieht man aber 
diesen Unterton der moralischen Rüge ab, so behalten Bismarcks Feststellungen 
doch einen höheren geschichtlichen Erkenntniswert, als wenn sie wirklich nur 
aus unversöhnlichem Groll des abgewiesenen Bewerbers geboren wären. 


München. . A. Ritthaler. 


Die internationalen Beziehungen im Zeitalter des Imperialismus. 
Dokumente aus den Archiven der Zarischen und provisorischen Re- 


gierung 1878—1917. Deutsche Ausgabe herausg. von OTTO 


HOETZSCH. Reihe III, Bd. 4, 1. Berlin, Steiniger 1942. XXVII 
und 432 S. 


Der jüngste Band der von der Deutschen Gesellschaft zum Studium Ost- 
europas betreuten, von dem inzwischen verstorbenen Generalleutnant Grafen 
von Lambsdorff ausgezeichnet übersetzten deutschen Ausgabe der russischen 
Dokumente umfaßt den Zeitraum vom 18. Oktober bis zum 4. Dezember 1912, 
behandelt also, mit dem Frieden von Lausanne als Abschluß des Tripoliskrieges 
einsetzend, die Zeit des ersten Balkankrieges bis zum Waffenstillstand Serbiens 
und Bulgariens mit der Türkei. Nur ein Viertel der 427 Dokumente war schon 
bekannt, 319 sind bisher unveröffentlicht und gewähren wieder vollen Einblick 
in das Spiel des russischen Partners im europäischen Konzert. Von diesem russi- 
schen Blickfeld aus gesehen, erleben wir die endgültige Auflösung der europäischen 
Türkei mit der Fülle der dadurch aufgeworfenen Probleme: die letzten Reform- 
vorschläge der Mächte, die Bedrohung Konstantinopels und der Meerengen durch 
das stürmische Vordringen der Bulgaren und Griechen, die Beziehungen der Ver- 
bündeten untereinander und zu Rumänien, die Frage eines autonomen Albanien 
und eines serbischen Zugangs zum Meer; und dahinter, was all dem erst Wichtig- 
keit verleiht, der gefahrdrohende Aufmarsch der Großmächte, die russisch-öster- 
teichische Spannung, die Frage der Bündnisverpflichtung Frankreichs, die Hal- 
tung der beiden Hegemonialmächte Deutschland und England. 


Historische Zeitschrift 169. Ba. 38 





586 Buchbesprechungen 


Die Akten zeigen nunmehr in letzter Deutlichkeit Rußland als den Protektor 
und wahren Leiter des Balkanbundes, der in alle Pläne der Verbündeten ein- 
geweiht ist, alle ihre Aspirationen kennt, um Rat bei jedem neuen Schritt ange- 
gangen und dessen Vermittlung bei den bald auftauchenden Differenze:: der Ver- 
bündeten untereinander und Rumäniens gegenüber Bulgarien angerufen wird, 
der vor allem verspricht, „bei den Mächten das Höchstmaß des Erreichbaren zu 
verfechten“. Imersten Glücksgefühl der Erfolge können darum der griechische 
Außenminister Koromilas dem russischen Gesandten beteuern: ‚In Zukunft wird 
Ihnen im Notfalle eine weitere Million Bajonette zur Verfügung stehen“ (Nr. 157, 
Anm.), und die serbischen und bulgarischen Politiker sogar großspurig von einer 
Vertreibung der Türken aus Konstantinopel reden, „um Zargrad an Rußland zu 
übergeben,’aus Dankbarkeit für alle zahllosen Opfer, die der große Befreier ge 
bracht hat, der die verwandten slawischen Nationen zum selbständigen Leben 
berief‘ (Nr. 86). In völlig uneigennütziger und makelloser Maske konnte Ruß- 
land im Hintergrunde bleiben und, ohne sich decouvrieren zu müssen, einen 
großen Schritt vorwärts zu seinen säkularen Zielen tun; es hatte gegenüber seinem 
Nebenbuhler Österreich auf dem Balkan eine Stellung errungen, die Benckendorfl 
nicht mit Unrecht zu den glanzvollsten Epochen seiner neueren Geschichte 
rechnen mochte (329). 


Es ist bekannt, daß v.a. der russische Gesandte in Belgrad, Hartwig, die 
Gunst der Stunde ausnutzen wollte, sich in zügelloser Hetze gegen Österreich 
erging und Serbien vorzutreiben suchte. Die Dokumente belegen erneut seine 
unheilvolle Tätigkeit. Selbst der alles andere als friedliebende Iswolski hat „sehr 
wenig persönliche Sympathie und Vertrauen zu ihm“ (309) und warnt mehrmals 
vor den Belastungen der ganzen russischen Diplomatie durch ihn; v. a. Bencken- 
dorff weist in einem eindringlichen Privatbrief (262) seinen Außenminister darauf 
bin, daß, da Hartwig im Angelpunkt der ganzen Lage stehe, die alte und unbeil- 
volle Legende wieder auflebte, daß in Rußland im Schoße der Regierung selbst 
zwei einander widerstreitende politische Strömungen bestehen“. Mehrmals wird 
Hartwig von Sasonow zur Ordnung gerufen — unbekümmert antwortet er darauf 
mit frechen Ableugnungen und setzt seine Politik fort (charakteristisch z.B. 
Nr. 222), Serbien auf die angebliche Gefahrlosigkeit seines Tuns hinzuweisen, 
Paschitsch zu verteidigen und ihn und seine Mitarbeiter als die vernünftigste 
Partei in Serbien zu erklären (317, 409). Es sind die naturhaften, von diplomati- 
schen Überlegungen und staatsmännischer Vernunft nicht mehr gezügelten Kräfte 
des Panslawismus, die sich in ihm verkörpern. Sie kommen_auch beim Bot- 
schafter in Wien (302) oder in einem Bericht des Konsuls in Prag (284) zum Aus- 
druck, der den baldigen Zerfall Österreichs aus seiner „selbstsüchtigen, aben- 
teuerlichen‘“ Balkanpolitik erwartet und den Wunsch vieler österreichischer 
Reserveoffiziere meldet, im Kriegsfalle nach Rußland zu gehen. In diesen hoch- 
gehenden Wogen slawischen Allgemeingefühls kann die polnische Karte, die 
Kiderlen in kritischen Tagen im Sinne Bismarckischer Betonung gemeinsamer 
deutsch-russischer Interessen auszuspielen versucht (403), nicht mehr stechen. 
In dieser Umgebung wirkt auch der Gesandte in Sofia, Nekljudow, als weißer 
Rabe, der wiederholt um einen Zusammenstoß, den „Rußland durchaus nicht 
brauchen kann“, zu vermeiden, eine unmittelbare Verständigung mit Österreich 
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auch unter Ausschaltung der „gänzlich unnötigen‘ Vermittlung Poincares emp- 
fiehlt. 


In polarem Gegensatz zu diesen triebhaften Kräften steht auf einsamer Höhe 
Benckendorff, einer der glänzendsten Vertreter der Diplomatie des zu Grabe 
gehenden 19. Jahrhunderts. Ein ebenso leidenschaftlicher Patriot, der die Demüti- 
gung Rußlands von 1909 schwer verwinden kann, aber ohne jede Unbeherrscht- 
heit und frei vom Haschen nach Augenblickserfolgen und kleinen Vorteilen, sei 
es auf dem Balkan, in Konstantinopel, in Persien, hält er die Augen unverrückbar 
auf das große Ziel gerichtet, die russische Politik so zu lenken, daß sie im ent- 
scheidenden Augenblick der englischen Unterstützung sicher sein kann. Gleich 
wie Paul Cambon weiß er, wie Grey zu nehmen ist, und auch gelegentlich wenig 
durchdachte, für Rußland nicht annehmbare Vorschläge verzeiht er ihm leicht, 
wenn sie nur beweisen, daß er „die bewaffnete Mitwirkung (sc. Englands an 
russisch-französischer Seite) immer vor Augen hat“. Kabinettstücke diplomati- 
scher Durchleuchtung des immer schwierigen Londoner Terrains sind z. B. seine 
beiden Privatbriefe vom 6. November und 4. Dezember (Nr. 164 und 421). 


Sehr viel leichter hat es Iswolski in Paris; denn Poincare, von der Gunst der 
militärpolitischen Konjunktur aufs Tiefste überzeugt, zeigt sich fest entschlossen, 
Frankreich in jedem Falle bei einem Balkankonflikt in den Krieg zu führen, ohne 
sich mit der Definition des Angreifers noch lange aufzuhalten. Denn, wie er 
Iswolski nun erklärt, eine Unterscheidung zwischen Fragen, die den vertraglichen 
casus foederis in Kraft setzten, und solchen sozusagen lokalen, nahöstlichen 
Charakters habe „eigentlich keine reale Bedeutung‘ mehr, da es schwer sei, „sich 


ein Ereignis im Nahen Osten vorzustellen, welches das allgemeine Gleichgewicht 
in Europa und folglich auch das Gebiet des französisch-russischen Bündnisses 
nicht berühre“‘. So entfaltet er hier, wo Lebensinteressen Frankreichs doch gar 
nicht auf dem Spiele stehen, in einem Gemisch von Geltungsbedürfnis und 
Revanchelust eine unerhörte Betriebsamkeit, ein beharrliches Vorwärtsdrängen, 
das dem russischen Partner noch die Stichworte zuwirft und sich willig von 
Iswolski „entsprechend anleiten““ (85) läßt. Dabei beobachtet Sasonow noch eine 
gewisse, wie man will vorsichtige oder hochmütige Zurückhaltung, geht gar nicht 
immer auf alle Anregungen von der Seine ein und muß von Iswolski eindringlich 
gewarnt werden „de me&nager sa susceptibilite‘‘ (309). Das Bild dieses Poincare 
ist ein wesentlich anderes als des harmlosen Biedermannes, wie es die eigenen 
Memoiren oder die französische Geschichtschreibung etwa eines Pozzi in „Les 
Coupables“ zu zeichnen suchen; von einer Dupierung kann keine Rede sein, und 
wie er bereits einen Einblick in die Hintergründe des Balkanbundes getan hatte, 
so können sich jetzt auch die beiden Partner die Verträge mitteilen, mit denen es 
ihnen gelungen war, die schwankende Dreibundmacht Italien an ihren Wagen zu 
ketten (besonders Tittoni suchte krampfhaft den Anschluß nicht zu verlieren und 
jeder dreibundtreuen Erklärung Italiens die Spitze zu nehmen). Das Zusammen- 
spiel kann nicht enger sein, und Iswolski denkt mit Recht „mit Schrecken daran, 
was sein würde, wenn an seiner Statt in den jetzigen kritischen Augenblicken 
Caillaux oder Clemenceau an der Spitze der französischen Regierung ständen“. 
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Die Annäherung der Balkanverbündeten an die türkische Hauptstadt hatte 
zeitweilig die Lösung der Meerengenfrage in unmittelbare Nähe gerückt, Hier 
erscheint sofort Rußland auf dem Plan mit dem ganzen Schwergewicht seiner 
säkularen Ansprüche. wozu der Band einige höchst bedeutsame Dokumente ent- 
hält, die auch für die Gegenwart nichts von ihrer Aktualität verloren haben. Die 
radikalste Lösung würde, wie man an der Sängerbrücke feststellt (Denkschrift 
Trubezkois vom 12. November 1912), die Besetzung Konstantinopels und der 
anliegenden Schutzzone durch Rußland sein, die ihm die Herrschaft über „eines 
der Zentren des Welthandels und Schlüssels zum Mittelmeer ... und die unbe- 
strittene Oberherrschaft über alle Balkanstaaten sichern würde. Mit einem Wort: 
für Rußland würde die Weltlage entstehen, welche die natürliche Krönung seiner 
Anstrengungen und Opfer im Laufe von zwei Jahrhunderten unserer Geschichte 
ist“. Indessen machten politische Gründe die Lösung unmöglich, sie würde das 
Signal zu Besitzergreifungen anderer Großmächte, vielleicht der ganzen West- 
hälfte des Balkans durch Österreich sein. Der Grundsatz „‚der Balkan dem Balkan“ 
könne nicht gewahrt werden, der Ausgang der Krise aber müsse sein: „‚Rußland 
und die Balkanliga.‘‘ So empfehle sich die Zwischenlösung der russischen Besitz- 
ergreifung am oberen Bosporus, der Internationalisierung Konstantinopels und 
der Neutralisierung und Schleifung der Dardanellen. Es ist ein Vorschlag, den 
sich auch Sasonow zu eigen macht und sogar als Richtschnur in einem Erlaß an 
den Botschafter bei der Pforte weiterleitet. — Noch viel weiter ausgreifend stellt 
sich militärischem Denken die endgültige Lösung dar; zur völlig zuverlässigen 
Beherrschung der Wasserwege muß man auch das umliegende Gebiet beherr- 
schen, meint der Chef des russischen Admiralstabes Fürst Lieven (Nr. 374), 
„Daher müssen wir zur völligen und endgültigen Lösung der Aufgabe der Siche- 
rung der freien Ausfahrt aus dem Schwarzen Meere dem Reiche nicht nur Klein- 
asien und die Balkanhalbinsel angliedern, sondern auch alle Inseln des griechischen 
Archipels, Kreta nicht ausgenommen.“ Die heutige Mittelmeerpolitik der Sowjets 
wird schlagartig bis in ihre letzten Ziele durch dies Dokument erhellt, welches 
das Fortleben der immanenten Machttendenzen über alle innerpolitischen Um- 
wälzungenerklärt. Dasichaber die Lage ganz im russischen Sinne zu entwickeln 
schien, die Bedrohung Konstantinopels sich verringerte und die Möglichkeit auf- 
tauchte, sowohl den Einfluß auf die Verbündeten wie den Druck gegenüber der 
geschwächten Türkei zu stärken, sah Sasonow von einer vorzeitigen Aufrollung 
der Frage vor dem Forum der Mächte ab (368). 


Abseits von diesem Ringen der Großmächte stehen zwei andere Themen der 
Akten: da ist einmal Persien, wobei immer wieder, sei es bei der Ministermacherei 
oder der Gewährung einer Anleihe, der Gegensatz der das Land schon völlig 
beherrschenden Mächte England und Rußland hervorbricht. Sodann, in mehr 
als 50 Dokumenten behandelt, das Eindringen Rußlands in die Äußere Mongoki, 
Bemerkenswert das selbständige Vorgehen der russischen Militärbefehlshaber im 
Fernen Osten bei der Anzettelung von Unruhen (82) gegen die chinesische Ober- 
hoheit, und die verzweifelten Bemühungen der ohnmächtigen chinesischen Regie 
tung, ihre Rechte oder wenigstens ihr Gesicht zu wahren. 


Berlin. Kluke, 
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Munich, Prologue to Tragedy.. By JOHN W. WHEELER- 
BENNETT. London, Macmillan and Co. 1948. 507 S. 


Unter obigem, ohne Zweifel wirksamen und zugkräftigen Titel schildert der 
englische Publizist und Historiker Wheeler-Bennett in stilistisch meisterhafter 
Weise das Drama München mit fünf Jahren Vorbereitung und fünf Monaten 
Nachwirkung. Das Münchener Abkommen versinnbildlicht so den Höhepunkt 
einer seit Hitlers Machtübernahme ansteigenden und bis zur Besetzung Prags 
absackenden Entwicklung. Vf., in der internationalen Publizistik durch seine 
Bücher über den Frieden von Brest-Litowsk, die Reparationen, die Abrüstungs- 
verhandlungen und Hindenburg bekannt und anerkannt, erscheint als Persönlich- 


. keit für das jüngst behandelte Thema besonders geeignet: ein Freund der Tsche- 


chen, mit der Tschechoslowakei örtlich und geschichtlich vertraut, mit einem 
kritischen Blick auch für sein britisches Vaterland ausgestattet und gemäß eigenen 
Angaben gerade dann in Prag zugegen, als das Drama dort Weltgeschichte schuf. 
Er begnügte sich jedoch keineswegs mit diesen günstigen persönlichen Voraus- 
setzungen, ergänzte vielmehr seine Eindrücke und Kenntnisse durch weitum- 
fassende Forschungen, so daß sein Buch unbedingt ebenfalls als geschichts- 
wissenschaftliche Abhandlung anzusprechen ist. 


Bei der Stoffsammlung bediente er sich u. a. der Protokolle und vorgelegten 
Dokumente des Nürnberger internationalen Militärgerichtshofs, der Weiß-, 
Blau- und Gelbbücher Deutschlands, Großbritanniens, Frankreichs und Polens, 
der Oxforder internationalen Dokumentensammlung, der gedruckten Reden 
Hitlers, Chamberlains, Halifaxs und Litwinows. Sein Urteil schärfte er an einer 
erklecklichen Menge einschlägiger Memoirenwerke, Verteidigungs- und Recht- 
fertigungsschriften einerseits und sachlicher Bearbeitungen nur mittelbar beteilig- 
ter Persönlichkeiten andererseits. Von ersterer Gruppe seien vor allem genannt 
Defence de la Paix von Georges Bonnet, 1946, Mission to Moscow von Joseph 
E. Davies, 1941, Souvenirs d’une ambassade ä Berlin von Andre Francois-Poncet, 
1946, Servir von M.-G. Gamelin, 1946, Failure of a Mission von Sir Neville 
Henderson, 1940, Comes the Reckoning von Sir R. H. Bruce Lockhart, 1947. 
Betreffend die andere, nicht minder umfassende Gruppe genüge die Erwähnung 
von Betrayal in Central Europe von G. E. R. Gedye, 1939, Comment mourut 
la Paix von Philippe Henriot, 1942, Munich and the Dictators von R. W, Seton- 
Watson, 1939, The Twilight of France, 1933—40, von Alexander Werth, 1942. 
Nicht hoch genug einzuschätzende Aufschlüsse bot die Durchsicht angelsächsi- 
scher, französischer, italienischer, deutscher und russischer Zeitungen. Haben 
doch die Kommentare und Notizen in New Statesman, La Republique und The 
Times vom 27. August, 6. und 7. September 1938 diejenigen Beweggründe und 
Bestimmungen vorweggenommen die zu München führten und dann dort fest- 
gelegt wurden. Obwohl Vf. außerdem die Akten des Prager Politischen Archivs 
zur Verfügung gestanden hatten, war die Quellen- und Schrifttumslage doch 
nicht allseits befriedigend, weil noch immer wichtige britische, französische, 
sowjetische und erbeutete deutsche politische Akten unzugänglich sind; so hängt 
noch mancher Schleier über Sowjetrußlands Paktverhandlungen mit Deutsch- 
land und den Westmächten Frühling und Sommer 1939, 
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Im Mittelpunkt des Buches steht der britische Premierminister Neville Cham- 
Berlain. Vf. billigt mitnichten seine Politik, erachtet seine Appeasement-Bestre- 
bungen mit der Münchener Demütigung als einen Schandfleck der britischen 
Geschichte, versucht ihn jedoch psychologisch zu verteidigen, bemüht sich 
darum, seine Handlungsweise durch Aufzeigung von Zusammenhängen, Zwangs- 
läufigkeiten und Umwelt verständlich zu machen. Eben weil der Leser ohne 
Schwierigkeit inne wird, wie Vf. denkt und fühlt, ist er um so dankbarer für dessen 
Absicht, der Wahrheit und Gerechtigkeit näherzukommen. Bestimmt wird bei 
Zeichnung dieser Gestalt nicht nutzlos die Biographie The Life of Neville Cham- 
berlain von Keith Feiling, 1946, herangezogen worden sein. Georges Bonnet 
ist für Vf. der Übelste der Übeln, kaum ein Wort der Entschuldigung bekommt 
man zu lesen, er ist der Inbegriff des politischen Niedergangs Frankreichs am 
Ende der dreißiger Jahre, ihm ist zur Selbstbehauptung keine Intrige schlecht 
genug, und seine Defence de la Paix sei eine Defence seiner selbst. Demgegen- 
über findet Vf. für Edouard Daladier Worte menschlichen Mitempfindens, sieht 
ihn September 1938 stark im Schlepptau Bonnets und schildert seinen seelischen 
Zusammenbruch in und nach München in ergreifenden Worten. 


Auffallenderweise beschäftigt sich Vf. mit Edvard Benesch nicht so intensiv, 
wie man auf Grund seiner persönlichen freundschaftlichen Beziehungen zu den 
Tschechen erwarten sollte. Vielleicht ist die mehr oder weniger passive Rolle, 
die Benesch im Drama München zu spielen gezwungen war, hierfür eine Erklärung. 
Den Inhalt von Beneschs 1947 erschienenen Denkwürdigkeiten kannte Vf, 
offenbar nicht, denn sonst wären ihm wohl folgende Irrtümer nicht unterlaufen. 


Unter Hinweis auf Beneschs Rundfunkansprache Neujahr 1941 schreibt Vf., die 
Tschechoslowakei hätte folgerecht die deutschen Angebote von Nichtangriffs- 
pakten abgelehnt. Benesch erzählt jedoch in seinen Pameti genau den Ablauf der 
Paktverhandlungen Herbst 1936. Er tat da seine Bereitwilligkeit durch Unter- 
breitung von Vorschlägen kund, die Deutschland unbeantwortet ließ. Als Okto- 
ber 1938 der Lord-Mayor von London nach Prag kam, um einige demokratisch 
gesinnte Flüchtlinge aus dem Sudetengebiet durch Mitnahme nach England vor 
dem grausigen Schicksal des Rücktransports in die Gewalt der Gestapo durch 
die Prager Regierung zu retten, gelangten, wie Vf. in einer Fußnote ausdrücklich 
vermerkt, auch Wenzel Jaksch und einige andere führende sudetendeutsche 
Sozialdemokraten nach dem Westen, wo dann viele von ihnen gegen Benesch 
intrigiert hätten. In seinen Pameti handelt dieser ausführlich über die sudeten- 
deutschen Emigranten in London, gibt klar deren Haltung ihm gegenüber wieder 
und druckt auch den die beschlossene Aussiedlung der Sudetendeutschen be- 
treffenden Briefwechsel mit Jaksch ab. Über Intrigen gegen ihn von seiten 
sudetendeutscher Sozialdemokraten klagt er nie, erwähnt nur an einer Stelle, 
Jaksch habe Labour-Kreisen sein politisches Programm und Roosevelt einen 
Protest gegen den britischen Widerruf Münchens übermittelt. Übrigens gehöft 
Jaksch gar nicht zu denjenigen, welche die Aktion des Lord-Mayor gerettet hat; 
er blieb in der Resttschechoslowakei, erlebte den Einmarsch der deutschen 
Truppen hinter den schützenden Mauern der Prager britischen Gesandtschaft und 
verließ erst nachher das Protektorat Böhmen und Mähren. 
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Man wird wohl sagen dürfen, daß in Wheeler-Bennetts Buch eine erschöpfende 
Darstellung alles dessen vorliegt, was vor, in, um und nach München gesagt, 
getan und geschrieben worden ist, daß durch Erschließung neuer Quellen kaum 
Erhebliches hinzukommen dürfte und daß im großen ganzen den erarbeiteten 
Erkenntnissen zuzustimmen ist. Bloß in einem Punkt werden wohl nicht alle 
Leser Vf.s Gedankengang folgen. Als die Konferenz in München eine abgemachte 
Sache war und die einzelnen Teilnehmer dorthin unterwegs waren, als sozusagen 
für die Tschechen schon alles verloren schien, redete Benesch in seinen Rundfunk- 
ansprachen noch immer von seinem „Plan“, der die Republik im letzten Augen- 
blick doch noch rettei: sollte. Er meinte damit Sowjetrußland, auf dieses setzte 
er seine letzte Hoffnung, ward aber auch da enttäuscht. Vf. verschweigt diese 
verzweifelten Anstrengungen Beneschs in letzter Minute und ist der Ansicht, es sei 
mehr als wahrscheinlich, daß Rußland zu kämpfen bereit gewesen sei, wenn 
München nicht dazwischengekommen wäre. Zweifelhaft seien nur Leistung und 
Wirkung seiner ev..tuellen Intervention. Diese Ansicht ist irrig. Rußland war 
damals nicht in der Lage, um der Tschechoslowakei willen einen europäischen 
Krieg zu wagen. Sogar 1939 glaubte es noch um jeden Preis ein Losschlagen 
diplomatisch hinausschieben zu müssen, wie Vf. selbst eindeutig erweist. Durch 
das Zustandekommen des Münchener Machtspruchs ist somit nicht ein Eingreifen 
Rußlands hinfällig geworden, da ein solches gar nicht beabsichtigt war. Vereitelt 
wurde jedoch durch ihn die Durchführung der Halderschen Verschwörung, die 
mit einem Schlag Hitler und seinen Anhang unschädlich gemacht und dadurch den 
zweiten Weltkrieg verhütet hätte. Vf. erwähnt diese Verschwörung nur in einer 
Fußnote und mißt ihr bei weitem nicht die weltgeschichtliche Bedeutung bei, die 
sie errungen hätte, wenn ihr die Appeasementpolitik der Westmächte nicht zuvor- 
gekommen wäre. 


Sigtuna/Schweden. Emil Schieche. 


Vergeblicher Sieg. Von JAN CIECHANOWSKI. Zürich, Tho- 
mas-Verlag 1948. 392 S. (Titel des Originals: Defeat in Victory. 
New York, Doubleday and Co. 1947.) 


Pameti, Od Mnichova k nov& välce a k novemu vitezstvi. 
[Denkwürdigkeiten, Von München zum neuen Krieg und neuen 
Sieg]. Von EDVARD BENESCH. Prag, Verlag Orbis 1947. 5188. 


Der polnische Diplomat Jan Ciechanowski, schon unter Coolidge einmal 
Botschafter in Washington, wurde Ende September 1939 Generalsekretär des 
Außeren der polnischen Exilregierung in Paris, machte 1940 den Rückzug über 
Bordeaux nach London mit und ging Februar 1941 auf Betreiben des polnischen 
Ministerpräsidenten General Sikorski neuerdings als Botschafter nach Washington. 
Dort blieb er im Amt bis 5, Juli 1945, da ihm, dem Bevollmächtigten der Lon- 
doner polnischen Exilregierung, das Washingtoner Staatsdepartement mitteilte, 
daß die Vereinigten Staaten von diesem Tag an die neue provisorische „Regierung 
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der nationalen Sammlung“ in Warschau als Regierung der Republik Polen 
anerkennten. 

Das hier anzumeldende Buch ist ein Bericht über all das, was Vf. in diesen vier 
Jahren gesehen, gehört, gelesen und gedacht hat. Jeder unvoreingenommene 
Leser gewinnt den Eindruck, daß dieser Bericht ohne pointierte Tendenz mit dem 
Herzblut eines wahrhaften Patrioten geschrieben ist. Man vermag sich nicht der 
Tragik der allmählichen Ausschaltung der Londoner polnischen Exilregierung 
aus dem internationalen Geschehen zu verschließen, einer polnischen Regierung, 
die von einer Westverlagerung ihres Vaterlandes nichts wissen wollte und um 
einer friedlichen Zukunft willen vor Bevölkerungsumsiedlungen warnte, Sehr 
sympathisch wirkt die Art, mit der Vf. sich selbst im Hintergrund hält, obwohl 
alle Informationen von ihm gesammelt worden sind und alle Werturteile eine 
persönliche Note haben. 

Von den polnischen Persönlichkeiten sind die wichtigsten die Ministerpräsi- 
denten Wladyslaw Sikorski und Stanislaw Mikolajczyk. Beide bemühen sich 
darum, mit Sowjetrußland eine Einigung herbeizuführen, beide sind zu größten 
persönlichen Demütigungen bereit, nur um ihr Volk zu retten, aber vergebens: 
1% Millionen polnische Männer, Frauen und Kinder werden nach dem Osten 
verschleppt, rund 4000 polnische Offiziere werden eingekerkert und umgebracht, 
die Curzon-Linie bleibt unweigerlich Polens Ostgrenze. Wie Vf. meint, war 
Sikorski, im österreichischen Galizien geboren und aufgewachsen, mit der russi- 
schen Mentalität zu wenig vertraut und setzte bei Rußland eine gegenseitige 
Waffentreue und Ehrlichkeit voraus. Juli 1941 unterzeichnete er den polsisch- 
sowjetischen Pakt, der eine ernste polnische Regierungskrise zur Folge hatte, 
Während Sikorski am 1. Dezember 1941 in Kujbischew von Vertretern der 
Sowjetregierung empfangen wurde, veranstaltete dieselbe Regierung in Saratow 
diejenige geheime Zusammenkunft polnischer Kommunisten, welche der Aus- 
gangspunkt werden sollte zur Bildung von Wanda Wasilewskas „Union polnischer 
Patrioten“ und schließlich der Lublinregierung. Nachdem schon am 30. Novem- 
ber 1942 bei einem Flugzeug mit Sikorski als Fahrgast in Montreal die Motoren 
versagt hatten, wurde er am 5. Juli 1943 bei einem Flugzeugunglück über Gibraltar 
getötet. Vf. führt als Unglücksursache blockiertes Steuer an. 


Mikolajczyk, der Stalin viel weniger traute, sah sich um so mehr von Eden, 
Churchill und Roosevelt im Stich gelassen. Den Engländern war es vor allem 
darum zu tun, daß die Sowjetunion nicht einen Sonderfrieden mit Hitler schließe, 
und sie übten deswegen auf die Londonpolen einen unerhörten diplomatischen 
Druck aus, um die Frage von Polens Ostgrenze, die die Alliierten zu entzweien 
drohte, so schnell wie möglich aus der Welt zu schaffen. Herbst 1943 bot Eden 
als Kompensation für die polnischen Ostgebiete Ostpreußen und Danzig, Januar 
1944 bot Churchill Ostpreußen, Danzig und Oberschlesien bis zur Oder und 
setzte die Ausweisung der deutschen Bevölkerung in Aussicht. Juni 1944 sprach 
Roosevelt von einer Westverlagerung Polens bis zur Oder und bis Stettin. Eben- 
falls Juni 1944 brachte der Amerikapole Oscar Lange als Agent Stalins Mikolajczyk 
zur Kenntnis, jener wolle Polen Ostpreußen und Schlesien bis zur Oder und 
andere Gebiete im Westen bis und mit Stettin sichern. Als im August 1944, zu 
einer Zeit, da in Warschau der von den Russen militärisch ignorierte Polenauf- 
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stand tobte, Mikolajczyk in Moskau weilte, machte Stalin das bislang umfassendste 
Angebot: alle Gebiete bis zur Oder und Neiße einschließlich Breslau, im Nord- 
westen bis Stettin. Da das auf dem Westufer der Oder liegende Breslau besonders 
erwähnt wird, ist eindeutig erwiesen, daß Stalin damals die Glatzer Neiße und 
nicht die Görlitzer Neiße gemeint hat. Zur gleichen Zeit forderte in einer von 
Reuter verbreiteten Proklamation die Lublinregierung die Oder als neue West- 
grenze Polens. — 


Edvard Benesch, der in der europäischen Geschichte der letzten 35 Jahre unbe- 
streitbare Bedeutung hatte, dem sein Volk bestimmt viel zu verdanken hat, der 
jedoch über das Format eines fähigen, geschmeidigen Taktikers kaum hinaus- 
gedieh, rechtfertigt in den hier anzumeldenden Denkwürdigkeiten seine politi- 
schen Ideen, Pläne und Taten des letzten Jahrzehnts, versucht hierbei als ein 
wichtiges Leitmotiv bei Fassung von Beschlüssen seine politische Sehergabe 
herauszuarbeiten und zeigt dem Leser so unwillkürlich und mittelbar, daß er sich 
selbst und sein Volk nicht blind in die Lage von 1948 hineingesteuert hat: maß- 
loser Haß gegenüber allem Deutschen und gegenüber einer altösterreichischen 
Lösung Mitteleuropas, sowie durch den Panslawismus genährte, schier unwahr- 
scheinlich große Vorliebe für Sowjetrußland zwangen ihn einfach dazu, trotz 
ernsthaftesten Warnungen von allen Seiten diesen Weg einzuschlagen. 


Die Denkwürdigkeiten sind auf Dutzenden von Seiten typisch memoirenhaft 
abgefaßt und reich an Kennzeichen einer mehr gedächtnismäßigen als streng 
kritischen, quellenbelegten Niederschrift. Zum Teil scheinen bereits während 
des Krieges zu Papier gebrachte Notizen in das nach dem Krieg entstandene 
Manuskript unverändert übernommen worden zu sein, was gewisse Zeitwidrig- 
keiten verursachte. Man stößt aber auch auf Kapitel, in denen Rede und Gegen- 
rede unter Anführungszeichen genau wiedergegeben sind, bei denen sich jedoch 
der aufmerksame Leser nicht des Eindrucks erwehren kann, bei Rekonstruktion 
des Zwiegesprächs hätten zeitlich später erfolgte Ereignisse Pate gestanden. 
Auffallenderweise gibt Benesch Gespräche mit indes verstorbenen Persönlichkeiten 
wie Roosevelt und Sikorski in allen erdenklichen Einzelheiten wieder und berichtet 
über seine Gespräche mit noch lebenden Politikern wie Mikolajczyk bloß summa- 
risch. Die Konfrontierung der Memoiren mit den Akten und Aussagen der zu 
London im Exil lebenden sudetendeutschen Sozialdemokraten ergibt, daß Benesch 
manche mündliche Verhandlung mit ihnen nicht genau nacherzählt und manches 
verschwiegen hat, was er unmöglich hat vergessen können und dessen Erwähnung 
einen Schatten auf seine Darstellung geworfen hätte. Wenn also als feststehend an- 
zusehen ist, daß Benesch bei aller Anerkennung menschlich verzeihlicher Mißgriffe 
des Gedächtnisses die Wahrheit mitunter zurechtgezimmert hat, steht aber auch 
fest, daß seine Memoiren viele wahre Bekenntnisse enthalten. Sie sind somit 
nicht so sehr als eine Quelle für den geschichtlichen Ablauf des letzten Jahrzehnts 
zu werten als vielmehr als ein Leitfaden für die Ergründung der Beweggründe, 
Absichten und seelischen Eigenschaften ihres Verfassers. Hierin liegt der Vorzug 
dieser Aufzeichnungen, aber auch zugleich die Tragik ihres Urhebers. 


‚Bei Schilderung des Abschubs der Sudetendeutschen schreibt Benesch, von 
seiten untergeordneter Organe sei es zu einigen, zahlenmäßig sehr beschränkten 
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Exzessen gekommen, die jedoch endgültig aufgehört hätten, als er sie einige Mak 
kategorisch verurteilt hatte. Abgesehen von den hunderttausenden Sudeten- 
deutschen, die Schrecklichstes mitgemacht und mitangesehen haben, und abge- 
sehen von den vielen Ausländern, die unfreiwillig bei jenen schauerlichen Schau- 
spielen zugegen waren, gibt es mehrere von Tschechen verfaßte Aufsätze in 
tschechischen Zeitungen und Zeitschriften, die tollste Geschichten erzählen, Es 


gab auch tschechische kirchliche und Jugendorganisationen, die in aufrechten 
öffentlichen Erklärungen das Geschehene verurteilt und um der Menschlichkeit 
willen bedauert haben. 

Das vom menschlichen und westeuropäischen Standpunkt vielleicht schmerz- 
lichste Moment in den Memoiren ist der Umstand, daß Benesch sich vor der Nach- 
welt mit einem gewissen Stolz dazu bekennt, bereits seit Anfang 1939 den Gedan- 
ken einer radikalen Herabsetzung der tschechoslowakischen Minderheiten erwo- 
gen und schon Sommer 1943 die Zustimmung der Vereinigten Staaten und Sowiet- 
rußlands zur Aussiedlung der Sudetendeutschen erwirkt zu haben. Verhältnis- 
mäßig leicht sei eigentlich nur Roosevelt zu gewinnen gewesen, in Großbritannien 
hätten schwere Bedenken gegenüber dieser Gewaltlösung des Minderheiten- 
problems im Sudetenraum bestanden, und die Sowjetunion hätte zu jenem Zeit- 
punkt noch keine Klarheit über ihre Deutschlandpolitik gehabt. Diese Dar- 
stellung stimmt durchaus mit Ciechanowskis Angaben überein, nach dem erst 
im Winter 1943/44 allmählich die Besprechungen be reffend Abtretung deutschen 
Gebiets an Polen und Ausweisung der dortigen deutschen Bevölkerung in Fluß 
kamen. Wir werden daher Benesch um so mehr Glauben schenken dürfen, wenn 
er sagt, daß er an der Klärung der Frage der polnischen Westgrenze als Mittler 
in Stalins Auftrag beteiligt war und Mikolajczyk bloß mit großer Anstrengungzu 
einer Verpolung der Odergefilde zu überreden war. Aus Beneschs Ausführungen 
fühlt man genau heraus, wie sein Gewissen bei all diesen Machinationen nicht 
immer ganz stillhielt, wie er einen Rückschlag von seiten Deutschlands und des 
Westens nicht außer Betracht ließ und wie er deswegen sich um jeden Preis, auch 
um den Preis der Selbstentmündigung, den Russen in die Arme warf. Um der 
neuen, völkisch einheitlichen Tschechoslowakei zumindest die Nordflanke zu 
sichern, wird er nichts unversucht gelassen haben, um so viele Deutsche wie nur 
möglich aus Schlesien zu entfernen. Vielleicht wird die Forschung einmal ermit- 
teln können, inwieweit er daran beteiligt war, daß die Glatzer Neiße des Stalio- 
schen Angebots vom Sommer 1944 der Görlitzer Neiße des Sommers 1% 
weichen mußte. 


In seinem 1945 zu London erschienenen Buch ‚„‚Sest let exilu a druh£ svetovt 
välky, Reci, projevy a dokumenty“ (Sechs Jahre Exil und zweiter Weltkrieg, 
Reden, Kundgebungen und Dokumente) druckt Benesch als Dokument Vlauf 
Seite 294 die polnisch-tschechoslowakische Erklärung vom 11. November 19% 
ab, in der die Absicht kundgetan wird, nach abgeschlossenem Krieg als unab 
hängige souveräne Staaten eine engere politische und wirtschaftliche Vereinigung 
einzugehen, die die Grundlage für eine neue Ordnung in Mitteleuropa werden 
könnte. Zugleich wird die Hoffnung ausgesprochen, zu dieser auf der Achtung 
der Freiheit der Völker sowie der Hauptgrundsätze von Demokratie und Me 
schenwürde aufgebauten Zusammenarbeit mögen sich auch andere Länder Mite- 
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europas hinzugesellen. Gemäß Ciechanowski berichtete Sikorski März 1941 
Roosevelt über den für ein polnisch-tschechisches Bündnis gelegten Grundstein 
und fand des Präsidenten vollste Zustimmung, als er ihm den Plan einer Staaten- 
konföderation entwickelte, die von diesem Bündnis ausgehen und einst auch die 
baltischen Staaten, Ungarn, Rumänien, Jugoslawien und Griechenland umfassen 
sollte, Benesch erwähnt in seinen Denkwürdigkeiten mit keinem Wort diese Ver- 


handlungen. Hierfür gibt uns Ciechanowski eine erschöpfende Begründung. Als 
Benesch Mai 1943 in Washington war und auf eine nicht einwandfrei ehrenhafte 


Weise Roosevelts Billigung der Vertreibung der Sudetendeutschen erntete, sei 
er bei amtlichen Unterredungen im Staatsuepartement aus der Rolle gefallen und 
habe seine schärfste Mißbilligung jedweder Konföderation mit Polen ausge- 
sprochen. Von einer solchen könne jetzt nicht mehr die Rede sein, da Rußland 
sich widersetze. Weil Benesch gerade Sommer 1943 ziemlich überraschend auch 
Sowjetrußlands Zustimmung zum Transfer der Sudetendeutschen einheimste, 
wären Nachforschungen von Interesse, ob nicht zwischen jener russischen Zu- 
stimmung und Benesch Abkehr von den Konföderationsplänen ursächliche Zu- 
sammenhänge bestehen. 


Sigtuna/Schweden. Emil Schieche. 


The GOEBBELS Diaries. Introduction and notes by Louis 
P. Lochner. New York, Doubleday and Co. 1948. 566 S. 4 Doll. 


GOEBBELS Tagebücher aus den Jahren 1942—43. Mit anderen 
Dokumenten hrsg. von Louis P. Lochner. Zürich, Atlantis- 
Verlag 1948. 528 S. ca. 17.— DM. 


Aus mehr als 7000 Seiten Schreibmaschinenschrift, die nach der Besetzung 
Berliss verschmutzt und angesengt im Hof des Propagandaministeriums ge- 
funden, als Altpapier verramscht, dann aber als Teile eines Kriegstagebuchs von 
Goebbels erkannt wurden, hat der langjährige Vertreter der Associated Preß in 
Berlin und aufrichtige Freund des „anderen“ Deutschland Louis P. Lochner 
diesen Band ausgewählt und ins Englische übersetzt. Daß man ihn enttäuscht 
aus der Hand legt, ist nicht seine Schuld. Durch gedrängte Übersichten über 
die Ereignisse zwischen den einzelnen Abschnitten, durch genaue, sachkundige 
Anmerkungen zu allen erwähnten Personen, durch einen verlässigen Namenweiser 
und wörtliche Wiedergabe schwer übersetzbarer deutscher Redewendungen hat 
er alles getan, um seinen Landsleuten die Welt des Dritten Reiches zu erschließen, 
so sorgfältig, daß auch der deutsche Leser daraus noch manchen Gewinn ziehen 
wird, Er hat überdies in einer knappen Einleitung auf Grund der neuen Quelle 
und älterer Beobachtungen und Erfahrungen ein recht treflendes, nüchternes 
Bild des „kleinen Doktors‘“ entworfen, das freilich uns Deutschen nicht neu ist. 

Denn ganz zu schweigen von unsern unmittelbaren Erlebnissen, stimmen diese 
Niederschriften oder Diktate in Art und Haltung so genau mit dem bekannten 
Buch „Vom Kaiserhof zur Reichskanzlei“ (München, Eher-Verlag, 1934) überein, 
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daß sich Lochner den Echtheitsnachweis durch Vergleich mit ungedruckten 
Tagebuchauszügen aus den Jahren 1925 und 1926 hätte ersparen können. Und 
das ist denn auch der Grund, warum uns diese zunächst erstrangig scheinende 
Quelle schon sehr bald gleichgültig läßt: es sind keineswegs Selbstgespräche, in 
denen sich einer der Hauptakteure über das politische Schachbrett klar zu werden 
versucht, sondera Nachrichten und Betrachtungen, die schon im Augenblick der 
Abfassung auf spätere Veröffentlichung abgestellt worden sind. Sich selbst eines 
Tages nach glücklich überstandener Gefahr als den überlegenen Rechner, den 
unermüdlichen Kämpfer, den unentwegten Bewunderer des Führers, kurz: als 
den Fels in der Brandung vorzuführen, das ist ofienbar der Sinn dieser Tages- 
abschlüsse, in denen Ernst und Zuversicht, Sorge und Hoffnung so wohl abge- 
wogen sind. Orakelsprüche wie der bei der Landung der Alliierten in Sizilien, 
er halte jetzt außerordentliche Maßnahmen für notwendig, können hinterher nie 
ihre Wirkung verfehlen, mögen die Maßnahmen nun eingetreten oder unter- 
blieben sein. Die spärlichen Eintragungen über eine kurze Stunde mit seinen Kin- 
dern werden ihn nachmals als Opfer seines Berufes zeigen, die Buchung eigener 
oder fremder Ungeschicklichkeiten und Versäumnisse wird ihn als den unvorein- 
genommenen Meister der Massenbehandlung erweisen. Die endgültige Verteilung 
von Lob und Tadel je nach den Umständen blieb ihm ja immer noch vorbehalten. 

Immerhin erfahren wir, wem er vorläufig das eine, wen das andere zudachte, 
und das ist bisweilen schon ganz aufschlußreich. Durch das Ganze zieht sich die 
heftige Abneigung gegen den Geist des alten deutschen Offizierkorps, den er 
freilich in den meisten seiner damaligen Vertreter ganz zu Unrecht argwöhnt, die 
tiefe Verachtung für alles, was er „bürgerlich‘‘ nennt, die Feindschaft gegen die 
Kirchen, deren derzeitige Würdenträger er aber für so ungefährlich hält, daß er 
den Kampf bis nach dem Krieg vertagen will. Sein günstiges Urteil über Canaris 
hätte er wohl später getilgt — oder vielleicht gerade als Beweis seiner eigenen ver- 
trauenden Treuherzigkeit stehen lassen. 

Die Aufzeichnungen umfassen (mit kleinen Lücken) die Zeiträume vom 21.1. 
bis 23. 5. 42, vom 7. bis 20. 12. 42, vom 1. bis 20.3. 43, vom 9. 4. bis 28. 5. 43, vom 
25. bis 30.7.43, vom 8. bis 30.9.43, vom 1.11. bis 9, 12.43, also immerhin 
auch so einschneidende Ereignisse wie die Katastrophe in Tunis, den Sturz Mus- 
solinis und die Kapitulation Italiens; andere wichtige Geschehnisse werfen we- 
nigstens ihre Schatten noch herein. (Man wüßte freilich gern, wie lange es ihm 
noch lohnend schien, solche Notizen zu machen.) Da und dort wird ganz im 
Vorbeigehen ein wichtiger Aufschluß gegeben, z. B. gelegentlich einer Betrach- 
tung über die Rolle der Diplomaten ($. 87) festgestellt, daß Graf Schulenburg, der 
deutsche Botschafter in Moskau, nicht die leisestee Ahnung gehabt habe von 
Hitlers Entschluß, den Krieg zu eröffnen, sondern hartnäckig die Kriegsvorberei- 
tungen den Sowjets geleugnet und die Freundschaft mit Stalin als beste Politik 
empfohlen habe. So wenig also das Tagebuch des Dr. Goebbels geeignet ist, das 
Gesamtbild zu verschieben, so sehr wird es doch die Forschung für jede einzelne 
Frage immer wieder mit zu Rate ziehen müssen. 


Die deutsche Ausgabe deckt sich nicht vollständig mit der englischen, viel 
mehr wurden einige, nicht-militärische Dinge betrefiende Kürzungen, die der 
amerikanische Verlag vorgenommen hatte, nicht übernommen und durch Weg- 
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Jassung anderer, für die europäischen Leser entbehrlicher scheinender Stellen aus- 
geglichen. Anmerkungen und Register wurden neubearbeitet, wofür die der 
amerikanischen Ausgabe beigegebenen Kommentare Lochners mitverwendet 
wurden. (Vgl. S. 6f.) 


München. A. Ritthaler. 


Oberrheiner, Schwaben, Südalemannen. Räume und Kräfte im 
geschichtlichen Aufbau des deutschen Südwestens, herausgegeben 
von FRIEDRICH MAURER. (Arbeiten des Instituts für geschicht- 
liche Landeskunde an der Universität Freiburg i. Br., hrsg. von Fried- 
rich Maurer und Hans-Walter Klewitz 2. Band.) Straßburg, Hünen- 
burg-Verlag 1942. 336 S. 18 DM. 


Der Band ist aus den Erörterungen einer Arbeitsgemeinschaft an der Universität 
Freiburg im neuen Institut für geschichtliche Landeskunde hervorgegangen. Den 
Plan hat der Herausgeber aufgestellt und eine Anzahl von Mitarbeitern gewonnen. 
Zunächst faßt Johann Schäuble die bisherigen Ergebnisse der Rassenforschung 
für die oberrheinische und neckarländische Bevölkerung zusammen (mit ver- 
gleichender Berücksichtigung der Schweiz). Die rassische Stellung der Skelette 
in den alamannischen Reihengräbern ist längst festgelegt: diese zeigen nach 
Körpergröße und Schädelform den 'Typus, den man heute als nordischen be- 
zeichnet; andere Merkmale des schwäbischen Stammes, die Farbe von Haut, 
Haar und Augen, konnten erst aus späterer Zeit geschöpft werden. Die Schwaben 
oder Alamannen der Frühzeit sind fast durchweg hochwüchsig mit schmallanger 
Schädelform; später zeigt sich eine Zunahme der Schädelbreite und im Zusammen- 
hang damit eine starke Verrundung des Gehirnschädels; dies ist vorwiegend durch 
die Umwelt bedingt. Oberrheinische Tiefebene und Neckarland lassen bis jetzt 
keine wesentlichen Verschiedenheiten erkennen. Man könnte annehmen, daß 
in der heutigen Schweiz sich die vorschwäbischen Bewohner zahlreicher erhalten 
haben als im sonstigen Alamannien; doch ist der Beweis für eine frühere kurz- 
köpfige Bevölkerung, die sich mit der späteren germanischen hätte vermischen 
können, hier nicht erbracht, und die verwertbaren Vergleichsdaten reichen bis 
jetzt nicht dafür aus, zu schließen, daß die vorgefundenen Unterschiede durch 
Rassenkreuzungen bedingt seien. Schade ist, daß der Vf. die ausgezeichnete 
Abhandlung von Robert Gradmann über die Abstammung des schwäbischen 
Volkes in der Zeitschrift für württembergische Landesgeschichte I, 1937, S. 1—46, 
nicht gekannt und benützt hat, wie denn fast im ganzen Band eine starke Unkennt- 
nis der Erforschung der schwäbischen Vergangenheit durch die württembergi- 
schen Gelehrten hervortritt. Georg Kraft berichtet über den deutschen Süd- 
westen in frühgeschichtlicher Zeit, zumal über die Reihengräber, die nach den 
neueren Forschungen von Zeiß und Werner dem 6. und 7. Jahrhundert angehören. 
Bislang erscheint es unmöglich, die Gräberfunde der Merowingerzeit stammes- 
gemäß aufzugliedern; nur die Ursprungsländer eingeführter Waren lassen sich 
unterscheiden: während Neckarschwaben unter oberitalienisch-langobardischer 
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Einwirkung steht, wiegt am Oberrhein südwestlicher Einfluß aus dem Rhöne- 
gebiet vor. Unzulänglich scheint mir Krafts Darstellung der alamannischen Ge. 
schichte von der Zeit der Landnahme bis zum Ende der Merowinger. Über dieses 
vielumstrittene Gebiet läßt sich ohne gründliche Kenntnis aller Quellen der ver. 
schiedensten Art nicht schreiben; ich habe in einem Aufsatz der Ztschr. für wünt, 
Landesgeschichte VII, 1943, S. 57—98 die Alamannenforschung mit ihren Schwie- 
rigkeiten und zahlreichen Irrgängen darzulegen und besonders auch ihre Fehler 
quellen aufzudecken gesucht. Die Besiedlung des Elsaß setzt Kraft 50 Jahre zu 
früh, die der deutschen Schweiz 50 Jahre zu spät an. Von den Ortschaften mit 
der Namensendung -ingen weiß er nicht, ob ihr Alter in die Zeit der Landnahme 
oder erst in die der Reihengräber zurückgeht. Diese Frage ist aber geschichtlich 
längst klargestellt. Die Ortsnamenendung -heim hält er für ein Zeugnis besonden 
starker Durchdringung des Elsaß durch die Franken, eine ganz unwahrschein- 
liche Vermutung. Die Geschichte der Landnahme der Alamannen läßt sich aus 
den drei und vier Jahrhunderte späteren Gräberfunden überhaupt nicht erfassen, 

Der allzufrüh verstorbene Hans Walter Klewitz hat noch eine Untersuchung 
über „das alemannische Herzogtum bis zur staufischen Periode, Aufgaben 
und Probleme seiner Erforschung und seiner inneren Entwicklung und ihser 
Voraussetzungen“ beigesteuert; es war wohl seine letzte Arbeit. Die Benennung 
ist nicht richtig gewählt; er meint das von 917 bis 1268 bestehende Herzogtum 
Schwaben; der Name Alamannen wird um 900 durch den auch schon von Anfang 
an gleichwertig gebrauchten Namen der Schwaben abgelöst. Während der este 
schwäbische Herzog Burchard, Inhaber mehrerer Grafschaften Schwabens und 
Markgraf von Rätien, wohl aus schwäbischen Geschlechte stammte — Klewitz 
selbst spricht sich zweifelnd darüber aus —, wird nach dessen Tode das Herzog 
tum von den sächsischen und ersten salischen Herrschern fast durchweg an ihnen 
ergebene fränkische Große verliehen, die sich dann meist mit den Witwen oder 
Töchtern der früheren Herzöge vermählten, um festeren Boden im Lande zu gr- 
winnen; die deutschen Könige wollten dadurch eine Widersetzlichkeit Schwaben 
gegen die Reichsgewalt verhindern. Es ist keineswegs so, wie Klewitz mein, 
daß die zum Erbe Nächstberechtigten in die Führung des Stammes berufen wur 
den. Nicht weil dem Stamm ein einheitliches Gesamtbewußtsein mangelte, soo 
dern weil die Könige der Führung durch eine hervorragende schwäbische Famil 
abgeneigt waren, sind die Herzöge nicht Träger eines Stammespartikularismms 
geworden. Die wirklichen Probleme der schwäbischen Herzogsgeschichte liegen 
im rechtlichen Verhältnis der Herzöge zum deutschen König und zu den Reichs 
kirchen, ferner zu den Hundertschaftsführern mit ihrem eigenständig ererbie 
Rechte und zu den aus diesen genommenen Grafen; diesen Fragen ist Klewitz ga 
nicht nachgegangen. 

Karl Siegfried Bader gibt „Grundzüge der territorialen Entwicklung 
der Oberrheinlande und Schwabens in nachstaufischer Zeit‘ aus guit 
Kenntnis der weitverzweigten Literatur, immerhin mit starker Bevorzugung 
derjenigen der beiden letzten Jahrzehnte; er will die treibenden Kräfte und de 
geschichtlichen Bedingtheiten erkennen lassen. Es ist eine treffliche Arbeit; wen 
ich im folgenden einige abweichende Meinungen äußere, soll dies ihrem Wert 
keinen Eintrag tun. Die 100 Jahre dauernden Bemühungen der Staufer, besondets 
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der Kaiser Friedrich I. und II., ganz Schwaben kräftig zusammenzufassen und zum 
Kernland ihrer Macht in Deutschland zu machen, sind keineswegs mit geringem 
Einsatz und geringer Folgerichtigkeit betrieben worden; sie scheiterten nur an der 
tödlichen Feindschaft der Kurie. Dagegen scheint mir Bader nach dem Vorgang 
Theodor Mayers die Zähringer und deren vermeintlich bewußte Ausgestaltung 
eines Staatsgebildes zu einem flächenmäßig abgrenzbaren Lande stark zu über- 
schätzen. Der Zustand Schwabens in der Zeit des eigentlichen Interregnums wird 
gewöhnlich falsch geschildert. Gerade dieses Land hat während des eigentlichen 
Interregnums bis 1273 nicht besonders gelitten, weil die schwäbischen Großen 
unter Führung Herzog Ludwigs des Strengen von Bayern, des Vormunds Kon- 
radins, sich 1254 in Urach zu einem Landfriedensbunde einigten und diesen auch 
gehalten haben. (Siche darüber meine Darlegungen in dem Aufsatze über die 
staufische Städtegründung in Schwaben, Württ. Vierteljahrshefte für Landes- 
geschichte N. F. Bd. 30, 1930, S. 252ff.). Rudolf von Habsburg übernahm nach 
seiner Wahl ohne Schwierigkeit das Reichsgut Schwaben, ordnete es durch die 
Reichslandvogteien.und suchte den seit 1245 entfremdeten Reichsbesitz zurück- 
zugewinnen, was freilich schwere Kämpfe hervorrief. Zwischen königlichen 
Städten oder Reichsstädten bestand zunächst in den Zeiten der Staufer und König 
Rudolfs nicht der geringste Unterschied. Man darf annehmen, daß es diesem un- 
schwer gelungen wäre, das Herzogtum Schwaben an sein Haus zu bringen und die 
Zustimmung der deutschen Fürsten dafür zu gewinnen, wenn er nicht gleich- 
zeitig die Herzogtümer Österreich und Steiermark für sein Geschlecht hätte er- 
werben wollen; aber auf drei deutsche Herzogtümer die Hand zu legen, konnte 
ernicht wagen. Später hinderte die Widerherstellung des Herzogtums Schwaben 
der Wille der Kurfürsten, keine starke Königsmacht aufkommen zu lassen und 
darum, so lange sie es vermochten, die Habsburger vom deutschen Throne fern- 
zuhalten. Außer diesen gelangten im Norden Schwabens nur die Grafen von 
Württemberg, im Süden die Eidgenossen zu dauernder politischer Bedeutung. 
Die schwäbischen Reichsstädte blieben bis weit ins 16. Jahrhundert wirtschaftlich 
und kulturell auf der Höhe; von da an bildete das protestantische Wirtemberg 
ein Kernland geistiger Bildung, ein „Zustand der Erstarrung“ ist bei diesem nie- 
ma's festzustellen; der spätere Hochstand mit seiner „‚außerordentlichen Vielzahl 
schöpferischer Persönlichkeiten“ ist in seinen Grundlagen schon in der Refor- 
mationszeit vorbereitet, wie ich 1900 in meiner Schrift „Württemberg in der 
deutschen Geschichte“ dargelegt habe. Wenn die hohenzollerischen Fürstentümer 
in der Zeit Napoleons erhalten blieben, so verdanken sie dies keineswegs der Ver- 
wandtschaft mit den preußischen Geschlechtsgenossen, sondern der mit Murat, 
dem Schwager des Korsen. 

Weit über die Hälfte des Bandes füllt eine sprachliche Abhandlung 
des Herausgebers Friedrich Maurer „Zur Sprachgeschichte des deutschen 
Südwestens“, Er will Sprach- und Volksgeschichte in engsten Zusammen- 
hang bringen, auch die gewachsenen Verschiedenheiten zwischen den einzelnen 
Teilen des schwäbischen Landes untersuchen. Einzelnes, was der Vf. über 
geschichtliche Vorgänge äußert, ist anfechtbar: so was er über die Orte mit der 
Namensendung -weiler sagt, ferner die Erklärung der Dorfnamen mit dem Grund- 
wort -heim im Elsaß und in der Ortenau, welche unter fränkischem Einfluß ältere 
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Benennungen auf -ingen verdrängt haben sollen. Maurer bedauert, daß noch nie 
eine geschichtlich-geographische Betrachtung des Gesamtgebietes schwäbischer 
Sprache geliefert worden ist, während die einzelnen Landschaften außer dem Elsaß 
alle wohl erforscht sind. Trotzdem manche Spracherscheinungen die Grenzen 
der Stämme überschreiten, lehnt er das neuerdings versuchte grundsätzliche Ver- 
werfen von Stammesmundarten ab, aber heutzutage sei doch eine schwäbische 
Einheit nıcht mehr vorhanden; diese Leugnung scheint mir, wenn man das Ge- 
samtschwäbische mit den Dialekten der angrenzenden Stämme vergleicht, ent- 
schieden übertrieben. Maurer unterscheidet das Sonderleben von drei schwäbi- 
schen Sprachräumen, dem oberrheinischen, dem schwäbischen im engeren Sinn 
und dem südalemannischen, der nördlich über die deutsche Schweiz hinausteicht, 
Das sprachliche Auseinanderweichen ist nach ihm verursacht durch die natür- 
lichen Schranken, nämlich die Sundgau-Bodenseeschranke und die Schwarzwald- 
schranke, aber auch durch die geschichtliche Trennung dieser Räume. Ich kann 
hier auf sprachgeschichtliche Einzelheiten nicht eingehen, nur vom allgemeinen 
historischen Standpunkt aus einiges bemerken. Die Sprache ist etwas Lebendiges, 
stets sich Veränderndes und Werdendes. Natürlich darf man mit verschiedener 
landschaftlicher Niederlassung sofort auch eine Neigung zum allmählichen Aus- 
einandergehen annehmen. Aber geschichtliche Gründe für eine stärkere sprach- 
liche Spaltung sind vor dem Ende der Stauferzeit kaum vorhanden; der könig- 
liche Besitz erstreckte sich fast in gleicher Weise bis nördlich, südlich und west- 
lich des Rheins; Unterschiede innerhalb der schwäbischen Mundart lassen sich 
jedenfalls bisdahinnicht nachweisen. Erst die politischen Scheidungen während der 
letzten Jahrzehnte des 14. Jahrhunderts haben im Zusammenhang mit der geographi- 
schen Lage die sprachliche Dreiräumigkeit erwachsen lassen. Seit 1500 wendet sich 
infolge der politischen Ereignisse der Südraum verstärkt der Eidgenossenschaft 
zu. Maurer weist nach, wie das Oberrheingebiet zunächst sprachlich unter dem 
Druck von Norden her in ständiger Bewegung bleibt, zumal eine alles beherr- 
schende zentrale Kraft fehlt, wie dann aber ein Zeitpunkt kommt, wo es nicht 
mehr geneigt ist, seine eigene Form aufzugeben: es ist die Zeit einer eigenstän- 
digen Kulturblüte und ausstrahlenden Kraft des Südwestens auf allen Gebieten 
der Wissenschaft und Kunst, auch eines wirtschaftlichen Hochstands, und leicht 
begreiflich, daß jetzt der Oberrhein selbstbewußt in seiner sprachlichen Selb- 
ständigkeit beharrt und ihm Fremdes kräftigabwehrt. Die Überzeugung, daß die 
Sprachgeschichte aus ihrer Vereinzelung heraustreten und mit den andern Wissen- 
schaften in enge Verbindung treten muß, um sie im Zusammenhang mit den 
Schicksalen des ganzen Stammes zu begreifen, hat sich als fruchtbar bewährt, 
weil eben die sprachliche Entwicklung der politischen und kulturellen folgt. 


Der Gefahr einer Arbeitsgemeinschaft, daß unrichtige Ergebnisse der einen 
Wissenschaft nicht genügend geprüft von der andern übernommen werden, ist 
auch dieser Band nicht entgangen. Eine Zusammenarbeit ist wohl am ehesten 
in der Dialektforschung möglich. Sonst kann es sich immer nur um Anregungen 
und Vorarbeiten handeln. Wahrer Fortschritt geschichtlicher Erkenntnis kann 
nur eintreten bei gewissenhafter eigener Prüfung und selbständigem gründlichem 
Forschen des einzelnen; je mehr auch Nachbargebiete völlig beherrschr werden, 
um so urtümlicher und sicherer werden naturgemäß die Ergebnisse sein. 
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Bemängeln möchte ich dieVerwendung des Wortes alemannisch für den ganzen 
Schwabenstamm. Bis etwa 900 wird der Name Alamannen (und zwar in dieser 
Form) gleichwertig mit dem der Schwaben, sogar vorwiegend, gebraucht. Es ist 
aber unberechtigt und wohl nur aus lokalem Patriotismus zu erklären, wenn der 
Name Alemannen auch noch über das Hoch- und Spätmittelalter für den schwä- 
bischen Gesamtstamm angewandt wird. Seitdem Peter Hebel 1803 seine „Ale- 
mannischen Gedichte‘‘ veröffentlicht hat, ist es üblich geworden, den Südwesten 
des schwäbischen Stammes als „„Alemannen“ zu bezeichnen. 

Stuttgart. Karl Weller. + 


Geschichtliche Beschreibung der ober- und vorderösterreichischen 
Lande. Von O. STOLZ. (Quellen und Forschungen z. Siedlungs- 
und Volkstumsgeschichte der Oberrheinlande, Bd. 4.) Karlsruhe, 
Südwestdeutsche Druck- und Verlagsgesellschaft 1943. 208 S. 


Das Buch will nicht eine „fortlaufende Geschichte‘ oder auch nur eine „Ge- 
schichte der einheitlichen Verwaltung“, sondern eine „Darstellung des dauernden 
Zustandes‘ des sonderbaren territorialstaatlichen Gebildes geben, das mit diesem 
weitläufigen Namen bezeichnet wird. 


Ein erstes Kapitel ist dem Werden der Lande gewidmet: Die ‚„Vielgestaltigkeit 
der kleineren Herrschaften‘ am Südwestrand des Reiches; der Versuch der Habs- 
burger hier noch vor der Erringung der österreichischen Stellung ein Territorium 
aufzubauen; die Beharrlichkeit, mit der dieses Fürstengeschlecht im 14. bis 
16. Jahrhundert trotz des Verlustes der Ostschweiz und der ständigen Bedrohung 
von seiten der Eidgenossen durch den Anschluß verschiedener Landvogteien, 
Markgrafschaften, Ämter und Städte im Elsaß und im Breisgau, in Schwaben, 
vor dem Arlberg und am Bodensee, am Rhein und in Graubünden sowie durch 
die Erwerbung Tirols die Stellung im Südwesten zu halten und zu festigen ver- 
stand; der Widerstreit zwischen Reichs- und Territorialinteressen im südwest- 
deutschen Grenzbereich und der Verlust von Elsaß (1648) und Prätigau (1649/52) 
werden in klaren und wirkungsvollen Strichen gezeichnet. 


Das zweite Kapitel gilt dem Namen der Lande. Im 14. Jahrhundert fehlt ein 
zusammenfassender Name, die Teile werden als einzelne Länder angesehen und 
auch so bezeichnet. Herzog Rudolf IV., auch hier seiner Zeit voraus, hat sich 
Fürst von Schwaben und Elsaß genannt; erst Maximilian I. nimmt den Titel 
Fürst von Schwaben und Landgraf im Elsaß wieder auf. 1373 ist von den oberen 
Landen zu Schwaben und im Elsaß die Rede, 1387 erstmals von den niederen 
und oberen Landen der Herzoge von Österreich, wobei der Innverlauf als Scheide 
galt. 1404 spricht eine Urkunde von den oberen Landen jenseits des Arlberg. 
1444 endlich taucht die Bezeichnung vordere österreichische Lande für den West- 
teil der oberen Lande auf, seit 1490 wird die Scheidung in ober- und nieder- 
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österreichische Lande gang und gäbe, 1536 werden die inneren (Tirol) und 
vorderen oberösterreichischen Lande unterschieden. Wenn 1526 die Landstände 
von niederen (Österreich ob und unter der Enns, Steiermark, Kärnten, Krain), 
oberen (Tirol) und vorderen Landen (Vorderösterreich) sprechen, so könnte man 
an die Nebenordnung der drei Gruppen glauben. 


Im dritten Kapitel zeigt St. aber an den Hauptbehörden, daß Vorderösterreich 
in der “erwaltung stets Oberösterreich (Tirol) untergeordnet war. Dabei gibt 
der Vf. eine kurze Geschichte der obersten Landesbehörden für Tirol und die 
Vorlande seit dem ausgehenden 13. Jahrhundert unter besonderer Berücksichti- 
gung der Behördeninstruktionen und Ordnungen und der staatsrechtlichen 
Stellung der ober- und vorderösterreichischen Ländergruppe im gesamtöster- 
reichischen Länderbesitz. Die verwaltungsrechtliche Sonderstellung der Vor- 
lande vom 15. bis 17. Jahrhundert wird herausgearbeitet. Das Regiment der 
vorderösterreichischen Länder von 1523 ist, wie St. auf Grund erstmals ver- 
werteten Quellenstoffes festgestellt (Nachtrag S. 182), keine Neuerung, sondern 
die Fortführung einer älteren Einrichtung. Es wird schon 1506 genannt und ist 
aus dem Rat hervorgegangen, der beim obersten Hauptmann und Landvogt im 
Elsaß und Breisgau ebenso wie ein eigener Hubmeister und Landschreiber schon 
seit dem Ende des 14. Jahrhunderts nachweisbar ist. Der Landvogt oder Haupt- 
mann (der vorländischen Herrschaften) selbst ist seit etwa 1280 bezeugt, spätestens 
seit 1427 besaßen diese Herrschaften ein anderes gemeinsames Organ in ihren 
eigenen Landständen. Diese Sonderstellung beschränkt sich auf das Elsaß und 
den Breisgau, denn Schwäbisch-Österreich (Burgau, Donaustädte, die Landvogtei 
Schwaben, die Landgrafschaft Nellenburg) nahmen daran nicht teil, sondern 
standen direkt unter Innsbruck. Die Sonderstellung war auch inhaltlich insofern 
beschränkt, als die vorderösterreichische Regierung mit dem Fürsten nur über 
die oberösterreichische Regierung verkehren konnte. Nach dem Verlust des 
Elsaß wurde der Sitz der vorderösterreichischen Zentralstelle von Ensisheim 
nach Freiburg verlegt (1651). Erst 1752 wurden im Zuge der Maria Theresiani- 
schen Reformen alle vorderösterreichischen Länder (also auch Vorarlberg) einer 
eigenen Repräsention und Kammer unterstellt, die von Innsbruck unabhängig 
war. Sie stützte sich auf die Gliederung des Gebietes in Oberämter, welche sich 
räumlich stark an die historischen Teile Vorderösterreichs hielten. 1782 fiel Vor- 
arlberg an das oberösterreichische Gubernium zurück. 


Das innere Verhältnis der beiden Hauptteile Tirol und Vorderösterreich 
(3. Kapitel) ist mit von der Tatsache bestimmt, daß die Vorlande im Ver- 
hältnis volkreicher und steuerkräftiger sind (9000 : 25000 qkm, 400000 : 670000 
Einwohnern, 114000 Al. : 161000 fl.); doch sprechen andererseits Größe, Ge- 
schlossenheit, Fürstensitz und Lage für das Übergewicht Tirols. Die west-öst- 
lichen Verkehrsbeziehungen werden durch die Verwaltungsbedürfnisse gefördert, 
auch durch den Absatz von Wein und Salz aus dem östlichen Länderteil bedingt. 
Der Nord-Süd-Verkehr geht mehr über die Schweizer Pässe und St. hat wohl 
recht, wenn ihm eine Denkschrift von 1675 den Durchgangsverkehr aus Süd- 
westdeutsehland durch Tirol nach Italien zu übertreiben scheint. Im Bergbau 
hingegen entwickelten sich schon aus personal- und verwaltungstechnischen 
Gründen engere Beziehungen. Die bei St. im Vorübergehen angeschnittene 
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Frage des Bevölkerungsaustausches zwischen beiden Hälften wäre insbesondere 
im städtischen Bereich einer besonderen Untersuchung wert. An einer Zusammen- 
fassung fehlte es in Bezug auf die Landesverteidigung, und es ist charakteristisch 
nicht nur für das Reich, sondern auch für die kleinräumigere österreichische 
Hausmacht, daß man hier über Ansätze nicht hinausgekommen ist. Sehr will- 
kommen sind die Bemerkungen über die Rolle der Vorlande als Vormauer 
Österreichs und des Reiches gegen Westen, die St. aus den Akten schöpft; sie 
zeigen, daß man sich ihrer gerade in Innsbruck im 17. Jahrhundert bewußt war, 
und daß man hier auf das Elsaß nie endgültig verzichtet hat. 


In einem vierten (Sonder-)Kapitel geht St. der Stellung Belforts im vorlän- 
dischen Länderkomplex nach. Hoffentlich fällt seine Anregung, die Geschichte 
der Sprachgrenze in der Südwestecke des Reiches auf breitem Urkundenmaterial 
neuerdings zu untersuchen, bald auf fruchtbaren Boden. Er scheint zwar dem 
Urteil Wittes zuzustimmen, daß das Deutschtum hier nur Oberschicht gewesen 
sei und sich daneben nur noch auf gewisse Berufe (Bergleute) beschränkt habe, 
fordert aber eine erschöpfende Quellensammlung. Darauf, daß sich 1526 die Stadt 
Belfort zur deutschen Nation rechnete, wurde schon hingewiesen. Im weiteren 
geht St. den sehr verschlungenen Pfaden der Beziehungen des Gebietes von 
Belfort von ca. 1300 bis zum Verlust des Elsaß nach, zu dem es trotz zeitweiliger 
Verpfändung gehört hat. Wertvoll sind die neuen Quellenhinweise auf die Förde- 
rung der Stadt Belfort durch die Habsburger des 14. und 15. Jahrhunderts und 
die Angaben über die Schicksale der einzelnen um Belfort liegenden Herrschaften 
größtenteils deutschen Namens (Blumenberg, Rotenberp, Rosenfels, Elikurt). 


Ein Viertel des Buches nehmen die ausführlichen Quellentexte zur Verwal- 
tungsgeschichte und zur historischen Topographie des Gebietes von 1565 bis 
1800 ein. Zwei Kartenskizzen der habsburgischen Herrschaften im südlichen 
Oberrheingebiet im 13. bis 15. Jahrhundert und der ober- und vorderösterreichi- 
schen Lande vor 1648 sind dem Leser wertvolle Hilfe. 


Abschließend darf gesagt werden, daß das Buch, insbesondere soweit es 
Vorderösterreich betrifft, eine empfindliche Lücke ausfüllt. Es beweist außerdem 
erfreulicherweise einmal mehr das Interesse, das neuerdings die Geschichts- 
wissenschaft — im Gegensatz zu der der letzten 150 Jahre — den Behörden (vgl. 
das Buch von O. Gschließer über den Reichshofrat) und territorialen Bildungen 
des alten Reiches entgegenbringt. 


Innsbruck. Fr. Huter. 


History of the Homeland. The Story of the British Background. 
By HENRY HAMILTON. (Primers for the Age of Plenty, 4.) 
London, Allen and Unwin 1947. 597 S. 144 Abb., 5 Karten. 18 sh. 


Geschichte, sagt Hamilton, Professor der Staatswissenschaften an der Universi- 
tät Aberdeen, in seinem Vorwort, ist nicht nur politische Geschichte, sondern 
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im weitesten Sinne aufgefaßt der Bericht („story“) vom Leben der Menschheit 
„the natural history of an animal species with habits so peculiar and a record . 
unique as to justify a science devoted to its own past“. Das wäre an sich nichts 
Neues, es käme auf eine „‚Kulturgeschichte“‘ heraus und es erinnert an die Dis- 
kussionen, die vor einem halben Jahrhundert die deutsche Geschichtsschreibung 
bewegten uud die auch die Spalten dieser Zeitschrift erfüllt haben. Aber Hs, Ge- 
samtbild ist doch viel weiter als die rationalistisch trockene Definition verrät, Ge- 
schichte: die stets von neuem aufzunehmende Befragung des Vergangenen durch 
die Lebenden, daher mit diesen in enger Wandlung. In unserer Zeit der Technik, 
der organisierten Massen sind, meint H., viele Fragen, die die Historie früherer 
Zeit ganz berechtigterweise beschäftigten, unerheblich geworden. Die unge- 
heure Aufgabe liegt vor uns, den Menschen in einer vernünftigen Weltplanung 
Leben und Glück zu sichern, und in die Geistesarbeit, die diesem Ziel dient, ist 
die Geschichte eingeordnet. ‚‚Die neue Geschichtschreibung muß das Zutrauen 
festigen, daß wir fähig sind, die besonderen Probleme unserer Zeit zu lösen, indem 
sie uns mit den Erfolgen bekannt macht, mit denen der Mensch vergangene Pro- 
bleme gelöst hat.“ H. also zeigt sich als Optimist. Er weiß um Unrecht und Un- 
glück in der Geschichte, doch letzten Endes sieht er in ihr den ständigen Fort- 
schritt zu einer jeweils besseren, gerechteren, verständigeren Welt. 


Was nun H. auf diesem Untergrund aufbaut, ist ein äußerst mannigfaches, ja 
buntes Gebilde. Man darf nicht allzuviel formalen Zusammenhang in einem Buch 
suchen, das von der Kleidung und Medizin über wirtschaftliche und soziale Be- 
ziehungen zu den Gedanken der Menschenrechte reicht. Man muß auch große 
Lücken in Kauf nehmen, denn weder Glauben und Kirche noch Dichtung, 
Philosophie und Kunst werden im Ganzen behandelt. Doch vielleicht gehört das 
nach H.s Ansicht nicht in den „background“. Aber man findet reiche Belehrung, 
eine wahre Schatzkammer manchenorts, denn H. bringt zahllose geschickt aus- 
gewählte Zitate aus den verschiedensten Quellen. Ein Buch dieser Art muß 
Schwerpunkte haben, um die sich der übrige Stoff gruppiert. Wir finden sie in den 
Kapiteln, die sich mit der Geschichte der Wirtschaft und der sozialen Ordnung 
beschäftigen. Über die Industrie und den Kapitalismus seit ihren Anfängen, 
Geldwesen und Handel, den wirtschaftlichen Imperialismus ist die neueste Litera- 
tur zusammengefaßt. Wer etwa die Geschichte der Arbeiterbewegung in England, 
die Eingeborenenprobleme in Südafrika, die Sozialgesetzgebung in einem Über- 
blick kennen lernen will, wird durch H. ausgezeichnet und lebendig eingeführt. 
Für am Rande liegende Gebiete verläßt er sich mehr auf einzelne, freilich gute 
Gewährsleute, so etwa für das mittelalterliche Europa auf Pirenne, für Amerika 
auf die Beards, und bringt sie in längeren Auszügen. H. kennzeichnet etwa die 
Leistungen des auf dem System des frei wirkenden Preises aufgebauten Kapi- 
talismus. Die Erschließung der Erde, der Sieg der Technik über die Materie, die 
Bereitstellung des Bedarfs für die angewachsene Menschheit stehen zweifellos auf 
seiner Habenseite, H. sieht ihn nicht einfach als Ausbeutung. Aber seine Tage 
sind gezählt, ja schon vorbei. Er existiert in Wirklichkeit nirgends auf der Erde 
mehr, seit Jahrzehnten ist der Liberalismus klassischer Prägung dahin, in der 
Weltkrise seit 1929 ist er zerbrochen. Der Preismechanismus als Schrittmachet 
der wirtschaftlichen Tätigkeit hat seine Brauchbarkeit verloren. Aber damit ist 
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der Ausblick nicht düsterer geworden. „Ein Zeitalter reichlicher Versorgung 
liegt in Reichweite“ (193)! („Age of Plenty“, das ist auch der Titel der Sammlung, 
der das Buch angehört.) Die Menschheit kann es erschaffen, freilich nicht auf dem 
Wege des Klassenkampfes („Daß ein Endkampf zwischen den massierten Kräften 
des Kapitalismus und den Fabrikarbeitern die unvermeidliche Folge — nämlich 
ihres Gegensatzes — sei, ist ein Mythos“; S. 191), sondern durch Planung. Und 
so wie das Kapitel über die Entwicklung des Kapitalismus so mit dem Tone des 


Vertrauens endet, der in der Einleitung die Gesamtauffassung angab, so tun es auch 
die anderen. 


Die Abbildungen sind gut ausgewählt und größtenteils sehr aufschlußreich. 
Der zeitliche Zusammenhang der Dinge wird in einer Anzahl synoptischer Ta- 
bellen dargestellt, ein interessanter Versuch, den Stoff visuell zu gestalten. Eine 
Literaturübersicht in Auswahl ist angeschlossen, die dem deutschen Leser hoch- 
willkommen ist. 


Hamburg. L. Beutin. 


Acta Pontificum Danica. Pavelige Aktstykker vedrörende Dan- 


mark. 1316—1536. Vol. VII. Supplementum. Utg. af A. KRARUP. 
Kopenhagen, Gad 1943. V u. 873 S. 


Im Jahre 1904 gab L. Moltesen den ersten Band der Acta Pontificum heraus, 
Beginnend mit dem Jahre 1316. A. Krarup und J. Lindbaek führten mit den 
Bänden I—VI die Reihe bis 1536 fort (erschienen 1907—1915; vgl. H.Z. Bd. 104, 
5.414—417 und Bd. 115, S. 644-647) . K., bekannt durch sein Verzeichnis der 
Handschriften der Universitätsbibliothek zu Kopenhagen und durch seine Mit- 
arbeit an der Dänischen Bibliographie, heute der maßgebende Herausgeber von 
Quellen zur mittelalterlichen dänischen Geschichte, hat inzwischen dem Mangel, 
daß die Veröffentlichung der Papstakten erst mit dem Jahr 1306 begann,durch 
sein Bullarium Danicum 1198—1316 (1931/32) abgeholfen. Zum ganzen Werk 
erscheint nun der stattliche und verdienstvolle VII. Band als Nachtrag, mit den 
Nummern 5210 bis 6482, wobei allerdings nur 1 Stück (Nr. 6479, zum Jahr 1232) 
in den Zeitraum des Bullariums fällt. Der Band ist das Ergebnis eines sieben- 
maligen Archivstudiums im vatikanischen Archiv, an dem sich auch Kollegen 
aus Norwegen, Schweden und Finnland beteiligten. Der Text wurde nicht, wie 
im Bullarium, vollständig, sondern mit dänischem Regest und nur auszugsweise 
wiedergegeben. Häufig kann auf bereits vorliegende andere skandi- 
navische Veröffentlichungen hingewiesen werden (Diplomatarium Norvegicum, 
Diplomatarium Svecanum und Diplomatarium Diocesis Lundensis). Die über 
den heutigen dänischen Bereich hinausgehende Bedeutung des Werks ergibt sich 
— worauf Daenell schon hinwies — aus seiner Anlage entsprechend dem mittel- 
alterlichen dänischen Machtbereich, der ja auch Norwegen, einen Teildes südlichen 
Sehwedens und auch das Herzogtum Schleswig, zeitweilig Estland (von Walde- 
mar II. bis Waldemar IV., s. Register Dorpat) umfaßte. Es ist bemerkenswert, 
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daß die Diözese Schleswig am häufigsten genannt ist. Reichlich er at sind 
auch die Stifte Hamburg, Bremen, Verden, Lübeck, Schwerin und Hui sesheim, 
Da Rügen bis zur Reformation dem Bischof von Roskilde unterstand, wurden 
die darauf bezüglichen Briefe ebenfalls aufgenommen, in den früheren Bänden 
war dies unterblieben. 


Auch in dieser Ausgabe mußte natürlich Rücksicht genommen werden auf 
die für das mittelalterliche Papsttum bezeichnende Häufung von Benefizien, 
ewigen Vikariaten, Provisionen u. a. auf eine Person. Welches Ausmaß dies 
erreichen konnte, zeigt der Schweriner Zutfeld Wardenberg, von dem hier nur 
die Briefe aufgenommen wurden, in denen dänische Benefizien genannt sind. 
Doch kann solches Material nicht nur kirchen-, sondern auch kultur- und pero- 
nengeschichtlich von Bedeutung sein. Ich erwähne nur das auf den holsteinischen 
Adel (Ahlefeldt, Buchwald, Rantzau, Reventlow, Schested, v. d. Wisch) sich 
Beziehende oder die Pfründen von Italienern in norddeutschen oder nordischen 
Diözesen. Politisch dürfte am ehesten das erwähnenswert sein, was man unter 
Waldemar (Atterdag) und Christian II. findet. Den Wirtschaftshistoriker werden 
die Angaben über die päpstliche Finanzverwaltung, über die Eintreibung der 
Gelder durch Kollektoren und Nuntien interessieren. Unter ihnen begegnen wir 
natürlich meist italienischen Geistlichen, vor allem Guillelmus de Pereto, Guido 
de Cruce, Johannes Guilaberti und Elias de Vodronio, einige Male auch italieni. 
schen Kaufleuten, so 1396 Michael de Paganis aus Lucca und Ludovicus & 
Ballionibus aus Perugia, 1402 Johannes Galvani aus Bologna. Im übrigen nahmen 
die Zahlungen zunächst ihren Weg über italienische Kaufleute in Brügge. Auc 
Lüttich, Brüssel und Mecheln werden in diesem Zusammenhang erwähnt. Am 
häufigsten werden die Faktoren der Florentiner Firmen Alberti Antiqui und ( 
genannt (für die Jahre 1356, 1364, 1368 und 1371); für 1353 treffen wir die Firm 
Antonius und Guido Malabayle in Asti, 1374 den Florentiner Nicholai Benedici 
und seine Faktoren, 1404 das Kaufmannshaus Clarentini in Pistoja, 1437 de 
Florentiner Bartholome de Bardis, 1439, 1459 und 1460 die Medici. Die finanzielk 
Tätigkeit der Fugger in Augsburg für die Kurie wird diesmal nicht erwähnt 
Der vermittelnden Tätigkeit des Hauses Pangertiner in Nürnberg begegnen wi 
auch diesmal wieder (für das Jahr 1459). Auf die Übersendungen des Florentine 
Hauses der Rucellai in Lübeck in den 60er Jahren des 15. Jahrhunderts wies bereit 
Daenell hin. Es ist diesmal nicht genannt, dagegen für das Jahr 1426 Gherardus 
de Boeriis, ebenfalls aus Florenz und in Lübeck wohnend, dessen Diener einmal 
in Rostock ausgeplündert wurde (ihn erwähnt Pauli, Lüb. Zustände II, $. 1044 
und Daenell, Blütezeit der Hanse II., S. 420 ff.). Ein ausführliches Register erleic 
tert das Suchen, doch sind dazu einige Korrekturen nötig: bei Alberti Antigs 
muß es statt 5545 : 5544 heißen und statt 5556 : 5552;; unter Asschen statt Bramskd 
Bramsted; bei Boiler statt 6348 : 6346; bei Corsini statt 5379 : 5579; bei Floms 
statt 5770 :5771; 5556 ist zu streichen; Jacobus de Ponte 5860 f. ist nicht a 
Luxemburg, sondern aus Lüneburg; bei Regnerius Dominici statt 5592 :5552 
Bardewick ist das heutige Bardowiek, Butzow : Bützow (Mecklenburg), Coda 
wohl Körlin und nicht Köslin, ebenso unter Tessoneze ist Corlin das heut 
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Körlin in Pommern, Camin ist heute Kammin, Ulzen heute Ulzen und Wilsmack 
Wilsnack bei Wittenberge. 


Re gensburg. H. Kellenbenz. 


. Statsmakt och Statsfinans i det medeltida Sverige. Studier över 
Skatteväsen och Länsförvaltning. Av E. LÖNNROTH. (Göteborgs 
Arsskrift XLVI, 1940: 3.) Göteborg, Wettergren och Körber, 1940. 
280 S. 8 Kr. 


Es ist schon geraume Zeit her, daß skandinavische Historiker am dänischen 
und norwegischen Beispiel die Bedeutung der Staatsfinanzen für die Organısation 
des mittelalterlichen Staates, seines Kriegswesens und seiner Politik untersuchten 
(Arup, Erslev, Bolin). Auch die mittelalterlichen Steuer- und Verwaltungsver- 
hältnisse Finnlands sind in einer grundlegenden Arbeit von Voionmaa dargestellt 
wo:den. Leider ist dieses Werk (Suomalaisia Keskiajan tutkimuksia. Veroja, 
laitoksia, virkamiehiä. Porvoossa 1912), weil finnisch geschrieben, schwer zu 
benützen (und deshalb vom Vf. auch nicht herangezogen worden). 

In Schweden kannte man bislang wohl das älteste Steuerwesen in allgemeinen 
Umrissen, behandelte damit zusammenhängende Fragen auch im Rahmen der 
allgemeinen Geschichte, eine zusammenfassende Darstellung der mittelalterlichen 
Staatsfinanzen und namentlich auch ihrer Bedeutung für den Umfang der Staats- 
macht fehlte aber. Man interessierte sich zu wenig dafür; große Schwierigkeiten 
bereitete einer Bearbeitung aber auch Spärlichkeit und Art der überlieferten 
Quellen. E. Lönnroth, einer der fähigsten jüngeren Historiker Schwedens, hat 
sich der Aufgabe unterzogen, auf Grund bisher schon vorliegender Ergebnisse und 
eigener Forschungen (zu einem populären Werk über Schweden in der Unions- 
zeit) einen ersten, aber gründlichen Überblick über den Fragenkomplex zu geben. 

An den Anfang seines Werks stellt Vf. eine Untersuchung über die Bevölke- 
tungsverhältnisse und die Bebauung des mittelalterlichen Schwedens. Da das 
äußerst spärlich überlieferte Quellenmaterial (vor allem die Unterlagen über den 
eingeforderten Peterspfennig gehören dazu) weder eine absolute noch eine ıelative 
Errechnung der damaligen Bevölkerungsdichte ermöglicht, muß man versuchen, 
auf Umwegen, über die Dichte der Bebauung der einzelnen Provinzen, eine Vor- 
steliung von den damaligen Besiedlungsverhältnissen zu erlangen. Zweifellos 
könnte hier die schwedische Ortsnamenforschung einen beachtlichen Schritt 
weiterführen. Einstweilen sind jedoch deren Ergebnisse für eine bebauungs- 
geschichtliche Chronologie, wie sie Vf. vorschwebt, noch unzureichend. 

Zeigte sich in den Mälarprovinzen noch im Anfang des 14. Jahrhunderts die- 
selbe Verteilung der Bebauung, wie sie schon in frühgeschichtlicher Zeit (Vf. 
gebraucht das Wort „prähistorisch‘“‘) bestanden hatte, so kann man in den Rand- 
provinzen (Smäland, Västergötland, Bergsiagen, Norrland und Finnland) im 
späteren Mittelalter eine relativ stärkere Bebauung feststellen. Entsprechend den 
Ergebnissen der dänischen Forschurig sucht Vf. den Grund hierfür weniger in 
technischen Neuerungen, als in den aufblühenden Handelsbeziehungen zwischen 
Schweden und den Hansestädten. Diese Feststellung wirft ein interessantes Licht 

auf die Bedeutung der deutschen Ostseestädte für die Erweiterung des abend- 
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ländischen Kultur- und Zivilisationsbereichs nach dem Norden. Das mittelalter- 
liche Schweden, dessen Randcharakter sich damals noch schärfer abzeichnete als 
heute, bekam durch die hansischen Kaufleute im europäischen Warenaustausch 
seine bestimmte Aufgabe zugewiesen. Koppe hat in seiner aus der Schule Rörigs 
hervorgegangnen „Lübeck-Stockholmer Handelsgeschichte im 14. Jahrhundert“ 
gezeigt, daß im damaligen schwedischen Export Erzeugnisse der Viehwirtschaft, 
vor allem Butter, daneben Bergslagens Metalle (Eisen und Kupfer) den Vorrang 
hatten. Ähnliche Feststellungen kann man auch aus Quellen des 15. und 16, Jahr- 
hunderts machen. Nun zeigt sich, daß die stärkere Bebauung in den südlichen 
und westlichen Teilen Schwedens im Zusammenhang mit der Spezialisierung auf 
die Viehwirtschaft erfolgte, in Bergslagen infolge des aufblühenden Bergbaus, 
während in den nördlichen Gebieten und in Finnland die Bedeutung des Pelz- 
werks als internationale Ware die Kolonisation beförderte. Wichtig war dabei, 
daß durch den Aufschwung des schwedischen Städtewesens, an dem das deutsche 
Element maßgeblich beteiligt war, auch abgelegene Bezirke die Möglichkeit be» 
kamen, ihre Erzeugnisse abzusetzen. 

Verfolgen wir nun vor dem Hintergrund dieser Entwicklung die schwedische 
Staatsgewalt, so schen wir zunächst, bis zur Mitte des 13. Jahrhundeits, ein nicht 
seßhaftes, über einem nur lose zusammengefügten Reich stehendes, politisch 
schwaches Königtum. Angesichts der schlechten Verkehrsverhältnisse und der 
verhältnismäßig geringen Einkünfte aus den Königsgütern, auf die das König- 
tum vorwiegend angewiesen war, blieb diesem eine feste militärische Kontrolle 
über alle Teile des Reiches versagt. 

Die auch nach Schweden übergreifende Kolonisationsbewegung während des 
12. und 13. Jahrhunderts brachte die nordischen Reiche in stärkerem Maße in 
Berührung mit dem in dieser Zeit aufblühenden Kultur- und Gesellschaftsleben 
Mittel- und Westeuropas und mit den Machtmitteln dieser Länder: den schwer- 
gerüsteten Reisigen und den Burgen mit ständiger Besatzung. Als Übermittler 
feudalstaatlicher Neuerungen nach Schweden wirkte namentlich der Großmacht- 
politik treibende dänische Nachbar. Die aus der Anwendung dieser neuen Mittel 
folgenden gesteigerten Ausgaben und höhere Ansprüche auf eine im kontinen- 
talen Sinn standesgemäße Hofhaltung forderten erhöhte Einkünfte, die zu be- 
schaffen es jetzt auch neue Wege gab. Mit Hilfe des aufblühenden Städtewesens 
und der sich entfaltenden internationalen Handelsverbindungen, auch dank ver- 
besserter Verkehrsverhältnisse im Lande war es möglich, so wie in Dänemark 
und in den führenden kontinentalen Staaten, sogenannte Ablösungssteuern ein- 
zuführen. Gleichzeitig wurde die Einteilung des Grundeigentums umgestaltet 
und die Grundrente gesteigert. 

Diese im Lauf des 13. Jahrhunderts unter Waldemar Birgerssons Regierung 
erfolgten Neuerungen gingen auf Kosten des Bauernstandes und kamen vor allem 
dem Königtum und dem waffenfähigen Adel zugute. Von hier aus führte jedoch 
die Entwicklung während des 14. Jahrhunderts zu einer machtpolitischen Span- 
nung zwischen der Krone und dem Adel: das neue Befestigungssystem ermög- 
lichte dem König zwar eine ganz neuartige Beherrschung des Landes mit eigenen 
Mitteln — aber die gesteigerten militärischen Ausgaben konnte die Krone trotz 
neuer außerordentlicher Steuern nicht decken. Die aus den Schloßlehen kommen 
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den Überschüsse für die zentrale Staatskasse waren zu gering, so daß die Krone 
die Lehen an die Großen des Reichs und an fremde, vor allem deutsche Fürsten 
(Grafen von Holstein, Herzöge von Mecklenburg) verpfänden mußte. Außerdem 
kamen der wachsenden Macht der Grundbesitzer steigende Kotnrenten zugute. 
Auch machte sich die Tendenz bemerkbar, daß der steuerbare Bauernbesitz an 
den Adel überging. Die natürliche Folge dieser Erscheinungen, zu denen auch 
noch das Ereignis des Schwarzen Todes kam, war die Auflösung des sı hwedischen 
Staates in der 2. Hälfte des 14. Jahrhunderts. 

Das politisch starke Unionskönigtum forderte die Pfänder und das steuerbare 
Grundeigentum, das in die Hände der Großen geraten war, zurück und war 
bemüht, die Steuerrenten soweit wie möglich in Geldbeträge umzuwandeln, be- 
lastete aber zu sehr das Bauerntum, das das neue System durch die Aufstände von 
1434 und 1436 beseitigte. Die nun folgende Dezentralisierung der Landesverwal- 
tung durch die Mitglieder des regierenden Reichsrats, die die Lehen unter sich 
verteilten, beließ dem Inhaber der zentralen Staatsgewalt nur noch die Einkünfte 
aus Schloß und Lehen Stockholm. Jedes Lehen wurde zu einer wirtschaftlichen 
Einheit; der Lehensherr — das beste Beispiel ist vielleicht Ivar Axelsson auf Got- 
land — übte die Befugnisse und militärischen Verpflichtungen der Krone aus 
und trieb einen lebhaften Handel mit den Erzeugnissen seines Herrschaftsbereichs. 
Dieser Gruppe der Lehensherrn gegenüber bildete sich angesichts neuer Steuer- 
lasten eine gewisse Solidarität zwischen der großen Masse des Adels, den kirch- 
lichen Beamten und den Bauern heraus. 

Ein solcher Lehensstaat mußte natürlich verschwinden, wenn es einem dieser 
Großen gelang, seinen Lehensbereich zu erweitern, ihn finanziell noch besser zu 
organisieren und mit dem gewonnenen Kapital eine überlegene Militärmacht zu 
schaffen. Das haben die Sture verwirklicht. In den letzten Jahrzehnten des 
15. Jahrhunderts setzte sich in der Finanzverwaltung immer mehr der Grundsatz 
durch, Edelmetalle in möglichst großer Menge in Umlauf zu bringen. Die Folge 
war, daß der Großhandel nach der dänischen Nachbarschaft gesperrt und nach 
den zentralen Orten der Lehen des Reichsverwesers verlegt wurde. Die Sture 
sicherten sich die Erzeugungsgebiete und wichtigsten Handelsplätze Schwedens, 
trieben einen umfassenden Handel und schufen sich damit eine beträchtliche poli- 
tische und militärische Macht. Die Bürgerschaft in den Städten, die Bergleute in 
Dalarne waren die natürlichen Verbündeten der Sture, aber auch das Landvolk 
wurde mit agitatorischen Mitteln bearbeitet. Dies waren die Grundlagen, auf 
denen das nationale Königtum Gustav Wasas weiterbauen konnte. Er sicherte 
sich dann auch die wirtschaftlichen Mittel der geistlichen Hierarchie, die einst- 
weilen noch eine Sonderstellung einnahm. 

Wie Vf. selbst betont, soll die vorliegende Arbeit keine umfassende Gesamt- 
darstellung liefern, sondern vor allem die Forschung auf die Probleme aufmerksam 
machen. Trotz dieser Einschränkung kommt dem Werk eine ganz besondere 
Bedeutung zu. Es hat auch dem deutschen Historiker Wesentliches zu sagen. 
Dem des Schwedischen Unkundigen hilft eine deutsche Zusammenfassung. Eine 


Zusammenstellung der benützten Literatur und ein Register wären erwünscht 
gewesen. 


Regensburg. H. Kellenbe nz. 





B. Anzeigen und Nachrichten 


Die Geltung aller Siglen und Unterschriften erstreckt sich rückwärts bis zur 
vorangehenden eines andern Mitarbeiters, 


Die Herren Verfasser ersuchen wir, Sonderabzüge ihrer in Zeitschriften er- 
schienenen Aufsätze, die sie an dieser Stelle berücksichtigt wünschen, uns freund- 
lichst einzusenden. Die Schriftleitung, 
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Skandinavische Zeitschriften von A. v. Brandt-Lübeck. 


Gustav Mensching, Geschichte der Religionswissenschaft (Ge- 
schichte der Wissenschaften, hrsg. von Erich Rothacker. I. Geisteswissenschaf- 
ten). Bonn, Universitäts-Verlag 1948. 16°. 105 S. Die Einleitung ($. 7—16) 
bestimmt die Religionswissenschaft als eine nach zwei Seiten, der historischen 
und der systematischen, hin ausgerichtete Wissenschaft, also als eine, Religions- 
geschichte und systematisch-vergleichende Religionsforschung vereinende Dis- 
ziplin und grenzt sie gegen die Nachbarwissenschaften — Theologie, Religions- 
philosophie, Religionspsychologie usw. — ab. Wenn Religionswissenschaft in 
diesem Sinne auch erst mit der Aufklärung aufgekommen ist, so hat doch schon 
das klassische Altertum religionswissenschaftliche Probleme erörtert. So werden 
im ersten Hauptteil „Götter, Mythen und Religionen im wissenschaftlichen 
Denken des Altertums“ (S. 17—34) behandelt, also die Religionskritik der Xeno- 
phanes, Heraklit, Aristoteles, Seneca; die allegorische Mythendeutung, wie sie 
von Cornutus zusammengefaßt worden ist; die Erklärung der Religion aus 
Furcht (Demokrit), Dankbarkeit (Prodikos) ; der Euhemerismus usw. Der zweite 
und letzte Hauptteil (S.35—102) hat „Das Werden moderner Religionswissen- 
schaft“ zum Gegenstand. Nach der Feststellung, daß das christlich-kirchliche 
Mittelalter im allgemeinen den Fremdreligionen in dogmatischer Gebundenheit 
gegenübergestanden hat, werden die im Vernunftglauben der Aufklärung liegenden 
Anfänge moderner Religionswissenschaft, die — von Lessing und Herder vor- 
bereitet — sich bei Schleiermacher zu voller Blüte entfalten, dargelegt. Durch 
Überbetonung der menschlichen Beteiligung an der Religion und Verkennung 
der dabei mitwirkenden objektiven, transsubjektiven Faktoren hat eine psycho- 
logistisch eingestellte Religionsforschung die gesunde Weiterentwicklung der 
Religionswissenschaft zunächst gehemmt. Aber Rudolf Otto, dem Edmund 
Husserl und Wilhelm Dilthey kräftig vorgearbeitet haben, hat dann durch 
Herausstellung des von dem Menschen als mysterium tremendum, als fas- 
cinans und als augustum erlebten „Heiligen“ aller rationalistischen Verken- 
nung der Religion ein Ende gemacht und die Religionswissenschaft des Ver- 
stehens begründet, als deren Repräsentanten weiter vor anderen Nathan Söder- 
blom und Friedrich Heiler zu nennen seien. Ein flüchtiger Überblick über 
die zeitgenössische Religionswissenschaft, ihre Vertreter und deren Veröffent- 
lichungen beschließt die eigentliche Darstellung, und ein Namenregister (S. 103 
bis 105) erleichtert die Auffindung der Seiten, auf denen von den einzelnen For- 
schern die Rede ist. Wenn das Büchlein zu Anfang als „‚Versuch, eine Geschichte 
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der Religionswissenschaft in ihren wesentlichen Grundlagen zu schreiben“ be- 
zeichnet wird, so darf man sagen, daß der Versuch gelungen ist. Freilich stehen 
nicht alle Abschnitte auf derselben Höhe. Neben solchen, denen man anmerkt, 
daß der Verfasser die hier in Betracht kommenden Erscheinungen durch eigene 
Arbeit oder durch das Studium der Arbeiten anderer gut kennt, gibt es solche, 
die sich wenig über die Aufzählung von Forschernamen und Büchertiteln erheben. 
Weiter kann man auch in der Auswahl des Stoffes und in der Wertus g der ein- 
zelnen Forscher-Persönlichkeiten hier und da anderer Meinung sein ais der Ver- 
fasser. Aber dabei bleibt es doch, daß das Büchlein seine Leser angenehm und 
zuverlässig in die Geschichte der Religionswissenschaft einzuführen vermag und 
daß es durch Hinweis auf umfassendere Werke auch zu gründlicherem Studium 
Lust macht. 
Halle/Saale. Otto Eißfeldt. 


Berichte über die in verschiedenen Ländern während des Krieges geleistete 
historische Arbeit geben: Pierre Renouvin: French Historical Writings, 1939 — 
1945. Bull. Institute Hist. Research 20, 1947, 9—12. P. T. Lambrecht: 
Belgian Writings on Belgian History, 1940—1944. Ibidem 12—19. Richard 
Pares: Recent British works on Modern British History. Ibidem 21, 1948, 
116—130. E.L. Woodward: Modern Historical Studies in England since 1939. 
Ibidem 131—136. Crane Brinton: Report on European History and Histo- 
rians in the United States since 1939. Ibidem 137—144. K,D.E. 


Mitteilungen des Oesterreichischen Staatsarchivs, herausgegeben 
von der Generaldirektion, Wien 1948. 287 S. Die neue Zeitschrift des durch 
die Vereinigung der Wiener Zentralarchive entstandenen Oesterreichischen 
Staatsarchivs will das Gesamtgebiet der Archivwissenschaft und der spätmittel- 
alterlichen Urkundenforschung und Aktenkunde sowie die Geschichte des Spät- 
mittelalters und der Neuzeit pflegen. Die Mitteilungen sollen, wie dem Vorwort 
Leo Santifallers zum ersten Heft des ersten Bandes zu entnehmen ist, entweder 
in „Gesamtbänden oder in Bänden zu je zwei Heften in zwangloser Folge, nach 
Eintritt geordneter Verhältnisse jährlich in einem Band erscheinen“. Ergänzungs- 
bände sind für umfangreichere Arbeiten vorgesehen. Das vorliegende Heft ent- 
hält einen Bericht Jakob Seidls über das Oesterreichische Staatsarchiv, aus 
dem hervorgeht, daß der Verlust der Akten des Oesterreichischen Staatsıates, 
somit des wichtigsten Quellenbestandes zur Geschichte Maria Theresias und 
Josefs II. zu beklagen ist, während die übrigen Bestände, soweit bis jetzt überseh- 
bar, wenigstens leidlich davongekommen sein dürften. Die übrigen Aufsätze 
des Heftes werden wir an ihrem Orte anführen. O.H. 


Mit einem knappen Hinweis auf den (1948) im Verlag von R. H. Sauerländer 
& Co. Aarau soeben erschienenen Band 6 der „Schweizer Beiträge zur 
Allgemeinen Geschichte“ sei die einführende Anzeige dieser neuen bemer- 
kenswerten Zeitschrift im Heft 1 der H. Z. Bd. 169 $. 113. vorerst abge- 
schlossen. Der letzterschienene Band, gleichfalls herausgegeben von Werner 
Näf (Gümligen bei Bern) enthält folgende Beiträge: Acht Abhandlungen: Paul 
Häberlin (Basel): „‚Sinn der Geschichte und Sinn der Geschichtswissenschaft“. 
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—Axel von Harnack (Tübingen): „Gespräche als Geschichtsquellen“, — 
Hans Fehr (Muri bei Bern): ‚Der Geist der langobardischen Gesetze‘. — Peter 
Gilg (Bern): „Oliver Cromwells Staatsauffassung und ihre Beziehung zur Lehre 
Calvins“. — Willy Andreas (Heidelberg): „Carl August von Weimar über 
seine Schweizer Reise mit Goethe (1779). Nach Tagebuchblättern und Briefen 
des Herzogs“. — Louis Junod (Lausanne): „Paul Moultou et ses affaires avec 
les Indes oricatales“. — Hans Barth (Zürich): „Über die Staats- und Gesell- 
schaftsphilosophie von Lammenais“. — Giuseppe Martinola (Bellinzona): 
„Seritti luganesi di Giuseppe Mazzini“. — 2 Miszellen: Eduard Ziehen t 
(Frankfurt a. M.): „Das Wandbild des Grafen von Savoyen im Römer zu Frank- 
furt a. M.“ — Einen Forschungsbericht: Hubert Metzger (St. Gallen): „Wege 
und Probleme der Papyrusforschung“. — Schließlich einen Hinweis: Franz 
Jantsch + (Feldkirch): „Ein spätantikes Verteidigungssystem des Weströmi- 
schen Reiches“. 
Heidelberg. Willy Andreas. 


Wirtschafts- bzw. allgemein kulturgeschichtliche Zusammenhänge erschließt 
L.J. Wilhelmsen aus einer Reihe von Textilnamen des englischen Sprach- 
schatzes (Norw. Hist. Tidsskr. 33, 1943/45, S.533—550). Verf. hat darüber 1943 
eine selbständige Arbeit veröffentlicht (English Textile Nomenclature — Skrifter 
fra Norges Handelshöyskole, in der Reihe „Spräklige Avhandlinger‘‘, No1, Bergen 
1943). H.K. 


Lebenskräfte in der abendländischen Geistesgeschichte. Dank- 
und Erinnerungsgabe an Walter Goetz zum 80. Geburtstage. Marburg/Lahn, 
Simons-Verlag 1948. 358 S. — Die acht in der Festschrift vereinten Aufsätze 
umspannen einen zu weiten historischen Bereich, als daß sie untereinander in 
einem engeren thematischen Zusammenhang stehen könnten. — Ernst Lichten- 
stein „Philippi. Eine historisch-theologische Betrachtung‘ kennzeichnet die 
Bedeutung Philippis in seiner Brückenlage zwischen Ost und West; in der Aus- 
einandersetzung des römischen Staatsgedankens mit der urchristlichen Gemeinde 
wird Philippi zum Ort der Entscheidung zukünftiger abendländischer Gestaltung. 
Bernhard Bischoff untersucht den „Canticumkommentar des Johannes von 
Mantua für die Markgräfin Mathilde“, in dem er eine Zweckschrift von höchst 
persönlichem Charakter sieht, wodurch Mathilde eine biblische Rechtfertigung 
ihrer Politik erhielt. 12 Seiten Textanhang erläutern die Ausführungen. Harald 
Kellers Beitrag „‚Oberbayrische Stadtbaukunst des 13. Jahrhunderts“ vergleicht 
die Anlagen zahlreicher oberbayrischer Städte aus der großen Gründungszeit 
um 1250 an Hand von Grundrissen, von denen 8 beigefügt sind. Viktor Stege- 
mann f behandelt „Giovanni Villanis historische Charakterbilder und die astro- 
logischen Texte der planetarischen Anthropologie“, für die er aus zahlreichen 
astrologiegeschichtlichen Studien vortreffliche Voraussetzungen mitbrachte und 
gibt damit einen „Beitrag zur geistigen Physiognomie der Frührenaissance“. 
Mit ausführlichen vergleichenden Quellenzitaten legt St. dar, daß Villanis Historio- 
graphie vornehmlich von den Planetenkinderlisten des ausgehenden Mittelalters 
bestimmt ist, denen er seine Herrschergestalten zuordnet. Wolfgang Stammler 
unterzieht die „Politischen Schlagworte in der Zeit der Aufklärung“ einer dan- 
kenswerten sprach- und stilgeschichtlichen Untersuchung, wobei jedoch zu 
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wünsch.n gewesen wäre, den Schlagworten die damalige politische Wirklichkeit 
schärfer entgegenzusetzen, wodurch einige Geschmacklosigkeiten vermieden 
worden wären. Hellmuth Rößler betont in seinem Lebensabriß ‚‚Reichsadel 
und Abendland. Idee und Tat im Leben des Reichsfreiherrn Hans Christoph 
von Gagern“‘ den europäischen Herkunfts- und Gesichtskreis dieses Reichsritters. 
Heinz Gollwitzers chronologisch aufgebauter, interessanter Beitrag, ‚Deutsche 
Palästinafahrten des 19. Jahrhunderts als Glaubens- und Bildungserlebr ıs‘“ hätte 
durch eine typologische Betrachtungsweise vielleicht noch gewinnen können. 
Ernst Mehl beschließt den Sammelband mit ziner liebevollen Studie über 
„Adalbert Stifter und die Geschichte“. 


Göttingen. W. Hubatsch. 


Von den im Selbstverlag erschienenen Schriften des Göttinger Arbeits- 
kreises, der sich die Bearbeitung ostdeutscher Fragen zur Aufgabe ge- 
macht hat, wobei die historischen Arbeiten unter der Redaktion von Walter 
Hubatsch stehen, sind hervorzuheben: Ostpreußen, eine Darstellung von 
Wirtschaft, Verkehr, Geschichte und Kultur der Provinz — eine Denkschrift 
in deutscher und en her Sprache. Göttingen 1947. 52 S. — Ostpreußens 
Geschichte un ultur in ihrer europäischen Bedeutung, Göttingen 
1948,34 5. — eine zuverlässige kurze Würdigung der ostpreußischen Geschichte 
und Kulturgeschichte in ihrem deutschen und europäischen Zusammenhang. — 
Polen und Ostdeutschland, ein geschichtlicher Überblick, 1948, 
40 S., versucht eine sachliche Auseinandersetzung mit verfälschenden historischen 
Thesen im Dienste nationalistischer Expansion. — Götz von Selle: Deut- 
sches Geistesleben in Ostpreußen, Marburg, Elwert 1948, 55 S., gibt 
einen knappen Abriß ostpreußischer Geistesgeschichte. — Kurt Stavenhagen, 
Kant und Königsberg, Göttingen 1949, 103 $., ist in zweifacher Hinsicht 
hervorzuheben: als Beitrag zur geistigen Bedeutung Königsbergs im 18. Jahr- 
hundert in seiner Ausstrahlung auf das umliegende Nordosteuropa, im besonderen 
in seinen menschlichen Verbindungen zu den baltischen Ländern, vor allem zu 
Kurland. Ferner als Korrektur zur „traditionellen Auffassung vom Menschen 
Kant“, dessen Menschlichkeit, „‚Urbanität“ und Geselligkeitsbedürfnis z. T. 
durch feinsinnige Verarbeitung von Bekanntem, z. T. aber auch durch Heran- 
ziehen unbekannter oder verschütteter Zeugnisse in den Vordergrund gestellt 
werden. — Friedrich Hoffmann: Die Oder-Neiße-Linie. Politische 
Entwicklung und völkerrechtliche Lage, Frankfurt, Henrich-Verlag 
1949, 55 S., erfüllt — historisch wie völkerrechtlich gleich bedeutsam — 
nicht nur die wichtige Aufgabe, die erste fundierte Zusammenfassung der Ge- 
schichte der Oder-Neiße-Linie in Buchform in Deutschland zu bringen, sondern 
ıimmt darüber hinaus die von historischer Seite vor allem durch Hans Rothfels: 
Frontiers and Mass Migrations in Eastern Central Europe, The Review of Politics 8, 
1946, S.37 ff. aufgeworfene Frage der Massenaustreibungen auf und führt sie 
völkerrechtlich weiter. Im Anhang sind Dokumente aus der polnischen Ver- 
öffentlichung „Poland, Germany and European Peace, London 1948“ in Über- 
setzung abdruckt. 


Göttingen. Conze. 
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Harald Nicolson — Hermann Hackert, Das Europäische Gleich- 
gewicht. Europäische Friedenskongresse in drei Jahrhunderten. Oberursel, 
Europa-Archiv 1948. 80S. Mit4 Karten. Der Hauptakzent der Veröffentlichung 
liegt auf dem Untertitel. — Der begabte, leider zu früh verstorbene (+ 29. Juli 
1947) Dr. phil. habil. Hermann Hackert, dessen Dissertation ‚‚Die Staatsschrift 
Gasparo Contarinis und die politischen Verhältnisse Venedigs im 16. Jahrhundert“ 
(Heidelberger Abhandlg. z. mittl. u. neuer. Gesch. Bd. 69 [1940]) sogar einem von 
Ranke behandelten Thema neue Seiten abgewann, gibt in knapper, anregender 
Skizze (45 S.) einen Überblick über „Europäische Kongresse im Wandel der 
Außenpolitik“ (Münster, Osnabrück, Utrecht, Wien, Versailles) mit dankens- 
werten biographischen und bibliographischen Anmerkungen. Harald Nicolson 
steuert als Fortsetzung zu der ursprünglich in größerem Maßstab geplanten Publi- 
kation Hackerts eine temperamentvolle, kritisch gestimmte Betrachtung über 
„Friedensverhandlungen in Paris 1946. Erfolg, Fehlschlag oder Farce ?“ bei 
(20 S.). Nicolsons Beitrag (übersetzt von Erika Fehlmann) ist der Zeitschrift 
Foreign Affairs (vol. 25, Nr. 2) entnommen. W. Andreas. 


Der hundertste Todestag von Erik Gustaf Geijer (} 1847) gab Anlaß, dieses 
für die schwedische Geistesgeschichte so ungemein bedeutungsvollen Historikers 
zu gedenken. Die Upsalaer Ansprache von Nils Ahnlund würdigt den „Histo- 
riker Geijer‘‘ (schwed. Hist. Tidskr. 1947, H.2), während Bertil Boethius 
in seinem Vortrag „Erik Gustaf Geijer‘‘ (schwed. Hist. Tidskr. 1947, H. 4) be- 
sonders Geijers Bedeutung als Denker und Kulturphilosoph hervorhebt. Daß 
G., der als Historiker noch der Epoche vor Leopold v. Ranke zuzuweisen ist, 
trotzdem persönliche Beziehungen zu Ranke unterhielt und gelegentlich auch in 
Berlin, im Hause Savignys, mit ihm zusammengetroffen ist, stellt Uno Willers 
fest: Geijer och Ranke (schwed. Hist. Tidskr. 1943, H.2 und 1945, H. 1). 

A.v.B. 


Zum fünfzigsten Todestag Jacob Burckhardts erschien in der Zs. f. Schweiz. 
Gesch. (Jahrg. XXVII,1947) ‚Licht und Schatten im Geschichtsbilde Jacob Burck- 
bardts“ von Paul Roth, Staatsarchivar in Basel. Roth stellt als Hauptquelle in 
den Mittelpunkt die „Weltgeschichtlichen Betrachtungen‘ und rollt, von diesem 
Ausgangspunkt her ziemlich systematisch die wichtigsten Probleme auf, so Burck- 
hardts Verhältnis zu Freiheit und Macht, zu Kunst, Wissenschaft und Religion. 
Daran schließt sich eine Analyse seiner Stellung zu den einzelnen weltgeschicht- 
lich bedeutsamen Kulturen, der der Antike, des Christentums, des Islam, des 
germanischen Mittelalters und der Neuzeit, beginnend mit der Reformation, um 
über Absolutismus und Aufklärung bei dem düster gezeichneten 19. Jahrhundert 
zu enden. Roths mit wertvollen Literaturangaben ausgestattete Studie mündet 
in folgende Formulierung aus: „Wenn es auch ein Geschichtsbild ohne Trans- 
zendentalismus ist, so ist es zusammengehalten durch ein Kulturbewußtsein, 
in dem sich der Geist Platos mit den Anliegen des modernen Humanismus be- 
rührt, Der Humanismus Burckhardts ist eine Art civitas dei. Es ist seine Reli» 
gion, daß dieser Geist in der Geschichte nicht untergehen wird.“ 

W, Andreas. 
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In einer Baseler Universitätsrede (Heft 23, Basel, Helbing & Lichtenhahn 
1948, 29 S.) behandelt der Züricher Archäologe Arnold von Salis „Jacob 
Burckhardts Vorlesungen über die Kunst des Altertums“ auf Grund 
der genau und feinsinnig untersuchten Vorlesungsmanuskripte des Dozenten. 
Eine quellengesättigte Studie von intimem Reiz. Was der Dichter Theognis 
anläßlich der Kadmos-Hochzeit mit Harmonia die Musen und Chariten singen 
läßt, blieb für Burckhardt allezeit höchstes Gesetz des bildnerischen Schaffens 
und wurde ihm zur Richtschnur seiner im Klassizismus, d. h. im Kult des Maßes 
und der Harmonie wurzelnden kunstgeschichtlichen Lehre. Die Verse lauten: 
örrı xaldv, plAov Eori - To Ö’dv zaköv ov plkov Eortiv. V. Salis geht an 
Hand charakteristischer, oft hochorigineller Zitate weiterhin dem Verhältnis 
Burckhardts zu den einzelnen Epochen und Repräsentanten der griechischen 
Kunst nach, auch seinen Werturteilen über die römische, wo Burckhardts Aufmerk- 
samkeit bei der Zeit Trajans erlahmt. Nur ausnahmsweise entschlüpft ihm einmal 
ein Wort über „Verfall“. Sonst bekennt er sich zu der Auffassung, die antike 
Kunst sei an Entkräftung, nicht an Entartung gestorben und entkräftet sei sie 
gewesen, noch bevor das Christentum sie in Anspruch nahm. Anschließend an 
Burckhardts Abneigung gegen das dem Allgemeingeschichtlichen abholde Spe- 
zialistentum verlangt Salis eine zusammenfassende Behandlung des Themas 
„Jakob Burckhardt und die Kunst der Antike“ in größerem Rahmen, nämlich 
auf der Grundlage des Cicerone, der Griechischen Kulturgeschichte, der Kolleg- 
notizen, einzelner Vorträge und Briefe. W. Andreas. 


VORGESCHICHTE UND ALTERTUM 


Zeitschriftenbericht von A. Heuß-Kiel (Römische Geschichte), 


Ed. Sturms: Dieethnische Deutungder ‚„‚masurgermanischen“ Kultur. Contr. 
of Balt. Univ. Nr. 31, Pinneberg 1947, 12S. schreibt die ‚„‚masurgermanische“ 
Kultur auf Grund einer Analyse der Männer- und Frauengräber der Gräber- 
felder von Daumen und Kellaren den Galindern zu. Conze. 


Von der bekannten Begegnung des Polybius mit dem jüngeren Scipio handelt 
unter dem Titel „Socrates enters Rome“ Paul Friedländer, Am. Journ. Phil. 


67, 1946, S. 337 #. 


Max Treu, Das Camillusgebet bei Livius, Würzb. Jb. Altertumsw. 2, 1947, 
63F. ist „ein Beitrag zur Darstellungskunst des Livius‘“, während die ausfüh.- 
liche Arbeit (Dissertation?) von Irmentraud Haug, Der römische Bundes- 
genossenkrieg 91—88 v. Chr. bei Titus Livius, ebenda S. 100—139, 201—258 
entgegen dem Titel eine Untersuchung der allgemeinen, schon viel behandelten 
Quellenverhältnisse für diesen Krieg ist. 


Sam. Cavallin und Andre Lambert behandeln Eranos 45, 1947, S.25f. 
und 46, 1948, S.54ff. in gegenseitiger Diskussion eine Frage der Livianischen 
Geschichtsdarstellung (Liv. 30, 29—31), die Darstellung der Vorbereitungen 
für Zama. 
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Ein Beitrag zum römischen Herrscherkult ist Gertrude Grether, Livia 
and the Roman imperial cult, Am. Journ. Philol. 67, 1946, S. 222 ff. 


C.H. V.Southerland, Aerarium and fiscus, Am. Journ. Philol. 66, 1945, 
$.150#. verfolgt das Verhältnis der beiden Finanzinstitute während der frühen 
Kaiserzeit. 

Erid Rifner Parker, The education of heirs in the Iulio-Claudian family, 


Am. Journ. Philol. 67, 1946, S.29#. gibt einen Abriß der Kindheitsgeschichte 
von Augustus, Gaius, Lucius, Germanicus, Caligula und Nero. 


Arthur Stein, Zum römischen Ritterstand, Am. Journ. Philol. 67, 194 
$. 361. gibt Nachträge zu seinem Buch „‚Der römische Ritterstand“‘ 1927, betr, 
den illustris eques Romanus. 


Karl Meister, Zur Datierung der Annalen des Tacitus, Eranos 46, 1948, 
S.95ff. erhält als Terminus p. qu. auf Grund von ann. 2, 61 das Jahr 105 n. Chr. 
im Gegensatz zu der herrschenden Meinung, die den a. ©. angegebenen Vor- 
gang gewöhnlich auf die Eroberung Mesopotamiens 114—116 n. Chr. bezieht. 


Henry A. Sanders, Suetonius in the civil service under Hadrian, Am. Journ. 
Philol. 65, 1944, S. 114. und James G. Oliver, M. Aquilius Felix, ebenda 67, 


1946, S.310#. sind prosopographische Studien zum zweiten nachchristlichen 
Jahrhundert. 


Clyde Phan, The Theodosian Code 6, 4, 21, Am. Journ. Philol. 66, 1945- 
S.51#. und Therese S. Davidson, Senate procedure in late Roman Empire, 
ebenda 67, 1946, S. 169 #. sind Erörterungen einiger Stellen des Codex Theo, 


dosianus. 


Wilhelm Ensslin, Aus Theoderichs Kanzlei, Würzb. Jb. Altertumsw. 2, 
1947, S.74f#. gibt Beiträge „zur Formula Patriciatus in Cassiodors Variae 6, 2“ 
und zur „condoma bei Cassiodor Variae 6, 10 und 11‘ (gegen Mommsens Auf- 
fassung). A.H. 


FRÜHERES MITTELALTER 


Zeitschriftenbericht von W. Holtzmann- Bonn 


Skandinavische Zeitschriften von A. v. Brandt-Lübeck. 


B. H. Slicher van Bath, ‚‚Guide to the work of Dutch mediaevalists 1919 
bis 1947“, Speculum 23 (1948) 236—266 verbindet mit einer sehr nützlichen 
Bibliographie einen Überblick über Methoden und Richtungen in der holländi- 
schen Geschichtswissenschaft. 


Die Frage „Did the institution of marriage by purchase exist in old Germanie 
law?“ wird von F. Mezger im Speculum 18 (1943) 369—71 verneint. 
W.H,. 


Lauritz Weibull, „En forntida utvandring frän Gotland“ (Scandia XV 2 
1943) wendet sich gegen die bisherige Ausdeutung der Wanderungserzählung 
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in der Gutasaga (Anf, 14. Jhdt.); die archäologische Beweisführung, wonach 
die in der Sage überlieferte Auswanderung eines Drittels der gotländischen 
Bevölkerung „‚nach Griechenland“ tatsächlich in der Zeit um 500 als Wanderung 
nach Osten feststellbar sei, beruhe auf ganz unzulänglichem Material und will- 
kürlichen Kombinationen. Er weist nach, daß sämtliche Motive der Sage sich 
in einer Traditionskette von Herodot über Paulus Diaconus und Saxo bis zur 
Gutasaga verfolgen lassen, also keine volkstümliche, einheimische Tradition 
darstellen; die Wanderungssage hat keinen geschichtlichen, gotländischen Kern. 


Gudmund Schütte polemisiert mit seinem Aufsatz „Östgermaniens Sla- 
visering“ (dän. Hist. Tidskr. 11, 2/1947) gegen die von der deutschen Forschung 
nach seiner Ansicht unbegründet vertretene Auffassung, daß die Räumung Ost- 
germaniens zwischen Weichsel, Eider und Elbe vor den Slaven auf freiwillige 
Auswanderung zurückzuführen sei. Er sieht die hunnisch-avarische und die 
slawische Landnahme als unmittelbar zusammenhängende und aufeinander- 
folgende Wellen einer Eroberungsbewegung, der die germanischen Stämme 
nicht gewachsen gewesen seien. Belege für diese Auffassung findet er in antiken 
Quellen und in den epischen Heldensagen. Indem diese ‚„‚Korrektur der deutschen 
historischen Auffassung“ sich ausschließlich gegen die von Sch. als maßgebend 
betrachtete Darstellung von Dahn-Wietersheim wendet (erschienen 1880/81!), 
rennt sie freilich in erheblichem Maße offene Türen ein und bietet für die eigent- 
liche und heute wesentliche Problematik des Gegenstandes nicht viel Neues. 

A.v.B. 

E. F. Wilson, „Pastoral and epithalamium in latin literature“, Speculum 23 
(1948) 35—57 verfolgt das Fortleben antiker Literaturgattungen bis ins 13. Jahr- 
hundert. 


„Ihe legend of Boethius’ martyrdom“, nämlich daß er wegen Gegnerschaft 
gegen den Arianismus verurteilt worden sei, wird von W. Bark im Speculum 
21 (1946) 312—324 abgelehnt. Vgl. zur Sache auch Ch. H. Coster und H.R. 
Patch, „Procopius and Boethius‘‘ ebenda 23 (1948) 284— 286. 


„Grundsätzliches zur Textkritik‘ entwickelt R. Buchner in der Zs. Sav. RG. 
germ. 66 (1948) 343—364 in Auseinandersetzung mit G. Baesecke an Hand der 
schwierigen Fragen der deutschen Volksrechte, besonders der lex Ripuaria, und 
verteidigt seine früher vorgetragene Auffassung über die Bewertung der Hss, 


Simon Stein, „Lex Salica’’, Speculum 22 (1947) 113—134 und 395—418 will 
nachweisen, daß die Lex Salica eine in der Zeit Karls des Kahlen hergestellte 
Fälschung ist, eine These, die uns der Schwierigkeit einer kritischen Ausgabe 
zwar überheben würde, mit der er aber wohl kaum Beifall finden dürfte. 


In einem hinterlassenen Aufsatz vertritt M. Bloch} „‚Un pseudo-problöme: 
Le „Romanus‘ des lois franques‘‘, Rev. hist. droit frang. 24—25 (194647) 
1-10 gegen die bekannte Brunnersche These die ältere Auffassung, daß dem 
halben Wergeld der Romani in der Lex Salica nur die Vorstellung vom minde- 
teren Recht des sich freiwillig Unterwerfenden zugrunde liege, nicht die Rück- 
sicht auf ein abweichendes Personenrecht. 


Historische Zeitschrift, 169, Ba. 4 
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Es ist sehr zu begrüßen, daß die Zs. Sav. RG. Arbeiten russischer Gelehrter, 
die unser Arbeits- und Interessengebiet berühren, durch Übersetzung der deut- 
schen Forschung zugänglich macht. Der neue Bd. 66 (1948) der germ. Abt. 
enthält zwei Beiträge zu den Volksrechten: S.64—110 A. J. Njeussychin 
„der Freiheitsbegriff im Edikt des Rothari“, wo die Verschiedenheit des terminus 
„liber“ aus der gesellschaftlichen Entwicklung vom Sippenverband zum Feuda- 
lismus erklärt wird, und S. 368—381 N. P. Grazianskij (f) „‚zur Auslegung 
des terminus „villa“ in der Lex Salica“, wo auch von dem Titel de migrantibus 
die Rede ist. Zu diesem vgl. auch B. Rabinowitz ‚„‚the title de migrantibus of 
the lex Salica and the Jewish Herem Hayishub“, Speculum 22 (1947) 4650, 
der auf eine eigenartige Parallele im talmudischen Recht für die Verjährung bei 
Wohnungswechsel hinweist. 


Zu den zahlreichen Aufsätzen, welche die wirtschaftsgeschichtliche Seite von 
H. Pirennes bekannter These über den Anfang des MA. ablehnen, gehört auch 
R. S. Lopez, ‚„„Mohammed and Charlemagnes, arevision“, Speculum 18 (1943) 
14—38. Vgl. hierzu auch von demselben Vf. „Silk industry in the byzantine 
empire“, ebenda 20 (1945) 1—42, ferner D. C. Dennett, „‚Pirenne and Muham- 
med“, ebenda 23 (1948) 165—190. 


Im Speculum 18 (1943) 1—13 veröffentlicht und bespricht A. Vasiliev „An 
edict of the emperor Justinian II, september 688“, den vollständigen Text der nur 
inschriftlich erhaltenen Urkunde Dölger 258 für die Demetriuskirche in Saloniki; 
sie ist wichtig für die Geschichte der Slawen in Griechenland. 


C. G. Loomis, ‚‚The miracle tradition of the venerable Bede“‘, Speculum 21 
(1946) 404—418 will die Erzählungen über Heilungswunder auf vorchrist- 
lichen Volksaberglauben zurückführen. 


Sh. M. Kuhn, ‚‚From Canterbury to Lichfield‘“‘, Speculum 23 (1948) 591—629 
weist nach, daß fünf illuminierte Uncialhss., darunter die Bedahs. C (Plummer), 
nicht in Canterbury, sondern wahrscheinlich in Mercia geschrieben und mit 
dem Hofe des Königs Offa und seines Nachfolgers Coenwulf in Verbindung zu 
bringen sind. Vgl. dazu vom selben Vf. „The Vespasian psalter and the old 
English charter hands“, ebenda 18 (1943) 458—483. 


M. Deansley, ‚Roman traditionalist influence among the Anglo-Saxons, 
EHR. 58 (1943) 130—146 kommt u.a. auch auf den bei uns jüngst so lebhaft 
diskutierten angelsächsischen Kaisertitel zu sprechen. W.H. 


Helen Cam, die sich auch in Deutschland einen Namen durch ihre Arbeiten 
zur mittelalteılichen Verfassungsgeschichte gemacht hat, schildert in einem 
lehrreichen Aufsatz, wie sich Stubbs’ große, noch immer grundlegende „Con- 
stitutional history of England” zum heutigen Stande der Forschung verhält 
(Stubbs seventy years after, Cambr. hist. Journ. IX, 2, 1948, 129—147). Die 
ags. Abschnitte völlig übeıholt, alles Folgende noch heute unentbehrlich und 
nur in einzelnen Punkten zu berichtigen: Mangelnde Berücksichtigung der neuen 
Erkenntnisse Rounds über das Ritterlehen und Unterschätzung der staatlich 
positiven Seite des anglonormannischen Feudalismus, anachronistische Beur- 
teilung der Magna Carta unter nationalem Gesichtspunkt und im 14.—15. Jahr- 
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hundert vor allem die „Lancaster Legende“, die Meinung, das Haus Lancaster 
habe konstitutionelle Theorien vertreten und sei dank ihnen auf den Thron ge- 
kommen. Manche Lehren Stubbs’, die an Geltung verloren hatten, wie die 
über „taxation and representation“, sind heute wieder im Kurse gestiegen. 
K—t. 

Wie früher dem Wort Deutsch, so ist L. Weisgerber jetzt dem Wort Welsch, 
„Walhisk“, in dem Wandel seiner geschichtlichen Bedeutung nachgegangen, 
Rhein. Vjsbll. 13 (1948) 87—146. 


In der Zs. f. schweizer. Gesch. 29 (1949) 1—16 berichtigt H. Büttner „Zur 
Albanverehrung im früheren MA.“ einige Behauptungen einer im vorigen Jahre 
in derselben Zs. erschienenen Abhandlung von M. Beck über ‚St. Alban in Uri, 
im Zuge spätantiken Christentums“ (28, 1948, 273—-309) und zeigt, daß der älteste 
St. Alban in der Schweiz der englische Märtyrer dieses Namens war, dessen 
Kult in der Merowingerzeit dorthin gelangte; seit dem Ende des 8. Jahrhunderts 
wurde auch der Mainzer St. Alban dort verehrt. 


E. Hegel, ‚„‚Eine Domlegende von St. Cäcilien ?“, Ann. Niederrhein 146/47 
(1948) 48—63 zeigt, daß die Meinung, in vorkarolingischer Zeit sei der Kölner 
Dom und Sitz des Erzbischofs das Damenstift $. Cäcilien gewesen, kritischer 
Nachprüfung nicht standhält. Ob er an der Stelle des heutigen Doms lag, dar- 
über haben auch die neuesten Ausgrabungen noch keine Sicherheit ergeben. 


J. R. Bruce stellt im Speculum 20 (1945) 212—235 zusammen, was man über 
„Two neglected paladins of Charlemagne: Erich of Friuli and Gerold of Bavaria“ 
weiß. Ebenda 18 (1943) 112—117 sucht F. N. Estey mit Hilfe hsl. überlieferter 
Himmelskarten eine Vorstellung von „Charlemagne’s silver celestial table“ zu 
gewinnen. 


Ch. E. Odegaard handelt im Speculum 20 (1945) 279—289 über „The 
concept of royal power in Carolingian oaths of fidelity“. 


Francis N, Estey, „The meaning of placitum and mallum in the capitularies”, 
Speculum 22 (1947) 433—439 stellt fest, daß placitum der allgemeinere Ausdruck 
für jede Art von Gerichtsverhandlung ist, während mallum meist nur für das 
Grafending gebraucht wird. 


Eine Gemeinschaftsarbeit eines Historikers und eines Kunsthistorikers schafft 
wohl endgültig Klarheit über ‚das Bonifatiusgrab und die Klosterkirche zu 
Fulda“, Marburger Jb. f. Kunstwissenschaft 14 (1949) 17—56. H. Beumann 
zeigt darin, daß die alten literarischen Quellen, richtig interpretiert, sich nicht 
widersprechen, daß dagegen der neuere Chr. Brower sie vielfach mißverstanden 
hat und daß er bei der Erklärung der Fundergebnisse außer Acht bleiben muß; 
D. Großmann entwirft dann auf Grund der literarischen Quellen und des 
Baubefundes eine Baugeschichte. 


In den „Melanges dedies ä la m&moire de Felix Grat“ 2 (Paris 1949) 159—174 
bespricht F. L. Ganshof, „Notes critiques sur les Annales Bertiniani“ die 
Überlieferung, wobei er die Hss. etwas anders gruppiert, als Waitz das in seiner 
letzten Ausgabe tat, und besonders auf den Wert einer von Waitz noch nicht 
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benutzten jüngeren Abschrift in Paris hinweist, die aber auf eine gute alte Vorlage 
zurückgeht. 


L. Webber Jones, „The sctiptorium at Corbie”’, Speculum 22 (1947) 191—204 
und 375—394 bereitet durch Zusammenstellung der erhaltenen Hss. aus Corbie 
und der bisherigen paläographischen Bemühungen um die dort benutzten Schrift- 
arten ein sicherlich sehr nützliches Unternehmen vor, das die früheren ameri- 
kanischen Bücher über die Schreibschulen von Tours und Köln in erwünschter 
Weise ergänzen und fortführen wird. 


In der Zs. f. dt. Philol. 70 (1947) 10—32 rekonstruiert W. Stammler, leider 
ohne Belege, aus den Nachrichten „die Anfänge weltlicher Dichtung in 
deutscher Sprache“; wenn sie uns auch größtenteils verloren oder nur in latei- 
nischer Übersetzung erhalten ist, so begleitet doch seit der Karolingerzeit eine 
weltliche Dichtung die geistliche Literatur; von einer Vernichtung durch die 
„kluniazensische Bewegung‘ kann keine Rede sein. 


Aus J. Hennig, „Irish saints in early German literature”’, Speculum 22 (1947) 
358—374 geht hervor, daß über die Namen (Kilian usw.) hinaus kaum irgendwie 
verwertbare Kenntnisse über Irland in der altdeutschen Literatur zu finden sind, 


Fr. E. Engreen, ‚„‚Pope John the eighth and the Arabs“, Speculum 20 (1945) 
318—-330 betont sehr eindrucksvoll die Wichtigkeit, welche die Arabergefahr 
in der Politik Johanns VIII. hatte, ohne daß dabei eine Kreuzzugsstimmung auf- 
gekommen wäre. 


Ch. ]J. Bishko, „Salvus of Albelda and frontier monasticism in tenth-century 
Navarre“‘ Speculum 23 (1948) 559% weist darauf hin, daß in Nordspanien 
(Kastilien) vor allem die Aachener Mönchsregel (Smaragdus) mit mozarabischen 
Zusätzen in Gebrauch war. Eine Regelkompilation des Abtes Salvus ist hs), 
nachgewiesen und erläutert. 


Die Erörterungen von R. Guilland ‚the hippodrom at Byzantium“, Specu- 
lum 23 (1948) 676682 erstrecken sich auf das Gelände auf Grund der literari- 
schen Quellen. 


Eine Episode aus der Geschichte des Kaisers Leos VI., die für die innere 
Geschichte des byzantinischen Reiches am Anfang des 10. Jahrhunderts nicht 
ohne Interesse ist, behandelt R. J. H. Jenkins „the ‚flight‘ of Samonas“, Specu- 
lum 23 (1948) 217— 235. 


$. H. Cross, „‚The Scandinavian infiltration into early Russia‘‘, Speculum 2] 
(1946) 505—514 ist eine knappe Übersicht über bekannte Dinge. W.H. 


Probleme der ältesten Verwaltungseinteilung skandinavischer Landschaften 
untersucht der Aufsatz von Sven Tunberg: „Nägra förvaltningshistoriska 
spörsmäl ur Nordens äldste historia““ (schwed. Hist. Tidskr. 1947, H.4). Es 
handelt sich um die västgötische Einteilung in acht „bo“, deren Mittelpunkt 
je ein alter Königshof war, um die gemeinnordische Einteilung in „‚syssel“ und 
um Spuren einer götischen „‚kind“-Einteilung (kind = Geschlecht). T. weist 
auf die Möglichkeit hin,daß die bei antiken Schriftstellern überlieferte Einteilung 
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der Völkerwanderungsgoten in pvAaı auf jene administrativen Verhältnisse der 
Heimatlandschaft zurückweist; die gotische Sprache kennt ein Wort kindins = 
Häuptling, Befehlshaber. 


In Gotländskt Arkiv, Jg. 1945, gibt Märten Stenberger, ‚‚Gotlands sil- 
verälder“ einen Überblick (mit Fundkarte) über den Gesamtbestand an Schatz- 
silberfunden auf der Insel, wie er sich nach den neuesten Ergebnissen darstellt. 
Die gotländischen Silberfunde der Wikingerzeit überragen bekanntlich an Dichte 
und Umfang alles, was der übrige Boden Nordeuropas hergegeben hat, und 
sind einer der wichtigsten Belege für die handels- und bevölkerungsgeschichtliche 
Stellung der Insel im 9.—11. Jahrhundert. Am wichtigsten sind vom handels- 
geschichtlichen Standpunkt aus die gefundenen Münzen, insgesamt jetzt rund 
105000 Stück oder ®/, der im ganzen skandinavischen Norden durch Bodenfunde 
aufgedeckten 191000 Münzen. In der älteren Zeit überwiegen die arabischen 
Münzen, bis um die Mitte des 11. Jahrhunderts durch die Umwälzungen im Osten 
der direkte Handelsweg von und nach Südosten abgeschnitten wurde. Statt 
dessen erscheinen seit der Mitte des 10. Jahrhunderts in steigender Zahl Münzen 
aus westeuropäischen Prägestätten, vor allem aus Deutschland mit seiner über- 
ragenden Silberproduktion. Der alte Silberstrom von Südosten nach Nord- 
westen wird abgelöst durch eine west-östliche Richtung; dabei dürften die 
deutschen Münzen hauptsächlich aus Handelsgewinnen, die englischen aus 
Raubzügen und angelsächsischen Königstributen herstammen. Parallel mit dieser 
Richtungsumkehr erfolgt die Eingliederung der Insel in das festländische Schwe- 
denreich. 


Svenska landskapslagar, hrsg. v. Aake Holmbäck und Elias Wessen, 
5. Serie, Stockholm, Geber, 1946, (XV, 493 $.). Mit dem vorliegenden Band liegt 
das Werk fertig vor, das die sämtlichen altschwedischen Landrechte in einer 
sorgfältig kommentierten neuschwedischen Übersetzung zugänglich macht. Der 
Band umfaßt das ältere und das jüngere Västgötarecht, den Kirchenbalk des 
Smälandsrechtes und das Bjärköarätt, unter denen ja namentlich das letztgenannte 
wegen seiner stadtrechtsgeschichtlichen Bedeutung auch der deutschen For- 
schung in dieser Ausgabe willkommen sein wird. A.v.B. 


Auch D. Douglas tritt in der EHR. 57 (1942) 417—436 für die Identifi- 
zierung des ersten Normannenherzogs „Rollo of Normandy‘‘ mit dem norwe- 


gischen Gang-Hrolf ein (vgl. HZ. 168, 509 #f.). 


F. T. Wainwright zeigt in der EHR. 60 (1945) 385—392, daß „‚the chrono- 
logy of the Mercian register“, d. h. eines Abschnittes der sog. angelsächsischen 
Chronik, für den Anfang des 10. Jahrhunderts zuverlässig ist. 


„Iwo notes on the Norse kingdoms in Northumbria‘“ von A. Campbell, 
EHR, 57 (1942) 85—97 behandeln das nordhumbrische Königreich des Raegnwald 
(gest. 921) und das Ende des nordhumbrischen Reiches um die Mitte des 10. Jahr- 
hunderts. 


Paul L, Ward, „An carly version of the anglo-saxon coronation ceremony“, 
EHR. 57 (1942) 345—361 druckt den sog. Edgar-Ordo nach dem schon lange 


bekannten, aber in neuerer Zeit noch nicht wieder benutzten Sakramentar des 
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Abtes Ratold von Corbie mit Beigabe eines Lesartenapparates von 17 weiteren 
Hss. 


H. P. R. Finberg gibt seiner Erörterung „the house of Ordgar and the 
foundation of Tavistock Abbey“, EHR. 58 (1943) 190—201 auch eine Neu- 
ausgabe der (echten) Gründungsurkunde von 981 bei. 


Über „die Anfänge der deutschen Königswahl“ handelt in der Zs. Sav.RG, 
germ. 66 (1948) 3831—440 W. Schlesinger, nämlich über den Zeitraum von 
843—936, um daraus eine Antwort auf die Frage zu gewinnen, ob die Errichtung 
des deutschen Reiches ein Werk des Königtums war. Sie kann nicht ja lauten, da 
gerade an den Wahlen und der Rolle, die der Adel dabei spielte, seine Erstarkung 
abgelesen werden kann. 


M. Lintzel kritisiert in der Zs. Sav. RG. germ. 66 (1948) 46—63 neuere „zu 
den deutschen Königswahlen der Ottonenzeit‘“ geäußerte Ansichten (von Rörig 
vor allem), in denen das rechtlich konstitutive Moment zu Unrecht von der 
fürstlichen Wahl auf die Designation durch den Vorgänger verlegt worden sei. 


Das Verdienst des Vortrages von H. Beumann, ‚Die sakrale Legitimierung 
des Herrschers im Denken der ottonischen Zeit“, Zs. Sav. RG. germ. 66 (1948) 
1—45 besteht neben gründlicher Ausbreitung des Materials vor allem in dem 
Hinweis auf die ältere vita Mathildis, die in diesem Zusammenhang bisher 
noch kaum beachtet wurde. 


In der Zs. £. dt. Philol. 69 (1944/45) 1—3 weist O. Briegleb, „Otto I, ote 
jucundo saxonizans‘“ darauf hin, daß Otto I. vermutlich, da er in Wallhausen 
geboren sei, den singenden thüringischen Dialekt gesprochen habe. Dafür, 
daß Otto in Wallhausen geboren sei, verweist er aber nur auf Meyers Konver- 
sationslexikon und auf Ranke, wonach die Vermählung Heinrichs und Mathil- 
dens in W. stattgefunden habe. Es wird also auf einer Vermutung eine andere 
aufgebaut. 

Ch. E. Odegaard, ‚‚Imperial diplomas for Menaggio and Comacina‘‘, Specu- 
lum 19 (1944) 344—350 sucht die Echtheit von DOI246 zu verteidigen und 
druckt St. 3149 aus dem in Amerika aufgetauchten Original (?). W.H. 


W,.Kienast, Untertaneneid und Treuvorbehalt, Zs. Sav. RG. 66, G. A., 1948, 
111— 147. Der Vortrag behandelt ein Kapitel der vgl. Verfassungsgeschichte des 
MA.s, nämlich die Frage, ob die Untervasallen dem König zur Treue gegen ihren 
Herren verpflichtet sind. Das Problem ist noch niemals systematisch untersucht 
worden, und die — mehr oder minder beiläufigen — Antworten in der wissen- 
schaftlichen Literatur gehen, das normann. England ausgenommen, weit aus 
einander. Die deutsche Forschung hat besonders Wipo c.20, die französische 
haben die mit dem Befund der Urkunden unvereinbaren Aufstellungen der 
Rechtsbücher irre geführt. Der Treuvorbehalt zugunsten des Königs (salvı 
fidelitate regis) in Lehns- und Bündnisverträgen bildet ein Hauptkriterium, 
Durch Sammlung eines weit verstreuten Quellenmaterials glaube ich gezeigt zu 
haben, daß die karolingischen Nachfolgestaaten Deutschland, Frankreich, Italien, 
die den allgemeinen Untertaneneid einbüßten, auch die Verpflichtung der After- 
vasallen nicht behaupten konnten. In Italien hat Barbarossa eine Vereidigung 
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der Einwohner auf die Reichsgewalt wieder einzuführen sich bemüht und im 
tonkalischen Gesetz den allgemeinen Treuvorbehalt für den Kaiser vorgeschrie- 
ben, ist damit jedoch nicht über Ansätze hinausgelangt. In den Normannen- 
staaten dagegen, England und dem — nicht mit einbezogenen — Sizilien, beruhte 
die Stärke des Königtums zum guten Teil gerade darauf, daß in ihnen die wenig- 
stens grundsätzliche Bindung der ritterlichen Aftervasallen an die Krone streng 
durchgeführt wurde. Unter Einschluß verwandter Fragen (Pflichtenkonflikt der 
Doppelvasallen, Fehderecht gegen den König) werde ich den Gegenstand 
in einem größeren Werk umfassend behandeln; der erste, Frankreich und dem 
anglonormannischen Staat gewidmete Band ist im Manuskript abgeschlossen 
und wird hoffentlich im Druck erscheinen. Kt 


C. E. Boyd handelt im Speculum 21 (1946) 158—172 über ‚‚The beginnings 


of the ecclesiastical tithe in Italy“. 


Ch. E. Perrin hat „La societ€ m.ale allemande du Xe au XIIe siecle d’apres 
un ouvrage recent“, Rev. hist. droit frang. 4. ser. 24 (1945) 84-—102 das Buch 
von A. Dopsch, Herrschaft und Bauer in der deutschen Kaiserzeit (1939) einer 
eingehenden Würdigung unterzogen. 


Inwieweit die von N. Graß in der Zs. Sav. RG. germ. Abt. 66 (1948) 
516—524 „zur Kontinuität im bäuerlichen Rechte der Alpenländer““ vorgebrach- 
ten Dinge mehr als Vermutungen sind, müßte erst genauer geprüft werden. 
Den „germanischen Rechtsprecher als Träger der Kontinuität“ belegt K. Haff 
ebenda 364—368 aus skandinavischen Quellen. 


Eine sehr wichtige, kritisch tiefgreifende Untersuchung legt E. Joranson 
vor: „Ihe inception of the career of the Normans in Italy—legend and history“, 
Speculum 23 (1948) 353—396. Er verwirft darin die ganze italienische Über- 
lieferung, auch die Montecassineser, zugunsten der französischen (Rudolf Glaber). 
Der Einsatz normannischer Ritter soll im wesentlichen auf die Initiative Bene- 
dikts VIII. hin erfolgt sein. 


R. W, Southern, ‚The first life of Edward the confessor“, EHR. 58 (1943) 
385—400 und E. K. Henigham ‚The genuiness of the vita Aeduuardi regis“, 
Speculum 21 (1946) 4149—456 treten beide für die Echtheit und Gleichzeitigkeit 
der ältesten vita des Bekenners (gegen Bloch) ein. Southern vermutet den Ver- 
fasser in dem Mönch Goscelin. 


Die „Geschichte des Kollegiatstifts St.Georg in Köln (1059—1802)“ schreibt 
K. Corsten, Ann. Niederrhein 146/47 (1948) 64—150 gründlich und mit aus- 


führlicher Erörterung des Personalstatus. 


In einem weitgespannten sozialgeschichtlichen Überblick „Stadtgemeinde und 
Landgemeinde“ faßt Fr. Steinbach, Rhein. Vjsbl. 13 (1948) 11—50 neuere 
stadtgeschichtliche Forschungen zusammen und führt sie weiter durch den 
Hinweis auf die Entwicklung der Landgemeinde als Vorbild für die genossen- 
schaftliche Einigung, alles dies im Hinblick auf die nordwesteuropäische Ent- 
wicklung, aber auf dem Hintergrund andersartiger Bildungen in älterer Zeit 
und im Süden. 
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In der Festschrift f. Kardinal Faulhaber (München 1949) 37—-69 bietet A, 
Michel „Sprache und Schisma“ eine höchst nützliche und lehrteiche Zusammen. 
stellung über Sprachkenntnisse und Übersetzungsliteratur des Abendland 
bezügl. des christlichen Orients bis ins 12. Jahrhundert. Es ergibt sich dabei 
daß im Westen das Griechische immerhin noch bekannter war als im Osten 
das Lateinische und daß der Osten, vielleicht aus einem gewissen Kulturhochmut. 
es nicht für nötig befunden hat, von der abendländischen Patristik, etwa von 
Augustin, Kenntnis zu nehmen, was sich bei der theologischen Diskussion im 
11. Jahrhundert doch sehr verhängnisvoll ausgewirkt hat. 


„Die päpstliche Verwaltung im Zeitalter Gregors VII.“ schildert K. Jordan 
in den Studi Gregoriani 1 (1947) 111—135 in Zusammenfassung und Ergänzun 
seiner früheren Forschungen zum Thema. W,.H. 


Der 3. Band der von G. B. Borino herausgegebenen Studi Gregoriani 
(Roma, Abbazia di $S. Paolo 1948) enthält wieder eine Reihe sehr wichtiger Ab 
handlungen. L. de la Calzada, „La proyeccion del pensiamento de Gregors 
VH. en los reinos de Castilla y Leon’ (S. 1—87) ergänzt, wenn auch nur mi 
gedrucktem Material arbeitend und für einen beschränkten Zeitraum, die be 
kannten Untersuchungen Kehrs für Castilien und Leon. Von besondeten 
Interesse sein wird der Hinweis auf mehrere während des Krieges in Spanie 
erschienene Arbeiten zum spanischen Kaisertitel. In die Begriffswelt Gregors VIl 
führen die Arbeiten von A. Stickler, „Il „gladius“ nel registro di Gregorio VI’ 
(S.89—103) und P. Zerbi, „Il termine „‚fidelitas‘“ nelle lettere di Gregorio VII 
(S. 129—148); hier wird gezeigt, daß der Ausdruck „‚fidelitas‘ in einigen Falke 
eine lehensrechtliche, meist aber eine weitergehende geistig-religiöse Bedeutung 
hat. R. Morghen, „Ideali religiosi e azione politica di Gregorio VII’. (S. 16 
172) sucht die geistesgeschichtliche Bedeutung des großen Papstes aus der Spannung 
zwischen transzendent-religiösem Ideal und irdischer Wirklichkeit zu begreifen 
Über „L’arcidiaconato di Ildebrando“, vor allem auch über das Datum seim 
Erhebung zu dieser Würde (zwischen 23. August und 14. Oktober 1059), we 
breitet G.B. Borino ($.463—516) in gründlicher Untersuchung Licht. Mi 
Humbert befassen sich zwei Aufsätze von A. Michel, „Pseudoisidor, die is 
tenzen Humberts und Burkard von Worms im Investiturstreit”’ ($. 14916 
kritische Auseinandersetzung mit Haller und Pelster, auch erschienen in Zs.Sav.RC 
66, kan. 35, 1948,329—339) und: „Die Anfänge des Kardinals Humbert bei Bischr 
Bruno von Toul” (S. 299—319: Humbert als Diktator von Touler Bischofsurkus- 
den, dazu auch der Anhang zu W. Wührs Aufsatz, s. u.). Kirchenrechtlick 
Fragen behandeln Ch. Dereine, „Le probleme de la vie commune chez k 
canonistes, d’Anselme de Lucques ä Gratien’' ($.287—298 mit Ausgabe eims 
bisher unbekannten Kanons des Konzils von Piacenza 1095) und J. Vincke 
„Der Übergang vom Eigenkirchenrecht zum Patronatsrecht bezüglich de 
Niederkirchen in Katalonien und Aragon“ (S. 451—461). ‚Bemerkungen # 
einer Vorgeschichte des Investiturstreits“ von H. L. Mikoletzky (S. 2332 
werden wohl nicht in jedem Punkt Zustimmung finden. Beachtenswert ist de 
Hinweis von W. Wühr auf die in diesem Zusammenhang oft überschene ber 
rische Klosterreform; wenn er „die Wiedergeburt Montecassinos unter seine 
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ersten Reformabt Richer von Niederaltaich“ (gest. 1055, S. 369—450) mit der 
deutschen Klosterreform in Verbindung bringen will, so ist das sicher richtig; 
man darf dabei aber nicht übersehen, daß es auch schon vor Richer Reformleute 
in Montecassino gegeben hat (vgl. meinen Hinweis auf Laurentius, Studi Greg. 1, 
W07#.). Von größter Bedeutung für die Quellenkunde ist die wie immer sehr tief 
schürfende Abhandlung von W.Smidt „Die Historia Normannorum von 
Amatus“ ($. 173— 231), welche die auch vom letzten Herausgeber De Bartholo- 
maeis nicht richtig erkannte komplizierte Überlieferungsgeschichte des wichtigen 
Werkes weiter aufhellt und auch in ihm Interpolationen des Petrus diaconus nach- 
weist. Endlich enthält der Band noch zwei mehr regionale Beiträge: M. Giusti 
„Le canoniche della cittä e diocesi di Lucca al tempo della riforma Gregoriana“ 
($. 321—367) und A.Gwynn „Gregory and the Irish church“ (S. 105—128), 
wo der Nachweis der Echtheit von JL. 5059 erbracht ist. Erfreulicherweise sollen 
die Studi Gregoriani in zwangloser Folge als Sammelbecken gelehrter Studien 
über die Reformzeit fortgesetzt werden, ein sehr begrüßenswerter Entschluß des 
Abtes von $. Paolo fuori le mura, unter dessen Auspizien die drei ersten Bände 
standen. W. Holtzmann. 


In einem kleinen Bande ‚„‚Collected papers“ hat D. Knowles die Aufsätze 
eines sehr begabten, leider früh verstorbenen jungen Gelehrten R. A. L. Smith 
herausgegeben (London, Lor gmars, Green & Co. 1947, 128 S.). Sie betreffen die 
Wirtschafts- und Verwaltungsgeschichte der englischen Kirche im früheren 
Mittelalter und sind teilweise vorher in der EHR. erschienen. Ich verzeichne die 
Titel der wichtigsten: The central financial system of Christ Church, Canterbury; 
the financial system of Rochester Priory, the regimen scaccarii of English mo- 
nasteries, the Benedictine contribution to medieval English agriculture, ferner 
zwei Aufsätze über zwei Bischöfe aus frühnormannischer Zeit, Johann von Bath 
und Gundulf von Rochester, schließlich noch einen Essay über Lord Acton. 
Smiths Hauptwerk behandelte das Domkloster Christ Church in Canterbury. 
Dazu kommt noch „the early community of St. Andrew at Rochester,604—e.1080“ 
EHR. 60 (1945) 289—299. W, Holtzmann. 


V.H.Galbraith, „The making of Domesday book“, EHR.57 (1942) 161—177 
hat die lange ruhende Forschung über diesen berühmten Kataster wieder in Gang 
gebracht. Seine Thesen, daß es nicht zum Zwecke der Steuererhebung, sondern 
zu lehensrechtlichen Zwecken abgefaßt wurde, und andere werden bestätigt 
von C, Stephenson, „Notes on the composition and interpretation of Domesday 
book“, Speculum 22 (1947) 1—15. Auf „A negleted Domesday satelitte“, eine 
Aufzeichnung aus Bath, macht R. Lennard EHR. 58 (1943) 32—41 aufmerk- 
sam. Vgl.hierzu ferner noch R.Lennard, „Domesday plough-teams: the south- 


western evidence‘, ebenda 60 (1945) 217—233. 


J. Le Patourel entwirft in EHR. 59 (1944) 129—161 eine ansprechende 
Skizze von „Geoffrey of Montbray, bishop of Coutances, 1049—1093“, Dieser 
Mann hat mit dem Geld, das er zuerst von seinem „‚Pfarrkind‘‘ Robert Guiscard 
aus Italien bekam, dann mit Hilfe unerhörter Reichtümer aus England — er war 
einer der erfolgreichsten Generale und Helfer des Eroberers und der siebtreichste 
Mann in England — seine halbheidnische Diözese organisiert und ihre Kathc- 
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drale gebaut. Man sieht da einmal, was die normannischen Eroberungen des 
11. Jahrhunderts für das Ursprungsland bedeuteten. 


„Ihe date of the trial on Penenden Heath“, des berühmten Prozesses um die 
Güter von Canterbury, verzweifelt J. H. Le Patourel in EHR. 61 (1946) 378 
bis 388 feststellen zu können. Auch der neue Text, den er in der Festschrift 
für Powicke mitgeteilt hat (vgl. HZ. 169, 355), führt nicht weiter. Viel- 
leicht eine bisher noch nicht beachtete Abschrift, die im Register A von Christ 
Church, Canterbury steht (vgl. Hist. Mss. Comm. 8. Rep. App. 321)? 


R.Stewart-Brown handelt in EHR. 57 (1942) 289— 297 über „‚the exchequer 
of Chester“, d.h. die Finanzverwaltung der 1071 geschaffenen Grafschaft, die 
1237 an die Krone zurückfiel. Nur während der Minderjährigkeit der Grafen 
wurden die Einkünfte beim kgl. Exchequer in Westminster bezahlt. Über 
„Knight-service in Cheshire“ vgl. J. Tait, ebenda 437—459. 

D.Douglas, „The ancestorsof William Fitz Osbern“, EHR. 59 (1944) 62—79 
untersucht Genealogie und Besitz einer vornehmen normannischen Familie im 
früheren 11. Jahrhundert und kommt dabei auch auf den Chronisten Dudo von 
St. Quentin und seine Beziehungen zu dieser Familie zu sprechen. Derselbe Vf. 
handelt ebenda 61 (1946) 129—156 über ‚‚the earliest Norman counts“ von Ivry, 
Evreux, Eu, Mortain und Brionne und berührt dabei auch ihre verfassungsrecht- 
liche Stellung, die in mancher Hinsicht von der eines fränkischen Grafen abweicht. . 


R.L. Wolff „Romania: the latin empire of Constantinople“, Speculum 23 
(1948) 1—34 zeigt, daß das Wort Romania außer für die Romagna von 1080 ab 
in oberitalienischen Quellen auch für das oströmische Reich, z. T. hauptsächlich 
für Kleinasien gebraucht wird. 

F. L. Ganshof, „Note sur le rattachement feodal du comt€ de Hainaut ä 
l’eglise de Liege‘, Miscellanea Gessleriana (Antwerpen 1948) 508—521 bespricht 
und erläutert eingehend die lehnsrechtlichen Vorgänge, welche unter Heinrich IV. 
eine Lehnsoberhoheit erst von Lüttich, dann vom Herzog von Niederlothringen 
über die Grafschaft Hennegau begründeten, und gewinnt damit einen Einblick 
in das Lehensgefüge des deutschen Reiches an seiner Westgrenze. 


John R.Williams, ‚‚Godfreyof Rheims, a humanist of the eleventh century“, 
Speculum 22 (1947) 29—45 bespricht die noch unvollständig bekannten Gedichte 
des Reimser Kanzlers Gotfried (bis etwa 1094) und ihre klassischen Vorbilder. 


In der AHR. 53 (1947—48) 235—250 sucht A. C. Krey ‚‚Urban’s 
crusade — success or failure ?*“ die These zu begründen, daß der erste Kreuzzug 
im vollen Einvernehmen zwischen Urban II. und Alexios I. begonnen worden 
sei mit der Absicht einer Überbrückung des kirchlichen Gegensatzes; erst nach 
dem Tode des Legaten Ademar habe Bohemund durch seine Wünsche auf Antio- 
chien den griechischen Widerstand hervorgerufen. Ergänzungen hierzu bietet 
P. Charanis ebenda 941—944 durch den Hinweis auf die Unionsverhandlungen 
von 1089. Vgl. ferner zum ersten Kreuzzug W. Porges, ‚The clergy, the poor 
and the non combattants in the first crusade“, Speculum 21 (1946) 1—23. 


In einer Studie über den rätselhaften Honorius Augustudinensis verficht 
Fva Matthews Sanford „‚Honorius, presbyter and scholasticus“, Speculum 23 
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(1948) 397—425 u.a. die befremdliche These, daß bei ihm Augustodunum 
Regensburg bedeuten soll. 


In der EHR. 59 (1944) 371—376 stellt N. R. Ker unter Beigabe von Abbil- 
dungen die Hss. zusammen, die in „William of Malmesbury’s handwriting“ 
geschrieben sind. 


In der Zs. Sav. RG. Kan. Abt. 35 (1948) 201—233 entwickelt K. Lübeck 
ein nicht durchweg einleuchtendes Bild von den ‚‚Ministerialen der Reichsabtei 
Fulda“; so wird z. B. nicht recht klar, mit welchen Mitteln der Abt Marquard 
(1150—65) die Herrschaft der Ministerialen gebrochen hat, die vorher angeblich 
die Abtei zu „Dürftigkeit, Not und Armut‘ heruntergewirtschaftet hatten. 
In derselben Zs. S. 340—389 handelt derselbe Vf. über die „‚Fuldaer Abtswahl- 
privilegien“, den Wählerkreis, die Kandidaten, den Wahltermin und -modus, 
Wahlbeeinflussung und Mißachtung der Wahlprivilegien. 


Ir. Ott nimmt in der Zs. Sav. RG.66, kan.35 (1948) 234—304 den ‚‚Regalienbe- 
griff im 12. Jahrhundert“ unter die kritische Lupe, ausgehend von seiner Entstehung 
im Investiturstreit,und zeigt, daß der deutsche Regalienbegriff aus der Proble- 
matik der Investitur erwachsen ist, während ein in den romanischen Reichsteilen 
(Burgund und Italien) im 12. Jahrhundert entstandener damit nichts zu tun hat, 
sondern in der staufischen Revindikationspolitik des 12. Jahrhunderts seinen 
Ursprung und wesentlich finanziell nutzbare Rechte zum Inhalt hat. 


J. E. Lloyd klärt in der EHR. 57 (1942) 460—468 die Lebensgeschichte des 
berühmten Fabelautors „Geoffrey of Monmouth“, seit 1151 Bischof von St. 
Asaph, auf. „A combined manuscript of Geoffrey of Monmouth and Henry of 
Huntingdon“ beschrieb W. Levison ebenda 58 (1943) 41—51. 


Nach Z.N. und C. N. L. Brooke, EHR. 61 (1946) 81—89 wurde „Henry II, 
duke of Normandy and Aquitaine“, der spätere Heinrich II., im Dezember 1149 
oder Januar 1150 Herzog von der Normandie. 


Im Speculum 16 (1941) 459—468 bespricht Fr. McMinn Chambers „Some 
legends concerning Eleanor of Aquitaine“. 


R. Foreville, die Verfasserin eines demnächst hier zu besprechenden großen 
Werkes: L’&glise et la royaut& en Angleterre sous Henri II. Plantagenet (Paris 1943) 
behandelt einige Sonderfragen aus ihrem Stoff: .‚La condition juridique des mo- 
nasteres anglais A la fin du XIIE siecle“, Rev. hist. dtoit frang. 4 ser. 24 (1945) 
267—280 und „Les institutions royales et la feodalit€ en Angleterre au milieu 
du XIIe siecle“, ebenda 24—25 (1946-47) 99—108. 

Dem z. Z.besten Kenner der kanonistischen Quellenliteratur des12.u.13. Jahr- 
hunderts, St. Kuttner, ist eine ganze Reihe von Arbeiten zu verdanken, welche 
auf Grund ausgedehnter Handschriftenkenntnis Licht verbreiten über Studium, 
Erklärung und Fortentwicklung des kanonischen Rechts nach Erscheinen 
von Gratians Dekret. Vielfach handelt es sich dabei um die schwierige Aufgabe, 
die Glossen und ihre oft in ihrer Glaubwürdigkeit zweifelhaften (weil leicht in 
den Abschriften verderbten) Namenssiglen zum Reden zu bringen. Wir ver- 
zeichnen hier die Titel seiner Schriften, die z. T. in der von ihm herausgegebenen 
neuen Zs, Traditio erschienen sind: Bernardus Compostellanus antiquus, a study 
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in the glossators of the canon law, Traditio 1 (1943) 277—340; Pierre de Roissy 
and Robert of Flamborough, ebenda 2 (1944) 492—499; Johannes Teutonigus, 
das vierte Laterankonzil und die compilatio quarta, Miscellanea Giov. Mercati 5 

— Studie testi 125) 1946. Dazu kommen noch zwei Studien, die sich mit der 
Überlieferung des 1. Konzils von Lyon (1245) beschäftigen: Die Konstitutionen 
des ersten allgemeinen Konzils von Lyon, Studia et documenta historiae et 
iuris 6 (1940) 70—131 und L’edition Rofnaine des conciles generaux et les actes 
du premier concile de Lyon, Miscellanea historiae pontificiae 3 (collectionis Nr. 5, 
Roma 1940), endlich eine große Abhandlung: Cardinalis, the history of a canonical 
conceipt, Traditio 3 (1945) 129—214, worin der rechtsgeschichtlichen Bedeutung 
der Kardinäle vor der Bildung des späteren Kardinalskollegs (im 11. Jahrisundert) 
nachgegangen wird. 

A. Vetulani, „Gratien et ie droit Romain“, Rev. hist. droit frang. 24—25 
(1946—47) 11—48 untersucht die aus dem Codex und den Pandekten entnomme- 
nen Stellen und begründet die Vermutung, daß nicht Gratian selbst, sondern 
ein Mitarbeiter sie im letzten Stadium der Arbeit in das sog. Dekret eingefügt hat, 
Zahlreiche andere Stellen sind später als Paleae dem Text zugefügt worden. 

In Traditio 6 (1948) 345—351 gibt St. Kuttner, ‚‚notes on a projected corpus 
of twelfth century decretal letters‘ Nachricht von meinem geplanten Dekretalen- 
werk (vgl. W. Holtzmann, Über eine Ausgabe der päpstlichen Dektetalen des 
12. Jahrhunderts, Gött. Nachr. 1945, 15—36) mit wertvollen Hinweisen auf 
weitere und zur Kritik bekannter Sammlungen. 


Charles E. Nowell, ‚The old man of the mountain‘, Speculum 22 (1947) 


497—519 mustert die Überlieferung der Kreuzzugshistoriker über die schiitische 
Sekte der Assassinen und ihren Begründer Hassan Sabbah (gest. 1124). 


John L. Lamonte setzt seine genealogischen Untersuchungen über den 
Adel in den Kreuzfahrerstaaten in zwei Untersuchungen fort: „The lords of 
Caesarea in the period of the crusades‘ , Speculum 22 (1947) 145—161 und „The 
lords of Sidon in the 12th and 13th century“, Byzantion 17(American series3,1947). 


Ch. Petit-Dutaillis ‚„‚Les communes frangaises au XII® siecle“, Rev. hist. 
droit franc. 4. ser. 23 (1944) 115—142 und 24 (1945) 8—28 vergleicht die Privi- 
legien der Communen und der freien Städte mit dem Ergebnis, daß im Grunde 
kein Unterschied in der Rechtsstellung besteht, so daß also die Communen 
wesentlich im Schwurverband ihrer Mitglieder ihren Ursprung hat, der hinterher 
in verschiedenem Umfang von der Obrigkeit (Landesherren oder König) an- 
erkannt worden ist. Vgl. dazu auch C.L. Barre& „La Ferte-Milon n’a pas eu 
de charte de commune“, ebenda 23 (1944) 61——67; R. Grand „De l’etymologie 


et 1’ acception premiere du mot communia = commune au m. ä.“, ebenda 26 


(1948) 144—149. 


Im Speculum 23 (1948) 659—675 erörtert D. D. McGarry „Educational 
theory in the Metalogicon of John of Salisbury‘‘ unter Hinweis auf seine kon- 
servativ-humanistische Grundeinstellung. 


W. Ulmann weist EHR. 59 (1944) 384—392 auf ‚„‚the influence of John of 
Salisbury on medieval Italian jurists“ hin, nämlich auf Juristen im Königreich 
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Neapel, besonders Lucas von Penna (um 1350) und Paris de Puteo (15. Jahr- 
hundert), bei denen der Titel Policraticus als Personennamen genommen ist. 


Im Speculum 23 (1948) 464—471 polemisiert W. A. Nitze „the so called 
twelfth century renaissance‘“‘ gegen den von Ch. H. Haskins aufgebrachten 
Begriff. 

G. H. Gerould weist in Speculum 23 (1948) 102—103 ‚‚a text of Merlin’s 
prophecies“ nach; er ist ein Auszug aus Gottfried von Monmouth, der auf der 
Rückseite einer Rolle in Princeton Univ. Library steht; die Vorderseite enthält 
einen kommentierten Stammbaum englischer Könige bis Heinrich II. W.H. 


Lauritz Weibull glaubt (Scandia XV 1, 1943) aus einem fragmentarisch 
bewahrten Brief des Abtes Wilhelm vom Kloster Aebeltoft auf Seeland auf einen 
bisher unbekannten Aufenthalt des Papstes Alexander III. in Compiegne, April 
1165, schließen zu dürfen, wo Erzbischof Wichmann von Magdeburg mit ihm 
zusammengetroffen wäre. Das würde bedeuten, daß Wichmann — der einen 
Monat später auf dem Reichstag in Würzburg die Anschauung vertrat, daß es 
an der Zeit sei, mit Alexander Frieden zu schließen und ihn als Papst anzuerkennen 
— damals entweder aus eigenem Anlaß oder (wahrscheinlicher) im Auftrage 
Barbarossas mit dem Papst zusammentraf, um einen Ausgleich zu versuchen. 
Die sonstigen diplomatischen Verhandlungen des Kaisers in diesen Monaten 
schienen aber seiner Sache so günstig, daß Friedrich selbst in Würzburg die Fort- 
setzung des Kampfes gegen Alexander verkündete; während sich Wichmann 
dies eine Mal und vorübergehend im Widerspruch zu ihm befand. — Gegen 
Weibulls sehr scharfsinnige Schlußfolgerungen hat der schwedische Romanist 
Emanuel Wallberg (schwed. Hist. Tidskr. 1944, H.1) Einspruch erhoben 
und seine Bedenken namentlich auf die Datierungsfrage begründet, außerdem 
darauf, daß es sehr unwahrscheinlich sei, daß ein „ad Dominum Petrum“ adressier- 
tes (wenn auch nur abschriftlich bewahrtes) Brieffragment in Wahrheit an den 
Papst Alexander gerichtet gewesen sein solle. Demgegenüber bleibt Weibull 
(Scandia XVI 1, 1944) bei seiner Beweisführung aus Gründen, die uns in der 
Tat überzeugend zu sein scheinen. A.v.B. 


K. M. Setton, „Athens in the later 12th century“, Speculum 19 (1944) 
179—207 bietet ein kulturgeschichtliches Bild, vorwiegend auf Grund der Schrif- 
ten des Michael Choniates. 

In der Zs. f. schweizer. Gesch. 29 (1949) 145—194 habe ich („Das Ende des 
Bischofs Heinrich II. von Chur“‘) mit Hilfe einer bisher unvollständig bekannten 
und falsch datierten Dekretale nachgewiesen, daß der Bischof von Chur 1194 
von Celestin III. in einem geregelten kanonischen Prozeß abgesetzt wurde, und 
habe daran Bemerkungen über die reichsrechtliche Stellung des Churer Bischofs 


und die Bedeutung des Prozesses während der Spannung zwischen Heinrich VI. 
und der Kurie geknüpft. 


W. O. Hassal veröffentlicht in EHR. 57 (1942) 97—101 „two papal bulls 


for $t. Mary, Clerkenwell“, von Urban IH. und Celestin III. aus dem Register 
des Erzbischofs Warham von Canterbury. 


Im Bull. Inst. hist. research 21 (1948) 233—238 veröffentlicht C.R. Cheney „a 
neglected record of the Canterbury election of 1205—06“ eine litera clausa 
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Innocenz’ III. aus dem Archiv von Christ Church in Canterbury an König Johann 
in der er sich mit der Wahl des Subpriors Reginald einverstanden erklärt worauf 
der König aber bekanntlıch nicht einging. 


Mit der Entstehung des Prokuratorenamtes beschäftigt sich G. Post, „‚Roman 
law and early representation in Spain and Italy, 1150—1250“ Speculum 18 


(1943) 211—232. 


Für die — vielfach bestrittene — Existenz von Theatern im frühen Mittel- 
alter haben sich ausgesprochen R. S. Loomis und G. Cohen, ‚Were there 
theatres in the twelfth and thirteenth centuries ?“, Speculum 20 (1945) 92—98 
und E. H. Zeydel, „Were Hrotsvitha’s dramas performed during her lifetime “, 


ebenda 443—456. | 





W. Hammer, „The concept of the new or second Rome in the middle ages“, 
Speculum 19 (1944) 50—62 zeigt, daß außer Konstantinopel auch Aachen, 
Mailand, Trier, Reims, Tournay und Pavia als neues Rom bezeichnet werden. | 

Ww.H | 

Hans Lassen, „Lübeck omkring 1200“ (in: Humanistiske Studier, Bd. II, 
Universitätsverl. Aarhus 1941, mit deutsch. Zusammenfassung) versucht in Form 
einer kritischen Übersicht über die bisherige Forschung die ältere Geschichte 
Lübecks vom Standpunkt der Handelsgeschichte, Außenpolitik und Baugeschichte 
zu erhellen. Die Arbeit bietet einen im ganzen brauchbaren Überblick über die 




























Entwicklung der Stadt im ersten Halbjahrhundert ihres Bestehens; sie leidet 
freilich darunter, daß dem Vf. einige nicht unwichtige deutsche Arbeiten doch ’ 
entgangen sind und daß er Rörigs neuere Arbeiten zum Lübeck-Gotland-Problem ü 
nicht mehr benutzt hat oder benutzen konnte. Trotz einiger Mißverständnisse | _ 
sind aber wesentliche Gesichtspunkte richtig erkannt und gewürdigt worden, : 
so daß es bedauerlich bleibt, daß die Arbeit an relativ versteckter Stelle und \ 
nicht in deutscher Sprache erschienen ist; sie hätte sonst ihren Zweck, zu erneuter | _ 
dc 
Diskussion und Untersuchung der ältesten Stadtgeschichte anzuregen, weit in 
besser erfüllen können. u 
N. G. Heine, ‚‚Valdemar II.s Udenrigspolitik‘“ (in dem gleichen Band, wie al 
Lassen, s. o, ebenfalls mit deutsch. Resume) spricht dem Imperium Walde- f N 
mars des Siegers ein relativ sehr fortgeschrittenes staatliches Bewußtsein und 
dementsprechend auch eine beträchtliche politische Anziehungskraft zu, die die 
Erfolge der waldemarischen Ostseepolitik überhaupt erkläre. Die Frage, ob die f En 
Einbeziehung Nordelbingens und Lübecks in das dänische Imperium tatsächlich f im 
für beide so vorteilhaft war, daß ihr Anschluß — wie H. meint — freiwillig $ 15 
erfolgte, wird man doch mit dem vorhandenen Quellenmaterial kaum in diesem 
Sinne beantworten können. Der Zusammenbruch des dänischen Imperiums # 1% 
nach der Gefangennahme Waldemars spricht jedenfalls dafür, daß es weniger | :ivl 
auf einer fortgeschrittenen staatlichen Organisation, als auf der mächtigen Per- $ den 
sönlichkeit des Königs beruhte; H. stellt mit Recht fest, es sei vielleicht Walde- 
mars größte staatsmännische Tat gewesen, daß er sich nach der Katastrope # 
mit einer sehr viel bescheideneren außenpolitischen Zielsetzung begnügte und 2 






durch diese Realpolitik die Fortexistenz des Landes sicherte. 
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ıen Mittel- 


Auf dem handelspolitischen Gebiet (dessen Bedeutung für den waldemarischen 


gelegenheit gewesen sei, daß vielmehr gleichwertig und gleichzeitig (vielleicht 


ig Johann, Imperialismus auch Heine stark betont), glaubt Lauritz Weibull, „St. Knud A 
rt worauf i österled“ (Scandia XVII 1, 1946) ebenfalls eine bisher unbeachtete dänische “ 
Aktivität feststellen zu können. Er schließt aus dem Vorhandensein von privi- EN 
BE legierten kaufmännischen $t. Knuts-Gilden in verschiedenen Städten des walde- I 
ll 18 marischen Dänemark, daß die Erschließung des Ostseeraumes für den städtisch- Ei 
kaufmännischen Handel — und damit sein Anschluß an das westeuropäische Eon 
Handelssystem überhaupt! — keineswegs eine ausschließlich deutsche An- N 
Vere there sogar früher) daneben eine eritsprechende dänische Bewegung steht. Die Knuts- el 
15) 2—98 | gilden sind nicht (nach Pappenheim) allgemeine Schutzgilden ohne berufliche 
lifetime?“, | Spezialisierung, sondern kaufmännische Genossenschaften: im gleichen Sinne, | 
wie man das für die Frühzeit des deutschen Ostseehandels festgestellt hat (Rörig), s' 
ddle ages“, verkehrten sie auf dem Wege Gotland-Rußland, sind geradezu als Genossenschaft AN 
h Aachen, der dänischen Gotlandkaufleute anzusehen. — Man wird unbedenklich zugeben Ki 
or wenden. | dürfen, daß dem zweifellos auch handelspolitisch bedingten dänischen Imperialis- i 
W.H | mus (Estland!) eine kaufmännische Tätigkeit parallel gelaufen sein muß, wie sie 
ar Weibull hier aus der dänischen Überlieferung zu erschließen sucht. Eine andere 
ier, Ba.I, | Frage ist freilich, wie groß ihr Umfang und ihre relative Bedeutung war: das | 
ht in Form | Verschwinden eines irgendwie bedeutenden dänischen Eigenhandels nach dem 
Geschichte | Sturz des waldemarischen Ostseereiches spricht dafür, daß einem solchen Handel 
ugeschichte schließlich doch die natürliche breite Grundlage einer entwickelten städtischen 
ck über die Organisation im damals ‚‚modernen‘“ Sinne gefehlt hat und daß Dänemark EB 
ieldet | Ansls wirtschaftlich noch nicht so weit entwickelt war, um selbst den Markt N 
beiten doch | für einen eigenen Ostsechandel bilden zu können. Die Vorrangstellung des H 
ind-Problem deutschen Kaufmannes im Ostseehandel beruhte ja nicht nur auf seiner fort- 
erständnisse schrittlichen Organisation, sondern im Zusammenhang damit vor allem auf der | 
Ne Tatsache, daß er den Absatz der Ost- und Nordwaren auf den westeuropäischen N 
r Stelle 


, zu erneuter 


Märkten zu vermitteln imstande war, mit denen ihn engste soziale und wirt- 
schaftliche Bande verknüpften. Ohne die Garantie sicheren Massen-Absatzes 


regen, WEI | im kontinentalen Westen aber konnte sich jeder Ostseehandel nicht über einen # 
sehr bescheidenen Stand hinaus entwickeln; insofern konnte niemand anders N 

.n Band, wie | als der deutsche Kaufmann zunächst die Erschließung des Ostseeraumes für die | 
den Walde- | Mittelalterliche Weltwirtschaft mit wirklich nachhaltigem Erfolg vollziehen. H 
zußtsein und A.v.B. f 
t zu, die die Emmerich ist 1233 zur Stadt erhoben worden. Die „Entwicklung der Stadt h 
"rage, ob die f Emmerich“, vor allem die Ummauerung und die einzelnen Stadtteile und Straßen, 1 
m tatsächlich f im wesentlichen bis 1667 schildert Ch. Pelzer, Ann. Niederrhein 146/47 (1948) B 
— freiwillig $ 151—227. uH 
um in diesem N. Denholm-Young, „A letter from the council to pope Honorius II, ‘u 
n Imperiums f 1220—21“, EHR. 60 (1945) 88-—96 erläutert den bisher ersten bekannten Kollek- N 
B es weniget f üivbrief aus England an die Kurie in seinem politischen Zusammenhang mit m. 
icheigen TEE dem Konflikt um Stephan Langton. : N 
a Auch über die englische Verfassungs- und Rechtsgeschichte hinaus sehr N 
jegnügte und wichtig ist die Quellenanalyse, die Fr. Schultz in der EHR. 60 (1945) 136—176 B 
der Lehre von „‚Bracton on kingship“ gewidmet hat. Beachtenswert ist, daß "N 
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ne FREIEN.) 


Bractons Lehre vom Königtum ganz unberührt ist vom Lehnrecht; außer römi- 
schem und kanonischem Recht ist besonders die Theorie Johanns von Salisbury 
wirksam gewesen. 


H. G. Richardson, „Azo, Drogheda, and Bracton“, EHR. 59 (1944) 22—48 
beschäftigt sich vornehmlich mit der richterlichen Laufbahn Bractons und Wil- 
helms von Drogheda (gest. 1245), um gegen H. Kantorowicz zu beweisen, 
daß Bracton den Drogheda benutzt hat, nicht umgekehrt. In derselben Zs. 59 
(1944) 376—384 erörtert derselbe Vf. „Tancred, Raymond and Bracton“ die 
von Bracton- benutzten kanonistischen Quellen. 


F. M. Powicke verfolgt in der EHR. 58 (1943) 330—343 Herkunft und Lauf- 
bahn eines hohen Beamten Heinrichs III. „Master Simon the Norman“ aus 
Etelan a.d. Seine; er war Jurist (Kanonist) und gehörte in den dreißiger Jahren 
des 13. Jahrhunderts zu den wichtigsten Ratgebern des Königs. Der Aufsatz 
ist wieder abgedruckt unter den Anhängen zu Powicke’s King Henry II. 
and the Lord Edward, 2, 772 f. 


N. Denholm-Young datiert die nur bei Matthaeus Parisiensis überlieferte 
und dort falsch eingereihte sog. „Paper constitution attributed to 1244“ in der 
EHR. 58 (1943) 401—423 auf Frühjahr 1238; es ist das ein sehr weitgehender 
Versuch, die Verwaltung des englischen Reiches einer dauernden Kontrolle zu 
unterwerfen, aber wohl nur ein Entwurf, den Heinrich III. dadurch parierte, 
daß er Richard von Cornwall, den damaligen Führer der fremdenfeindlichen 
Opposition, auf seine Seite zog. 


In der EHR. 57 (1942) 244—250 veröffentlicht M. M. Morgan ein neues 
Dokument über ‚the excommunication of Grosseteste in 1243“; der Bischof 
von Lincoln war von den Mönchen von Canterbury exkommuniziert worden, 
da er die Verwaltung des Erzstuhls durch das Mönchskapitel sede vacante 
nicht anerkennen wollte. 


A. G. Little, ‚Personal tithes“, EHR. 60 (1945) 67—88 hat richtig den 
Unterschied zwischen Personal- und Realzehnten beobachtet, aber die Ent- 
deckung ist nicht neu und der Unterschied dem Kanonisten wohlbekannt. 


Zur lokalen Rechtsgeschichte Frankreichs und Spaniens ist zu nennen: 
H. Richardot ‚‚Tutelle, curatelle et emancipation des enfants legitimes en 
Forez au XIIIe siecle“, Rev. hist. droit frang. 4 ser. 24 (1945) 29—83; L.Perels, 
„L’apparition des prets, changes et assurances maritimes dans les pays de la 
couronne d’Aragon“, ebenda 280—286; H. Janeau, „L’arbitrage en Dauphine 
au m.-ä.“, ebenda 24—25 (1946-47) 229—271; R. Boutruche ‚Un lieu de 
rencontre des civilisations rurales: la Bourgogne pendant le haut moyen-äge“, 
ebenda 305—315. 

S. Kuttner und B. Smalley zeigen in der EHR. 60 (1945) 97—105, daß 
„the glossa ordinaria to the Gregorian decretals‘‘ von Bernard von Parma zuerst 
schon 1241 veröffentlicht wurde — es folgten dann noch drei weitere Ausgaben 
— und gewinnen damit einen ersten Anhaltspunkt für die Klassifizierung der 
glossierten Dekretalenhss. 
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Leben (gest. 1246—47) und Datierung der Werke des „„Master Odo of Cheri- 
ton“ behandelt A. C. Friend, Speculum 23 (1948) 641—658. Odo ist Verfasser 
umfangreicher, durch Exempla bemerkenwerter Predigtsammlungen. 


H. $. Lucas „John of Avesnes and Richard of Cornwall“, Speculum 23 
(1948) 81—101 legt den Schwerpunkt auf eine genaue Schilderung des bekannten 
flandrischen Erbfolgestreites und seiner Verflechtung mit der allgemeinen euro- 
päischen Politik in der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts. W.H. 


SPÄTERES MITTELALTER 


Zeitschriftenbericht von O. Herding-Tübingen und W, Holtzmann-Bonn, 
Skandinavische Zeitschriften von A v. Brandt-Lübeck. 


Dem Diplomatarium Svecanum folgt neuerdings als Appendix eine Reihe 
Acta Pontificum Svecica in zwei Serien, von denen die erste Rechenschaften 
und andere Kameralakten umfassen soll (Acta acmeralia), die zweite dagegen 
die apostolischen Sendschreiben (Bullarium). Außer auf älteren Vorarbeiten und 
dem in Schweden nur lückenhaft erhaltenen Material beruht die Sammlung im 
wesentlichen auf den Registra Avinionensia und den Registra Vaticana. Von der 
ersten Serie liegt nunmehr der erste Band, herausgegeben von L. M. Bääth, fertig 
vor (Fasz. 1 Sthlm, 1936, Fasc. 2 Sthlm. 1942). Er umfaßt die Zeit bis einschließ- 
lich 1370. Um den Grad der Rechtswirksamkeit der wiedergegebenen Akten- 
stücke zu klassifizieren, hat der Herausgeber eine Reihe neuer publikationstech- 
nischer Merkmale eingeführt, über die in der Einleitung berichtet wird. Der Band 
bildet einen wichtigen Beitrag zur mittelalterlichen Finanzpolitik der Kurie und 
zur skandinavischen Wirtschaftsgeschichte. Die gesamte Reihe, die bis 1527 
geführt werden soll, ist auf zwei Bände Acta cameralia und drei Bände Bullarium 
veranschlagt. 


Die Frage, ob Dänemark im MA, eine feudale Entwicklung im kontinentalen 
Sinn erlebt habe, ist von der Forschung im allgemeinen verneintworden. Aksel 
E. Christensen, „En feudal periode i dansk middelalder ?‘“ (Scandia, XVI 1, 
1944) greift sie von neuem auf und glaubt feststellen zu können, daß ein Ab- 
schnitt des dänischen MA. deutliche lehnsstaatliche Tendenzen aufweise: die 
Zeit von 1241 (Tod Waldemars II.) bis 1340 (Regierungsantritt Waldemar Atter- 
dags). Die Machtverschiebung, die sich in dieser Zeit zu Ungunsten des König- 
tums vollzog, verursachte einen völligen Zusammenbruch des waldemarischen 
Systems geregelter Staatsfinanzen; die finanzielle und wirtschaftliche Staats- 
katastrophe war demnach politisch bedingt, hatte daher auch politisch-verwal- 
tungsmäßige und soziale Folgen: in erster Linie den Aufstieg des Herrenstandes 
mit Steuerfreiheit und Gerichtsherrlichkeit. Indem der Grundbesitz zwar nicht 
als Folge, aber — infolge des Rückfells in naturalwirtschaftliche Formen — als 
Voraussetzung für geleistete Kriegsdienste erscheint, die ihrerseits durch feudale 
Privilegien belohnt werden, verläuft die Entwicklung zwar umgekehrt wie im 
feudalen Westeuropa, hat aber schließlich doch ein ähnliches lehnsstaatliches 
Endergebnis; beschleunigt durch das aus der Not geborene charakteristische 
System der Pfandverlehnungen. Wenn auch grundlegende Unterschiede zur 


Historische Zeitschrift 169. Bd. 4 











































634 Anzeigen und Nachrichten 


kontinentalen Entwicklung bleiben (insbesondere indem der Grundbesitz in der 
Regel allodialer Art war), so tragen doch Kriegsdienst und Lokalverwaltung 
entscheidend feudale Züge in dem gleichen Sinne wie im angelsächsischen Eng- 
land vor 1066. Die feudalen Elemente waren jedoch dem einheimischen Staats. 
recht nur mehr oder weniger zufällig und lose beigeordnet. So konnte unter 
Waldemar Atterdag das alte Königtum diese Zwischenepoche wieder über- 
winden. 

Ein erfreuliches Beispiel dafür, daß man auch in einer kleinformatigen volks- 
tümlichen Broschüre von nur 48 Seiten Umfang Wesentliches in abgerundeter 
Form zu sagen vermag, ist Kjell Kumlien, „Sverigeochdentyska Hansan“ 
(in der v. d. schwed. Hist. Vereinigung hrsg. Reihe Det levande förflutna, Nr. 4, 
Stockholm, Hugo Gebers 1943). Die kleine Schrift gibt ein durchweg auf den 
neuesten Forschungsergebnissen beruhendes Gesamtbild des Verhältnisses 
zwischen Hanse und Schweden, leidenschaftslos, wohl abgewogen, trotz des 
geringen Umfanges mit einer Fülle stets stichhaltiger Einzelheiten. Der vom Vf. 
angekündigten größeren wissenschaftlichen Darstellung des gleichen Themas 
darf man mit hohen Erwartungen entgegensehen. A,v.B. 


G. L. Haskins and E. H. Kantorowicz, „A diplomatic mission of Francis 
Accursius and his oration before pope Nicholas III.’”’, EHR. 58 (1943) 424—447 
behandeln außer dem im Titel angedeuteten Thema auch die Anfänge der schul- 
mäßigen forensischen Rhetorik (arengae) und ihr Herauswachsen aus der ars 
dictandi in Italien und die Frage des Gerichts- und Verwaltungsbezirks von 
Rom .bis zum 100. Meilenstein, also ein den mittelalterlichen Kirchenstaat an- 
gehendes Problem. Auch für die Geschichte der Orsini ist der Aufsatz bemerkens- 
wert. 

Zum Problem der Anfänge des Nationalismus ist die stoffreiche Untersuchung 
von B. C. Keeney, „Military service and the development of nationalism in 


England, 1272—1327’’, Speculum 22 (1947) 534—549 zu nennen. W.H. 


Pierre Chaplais, „English arguments concerning the feudal status of 
Aquitaine in the fourteenth century” (Bull. Inst. hist. Research XXI, 1948, 203- 
213) druckt nach einer Einleitung, die sich, im Widerspruch zum Titel, haupt- 
sächlich mit dem Verhältnis Aquitaniens zur franz. Krone und dem Pariser Ver- 
trag von 1259 beschäftigt, aus dem Publ. Rec. Off. (Dipl. Doc. Chancery) drei 


Aktenstücke ab, nämlich: 1. eine Punktation des engl. Gesandten für Bonifaz } 


VII. über die gewünschten Friedensbedingungen mit Philipp IV. (129%) 
2. Kurze juristische Argumentation, daß Aquitanien ein Allod sei und nicht 
von Frankreich zu Lehen gehe, vom Hrgb. ohne nähere Begründung zu «@ 
1286 gestellt. 3. Andere Argumentation (1324 ?), daß der franz. König Guyenn 
wegen Nichtleistung der Mannschaft nicht beschlagnahmen dürfe. Mit 1. zu 
sammenhängende andere Dokumente wurden bereits in EHR. XLII, 1927 ve: 
öffentlicht. Nähere Angaben über die Überlieferung usw. der einzelnen Stücke 
wäre wünschenswert gewesen, das dritte beginnt z. B., ohne Kennzeichnung eine! 


Auslassung, mit den Worten: „Ad secundum dubium ...‘“. K—t. 


V. H. Galbraith veröffentlicht in der EHR. 58 (1943) 51—78 zum erstet 
Male den vollen Text von „The St. Edmundsbury chronicle, 1296—1301" 
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aus der Hs. Arundel 30 des College of Arms in London, von dem die auf Deutsch- 
land bezüglichen Abschnitte schon von F. Liebermann, SS. 28, 597 f. gedruckt 
sind. Die Chronik hat auch für die englischen Beziehungen zu Bonifaz VII. 
einige Bedeutung. W.H. 


Kenneth M. Setton, Catalan Domination of Athens 1311—1388. 
Cambridge, Mass., The Mediaeval Academy of America 1948. XV, 323 S. (The 
Mediaeval Academy of America, Publication Nr. 50). — Seitdem Ferdinand Gre- 
gorovius in seiner „Geschichte der Stadt Athen im Mittelalter‘ (3. Aufl. 1889) 
auch die Geschichte des katalanischen Herzogtums Athen behandelte, ist die Einzel- 
forschung vor allem durch die Arbeit katalanischer Forscher (Rubiö Lluch) 
wesentlich weitergekommen, ohne daß bisher der Versuch einer zusammen- 
fassenden Gesamtdarstellung gemacht worden wäre. Der Verfasser (Prof. der 
mittelalterlichen Geschichte an der kanadischen Universität Winnipeg), der sich 
schon in seiner Dissertation!) als ein guter Kenner der byzantinischen Geschichte 
erwiesen hat, gibt hier auf Grund vieljähriger Vorarbeiten ein auf umfassender 
und gründlicher Quellenverwertung beruhendes Gesamtbild dieses wenig 
bekannten Teilkapitels aus der Geschichte des ‚Lateinischen Orients“. Ein 
besonderes Schlußkapitel gibt eine kritische Wertung der Quellen und der 
Literatur. Es wird wohl auch der Einzelforschung kaum möglich sein, über 
diese gründliche Darstellung wesentlich hinauszukommen. 


Scheyern G. Stadtmüller. 
Über „Piracy in the Baltic’’, 1375—98 handelt D. K. Bjork, Speculum 18 
(1943) 39—68. W.H. 


Eine diplomatische Untersuchung zur Überlieferung der mittelalterlichen 
schwedisch-russischen Friedensverträge (deren Originale nicht mehr vorliegen) 
von Ina Friedländer wirft neues Licht namentlich auf den sog. Nöteborgstraktat 
von 1323 und die aus grenzpolitischen Gründen in späteren Jahrhunderten 
erfolgten Verfälschungen dieses Vertrages: „De medeltida svensk-ryska freds- 


traktater 1323-—1513° (schwed. Hist. Tidskr. 1946, H. 2). 


Die Kalmarer Union vom Sommer 1397 ist zwar der tatsächlichen historischen 
Wirksamkeit nach ein völlig zweifelsfreies Faktum, bietet aber bekanntlich in 
ihrer urkundlichen Überlieferung schwer lösbare Rätsel. Sven Tunberg, 
„Huru thet war talet i Kalmarn‘““ (schwed. Hist. Tidskr. 1946/3) und Paul 
Sjögren, „‚Unionsbrevet i Kalmar 1397“ (a. a. O.) untersuchen die Frage erneut. 
Tunberg gelangt in einer äußerst scharfsinnigen Erörterung aller Einzelprobleme 
zu der Überzeugung, daß der überlieferte „‚Unionsbrief“ ein ursprüngliches 
Konzept darstellt, das im Laufe der Verhandlungen infolge gewisser Kompetenz- 
bedenken textlich umgebogen wurde und zum Range eines provisorisch rechts- 
gültigen Originals erhoben wurde, dem die feierliche Bestätigung und Ratifikation 
durch die drei Reiche folgen sollte, tatsächlich aber nicht gefolgt ist. Entschei- 
dend für das weitere Schicksal des Aktes ist die Abneigung der Norweger gegen 
seinen Inhalt, der an Stelle des in Norwegen landrechtlich festgelegten Erb- 


!) Kenneth M. Setton, Christian attitude towards the emperor in the fourth 
century, especially as shown in addresses to the emperor, New York: Columbia 
Univ, Press 1941. 239 S. 
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reiches ein Wahlreich statuiert; daher das Fehlen der norwegischen Testanten- 
siegel, daher das Verschwinden des Dokuments in einem norwegischen Archiv, 
aus dem es erst ein Menschenalter später wieder hervorgezogen wurde: die 
Urkunde war nach Norwegen gesandt worden zur Vervollständigung der Be- 
siegelung und Ratifikation, dort aber „ad acta““ gelegt worden. Die in Kalmar 
mündlich getroffenen Abreden haben demnach urkundliche Festlegung im 
Rechtssinne nicht erfahren. — Sjögren sieht den Kernpunkt der Diskussion in 
der Frage nach der Urheberschaft des Dokumentes, das nach seiner Ansicht den 
Standpunkt der Reichsräte wiedergibt. Der Gegensatz zwischen dem Unions- 
brief, der ein Wahlreich, und dem „Krönungsbrief“, der ein Erbreich voraus- 
setzt, läßt ihn schließen, daß die Krone wenig Interesse an der Vollziehung 
dieses Unionsdokumentes hatte; die Ratifikation sei also nicht erfolgt, weil sie 
von der Krone selbst nicht betrieben wurde. A.v.B, 


Leo Santifaller, „Quellen zur Geschichte des spätmittelalterlichen Ablaß- 
und Reliquienwesens aus schlesischen Archiven“ enthält eine Sammlung von 
53 Ablaßurkunden des Breslauer St. Vincenzstiftes. An die Ausgabe der Urkunden 
sowie eines Reliquienverzeichnisses von 1401/04 schließen sich Erläuterungen 
zur Diplomatik und künstlerischen Ausstattung der Urkunden sowie zur Kunst- 
geschichte von St. Vincenz an, die diese „Quellen zum Ablaß- und Reliquien- 
wesen“ als Beitrag letzten Endes zur vorreformatorischen Geistesgeschichte 
in einen weiteren Zusammenhang stellen. (Mitt. des österr. Staatsarchivs I, 1.) 

O.H. 


V. A. Nordman, Margareta Dume som politisk partigängare (schwed. Hist. 


Tidskr. 1946, H.2) und Gottfrid Carlsson, Till Margareta Dumes Biografi 
(a. a. O., 1947, H. 2) beschäftigen sich mit einer eigentümlichen etwas abenteuer- 
lichen politischen Persönlichkeit weiblichen Geschlechts, der aus niederem 
mecklenburgischen Adel stammenden Gemahlin des großen schwedischen 
Reichsdrosten Bo Jonsson, die nach dem Tode des Gatten noch eine gewisse 
Rolle im Kampf der mecklenburgisch-schwedischen Dynastie gegen die Unions- 
königin Margareta gespielt hat. 


Im Jahre 1935 wurde inSchweden die Fünfhundertjahrfeier des schwedischen 
Reichstages begangen, anläßlich des Jubiläums des Tages von Arboga, in dem 
man meist den ersten schwedischen Reichstag (mit Vertretung der vier Stände) 
gesehen hatte. Indessen wurde gerade hierdurch eine lebhafte Diskussion über 
die Anfänge des schwedischen Reichstages hervorgerufen, in der sich zuletzt 
Erik Lönnroth, Nils Ahnlund und Kjell Kumlien geäußert haben. Das 
Problem ist eng verknüpft mit der Frage nach der nationalen Bedeutung des 
Aufstandes des Engelbrekt Engelbrektsson, in der die Verfasser ebenfalls ver- 
schiedene Standpunkte einnehmen. Die sich nun schon jahrelang hinziehenden 
Kontroversen haben geradezu zur Bildung zweier verschiedener feindlicher 
„Schulen“ in der schwedischen Geschichtsschreibung geführt (oder doch zu 
deren scharfer Abgrenzung und Gegensätzlichkeit beigetragen), Lönnroth, 
Den svenska riksdagens uppkomst (Scandia XV 1, 1943) bestreitet, wie schon 
in früheren Darstellungen, daß der Engelbrektsaufstand eine völkisch-demo- 
kratische Bewegung gewesen sei, die die Schaffung des Reichstages als einer 
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umfassenden ständischen Vertretung zur Folge gehabt habe. Erst für die Jahre 
1464-66 mit dem Kampf zwischen König Karl Knutsson und Christian I. könne 
man von Reichsversammlungen sprechen, an denen die nichtadligen Stände 
Anteil gehabt hätten. Aber auch dieser ständische Reichstag sei bis in die erste 
Hälfte des 16. Jahrhunderts noch nicht Ausdruck eines Volkswillens (also ins- 
besondere der bäuerlichen Volksmehrheit) gewesen, sondern das Instrument, 
mit dem die Diktatur der Sture und Gustav Vasas sich gegen den aristokratischen 
unionsfreundlichen Konstitutionalismus durchsetzte. — Gegenüber solchen, 
auch von anderer Seite ausgesprochenen Zweifeln an der Bedeutung der Engel- 
brektschen Epoche für die Geschichte des schwedischen Ständeparlaments ver- 
tritt Ahnlund, Till diskussionen om 1400-talets svenska riksdagsmöten (schwed. 
Hist. Tidskr. 1944, H.1) auf Grund neuer kritischer Überprüfung der Quellen 
die Anschauung, daß 1435 auch das Bauerntum als vierter Stand beteiligt gewesen 
sei. Darüber hinaus dürfe man schließen, daß um diese Zeit das Bauerntum 
nicht nur formal, sondern auch tatsächlich zu bewußter Teilnahme am politischen 
Geschehen vorgedrungen sei, daß also die volle Ausbildung der ständischen 
Volksvertretung in der Tat bereits im vierten Jahrzehnt des 15. Jahrhunderts 
erfolgt sei. — Schließlich geht Kumlien, Den svenska riksdagens uppkomst 
(a.a.0.1947, H.1) noch weiter, indem er auch für einige bereits früher in 
diesem Zusammenhang genannte Versammlungen des 14. Jahrhunderts die 
Reichstagsqualität in Anspruch nimmt und feststellt: „Die aus den Quellen 
erkennbare historische Entwicklung des Reichstages beginnt 1435. Aber die 
Institution als solche war bereits weit früher bekannt, war bekannt schon unter 
Magnus Erikssons ... Regierung ...“ 


Ein nach chronikalischen Quellen bisher auf Sommer 1466 datiertes Bündnis 
zwischen König Christian I. von Dänemark und den Herzögen von Burgund 
(Karl d. Kühnen), Bretagne, Normandie und dem Grafen von St. Pol ist nach 
einer von Arne Odd Johnsen in Frankreich gefundenen Aktenquelle erst 
Herbst 1467 abgeschlossen worden („Kong Christian I.s forbundspakt med 
Karl den Dristige av Burgund og hans alliierte‘‘, dän. Hist. Tidskr. 11, 2/1947). 
Das Bündnis — einer der dänischen Unterhändler war der Bischof Albert Krum- 
mendik von Lübeck — gehört als Glied in die Einkreisungspolitik Karls des 
Kühnen gegenüber Ludwig XI., entspricht aber auch der politischen Lage im 
Norden, wo Christian sich damals in arger Bedrängnis befand. Die Ernennung 
seines Bruders Graf Gerhard zum Statthalter in Schleswig-Holstein sollte ihm 
den Rücken freimachen, stieß aber andererseits die Hansestädte vor den Kopf; 
unter diesen Umständen war das Bündnis mit Burgund sehr geeignet als Warn- 
und Drohsignal gegenüber der Hanse. A.v.B. 


Raymond de Roover, The Medici Bank. Its Organization, 
Management, Operations, and Decline. (Business History Series, New 
York University) New York, N.Y. University Press, London, Oxford Univ. 
Press 1948. 98 S. 4°. 7 Abb. 9 Anlagen. Doll. 4.—. Der Vf. ging einen ungewöhn- 
lichen Lebensweg. Er begann als Bankangestellter und wurde dann Buchhalter 
und ein leitender Geschäftsführer in einer großen belgischen Reederei. Diese 
Tätigkeit führte ihn zu Studien über die Geschichte der Buchhaltung, die er 
in den Archiven von Brügge und Antwerpen verfolgte. Eine Reihe wertvoller 
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Arbeiten entsprang der Bemühung auf einem schwierigen Gebiet, das nur von 
wenigen überhaupt gemeistert werden kann (Jan Ympyn, Essai Historique 
et Technique sur le Trait€ Flamand de Comptabilit&, Anvers 1928), 
Dann wandte er sich ganz der Wissenschaft zu und studierte in Harvard beson- 
ders bei N. $. B. Gras. Er ist jetzt Associate Professor of Economics am Wells 
College (U. S. A.). Seine doppelte Ausbildung machte de R. besonders geeignet, 
die Geschichte des großen Bankhauses darzustellen, die durch den Mangel an 
geschlossenen Quellen (das zentrale Geschäftsarchiv in Florenz wurde bei dem 
Aufstand gegen die Medici 1494 fast ganz zerstört) unter mancher Unklarheit 
leidet. Er hat die Aufgabe glänzend gelöst. Sievekings Studien bleiben in ihrem 
grundlegenden Wert bestehen, wenn auch die Forschung mehrerer Jahrzehnte 
sie vielfach korrigiert hat. Armando Sapori und Armand Grunzweig, der 1931 
den 1. (und einzigen) Band der Korrespondenz des Brügger Zweiges der Firma 
herausgab, haben dazu besonders beigetragen. Curt Gutkind, Cosimo de 
Medici, Pater Patriae, Oxford 1938, befaßte sich weniger erfolgreich mit 
der wirtschaftlichen Tätigkeit der Medici als mit ihrer politischen. Diese Vor- 
arbeiten kritisch benutzend ‚und auf Grund von eigenen Archivstudien schildert 
de R. die Firma der Medici in knapper und lichtvoller Weise. Die Organisation, 
das Verhältnis von Eigenkapital und Einlagen, die Tätigkeit in Handel und 
Industrie werden im 1. Teil, die Finanzoperationen im 2. dargestellt. Das ge- 
scheiterte Alaunmonopol nimmt ein eigenes Kapitel ein. Exkurse über die 
Wechseltechnik, das Zinsnehmen usw. reden klar über diese umstrittenen Dinge. 
Besonders aufschlußreich ist der Abschnitt über die Ursachen des Verfalls, 
Übermäßige Darlehen an die Fürsten, Übergewicht des in Gold zu verzinsenden 
Fremdkapitals über das eigene, unvernünftig hohe Ausgaben für die fürstliche 
Lebensführung wurden durch den Fall der Silberwährung in Westeuropa, wohin 
die Darlehen (in Silber verzinsbar und rückzahlbar) gegeben waren, so verschärft, 
daß die Firma im Grunde schon zur Zeit Lorenzos des Prächtigen bankrott war, 
und daß die Revolution stürzte, was schon reif zum Fall war. Hier kommt de R. 
über das Bekannte und das Einzelne in einer großzügigen Auffassung der Gesamt- 
erscheinung hinaus. — Wir fügen noch an, daß nach de R.s Mitteilungen seine 
Gattin Florence Edler ein Buch über Francesco di Giuliano de’ Medici (1450 bis 
1528) auf Grund einer an der Harvard-Universität aufbewahrten Sammlung von 
Medici-Papieren vorbereitet, Prof. Usher (Harvard) den 2. Band seines Werkes 
„Early History of Deposit Banking in Mediterranean Europe“, dessen 
1. als Band 75 der Harvard Economic Studies 1943 erschien. Das sind neue 
Erweise für die große Intensität, mit der sich die amerikanische Historie der 
europäischen Geschichte, besonders der wirtschaftlichen, zugewendet hat. 
Hamburg Ei Beutin. 


REFORMATION UND GEGENREFORMATION (1500—1648) 


Zeitschriftenbericht von H. Bornkamm - Heidelberg. 
Skandinavische Zeitschriften von H. Kellenbenz- Regensburg. 


Aus den Erwiderungen auf die vielfachen Anklagen gegen Luther, seine 
Gehorsamsethik habe die Deutschen politisch impotent und den Staat omnipotent 
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gemacht, greife ich heraus: P. Althaus, L. und das öffentliche Leben (Zeitwende 
18. 1946/47, 129—141) und G. Ritter, L. und die politische Erziehung der 
Deutschen (ebenda, 592—607). A. entwickelt aus der Mitte der Theologie L.s 
mit trefflich ausgewählten Zitaten (darunter einer gewaltigen Verfluchung des 
Gehorsams, der zugleich Gott ungehorsam ist WA. 28, 24) seine politische Ethik 
als „Dienst am anvertrauten Leben“. R. zeigt ähnlich die „‚totale Überschneidung“ 
des Gottes- und Weltreiches bei L., so klar sie in ihren Mitteln geschieden sind. 
Der Absolutismus war keine Wirkung der Reformation, sondern eine europäische 
Erscheinung, die zudem in den lutherischen Territorien durch den Fortbestand 
der Stände und den Fürsorgecharakter des Staates (bei fast völliger außenpoliti- 
scher Abstinenz) gemildert war. 


Die geschichtlichen Erlebnisse der letzten Jahre haben bei Vorträgen oder 
akademischen Reden die Aufmerksamkeit mehrfach auf Luthers Geschichtsbild 
gelenkt und mancherlei Material und Gedanken für eine noch ausstehende 
umfassende Behandlung des Themas bereitgestellt. Wir notieren: H. Bornkamm 
Gott und die Geschichte nach L. (Lüneburg, Heliand-Verlag 1946. 2. Aufl. 
1947. 16 S.), M. Doerne, Gott und die Geschichte bei L. (Die Zeichen d. Zeit 
1947, S.233— 242), H. Frh. von Campenhausen, Gottesgericht und Men- 
schengerechtigkeit bei L. (in: Weltgeschichte und Gottesgericht, zwei akad. 
Vorträge, Stuttgart, Kreuz-Verlag 1947. S. 19—32), W. v. Loewenich, L. und 
das Schicksal des Abendlandes (Zeitw. 20. 1949, S. 581—5%). 


In Theol. Lit. Ztg. 74, 1949, Sp. 299—303 macht K. Aland sehr mit Recht 
darauf aufmerksam, daß Luthers viel angeklagte scharfe Bauernschrift im Urdruck 
unter dem Titel „Auch widder die reubischen und mördischen rotten der andern 


bawren“ als Anhang zu einem Neudruck der ‚„Ermahnung zum Frieden auf die 
12 Artikel der Bauernschaft in Schwaben“ erschien. Es ist also, worüber schon 
Luther klagte, unberechtigt, sie zu isolieren und seine Unterscheidung zwischen 
den Bauern, gegenüber denen er erneut zum Frieden aufrief, und dem raubenden 
und mordenden Teil unter ihnen zu übersehen. 


„Martin Luthers Glauben“ analysiert W. Pauck (Universitas 2, 1947, 1281 
bis 1296) aus L.s Bewußtsein, Gottes unwürdiges Werkzeug zu sein, als die 
Spannung zwischen göttlicher Allmacht und menschlicher Ohnmacht, die er 


auch in seinen Anfechtungen erfuhr und aus der die prophetische Sicherheit 
und Unbekümmertheit seines Handelns erwuchs. 


„Luthers Tod und seine Gedanken über Leben und Sterben‘ im Zusammen- 
hang seiner Theologie, insbesondere dem an Christus urbildhaft aufgedeckten 
Gesetz, daß Gott durch Sterben Leben schafft, schildert E. Seeberg } (Zs. £. 
Kirchengesch. 62, 1943/44, S. 190203). 


Daß von H. Böhmers Jungem Luther eine Übersetzung von John W. Dober- 
stein und Theodore G. Tappert unter dem Titel: Road to reformation 
(Philadelphia, The Muhlenberg Press 1946, XIII, 449 S.) — allerdings noch nach 
der 2. Aufl. von 1929, nicht nach der von H. Bornkamm besorgten Neuausgabe 
von 1939 — erschienen ist, erfährt man aus der sachkundigen Besprechung 
vonR.H. Bainton (Church History 16, 1947, 167—176), die auch einige kriti- 
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sche Bemerkungen (bes. zu B.s Darstellung der Beziehungen L.s zu Friedrich 
d. W., Erasmus und Hutten) enthält. 


Angeregt durch die Frage Erw. Panofskys (Albr. Dürer, Princeton 1945 ], 
43), wie Dürer sich zweimal in der Gestalt Christi selbst darstellen konnte, 
sammelt R. H. Bainton (Dürer and Luther as the man of sorrows. The art 
Bulletin 29, 1947, 269— 272) einige Zeugnisse aus der franziskanischen und 
reformatorischen Bewegung über die conformitas Christi. und druckt dabei die 
Flugschrift über Luthers Passion auf dem Reichstag zu Worms in englischer 
Übersetzung (nach dem Text bei ©. Clemen, Beitr. z. Ref.zeitalter 3, 1903, 10#.) 
ab. 

Nach R. H. Baiton (The Germ. Rev. 21, 1946, 161—164) geht der Luther- 
holzschnitt in Osianders und Hans Sachs’ „„Eyn wunderliche Weyssagung“ 
(1527) auf den mönchischen homo spiritualis in der Ausgabe der Vaticinia des 
Joachim von Fiore, Bologna 1515 zurück, der das Gericht über Johann XXII. 
(Baldasare Cossa) ankündigt. 

„Zur Selbstbezeichnung der Evangelischen“ gibt W. Brändly in Zwingliana 
VII, 8 (1947, S. 471—489) eine Geschichte des Begriffs vir bonus, der den 
Evangelischen lange mangels einer anderen als Selbstbezeichnung diente. Wie 
in der alten Kirche gegenüber der Antike macht er in der Reformation gegenüber 
dem Humanismus die Wandlung von „‚tugendhaft‘ in „‚gläubig‘“ durch. 


Zu der heute viel erörterten Frage „Reformation und Widerstandsrecht“ 
bringt W. A. Schulze (Ev. Theologie 1949, S. 372—378) — leider nur als 
kritische Glosse zu einem anderen Aufsatz in derselben Zeitschrift — einiges 
wertvolle Material: auch in der altlutherischen Tradition war mehr an Wider- 
stand gegen eine tyrannische Staatsgewalt gefordert, als man gemeinhin annimmt; 
die deutsch-reformierte Theologie begründete ihn sogar mit der Charakteristik 
des Staates in Röm. 13 selbst (die Obrigkeit „‚Gottes Dienerin dir zu gut“). 


In seinem Vortrag „Strafrechtspflege und Rezeption“ (Zs. f. d. ges. Straf- 
rechtswiss. 62, 1943, S. 232—265) sucht Eb. Schmidt, an die Ergebnisse seiner 
Untersuchung „Inquisitionsprozeß und Rezeption‘ (1940) anknüpfend, den 
Einfluß der Rezeption auf die klassische Leistung Schwarzenbergs, die Bamber- 
gensis, und auf die Carolina genauer als bisher zu präzisieren. Rezipiert sind 
weder die Verstaatlichung des Strafrechts noch der Inquisitionsprozeß. Beide 
sind vielmehr der Abschluß einer seit dem 11./12. Jahrhundert einsetzenden 
Entwicklung des deutschen Rechts. Sondern der Rezeption entstammen einer- 
seits wichtige Fortschritte in der Klärung des Verbrechensbegriffs, andererseits 
eine sorgfältige Formalisierung des Inquisitionsprozesses, welche der Willkür 
und namentlich den Gefahren der Folter bei der Wahrheitsfindung entgegen- 
wirken sollte. Die Grundlage der Reform ist die ebenso humanistische wie 
religiöse Gesinnung Schwarzenbergs, die er sich auch bei dem von ihm gefor- 
derten juristischen Berufsstande wünschte. 

Der Überblick von W. Delius, „Kardinal Albrecht und die Wiedervereini- 
gung der beiden Kirchen“ (Zs. f. Kirchengesch. 62, 1943/44, S. 178—189) zeigt 
Albrecht v. Mainz nach allerlei Wandlungen als Parteigänger der päpstlichen 
Politik. Er fordert ein Konzil statt deutscher Religionsgespräche, lehnt alle 
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— 


wesentlichen Zugeständnisse ab und hofft mit einer Reformation des Klerus 
durchzukommen. In den Kreis der humanistischen Unionstheologen gehört er 
also nicht. 

William H. Dunham, Jr.: The Ellesmere Extracts from the ’Acta Consilii 
of King Henry VIII’. EHR. 58, 1943, 301—318. Quellenkritische Studie dieser 
in der Huntington Library befindlichen Manuskripte, die es zum erstenmal 
gestatten, eine namentliche Liste von ca. 200 Mitgliedern des King’s Council 
aufzustellen. Diese vom gleichen Verfasser in: The Members of Henfy VIIT’s 
Whole Council, 1509—1527. EHR. 59, 1944, 187—210. 


L. E. Whatmore: The Sermon against the Holy Maid of Kent and her 
adherants, delivered at Paul’s Cross, Nov. 23d, 1533 and at Canterbury, Dec. Tth. 
EHR. 58, 1943, 463—475. Publikation des vollen Textes (Original im P. R. O.), 
der bereits bekannt war durch ein Resume in Letters and Papers of Henry the 8th 


for 1534 (Nr. 72, II). K.D.E. 


S. U. Palme, Uppsalafördraget 1520, (Schwed.) Hist. Tidskr. 64, 1944, S. 379 
bis 3899. Eine Auseinandersetzung mit der bisherigen Interpretation des so- 
genannten „Uppsalavertrags‘‘ von 1520. Während zuletzt R. Bergström und 
in gewissem Maße auch L. Sjödin in dem Vertrag einen Sieg des schwedischen 
Ratsadels sahen, ist Vf. der Ansicht, daß der Vertrag nicht vom schwedischen 
Ratsadel diktiert worden sei, er habe einen Kompromiß dargestellt, der die zu- 
fälligen Machtverhältnisse widerspiegle. Seine besondere Bedeutung habe 
darin gelegen, daß er eine Grundlage gebildet habe für Schwedens Befriedung 
während des Sommers 1520 und für die weiteren Kapitulationsverhandlungen. 


Die Diskussion um die Handfeste von 1536 (vgl. [Norw.]Hist. Tidsskr.30$.185 ff. 
32, $. 285 ff. und 369 f.), die zunächst zwischen H. Koht und J. Schreiner 
geführt wurde, wird ebenda, 33, 1943/45, S. 513—532, bzw. S. 600-602 und 
34, 1947, S. 422—430, von E. Öyen und J. Schreiner fortgeführt bzw. abge- 
schlossen. Öyen wendet sich gegen die bes. von Koht vorgetragene Meinung, 
daß der Norwegen betreffende $3 der Handfeste den Schlußstein darstelle zu 
den seit Generationen im Gange befindlichen Bemühungen des dänischen Adels, 
sich Macht und Vorteile in Norwegen zu sichern und Norwegen möglichst 
fest unter die dänische Herrschaft zu zwingen. Öyen ist zwar der Ansicht, daß 
der Paragraph aus Rücksicht auf den dänischen Adel zustande gekommen, aber 
daß dies nur aus der augenblicklichen außenpolitischen Situation des Jahres 1536 
heraus zu verstehen sei. Bezüglich seiner Auswirkung ist Öyen nach wie vor 
der Ansicht, daß er weder rechtliche noch faktische Folgen hatte, daß Norwegen 
weiterhin Königreich für sich im Rahmen der Union geblieben sei. Schreiner 
bleibt dabei, daß der nach 1536 gewählte dänische König automatisch norweg. 
König wurde, daß künftig keine norwegische Instanz mehr bei der Wahl eines 
Unionskönigs beteiligt war und daß diese Veränderung eben auf dem Norwegen- 
artikel beruhte. 


In Zwingliana VII, 8 (1947, S. 433—471) veröffentlicht, übersetzt und kom- 
mentiert P. Boesch den Bericht des 18jährigen Rud. Gwalter über seine Reise 


nach England 1537 „als frühestes Beispiel einer ausführlichen Beschreibung aller 
Etappen einer Reise aus der Schweiz nach England“. 
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Zwingliana VII, 9 (1948): H. Hoffmann vermutet in einem Dürerbild der 
Galerie Czernin in Wien ein Porträt Zwinglis aus dem Jahre 1516 (S. 497501, 
H. Braune sieht darin wohl richtiger den Nürnberger Prediger Joh. Dorsch. N, 
Zür.Ztg. 6. 12. 1948). — R. Pfister zeichnet dem II. Bd. von O. Farners neuer, 
grundlegender Zw.-Biographie (1946) ‚Die Entwicklung Zw.s zum Reformator“ 
nach ($.501—511). — Ähnlich wie diese beiden sieht A. Rich, „Zw.s Weg 
zur Reformation“, (S.511—534) selbständiger, als es die neuere Forschung 
(auch W. Köhler) tat: seit 1516 Jünger des Erasmus, wächst Zw. 1520 über den 
erasmischen Rationalismus hinaus, nicht durch Luther, aber unter dem Eindruck 
des „dämonischen“ Widerstandes der Humanisten gegen Luthers Lehre. Mir 
scheint dies Dämonenerlebnis, dessen Zeuge das Pestlied sein soll, an Stelle der 
geistigen Wirkungen Luthers (die nach Randbemerkungen und Strichen in den von 
Zw. gelesenen Lutherschriften doch zu äußerlich gemessen werden) künstlich. — 
S. Widmer ($. 535—555) zergliedert die Denkschrift, mit der Zwingli 15% 
zum Angriff auf die 5 kath. Orte aufrief (abgedr. bei W. Köhler, Das Buch der 
Ref. H. Zw.s 1926, S. 318 ff.); ein interessantes Dokument für die Lehre vom 
religiös gerechtfertigten Krieg, mit der sich Zw. von Luther unterscheidet 
(auch der Widerstand gegen die Bauern war kein „Glaubenskrieg‘“). 


Dem Julius Terentianus, dem Faktotum des Petrus Martyr Vermigli und 
Korrektor der Offizin Froschauer, der große Verdienste um die regen und 
geschichtlich wichtigen Beziehungen zwischen den Züricher und den englischen 
Gelehrten der Reformationszeit hatte, setzt P. Boesch ein spätes, hübsches 


Denkmal (Zwingliana VII, 10, 1948, S. 587—601). 


Sowohl um des Konstanzer Reformatorenpaares wie um der gleichzeitigen 
bedeutenden Aebte desselben Geschlechtes willen sei auf die Mitteilungen von 
P. Staerkle „Zur Familiengeschichte der Blarer“ verwiesen (Zs. f. schweiz. 
Kirchengesch. 43, 1949, 100—131). St. tritt für die Ableitung des Namens von 
plärren = laut ausrufen (auf Grund des Weibel-Amtes) ein. 


Eine kurze Lebensgeschichte des in Bruchsal geborenen, in Bubikon bei 
Zürich wirkenden zwinglianischen Predigers und ersten großen schweizerischen 
Historikers Joh. Stumpf bietet die Rede von F. Blanke zum 400 jährigen Gedächt- 
nis seiner „Eydgenoschaft“ 1548 (12. Jahrh. d. Ritterhausges. Bubikon 1949, 
S. 19—26). 

In einem Aufsatz zum 400jährigen Gedächtnis des Consensus Tigurinus 
(1549) skizziert O. E. Strasser (Zwingliana IX, 1, 1949, S. 1—16) Entstehung, 
Inhalt und Bedeutung dieser Geburtsurkunde der reformierten Schweiz. Nach 
Lage der Dinge (Schmalkald. Krieg und erneuter Abendmahlsstreit mit Luther 
kurz vor seinem Tode) blieb nur die Möglichkeit einer innerkonfessionellen 
Einigung zwischen den Zürchern (voran Bullinger) und Calvin, bei der keiner 
„Sieger“ blieb, sondern eine mittlere Linie gefunden wurde. 


Unter dem Titel ‚„„Der Zürcher Apelles“ bringt P. Boesch Neues zu den 
Porträts, die Hans Asper 1550 im Auftrage des jungen Engländers Christopher 
Hales von den Reformatoren Zwingli, Oekolampad, Bullinger, Pellikan, Biblian- 
der, Gwalther gemalt hat. Die wichtigsten, schon in den Epist. Tigurinae von 
der Parker Society 1846/7 veröffentlichten Briefe, auf denen die Untersuchung 
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beruht, werden nochmals nach den Zürcher Originalen veröffentlicht (Zwingliana 


1X, 1, 1949, S. 16—50). 


„Det fingierte (letzte) Briefwechsel zwischen der Kurfürstin Agnes und dem 
Kurfürsten Moritz von Sachsen‘ ‘ist ein Werkchen des neulateinischen Poeten 
Joh. Cingularius, eines geschätzten Schülers der von Melanchthon begründeten 
und geleiteten Wittenberger Meistersingerschule, den ©. Clemen (Zs. f. Kirchen- 
gesch. 62, 1943/44, S. 204—231) mit vollendeter Kenntnis der Personen und der 
Dichtung des prot. Humanismus der Vergessenheit entreißt. Die beiden Briefe, 
von denen Cl. die wichtigsten Stellen in Übersetzung mitteilt, sind in Einzel- 
heiten nicht ohne Wert für die Umstände beim Tode des Kurfürsten. 


„Grenzstreitigkeiten des märkischen Amtes Neustadt und Auseinandersetzun- 
gen über die dortigen Landwehr (16. Jahrhundert)“ schildert W. Engels (Rhein. 
Vjbl. 13, 1948, 200—206). Um die Grenzen des oft verpfändeten und daher 
stiefmütterlich behandelten Amtes Gimborn-Neustadt, das seit 1521 mit Jülich- 
Berg vereinigt ist, wird Mitte des 16. Jahrhunderts eine heftige Auseinander- 
setzung mit Kurköln geführt, bei der Köln die Grenzlinie durchsetzt, die heute 
noch Rheinland und Westfalen an dieser Stelle scheidet. 


Die Frage „Wer trägt die Schuld an Servets Feuertod ?‘“ beantwortet E. 
Pfisterer (Sammlung 3, 1948, 114—116) thesenartig auf Grund der Rechts- 
anschauung der Zeit mit einer weitgehenden Entlastung Calvins; er hätte aber 
diese unhistorische Fragestellung überhaupt überwinden sollen, statt die Schuld 
salomonisch auf alle Beteiligten zu verteilen. H.B. 


A.G. Dickens: Archbishop Holgate’s Apology. EHR. 56, 1941, 450—459. 
Abdruck des vollen Textes, der sich bisher im Calendar of Domestic State Papers 
1547—1580 nur auszugsweise fand. 


C. G. Cruickshank: An Elizabethan Pensioner Reserve. EHR. 56, 1941, 
637—639. C. weist nach, daß entgegen der üblichen Anschauung sich duch in 
Elisabeths Heerespolitik gewisse Bemühungen feststellen lassen, ein Element 
der Beständigkeit zu schaffen. K,D.E, 


K.Pivec, Katharina von Medici und die Bartholomäusnacht (Universitas 2, 
1947, 1297—1300), will K. nicht von der Blutschuld freisprechen, aber — ohne 
selbst Belege zu geben, offenbar im Anschluß an Jean H£ritier, Catherine de 
Medicis, Paris 1940 — die Ermordung Colignys aus der Anschauung, daß die 
Exekution eines gefährlichen Untertanen ohne Gerichtsverfahren erlaubt sei, 
und den Massenmord an den Hugenotten aus einer Angstpsychose K.s und dem 
Fanatismus des Pöbels ableiten. Leider entwertet er seinen Versuch, K. Gerechtig- 
keit widerfahren zu lassen, durch ungerechte Vorwürfe gegen Coligny, dessen 
calvinistischen Glauben er zudem als „protestantisch-religiösen Mystizismus“ 
mehr als unbeholfen charakterisiert. H.B. 


O.Kolsrud, Lensherre, lagman og bonde. En episode fra Norges historie 
i dansketiden, Norw. Hist. Tidsskr. 33, 1943/45, S. 433-460, behandelt das 
1575 auf Veranlassung des Lehensherrn des Trondelags, Ludwig Munk, an 
5 Bauern des Gauldals vollzogene Todesurteil, das 1578 als unrechtmäßig erfolgt 
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erklärt wurde. Der junge Christian IV. lud Munk dann 1597 nach Trondheim 
vor Gericht, wo die Witwen der Bauern volle Genugtuung erhielten, Munk für 
unfähig erklärt wurde, ein Lehen zu bekleiden, und zur Leistung von Schaden- 
ersatz verurteilt wurde. H.K, 


Edgar Dunsdorfs, Die Bevölkerungszahl in Kurzeme (Kurland) im 
16. Jahrhundert, Contr. of Balt. Univ. Nr. 49, Pinneberg 1947, 18 S. berechnet 
methodisch schlüssig und für ähnliche Versuche anregend auf Grund relativ 
günstiger Quellenlage die Einwohnerziffer Kurlands für das Ende des 16. Jahr- 
hunderts mit 135000 Menschen — eine Ziffer, die die untere Grenze der in 
Betracht kommenden Größenordnung bezeichnen dürfte. Im Anhang Abdruck 
bevölkerungsgeschichtlich wertvoller Quellen aus dem Dänischen Staatsarchiv 
Kopenhagen. Conze. 


„Niederländische Künstler in Hamburg bis zum Ende des 17. Jahrhunderts“ 
verzeichnet K. E. Schultze (Mitt. d. Niederl. Ahnengemeinschaft Bd. I, H,5, 
1941, S. 179—194) mit Personalangaben nach älteren Nachschlagewerken und 
den Archiven der Stadt, der reformierten Gemeinde und den lutherischen Kirchen- 
büchern Hamburgs. 


„Die Frömmigkeit Friedrichs von Spee““ beschreibt Fr. Zoepfl (Geist u. 
Leben 20, 1947, 36—53) als eine auf der canisianischen Katechismustheologie 
begründete Form barocken Empfindens und Dichtens. H.B, 


S. T. Bindoff: The Stuarts and their Style. EHR. 60, 1945, 192—216. Korri- 
giert die bisher geltende Auffassung, daß der Titel „Großbritannien“ erst nach 
der englisch-schottischen Union von 1707 auftauche. In Wirklichkeit stilisiert 
sich bereits Jakob I. am 20. Oktober 1604 als ‚King of Great Britain, France 
and Ireland, Defender of the Faith etc.“. K.D.E. 


R. Willerslev, Danmarks förste Aktieselskab, (Dän. Hist. Tidsskr. 10.R. 
6. Bd. 1944, S. 608-636), veröffentlicht eine Studie über die unter Christian IV. 
1616 gegründete Dänische Ostindienkompanie. Wie im übrigen Nord- und 
Westeuropa richtete sich diese neue Gesellschaft im großen ganzen nach dem 
holländischen Vorbild. Als Ergänzung zu Jürgens’ Handelsgeschichte vermerken 
wir, daß auch Städte der Herzogtümer bzw. Bürger dieser Städte (Hadersleben, 
Flensburg, Itzehoe) an dem Unternehmen beteiligt waren, ebenso Hamburger 
Bürger. Leider erfahren wir die Namen dieser Bürger nicht. Infolge des gleich 
von Anfang an spürbaren Kapitalmangels und der Kriege, in die Christian IV. 
verwickelt wurde, war die Gesellschaft immer mehr auf Staatszuschüsse ange- 
wiesen. In den fünfziger Jahren war es mit ihrem Zustand soweit, daß man 
ernstlich damit umging, sie zu verkaufen (Interessenten waren der Große Kur- 
fürst und der Herzog von Kurland). Erst später wurde die Ostindienfahrt mit 
Hilfe einer neugegründeten Gesellschaft wieder energischer betrieben. H.K. 


Godfrey Davies: The formation of the New Model Army. EHR. 56, 
1941, 103—105. Publikation von British Museum Harleian MS. 252, fo. 33. 
Tagebuch von John Rushworth, der 1645 Sekretär des Generals Sir Thomas 
Fairfax war. K.D.E. 
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Zeitalter des Absolutismus 


ZEITALTER DES ABSOLUTISMUS (1648—1789) 
Zeitschriftenbericht von W. Hubatsch- Göttingen. 
Skandinavische Zeitschriften von H. Kellenbenz- Regensburg. 


„D.M. Cornelissen, Lieuwe van Aitzema en Hugo de Groot (Bijdr. voor 
de Gesch. d. Nederl. I, 1946, 47—71). Weist in den Briefen und Schriften des 
Hugo Grotius Einflüsse van Aitzemas im Sinne des Krypto-Katholizismus nach. 


P. Paulus Volk, Der Westfälische Friede in benediktinischer Sicht (Ben. 
Monatsschr. XXV, 1949, S.5—16), würdigt die Tätigkeit des P. Adam Adami 
bei den Friedensverhandlungen 1645—48 (Vgl. ders. Vf. in Ann. Hist. Ver. 
Niederrh. 142/43, 1943, S. 84—146 und ders. in: 500 Jahre Bursfelder Kongre- 
gation. Münster i. W. 1948, S. 67—125). 


Hermann Schröter, Dr. Gerhard Schepeler und seine Zeit (Mitt. Ver. 
Gesch. Osnabr. 63), schildert die Beziehungen des Ersten Osnabrücker Bürger- 
meisters zur Zeit des Westfälischen Friedensschlusses zu Schweden, Braunschweig 
und Franz Wilhelm. 10 Briefe Sch.s an Johan Oxenstierna (aus dem Reichsarchiv 
Stockholm) sowie ein zeitgenössisches Bildnis geben wertvolle Ergänzungen. 

W. Hub. 


$. Kjöllerström, Drottning Kristina och consistorium generale, Scandia 
XVI, 1944, S.1—44. Der Gedanke eines aus Geistlichen und Laien zusammen- 
gesetzten kirchlichen Oberregiments schwebte Gustav Wasa ebenso vor wie 
Johann III., Karl IX. und Gustav Adolf. Christine arbeitete selbst an einem Vor- 
schlag zu einem Generalkonsistorium, der dann 1649 dem Reichstag vorgelegt 
wurde. Diese neue Oberkirchenbehörde hätte der schwedischen Bischofskirche 
ein Ende bereitet und hätte damit ein weiteres Glied in der Arbeit der Königin 
für die Stärkung der Königsmacht gebildet. Aber ihr Vorhaben wurde nicht 
verwirklicht. Der Entwurf der Königin zu dem Kirchenregiment ist wegen der 
Toleranz, die darin zum Ausdruck kommt, von gewissem europäischen geistes- 
geschichtlichen Belang. H.K. 


In „Atlantis“ XXI H.4, April 1949 wird S. 155—169 der auf Kölner Vor- 
trägen des Jahres 1932 beruhende Aufsatz von J. Huizinga ‚‚Holländische 
Kultur und Malerei im 17. Jahrhundert“ abgedruckt, der auf die sozialen und 
politischen Verhältnisse der Zeit eingeht. 


Harold A. Hansen, Opening phase of the third Dutch war described by 
the Danish envoy in London, March- June 1672 (Journ. mod. hist. XXI, June 1949, 
p. 97—108). Aus den im Riksarkiv Kopenhagen liegenden unveröffentlichten 
Papieren des dänischen Gesandten Marcus Gjöe Falcksen wird der Beginn des 
3. engl.-holl. Krieges deutlich gemacht. 


Andrew Browning, Parties and party organization in the reign of Charles II 
(Transact. of the Royal Hist. Soc. IV ser., vol. XXX, 1948, S. 21—36), behandelt 
Entstehung und innere Entwicklung des politischen Parteiwesens während der 
Regierung Karls II. Stuart. 

James Walker, The english exiles in Holland during the reigns of Charles II. 
and James II, (Transact. of the Royal Hist. Soc. IV ser., vol. XXX, 1948, S. 111 
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bis 125). Die Abwanderung aus England zur Zeit der jüngeren Stuarts nach 
dem freiheitlichen Holland hat dem englischen Mutterland in vielfacher Hin- 
sicht geschadet, andererseits ist der Einfluß der Emigranten auf das Asylland 
von einiger Bedeutung gewesen. & 


Max Braubach, Minister und Kanzler, Konferenz und Kabinett in Kurköln 
im 17. und 18. Jahrhundert (Ann. Niederrh. 144/45, 1947, S. 141—209), 
Der Wandel des Regierungssystems unter den Kurfürsten Max Heinrich, Joseph 
Clemens, Clemens August, Max Friedrich und Max Franz sowie die Art ihrer 
politischen Beratung wird aus archivalischen Beständen in Wien, Paris und 
München vergleichend dargestellt. W, Hub, 


R. H. George: The Charters granted to English Parliamentary Corporations 
in 1688. EHR. 55, 47—56. Handelt von dem Versuch des letzten Stuartkönigs, 
Einfluß auf das Parlament zu gewinnen durch Privilegienpolitik gegenüber 
Wahlkörperschaften. K.D.E, 


Liselotte Richter, Leibniz und sein Rußlandbild. Berlin, Akademie- 
Verlag 1946. 162 S.,9 Tafeln. — Ernst Benz, Leibniz und Peterder Große. 
Der Beitrag Leibnizens zur russischen Kultur-, Religions- und Wirtschafts- 
politik seiner Zeit. (Leibniz zu seinem 300. Geburtstag. Lieferung 2.) Berlin, 
de Gruyter 1947. 88S. — Ein Problem, das seit langem eine Untersuchung 
verdient hatte, ist zu L.s 300. Geburtstag von zwei Bearbeitern aufgegriffen 
worden; dank der Weite des Themas ergänzen sich beide Darstellungen trotz 
der ähnlichen Fragestellung mehr, als daß sie sich überschneiden. Richter schöpft 
aus der Fülle des L.-Nachlasses (zum Nutzen künftiger Einzelforschung auf 
diesem Gebiet stellt sie in einem Anhang die Rußland-Manuskripte und Korre- 
spondenten, bei denen auf L.s Rußlandarbeit Bezug genommen wird, zusammen) 
und kommt in ihren Ergebnissen an zahlreichen Punkten, z. B. mit dem Nach- 
weis der Kontinuität des Rußlandinteresses bei L., über Posselt und Guerrier 
hinaus. L.s Bemühungen und Interessen auf dem Gebiet der Wissenschaft im 
weitesten Sinn („Wissenschaft als Mission“) stehen bei ihr im Vordergrund, 
wogegen Benz die religiös-kirchliche Seite des Missionsgedankens stärker betont 
und auch die von Richter nicht berücksichtigten Kirchenunionspläne in den 
Kreis der Betrachtung zieht. Benz arbeitet mit Recht heraus, daß L. mit seiner 
Vorstellung von Rußland als „‚tabula rasa‘““ in einer Illusion befangen war und 
seine Ansicht der Verhältnisse des Zarenreiches allzu stark von Helfern und 
Dienern Peters d. Gr. geprägt wurde. Leider ist das Bild der allgemeinen poli 
tischen Entwicklung im Osten bei Benz teilweise so grob verzeichnet (als ob 
der Nordische Krieg durch die Schlacht bei Poltawa beendigt worden wät 
(S.15) u.4.) — und bei Richter so stark mit Leibnizschen Augen gesehen, 
daß bei beiden die Naivität vieler politischer Urteile L,s und die Fragwürdigkeit 
seiner Bemühungen als Diplomat (auch in Karlsbad 1712), die P. Fransen (L. u. 
die Friedensschlüsse von Utrecht und Rastatt-Baden, Purmerend 1933), ohne in 
kleinliche Kritik zu verfallen, aufgewiesen hat, nicht deutlich genug werden. 
Manche von L.s politischen Gedanken erscheinen bei Benz und Richter origineller 
als sie sind, so wenn nicht gesagt wird, daß schon Maximilian I. mit Hilfe Moskau 
die Türken zu bekämpfen beabsichtigte, oder daß der Zar schon längst als Glied 
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arts nach der heiligen Allianz im Krieg gegen die Türkei stand, als L. es für angebracht | 
her Hin- hielt, ihm einen Kreuzzug gegen den Islam zu empfehlen (Benz S. 40 £.). Anderer- 

Asylland seits aber hätten in beiden Abhandlungen intuitive Erkenntnisse des weltgeschicht- \ 
i lichen Augenblicks bei L. (z. B. Guerrier Nr. 154, S. 227 £.) stärker hervorgehoben t 
werden können, und als symptomatische Einzelheit verdiente auch erwähnt zu j 
| Kurköln werden, welche Erschütterung L.s Glaube an den Zaren nach der Schlacht bei ! 
+1—209), Narva erlitt (Guerrier Nr. 45), weil hier beispielhaft klar wird, wie es ihm im k 
h, Joseph |  giefsten Grund nur um das „‚bien commun“ ging, gleichgültig ob sich die Vor- 
Art ihrer sehung zu dessen Verwirklichung Peters d. Gr. oder Karls XII. bediente. | 
Paris und Hechingen Erich Hassinger. ! 
nn, Carl Friedr. Frhr. v. Weizsäcker, Naturgesetz und Theodizee (Arch. £. ' 
rporations Philos. 2, 1948, S.96—105). Der Zusammenhang aller Schichten des Seins : 
artkönigs, führt bei Leibniz dazu, bei der Wahl einfachster mathematischer Begriffe meta- | 
gegenüber physische Entscheidungen zu fällen. Eine Bestätigung der Grundgedanken von ! 
.D.E, Heinrich Scholz’ Leibniz-Buch (Jahrb. Kais. Wilh. Ges. 1942) von seiten der t 
\kademie- Biysik. . | 
Große, June Milne, The diplomacy of Dr. John Robinson at the court of Charles XII, 
’irtschafts- of Sweden, 1697—1709 (Transact. R. Hist. Soc. IV ser., vol. XXX, 1948, S. 75 | 
2.) Berlin, bis 93), schildert die diplomatische Tätigkeit des außerordentlichen und bevoll- , 
ersuchung mächtigten Gesandten am Hofe und im Hauptquartier Karls XII. von 1696 bis ! 
ıfgegriffen zu seiner Ablösung durch Robert Jackson 1709. 
ngen trotz John J. Murray, Robert Jackson’s Mission to Sweden (1709—1717), schildert | 
ter schöpft die Verhandlungen dieses britischen Gesandten in Stockholm während der letzten i 
chung auf Regierungsjahre Karls XII. in Journ Mod. Hist. (Chicago) XXI Nr. 1, 1949, | 
ind Korre- $.1—16. 
zusammen) Max Braubach, Geheime Friedensverhandlungen am Niederrhein 1711/12 
lem Nach- (Beitr. z. Gesch. d. Niederrh. 44, 1947, S. 189—209). Schilderung eines bisher 
1 Guerrier unbekannt gebliebenen Versuchs eines Ausgleichs Bourbon-Habsburg durch 
nschaft im Vermittlung des Grafen Ludwig Peter Engelbert von der Mark und des Kur- f 
rdergrund, fürsten Johann Wilhelm von der Pfalz (aus Korrespondenzen des Archivs des ‘ 
(Z Außenministeriums Paris). W. Hub. " 
es | Heinrich Benedikt, „Die europäische Politik der Pforte vor Beginn und 
n war und während des österreichischen Erbfolgekrieges“, entwirft auf Grund der Berichte } 
cken wii der kaiserlichen Residenten in Konstantinopel aus den dreißiger und vierziger | 
einen pol Jahren des 18. Jahrhunderts ein Bild von der „europäischen Politik der Pforte 
net (als ob vor Beginn und während des österreichischen Erbfolgekrieges“, dem er um so i 
‚rden wit mehr Farbe verleihen kann, als man in Wien Gelegenheit hatte, auch die Berichte 
n geschen, der meisten anderen Gesandten an ihre Höfe zu dechiffrieren und besonders den { 
‚würdigkeit Abenteuerer und Renegaten A. Bonneval, Hauptberater der Pforte, in seinen R 
nsen (L.u. # Weltgespannten Intrigen sorgfältig überwachen ließ (Mitt, österr. Staatsarchiv 1, 1.) | 
3), ohne in O.H. t 
ug werden. Rupert C. Jarvis: Cope’s March North. EHR, 60, 1945, 365379. C. war H 
r origineller Kommandant der englischen Kräfte in Schottland, als Charles Edward 1745 an ! 
fe Moskaus der Westküste landete. Nicht Verrat, sondern schlechte Instruktion von seiten I 
st als Glied # Londons ist der Grund für seinen Rückzug nach Norden. K.D.E. i 
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G. S. Graham, The Naval defence of British North America 17391763 
(Transact. R. Hist. Soc. IV. ser., vol. XXX, 1948, S. 95—110). Eine dankens- 
werte Studie über die Grundprobleme der britischen Seekriegführung gegen 
Frankreich in den nordamerikanischen Kolonien. 


Lawrence Kinnard, Spain in the Mississippi valley 1765—1794, 
I: The revolutionary period 1765—81 (Annual report of the Americ. Hist, 
Association 1945 Vol. II. Washington. US-Governm. Print, Off. 1949. XXXI 
+ 436 S.). Aus den über 900 Originalen aus spanischen Archivbeständen der 
Bancroft Bibliothek sind 351 in englischer Übersetzung ohne erläuternde oder 
kritische Zusätze abgedruckt. Sie umfassen hauptsächlich die Korrespondenz 
der spanischen Gouverneure von Louisiana und West-Florida. Aus der Fülle 
des dargebotenen Materials (ein Register folgt hoffentlich im Schlußband) sei nur 
auf eine Liste deutscher Familien hingewiesen (S. 140 f.), die im Oktober 1769 
nach New Orleans kamen. 


Wilhelm Grewe, Macht und Recht im Völkerleben (Zs. ges. Staatsw. 105, 
1949, S.201— 227). An der preußisch-deutschen Geschichte des 18. und 19. Jahr- 
hunderts (Friedrich d. Gr., Bismarck) wird das Verhältnis von Macht und Recht 
aufgezeigt und der Vorwurf einer von hierher datierbaren Verantwortung für 
die Weltkatastrophen der letzten Jahrzehnte zurückgewiesen. W. Hub. 


L.B. Namier: Charles Garth and his Connections. EHR. 54, 1939, 443—470 
und 632—652. Seit des Vf.s epochemachenden Werken über die Struktur des 
englischen politischen Lebens im Zeitalter des amerikanischen Unabhängigkeits- 


krieges hat sich eine Tendenz in der Forschung bemerkbar gemacht, die man 
gelegentlich als „‚Namierizing of English history“ bezeichnet, Man meint damit 
die Bestrebung, die soziologische und persönliche Seite der Machtkämpfe jen- 
seits der vordergründigen konstitutionellen Dogmen und politischen Theorien 
zu erfassen. Mit dem vorliegenden Aufsatz, in dessen Mittelpunkt ein Parlaments- 
abgeordneter steht, der in England als Agent für Süd-Carolina und zeitweise 
für Georgia und Maryland wirkte, setzt Namier diesen Prozeß fort. 


A. Goodwin: Calonne, the Assembly of French Notables of 1787 and the 
origins of the „Revolte Nobiliaire“. EHR. 61, 1946, 202—234 und 329—377. 
Bisher unveröffentlichte Berichte über die Debatten in der Notabelnversammlung 
(Arsenal-Bibliothek) führen den Vf. zu einer positiven Würdigung von Calonnes 
Reformplan. K.D.E. 


Max Braubach, Die erste Bonner Universität und ihre Professoren. 
Bonn, Universitätsverlag 1947. 199 S. — Die frühere Universitätsgründung wird 
mit Recht der Vergessenheit entrissen. Aus dem Bonner Jesuiten-Gymnasium 
erwuchs 1774 eine kurf. Akademie, die unter dem Minister Belderbusch im 
aufklärerischen Sinne wirkte. 1786 erhob sie Kurf. Max Franz v. Köln zur 
Universität, an der neben der katholischen Aufklärung Kantische Philosophie 
gelehrt wurde. Gegen diese geistige Atmosphäre richteten sich scharfe Angrifl 
der Universität Köln und des päpstl. Nuntius, zuletzt auch Papst Pius VI. Der 
Abzug einiger radikaler schwärmerischer Aufklärer in das revolutionäre Frank- 
reich ließ Beruhigung eintreten, aber schon 1794 zwang die Besetzung durch 
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französische Revolutionstruppen zur Einstellung der Vorlesungen, nach Ver- 
suchen der Wiederaufnahme wurde 1798 die Universität aufgehoben. Unter 
den bedeutendsten Gelehrten dieser ersten Bonner Universität sind zu nennen 
der Kanonist Hedderich, der Neutestamentler, Gräzist und Orienitalist Thaddäus 
Deieser, der ebenso wie der begabte, aber haltlose Literaturwissenschaftler 
Eulogius Schneider 1791 nach Frankreich abwanderte, schließlich der Jurist 
Daniels und der französische Anatom Rougemont. W. Hubatsch. 


Max Braubach, Kanoniker des Bonner Münsterstifts als Förderer der Auf- 
klärung (In: Bonn und sein Münster. Festschr. Hinsenkamp. Bonn 1947, S. 43 
bis 86). Nur fünf Stiftsherren (Lomberg, Schmitz, Cramer v. Clauspruch, Wreden 
und Mastiaux) sind in Verbindung mit der ersten Bonner Hochschule für eine 
Umwandlung von Kirche und Gesellschaft im Sinne des Josephinismus einge- 
treten. W. Hub. 


Max Braubach, Eine Jugendfreundin Beethovens. Babette Koch- 
Belderbusch und ihr Kreis. Bonn, Röhrscheid 1948. 163 S. Mit 1 Porträt und 
5 Silhouetten. Aus umfangreicheren Studien zur Geschichte der Rheinlande 
im 18. Jahrhundert erwuchs als Nebenfrucht eine Darstellung des geistigen Bonner 
Zirkels um Babette Koch (1771—1807), die Tochter eines kurf. Kellerdieners, 
die nach dem Urteil ihrer Zeitgenossen ‚‚dem Ideal eines vollkommenen Frauen- 
zimmers am nächsten stand“. Die Eintragungen in Babettes Stammbuch sind 
der Anlaß, in zahlreichen Figuren ein Stück rheinischer Geistesgeschichte des 
letzten Jahrzehnts des 18. Jahrhunderts vorzuführen. Dem Beethovenforscher 
freilich fließen die unmittelbaren Quellen allzu spärlich, um so mehr wird ihm 
eine Schilderung des Kreises um Babette, dem Beethoven zugehört hatte, 
erwünscht sein, so daß diese liebenswürdige Arbeit aus dem Bonner Beethoven- 
archiv, die der Verlag ansprechend ausstattete, ihre Verdienste hat. W. Hubatsch, 


Hans Tümmler, Knebel und Carl August . Briefe aus einem Jahrzehnt der 
Freundschaft (1780—1790). (Jb. Goethe-Ges. NF. 1944, S. 109—139). Aus 
bisher unveröffentlichten Briefen Knebels wird dessen Rolle als politischer 
Berater und Vertrauter des Weimarer Herzogs herausgearbeitet. 

Hans Tümmler, Der Friede des klassischen Weimar. Wege und Erfolge 
weimarischen Friedensmühens am Beginn der hohen Klassik (1795/96). (Jb. 
Goethe X 1947, S. 191 —218). Die Friedenspolitik Carl Augusts wird 
auf Grund neuer Quellen (Polit. Briefwechsel Carl Augusts v. Weimar, Bd. 2 
und Briefe Chr. Gottlob v. Voigt’s an Goethe) dargelegt. W. Hub. 


NEUERE GESCHICHTE (1789-1871). 
Zeitschriftenbericht von K.D. Erdmann - Köln (Franz, Revolution) 
Skandinavischer Zeitschriftenbericht von H. Kellenbenz- Regensburg. 


Beatrice F. Hyslop: Historical publication since 1939 on the French Revo- 
lution (Journ. mod. hist. Vol. XX, 1948 232—250). Die dankenswerte kritische 
Würdigung konnte nicht vollständige Aufzählung zum Ziele haben; daß die 
deutsche Forschung gar nicht berücksichtigt ist, mag in den bekannten Schwierig- 


Historische Zeitschrift 169. Bd. 42 
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keiten der Kriegs- und Nachkriegszeit begründet sein, die sich für einen wissen- 
schaftlichen Austausch offensichtlich auch in USA hinderlich erwiesen, 


W. Hub. 
G. Lefebvre: La Revolution et l’Empire. Rev. hist. 196, April/Juni 1946, 
Gibt einen Forschungsbericht der Jahre 1939—1945. K.D.E, 


Andre Latreille: L’Eglise Catholique et la Revolution Frangaise, 
Le PontificatdePie VIetlaCrise Frangaise (1775—1799). Paris, Hachette 
1946. VII, 279 p. Es ist der erfolgreichste bisher von der französischen Ge- 
schichtswissenschaft unternommene Versuch, die von der laizistischen und der 
klerikalen Forschung zur Revolutionsgeschichte in 1% Jahrhunderten zutage- 
geförderten Ergebnisse zu einer Synthese zu bringen. Das Buch entspricht auf 
der historiographischen Ebene den auf dem Felde der französischen Innenpolitik 
wirksamen Bestrebungen, die Kluft zwischen den „deux Frances‘ auf der Basis 
einer katholischen Demokratie zu schließen. Es ist ein zweiter Band vorgesehen, 
der die Periode von 1799—1815 behandeln soll. K.D. Erdmann. 


Alfred Cobban: Local Government during the French Revolution. EHR.58, 
1943,13—31. C. sieht den Grund für den Fehlschlag der Versuche, lokale Selbst- 
verwaltung einzuführen, in der mangelnden Unterstützung der wechselnden Re- 
gierungen zwischen 1789 und 1799 durch das Volk. Mit Ausnahme vielleicht des 
ersten Revolutionsjahres habe die Pariser Zentrale nicht auf die Druckmittel ver- 
zichten können, über die sie mit Hilfe der Klubs und später ihrer direkten Ver- 
treter im Lande verfügte. 


A.Cobban: The political ideas of Maximilian Robespierre during the period 
of Convention. EHR. 61, 1946, 45—80. Ohne neue Gesichtspunkte in die Dis- 
kussion um Robbespierre einzuführen, warnt Cobban davor, die Bedeutung der 
totalitären Tendenzen des Ausschusses für öffentliche Sicherheit zu überschätzen. 
Daß diese Warnung allerdings mit einem Hinweis auf die Religionspolitik 
Robespierres begründet wird, kann nicht überzeugen. Relative Toleranz gegen- 
über dem christlichen Kult aus taktischen Gründen läßt sich, wie moderne Er- 
fahrungen zeigen, sehr wohl vereinen mit dem Versuch, den Einfluß der Kirche 
durch staatliche Kultveranstaltungen, etwa im Sinne der religion civile Rousseaus, 
zu verdrängen. 

Fred£&rick B. Artz: L’Enseignement technique en France pendant l’Epoque 
revolutionnaire (1789—1815). Rev. hist. 196, 257—286 (1. article). Untersucht 
Schultheorie, -gesetzgebung und -praxis der Revolution mit dem Ergebnis, daß 
vom Standpunkt der naturwissenschaftlichen und technischen Ausbildung her 
geschen die Elementar- und Mittelschulen des revolutionären Frankreichs ein 
Fehlschlag waren, dem jedoch der Erfolg bestimmter technischer Spezialschulen 
wie der Ecole polytechnique gegenüberstand. — Die wissenschaftssoziologische 
und geistesgeschichtliche Bedeutung der Ecole polytechnique bildet den Aus- 
gangspunkt der Untersuchung von F. A. v. Hayeck: The Counter-Revolution 
of Science. Economica 8,1941 (Nr. 29, 30, 31). 


M, Reinhard: L’historiographie militaire officielle sous Napoleon ler. Etude 
d’une origine m&connue de la legende napol&onienne. Rev. hist. 196, 1946, 165 
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bis 184. Die militärische Legendenbildung um Napoleon beginnt nicht erst auf 
St, Helena, sondern wird bereits von der die Ereignisse begleitenden offiziellen 
Historiographie besorgt. Dies wird instruktiv nachgewiesen am Beispiel der 
Schlacht an der Brücke von Arcole. K.D.E. 


Arthur Hope-Jones: Income Taxinthe Napoleonic Wars. Cambridge 
Univ. Press1939. XI,145 p. (in Cambr. Studies of Econ. Hist. Ed. J. H. Clapham). 
Communis opinio war, daß alle Dokumente bezüglich der engl. Einkommen- 
steuer während der Napoleonischen Kriege vernichtet seien. Vf. entdeckte sie, 
gebündelt und in Säcke verpackt, im Public Record Office. Ergebnis: Als Peel 
die Einkommensteuer erneuerte, brauchte er nur die alten, erprobten technischen 
Verfahren der Steuerkollekteure zu übernehmen. K.D. Erdmann. 


Wunnibald Rußer: Die Benediktinerpäpste der neuen Zeit. Pius VII 
(1800—1823). (Ben. Monatsschr. XXV. 208—218) würdigt die Friedenspolitik 
Pius’ VII. und sein Verhalten gegenüber Napoleon. W.Hub. 


Raymond Carr: Gustavus IV and the British Government 1804—9. EHR.60, 
1945, 36—66. Schildert Entstehung und Geschichte des am 3. Oktober 1805 in 
Beckaskog zwischen England und Schweden abgeschlossenen Subsidien- und 
Bündnisvertrages bis zu seinem Ende, das mit dem Sturz Gustavs gegeben ist, 
wonach Schweden in seine „natürliche“ Allianz mit Frankreich zurückschwenkt. 


C. W. Crawley: England and the Sicilian Constitution of 1812. EHR. 55, 
1940, 251— 274. Behandelt Englands Stellung zu einem von ihm protegierten 
Konstitutionalismus, der keine eigenen Wurzeln im Lande besaß, sondern nur 
eine durch das Kriegsgeschick bedingte Verlegenheitslösung darstellte. 

K.D.E 

In Schwed. Hist. Tidskr. 64, 1944, S. 142—167, bringt E. Wittenberg — offen- 
bar als Vorstudie zu einer umfangreicheren Arbeit — einen wertvollen Überblick 
über die Entwicklung konservativer Denkweise (Konservatism belyst av tysk 
historisk litteratur). Vf. kommt es vor allem darauf an, klar herauszuarbeiten, 
daß der Konservativismus (im Schwedischen gibt es dafür das Wort „konser- 
vatism“‘) sowohl als Weltanschauung wie als politische Parteibewegung nicht 
(vielleicht wäre „nicht nur‘‘ dem Sachverhalt entsprechender gewesen) als Re- 
aktion gegen 1789 aufgefaßt werden darf. Verfehlt wäre es, meint er, die Begriffe 
„konservativ“ und ‚‚reaktionär“ einander gleichzusetzen, da sie genau über Ent- 
gegengesetztes aussagen, nämlich über eine historisch motivierte bzw. eine un- 
historische Betrachtungsweise. Ebenso scharf betont er den Gegensatz zwischen 
der organischen Vorstellungswelt des konservativ Denkenden und Geschichts- 
auffassungen, die die Vielfalt historischen Geschehens in das Schema einseitiger 
Theorien pressen wollen, und schließlich weist er auf die Divergenz zwischen 
der konservativen Lehre von der historischen Kontinuität und dem Operieren 
mit radikalen Brüchen im Geschichtsablauf hin. Ein besonderes Anliegen des 
Vf, ist es, die Wurzeln konservativen Denkens in der Ideenwelt des 18, Jahr- 
hunderts aufzuspüren, wobei er notwendig auf die Bahnen des mit konservativer 
Weltanschauung aufs engste verwandten Historismus kommt. Am Werk einiger 
Vf, deren Denken selbst im konservativen Ideenkreis verankert ist, (Dilthey, 
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Meusel, Requadt, P. Kluckhohn, Meinecke) untersucht er, wie die Entstehung 


historischer (und im Zusammenhang damit konservativer) Betrachtungsweise 
während des 18. Jahrhunderts von der modernen Forschung dargestellt wird. 


(Norw.) Hist. Tidsskr. 34, 1947, S.437—457, veröffentlicht einen im Herbst 
des Mißwachsjahres 1812 gehaltenen Vortrag Christian Magnus Falsens 
(Hvori adskiller den sande og gavnlige handelsaand sig fra den falske og Skadelige, 
isaer med hensyn paa Norge ?), der sich mit der damaligen Kornversorgung bzw, 
den Kornversorgern Norwegens befaßt und einen guten Einblick in die Denk- 
weise dieser auf derReichsversammlung von Eidsvold (1814) führenden Persönlich- 
keit gibt. Der Inhalt dieses Vortrags gehörte mit zu den Punkten, mit denen 
J.S$. Worm-Müller als 1. Opponent die Doktorabhandlung E. Östvedts über 
Falsen kritisierte (E. Östvedt, Christian Magnus Falsen. Linjen i hans politikk, 
Oslo 1945). Diese Kritik, sowie die des 2. Opponenten ($. Steen) ist ebenfalls 
in Hist. Tidsskr. 34, 1947, S. 458—508, abgedruckt. 


Wie kam es, daß die zu Beginn des19. Jahrhunderts in Norwegen herrschenden 
Klassen der Beamten und des Bürgertums sich im Lauf des Frühjahres 1814 bereit- 
fanden, ein Wahlsystem anzunehmen, das die Macht den Bauern überließ? 
H. Koht (Trongen til demokrati i 1814, in: Hist. Tidsskr. 34, 1947, S. 133—151) 
weist darauf hin, daß diese Tatsache eine Folge der damaligen wachsenden außen- 
politischen Bedrohung war. Zur Sicherung der Unabhängigkeit des Landes war 
die Mitarbeit der Bauern erforderlich, denn aus ihrem Stand rekrutierten sich vor 
allem Heer und Flotte. 


E. Edberg, Tegners Nore som politisk dikt, Scandia XVI, 1944, S. 96—109. 
Vf. untersucht das Gedicht Esaias Tegners, ‚„‚Nore“, das anläßlich der Lunder Feier 
des Kieler Friedens 1814 gedruckt wurde. Das Gedicht, in dem der Held des 
Kieler Friedens, Karl Johann, mit keinem Wort erwähnt wird, spielt nach Vf. in 
seiner hauptsächlichen politischen und für die damalige Zeit gewagten Tendenz 
nicht, wie Svanberg 1932 meinte, auf eine künftige Einigung der drei nordischen 
Länder unter einern nordischen Fürsten an (was einen Sturz Karl Johanns voraus- 
gesetzt hätte), sondern ist in seiner Spitze gegen Karl Johanns Verbündeten Ruß- 
land, Schwedens allerersten Feind, gerichtet. H.K. 


P. Geyl: De oorsprongen van het conflict tussen Willem I en de belgische 
Katholieken (Bijdr. v. d. Gesch. d. Nederl., II, 1948, 53—71). Zeigt die Gründe 
für die Entfremdung zwischen Wilhelm I. von Oranien und der belgischen 
katholischen Partei im Jahre 1814 auf: während in Holland ein politischer Aus- 
gleich zwischen der Linie der „Neuen Ordnung“ und der ‚Reaktion‘ verwirk- 
licht wird, brechen in Belgien die Gegensätze scharf auf und bereiten eine ständig 
weitergehende politische Trennung vor. W, Hub. 


Eric G. Forrester: Northamptonshire County Elections and Elec- 
tioneering. 1695—1832. Oxf. Univ. Press 1941. VI, 165 p. (in Oxford 
Historical Series. Ed.G.N. Clark, C. R. Cruttwell, F. M. Powicke). — Die Unter- 
suchung vermittelt einen Eindruck davon, wie sich vor der ersten großen Parla- 
mentsreform das bestehende Wahlsystem lokal auswirkte. 
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A. Aspinall: Lord Broughams Life and Time. EHR. 59, 1944, 81—112. 
Eine kritische Untersuchung zu „Life and Time of Henry, Lord Brougham, 
written by himself“ (3 vols. 1871), einer der wichtigsten Quellen für die politische 
Geschichte Englands im ersten Drittel des 19. Jahrhunderts. 


A. Aspinall: George IV and Sir William Knighton. EHR. 55, 1940, 57—82. 
Knighton war des Königs Arzt und Vertrauter, den Prinzessin Lieven in einem 
Briefe an Metternich den wirklichen Premierminister nannte, 


Edw. Hughes: The Bishops and Reform, 1831—33; Some fresh Corre- 
spondence. EHR. 56, 1941, 459—49%0. Eine für die politische Geschichte der 
anglikanischen Kirche aufschlußreiche Publikation von Briefen vornehmlich des 
letzten Prince Bishop von Durham, van Mildert. Aus Sorge, daß die Reform der 
erste Akt eines radikalen Angriffs auf die Kirche sein könne, wird er zu einem der 
Promotoren der Lambethkonferenzen und organisiert häufige Zusammenkünfte 
mit einigen Kollegen, in denen Vf. eine Art „bischöfliches inneres Kabinett“ sieht. 


A.Cobban: The Influence of the Clergy and the ‚Instituteurs Primaires‘ in the 
Elections of the French Constituent Assembly, April 1848. EHR. 57, 1942, 
334-344. Der bekannte Revolutionshistoriker der Universität London zeichnet 
die Linie nach, die — ähnlich wie 1789 — von einer anfänglichen Zusammen- 
arbeit von Teilen des Klerus mit der Revolution zum Bruch zwischen Revolution 
und Kirche führt. Die Furcht vor dem sozialen Umsturz vereinigt Klerus und 
voltairianisches Großbürgertum, das der Kirche in der Loi Falloux die Kontrolle 
über die Elementarschule konzediert — ein Pyrrhussieg für die Kirche, der sie 
mit dem Odium der Reaktion belastet, die antiklerikale Bewegung ausgelöst und 
schließlich zur Trennung von Kirche und Staat geführt habe. K.D.E. 


NEUESTE GESCHICHTE (1871—1945). 
Zeitschriftenbericht von K.D. Erdmann- Köln. 
Skandinavische Zeitschriften von H. Kellenbenz- Regensburg. 


Serge Maiwald, Der Berliner Kongreß 1878 und das Völkerrecht. 
Die Lösung des Balkanproblems im 19. Jahrhundert. Stuttgart, Wissenschaftliche 
Verlagsgesellschaft m. b. H. 1948. 120 S. — Die vorliegende Veröffentlichung, die 
sich vor allem auf die amtlichen Protokolle stützt, aber auch das bisherige Schrift- 
tum umsichtig verwertet, bedeutet durch die problemkritische Tiefe der Betrach- 
tungsweise einen wesentlichen Fortschritt über die wissenschaftlichen Vorgänger 
(großenteils balkanische Gelehrte), die sich vor allem mit den Fragen Bulgariens 
und Bosniens befaßt hatten. Dem Vf., der bereits früher durch eine Arbeit über 
das „Staatsschiff“ im Völkerrecht bekannt wurde, istes insbesondere gelungen, 
überall die enge Wechselwirkung zwischen völkerrechtlicher Problematik und 
konkreter politischer Situation zu zeigen. Die als Ergebnis der Diplomatenarbeit 
zustandegekommenen rechtlichen Lösungen erweisen sich als Ausdruck der jewei- 
ligen politischen Kräfteverhältnisse (Begriff der „‚Halbsouveränität‘‘ als anschau- 
liches Beispiel). Noch wesentlicher ist die Erkenntnis, daß gerade dieser Kongreß 
eine tiefgchende Strukturveränderung des europäischen Völkerrechts herbeiführte 
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und dadurch einen tiefen Einschnitt in der neuzeitlichen Völkerrechtsgeschichte 
bedeutet. Er steht an der Grenze „zwischen dem alten, kontinental-europäischen 
Völkerrecht — auf dynastisch-legitimistischer Grundlage — und einem neuen 
durch das Prinzip der Staatengleichheit bestimmten und die Anerkennung der 
liberalen Verfassungsgrundsätze im Staatsinnern voraussetzenden Völkerrechts- 
system“. ... „Er kann daher mit Recht als der letzte europäische Kongreß im 
eigentlichen Sinne überhaupt angesprochen werden“ (S. 8). Mit ihm geht das 
„Konzert der Großmächte“ zu Ende. Auf den späteren internationalen Konfe- 
renzen gewinnen die kleinen Staaten immer mehr Gewicht und Einfluß. Das Er. 
starken der neuen Nationalstaatsidee führt auch in der Völkerrechtsgeschichte ein 
neues Zeitalter herauf. — Diese Strukturwandlung des Völkerrechts im Zeichen 
der neuen nationalen und liberalen Ideen spiegelt sich vor allem in der Wandlung 
der Intervention, die nunmehr hauptsächlich in der Form der „‚Humanitätsinter- 
vention“ zur Durchsetzung der Glaubens- und Gewissensfreiheit auftritt. — Als 
Hintergrund dieser völkerrechtlichen Fragen ist die große Politik jener Jahre an- 
schaulich geschildert: die Gegnerschaft Großbritanniens und Rußlands in der 
orientalischen Frage, die überlegene diplomatische Gewandtheit Bismarcks, die 
redlichen Friedensbemühungen Schuwaloffs, der Sieg Englands, dem es schließ- 
lich gelang, nicht nur alle Streitfragen in Übereinstimmung mit den Interessen 
der Pax Britannica zu regeln, sondern auch durch die infolge der Schiedsrichter- 
rolle Bismarcks entstandene Verstimmung Rußlands die bisherige politische Zu- 
sammenarbeit zwischen Rußland, Österreich-Ungarn und Deutschland zu sprengen 
Scheyern. G. Stadtmüller. 


M.P.Hornik: The Mission of Sir Henry Drummont Wolff to Constantinopke, 
1885—1887. EHR. 55, 598—623. Von der Enttäuschung über den damals ge- 
scheiterten Versuch einer „europäischen“ Lösung der türkischen Frage zieht der 
Verfasser eine Linie zu dem späteren Teilungsplan Salisburys. 

In den gleichen politischen Fragenkreis gehören zwei Aufsätze von W.N, 
Medlicott: The Powers and the Unification of the Two Bulgarias 1885. EHR.54, 
1939, 67—82 und 263—284. K.D.E. 


Aus eigenen Erinnerungen schöpfend schildert H. Koht in (Norw.) Hist. 
Tidsskr. 34, 1947, S.285—320, („den norsk-svenske unionen vart sprengt“). 
die Bestrebungen, die seit 1891 ernsthaft auf eine Sprengung der norwegisch- 
schwedischen Union hinzielten. Koht gehörte zu dem Kreis von Politikern, 
die 1905 darauf hinarbeiteten, dem selbständig werdenden Land eine republi- 
kanische Staatsform zu geben, 

A. O. Johnsen untersucht in (Norw.) Hist. Tidsskr. 34, 1947, S. 152—178 
(Den moderne hvalfangstens kausalproblemer) unter besonderer Berücksichtigung 
der norwegischen Verhältnisse die Ursachen zum Aufschwung des modernen 
Walfangs. H.K. 

M. P. Hornik: The Anglo-Belgian Agreement of 12 May 1894. EHR. 57, 
1942, 227—243. Diplomatische Studie, die zeigt, wie die Vereinbarung über Ge- 
währung eines Kongokorridors an England gegen Abtretung der Sudanprovinz 
Bahr-el-Ghazal an Belgien durch deutschen und französischen Wiederstand zu Fal 
gebracht wurde. K.D.E. 
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G. P. Gooch: Recent Revelations in European Diplomacy. 4th. 
edition revised and enlarged. London, New York Toronto 1940. VII, 475. Die 


" Schrift, ursprünglich hervorgegangen aus einem 1922 im Brit. Inst. for Intern. 


Affairs gehaltenen Vortrag, bietet, ohne bibliographische Vollständigkeit anzu- 
streben, eine kritische Diskussion des nach Ländern geordneten und der Prove- 
nienz nach weiter untergeteilten Quellenmaterials zu den internationalen Bezie- 
hungen 1888—1919. Sie ist in ihrer letzten Auflage ein hervorragendes Zeugnis 
dafür, daß echte Historie auch in der Situation des zweiten Weltkrieges unbestech- 
lich an einem ausgewogenen Urteil über die Vorgeschichte des ersten Weltkrieges 
festhalten konnte. K.D. Erdmann. 


Theodor Mommsen: Erstmalige Veröffentl. d. Testamentsklausel betreffs 
seines schriftlichen Nachlasses, die jede Publikation daraus für die Dauer von 
30 Jahren ausschließt (1903—1933). Darüber hinaus enthält die Klausel eine 
interessante Selbstcharakteristik. M. klagt über die Unmöglichkeit, in Deutsch- 
land ein animal politicum, eın Bürger zu sein. ‚Diese innere Entzweiung mit 
dem Volke, dem ich angehöre, hat mich durchaus bestimmt mit meiner Persönlich- 
keit, soweit mir dies irgend möglich war, nicht vor das deutsche Publikum zu 
treten, vor dem mir die Achtung fehlt.“ „Die Wandlung“, III. Jhrg. Heft 1 
(Jan. 1948) S. 69. 


In einer Gedächtnisrede zum 100. Geburtstage Hans Delbrücks (Die Samm- 
lung, März 1949) gibt Peter Rassow sine ira et studio eine sympathische Würdi- 
gung des zu seinen Lebzeiten viel umstrittenen Gelehrten, der nicht nur ein ori- 
gineller Forscher und anregender akademischer Lehrer, sondern auch ein weit- 
blickender Politiker war und in einer geistvollen, an Hegel und Ranke geschulten 
Synthese von Staat und Kultur der engstirnigen nationalen Machtpolitik diesseits . 
und jenseits der Grenzen mutig entgegengewirkt hat. K. Borries. 


W, N. Medlicott: British Foreign Policy since Versailles. London, 
Methuen 1940, VIII, 344 p. Gibt neben Goochs Aufsatz über „British Foreign 
Policy, 1919—39“ in „‚Studies in Diplomacy and Statecraft‘‘ 1942 (vgl. HZ. 169, 
212) den ersten größeren Überblick über die britische Außenpolitik zwischen den 
beiden Kriegen. Deutliche Einschnitte stellen die Jahre 1925 und 1938 dar. In 
der Periode zwischen Dawesplan und München betreibt England dem Europa östlich 
des Rheins gegenüber eine Politik der Nichtintervention, während das positive 
Ziel seiner Außenpolitik durch die Reichsinteressen bestimmt wird: Schutz des 
Empire und seine innere Weiterentwicklung auf der Grundlage des Prinzips der 
Selbstregierung. K. D. Erdmann. 


Hugh Seton-Watson: Eastern Europe between the Wars 1918— 1941. 
Cambridge Univ.-Press 1945. 2. ed. 1946. XVI, 442 p. Der Wert des Buches beruht 
nicht auf seinen politischen Urteilen und Prognosen, die z. T. durch die Ereig- 
nisse bereits überholt sind, sondern auf der sehr anschaulichen, aus der persön- 
lichen Kenntnis der Sprachen und Länder gewonnenen Schilderung der wirt- 
schaftlichen und sozialen Zustände, namentlich des Bauernproblems, die den 
Schlüssel bilden für das Verständnis der Ost- und Südoste uropäischen Geschichte 
zwischen den beiden Kriegen. K.D. Erdmann. 
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Julius Epstein: Der Seeckt-Plan. Aus unveröffentlichten Dokumenten, Der 
Monat Nr. 2, Nov. 1948. Bringt aus den persönlichen Papieren des Generals 
von Seeckt, die seit 1936 im Heeresarchiv Potsdam lagerten und sich jetzt in 
Washington befinden, drei aufschlußreiche Aktenstücke: 1. Ein ‚„‚Promemoria- 
Ostpolitik“ des Grafen Brockdorff-Rantzau, am 15. 7. 1922 an Ebert und Wirth 
gerichtet, das vor einer geheimen deutsch-russischen Militärallianz, wie sie von 
Seeckt betrieben wurde, warnt. 2. Stellungnahme Seeckts dazu vom 11. 9. 1922, 
in der er die Vernichtung Polens mit Hilfe Rußlands und Herstellung einer deutsch- 
russischen Grenze fordert. 3. Schreiben des Geschäftsführers des Rußlandaus- 
schusses der deutschen Wirtschaft, F. Tschunke, an den Seecktbiographen von 
Rabenau vom 13. 2. 1939. Gibt Einblick in die seit 1923 von der Sowjetunion 
geleistete Hilfestellung bei der deutschen Wiederaufrüstung und in die Zu- 
sammenarbeit zwischen Reichswehr und Roter Armee. 


KarlSevering:20. Juli1932. Gegenwart 2, 1947, H. 38/39. Otto Klepper: 
Das Ende der Republik. Gegenwart 2, 1947, H. 42/43. Karl Severing: Kräfte 
und Gegenkräfte. Gegenwart 3, 1948, H. 56/57. Die beiden ehemaligen preußi- 
schen Minister geben von den Ereignissen um den 20. Juli 1932 Darstellungen, 
die sich nicht nur durch ihre gegensätzliche Beurteilung der damals gegebenen 
Möglichkeiten unterscheiden, sondern auch den tatsächlichen Hergang ver- 
schieden schildern. Die von Klepper berichteten, von Severing bestrittenen Vor- 
gänge auf einer Konferenz der Preußenregierung mit den süddeutschen Minister- 
präsidenten bedürfen der Klärung, insbesondere die Frage, ob und in welcher 
Form es damals zu einem Aktionsbeschluß der Ministerpräsidenten für den Fall 
eines Staatsstreichs gegen Preußen gekommen ist. 


Heinrich Brüning: Ein Brief. Deutsche Rundschau 70, 1947, 1—22. Der 
ehemalige Kanzler erörtert in Form einer Auseinandersetzung mit den Memoiren 
Schlange-Schöningens (Am Tage danach, Hamburg 1946) Geschehnisse von sei- 
nem Rücktritt bis zum Ermächtigungsgesetz. Die politische und psychologische 
Situation, in der die Führung des Reichs ihre Entschlüsse zu fassen hatte, wird 
um einiges deutlicher durch seine Mitteilung, daß seit Herbst 1931 die Reichs- 
regierung auf Grund von Informationen durch eine ausländische Macht über 
einen neuen polnischen Mobilisationsplan in der ständigen Sorge gelebt habe, 
daß man sich bei einem kommunistisch-nationalsozialistischen Aufstand gleich- 


zeitig einer Invasion im Osten gegenüber schen werde. Innenpolitisch sieht 
Brüning einen der entscheidenden Gründe für den Untergang der Republik in 
dem Zufall Hindenburg, Meineckes bekannte und umstrittene These auf seine 
Weise bestätigend. K.D.E. 


In der Deutschen Rundschau vom Oktober 1948 untersucht Emil Schieche 
an Hand der jüngst erschienenen Memoiren Edward Beneschs, die vom Mün- 
chener Abkommen 1938 bis zum Sommer 1945 reichen, die für die Befriedung 
Europas äußerst wichtige Frage, inwieweit Benesch für die gewaltsame, allen 
Geboten der Menschlichkeit Hohn sprechende Austreibung der Sudetendeutschen 
aus ihren Jahrhunderte alten Wohnsitzen in Böhmen verantwortlich sei. Das 
Ergebnis ist absolut eindeutig. Der tschechische Staatspräsident hat seit seiner 
Flucht aus Prag am 22. Oktober 1738 die Wiederaufrichtung der Tschecho- 
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slowakei in einer Form ins Auge gefaßt, die die rigorose Aussiedlung der über- 
wiegenden Mehrheit der Deutschen von vornherein in sich schloß. Seiner ge- 
schickten und listenreichen Diplomatie gelang es dann, den Alliierten die Zu- 
stimmung zu diesem Programm schrittweise abzudringen, wobei er — und hierauf 
erstmalig hingewiesen zu haben, ist das besondere Verdienst Schieches — vor 
der zweiten Ungeheuerlichkeit nicht zurückschreckte, auch die Polen zu dem 
gleichen Verhalten gegen die Deutschen zu veranlassen. Ob der bekannte pol- 
nische Politiker Mikolajczyk allerdings wirklich so ostorientiert, d. h. so gegen 
die von Rußland diktierte Curzon-Linie und so gleichgültig gegenüber Schlesien 
und Pommern war, wie Schieche es darstellt, muß angesichts des Warschauer 
Intermezzos Mikolajczyks, das auf den besonderen Rat Beneschs zurückging 
— man nannte ihn den polnischen Benesch — füglich bezweifelt werden (vgl. 
hierzu „Christ und Welt“, II. Jhrg., Nr. 12 v. 24.3. 1949). Ferner spricht Schieche 
von der bis in die zwanziger Jahre zurückreichenden Schwäche Beneschs für die 
Sowjetunion. Auch wenn Benesch selbst das in seinen Memoiren behauptet, ist 
es doch nachweisbar unrichtig. Benesch war im Gegenteil aus seiner demokra- 
tischen Ideologie heraus anfänglich ein entschiedener Gegner der Bolschewiken 
und gewährte vielen russischen Emigranten ein Asyl in der Tschechei in der Hoff- 
nung, sie dereinst als gute Demokraten in ein nach westeuropäischem Muster 
gemodeltes Rußland zurückkehren zu sehen. Erst die Schwenkung der französi- 
schen Rußlandpolitik unter Herriot und ein Besuch in Moskau im Frühjahr 1935 
brachte den endgültigen Gesinnungsumschwung Beneschs: er zeigt sich aufs 
tiefste beeindruckt von der militärischen und industriellen Stärke Rußlands und 
sagt der Sowjetunion prophetisch eine größere Zukunft voraus als dem Reich 
der Zaren. Der sich ständig verschärfende Gegensatz zu Hitler-Deutschland be- 
stärkte ihn in dieser Richtung und führte schließlich zu jener Rußlandhörigkeit, 
die eine autonome Politik illusorisch machte, die Demokratie in der Tschechei 
zerstörte und den Staatsmann Benesch in einer trostlosen Sackgasse enden ließ. 
Eßlingen a. N. K. Borries. 


MargretBoveri, Der Diplomat vor Gericht. Berlin-Hannover, Minerva- 
Verl. 1948. 88 S. Zusammengefügte und durchaus zu einem Ganzen verwach- 
sene Zeitungsberichte vom Nürnberger ‚„‚Wilhelmstraßenprozeß“, soweit er den 
Staatssekretär v. Weizsäcker betraf, grundgescheit, in jedem Wort wesentlich, 
von einer Sachkennerin sachlich aufgenommen und packend wiedergegeben. 
Ausgehend von der persönlichen Erfahrung, daß es unter der Gestapoherrschaft 
ein „Netz bewußter Willensbildung“ gab, das viele Verfolgte rettete und gegen 
Zugriffe durch den jetzt Verurteilten abgeschirmt war, schränkt die Vfin. zu- 
nächst durch schlagende Gegenüberstellungen von Quellen (z. B. aus dem hoch- 
bedeutsamen geheimen Tagebuch des chemaligen Völkerbundkommissars für 
Danzig Carl Burckhardt) die Beweiskraft schriftlicher Zeugnisse ein, zeigt an 
Hand der meisterhaften Gutachten Erich Kaufmanns die Spielarten rechtlicher 
Verantwortung und die Vieldeutigkeit der Aktensprache, grenzt das Wollen 
Weizsäckers und seines Kreises ab („Ich wollte einen Frieden ohne Hitler, aber 
nicht eine Niederlage, um Hitler auszuschalten“) und die Wege, die sein Charakter 
ihm ließ („Darf sich denn irgend ein Mensch einbilden, so weit in die Zukunft 
zu schen, daß er das Recht hätte, dem Fatum, dem Schicksal und der Vorsehung 
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vorzugreifen und die Katastrophe mit Absicht herbeizuführen ? Dieses Recht hat 
er nicht! Wer so denkt, lebt auf einem andern Planeten als ich.““), und endet bei 
der Frage, ob Menschen, Maßstäbe und Methoden aus dem 19. Jahrhundert in 
einer Welt, die den Diplomaten zum bloßen Befehlsempfänger herabgedrückt hat, 
überhaupt noch wirken können. Mit dem Scharfblick, den ihr Geschichtskunde 
und Menschenkenntnis verleihen, scheidet sie klarer, als sonst üblich, die An- 
geklagten nach der diplomatischen „Schule“, aus der sie stammen, und ver- 
anschaulicht an einem Beispiel (beide haben einmal eine größere Gruppe Juden 
gerettet, aber der korrekte Weizsäcker durch geschicktes Ausspielen päpstlicher 
Drohungen, der ‚‚modernere‘“ Steengracht einfach durch Anhängen einer Null 
an die Zahl der von Hitler Begnadigten) den Unterschied der Richtungen, die im 
Auswärtigen Amt unversöhnt neben einander herlebten: des exklusiven inter- 
nationalen Kreises, der sich das Vermeiden, Glätten und Bremsen als höchste 
Aufgabe zuschrieb und in Berlin durch das Trio Weizsäcker-Henderson-Attolico 
vertreten war, und des rasch anschwellenden Haufens grobschlächtiger, unbe- 
kümmerter Außenseiter von der Art Ribbentrops. In einem Schlußkapitel über 
die Entstehung von Kriegen, das Vorgänge von 1914 und 1939 vergleicht, werden 
die besonderen Empfindlichkeiten und Gefahrenpunkte des autoritären und des 
demokratischen Staatstyps herausgearbeitet, die sich heute gegenüberstehen wie 
harmonische und atonale Musik, — man muß erst wieder lernen, Gemeinsam- 
keiten in Tonfolge und Rhythmus herauszuhören, wenn man zu Verhandlungen 
auf Gegenseitigkeit gelangen will. Ihre im Vorwort ausgesprochene Absicht, 
beim Leser die Pflicht zum Nachdenken ebenso zu wecken, wie sie der Prozeß in 
ihr selbst geweckt hat, hat die Vfin. so vollkommen erreicht, daß man sich nur 
schwer von dem unscheinbaren Heft trennt, das immer wieder unversehens in 
die tiefsten Fragen des staatlichen Lebens hineinführt. 


München. A. Ritthaler. 


Joachim Günther, Das letzte Jahr. Mein Tagebuch 1944/45. Ham- 
burg, Claassen & Goverts. 1948. 473 S. Als einfacher Sanitätssoldat, erst bei 
einer Transportdienststelle in Belgrad, dann in einem Lazarettzug mit viel Orts- 
veränderung, hat der Vf. weder große Entscheidungen miterlebt noch irgendwo 
hinter die Kulissen geschaut; als Geschichtsquelle fallen daher seine ausführlichen 
Niederschriften höchstens insofern ins Gewicht, als er an sich und seinen Mit- 
menschen Stimmung und Haltung während des Kräfteverfalls und der Raum- 
verengung (der letzte Eintrag stammt vom 11. 2.45) sehr gut beobachtet und fest- 
gehalten hat, so daß verwandte oder abweichende Erfahrungen in unserm Ge- 
dächtnis erwachen. Der eine oder andere Pinselstrich, etwa die Kennzeichnung 
des Gesandten Rahn ($. 37) oder das deutliche Parteiergreifen klassenbewußter 
Proletarier für Hitler gegen die „‚Aristokraten“ nach dem 20. Juli (S. 203), ver- 
dient in das Geschichtsbild aufgenommen zu werden. Nicht in dessen Erweite- 
rung liegt indessen der Reiz des Buchs, sondern in den höchst fesselnden, geist- 
vollen Betrachtungen über Dichter und Dichtungen von Homer bis Werner 
Bergengruen und über tausend nachdenkliche Erscheinungen des täglichen Lebens: 
hier entschädigen glänzende Einfälle und tiefschürfende Untersuchungen in 
schöner Sprache für die Handlungsarmut des Ganzen. A.Ritthaler. 
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VER 


Von R. Calvo Serer sind zwei beachtenswerte Aufsätze in der Zeitschrift 
„Arbor“ (Nr.37 und 39, Januar und März 1949) in Madrid erschienen. Vf. 
behandelt in dem ersten: „Del 98 a Nuestro Tiempo. Valor de Contraste de una 
generaciön““ das derzeitige nationale und europäische Problem Spanien, ausgehend 
von einer ähnlichen Situation nach dem unglücklichen spanisch-amerikanischen 
Krieg von 1898, und gibt dabei einen wertvollen Überblick über die geistigen 
spanischen Strömungen und Ideen der letzten 50 Jahre, die mit den Namen von 
Unamuno, Azorin, Barvoja und Maeztu verknüpftsind. Er sieht in der Synthese 
der spanischen Ideen mit den modernen europäischen Kräften die einzige Möglich- 
keit für Spanien, seiner christlichen Einstellung zu dienen, ohne daß es wie 1898 
mangels materieller Möglichkeiten zu einem neuen Zusammenbruch kommt. — 
In dem zweiten (Eröffnungsvortrag des Departamento Internacional de Culturas 
Modernas): „‚Europa en 1949“ gibt der mit dem geistigen Leben Deutschlands 
vertraute Vf. eine eindrucksvolle Übersicht über die zwei berühmten Reden des 
bedeutenden spanischen Staatsmannes, Diplomaten und Philosophen Donoso 
Cortes, die er am 4. Januar 1849 und am 30. Januar 1850 in der spanischen Depu- 
tiertenkammer über die Diktatur und das kommende Schicksal Europas gehalten 
hat, und in denen er in prophetischer Weise unter anderem den gewaltigen Auf- 
stieg Rußlands, seine Unterwerfung aller slawischen Staaten, den drohenden Zerfall 
der anderen europäischen Länder und die Beherrschung des Kontinents durch 
Rußland ankündigte. Calvo Serer umreißt die große Wirkung dieser Reden im 
damaligen revolutionsbedrohten Europa, und mit feinem Einfühlen die heutige 


"europäische Situation, deren glückliche Lösung er in dem Erwecken wahren 


abendländischen Geistes in einer neuen Christenheit sicht. 
München. H. J. Hüffer. 


DEUTSCHE LANDSCHAFTEN. 


Zeitschriftenbericht von O. Herdi ng- Tübingen. 


Vestisches Jahrbuch, Zeitschrift der Vereine für Orts- und Heimatkunde im 
Vest Recklinghausen, herausgeg. v. A. Dorider, Bd. 49 (Jhg. 19427) 84 S., Bd. 50 
(Jhg. 1948) 148 S. Hervorgehoben seien die Studien von A. Dorider über „‚die 
Auswanderung nach Nordamerika aus dem ehemaligen Kreis Recklinghausen um 
die Mitte des 19. Jahrhunderts’’ mit sorgfältigem statistischem Unterbau und Aus- 
wandererbriefen als Beilagen (Bd. 49) sowie die siedlungs- und kirchengeschicht- 
liche Abhandlung A. Dickmanns „Geschichte der Cyriakuskirche zu Bottrop 
im Rahmen der niederrheinisch-westfälischen Landesgeschichte‘““ (Bd. 50). 


Veröffentlichungen des Museum Ferdinandeum in Innsbruck, 1947, Bd. 20/25, 
Jahrgänge 1940/45. Festschrift Heinrich Hammer. 276 $. — Der reichhaltige 
Band enthält manches auch für den Fachhistoriker unmittelbar Wichtige: den 
Aufsatz von O. Stolz über die Bauart der Innsbrucker Bürgerhäuser im Mittel- 
alter, von O. Trapp über Deutschordensritterschilde aus der Burg Reifenstein, 
von Th. Müller über die spätgotische Plastik Tirols, die knappen, aber weit- 
gespannten Bemerkungen H. R. Wiesers über die Bienen in der Napoleonischen 
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Heraldik. Unter den wertvollen ganzseitigen Illustrationen befindet sich auch 
eine bisher unbekannte Stadtansicht Innbrucks von 1744. O.H. 


Oswald Trapp, Die Kunstdenkmäler Tirols in Not und Gefahr. 
Bericht des Landeskonservators über die Geschehnisse in den Jahren 1938—1945, 
Innsbruck und Wien, Friedrich Rohrer. 156 S., 40 ganzseitige Ill. — Der ein- 
drucksvolle Bericht beginnt mit der „‚Gleichschaltung‘‘ der Denkmalpflege und 
den Klosteraufhebungen in Tirol und schildert dann die schweren Verluste durch 
Bombenangriffe. Ein zweiter Teil befaßt sich mit den Restaurierungen. Beson- 
ders wertvoll sind die Hinweise auf Neuentdeckungen bei diesem Anlaß (roma- 
nische Wandgemälde in der Leonhardskapelle in Nauders, frühgotische Gemälde 
in Fügen, Fresken in Wilten, in der Salvatorkirche in Hall u. a.). 

O. Herding. 


Georg v. Grabmayr, Die Sippe der Hafner ab Moelten, eine genealogi- 
sche Studie, 1948. Aus dem Nachlaß herausgeg. v. R. v. Klebelsberg. Innsbruck, 
Wagner. 59 S. (Schlern-Schriften 54.) — Das südtiroler Bauerngeschlecht 
der Hafner ab Moelten, seit Beginn des 16. Jahrhunderts auf dem Tschoegglberg 
zwischen Bozen und Meran nachweisbar — mit Ausstrahlungen in bedeutende 
Bozener Familien —, wird bis auf die Schwelle zur Gegenwart verfolgt. 

O. Herding. 


Beiträge zur Geschichte und Heimatkunde Tirols, Festschrift Her- 
mann Wopfner. Innsbruck, Wagner 1947. 340 S. (Schlern-Schriften 52.) — 
Die von Franz Huter redigierte Festschrift, deren Reichhaltigkeit die Vielseitig- 
keit des Jubilars widerspiegelt, läßt die Siedlungs-, Wirtschafts-, Verfassungs- und 
politische Geschichte in intensiven Detailforschungen wie zusammenfassenden 
Überblicken zu Wort kommen. Nur einiges kann hier herausgegriffen werden. 
Die breiteste Berührungsfläche mit der allgemeinen Geschichte hat wohl der Auf- 
satz H. Steinackers über „Staatwerdung und politische Willensbildung im 
Alpenraum und die Mittelstellung Tirols zwischen westlichen und östlichen 
Alpenländern“. Tirol, „auf dem Weg der Staatswerdung, des Übergangs vom 
mittelalterlichen Land zu wirklicher Eigenstaatlichkeit unter den Alpenländern 
am weitesten vorgeschritten‘“ erinnert in der breiteren Basis seines politischen 
Eigenlebens bei aller Verbundenheit mit den übrigen landesfürstlich-ständisch 
geprägten Alpenländern entschieden an die kommunalen Kräfte, denen die 
Schweiz ihr staatliches Leben verdankt. Der Konflikt dieser beiden Prinzipien 
verdichtet sich im Kampf der Schweiz gegen die Habsburger zum „‚Zusammen- 
stoß zweier Offensiven‘, wobei Vf. mit Recht gegen eine allzu modern-individuali- 
stische Interpretation der Schweizer Freiheit nicht nur auf die verfassungsrecht- 
lich heterogene Struktur des werdenden Bundes, sondern auch auf die Staats- 
gesinnung der mittelalterlichen Schweiz und ihr ‚‚kriegerisch-heroisches“ Lebens- 
gefühl verweist: „„‚Wille zum Staat schlechthin, zur Fülle der Staatlichkeit ohne 
Rücksicht auf die Staatsform“. Die weltgeschichtliche Auswirkung der eid- 
genössischen Schöpfung sieht St. in der „politischen Willenhaftigkeit“ Calvins 
und Zwinglis, wobei der Kontrast zum rein „religiösen friedseligen unpolitischen 
Luthertum“ vielleicht um einen Grad zu stark ausfällt, wie überhaupt die ge 
schichtsphilosophischen Voraussetzungen des Vfs. hin und wieder Anlaß zu 
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Widerspruch geben könnten. Behauptet hat sich die Eidgenossenschaft dank 
ihrem „bündischen Ethos“ und ihrem Willen zur besonderen Form der „Staats- 
nation“, worin sie sich von anderen dem Reich entwachsenen Nationen, die zu- 
gleich, wie die Niederländer, Völker eigener Sprache wurden, ebenso unter- 
scheidet wie etwa von dem in den Habsburger Bereich eingebetteten Tirol, in 
dem der Schweizer Zug zur Staatlichkeit nur ein — wenn auch bedeutsames — 
Element sein konnte. — H. v. Srbik behandelt ‚„Rodordnungen“ (= Fuhr- 
ordnungen) des Ausferngebietes auf Grund der von ihm durchgeführten Ordnung 
des Privatarchivs der „‚Anwaltschaft und Marschstation Jäger“ in Lermoos. (Die 
Jäger waren vom ausgehenden 17. Jahrhundert bis 1900 dort Anwälte.) Srbik 
bietet Ergänzendes über die Endphase dieser bisher kaum über das 16. Jahrhundert 
hinaus untersuchten eigentümlichen Organisation des Transportwesens auf der 
oberen Straße zwischen Reutte und Imst. Auf die ungewöhnliche Reichhaltigkeit 
dieses Archivs über den lokalen Bereich hinaus wird eingangs verwiesen und 
dieser Eindruck von einer Berührung engster individueller Verhältnisse mit dem 
Gang der allgemeinen Wirtschafts- und Verfassungsgeschichte, der die genossen- 
schaftliche Tradition allenthalben zum Opfer fällt, ergibt sich auch lebendig aus 
S$rbiks wertvoller Abhandlung. — Die Bestätigung der alten Tiroler Landes- 
freiheiten durch die Landesfürsten untersucht O. Stolz. Die Privilegien von 1342 
und 1406 bleiben Grundlage der — seit Mitte des 15. Jahrhunderts gesammelten — 
„Landesfreiheiten der gefürsteten Grafschaft Tirol“, bis sich seit Maria Theresia 
die Entwicklung zur ‚„‚uneingeschränkten Monarchie“ hin anbahnt, die ständische 
Freiheiten nur gnadenhalber kennt! Dabei kommt dem bayerischen Interim in- 
sofern eine besondere Rolle zu, als der bayerische König 1808 zuerst Hand an die 
alte Tiroler Landesverfassung und damit auch die ständischen Freiheiten legt, die 
sein Vorfahre als erster verbrieft hatte. — Vermerkt sei noch die geschichtliche 
Begründung, die Franz Huter für die Sonderstellung der Beckenlandschaft von 
Ampezzo gegenüber den Venetianischen Bezirken des Cadore im verschiedent- 
lichen Hineinwirken germanischer und deutscher Einflüsse, seit 1340 der Graf- 
schaft Tirol, in diese Landschaft findet, dann die Studie Anselm Sperbers, des 
Herausgebers der Vita des Barbarossa nahestehenden Bischofs Hartmann v. Brixen 
über die Quellen zur Lebensgeschichte dieses Bischofs, Leo Santifallers Ver- 
öffentlichung des Kalendariums der Pfarrkirche von Sillian (Ende 15. Jhdts.), 
Fortsetzung seiner wertvollen Sammlung von Tiroler und Schlesischen Kalen- 
darien, und die thesen- und stoffreiche Abhandlung R. Heubergers über das 
allmähliche Eintreten des mittleren Alpenraumes nicht nur in den römischen 
Machtbereich, sondern auch in das Bewußtsein der antiken Historiker und Geo- 
graphen. O. Herding. 


NEKROLOG 


Max Buchner } 
Mit Max Buchner (geb. 1881 zu München, gest. 8. April 1941 zu München) 


schied eine der männlich stärksten Persönlichkeiten aus dem Kreise der deutschen 
Historiker. War einst seine Berufung auf einen Konkordatslehrstuhl gegen den 
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Würzburger Bischof, aber durch den Willen des großzügigeren bayerischen 
Kultusministers Matt erfolgt, den Bischof Henle von Regensburg und Pacell; 
der jetzige Papst, darin unterstützten, so bewies seine Absetzung durch die 
Nationalsozialisten, daß dieser Wissenschaftler nach allen Seiten hin Mut hatte. 
In Würzburg und München berühmt als Studentenvater, trat er durch die Heraus- 
gabe der christlich-vaterländischen Gelben Hefte, der einstigen Historisch- 
politischen Blätter eines Görtes, vor die breitere Öffentlichkeit, in der sein streng 
methodisch angelegtes Buch über „Kaiser Wilhelm II., seine Weltanschauung 
und die deutschen Katholiken“ 1929 großes Aufsehen erregte. Wissenschaftlich 
widmete sich Buchner vor allem quellenkritischen Studien zur Karolingerzeit, 
zur Entwicklung des Kurrechts und zur Vorgeschichte des Zusammenbruchs 
von 1918. Sein Buch über die „Entstehung und Ausbildung der Kurfürsten- 
fabel“, seine Zusammenfassungen zur Geschichte des Kurkollegs erfuhren all- 
gemeine Anerkennung, während seine Versuche, nach dem Quellenstand nur 
bedingt lösbare Probleme zu klären, natürlicherweise umstritten blieben. Von 
besonderer Bedeutung sind die im H]J veröffentlichten Studien zu Abt Hilduin 
von Saint Denis und zur Datierung der Konstantinischen Fälschung in das 
Jahr 816, der auch E. Eichmann in seinem Werk über die Kaiserkrönung des 
Abendlandes beigepflichtet hat. 

München. 








Hans Rall. 











Karl Weller t 


Am 24. Dezember 1943 starb in Stuttgart der Senior der schwäbischen Ge- 
schichtsforscher, Professor Dr. Karl Weller, im 78. Lebensjahr. Geboren am 
| 22. November 1866 in Langenschemmern bei Biberach, hatte er sich nach dem 
# Studium der alten Philologie in Tübingen ganz selbständig auf dem Gebiet der 
4 deutschen und vor allem der schwäbischen und fränkischen Geschichte heimisch 
gemacht, die als Hauptfach zu studieren in Tübingen damals nicht möglich war. 
Seine Erstlingsschriften „Die Ansiedlungsgeschichte des württembergischen 
Frankens rechts vom Neckar‘ (1894) und ‚Die Besiedelung des Alamannen- 
landes‘‘ (1898), beide in den württembergischen Vierteljahrsheften für Landes- 
geschichte erschienen, gehören zu den erstaunlichen Meisterleistungen eines eben 
erst antretenden geschichtlichen Forschers. In den Abschnitten über die „‚Deutsche 
Besiedelung“ in dem vierbändigen Werk „Das Königreich Württemberg“ 
(1904—1%07) ist sodann von Weller eine Art Inventar der schwäbisch-alamanni- 
schen Besiedelung Württembergs gegeben worden. Am Ende dieser Linie seines 
Forscherlebens steht das meisterhafte Buch über die ‚‚Besiedelungsgeschichte 
Württembergs vom 3. bis 13. Jahrhundert‘ (1938). Durch Dietrich Schäfer dazu 
vorgeschlagen, bearbeitete er ab 1893 im Auftrag des Gesamthauses der Fürsten 
von Hohenlohe 3 Bände eines hohenlohischen Urkundenbuches (erschienen 189, 
1901 und 1912), umfassend die Jahre 1153—1375 und eine zweibändige Ge- 
schichte des Hauses Hohenlohe (bis zum Tode Kaiser Ludwigs des Bayern, er- 
schienen 1904 und 1908). Durch die Arbeit an diesen Büchern wuchs er zum 
besten Kenner des staufischen Schwaben und Ostfranken heran, dessen Kenntnis 
er von 1895 an durch wahrhaft bahnbrechende Studien erhellte, von denen hier 
statt vieler anderer nur die Arbeiten über König Konrad IV, und die Schwaben 
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(m, über die treuen Weiber von Weinsberg (1903), über die staufische Städte- 
grändung (1930) und über die freien Bauern in Schwaben (1934) genannt seien. 
Dem Ruhestand des unermüdlichen, von 1908 bis 1930 als Professor am Karls- 
gymnasium in Stuttgart wirkenden Forschers entstammen die Bücher über die 
Staatsumwälzung in Württemberg 1918—20, über die württembergische Kirchen- 
geschichte bis zum Ende der Stauferzeit (1937) und über die Geschichte des 
schwäbischen Stammes bis ebendahin (1944). Zu seinem 70. Geburtstag durfte 
ichauf sein damals vorliegendes Lebenswerk unter dem Titel ‚„‚Landesgeschichte 
als Reichsgeschichte““ in dieser Zeitschrift (Band 155, 1936, S. 542—562) hin- 
weisen; meine Schilderung des Forschers mit Bild und Schriftenverzeichnis 
(1949, 2 DM.) ist vom Quellverlag, Stuttgart Postfach 897, zu beziehen. Er hat 
keinen seiner vielen Aufsätze, auch keinen der hier gar nicht genannten Württem- 
berg im besonderen behandelnden, geschrieben, wenn er nicht grundlegend 
Neues mitzuteilen hatte und keinen, hinter dem nicht ein durchdachtes Gesamt- 
bild der ganzen Zeit stand. So ist das, was er auf dem Gebiet der schwäbischen, 
ostfränkischen und auch speziell württembergischen Geschichte in seltener Fülle 
und Originalität erforscht hat, als Baustein in die allgemeine deutsche Geschichte 
eingegangen und wird dort dauernd weiterwirken. Die Tiefe und Weite seiner 
geistigen Bildung und seines lauteren Charakters erschloß sich einem weitge- 
spannten Freundeskreis. Ihm war Leben und Forschen Dienst an der Wahrheit, 
der Wirklichkeit, und damit nach seinen Worten „Gottesdienst“. 

Stuttgart. H. Haering. 
Hermann Wätjen } 

Im Alter von 68 Jahren starb am 5. März 1944 der o. Professor an der Uni- 
versität Münster, Hermann Wätjen. Aus bekannter Bremer Patrizierfamilie stam- 
mend, hat er seinen Namen der Geschichtswissenschaft besonders als Erforscher 
der deutschen und europäischen Überseefahrt und Überseekolonisation vertraut 
gemacht. Schon sein Erstlingsbuch in Dietrich Schäfers Abhandlungen zur See- 
und Verkehrsgeschichte, mit dem er sich 1908 in Heidelberg habilitierte, be- 
handelte die niederländischen Beziehungen zum Mittelmeer in einer Weise, die 
ähnlich wie etwa die parallelen Forschungen Rudolf Häpkes zur Hansischen Spät- 
zit im Verfall des Mittelalters das Aufblühen neuer Tätigkeit zeigte, und seine 
akademische Laufbahn, die ihn dann über die Geschichtsprofessur der Technischen 
Hochschule Karlsruhe (1919—1922) fürs Leben nach Münster führte, hat ihn von 
diesen Anfängen niemals eigentlich entfernt. Noch im letzten Jahrzehnt lernte ihn 
ein größerer Leserkreis als Verfasser der Abschnitte über die holländische und 
iberische Ausbreitung im 16. bis 18. Jahrhundert und über Mittel- und Süd- 
amerika im 19. Jahrhundert in der Propyläen-Weltgeschichte kennen. Denn nach- 
dem er 1922 die Holländerzeit Brasiliens und 1932 die deutsche Amerikafahrt und 
Ämerikawanderung bis 1865 monographisch untersucht hatte, gehörte er in der 
älteren Historikergeneration zu den besten Kennern beider amerikanischer Sub- 
kontinente. Die dem neueren Historiker gewöhnlich ferner als dem mittelalter- 
lichen liegende Verbindung zur ökonomischen Fachwissenschaft pflegte er be- 
sonders in einer Reihe von Aufsätzen des Weltwirtschaftlichen Archivs (1917, 
1919, 1920) über den Zucker, die deutsche Auswanderung und die Hansestädte 
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(1820—1870) in Brasilien. Seine ganze Art war weltmännisch, aber anderseits zu 
still und vornehm, um Wirkungen und Organisationen für die große Öffentlich- 
keit zu erreichen oder auch nur zu erstreben. Mit deshalb kann man wohl er- 
warten, daß der Ertrag seiner Arbeiten für eine so bedeutungsvolle Frage wie die 
historische Kontinuität des deutschen Hansegeistes erst in Zukunft noch zu be- 
stimmen sein wird. 







Tübingen. Carl Brinkmann. 













Nicols Japikse } 

Am 13. März 1944 starb Nicols Japikse, einer der führenden niederländischen 
Historiker. Am 29. November 1872 wurde er in dem friesischen Dorf De Joure 
als Sohn des Leiters der französischen Schule geboren, er studierte in Leiden 
Geschichte, wobei der berühmte Historiker Robert Fruin maßgebenden Einfluß 
auf ihn gewann. Seine Entwicklung hat er selbst in einem Aufsatz anziehend ge- 
schildert (Geschichtswissenschaft der Gegenwart in Selbstdarstellungen, Bd. 2, 
Leipzig 1926). Nach dem Abschluß seiner Studien (1900) trat er in den höheren 
Schuldienst und kam bald nach Dem Haag, wo er seine zweite Heimat gefunden 
hat. Von der Historisch Genootschap te Utrecht erhielt er den Auftrag, den 
Briefwechsel Johann de Witts, des Haupites der niederländischen Regentenaristo- 
kratie auf Grund von Vorarbeiten seines Lehrers Fruin herauszugeben. Es er- 
schienen fünf Bände (1909 bis 1922) und auf Grund dieses Materials schrieb er 
eine grundlegende Biographie dieses großen niederländischen Staatsmannes 
(Johan de Witt, 1915). Bereits 1910 wurde er in die Commissie voor Rijks 
Geschiedkundige Publicatien berufen, deren Bureau er später als Direktor bis 
1937 geleitet hat. Die Frucht dieser Tätigkeit sind elf Bände der Resolutiön der 
Staten-Generaal van 1576 tot 1609 (’s Gravenhage 1916—1941, durchgeführt bis 
zum Jahr 1601). Diese Beschlüsse der holländischen Generalstaaten sind ein 
historisch und verfassungsgeschichtlich besonders wichtiges Material und sind in 
sorgfältipster Weise mit reichem Kommentar herausgegeben. Im Jahr 1912 trat 
er in die Redaktion der altangeschenen historischen Zeitschrift ‚„‚Bijdragen voor 
vaderlandsche geschiedenis en oudheidkunde“, der einst sein Lehrer Fruin vor- 
gestanden hatte, ein und hat sie bis zu seinem Tode, zuletzt allein, geleitet und auf 
der Höhe gehalten. Dann folgen umfassende Darstellungen zur niederländischen 
Geschichte, Staatkundige Geschiedenis van Nederland, 1888—1917 (Leiden 1918) 
und Handboek tot de staatkundige Geschiedenis van Nederland (’s Gravenhage 
1. Aufl. 1920, 2. Aufl. 1927). Das Handbuch, dessen zweiten Teil von 1568 ab er 
verfaßte, gilt noch heute als das wissenschaftlich Beste, Im Jahre 1928 wurde er 
Direktor des Königlichen Hausarchivs von Nassau-Oranien und er hat bis zu 























seinem Tode sich vorwiegend mit der Oraniengeschichte beschäftigt. Zunächst 





veröffentlichte er den Briefwechsel Wilhelms III. mit seinem Vertrauten, Hans 
Willem Bentinck, dem späteren Grafen von Portland (5 Bände, 19271937), und 
begann die Publikation von Briefen Wilhelms I, von Oranien (Bd, I, 1934). Dar 
auf schrieb er seine größte wissenschaftliche Arbeit, Prins Willem III, de stad- 
houder-koning (2 Bände, 1930—1933). Den Abschluß und gleichzeitig die Krö 


nung seines Lebenswerkes bildete eine Gesamtdarstellung der Oraniengeschichte 
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De Geschiedenis van hat huis van Oranje-Nassau (2 Bände, Den Haag 1937, über- 
setzt von Lily Sproemberg „Die Oranier“, München 1939). Auch in große 
politische Fragen der Gegenwart griff Japikse durch Aufsätze ein, so z.B. „Zur 
Verleumdung der deutschen Politik“ (Archiv für Politik und Geschichte, Bd. 2, 
1924) und „‚Europa en Bismarcks vredespolitiek“ (1925, deutsch 1927), in denen 
er gegen die einseitige Festlegung der deutschen Kriegsschuld im Vertrag von 
Versailles energisch ankämpfte, wie er auch für die Zusammenarbeit mit der 
deutschen Wissenschaft sich ein bedeutendes Verdienst erworben hat. Eine große 
Schau und Rechtfertigung der niederländischen Politik gab er in einem seiner 
letzten Aufsätze ‚„„Die niederländische Neutralitätspolitik in ihrer historischen Ent- 
wicklung“ (Zeitschrift für Politik 1938). Er war eine charaktervolle, aber auch 
eigenwillige Persönlichkeit, die mancherlei Anfechtung, namentlich auch während 
des letzten Krieges, in seinem Vaterland erfahren hat. Sein reiches Lebenswerk 
hat ihn in die Reihe der tüchtigsten niederländischen Historiker gestellt. 


Rostock. Heinrich Sproemberg. 


Erich Ziebarth } 

Durch den Tod Erich Ziebarths (gest. am 21. Oktober 1944 in Dettelbach bei 
Würzburg) hat die deutsche Altertumswissenschaft einen begeisterten Philhellenen 
verloren. In seinem Leben verband sich die wissenschaftliche Erkenntnis des 
alten Hellas mit einer tiefen, innigen Liebe zu dem neuen Griechenland, das er 
wie kaum ein anderer kannte, liebte und verehrte. Geboren am 31. XII. 1868 
in Frankfurt O., aufgewachsen in Göttingen, wo einst der junge Karl Otfried 
Müller gelehrt hatte, wurde Z. nach dem Studium an der Heimatuniversität und in 
München schließlich Gymnasialprofessor amWilhelmsgymnasium in Hamburg. Als 
Schüler von U. v. Wilamowitz, H. Sauppe und W, v. Christ blieb er auch ferner- 
hinder Wissenschaft eng verbunden. Mit der Dissertation „„De iure iurando in iure 
Graeco“ hatte er 1892 bei U. v. Wilamowitz promoviert, seine weiteren For- 
schungen galten neben der Beschäftigung mit Fragen des griechischen Rechtes 
(vgl. die Ausgabe des Rechtes von Gortyn, die er i. J. 1912 zusammen mit dem 
Juristen Kohler erscheinen ließ) dem Vereins- und Schulwesen der alten Griechen; 
sein „Griechisches Vereinswesen“ (1896) und sein Buch „‚Aus dem griechischen 


{| Schulwesen“ (1909, 2. Aufl. 1913) sind auch heute noch neben neueren Arbeiten 


mit Ehren zu nennen. Ziebarths große Liebe aber gehörte den Inschriften, im 
besonderen den griechischen. Die Preußische Akademie der Wissenschaften über- 
trug ihm die Bearbeitung der Inschriften von Euböa (I G XII, 9),auch am „‚Supple- 
mentum Epigraphicum Graecum“ hat er von Anfang an mitgearbeitet. Im Jahre 
1919 berief ihn die neugegründete Hamburgische Universität auf den Lehrstuhl 
für Alte Geschichte; 18 Jahre lang, bis zu seiner Emeritierung im Jahre 1937, 
ater hier als akademischer Lehrer gewirkt, zahlreiche Dissertationen, zumeist über 
gtechische Staatskunde und Wirtschaftsgeschichte, sind aus seiner Schule hervor- 
gegangen, Ziebarth selbst griff temperamentvoll in den Streit um die antiken 
Wirtschaftsformen, als enger Verbündeter Eduard Meyers, ein. Seine „Beiträge 
dur Geschichte des antiken Seeraubs und Seehandels im alten Griechenland“ 
(1929), die er Ulrich Wilcken widmete, sind aus der Beschäftigung mit den vor 
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allem von Joh. Hasebroek neu in Fluß gebrachten Problemen erwachsen. Auch 
als Editor von Papyri der Hamburger Staatsbibliothek hat er sich betätigt. Der 
breiteren Öffentlichkeit ist E. Z. als Gründer und langjähriger Vorsitzender der 
Deutsch-Griechischen Gesellschaft bekannt geworden. Es ist vor allem das Ver- 
dienst dieses großen Griechenfreundes, wenn in den Jahren nach dem ersten Welt- 
kriege neue enge kulturelle und persönliche Bande zwischen dem neuen Griechen- 
land und der deutschen Wissenschaft geknüpft werden konnten. Unermüdlich 
hat Ziebarth für den Gedanken einer deutsch-griechischen Freundschaft ge- 
worben, seine markante Gestalt fehlte auf keinem Kongreß, und das von ihm 
herausgegebene „‚Hellasjahrbuch‘“ wurde viel gelesen — weit über die Universitäts- 
kreise hinaus. Immer wieder zog es ihn nach Griechenland, seine griechischen 
Freunde gingen ihm über alles, und es ist sein schönster Ruhm, daß er sich in 
Hamburg in der fürsorglichsten Weise der griechischen Studierenden angenommen 
hat. Die Leitsterne seines Lebens waren dieVerehrung und Liebe für das Griechen- 
tum, es war jene echte ‚„‚humanitas“, wie sie in der römischen Kaiserzeit der 
wundervolle Brief des jüngeren Plinius (ep. VIII, 24) bezeugt. 


München. Hermann Bengtson. 


Karl Brandi } 

Dem am 9. März 1946 verstorbenen K. Brandi sind als einem Meister unseres 
Fachs von größtem internationalem Ansehen zwei Nachrufe gewidmet, auf die 
an dieser Stelle wenigstens aufmerksam gemacht sei. Der Nekrolog P. E. Schramms 
(Zeitschr. d. Savigny-Stiftung f. Rechtsgesch., Germ. Abt]. 65. Bd., 1947 S. 476ff.), 
ausgehend von den besonderen rechtsgeschichtlichen und hilfswissenschaftlichen 
Leistungen, analysiert den Werdegang des ehemaligen Schülers von Scheffer- 
Boichorst bis zu der reifsten Schöpfung seiner biographischen Kunst. Wichtig 
auch der Hinweis auf die Verdienste des hervorragenden Hochschullehrers um 
die Universität Göttingen, um die niedersächsischen Studienzweige, Forschungs- 
gemeinschaften und Organisationen. Der ergreifende Nachruf Heinrich Ritter 
von Srbiks im Almanach d. österr. Akademie d. Wiss. (Jahrg. 97, 1947, Wien 
1948) umfaßt die sämtlichen Schaffensbezirke und die einzelnen Arbeiten Brandis 
in fein abgewogenem Urteil. Vom historischen Erlebnisreichtum unserer neuzeit- 
lichen Geschichte vor und nach zwei Weltkriegen schmerzhaft durchglüht, er- 
reicht die Würdigung des führenden Historikers Österreichs einen denkbar hohen 
Grad von abgeklärter Objektivität. In seiner Vereinigung von persönlichster 
Beseeltheit, weiter historischer Schau und menschlichem Adel ehrt dieser Nekrolog 
gleichermaßen den Verewigten wie den Verfasser. 

Heidelberg. Willy Andreas. 


Otto Hoetzsch } 

Am 27. August 1946 ist in Berlin Otto Hoetzsch gestorben. Mit ihm 
ist der Gelehrte verschieden, der sich zweifellos besondere Verdienste um den 
organisatorischen Ausbau des Faches der osteuropäischen Geschichte in Deutsch 
land erworben hat, der am nachhaltigsten auf die eigene Bedeutung des Faches 
innerhalb der europäischen Geschichte und auf seinen eminenten Wert als Voraus 
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setzung für alles politische Handeln auf diesem Gebiethingewiesenhat. Treitschke, 
Lamprecht und Hintze waren die Namen, denen sich Hoetzsch am meisten ver- 
pflichtet wußte. Im Zusammenhang mit seiner Lehrtätigkeit an der ehem. 
Kgl. Akademie in Posen galt sein Interesse zunächst der polnischen Geschichte 
und den deutsch-polnischen Beziehungen. Später wandte es sich vorwiegend der 
Geschichte Rußlands zu. Eine kurzgefaßte Geschichte Rußlands und ein Werk 
über Alexander II. wird aus seinem Nachlaß demnächst veröffentlicht werden. 
Er widmete seine Arbeitskraft vor allem der Erforschung des Werdens und der 
Formen der staatlichen Macht und ihrer wirtschaftlichen und sozialen Voraus- 
setzungen. Der Zusammenhang der osteuropäischen mit der gesamteuropäischen 
Geschichte wurde von ihm besonders in Lehre und Forschung gepflegt. Es bleibt 
zu bedauern, daß Hoetzsch einen großen verfassungsgeschichtlichen Vergleich 
zwischen Moskau-Rußland, Polen-Litauen und Brandenburg-Preußen nicht über 
die bekannten drei frühen Aufsätze zu dieser Frage hinaus fortgesetzt hat. Ihn 
fesselte später immer ausschließlicherdie weltgeschichtliche Bedeutung Osteuropas, 
besonders Rußlands, im Zeitalter des Imperialismus. Hoetzsch begriff Rußland 
als eine der europäischen Großmächte und suchte es durch die auch auf die anderen 
europäischen Großmächte anzuwendenden Kategorien zu verstehen. Bei einer 
solchen Sicht konnte natürlich die Eigentümlichkeit der russischen Kultur, die 
schon am Beginn der russischen Geschichte ihre entscheidende Prägung erfuhr, 
nur eine geringe Bewertung hinsichtlich ihrer historischen Kraft erfahren. Mit 
großer Nüchternheit erkannte Hoetzsch den geistigen Bewegungen einer Epoche 
keine andere Macht als die einer Ideologie zu. Den Sinn der historischen Arbeit 
sah Hoetzsch wohl letztlich in der unmittelbaren Verwertung der historischen 
Einsicht für die Politik, und auch hieraus ergab sich für ihn eine Konzentrierung 
seiner Arbeit auf die jüngste Vergangenheit. Nicht zuletzt lag aber gerade in 
seinem starken politischen Interesse Reiz und Erfolg seiner Lehrtätigkeit begründet. 
Er vermochte seine Begeisterung für die Klarlegung der machtpolitischen Zu- 
sammenhänge, des diplomatischen Getriebes und der wirtschaftlichen Interessen 
auf seinen großen Schülerkreis zu übertragen. 


Mainz. W, Philipp. 


Wilhelm Levison } 


Ein außerordentlicher Verlust traf die Wissenschaft mit dem Tode Wilhelm 
Levisons (geb. 1876 in Düsseldorf, gest. am 17. Jan, 1947 in Durham). Der be- 
scheidene und stets hilfsbereite Bonner Historiker (1903—35) war der beste 
deutsche Kenner des Frühmittelalters, das er durch Handschriftenforschungen 
und als selbstloser Mitarbeiter Bruno Kruschs durch Mitherausgabe der Scriptores 
rerum merowingicarum erschloß. Seit 1899 Mitarbeiter, seit 1925 Mitglied der 
Zentraldirektion der MGH. wirkte er auch nach der Verfemung seiner jüdischen 
Abstammung im Stillen weiter für die Sachlichkeit der quellenkritischen Arbeit 
des Instituts. Als umsichtiger bibliographischer Berichterstatter für das NA. 
(101—35) und die Jahresberichte für Deutsche Geschichte war er zugleich ein 
geschätzter Rezensent auch für die HZ., urteilte sachlicher als Krusch in dessen 
Streit mit M. Buchner und bewährte ebensolche Haltung in der Kritik, etwa an 
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E. Caspars „‚Pippin und die römische Kirche“. In der Festgabe Fr. Ehrle be- 
handelte er dann selbst die Konstantinische Schenkung und die Silvesterlegende, 
in der Festgabe P. F. Kehr die Actus Silvestri und gab hier ein heute selten ge- 
wordenes Beispiel kritischer Erörterungen. Seine frühmittelalterlichen Dar- 
stellungen in Gebharts Handbuch der deutschen Geschichte 1922 und 1% 
wirkten in bestem Sinne auch in die Breite. Aus nie gelöster Verbundenheit mit 
seiner rheinischen Heimat widmete er dieser in der von der Gesellschaft für 
Rheinische Geschichtskunde herausgegebenen Geschichte des Rheinlandes 1922 
den Abschnitt „Vom Ende der Römerherrschaft bis zum Interregnum“, Über 
seine gesamte Arbeit bietet seine Witwe Elsa Levison 1948 einen Überblick durch 
„Wilhelm Levison 1876—1947 a bibliography“, Oxford 1948. [Eine Auswahl- 
sammlung seiner Aufsätze zur fränk. und rhein. Geschichte ist im vorigen Jahre 
erschienen. Anzeigen dieser beiden Veröffentlichungen wird die HZ, noch 
bringen. K-t.] 
München. Hans Rall, 


Eine Ergänzung der Totenliste bringen wir im nächsten Heft. Kt. 


VERMISCHTES 


20. Versammlung deutscher Historiker in München. 
12.—15. Sept. 1949. 


Da die während des Krieges von Th. Mayer und Platzhoff veranstalteten Histo- 


rikertreffen nur einen beschränkten Personenkreis zusammenführten, ist seit dem 
Erfurter Historikertag von 1937, auf dem sich der Druck einer parteiamtlichen 
Geschichtsbetrachtung und Personalpolitik schon lähmend fühlbar machte, mehr 
als ein Jahrzehnt vergangen, bis nunmehr wieder eine allgemeine Versammlung 
deutscher Historiker zusammentreten konnte. Nach der langjährigen Unterbre- 
chung war das Bedürfnis persönlicher Fühlungnahme besonders stark und der 
Besuch der Tagung infolgedessen ungewöhnlich zahlreich. Die Themen zielten 
auf Fragen und Gegenstände ab, die uns heute noch bestimmen und bewegen, 
trotzdem kam bei den meisten der Kontakt mit der gegenwärtigen Situation nur 
sehr gedämpft zum Ausdruck. Neben dem wissenschaftlich wie menschlich 
überragenden Vortrag von Hans Rothfels-Chicago über Bismarck und das 
19. Jahrhundert entsprach vor allem der Einleitungsvortrag von Gerh. Ritter- 
Freiburg, ‚‚Gegenwärtige Lage und Zukunftsaufgaben deutscher Geschichts- 
wissenschaft‘ den drängenden Erfordernissen der Stunde. Er wird in der HZ 
erscheinen, so daß sich eine Inhaltsangabe erübrigt. Auch von den anderen Vor- 
trägen, die ja sämtlich an verschiedenen Stellen veröffentlicht werden, müssen 
wir uns zwecks Raumersparnis mit Titelangaben begnügen. Dem Altertum 
waren gewidmet A. Heuß-Kiel, Die Völkerrechtsordnung der Pax Romana, und 
H. Strasburger, Der Einzelne und die Gemeinschaft im Denken der Griechen. 
H. Aubin-Hamburg behandelte in weitgespannten, auf unzähligen Einzelbeob- 
achtungen beruhenden Ausführungen „‚Einheit und Vielheit im Aufbau des mittel- 
alterlichen Abendlandes“. W. Berges-Berlin beschäftigte sich mit dem Natur- 
techt als Problem des späten Mittelalters, Mich. Seidlmayer-Würzburg mit 
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den „Wandlungen des humanistischen Lebensstils und Lebensgefühls. (Zur Frage 
der Säkularisierung der mittelalterlichen Lebensformen durch die Renaissance 
des 14.—16. Jahrhunderts.)“ Griewank-Jena, der in letzter Stunde für den uns 
durch einen jähen Tod entrissenen R. Stadelmann 'einsprang, analysierte in ab- 
gerundeter Form das Jahr 1848 in seiner Bedeutung für die deutsche Geschichte. 
Fr. Fischer- Hamburg sprach über den deutschen Protestantismus und die Politik 
im 19. Jahrhundert. Die Reihe der Vorträge fand einen wirkungsvollen Abschluß 
in der formvollendeten, durchsichtig-klaren Rede Th. Litts-Bonn über Ge- 
schichtswissenschaft und Geschichtsphilosophie. — Die eigentliche fachwissen- 
schaftliche Arbelt wurde umrahmt von Empfängen durch die staatlichen und 
städtischen Behörden; von den Berichten über die Lage der deutschen Archive 
(B. Vollmer-Düsseldorf) und der deutschen wissenschaftlichen Bibliotheken 
(Hofmann-München) nach dem 2. Weltkrieg; von einer Konferenz der landes- 
geschichtlichen Publikationsinstitute (unter Leitung von E. Stengel-Marburg) 
und einer Versammlung des neu gegründeten Verbandes deutscher Geschichts- 
lehrer. Ein Ausflug führte die Teilnehmer in das Kloster Andechs. Der Verband 
der Historiker Deutschlands konstituierte sich neu und wählte G. Ritter, H. Au- 
bin, Jos. Vogt und H. Heimpel zu Vorsitzenden. Gleichzeitig fanden die Sitzungen 
der Zentraldirektion der Mon. Germ. und der Münchner Historischen Kommis- 
sion statt. K-t. 


Entschließungen des deutschen Historikertages 


Der erste, in München versammelte Historikertag nach dem zweiten Weltkrieg 
hat sich mit dem Zustand des Quellenmaterials zur neuesten deutschen Geschichte 
und des deutschen Archivwesens überhaupt beschäftigt und erklärt: 


1. Es ist ein politisch wie wissenschaftlich gleich bedenklicher, auf die Dauer 
unerträglicher Zustand, daß weitaus der größte und wichtigste Teil des Quellen- 
materials seit 1919, in einzelnen Beständen sogar seit der Bismarckzeit, sich heute 
außerhalb Deutschlands befindet und der deutschen Forschung praktisch un- 
zugänglich ist. Wir richten an alle zuständigen deutschen Stellen die dringende 
Bitte, alles zu tun, was in ihren Kräften steht, um zu erreichen, daß die Rück- 
gabe dieser Archivalien an Deutschland beschleunigt und nicht bis zu einem 
Friedensschluß vertagt wird, dessen Termin heute niemand kennt. Wir appel- 
lieren an die Loyalität und Einsicht unserer ausländischen Berufsgenossen mit 
der Bitte, diesem Verlangen Verständnis entgegenzubringen und es ihrerseits zu 
unterstützen. Wir halten es aber auch für eine dringende gesamtdeutsche Auf- 
gabe, dafür zu sorgen, daß gemeindeutsche Aktenbestände von Bundes wegen 
gesammelt, geordnet und archivalisch verwaltet werden. 


2. Wir halten die Mitarbeit deutscher Historiker an den jetzt im Ausland vor- 
bereiteten Editionsreihen deutscher politischer Akten aus fachwissenschaftlichen 
wie aus politischen Gründen für dringend erwünscht und bedauern, daß bisher 
kein einziger deutscher Fachvertreter dazu herangezogen worden ist. 

3. Da die deutsche Geschichte eine Einheit ist, die sich nicht nachträglich zer- 
spalten läßt, müßte ihre wissenschaftliche Erforschung praktisch unmöglich 
werden, wenn die gegenwärtigen praktischen Hindernisse bzw. Erschwerungen 
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des Reiseverkehrs und Austausches zwischen den Archiven und Bibliotheken der 
Ostzone und den deutschen Westzonen fortdauern. Wir bitten die Regierung 
der westdeutschen Bundesrepublik in Verhandlung mit den deutschen Behörden 
der Ostzone auf Erleichterung des Austausches der beiderseitigen Archive und 
Büchereien und des Reiseverkehrs zwischen ihnen zu dringen. 

4. Wir halten die schleunige Errichtung eines gut ausgestatteten deutschen 
Instituts zur zentralen Organisierung zeitgeschichtlicher Forschungen für äußerst 
vordringlich. Ihm müßte vor allem die Gewinnung einer Übersicht über das 
noch vorhandene Quellenmaterial zur Geschichte der Hitlerzeit zufallen, aber 
auch dessen Ergänzung durch Befragen noch lebender Zeugen, dazu die Publi- 
kation von Quellenreihen und Monographien. Wir beabsichtigen zunächst 
einen förmlichen Antrag an die neugebildete westdeutsche Bundesregierung zu 
richten, daß in Verbindung mit dem zu begründenden Bundesarchiv ein solches 
Institut geschaffen wird, zur wissenschaftlichen Bearbeitung der Quellen zur 
jüngsten deutschen Geschichte, zur Vorbereitung und Durchführung von 
Quellenpublikationen und zur Sicherung einer wissenschaftlich objektiven und 
kritischen Auswertung in Darstellungen aller Art. 


Preisausschreiben 


Die Studiengemeinschaft der Evangelischen Akademie in Deutsch- 
land hat eine Anzahl von Themen öffentlich zur Bearbeitung ausgeschrieben, 
aus denen wir die mit unserem Arbeitsbereich sich berührenden aufführen: Das 
Grundrecht der Gewissensfreiheit. Das Problem der Humanität im Marxismus. 
Kampf ums Dasein und Kampf um die Macht bei Nietzsche. Der Gemeinschafts- 
begriff der Ostkirche und der Begriff des Kollektivs. Für die beste, den 
Bedingungen entsprechende Bearbeitung jedes dieser Themen wird ein 
Preis von DM 500.— ausgesetzt. Die Arbeiten müssen bis spätestens 31. De- 
zember 1950 bei dem Sekretariat der Studiengemeinschaft der Evangelischen 
Akademie Stuttgart-N, Relenbergstraße 74 eingereicht sein, von dem die näheren 
Bestimmungen angefordert werden können. K-t. 


Druckfehlerberichtigung 
In der Besprechung von R. Kassner, Das Neunzehnte Jahrh., durch Willy 
Andreas ist in HZ. 169, 1, 126 Z.8 v. u. zu lesen „Grundströmungen“, statt 
„Grundbestimmungen“. K-t. 


Briefe von Ferdinand Gregorovius 


Für die Reihe ‚‚Deutsche Geschichtsquellen des 19. Jahrhunderts“, die von der 
Münchener Historischen Kommission herausgegeben wird, ist eine Gesamtaus- 
gabe der Briefe von Ferdinand Gregorovius in Aussicht genommen. Mit der 
Herausgabe dieser Briefe ist Dr. Waldemar Kampf-Freiburg i. Br. beauftragt 
worden. Der Herausgeber bittet, alle bisher noch nicht veröffentlichten bzw. an 
schwer zugänglichen Stellen (vor allem in Zeitungen) erschienenen Briefe ihm 
entweder im Original, in Abschrift oder in Photokopien zur Verfügung zu stellen. 
Auch für einen kurzen Hinweis, wo sich solche Briefe noch befinden, wäre er 
sehr dankbar. Die Nachrichten bittet er zu richten an: Dr. Waldemar Kampf, 
Freiburg i. Br., Dimmlerstr. 8. 
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Neue Bücher 


Delbrück-Gedächtnisschrift. 

Zum 100. Geburtstag Hans Delbrücks hat seine Tochter Johanna Bräuer-Haart- 
hof, die als Vertriebene in Wernitzgrün im Vogtland lebt, eine Gedächtnisschrift 
von ca. 100 S. Umfang verfaßt. Um eine Drucklegung zu ermöglichen, bittet ihr 
Sohn, der Werkstudent Jorg Bräuer-Haarthof, Regensburg, Prüfening, Schloß, 
etwaige Interessenten, auf sein Girokonto 20874 bei der Kreissparkasse Regens- 
burg-Land in Regensburg 3 DM zu überweisen. Für diesen Betrag wird er ein 
Exemplar portofrei dem Besteller übersenden. 


Erklärung. 

Im letzten Heft der HZ. 169, 2,422 geschieht eines Aufsatzes von G. Schreiber 
in einer Form Erwähnung, die den Verfasser persönlich verletzen mußte, ohne 
den Leser sachlich zu unterrichten. Indem wir uns eine spätere Würdigung des 
Aufsatzes vorbehalten, sprechen wir unser Bedauern aus, daß jene Wendungen 
unserer Aufmerksamkeit entgangen sind. Wir bitten die Mitarbeiter der HZ., 
uns bei dem Bestreben zu unterstützen, den in diesen Spalten gewohnten ruhigen 
Ton in der Diskussion zu wahren. Die Schriftleitung. 

NEUE BÜCHER 
Von Hans Jessen-Göttingen. 

Die angeführte Literatur lag der Redaktion nicht vor. Die Titel wurden 
Bibliographien und Zeitschriften entnommen. Eine wichtige Quelle war der im 
Aufbau befindliche Zentralkatalog der Auslandsliteratur, der von der Göttinger 
Universitätsbibliothek auf Grund der Meldungen der angeschlossenen Biblio- 
theken gebildet wird.!) 


Allgemeines 

Ritter, G.: Geschichte als Bildungsmacht. Ein Beitr. z. hist.-polit. Neu- 
besinnung. Sg.: Deutsche Verlagsanstalt 1946, 53 S. — Mitteis, H.: Rechts- 
geschichte u. d. Problem der histor. Kontinuität. Be.: Akademie 1948, 25 S. 
(Abhandl. d. Dtsch. Akad. d. Wiss. Phil. hist. Kl. Jg. 1947, 1.) — Brandi, K.: 
Geschichte der Geschichtswissenschaft. Bo.: Univ.-Verl. 1947, 130 S. 
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Vorstius, J.: Grundzüge d. 
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Harrassowitz 1948. VII, 114 S. — Holdsworth, W. S.: Essays in law and 
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gariens.] — Löwenstein, Prince Hubertus: The Germans in the history, 
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Vorgeschichte und Altertum 

Behn, F.: Vor- und Frühgeschichte. Grundlagen, Aufgaben, Methoden. 
Wiesbaden, Brockhaus 1948. 275 S. — Paret, O.: Das neue Bild der Vorge- 
schichte. Sg, Schröder 1946. 232 S. — Bittel, K.: Grundzüge der Vor- und 
Frühgeschichte Kleinasiens. Tb, Wasmuth 1945. 115 S. — Laistner, M.L.W.: 
A history of the Greek world from 479 B. C. to 323 B. C. 2nd ed. Lo, Methuen 
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Altertum. Weimar: Böhlau 1948.2688S. — Fischer, J.: DieVölkerwanderungszeit 
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Mittelalter 
Aubin, H.: Vom Altertum zum Mittelalter. Absterben, Fortleben, Erneue- 
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Roman civilization. Ox, Clarendon Press 1948. XXXI, 436 S.— Pigulevskaja, 
N. V.: Byzantija i Iran na rubese 6 i 7 vekov. Moskva, Leningrad, Akad. Nauk 
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